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Vorwort  zur  fünften  Auflage. 


Die  Grandlagen,  auf  welche  das  vorliegende  System  des 
allgemeinen  nnd  dentechen  Staatsrechts  in  der  vorigen  (vierten) 
Ausgabe  gebracht  worden  ist^  sind  auch  bei  der  dennaligen 
f&nften  Ausgäbe  dieselben  geblieben.  Was  hier  dargestellt 
werden  wollte,  ist  das  geltende  Staatsrecht  der  Oe gen- 
wart, kein  Staatsrecht  der  Zakunft!  Wohl  aber  habe  ich 
mir  die  Verbessemng  und  insbesondere  die  ErgansEong  und 
FortfUumng  des  Baches  nut  Berttcksichtigang  der  neuesten 
Fortbildungen  in  der  Gesetzgebung,  Wissenschaft  und  Praxis 
angelegen  sein  lassen.  Die  zahlreichen  Zusätze  und  Ver- 
Sndemngep  in  dem  bisherigen  Texte  und  den  Noten  werden 
es  rechtfertigen,  jrenn  auch  diese  neue  Ausgabe  als  eine  durch- 
aus vermehrte  und  verbesserte  bezeichnet  wird. 

Die  in  der  vierten  Auflage  gewählte  Eintheilung  in  zwanzig 
Absdmitte,  so  wie  die  Reihenfolge  der  Paragraphen  ist  im 
Wesentlichen  beibehalten  worden.  Es  geschah  dies  aus  der 
Slleksicht,  um  nicht  die  Verweisungen  und  Bezugnahmen, 
welcher  sich  die  vierte  Auflage  vielseitig  bei  anderen  Schrift- 
steilem zu  erfreuen  hatte,  unbrauchbar  zu  machen  oder  doch 
deren  Nachschlagung  und  die  Auffindung  der  citirten  Stellen, 
namentlich  den  Praktikern,  zu  erschweren ;  in  den  Notenzählen 
waren  aber  Veränderungen  durch^Uigig  unvermeidlich.  Eine 
Varäoderung  hat  auch  in  der  äusseren  Oeconomie  des  Buches 
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insofern  stattfinden  mttssen,  als  es  f&r  zweckmässig  erachtet 
wurde,  die  Bogenzahl,  welche  in  der  vierten  Ausgabe  sehr 
ungleichmassig  in  zwei  Bände  vertheilt  war,  nunmehr  möglichst 
gleichmässig  in  dieselben  einzutheilen.  Dies  wurde  dadurch 
erreicht,  dass  die  Abschnitte  XI — XIV,  beziehungsweise  die 
Paragraphen-Seihe  von  §.  201 — 280  in  den  ersten  Band  her- 
ttbergenommen  wurden. 

Endlich  erschien  es  auch  dem  Inhalte  angemessen,  indem 
nunmehr  der  positive  deutsch  -  rechtliche  Stoff  weitaus  flber- 
wiegt,  den  Titel,  welchen  die  vierte  Auflage  flihrte:  „All- 
gemeinesund deutsches  Staatsrecht'',  in  „gemeines 
deutsches  Staatsrecht,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  das  allgemeine  Staatsrecht''  umzuändern.  Ich 
glaube  desshalb  um  so  weniger  Tadel  zu  verdienen,  als  es 
vielmehr  einer  Entschuldigung  bedürfen  möchte,  dass  dieser 
Titel  nicht  schon  bei  der  vorigen  Ausgabe  gewählt  worden  ist. 

Ein  vollständiges  Sachregister  wird,  wie  bei  den  früheren 
Ausgaben,  am  Schlüsse  des  zweiten  Bandes  geliefert  werden. 


Heidelberg,  im  November  1862. 


H«  Zoepfl. 


Vorwort  zur  vierten  Auflage. 


Nach  dem  bnchbändlerischen  Bedttrfiiiss  hätte  diese  nene 
Ausgabe  Bchon  um  Ostern  des  verflossenen  Jahres  erschemen 
sollen.  Die  VerroUständigang  des  Inhaltes  aber,  welche  sich 
in  einem  noch  grosseren  Umfange  als  zweckmässig  darstellte, 
sls  sie  in  der  vorigen  (dritten)  Auflage  bewirkt  worden  war, 
hat  dne  Verzögening  veranlasst,  welche,  wie  ich  hoffe,  dem 
Werke  nur  znm  Vortheile  gereichen  konnte.  An  den  allgemeinen 
Grondsätzen,  welche  die  Gmndlage  der  Darstellnng  bilden, 
liabe  ieh  keine  wesentliche  VeiiLndening  vorzunehmen  Ursache 
gehabt;  wohl  aber  ist  im  Einzelnen  vieles,  theils  genaner  be- 
Btnnmt,  theils  weiter  ansgefllhrt  worden.  Es  ist  kein  Paragraph 
ohne  Umarbeitung  geblieben :  sehr  viele  Paragraphen  sind  ganz 
neu  zugesetzt  worden.  Einer  Aufzählung  dieser  Zusätze  im 
Emzelnen  wird  es  um  so  weniger  bedürfen,  als  die  um  mehr 
als  das  Zweifache  vermehrte  Bogenzahl  im  Vergleiche  zur 
vorigen  Ausgabe  und  die  hierdurch  nothwendig  gewordene 
Abtheilnng  des  Buches  in  zwei  Bände  in  dieser  Beziehnng  ftlr 
sich  selbst  spricht  Um  das  Verhältniss  dieser  neuen  Ausgabe 
zu  der  vorigen  zu  bezeichnen,  werden  daher  wenige  Andeu- 
tungen genügen. 

L  Soviel  die  allgemeinen  Lehren  des  Staatsrechts 
anbelangt,  so  habe  ich  an  der  Ansicht  festgehalten,  dass  sich 
im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  in  dessen  Bfitte  wir  bereits 
stehen,  in  der  Nation  eine  grosse  Anzahl  allgemeiner  An- 
sehauungen   und  Grundsätze  festgestellt  hat,   welche  in  der 
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Praxis  Giltigkeit  behaupten  und  ihre  Grundlage  bilden,  ob- 
schon  sie  weder  in  die  Form  gemein  verbindlicher  Gesetze, 
noch  in  die  Form  eines  juristisch  erweislichen  gemeinen  Her- 
kommens eingekleidet  worden  sind.  Ich  gehe  also  von  der 
Annahme  des  Daseins  eines  nationalen  Ideenkreises  in  staats- 
rechtlicher Beziehung  ans,  der  neben  dem  äusserlich  erkennbar 
gewordenen  Rechte  seine  Giltigkeit  behauptet,  ja  diesem  selbst^ 
und  zwar  nicht  blos  in  Bezug  auf  einzelne  wenige  Grundbe- 
griffe, zur  Grundlage  dient. 

Wenn  auch  in  dieser  Beziehung  noch  manches,  ja  vieles, 
im  Einzelnen  schwankend  und  streitig  erscheinen  mag,  so 
ist  dies  doch  kein  Grund,  das  Dasein  eines  solchen  nationalen 
staatsrechtlichen  Ideenkreises  an  sich  zu  läugnen,  oder  ihm 
nur  geringe  Bedeutung  beizulegen.  Selbst  das  Bingen  nach 
der  Geltendmachung  entgegenstehender  Ansichten  ist  ein  natio- 
nales Ringen,  also  ein  Theil  unseres  Nationallebens  selbst, 
und  so  lange  nicht  eine  legislative  Autorität  einen  solchen 
Streit  durch  ihr  imperatorisches  Eingreifen  abschneidet,  wird 
jede  wissenschaftliche  Richtung  das  Recht  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  dürfen,  die  Erkenntniss,  welche  sie  von  ihrem  .Stand- 
punkte aus  zu  Tage  fördert,  als  die  richtige  nationale  zu  ver- 
treten und  zu  behaupten.  Zur  besonderen  Aufgabe  habe  ich 
es  mir  in  dieser  Beziehung  gemacht,  dieprincipiellen  staats- 
rechtlichen Fragen,  welche  in  der  neuesten  Zeit  die  Nation, 
mehr  als  frtther,  in  Bewegung  gesetzt  haben,  in  den  Kreis  der 
Unterauchung  zu  ziehen,  und  durch  eine  ruhige,  rein  objektiv 
gehaltene  Prüfling  den  Weg  zu  einer  richtigeren  Einsicht  und 
zur  Verständigung  anzubahnen. 

n.  Ganz  neu  aufgenommen  ist  die  dogmatische  Darstel- 
lung der  ehemaligen  Reichsverfassung  und  des  öffentlichen 
Rechtes  der  Rheinbundszeit.  Es  geschah  dies  hauptsächlich 
in  Folge  der  praktischen  Erfahrung,  die  ich  aus  der  grossen 
Anzahl  der  von  mir  während  meiner  mehr  als  fUnf  und 
zwanzigjährigen  publicistisehen  Thätigkeit,  theils  im  Namen 
der  Juristenfakultät  (des  Spruchcollegiums),  theils  auf  beson- 
dere Veranlassung,   bearbeiteten   staatsrechtlichen  Rechtsfälle 
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iDd  Grtadilen  schöpfen  iniimte,  dass  die  neneren  Zosttade 
iiid  Bedrtsqndleii  in  weit  innigerem  ZvBammenhange  mit  den 
Uteren  Zogtibiden  nnd  BechtsqneDen  stehen,  als  dies  im  All- 
geneiiien  gewürdigt  zu  werden  scheint;  es  geschah  aber  auch 
US  besonderer  Rücksicht  anf  die  Zuhörer  in  meinen  Staats- 
lecUfichen  Yorlesnngen,  indem  bei  den  eigenfhflmlichen  Vor- 
kUtDinen  unserer  Universität,  nicht  von  allen  vorausgesetzt 
werden  kann,  dass  sie,  wie  es  sehr  wllnschenswerth  w&re, 
Toilier  schon  einen  vollständigen  Cnrsos  der  deutschen  Staats- 
Bnd  Rechtsgeschichte  gemacht  haben;  endlich  musste  auch 
hkrzn  die  Rtteksicht  auf  die  Praktiker  bestimmen,  welche  dieses 
fiaeh  gebrauchen  und  vielfach  den  Wunsch  ausgesprochen  haben, 
jene  älteren  staatsrechtlichen  Verhältnisse,  welche  zum  Ver- 
itSndiiisse  des  praktischen  Rechts  unentbehrlich  sind,  und 
bänfig  sogar  noch  selbst  praktischen  Einfluss  äussern,  wenigstens 
in  den  Gmndzflgen  und  mit  den  nothwendigen  Verweisungen 
aaf  die  ältere  Literatur,  dem  Werke  beigegeben  zu  finden. 

m.  Eine  grosse  Erweiterung  hat  insbesondere  auch  die 
Oaistellung  der  deutschen  Bundesverfassung  erhalten.  Da 
dem  Verfasser  durch  besondere  Vergünstigung  hochgestell- 
ter Personen  die  Möglichkeit  gewährt  worden  ist,  auch  die 
antliehe  (Folio-)  Ausgabe  der  Protokolle  der  Bnndesver- 
lanunhmg  von  der  Zeit  ihrer  Wiederherstellung  an  bis  zum 
Beginne  des  Druckes  (November  1854),  so  wie  auch  die 
für  das  gegenwärtig  geltende  Bundesrecht  so  wichtigen  Pro- 
tokoDe  der  Dresdener  Conferenzen  zu  benützen,  was 
bisher  noch  keinem  publicistischen  Schriftsteller  vergOnnt 
gewesen  ist,  und  da  überdies  das  Jahr  1854  eine  besondere 
Bedentang  ftir  die  Bundesgesetzgebung  durch  das  Znstande- 
konunen  der  revidirten  Geschäftsordnung  der  Bun- 
desversammlung und  mehrerer  anderer  Bundesbeschlüsse 
^(m  bleibender  Bedeutung  erhalten  hat,  so  konnte  das  Bun- 
deireeht  auf  seinem  neuesten  Standpunkte  dargestellt 
weiden.  Durch  die  Art  der  Benützung  dieser,  sowie  mancher 
indeien,  bis  jetzt  noch  nicht  allgemein  zugänglichen  Quellen 
Sbnbt  der  Verfasser  seinem  Werke  zum  Theil  den  Charakter 
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eines  QnellenwerkeB  verschafft  zn  haben.  Der  aufmerk- 
same Leser  wird  überdies  in  diesem  Buche  mannigfache  Nach- 
richten und  Aufschlüsse  über  bisher  unbekannte  oder  nicht  ge- 
hörig aufgeklärte  staatsrechtliche  Verhältnisse  finden,  welche 
nur  durch  persönliche  Erkundigungen  an  den  betreffenden 
Orten  und  Stellen  zu  erlangen  waren,  und  dem  Verfasser  mit 

der  dankenswerthesten  Zuvorkommenheit  mitgetheilt  worden  sind. 

* 

IV.  Ganz  neu  zugesetzt  ist  in  diesem  ersten  Bande  auch 
der  zehnte  Abschnitt,  welcher  von  den  seit  dem  Jahre  1848 
beabsichtigten  Veränderungen  der  Bundesverfassung  handelt. 
Auch  die  Darstellung  dieses  Zeitabschnittes  durfte  nicht  unter- 
lassen werden;  deun  wenn  schon  die  verschiedenen,  in  den 
letzten  Jahren  beabsichtigten  Veränderungen  nicht  in  der  Art 
und  Weise,  wie  sie  im  Plane  lagen,  ins  Leben  getreten  sind, 
so  sind  doch  auch  diese  bewegten  Jahre  keinesweges  spur- 
los an  der  Nation  vorübergegangen,  und  gar  manche  Er- 
scheinung der  (Gegenwart  hat  in  denselben  ihre  Wurzel,  oder 
findet  darin  ihre  Erklärung.  Ich  glaube  auch  bei  der  Dar- 
stellung dieser,  zwar  kurzen,  aber  inhaltschweren  Periode, 
welche  je  nach  dem  Partheistandpunkte  zu  sehr  verschiedener 
Auffassung  Gelegenheit  gibt,  dem  Grundsatze  der  rein  ob- 
jektiven Behandlung,  dessen  Beobachtung  ich  mir  bei  der 
Bearbeitung  des  gesummten  Werkes  zur  Pflicht  gemacht  habe, 
nicht  untreu  geworden  zu  sein.  Die  Kritiken  der  verschiedenen 
Veränderungsvorschläge ,  welche  unvermeidlich  waren,  wenn 
aus  der  schweren  Vergangenheit  Nutzen  und  Belehrung  fttr 
die  Zukunft  gezogen  werden  soll  —  was  zu  vermitteln  die 
Sache  der  Wissenschaft  ist  —  gelten  überall  nur  der  Sache, 
nicht  den  Personen. 

Uebrigens  sind  diese  Kritiken  nicht  etwa  erst  jetzt,  nach- 
dem die  Bundesverfassung  in  der  Hauptsache  wieder  in  das 
alte  Geleise  zurückgebracht  worden  ist,  von  mir  verfasst 
worden.  Ich  habe  meine  Ansichten  nicht  nur  schon  während 
des  Laufes  der  Bewegungen  bei  mehreren  Gelegenheiten  in 
besonderen  Druckschriften  dargelegt,  auf  welche  ich  bei  dieser 
Ausgabe  verweisen  konnte,  sondern  ich  habe  diese  Kritiken 
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m  derselben  Zeh  und  seitdem  stets  in  meinen  Vorlesnngen 
aBQgesproehen ,  nnd  im  Wesentlichen  meinen  ZnhOrem  in  be- 
«mderen  Druekbogen  znr  vorlänfigen  Er^Uiznng  der  dritten 
Alllage  meines  Lehrbuches  mitgetheilt 

V.  Endlich  ist  auch  eine  wesentliche  nnd  durchgreifende 
Teribiderang  mit  der  Systematik  des  Baches  vorgenommen 
worden.  Es  handelte  sich  vor  allem  darum,  das  deutsche 
Bimdesrecht,  nnd  zwar  nicht  blos  jenes,  welches  sich  auf  den 
Band  als  Gesammtheit  bezieht,  sondern  auch  dasjenige,  welches 
ab  eine  Schöpfung  des  Bundes  in  das  Staatsrecht  der  ein- 
idneu  Bundesstaaten  eingreift,  mit  dem  allgemeine  Staats- 
rediie  in  einen  organischen  Zusammenhang  zu  bringen,  damit 
idcfat  fernerhin  das  Bundesrecht,  so,  wie  es  bisher  in  den 
Lehrbaehem  des  deutschen  Staatsrechts  mehr  oder  minder  der 
Fan  war,  wie  ein  zusanmienhangsloser  Anhang  des  deutschen 
Staaterechts  erscheine.  In  wiefern  es  gelungen  ist,  diesen 
Uebelstand  zu  beseitigen,  wird  sich  besonders  nach  dem  Er- 
scheinen des  zweiten  Bandes,  mit  dessen  Druck  unmittelbar 
foitgefahren  wird,  beurtheilen  lassen.  Sodann  wurde  ttber- 
haopt  die  möglichste  Einfachheit  der  Systematik  angestrebt, 
and  daher  alle  Eintheilung  nach  Theilen  und  Bttchem  in  mehr- 
beben  Gliederungen  unterlassen ,  dagegen  aber  der  Stoff  ein- 
fiuh  in  Abschnitte  zerlegt,  welche  in  möglichst  natürlicher 
Bdhenfolge  zusammengestellt  wurden. 

VI.  Die  vollständige  Umarbeitung  des  bisherigen  Werkes, 
aamentlich  die  Auftiahme  so  vieler  positivrechtlichen  Materien, 
wonach  das  Buch  selbst  wohl  als  ein  neues  Werk  bezeichnet 
werden  darf,  machte  auch  eine  theilweise  Veränderung,  d.  h. 
Erweiterung  des  Titels  nöthig,  und  wird  es  rechtfertigen,  dass 
daflselbe  nunmehr  nicht  blos  als  „Grundsätze  des  allge- 
meinen," sondern  zugleich  als  „Grundsätze  des  deutschen 
Staatsrechts^^  bezeichnet  worden  ist.  Wenn  dagegen  die  Er- 
wihnung  des  constitutionell-monarchischen  Staatsrechts  aus  dem 
Titd  hinweggelassen  worden  ist,  so  ist  dies  nur  der  Yer- 
^acbung  desselben  wegen  geschehen,  und  hat  nicht  den 
Snm,  als  wenn  in  dieser  Umarbeitung  etwa  das  constitutione!!- 
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monarchische  Staatsrecht  ausgeschieden  nnd  bei  Seite  gelassen 
worden  wäre.  Es  erschien  vielmehr  als  ttberflttssig,  diesen 
Bestandiheil  noch  besonders  zu  erwähnen,  nachdem  die  Be- 
zeichnung y,dentsches  Staatsrecht'^  aufgenommen  worden 
war,  indem  die  weitaus  jgrössere  Mehrzahl  der  deutschen 
Staaten  constitutionelle  Monarchien  sind,  und  also  selbstver- 
ständlich die  in  ihnen  geltenden  Verfassnngsgrundsätze  hier 
zum  Vortrage  kommen  mttssen. 

Der  schon  im  Vorworte  zur  ersten  Auflage  ausgesprochene 
Grundgedanke,-  das  in  Deutschland  gemeingiltige  Staats- 
recht, sowie  es  ist  und  wirklich  gilt,  darzustellen,  ist  auch 
bei  dieser  Umarbeitung  unabänderlicch  festgehalten  worden. 


Heidelberg,  1.  Januar  1855. 


Heinrich  Zoepfl« 
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1)  In  Bezu^  auf  die  Souverainetätsrechte  der  Bundesglieder. 

-  151.  2)  Verhältniss  der  Bundesgewalt   zu   den   Unterthanen  tmd 

Gerichtshöfen  der  einzmen  Bundesstaaten. 

-  152.  3)  Verhältniss   der  Bundesgesetzgebung    zu    den   deutschen 

Landständen. 

-  152a.  Mittheilung  der  Motive  über  Competenz-  und  Incompetenzerklämngen 

der  Bundesversammlung  an  die  Betheiligten. 

-  153.  Die  Landfriedens-  und  Rechtsverfassung  des  Bundes. 

A)  Im  Allgemeinen,    verglichen  mit    der    haandfriedens'    wnd 
RechtS'Verfassung  zur  Reichszeit,   insbesondere /ari- 
dauernder  Maaigel  eines  ständigen  Bundesgerichtes. 
•  154.         B)  Die  bundesgrundgeseizUchen  Bestimmungen  über  Lomdfriedem 

und  Rechtsverfassufig: 
a)  In  Bezug  auf  Erhaltung  des  Landfriedens  unter  den 
Bundesgliedem  selbst 

-  155.  b)  Bundesgrundgesetzliche  Bestimmungen  in  Bezug  auf 

die  innere  Huhe  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

-  156.  c)  Bundesgrundgesetzliche  Bestimmungen  in  Bezug   auf 

die  Kechtspfle^e  in  den  Bundesstaaten: 
1)  Nothwendigkeit    von    Gerichten    dritter    Instanz ; 
Actenversendung. 

-  156a.  2)  Bundesgrundgesetzliche  Zusicherungen  von  Abhilfe 

im  Falle  einer  Justizverweigerung. 

-  156b.  3)  Der  Bundesbeschluss  vom  8.  August  1861,  XXVIII. 

Sitzung,  Protok.  §.  238,  die  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten gegenseitig  zu  gewährende  Rechtshilfe  be- 
treffend. 

-  157.  d)  Bundesgrundgesetzliche  Bestimmungen   in  Bezug   auf 

Forderungen   von   Privatpersonen    ge^en   Bundes- 
glieder. (Art  30  der  Wiener  Schlussakte). 
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{.157a.  e)  Zolftsngkeit  eines  gerichtlichen  Ver&hrens  über   be- 

strittene Forderungen  von  Privatpersonen  gegen  den 
deutschen  Bund. 

-  156.  f)  Die  Bundesversanimlnng  als  richterliche  Instanz.    Un- 

Statthaftigkeit  von  Machtsprüchen  der  Bundesver- 
sammlung in  Rechtssachen. 

-  159.  Von  der  Bundesansträgal-lnstanz  insbesondere. 

a)  Uebersicht  der   bundesgesetzlichen  Bestimmungen   über   das 
Austrägalgericht 

-  Idda.  •    b)  Die  Bundesversammlung  als  Bundesausträgalinstanz  und  das 

Ansträgalgericht 

-  160.        c)  FäUe,  in  irelchen  das   bundesaustrftgalgerichtliche  Verfahren 

begründet  ist  oder  nicht 

-  160a.       d)  Das  Entscheidungsrecht   der   Bundesversammlung   über   die 

Qualifikation  eines  Falles  zur   austrägalgerichuichen  Ent- 
scheidung. 

-  161.         e)  Der  Vermittlungsversuch  am  Bundestage. 

-  162.  0  Einrichtung  der  Austrägalinstanz. 

-  163u        g)  Das  Competenz-Prüfungsrecht  des  zum  Ansträgalgericht  ge- 

wählten Gerichtshofs. 

-  164.         h)  Das  Verfieihren  des  Austrägalgerichts : 

1)  Allgemeine  Grundsätze. 

-  165.  2)  Besondere  Bestimmungen. 

•  166.  Das  Bundesschiedsgericht: 

a)  Dessen  Competenz. 

-  167.         b)  Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichts. 

-  168.         c)  Verfiihren  vor  dem  Bundesschiedsgericht 

-  169.        d)  Rechtliche  Bedeutung  der  Erkenntnisse  des  Bundesschieds- 

gerichts. 

-  170.  Die  Esekutionsordnung  des  Bundes: 

a)  Deren  Entstehung. 

-  17L        b)  Grundsätze  über  die  Anordnung  einer  Exekution. 

-  172.         c)  Ausftihrung  der  Exekution. 

-  173.        d)  Von  der  Exekution  der  austrägal-  und  schiedsgerichtlichen 

Erkenntnisse  insbesondere. 

-  174.        e)  Von  den  Kosten  der  Exekution. 

-  175.  Kritik  der  deutschen  Bundesverfassung. 

1)  Die  Schwierigkeit  einer  deutschen  Gesammt- Verfassung  über- 
haupt. 

•  176.        2)  Einfluss  der  auf  die  Souverainetät  der  Bundesglieder  genom- 

menen Rücksichten  bei  der  Bestimmung  des  Stimmgewiclits. 

-  177.        3)  Einfluss  der  europäischen  Machtstellung  von  Oesterrcich  und 

Preussen  auf  den  Charakter  des  Bundes. 

-  178.        4)  Einfluss  der  europäischen  Machtstellung  von  Ocsterreich  und 

Preussen  auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten  des  Bundes. 

-  179.        5)  Bedeutung    des    Partikularismus    der    grrtosorcn    deutscheu 

Staaten  für  die  Bundesverfassung. 

-  180.        6)  Wirklicher  Werth  der  deutschen  Bundesverfassung. 

Zehnter  Abschnitt 

Die  Vergliche  der  Umgestaltung  des  deutschen  Staatenbundes 
in  ein  Reich  (Bundesstaat)    und    die  Wiederherstellung   der 

Bundesverfassung. 
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ilSl.  Die  Ereignisse  vom  2.  März  1848  his  zu  dem  Zusammentritt  des 
sog.  YorparUments  (30.  März  1848). 
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§.182.  Das  VoTparlament  (31.  M&rz  bis  4.  April  1848). 

-  183.  Die  Zeit  des  Fünfziger-Ausschusses  (vom  3.  April  bis  17.  Mai  1848>. 

-  184.  Der  von  den  Vertrauensmännern  abgeÜBusste  Entwurf  einer  deutschen 

Reichsverfassung. 

-  186.  Die  Zeit  vom  Zusammentritte  der  Nationalversammlung  bis  zur  Auf- 

lösung der  Bundesversammlung  (18.  Mai  bis  12.  Juli  1848). 

-  186.  Die  Abfassung  der  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  und  der  Reichs- 

Verfassung  (vom  12.  Juli  1848  bis  zum  28.  M&rz  1849). 

-  187.  Erklärung  der  Einzelstaaten  in  Bezug  auf  die  Reichsverfassung. 

-  188.  Verhandlungen  der  Nationalversammlung  mit  Preussen  über,  die  An- 

nahme der  Kaiserwürde  (vom  28.  März  bis  30.  Mai  1849). 

-  189.  Das  sog.  Rumpfparlament  in  Stuttgart  vom  6.  bis  18.  Juni  1849. 

-  190.  Das  Dreikönigsbündniss  vom  26.  Mai  1849. 

-  191.  Der  Berliner  Entwurf  einer  Relchsveifassung  für  einen  deutschen 

Bundesstaat  mit  Ausschluss  Oesterreichs  vom  26.  Mai  1849. 

•  192.  Verhandlungen  über  den  Berliner  Entwurf  bis  zur  Eröffiiung   des 

Erfurter  Parlaments;   insbesondere   die   AdditionaUkte    vom 

26.  Februar  1850. 

-  198.  Das  Interim  vom  30.  September  1849.  Die  Bundescommission.  Rück- 

tritt des  Erzherzogs-Reichsverwesers  (20.  December  1849). 

-  194.  Der  Münchener  Entwun    einer   deutschen   Bundesverfassung    vom 

27.  Februar  1850. 

-  195.  Die  Bedeutung  des  Münchener  Entwurfes. 

-  196.  Das  ünionsparlament  zu  Erftirt  (20.  März  bis  29.  April  1860). 

-  197.  Der  Füretencongress  zu  Berlin  (8.  bis  15.  Mai  1850). 

•  198.  Die  Wiedererömiung  der  Bundesversammlung  zu  Frankfurt  a.   11 

(10.  Mai  1850).    Die  Olmützer  Punktation  vom  19.  Novanber 
1850. 

-  199.  Die  Dresdener  Ministerialconferenzen  vom  23.  December  1850  bis 

15.  Mai  la^l. 

-  200.  Die  Thätigkeit    der   Bundesversammlung    in   staatsrechtlicher    Be- 

ziehung seit  dem  Wiedereintritte  sämmüicher  Bundesglieder 
(1851-1862). 

Eilfter  Abschxütt. 

Von  der  Erwerbung  der  Souverainetät  in  den  Einzeln-Staaten, 
insbesondere  von  der  Legitimität  des  Staatsherrschers. 

§.201.  Eintheilung  der    Erwerbsarten    der  Souverainetät:   rechtliche   und 
widerrechtliche  Erwerbsarten. 

-  202.  Das  Legitimitätsprincip.    Die  Usurpation. 

-  203.        I.  Von  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  im  Verhältnisse  zum 

Volke. 

-  204.       n.  Von  der  Legitimität  im  Verhältnisse  mehrerer  Dynastien  zu 

einander. 

-  205.      m.  Von  *(ler  Legitimität  des  Staatsherrschers  im  Verhältnisse  zu 

auswärtigen  Staaten. 

-  206.  Von  der  Umwandlung  der  illegitimen  Herrschaft  in  eine  legitime. 

-  207.  Von  der  Rechtsgiltigkeit  der  Handlungen  eines  Zwischenherrschers 


nach  Eintritt  einer  sog.  Restauration. 
L  Im  Allgemeinen. 

-  208.       U.  Rechtsverhältnisse  bei  der  Vertreibung  einer  blos  provisorischen 

Regierung. 

-  209.      ni.  Rechtsverhältnisse    bei    der    Aufhebung    einer    eigentÜGfaen 

Zwischenherrschaft. 

1)  bezüglich  der  Gesetze  und  allgemeinen  Verordnungen. 

-  210.  2)  Verbmdlichkeit  des  restauiirten  Fürsten  aus  den   Re- 

gicrungshandlungen  desZwischenheirschers  im  Einzelnen. 
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Zwölfter  Abschnitt 

Der  Ftrst  und  Bein  Hans,  oder  das  Familien-  nnd  Thronerb- 
reeht  der  sonverainen  dentschen  Familien. 

§.  211.  YeriuhltniM  des  Familien  -  nnd  Erbrechts  der  deutschen  souTerainen. 

Familien  zu  dem  sog.  deutschen  Privatflirstenrechte. 
.  212:  SleUnng  des  Familien-   and  Erbrechts  der  deutschen  souverainen 

Familien  im  Bechtssysteme. 

-  213.  Yon  den  Quellen  des  Familien-  und  Erbrechts  der  deutschen  sou- 

verainen  Familien  überhaupt 

-  214.  Von  den  Haosgesetzen  der  souverainen   deutschen   Familien'  ins- 

besondere. 
1)  Nadi  reichsrechtlichen  Grundsätzen. 

-  215.        2)  Veränderungen  besOglich  der  Quellen  des  fürstlichen  Familien- 

und  Erbrechts  in  Folge  der  nunmehrigen  SouverainetU  der 
Bnndesfflieder. 

-  21&  FamiüeBgewalt  der  deutschen  Souveraine. 

-  217.  Von  der  Eigenthümlichkeit  des  Eherechts  der  deutschen  souverainen 

Famuien. 
L  Yon  dem  Erfordernisse  des  Consenses  des  Souverains  bei  Ein- 
gehung von  Ehen  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses. 

-  218.       n.  Tnuung  durch  Procuratoren.    Dispensationen.    Ehevertrige. 

-  219.      HI.  Gewissensehe. 

-  »X      lY.  Missheirath. 

1)  Einleitung. 

-  22L  2)  Begriff  von  Missheirath  und  unstandesmissiger  Ehe. 

-  222.  3)  Geschichtliches  in  Besag  auf  Missheirathen  und  unstandes- 

raAssi^»  Ehen  bis  zum  XY.  Jahrhundert 

-  223k  4)  Geschicntliches  über  Missheirathen  und  unstandesm&ssige 

Ehen  vom  XV.  Jahrhunderte  bis  zur  Abfassung  der  WalÜ- 
kapitulaüon  K.  Karl's  VII.  1742. 

-  224.  5)  Die  Bestimmung  der  Wahlkapitulation  K.  Kari*s  YD.  (1742) 

über  notorische  Missheirathen. 

-  225l  6)  Erltoterung  der  Bestimmung  in  der  Wahlkapitnlation  K. 

Karrs  Yll  1742.  art  XXIL  §.  4.  über  Missheirathen. 

•  226a.  7)  Der   angebliche   Einflass   der   Auflösung    des    deutschen 

Beiches  auf  die  Lehre  Yon  den  Missheirathen. 

-  226.  8)  Neuere  haus-   und   grundgesetzliche  Bestimmungen   über 

Missheirathen.    Praktisches  Recht  überhaupt 

-  227.       Y.  Moraanatische  Ehe. 

1)  Begri£    Geschichtliches. 

•  228.  2)  Praktisches  Recht 

•  229.  Eheliche  Güterrerh&Itnisse  in  den  deutschen  regierenden  Häusern. 

•  230.  Persönliche  Stellung   der  Gemahlinnen   der  Mitglieder   regierender 

Familien  und  der  Gemahle  regierender  Fürstinnen. 

-  231.  Ehescheidung. 

•  292.  Legitimation  unehelicher  Kinder. 

I.  Legitimatio  per  rescriptum. 

-  233.       H.  Legitimation  durch  nfludifolgende  Ehe. 

1)  Vorbemerkung.    Die  angebliche  gemeine  Lehre. 

•  231  2)  Die  Quellengeschichte  in  Bezug  auf  die  Legitimation  durch 

nacMolgende  Ehe. 

-  235.  3)  Praktisches  Recht  in  Bezug   auf  die  Legitimation  durch 

nachfolgende  Ehe. 

-  236.  Adoption. 

-  237.  Volljährigkeit  and  VoUijährigkeitscrklärung. 
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§.238.  Yonnandschaft. 

I.  BegenrngSTormundschaft  im  Falle  der  Minderjährigkeit  des 
Thronfolgers. 
1)  Geschichtliches. 

-  2S9.  2)  Praktisches  Hecht  in  Bezug  auf  die  Begierungsvormond- 

schalt  hinsichtlich  der  Delationsgründe  bei  Mmdeijährig- 
keit  des  Thronfolgers. 

-  240.       II.  Einrichtung  einer  Begentschaft  bei  Verhinderung  des  Souve- 

rains  an  der  Selbstregierung. 
1)  Durch  den  Souverain  sähst.    Stellvertretung.   Mitregiening. 

-  241.  2)  Anordnung  einer  Begentschaft  für  den  regierenden  Fürsten. 

a)  Geschichtliches. 

-  242.  b)  Praktisches  Becht  bezüglich  der  Anordnung  einer  Be- 

gentschaft för  den  regierenden  Fürsten. 

-  242a.  3^  Anfang  der  Begentschaft. 

-  243.  4)  Bechtsverhältnisse  wirrend  der  Begentschaft. 
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-  245.  Privatrechtliche  Vormundschaft. 

a)  üeber  die  Person  und  das  Privatvermögen  des  mindeijährigen 
oder  behinderten  Souverains. 

-  246^.     b)  Vormundschaften  über  die  übrigen  Mitglieder  der  regierenden 

Häuser. 

-  247.  Thronfolge. 

I.  Erbfolge  nach  Geblütsrecht, 
a)  Geschichtliches. 

-  248.  b)  Praktisches  Becht 

1)  Allgemeiner  Charakter  der  Thronfolge. 

-  249.  2)  Fähigkeit  zur  Thronfolge.     Unvereinbarlichkeiten  mit 

der  Eigenschaft  eines  Souverains. 

-  250.  Von  der  geistigen  oder   körperlichen  Unflüiigkeit  des  Thronerben 

zur  Führung  der  Begierung  und  deren  Bechtsfolgen  insbesondere. 

-  261.  Erbfolgeordnung  im  Mannsstamme.  Agnatisch-lineaUsche  Primogenitur. 

-  252.  Weibliche  Thronfolge. 

1^  Statthaftigkeit  derselben  überhaupt 

-  253.  2)  Grundsätze  über  die  weibliche  Tnronfolgeordnung. 

-  254.       II.  Testamentarische  Thronfolge. 

-  255.      lEL  Vertragsmässi^e  Thronfolge. 

-  256.      rV.  Von  der  B^erungsnachfolge  aus  Sammtbelehnungen,  Ehren- 

tualbelehnungen,   Lchensanwartschaften    und   der   Lehens- 
herrlichkeit. 
1)  Aelteres  Becht 

-  257.  2)  Neueres  Becht 

a)  Begierungsnachfolge   aus    kaiserlichen   Lehensanwart- 
sdiaften  imd  Eventualbelehnungen. 

-  258.  b)  Begierungsnachfolge  aus  kaiserlichen  Sammtbelehnungen. 

-  259.  c)  Begierungsnachfolge  wegen  Lehensherrlichkeit. 

-  260.       V.  Vorsorge  bei  dem  Mangel  von  Successionsberechtigten. 

-  261.  Von  der  Versorgung  der  nachgebomen  Prinzen.     Apanagen.    Para- 

gien.    Secundogenituren. 

-  262.  Versorgung  der  Prinzessinnen.  Aussteuer.  Erbverzichte.   Witthümer 

der  Gemahlinnen  der  Prinzen. 

-  263.  Sonderung  der  Staats-  und  Privatverlassenschaft. 

-  264.  Von  der  Erbfolge  in  das  Privatvermögen  der  Mitglieder  des  regieren- 

den Hauses. 

-  265.  Begierun^antritt 

-  266.  Verbindlichkeit  des  Thronfolgers  aus  den  Begierungs-  and  Privat- 

handlungen des  Vorgängers. 
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f  SS7.  Tod  dem  Gcricfatsstande  der  Mitglieder  soaTeramer  FamilieiL 

1)  üeberhanpt. 
-  268L  2;  Gerichtsstand  der  Mitglieder  regierender  Familien  in  Ehe- 

streitigkeiten insbesondere. 


Dreizelmter  AlMofamtt 

Von  den  Bediten  des  Sonyerains  oder  den  Hoheitsrechten  im 

AUgemeinen. 

i26d.  Von  den  Rechten  des  Sonverains  im  Allgemeinen.  Oberste  £in- 
theflang.  Wesentliche  und  ausserwesentliche  Moheitsrechte 
(Benlien). 

-  STOl  Von  der'  fantheilong  der  wesentlichen  Hoheitsrechte. 

•  27L       L  Von  den  Mi^est&tsrechten. 

-  272.     IL  Yen  den  materiellen  Hoheitsrechten. 

a)  Deren  Eintheilung.    Innere  und  äussere  Hoheitsrechte. 

•  2T3.  b)  Uebersicht  der  inneren  Hoheitsrechte. 

•  271  c)  Uebersicht  der  ftosseren  Hoheitsrechte. 

'  275.     nL  Von  den  formellen  Hoheitsrechten  oder  den  politischen  Ge- 
walten.   Gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt 

-  276.  Die  Th&tigkeitsformen   der   vollziehenden   Gewalt.     Oberaufsichts-, 

Yerordnungs-,  Entscheidungs-  und  Staatsvertretungsrecht  (Re- 
präsentativgewalt). 


menehnter  Absohnitt. 
Von  der  Beendigung  der  Sonverainetät. 

i2i7.  Ton  der  Beendigung  und  dem  Verluste  der  8ouverainet&t  im  AU- 
gemeinen. 
-  27S.       L  Von  der  Thronentsagung  insbesondere. 
'  279.      n.  Von  der  Entsetzung  des  Souverains  von  der  Regierung  durch 
Beschluss  der  Agnaten  wegen  Unfthigkeit  oder  wegen  Miss- 
brauches der  Staatsgewalt 
1)  Allgemeine  Grundsätze. 

*  27dl.        2)  Von  dem  Einflüsse  der  Entsetzung  eines  Souverains  und 

dem  Ausschlüsse  eines  Erbprinzen  wegen  Unfähigkeit  auf 
das  Successionsrecht  seiner  nachher  erzeugten  Descendenz. 

•  280.     in.  Von  der  Revolution. 


•  . 


Enter  Abschnitt 

Iwm  Staate^  ▼•■  fcr  Staatswisseasekaft  md  itm 

Staatondkt  iberkaipt 

Begriff  des  Staates. 

Die  Thatsaehe,  dass  ansftssige  Familien  in  Völker- 
lehaftlicher  Einigung  anf  einem  bestimmten  Landes- 
bezirke bestehen,  wird  Staat  genannt  *).  Als  Produkt  des 
Zuammenwirkens  natflrlicher ,  sittlicher  und  intellektneller 
fSoDente  ist  der  Staat  als  Thatsächliches  betrachtet,  ein 
Zngtand^),  nnd  als  solcher  die  Quelle  und  der  Grund  eigen- 
diflndieher  Rechtsverhältnisse^).  Mehrere,  als  die  hier  an- 
gegebenen Merkmale  in  den  Begriff  des  Staates  aufzunehmen, 
ist  nicht  nothwendig:  denn  der  Charakter  als  Oemeinwesen 
onddie  Herrschaftsidee,    worauf    man  gewöhnlich  hier 


<)  Wenn  man  zu  einer  praktischen  Erkenntniss  über  das  Wesen  des 
Staates  gelangen  wiU,  mnss  man  von  seiner  geschichtlichen  Erscheinung 
—  TOD  der  Thatsache  —  ausgehen  und  yon  dieser  zu  der  Idee  (dem  ver- 
B&Bftjgen  Gedanken),  welche  ihr  zu  Grunde  liegt,  Tordringen. 

*)  Hierauf  weist  schon  die  Etymologie  des  Wortes  Staat  (von  atatus)  hin. 

*)  Ein  jeder  sociale  Zustand  (atatus)  ist  ein  Katurverhaltniss, 
vckkes  in  sich  selbst  (unmittelbar)  einen  vernünftigen  Inhalt  hat, 
i  L  der  Trftger  eines  sittlichen  Gedankens  ist:  also  ein  Natunrer- 
Utniss,  weldiem  (wie  dies  y.  Savigny,  System  des  heut.  röm.  Rechts 
Bd.  L  f.  54  in  Bezug  auf  die  privatrechtlichen  Zustände,  vrie  die 
Familie,  sehr  treffend  ausspricht)  „seinem  allgemeinen  Dasein  nach  eine 
von  dem  positiven  Rechte  unabhängige  Gültigkeit  zugeschrieben 
Verden  mnss,  wenn  gleich  die  besondere  Gestalt,  worin  es  zur  An- 
QkamoDg  kommt,  je  nach  dem  positiven  Rechte  verschiedener  Völker  sehr 
iBaanigfaltig  isf 

ZSpfl,  StMlweclit.   5.  Aafl.  I.  1 
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schon  Rücksicht  nehmen  zu  müssen  glaubt,  sind  schon  ^on 
selbst  in  dem  Begriffe  einer  YÖlkerschaftlichen  Einigung  ent- 
halten*). 

§.  2. 

Geschichtliche  Entwickelung  des  Staatsbegriffes. 

I.  Nach  der  übereinstimmenden  praktischen  Auffassung  aUer 
modernen  christlichen  europäischen  Völker  ist  der  Staat,  so 
sehr  auch  die  wissenschaftlichen  Begriffsbestimmungen  von 
einander  abweichen  mögen,  der  Zustand  des  Bestehens  eines 
sesshaften  Volkes  unter  einer  seine  Gesammtinteressen 
leitenden,  d.  h.  vemunftgemäss  herrschenden,  obersten 
Gewalt  1). 

II.  Das  römische  und  griechische  Alterthum  ssh 
dagegen  einen  solchen  Zustand  der  Geltung  und  Herrschaft 
der  Gesammtinteressen  nur  in  den  städtischen  Gemein- 
wesen {716kl g^  civitasy  respublica)y  indem  man  nur  hierin  ein 
sociales  Leben  grösserer  Volksmassen  auf  einer  rechtlichen  nnd 
sittlichen  Grundlage,  Bechtsgleichheit  und  Freiheit  der  Indir 
yiduen,  erkennen  wollte  oder  ftlr  möglich  hielt,  und  hierans 
erklärt  sich  zugleich,  warum  man  noch  jetzt  den  Staat  als 
politischen  Zustand  bezeichnet.  Solche  städtische  Gemein- 
wesen herrschten  nicht  selten  über  ganze  Länder  als  Provinzen, 


«)  Siehe  unten  §.  5  und  6. 

*)  Obschon  Jedermann  in  Europa  im  Staate  lebt  und  dieser  eine  tät- 
lich vor  Augen  stehende  Erscheinung  ist,  so  herrscht  doch  über  nichts 
grössere  Verschiedenheit,  als  in  den  Ansichten  über  den  Staatsbegriff, 
was  sich  aus  der  Reichhaltigkeit  und  Vielseitigkeit  des  Gegenstandes  erki&rt. 
Eine  ZusammensteUung  älterer  und  neuerer  Begriffisbestimmungen  ▼<»! 
Staate  findet  sich  bei  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staats-  und  Bundes- 
recht,  2.  Aufl.  1853,  *Bd.  I.  §.  12;  auch  bei  Bluntschli,  aUgem.  Staate- 
recht,  2.  Aufl.  1857,  Bd.  I.  S.  47  folg.  —  Bei  vielen  dieser  BegrüEsbe- 
Stimmungen  liegt  übrigens  die  Verschiedenheit  nur  in  der  Ausdrucksweise. 
Die  meisten  derselben  leiden  an  dem  Fehler,  dass  sogleich  die  Angabe  des 
Staatszweckes,  oder  sogar  einer  willkührlich  erdachten  Entstehungsart,  wie 
z.  B.  Vertrag,  herbeigezogen  und  eben  dadurch  von  Tomeheran  Streit 
erregt  wird.  —  Am  yerweflrichsten  ist  es,  wenn  der  Staat,  wie  z.  B.  selbst 
noch  bei  Stahl,  Bechtsphilosophie,  Bd.  2,  AbtL  2,  S.  110,  als  „Anstalt^ 
bezeichnet  wird,  als  wenn  er  überhaupt  etwas  Gemachtes  sein  kdanta 
Siehe  noch  unten  §.  5.  Note  5. 
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ohne  deren  Bevölkenuig  fbr  voUberechtigte  Mitglieder  des 
hemehraden  städtischen  Gemeinwesens  anzuerkennen.  Nament- 
lieh  b^nht  hierauf  der  Unterschied  von  Respublica  Romanarum, 
als  da  weltherrschenden  Stadtgemeinde,  und  dem  Imperium 
Bomanumf  als  dem  Umkreise  ihrer  Herrschaft,  mit  deren  Er- 
weiterung die  Gross -Staats -Idee  mit  stetiger  Wirkung  in  die 
WeUgeschichte  eintrat^).  Daher  erklärt  sich  auch,  wie  die 
Bezeiehniuig  Rt^publica  Romanorum  fortwährend  praktisch 
bkiben  konnte,  auch  nachdem  an  die  Spitze  derselben  Cäsaren 
{Imperaiores)  mit  absolutistischer  Gewalt  getreten  waren,  da 
saeh  sie  nnr  die  dem  Volke  zustehende  Gewalt  durch  dessen 
Uebertragnng  auszuüben  schienen^). 

ni.  In  Deutschland  fehlte  ursprünglich  der  Staats- 
b^riff  im  heutigen  Sinne.  Die  Grundlage  des  Volkslebens 
bildete  die  Landgemeinde  als  eine  Landfriedens- 
geuossenschaft,  und  diese  beruhte  keineswegcs  auf  dem 
Principe  der  Bechtsgleichheit  und  Freiheit,  sondern  schloss 
StändegUederungen  mit  verschieden  abgestuften  Rechten  und 
Freiheiten  nicht  aus:  grössere  Völkermassen  erschienen  in  der 
iltesten  Zeit  meistens  nur  in  der  Grcstalt  von  vorttbergehcnden 
Völkerbfindnissen  ^).  Die  Gross-Staats-Idee  wurde  in  Deutsch- 
land erst  allmählig  seit  dem  Uebergange  des  Imperium  Ro- 
fnoAttm  an  die  Franken-Könige  und  nachher  an  die  deutschen 
Könige,  und  zwar  unter  lange  fortwährendem  Widerstreben 
der  deatsdien  Hauptnationen,  eingeftlhrt^). 


>)  Laden,  Gesch.  lY.  495;  Tergl.  v.  Savigny,  Gesch.  des  röm.  Rechts 
m  M itteislter    I   433 

>)  L.  3.  Dig.  de  const  princ.  (1,  4),  Ulpianus:  „Quod  principi  pUcuit, 
legis  habet  Yigorem,  ntpote  cum  lege  regia,  quae  de  imperio  ejus  lata  est, 
pqwhis  ei  et  in  eom  omne  suum  jus  et  potestatem  conferat " 

*)  Wie  aehr  das  Gonföderationssystem  in  der  Natur  der  deutschen 
Völker  wurzelt,  kann  man  daraus  erkennen,  dass  nach  mehr  als  tausend- 
jttijgen  Eünheitsbestrebungen  die  Nation  doch  endlich  wieder  in  die  Bun- 
teverfMsung  xurftckgekehrt  ist,  und  ohne  Selbstzerstörung  diese  Form 
ndit  ao&ngdien  Termag. 

<)  Man  erinnere  sich  s.  B.  nnr  an  den  dSjährigen  Krieg,  den  Karl 
^  Groase  mit  den  Sachsen  führen  musste,  beyor  es  ihm  gelang,  sie  sum 
fintritt  in  den  fränkisch -deutschen  Geeanuntverband  zu  zwingen.  Wie 
^aßg  nuusten  nicht  die  deutschen  Könige  und  Kaiser  das  ganze  Mittel- 
alter hindnrch  sich  die  allgemeine  Anerkennung  mit  den  Waffen  erkAmpfent 
£l)enso  waren  die  Religionskiiege  und  der  dOjfthrige  Krieg  nichts  anderes 
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lY.  Von  den  Zeiten  der  Ottonen  an  verband  sich  sodaim 
mit  dieser  romanisirenden  Gross -Staats -Idee  in  Folge  der 
Stellung  der  deutschen  Könige  und  Kaiser  zur  römischen 
Kirche  als  deren  Advocaten  ein  eigenthttmlicher  sie  fieist  bis 
zur  Universalität  erhebender  christlich  religiöser  Charakter^), 
da  die  Verwirklichung  des  Reiches  oder  des  Friedens 
Gottes  auf  Erden,  der  eiritas  Dei^  nach  dem  Ausdrucke  des 
Kirchenvaters  Augustinus,  durch  den  kaiserlichen  Arm  als  die 
Aufgabe  der  weltlichen  Macht  betrachtet  wurde  ^). 

V.  Mit  der  Entwickelung  des  deutschen  Städtewesens  tral; 
endlich  auch  die  Grundidee  der  antiken  Republiken,  die  Idee 
der  gemeinen  Freiheit  und  Rechtsgleichheit  der  Städtebtirg^, 
in  den  Kreis  des  deutschen  Volkslebens  ein,  und  erwuchs  nach 
und  nach  zur  Idee  des  modernen  Staatsbtlrgerthums,  sowie 
die  Bildung  staatlicher  Territorien  in  Deutschland  grössere 
Fortschritte  machte. 

VI.  Auf  jene  gesammtstaatliche  Entwickelung  in  Deutsch- 
land ging  der  Ausdruck  „Reich'',  welchem  die  einzelnen 
Territorien  als  „Länder"  entgegengesetzt  wurden.  Die  Be- 
zeichnung als  Staat  oder  Staaten  scheint  vor  dem  XVI.  Jahr- 
hundert weder  von  dem  Reiche  noch  von  den  Ländern 
in  Deutschland  gebraucht  worden  zu  sein^). 


als  Kämpfe  des  naturwüchsigen  deutschen  Partikularismus  gegen  die  Cen- 
tndisation  oder  das  Aufdringen  des  Einheitsstaates,  wobei  die  Behaaptong 
der  gefährdeten  protestantischen  Freiheit  dem  Ersteren  den  Namen  leOien 
musste.  Auch  in  der  neuesten  Zeit  hat  sich  gezeigt,  dass  keiner  der 
jetzigen  deutschen  Hauptstaaten  einen  deutschen  Einheitsstaat  will  und  ver- 
tragen kann,  ausser  unter  der  Bedingung,  dass  gerade  er  selbst  als  herr- 
schend an  die  Spitze  gestellt  würde. 

^)  Bluntschli,  über  den  Unterschied  der  mittelalterlichen  und  der 
modernen  Staatsidee.  München  1855.  —  F.  Förster,  der  Staatsgedanke 
des  Mittelalters.    Greiftwalde  1861. 

7)  Yergl.  z.  B.  die  Constitutio  Frideriei  IL  a.  1220  (Fertz,  Legg.  II.  36) 
c.  7:  „Et  quia  gladius  materialis  constitutus  est  m  gubndium  gladii  spiri- 
tualis*'  etc.  — üebereinstimmend  fordern  der  Sachsenspiegel  (1. 1)  und 
der  Schwabenspiegel  (Vorrede),  dass  der  Kaiser  mit  weltlichem  Grerichte 
bezwinge,  was  der  Papst  nicht  mit  dem  geistlichen  bezwingen  kann.  — 
Meine  deutsche  Hechtsgeschichte  3.  Aufl.  Stattg.  185a  Thl.  n.  §.47  u.  §.  56. 

9)  Erst  seit  den  Zeiten  Ludwigs  Xm.  und  Ludwigs  XIV.   von 
Frankreich  scheint  sich  das  Wort  „Staat''  in  Nachbildung  des 
r^tat  in  Deutschland  eingebürgert  zu  haben. 


f  .  a  Der  kktoruche  StMi  und  die  Staatsidee.  5 

§.  3. 

Der  historische  Staat  nnd  die  Staatsidee. 

I.  Dtar  Staat  kann  in  zweierlei  Beziehung  Gegenstand 
wiseenschaftlicher  Untersnchnngen  werden:  insofern  man  ihn 
Bindich  entweder  historisch  oder  speknlativin  Betrachtung 
aeht    Hiernach  mnss  man  den  Staat  in  der  Erscheinung 

—  den  historischen  Staat  —  nnd  den  Staat  in  der  Idee 

—  die  Staatsidee  —  unterscheiden.  Letztere  beruht  in 
den  Temtoftigen  Bewusstsein  von  dem  Wesen,  und  somit 
der  sittliehen  und  nattirlichen  Nothwendigkeit  des  Staates: 
Entere  stellt  sich  dagegen  als  eine  lokale  und  concreto  prak- 
tisdie  Verwirklichung  der  Letzteren  dar. 

IL  Hieraus  folgt  aber  noch  keineswegs ,  dass  die  Staats- 
idee der  Zeit  nach  als  dem  Staate  in  der  Erscheinung  noth- 
wendig  vorausgehend  betrachtet  werden  mflsse.  Als  ver- 
Bfinftiger  Gedanke  steht  nämlich  die  Staatsidee  an  sich 
aoner  aller  2^it:  zum  concreten  Bewusstsein  gelangt  sie 
aber  regelmässig  erst  dann,  wenn  das  natfirlicbe  Bedttrfniss 
bereits  zum  Staate  gedrängt,  d.  h.  er  sich  als  Zustand  selbst 
erechaffen  hat,  so  dass  sein  Dasein  als  unzertrennlich  von 
leinem  Bewusstsein  erscheint.  Der  Staat  in  der  Erscheinung 
ist  überhaupt  kein  uranfängl  ich  er  Zustand  der  Menschheit, 
sondern  ein  Produkt,  und  zwar  mitunter  ein  sehr  spätes,  ihrer 
tihDäbligen  sittlichen  und  natürlichen  Entwickelung  0-  Er  ist 
sber  so  wie  ein  natfirliches ,  so  auch  ein  sittliches  Bedttrfniss, 
QBd  eben  darum  eine  Natur-  und  Vernunft-Nothwendig- 
keit^,  so  wie  bei  einem  Theile  der  Menschheit  die  natürlichen 


<)  So  z.  B.  sind  alle  Nomadenyölker  noch  nicht  auf  der  Stufe  des 
Suatazostandes  angelangt,  und  können  dies  nicht,  wenn  ihnen  nicht  möglich 
■t,  ihr  Wanderleben  aofzogelen,  woran  sie  vielleicht  natürliche  Verhältnisse 
inner  Terhindem  werden.  Doch  haben  selbst  diese  Völker  stets  einen 
fewissen  Kreis,  in  dem  sie  sich  bewegen  und  den  sie  fUr  ihre  Bewegung 
ttwrhfieaaMch  in  Anspruch  nehmen.  Die  Civilisation  selbst  hat  ihren 
Smea  von  der  Verbreitung  der  Staatsidee  {civUas), 

^  Dies  ist  auch  die  Meinung  von  Hegel,  Rechtsphilosophie  §.  67. 
»Der  Staat  ist  die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee  —  der  sittliche  Oeist 
ak  der  offenbare,  aidi  selbst  deutliche  substaniielle  Wille,  der  lieh  denkt 
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Vorbedingungen  aller Entwickeinng  —  Familie, Ansässig- 
keit und  Grundbesitz,  d.  h.  die  Idee  des  Lnmobiliar- 
Eigenthums  —  einmal  vorhanden  sind  3). 

lU.  Diese  natürlichen  Voraussetzungen  der  Staatenbildong 
treten  aber  weder  fiberall  gleichzeitig,  noch  auch  dnrchanjB 
gleichmässig  ein.  Als  Produkt  der  Geschichte  steht  der 
Staat  jederzeit  unter  den  Einflüssen  gegebener  Verhältnisse, 
sowohl  tellurischer,  die  den  Charakter  des  Landes,  als  mora- 
lischer und  intellektueller,  die  den  Charakter  des  Volkes  be- 
dingen *). 

IV.  Die  Staatsidee  der  europäischen  christlichen  Völker 
ist  aber  die,  dass  durch  ein  weise  geordnetes  TÖlker- 
schaftliches  Zusammenleben  aües  Vernünftige  zur 
Entwickelung  und  Geltung  komme,  was  in  einem  Volke 
(im  Volksgeiste)  Entwickelungsfähiges  liegt 

§.  4. 
Die  Sta^itsideale. 

I.  Ein  Staatsideal  ist  die  Vorstellung  von  einem  Staats- 
zustande, wie  er  dem  Wesen  —  dem  vernünftigen  Gedanken, 
der  Idee  —  des  Staates  und  somit  der  menschlichen   Natur 


und  weiss,  und  das  was  er  weiss,  und  insofern  er  es  weiss,  vollflxhrt."  — 
Sehr  gut  sagt  Kapp,  in  der  Schrift  gegen  ScheDing,  1843,  S.  348:  „Der 
Staat  und  die  Weltgeschichte  sind  der  Process  der  Menschheit  selbst,  in 
welchem  alle  Ideen  des  Geistes  Leben  und  Wirklichkeit  sich  schaffen.*^ 

3)  Völker,  welche  sich  nicht  zur  Ansässigkeit  und  Ackerbau  entschliesseD 
können,  sind  eben  darum  auch  staatsunfähig.  Solche  Völker  gehen  noth- 
wendig  zu  Grunde,  sowie  sich  ihnen  die  Civilisation  nähert,  d.  h.  andere 
ackerbautreibende  Völker  gegen  ihre  Wohnsitze  vorrücken.  Dies  zeigt  sich 
deutlich  bei  den  ürbewohnem  Amerikas.  Es  ist  ein  Gesetz  der  Welt- 
geschichte, dass  die  üncultur  der  Gultur  erliegen  muss.  Insbesondere  wohnt 
der  europäischen  Civilisation  eine  zersetzende  Kraft  bei.  Die  asiatischen 
und  nordafrikanischen  Völker  werden  dagegen  davon  zur  Zeit  erst  wenig 
angegriffen,  weil  sie  selbst  eine  eigene  Cultur  und  eine  eigene  —  von  der 
modernen  europäischen  sehr  verschiedene  —  Staatsidee  haben,  deren  Grund- 
lage nicht  die  Idee  der  Rechtsgleichheit,  sondern  der  Ungleichheit  ist,  die 
sich  bei  ihnen  in  starren  (erblichen)  Formen  ausgeprägt  hat  und  einge- 
wurzelt ist. 

4)  Vgl.  meine  Schrift:  Die  Demokratie  in  Deutschland,  1863.  S.  60  flg. 
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IB  ¥(riKoiiimeii8ten  entsprieht  Solche  Ideale  erzeugen  sich 
imier  erst  spät,  nachdem  der  Staat  schon  längst  in  der  6e- 
sdnehte  besteht ,  in  dem  Geiste  einzelner  begabter  Denker, 
dsdorchy  dass  in  ihnen  der  Gegensatz  von  Idee  nnd  Wirk- 
fichkeity  We«en  and  Erscheinung  znm  Bewnsstsein  kommt.  Die 
Staatädeale  setzen  somit  eines  Theils  die  Erfahrong,  die  em* 
pirisehe  Kenntniss  des  fiedflrftiisses  nnd  den  Trieb  nach  seiner 
Be&iedignng  Toraos ,  anderen  Theils  bemhen  sie  auf  Abstrak- 
Omen  tob  dem  Unvollkommenen  und  UnbeiSriedigenden  nnd 
auf  Voraussetzung  des  Guten  und  Trefflichen. 

IL  In  dem  Ideale  ktlndigt  sich  zwar  die  Staatsidee  als 
praktisch  an,  d.  h.  als  Bewnsstsein  und  kategorischen  Imperativ 
dessen  y  was  von  dem  in  einem  Staate  vereinigten  Theile  der 
MeBEsehheit  angestrebt  werden  soU,  soweit  überhaupt  das 
mensdiliclie  Streben  hier  von  Bedeutung  ist  Da  aber  die 
Ideale  als  Mose  Gedankendinge  ausserhalb  des  Raumes  und 
der  Zeit  stehen ,  und  auf  Abstraktionen  von  gegebenen  Ver- 
hiltmssen  und  auf  Voraussetzungen  beruhen,  die  sich  nie  und 
nirgends  so,  wie  sie  gedacht  werden,  in  der  Wirklichkeit  vor- 
fodeo,  und  da  namentlich  die  Bedtirfiiisse  sich  niemals  er- 
fldil^pfen,  und  aus  der  Befriedigung  des  einen  sich  immer  wieder 
aene  gebären,  der  Geist  aber  in  seiner  weltgeschichtlichen 
Entwickelung  Überall  nur  in  gegebenen  Elementen  wirken  kann 
imd  muss,  so  sind  die  Ideale  nothwendig  unerreichbar, 
md  zwar  dies  um  so  mehr,  je  weniger  bei  ihrer  Aufstellung 
auf  die  Wirklichkeit,  d.  h.  auf  die  Natnranlagen  und  den 
sitäichen  Charakter  der  einzelnen  Völker  und  die  besondere 
Beschaffenheit  der  einzelnen  Länder  und  die  lokalen  Bedürf- 
uiise  Bflcksicht  genommen  ist  0 

in.  Wer  daher  seinem  Volke  nnd  Lande  wirklich  nützen 
will,  mnss  frühzeitig  sich  gewöhnen,  neben  der  Kenntniss  der 
Ideen  sich  auch  die  Kenntniss  der  vorhandenen,  in  Wirklich- 
keit gegebenen  Kräfte,  Zustände  nnd  Bedürfnisse  zu  verschaffen, 
im  nicht  über  dem  Streben  nach  dem  Vollkommenen  und 
Besten  das  Erreichbare  und  Gute  zu  verfehlen,   und   durch 


<)  Durch  Vemachlitosigang  der  Racksicht  auf  die  Wirklichkeit  kann 
OB  ^taatsideal  leicht  ganz  unpraktisch,  ein  blosses  Gedankenspiel  werden, 
via  z.  B.  das  Plalonische  Staatsideal« 
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rein  ideoIogiBches  Treiben  and  Drängen  mehr  za  schaden  ak 

zu  nützen.^) 

§.  5. 
Rechtlicher  Charakter  des  Staates. 

I.  Bezeichnet  man  eine  Verbindung,  die  nnter  mehrwen 
Personen  znr  Geltendmachung  von  Interessen  besteht» 
welche  sie  als  gemeinsame,  gleichmässige  nnd  blei- 
bende, d.  h.  in  der  menschlichen  Natur  gegründete,  und 
somit  als  sittliche  Interessen  anerkennen,  als  ein  Gemein- 
wesen (univerdias)  y  so  steht  auch  der  Staat  in  Folge  seines 
Charakters  als  völkerschaftliche  und  stetige  Einigung 
in  rechtlicher  Beziehung  unter  dem  Gattungsbegriffe  Ton 
Gemeinwesen,  üeberdies  tritt  der  Begriff  von  Gemeinwesen 
historisch  zuerst  nur  da  hervor,  wo  eine  Anzahl  stammTsr- 
wandter  ansässiger  Familien  sich  m  sittlicher  Einheit 
zu  erfassen  anfängt. 

n.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  ist  der  Staat 
ursprtinglich  (historisch)  sogar  vollkommen  mit  Gremeinwesea 
identisch,  d.  h.  er  ist  ursprtinglich  das  einzige,  und  zwar 
durch  sich  selbst,  d.  h.  durch  seine  Vemtlnftigkeit  und 
Natumothwendigkeit  unmittelbar  begründete*),  keiner  höheren 
Bestätigung  bedürftige  Gemeinwesen^),    oder  öffentlicher 

*)  In  Deutschland  ist  die  politische  Wissenschaft  grossentheils  viel  za 
sehr  ideologisch  und  darum  unpraktisch.  Yergl.  meine  Schrift:  Die  De- 
mokratie in  Deutschland,  1853.  S.  79. 

^)  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  258.  „Der  Staat  ist  an  sich  yemUnftig 
als  Wirklidikeit  des  suhstanziellen  Willens.** 

^)  Hiermit  ühereinstimmend  sagt  y.  Savigny,  System  des  römischen 
Bechtes,  I.  §.  9.  p.  22.  „Die  Erzeugung  des  Staates  ist  die  höchste  Stufe 
der  Rechtserzeugung.'*  —  Durch  Nichtbeachtung  der  bei  der  Gemeinde- 
nnd  Staatenbildung  mit  Nothwendigkeit  wirkenden  natürlichen  und  sittlichen 
Momente  und  durch  Verkennung  des  Wesens  eines  Zustandes  (ataius  — 
siehe  oben  §.  1  Note  3)  ist  R.  Maurenbrecher,  die  deutschen  regieren- 
den Fürsten  und  ihre  Souveränetät,  Frankf.  1839,  S.  275  u.  f.,  zu  der  un- 
richtigen Behauptung  verleitet  worden,  dass  die  umversitas  nur  ein  positiv- 
rechtlicher und  resp.  nur  römisch  -  privatrechtlicher  Begriff  sei,  und  dass 
daher  der  Staat  auch  nur  in  sofern  eine  Persönlichkeit  habe,  als  seine 
privatrechtlichen  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  wie  Eigenthom  und 
Schulden,  in  Frage  seien.  —  Vergl.  auch  Wipp  ermann,  Beitr.  I.»  S.  36. 
—  Vergl.  unten  §.  58  bei  Note  5. 
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Ziitand  (res  ptMiea  sc  rss  popuKM)  im  Gegensatie  dei 
cagenn  FmsulienkretMs 'X  er  mag  non  ment  nur  ab  rtldtiaelie 
oder  Landgemeinde,  oder  sofort  ata  grossere  yOlkerschafUiehe 
Eilligimg  henrortreten. 

KL  Eben  dämm  aber,  weil  der  Staat  den  Bechtsgnmd 
idner  Existenz  in  sieh  selbst  (in  seiner  Yemflnftigkeit) 
Mg^  kommt  ihm  aneh  ab  einem  lebendigen  Organismus^), 
one  Persönlichkeit,  nttmlieh  die  Eigenschaft  einer  söge- 
asaitea  moralischen  oder  juristischen  Person  and 
nrer  absolut  zn^),  und  ist  er  somit  auch  ein  nach  Aussen 
»abhängiges  und  selbststlndiges,  oder  im  vOlker- 
reehtliehen  Sinne  souver&nes  Gemeinwesen*). 

§.  6. 
Verhältniss  des  Staates  zu  den  Individuen. 

L  Da  der  Charakter  des  Staates  ata  Gemeinwesen  (§.  5) 
in  dem  Dasein  und  der  Geltung  vOlkerschaftlich-gemein- 
samer  Interessen  beruht,  so  ergibt  sich  hieraus  von  selbst, 
da»  die  Specialinteressen  der  einzelnen  Staatsmitglieder  den 
loteressen  der  Gesammtheit —  dem  sogenannten  Offent- 


*)  In  diesem  Shine  kann  jeder  Staat  eine  BepobHk  genannt  werden, 
nd  soll  es  sein.  Meiatena  Terbindet  man  aber  mit  diesen  Worte  h.  i.  T. 
OMB  anderen  Sinn  (Yolksherrschaft  im  Qegensatse  der  Monarchie). 

*)  Cicero 9  de  rep.  „Homo  ex  pluribns  unus/'  —  In  der  Idee  eines 
Geoemwesens  ist  das  Dasein  einer  Organisation  stets  selbstverstiind- 
lidi  mbegrüfen.  Die  h&ofige  Bezeichnung  des  Staates  als  eines  organi- 
ichen  Gemeinwesens  ist  daher  pleonastisch. 

0  T.  SaTigny,  System  des  römischen  Rechts,  L  p.  28.  „In  dem 
StMie  erst  erhilt  das  Volk  wahre  Persönlichkeit,  also  die  Fähigkeit  snm 
HasdefaL''  --  Mit  Recht  erkl&rt  es  Blontschli,  allgem.  Staatsr.  2.  Anfl- 
1867.  Bd.  I.  8.  &3  als  ein  Verdienst  der  historischen  Schule,  den  organi- 
tcben  Charakter  des  Staates,  im  Oegensatse  seiner  Auffassung  als  einer 
Asstalt  (siehe  oben  §.  2  Note  1)  wieder  in*8  Bewusstsein  gebracht  za 
btben. 

')  Siehe  nnten  §.  54  (von  der  sog.  Staatssouverftnetät)  and  {.  58  (von 
^  Staatspersönlichkeit).  — -   Uebereinstimmend   sagt  H.  A.  Zachariä 
deHacL  Staatsr.  2.  Aufl.  S.  96:    „Der  Staat  in  abstrakter  Auffassung  ist 
te  selbst  ständige  und  unabhängige  (sowjeraine),  die  oberste  Leitung 
«od  Fdrdemng  der  organisch  Terbundenen  Glied«   omfitssende   Gemein« 
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liehen  Wohle  —  nntergeordnet  seiD  mttssen,  and  Uerdi 
erschanI  der  Staat  seinem  Wesen  nach  als  Herrschend« 
Aber  dem  Individnum '). 

n.  Die  Herrschaft  des  Staates  ttber  das  Individnum  enthl 
aber  keine  Vernichtung  (Negation)  der  indiyidnellen  Freih^ 
oder  des  Rechtes  der  Einzelnen^),  sondern  diese  Herrsel 
ist  schon  mit  dem  Begriffe  und  Wesen  und  der  Wed 
beziehnng  zwischen  Individuum  und  Gattung  von  seil 
gesetzt  und  eben  dadurch  als  vemnnftnothwendig  gerecl 
fertigt.  So  wie  nämlich  das  Individuum  nur  daduroh 
vemtinftiges  gilt  und  gelten  kann,  dass  es  an  dem  Wesen 
Gattung  (dem  Allgemeinen)  Antheil  hat,  und  dieses  Wescsn 
sich  ausprägt,  und  somit  das  Gesetz  der  Gattung  auch  als 
seinige  anerkennt,  so  steht  auch  der  Staat  herrschend  fil 
dem  Individuum  als  der  Zustand,  welcher  die  vnrkliche 
tung  des  Allgemeinen  (Gattungsmässigen ,  Vernünftigen)  ii 
der  allein  praktischen  Form  und  durch  die  Vermittlung  des 
Gemeinsamen  in  einem  bestimmten  völkerschaftlichen  Kreise 
ermöglicht  und  verbftrgt. 

in.  Nicht  minder  liegt  der  Herrschaftsbegriff  in  dem  Be- 
griffe  des  Vemtinftigen  und  somit  auch  in  dem  Rechts- 
begriffe  selbst,  da  das  Vernünftige  und  somit  auch  das 
Recht,  nicht  anders  als  wie  etwas  Gültiges,  d.  h.  herrsehen 
Sollendes,  gedacht  werden  kann^). 

IV.  Die  Schwierigkeit  liegt  auch  nicht  sowohl  darin, 
(theoretisch)  zu  begreifen,  dass  im  Staate  geherrscht  werden 
muss,  und  dass  die  Herrschaft  an  sich  vemunft-nothwendig  ist, 


<)  Auf  das  Moment  der  Herrschaft,  welches  an  sich  schon  (ünpUeüe) 
in  dem  Begriffe  einer  völkerschaftlichen  Einigung  (§.  1)  und  eines  Gemefai« 
Wesens  liegt,  hat  besonders  Bluntschli,  bei  seiner  BegrifBäbestimnwing 
Yom  Staate  Rücksicht  genommen  (aJlg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  Bd.  L  S.  96): 
„der  Staat  ist  eine  Gesanmitheit  yon  Menschen,  in  der  Form  Yon  Re- 
gierung und  Regierten  aof  einem  bestimmten  Gebiete  verbunden  zu 
einer  sittlich  organischen  Persönlichkeit/* 

<)  Nicht  der  (sittlichen)  Freiheit,  sondern  der  WillkOhr  soU  im  Staate 
eine  Schranke  gesetzt  werden.  Wo  keine  Herrschaft,  da  ist  Anarchie 
(Herrschaftslosigkeit)  und  diese  ist  überall  das  Grab  der  Freiheit 

3)  Umgekehrt  beruht  der  Begriff  des  Unrechts  darauf,  dass  sich  ein 
dem  aUgemeinen  widersprechender  WiUe  gegen  den  allgemein  vernünftig«! 
WiUen  geltend  zu  madien  sucht    Hegel,  Rechtsphilos.  §.  82. 
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iMdflni  die  Sekwierigkeit  liegt  Tiefanehr  in  der  praktiMheD 
Laraog  der  Frage,  was  als  Oesammtintereaae  im  Staate  a»- 
sB^enneB  ist 

y.  Im  Al^emeineii  liest  sieh  nnr  so  riel  angeben,  dass 
mk  der  Staat  um  so  besser  befindet,  je  weniger  er  in  die 
Lage  kommt,  Opfer  sperieDer  Interessen  zu  fordern  nnd  je 
mhr  Schonong  nnd  Berttcksiefatignng  er  denselben  gewähren 
kam.  In  diesem  Sinne  kann  man  sagen,  dass  das  Öffentliche 
WoU  in  der  möglichst  gleiehmissigen  nnd  harmonischen  Be- 
friedigung aller  Spezialinteressen  besteht  nnd  daher  nichts 
anderes  ist,  als  die  Ansgleichnng  nnd  das  Produkt  derselben  ^). 
Als  Gemeininteresse  gilt  im  Falle  eines  Confliktes  dasjenige, 
was  der  Staat  in  gewissen  als  gesetzlich  anerkannten  Formen 
positiT  dafür  erklftrt^). 

§.7. 
Verlisiltiiiss  des  Staates  zur  Familie. 

L  Die  Familie  als  nattlrliche,  anf  Oemeinschaftlichkeit 
des  Thoms,  des  Blutes  und  des  Heerdes  sich  gründende  Ver- 
Imidung,  ist  als  solche  ein  eigenthttmlicher,  von  dem  Begriffe 
und  dem  Bestehen  des  Staates  an  sich  völlig  unabhängiger 

SechtsbegriffO- 

IL  Die  Familienyerbindung  ist  wohl  bei  allen  Völkern 
ftflher  vorhanden  gewesen,  als  der  Staat,  so  wie  auch  in  ihrer 
Erweiterung  das  natlliiiche  Element  der  Volker-  und  Staaten- 


*)  Cicero^  de  offic  m.  c.  6.  „ünnm  debet  esse  omnänts  proposituin, 
Ol  eadem  dt  uiQäas  amuBCTJ^nflqae  et  uniYenoram/'  —  Der  Staat  ist  ftr 
AUe.  nicht  f&r  Einzelne.  —  In  diesem  Sinne  hat  jeder  Staat  eine  demo* 
krttische  Grundlage,  d.  h.  er  ist  auf  die  allgemeinen  Interessen 
fegrflndet,  selbst  wenn  er  in  despotischer  Form  regiert  wird,  was  auch  der 
logenannte  Despotisme  ^clair^  geradezu  anerkennt  —  Aehnlich  sagt  v.  Sa- 
^ignj,  L  c.  I.  §.  9.  „Das  Recht  hat  sein  Dasein  in  dem  gemeinsamen 
VoQc^eiste,  also  in  dem  Gesammtwülen,  der  insofern  auch  der  Wille  jedes 
länzdnen  isf 

')  deero,  de  rep.  I.  92.  „Domini  sunt  cives  legnm,  belli,  pacis,  foe* 
dennn,  capitis,  uniusccgnsque,  pecnniae.** 

0  Pompon.  „Jura  scmguimU  nuUo  jure  ciYili  dirimi  poesunt**  (L.  8. 
IMg.  de  B.  J.)  —  Yergl.  die  Bemerkung  ▼.  SaTigny^s,  oben  f.  1.  Note  8. 
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bildnng  selbst  liegt  ^.  ^e  ist,  an  sieh  betraehtet,  selbst  8di<H 
eine  Art  von  kleinem,  wenn  gleich  onyoUkommeneni ,  Oe 
meinwesen  (gleichsam  der  Typus  eines  solchen),  d.  h,  fiii 
ist  im  Verhältnisse  zn  ihren  Mitgliedern  bereits  schon  eü 
durch  natürliche  Elemente  vermittelter,  von  einem  gemeinsamen 
sittlichen  Qeiste  durchdrungener  Zustand,  der  jedoch  im  Ver 
gleiche  mit  dem  Staate,  als  dem  allgemeineren,  onddanui 
sog.  öffentlichen  Zustande  (§.  5),  doch  nur  als  ein  beson 
derer  (specieller)  Zustand  erscheint. 

m.  So  lange  der  Staat  noch  nicht,  oder  nur  wenig  ent 
wickelt  ist,  so  lange  tritt  die  ursprüngliche  corporative 
Bedeutung  der  Familie  naturgemäss  noch  mächtig  hervor  als 
Familien  -  Cultns ,  Familienrath,  Familiengericht  und  FamilieD- 
räche  ^).  Hat  aber  die  Staatenbildung  einmal  stattgefonden, 
so  tritt  die  Familienverbindung  selbst  unter  die  Aufsicht  and 
den  Schutz  des  Staates  0,  welcher  ihr  eine  um  so  grössere 
Aufmerksamkeit  zu  widmen  hat,  als  er  darin  fortwährend  die 
eigentliche  Basis  seiner  eigenen  physischen  und  moralischen 
Existenz  anerkennen  muss^). 

IV.  Je  kräftiger  sich  der  Staat  entwickelt,  je  mächtiger 
er  seine  Gesetzgebung,  Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt  ent- 
faltet, um  so  mehr  tritt  die  corporatiye  Bedeutung  der  Familie 
in  den  Hintergrund,  und  während  sie  ursprünglich  bei  fast 
allen  Völkern  sogar  ein  souveraines  Jus  vitae  et  necis  aosttbt, 
sinkt  sie  allmählig  zu  einem  einfachen  und  untergeordneten, 
hauptsächlich  nur  noch  privatrechtliche  Wirkungen  äussern- 
den bürgerlichen  Zustande  herunter^). 


^  So  bezeichnet  Horatms  sehr  schön  den  Zeitpunkt  der  ersten  Civilisa- 
Uon  bei  den  Griechen,  als  es  dem  Orpheus  gelang  „concnbitu  prohibere 
vago."  —  Ars  poet  398. 

s)  Grundansicht  des  älteren  germanischen  Rechtes. 

4)  Yergl.  y.  Savigny,  System  des  römischen  Rechtes,  L  p.  23. 

8)  Daher  die  Ehegesetze  des  Staates.  Vortrefflich  erkannte  der  Imper. 
Octavianus  Augustus  die  Wichtigkeit  dieser  Verhältnisse  in  seinen  Reden 
de  maritandis  ordinibus  etc.  an.    Heineccius,  autiq.  Rom.  1. 1.  tit  25.  §.  ^1L 

*)  Diese  Auffassung  findet  sich  im  Justinianeischen  Rechte,  und  über- 
haupt in  den  moderneren  Gesetzen.  —  Nur  im  deutschen  P  rivat  fürstenrechte 
tritt  mitunter  die  altgermanische  corporative  Bedeutung  der  Familie ,  resp. 
der  Agnaten  nodi  stärker  hervor. 
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y.  Staat  und  FamiKe  haben  das  gemeinsam ,  dass  sie 
kcide  natnr-  und  venmnftnothwendige  Zustände  sind,  also 
dar  oberste  Recbtsgrnnd  Ton  beiden  in  ihrer  Vemflnftigkeit 
fiegt:  Qbrigena  sind  sie  sowohl  dnreh  ihre  Begrflndnngs- 
art  imd  dnreh  ihren  Zweck,  als  anch  dnreh  den  Umfang 
nid  die  Grinzen  der  in  ihnen  geltenden  Gewalt  genngsam 
utenefaieden. 

§.  8, 
Yerhähmss  des  Staates  zu  anderen  Gemeinwesen. 

L  Als  absolutes  (souveraines)  Gemeinwesen  (§.  5)  and 
ak  nnerläasliche  Bedingnng  (§.  3)  für  die  Entwickelnng  nnd 
den  Fortachritt  der  Menschheit,  kann  der  Staat,  so  wie  er 
einmal  in  der  Geschichte  steht,  in  sich  keine  Verbindung 
ah  berechtigt  anerkennen,  einen  gleichen  absoluten  Charak- 
ter, d.  h.  eine  absolute  Unabhängigkeit,  absolute 
Autonomie  in  Bezug  auf  ihre  äussere  Erscheinung  in  dem 
Kreise  des  Staatslebens  und  im  Verhältnisse  zu  diesem 
m  Ansprach  zu  nehmen.  Hieraus  folgt,  dass  keine  Gemeinheit 
{wiiufersitcu,  corpus)  im  Staate  bestehen  und  keine  Verbindung 
sich  einen  corporativen  Charakter  beilegen  kann,  sie  sei  denn 
Tom  Staate  gebilligt  und  ausdrticklich  mit  diesem  Charakter  be- 
fiehen  worden^).  In  dieser  Beziehung,  d.  h.  hinsichtlich  der 
praktischen  Ausübung  corporativer  Rechte,  ist  daher  der  Staat 
Quelle  aller  formalen  Berechtigungen  der  in  ihm  bestehenden 
Körperschaften,  und  jede  Gemeinheit  (univeraitas)  im  Staate  ein 
Ton  diesem  selbst  abgeleiteter  und  nach  seinem  Vorbilde  ge- 
lehaffener  Rechtsbegriff. 

11.  Hiermit  soll  aber  keineswegs  behauptet  werden,  dass 
es  nicht  Verbindungen,  Genossenschaften  oder  Associationen 
geben  könne,  welche  nicht  von  Haus  aus,  d.  h.  wegen  ihrer 
nttlichen  und  vemtinftigen  Zwecke,  einen  materiell-recht- 
lichen Anspruch  darauf  hätten,  von  dem  Staate  formell 
als  Corporatioaen  erklärt  zu  werden,  oder  doch  die  Aner- 
kennung ilffer  Unabhängigkeit  (Autonomie)  in  ihrem  Innern, 


«)  Diese  Theorie  ist  im  römischen  Rechte  sehr  entwickelt,  und  gilt 
ddier  auch  positiv  als  die  gemeinrechtliche  in  Deutschland. 
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gerade  so  wie  die  Familie  (§.  7)  za  begehren,  so  dass  de 
Staat  ein  grosses  Unrecht  begehen  würde,  wenn  er  ihnen  dies 
Anerkennung  verweigern  wollte.  Namentlich  gilt  dies  yo 
Verbindungen,  welche  zum  Theil  historisch  älter  sine 
wie  der  Staat  ^),  und  ans  welchen  er  selbst  bei  einer  gemssoi 
Nation  erst  erwachsen  ist,  welche  also  sogar  oft  lange  Zei 
seine  Stelle  yertreten  haben,  wie  z.  B.  in  Deutschland  di 
Stadt-  und  Landgemeinden. 

ni.  Nur  mit  dieser  Einschränkung  darf  man  daher  dei 
vielfach  missdeuteten  und  missbrauchten  Satz  verstehen,  dasi 
der  Staat  keinen  y.status  in  statu"  dulden  könne.  Ausserden 
würde  man  dem  Staate  eine  Allmacht  beilegen,  welche  de 
vemttnftigen,  in  der  Natur  der  Verhältnisse  liegenden  Schraub 
entbehrend,  das  Grab  aller  individuellen  Freiheit,  namentlicl 
der  Associationsfreiheit  sein  wttrde,  gleichviel  ob  der  Staai 
autokratisch  oder  demokratisch  oder  wie  immer  organisirt  ist') 

IV.  Auch  kann  kein  Staat  das  Bestehen  von  Gemeinheit^ 
und  Körperschaften  entbehren ,  weil  er  selbst  sonst  seine  Hilfs- 
mittel zu  sehr  anstrengen  und  seine  Thätigkeit  zu  sehr  zer- 
splittern müsste  und  auch  vieles  besser  durch  lokale  Gemein- 
wesen oder  auf  freiwilliger  Verbindung  beruhende  Körperschaften 
besorgt  und  geleistet  werden  kann. 

V.  Wo  aber  der  Staat  in  sich  eine  Verbindung  als  Cor- 
poration anerkennt,  ist  sie  von  ihm  nicht  nur  wesentlich  durch 
ihren  besonderen  Zweck,  sondern  tlberdies  dadurch  hauptsäcb- 
lich  unterschieden,  dass  sie  kein  souveraines  Geweinwesen  ist, 
sondern  von  dem  Staate  die  Lex  ihres  Daseins  innerhalb  seines 
Gebietes  und  in  ihren  Beziehungen  zu  ihm  erhält. 

VI.  In  den  geschichtlich  bestehenden  Staaten  ist  häufig 
gewissen  Körperschaften,  wie  der  Kirche,  einzelnen  Städten, 
Provinzen  oder  Landschaften  u.  s.  w.  ihr  Bestehen  und 


*)  So  z.  6.  ist  die  christliche  Kirche  in  vielen  deutschen  Ländern  viele 
Jahrhunderte  älter,  als  der  dermal  bestehende  Staatsverband. 

')  Namentlich  ist  es  die  sog.  Democratie  disdplin^,  welche  die  Tollstfai- 
dige  Nichtigkeit  der  individuellen  und  corporativen  Berechtigung  g^^endber 
von  der  Gesammtheit  zum  politischen  Dogma  erhoben  hat  —  üeber  die 
Berechtigung  und  die  Schranken  der  corporativen  Autonomie  im  Staate, 
vergl.  die  vortreffliche  Abhandlung:  Bechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in 
der  deutsch.  Vierte^ahrs-Schrift,  1861.  Hft.  L  S.  361  flg. 
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die  Uiumtastbarkeit  ihrer  Einrichtiiiigen  nnd  Statute ,  und  die 
kugebraehte  Freiheit  and  Selbststäadigkeit  (Autonomie)  in  Be- 
wigiing  ihr^  Angelegenheiten  dnrch  Verfassungsgesetze  oder 
StaalsTerträge  zugestanden  nnd  gewährleistet  worden,  woy<A 
och  in  Deutschland  hänfige  Beiq)iele  finden. 

§.  9. 
Verhältniss  des  Staates   zur  bürgerlichen  Gesellschaft. 

L  Die  in  einem  Staate  vereinigte  Menschenmasse  an  Sich 
bebicfatety  d.  h.  abgesehen  nnd  unabhängig  von  der  Staats- 
farm  nnd  der  durch  den  Staatsbegriff  über  sie  gesetzten  Be* 
heiTsehung  usd  den  hierdurch  besonders  bedingten  Zuständen, 
wird  in  der  neueren  Zeit  nicht  selten  als  bttrgerliche  Ge- 
lellsehaft  bezeichnet.  Es  ist  hierunter  nichts  anderes  zu 
yentehen,  als  das  einfache  Coexistenzverhältniss  derver- 
Mkiedenen  Klassen  und  Schichten  der  Bevölkerung,  mit  ihren 
fonHaus  ans  verschiedenen,  oft  einander  feindlich  gegentlber 
sMieDden  Interessen,  ihren  Bedürfnissen,  Erwerbs -Quellen, 
Vennögensverhältnissen,  Leidenschaften,  sittlichen  und  religiösen 
Ueenkreisen,  also  das,  was  man  besser  als  sociale  Zustände 
bezeichnet 

n.  Eine  bttrgerliche  GeseUschaft  in  diesem  Sinne  findet 
M  natnrgemäss  in  jedem  Staate,  und  eben  in  ihm  und  durch 
im  aollen  diese  socialen  Zustände  ihre  Verbesserung  und 
Ausgleichung  finden.  Diese  bflrgerliche  Gesellschaft  bleibt 
tneh  aDerdings  bestehen,  wenn  die  Staatsform  verändert  wird, 
oder  der  Staat  zerfällt,  und  geht  ebenso  in  die  neue  Staats- 
finrm  oder  in  die  aus  den  Trümmern  des  bisherigen  Staates 
lieh  neubildenden  Staaten  über  ^) ;  es  müsste  denn ,  was  nicht 
leicht  vorkommt,  die  ganze  Bevölkerung  vernichtet  nnd  aus* 
gerottet  worden  sein. 

OL  IHe  socialen  Zustände  der  Bevölkerung  bilden  für  den 
Staat  eme  wesentliche  Grundlage  und  das  eigentliche  Feld 
der  Thätigkeit  für  die  Staatsregierung ,  indem  sie  von  dieser 


I         *)  Hienuis  erkl&rt  sich  aach ,  warum  Revolationen  meistens  nichts  als 
I     ^  Yerandernng  der  Regiernngsform,  aber  keine  materielle 
Verbesserung  herbeiznAkhren  Termögen. 
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Berttcksichtigangy  Verbessening  and  Ansgleichang  erheischesi 
sie  sind  die  Quelle  der  Anfordemngen,  welche  die  Bevölkemof 
an  die  Begierang  macht  nnd  denen  die  Begierong  zn  genügen 
Sachen  mass. 

IV.  Die  socialen  Zastände  enthalten  jederzeit  aach  d^ 
Keim  des  Bechtes,  d.  h.  das  Bedttrfniss  der  BechtsgeltanSj 
and  die  Elemente  der  Bechtsentwickelung,  sei  es  darch  Her- 
kommen oder  Gesetzgebung :  die  eigentliche  Bechtserzeagung 
und  Bechtshandhabung  ist  und  bleibt  aber  die  Sache  dea 
Staates. 

y.  Die  bürgerliche  Gesellschaft  in  dem  angegebenen  Sinne 
kann  daher  auch  geschichtlich  nie  selbstständig  bestehen ,  son- 
dern nur  im  Staate,  und  würde  naturgemäss  sofort  wieder  vnr 
Staatenbildung  drängen,  wenn  sie  auch  nar  einen  Augenblick 
als  ausser  demselben  stehend  erscheinen  könnte.  £a  ist  daher 
auch  durchaus  geschichtswidrig,  wenn  mitunter  das  Vorkommen 
einer  bürgerlichen  Gesellschaft  als  einer  allgemeinen  Ueber- 
gangsstufe  von  der  Familie  zum  Staate  behauptet  werden 
wilP).  Die  Anhänger  dieser  Ansicht  wollen  unter  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  eine  Verbindung  verstehen,  in  welcher 
zwar  bereits  eine  Beherrschung  besteht,  die  jedoch  nur  die 
natürlichen  Interessen  der  Individuen  an  ihrer  Existenz  nnd 
Subsistenz  und  nur  individuellen  Bechts-Schutz  und  Sicherheit  des 
Eigenthums  zum  Zwecke  habe  und  auch  nur  lokal  unter  solchen 
Personen  erscheine,  welche  in  den  angegebenen  Beziehangen 
von  einander  naturgemäss  abhängen,  wogegen  man  der  Be- 
herrschung im  Staate  noch  ein  weiteres,  höheres  Ziel  bestimmen 
zu  müssen  glaubt  Eine  bürgerliche  Gesellschaft  in  solchem 
Sinne  ist  aber  nichts  anderes,  als  ein  wirklicher,  wenn  anch 
kleiner  Staat,  welcher  jedoch  nur  erst  auf  einer  niederen  Cultor* 
und  Entwickelungs-Stufe  steht  ^). 


*)  Schlözer,  aUgemeines  Staatsrecht,  1703,  §.  4.  —  Am  conseqaen- 
testen  entwickelt  findet  sich  dieser  Gegensatz  bei  Hegel,  Rechtsphilosophie, 
§.  183.  188.  —  Auch  hat  ihn  E.  S.  Zachariä,  40  Bücher  Tom  Staate, 
1839,  I,  p.  54,  angenommen.  Denselben  Gegensatz  sucht  VoUgraff, 
System  der  prakt  Politik  im  Abendlande,  Bd.  L,  durch  die  Worte  ,,Stat 
und  Staat"  auszudracken. 

9)  Dies  gibt  Hegel  §.  183  eigentlich  selbst  zu,  indem  er  dasMbst  die 
bürgerliche  Gesellschaft  einen  Noth-  und  Yerstandes-Staat  nennte 
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VI.  Nor  das  lässt  sich  als  geschichtlich  wahr  nachweisen, 
dass  alle,  später  noch  so  grossen  Staaten,  kleine  Anfänge 
gehabt  haben,  dass  aber  die  weltgeschichtliche  Entwickelang 
da  Menschheit  zur  Bildung  grosser  Staaten  hindrängt,  und 
dass  auch  in  einem  höher  cirilisirten  Staate  die  Sorge  fllr  das 
Gemeine  und  Nothdtlrftige  nicht  aufhören  kann. 

§.  10. 
V^hältniss  des  Staates  zu  dem  sogenannten  Natnrstande. 

I.  Häufig  setzt  man  dem  Staate  als  einem  Znstande  der 
Beherrschnng  {sodetas  cum  imperioj  §.  6)  einen  sogenannten 
Natarstand  aJs  einen  Zustand  blosser  Socialität  ohne  Re- 
henschung  (soeietas  sine  imperio)  entgegen ').  Dieser  Naturntand 
soll  dem  Staate  historisch  Torangehen  und  somit  der  ursprüng- 
liche und  eigentlich  natürliche  Zustand  der  Menschheit  sein: 
weil  aber  in  ihm  die  individuelle  Willkühr  herrscht  und  folglich 
alles  Recht  unsicher  ist,  so  wird  gefordert,  dass  die  Menschheit 
(vernünftiger  Weise)  aus  ihm  heraus  und  in  den  Staat  trete, 
welcher  die  Aufgabe  habe,  das  Recht  zu  sichern  und  zu 
sehützen. 

n.  Allein  schon  die  Bezeichnung  dieses  Zustandcs  einer 
beherrsehungslosen  (anarchischen)  Socialität  als  Naturstand 
ist  nicht  glücklich  gewählt,  da  auch  der  Staat  durchaus  nichts 
Widernatürliches,  sondern  jedenfalls  auch  ein  natürlicher, 
d.  h.  in  der  menschlichen  Natur  wurzelnder  und  mit  Noth- 
weDdigkeit  sich  hieraus  entwickelnder  Zustand  ist  2). 

III.  Ueberdies  ist  aber  die  Realität  des  sogenannten 
Natorstandes ,  d.  h.  eine  sociale  Coexistenz  von  menschlichen 
bdividuen  ohne  eine  Beherrschung,  historisch  ftlr  keine 
Zeit  und  kein  Volk  nachweisbar^).    Wo  immer  Menschen 


*)  Die  Lehre  vom  Naturstande  wurde  durch  Ilobbos  aufgebracht 
Ikre  scheinbare  Ein&chheit  und  dialektische  Richtigkeit  versrhaft'tc  ihr 
nfk  Anhänger,  besonders  unter  den  Juristen.  Noch  in  neuerer  Zeit  ver- 
theidigte  sie  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  v.  Staate,  Bd.  I.  S.  49  flg. 

')  Dies  übersehend  gelangte  K.  S.  Zachariä,  a.  a.  0.,  I.  S.  100,  da- 
bin, den  Staat  geradezu  „ein  Uebel"  zu  nennen! 

>)  Die  Forderung:  „Exeundum  esse  ex  statu  naturae!"  ist  demnach 
ganz  aberflüssig. 

Zopri ,  SUatsrecbt.   o.  Aufl.   I.  2 
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Torkommen,  da  erscheinen  sie  gruppenweise,  in  bald  kleinere] 
bald  grösseren,  auf  der  Grundansicht  einer  Blutseinhei 
und  gemeinschaftlichen  Abstammung  beruhenden  Verbin 
düngen  (Familien,  Volksstämme),  welche  eben  in  ihrer  Massen 
haftigkeit  schon  das  natürliche  Element  und  die  Wirk 
lichkeit  der  Beherrschung  in  sich  tragen. 

IV.  Was  man  den  Naturstand  zu  nennen  pflegt,  is 
nichts  anderes  als  eine  dialektische  Abstraktion^),  und  da^ 
sogenannte  Recht  des  Naturstandes  nichts  anderes  als  du 
Theorie  des  abstrakten  Rechtes,  d.  h.  ein  Inbegriflf  von  Rechts 
Verhältnissen,  zu  deren  Begründung,  Erklärung  und  Verständnisf 
die  Idee  des  Staates  nicht  als  nothwendige  Voraussetzung 
erscheint  ^). 

§.  11. 
Die  Völkerschaft  als  wahrer  Naturstand. 

So  wie  die  Familie  eine  natürliche,  d.  h.  durch  sinnliche 
Triebe  bedingte,  jedoch  schon  die  ersten  Keime  einer  sittlicben 
Entwickelung  in  sich  tragende  Schutz-  und  Trutz -Verbindung 
blutsverwandter  Individuen  ist  (§.  7),  so  ist  auch  die  Völker- 
schaft (Volk,  Nation)  ^)  als  natürliche  Erweiterung  der  Familie, 
ursprünglich  eine  natürliche  Schutz-  und  Trutz -Verbindung 
stammverwandter  Familien  mit  der  Anlage  und  dem  Triebe  zu 
sittlicher  Gesammt-Entwickelung,  und  insofcrne  im  BegriflFe  der 
Menschheit  schon  ein  Hinausreichen  über  die  Gränzen  einer 
einzelnen  Familie  liegt,  so  erscheint  eben  die  völkerschaftliche 
Verbindung  als  der  eigentliche  Naturstand  der  Menschheit*). 


*)  Es  ist  logisch  richtig,  dass  man  von  der  Beherrschung  abstrahiren 
kann:  hieraus  folgt  aber  nicht,  dass  die  Abstraktion  als  Zustand  Realit&t 
habe.  Die  Lehre  vom  Naturstand  ist  nichts,  als  ein  dialektischer  Versuch, 
die  Yernünftigkeit  des  Staates  durch  das  Argument  des  Gegensatzes  nach- 
zuweisen. 

^)  Solche  Rechtsverhältnisse  entstehen  und  bestehen  auch  im  Staate 
immerfort,  und  fallen  dort  in  die  Sphäre  des  Privatrechtes. 

*)  Bei  den  Römern  ist  ncUio  mitunter  nur  Volksstamm;  gern  aber  ein 
Inbegriff  von  Völkerstämmen :  jedoch  ist  diese  Terminologie  nicht  ganz  fest. 
I'eicit  Germ.  c.  2.  vergl.  mit  c.  38. 

•)  Familie  und  Völkerschaft  stehen  in  beständiger  Wechselwirkung. 
Wie  sich  letztere  aus  der  ersteren  bildet,  so  bildet  sich  erstere  in  und  aus 
der  letzteren. 
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§.  12. 

Das  Wesen  der  Völkerschaft  oder  die  Nationalität 

L  Das  Wesen  der  Völkerschaft  liegt  in  der  Znsammen- 
gekorigkeit  durch  Gebart  und  Abstanunong,  wofür  der  Ausdruck 
^Nationalität'^  gebränchlich  geworden  ist  Die  Natio- 
nal 1  tat  mnss  daher  aufgefasst  werden: 

1)  als  das  Bewnsstsein  eines  gemeinschaftlichen  Ursprungs 
(eomanmts  origo)  und  somit  der  Gleichheit  der  Ra^e^).  Hierin 
liegt  das  physische  Element ,  welches  nach  der  Ordnung  der 
Katar  die  Menschenmassen  einigt  und  scheidet^).  Es  wirkt 
hier  ursprünglich  dieselbe  Idee  der  Blutsgemeinschaft  wie  in 
der  Familie  (§.  7) :  nur  erscheint  diese  hier  so  erweitert,  dass 
die  Kenntniss  der  Grade  der  Verwandtschaft  verschwunden  ist, 
aber  aadi  ftlr  tiberfiüssig  erachtet  wird.  Am  Anfange,  der 
Gesehichte  und  bei  allen  unvermischten  Völkern  äussert  sich 
dieses  Bewnsstsein  der  Einheit  des  Blutes  in  der  Form  eines 
traditionellen  Glaubens  an  einen  gemeinschaftlichen  Stamm- 
Tater,  nach  welchem  sich  auch  regelmässig  die  unvermischten 
Volker  nennen  und  den  Namen  auf  das  Land  selbst  tibertragen  ^). 
In  der  modernen  Zeit,  wo  der  Glaube  an  einen  mythischen 
Stamm -Vater  nicht  mehr  ausreicht  und  die  Bevölkerung, 
wenigstens  in  Europa  und  im  civilisirten  Amerika,  selten  mehr 
eine  ganz  ungemischte  ist,  muss  an  seine  Stelle  —  gleichsam 
ab  historisch  erweisliche  Stamm-Mutter  —  das  Land  selbst 
(als  Geburtsland,  Vaterland)  treten  und  die  Geburt  im  Lande 
ohne  weiteres  zum  Mitgliede  der  Völkerschaft,  d.  h.  zum 
Landeskind    und   Landsmann   machen^),    und    sodann 


*)  Vergleiche  fiberhaupt  meine  Anzeige  der  Schrift  von  Christ,  über 
deotsche  Nationalgesetzgebungf  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  1842, 
Kro.  52  and  53. 

^  Von  Natnr  aus  fürchten  und  hassen  sich  alle  Völker.  Selbst  der 
bichsten  Civilisation  gelingt  es  nnr  theilweise,  den  rohen  Ka^enhass 
ra  müdem:  niemals  aber  vermag  sie  die  Eifersucht  grosser  Nationen  zu 
Ktticigen. 

')  So  E.  B.  die  Deutschen ;  ebenso  die  Russen :  desgleichen  die  meisten 
Völker  der  alten  Welt,  Juden,  Griechen  u.  s.  w. 

*)  Unbedingt  spricht  diesen  Grundsatz  aus  der  Code  Napoleon,  art« 
9—13.    Eanige  Beschränkung  fügt  bei  das  Bad.  Landrecht,  art.  9,  a. 


20  §•  12-  Das  Wesen  der  Völkerschaft  oder  die  Nationalität 

geht   umgekehrt  der    Name    des  Landes    auf  die   Landen 
kinder  über. 

2)  In  dem  Begriffe  der  Nationalität  liegt  ferner  da 
Vorhandensein  einer  gemeinsamen  Ansicht  und  lebendige: 
Ueberzeugung  von  der  sittlichen  Nothwendigkeit  de 
Zusammengehörens,  womit  zugleich  die  Völkerschaft  ii 
einen  selbstbewussten  Gegensatz  zu  andern  Völkern  tritt  iin< 
sich  von  denselben  scheidet:  d.  h.  mit  dem  Begriffe  einer  Völkei 
Schaft  oder  Nation  sind  auch  die  Begriffe  von  National 
gefühl,  Nationalehre^)  und  Nationalfreiheit*)  ode 
nationaler  Selbstständigkeit^)  von  selbst  gegeben. 

3)  Mit  dem  Dasein  einer  Völkerschaft  ist  auch  Imme 
zugleich  eine  gemeinsame  Anschauung  von  der  sittlichen  Noth 
wendigkeit  einer  gewissen  Handlungsweise,  d.  h.  ein< 
Goncrete  Auffassung  des  allgemeinen  Sittengesetzes  gegeben 
Es  gibt  keine  Völkerschaft  und  kann  keine  geben  ohne  ein< 
eigenthümliche  praktische  Volksphilosophie^),  National 
Sitte,  und  daraus  hervorgehenden  Nationalcharakter 
sowie  auch  eben  so  nothwendig  jede  Nation  für  den  ihi 
eigenthilmlichen  Ideenkreis  sich  ihre  eigene,  Air  ihre  Mitgliedei 
gemeinsame  Ausdrucksweise,  d.  h.  ihre  Nationalsprachc 


s)  Die  National -Ehre  äussert  sich  hauptsächlich  als  Forderung  völker- 
rechtÜcher  Achtung  schon  darum,  weil  man  einer  gewissen  Nation  angehört 
Ihr  Bewusstsein  geht  über  in  National  stolz,  wo  die  Mitglieder  eiuei 
Nation  Ursache  haben,  ihre  Institutionen  und  politische  Bedeutung*  füi 
vorzüglicher  als  die  anderer  Völker  zu  erkennen.  —  Zimmermann,  vom 
Nationalstolze.  Zürich  1860.  —  Vergl.  die  sehr  gute  Abhandlung:  Vono 
Nationalstolze,  in  der  deutsch.  Vierteljahrsschrift,  1861.  Heft  I.  S.  180  flg. 

^)  Die  Thatsache,  dass  eine  Völkerschaft  ist,  ist  für  sie  auch  ab- 
soluter Rechtstitel  ihres  Daseins. 

7)  Kein  Volk  kann  und  darf  seinem  Begriffe  nach  Fremdherrschaft 
dulden! 

>)  Ursprünglich  hat  ebenso  wie  jede  Familie  ihre  eigenen  Penaten  und 
Sacra  privatay  so  auch  jede  Völkerschaft  ihren  eigenthtimlichen  Cultos  oder 
besondere  Religion.  Die  Bedeutung  der  Religion,  als  eines  nationalen 
Elementes,  ist  aber  vielfach  durch  die  zersetzende  Kraft,  welche  der  reli- 
giösen Universalität  des  Ghristenthumcs  inwohnt,  verwischt  worden. 
Doch  fehlte  es  in  Deutschland  wenigstens  seit  der  Zeit  der  Reformation 
nicht  an  Versuchen,  auch  das  christlich  kirchliche  Element  als  ein  natio- 
nales zu  gestalten. 
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und  bei    fortschreitender  BilduDg   ihre  Nationalliteratnr 
ersehaffi  '). 

4)  Ifit  dem  Dasein  gemeinsamer  nationaler  Lebensan- 
«chammgen  (der  Nationalsitte  und  dem  Nationaleharakter)  ist 
aber  aneh  zugleich  und  hiervon  antrennbar  ^^\  eine  gemeinsame 
ToIksihQmliehe  Ansicht  von  der  Nothwendigkeit  der  Handhabung 
gewisser  Interessen  als  allgemeiner  und  gemeinsamer, 
d.h.  als  Recht,  durch  die  Gewalt  der  Gesammtheit  gegen 
die  Mos  individuellen  Interessen  Einzelner  gesetzt:  d.  h.  mit 
dem  Dasein  einer  Völkerschaft  ist  auch  zugleich  eine  ihr 
«genthllmliche  Rechtsanschauung,  ein  nationales  Recht, 
ind  hiermit  auch  eine  nationale  Beherrschung  gegeben. 

IL  Wo  eine  grosse  und  zahlreiche  Nation,  wie  z.  B.  die 
deotsche,  in  mächtige  Stämme  zerfällt,  kann  sie  selbst  in  mehrere 
Völkerschaften  zerfallen,  welche  neben  einander  eine  partikuläre 
Selbstständigkeit  behaupten^').  Allein  so  lange  die  vorgedachten 
physischen  nnd  moralischen  Bedingungen  der  Gesamnitnatio- 
natität  nicht  zu  wirken  aufhOren,  werden  sich  auch  hier  die 
Terwandten  Völkerschaften  stets  zu  einander  angezogen  finden 
md  eine  bleibende  und  organische  Verbindung  unter  sich  als 
onabweisliches  Bedtirfniss  und  als  die  Bürgschaft  ihres  indivi- 
duellen politischen  Bestehens  selbst  erkennen,  so  verHchicden 
sieh  auch  eine  solche  Verbindung  in  verschiedenen  Zeiten, 
ab  Reich,  als  Bundesstaat  oder  Staatenbund  ge- 
stalten mag. 


*)  Fichte,  Reden  an  die  deutsche  Nation,  p.  120.  „Nicht  eigentlich 
redet  der  Mensch,  sondern  in  ihm  redet  die  menschliche  Natur  und  ver- 
kfudis;!  sich  ihres  Gleichen.'' 

**)  Die  Nationalität  ist  nichts  Einseitiges  und  verträgt  auch  keine  ein- 
seitige Entwickeiung. 

">  Man  verwechsle  nicht  Partikularismus  und  Separatismus. 
Ersterer  ist  bei  zahhreichen  Völkern  hinsichtlich  ihrer  Stämme  organiseh 
Botfavendig  und  unvermeidlich:  letzterer  eine  wideniatür]i<'ho  Voriming. 
Dct  Stammespartiknlarismus  verhält  sich  zur  Gesammtnationalität  wie  die 
FaoOie  (das  Hans)  zum  Staate,  indem  er  nur  selbstständig  in  seinem  Kreise 
&  gemeinsame  Idee  verarbeitet:  letzterer  aber  fasst  besondere  und  von 
den  gemeinen  Geiste  abweichende  Ideen  auf,  die  er  mit  Exclusivität 
▼enurbeitet 
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§.  13. 

Das  Nationalitätsprincip  und  seine  geschichtliche 
lieschränkung.    Natürliche  und  politische 

Nationalität^). 

I.  So  wie  das  Individnam  in  sich  selbst  den  Rechtsgrund 
trägt,  in  einem  seinen  Naturanlagen  und  seinem  sitüicbeii 
Wesen  entsprechenden  Zustande  zu  leben,  so  trägt  auch  jede 
Völkerschaft  in  sich  selbst  von  Haus  ans  den  Rechts- 
anspruch, als  selbstständiger  Staat  zu  bestehen  (§.  12).  Dies 
nennt  man  das  Nationalitätsprincip. 

U.  Die  praktische  Geltung  dieses  Principes  setzt  aber 
voraus,  dass  die  Völkerschaft;  auch  die  physische  Möglichkeit 
hat,  als  Staat  zu  bestehen,  d.  h.  dass  sie  zahlreich  und  mächtig 
genug  ist,  sich  in  diesem  angebornen  Ansprüche  zu  behaupten. 
Glücklich  sind  daher  die  Völker  zu  preisen,  welchen  die  Natur 
die  Macht  und  die  Mittel  gegeben  hat,  sich  in  ihrer  nationalen 
Selbstständigkeit  zu  behaupten,  und  diese  müssen  es  als  ihre 
höchste  Aufgabe  betrachten,  sich  die  hierzu  nöthige  Mach^ 
Stellung  jederzeit  zu  bewahren. 

III.  Minder  mächtige  und  kleine  Völker  sind  dagegen  von 
der  Natur  darauf  angewiesen,  entweder  durch  völkerrechtliche 
Verbindungen  mit  anderen  Völkern  sich  die  erforderliche  Sicherung 
ihrer  Selbstständigkeit  zu  verschaffen,  oder  das  Protektorat 
eines  mächtigen  Staates  zu  suchen,  oder  sie  werden  auf  die 
Dauer  sich  nicht  dem  Schicksale  entziehen  können,  freiwillig 
oder  unfreiwillig  unter  die  Herrschaft  eines  mächtigeren  Staates 
zu  treten. 

rV.  Ist  die  schwächere  Völkerschaft  bei  einem  solchen 
Ereignisse  noch  so  glücklich,  ihr  Territorium  ganz  oder  doch 


*)  Die  beste  Erörterung  über  die  Bedeutung  des  Nationalitätsprincips 
mit  besonderer  Beziehung  auf  die  deutschen  Verhältnisäe  findet  sich  in  der 
Abhandlung:  Rechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in  der  deutschen  Viertel- 
Jahrschrift,  1861,  Heft  L  S.  298  flg.  —  Vergl.  auch  Bluntschli,  aligem. 
Staatsrecht,  2.  Aufl.  1857.  S.  73  flg.  —  J.  Held,  System  des  YerfiftSBoogs- 
rechts  ete.,  1856,  Bd.  I.  S.  116  flg.  —  (Vollgraff),  Erster  Versuch  etc. 
Polignosie  etc.  3  Bde.  Marburg  1851—1855.  —  R.  v.  Mohl,  Politik,  Bd.  I 
(1862),  S.  33  flg. 
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im  Wesentlichen  aosschliessUch  zn  behalten,  so  wu-d  ihr  die 
Bewahrung  ihrer  Nationalität  wenigstens  in  vielen  Beziehungen 
]H)ch  möglich  sein,  wenn  sie  anch  ihre  Selbstständigkeit  nach 
Aussen  rerliert  und  in  dieser  Hinsicht  in  das  Staatensystem 
des  nunmehrigen  Haaptstaates  eintritt^). 

V.  Tritt  aber  der  Fall  ein,  wie  z.  B.  häufig  bei  kriege- 
rischer Eroberang,  dass  ein  Volk  unter  die  Herrschaft  eines 
au[id«:eii  in  der  Art  zu  stehen  kommt,  dass  sein  Territorium 
ein  geoieinschaftliches  mit  der  siegenden  Bevölkerung  wird, 
so  sind  bezüglich  der  Stellung  der  siegenden  und  besiegten 
Bevölkerung  drei  Systeme  möglich,  welche  man  als  das  System 
der  Unterdrückung,  der  Verschmelzung  und  der 
Gleichstellung  bezeichnen  kann.  Entweder  werden  näm- 
lich die  Besiegten  fortwährend  als  Unterjochte  behandelt, 
und  der  herrschenden  Nationalität  in  rechtlicher  und  politischer 
Beziehnng  willkührlich  bald  mehr  bald  minder  nachgesetzt, 
oder  der  Sieger  erklärt  die  Besiegten  geradezu  ftlr  einen  Theil 
der  herrschenden  Nation,  und  verschmilzt  sie  rechtlich  und 
politisch  vollständig  mit  derselben,  fordert  aber  dafür  das 
Opfer  der  bisherigen  nationalen  Selbstständigkeit,  einschlUssig 
des  bisherigen  Volksnamens  und  des  Gebrauches  der  Sprache, 
mindestens  im  amtlichen  Verkehrsleben ;  oder  der  Sieger  erklärt 
die  besiegte  Bevölkerung  fUr  gleichberechtigt  mit  der 
si^enden  oud  erkennt  die  Selbstständigkeit  ihrer  Nationalität 
mindestens  in  Bezug  auf  Namen  und  Sprache ,  mitunter  sogar 
in  Bezug  auf  Verfassung  und  Recht  an. 

VI-  Das  erstere  System,  das  der  Unterdrückung, 
trägt  den  Stempel  der  Ungerechtigkeit  an  der  Stime.  Es 
muss,  wenn  die  besiegte  Nationalität  nicht  eine  von  Haus  aus 
caltumnfahige  oder  verkommene  ist,  fortwährende  Erbitterung 
erzengen,  die  den  Staat  nie  zur  Ruhe  kommen  lässt  und  sich 
von  Zeit  zu  Zeit  in  Aufständen  Luft  macht,  selbst  wenn  die 
Hoffnung  eines  Erfolges  noch  so  gering  ist.  Es  ist  also 
geradezu  ein  staatsgefährliches  System. 

VII.  Das  zweite  System,  oder  das  System  der  Ver- 
schmelzung, welches  man.theUweise  schon  bei  den  Römern 


<)  In  einer  solchen  Stellung  befinden  sich  dermal  die  sog.  DonaufOrsten- 
ÜEJuner  g^en  die  TürkeL 
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findet,  in  der  neueren  Zeit  aber  vorzugsweise  von  Frankreich 
gehandhabt  wurde,  wird  im  ersten  Augenblicke  unvermeidlicli 
von  den  Besiegten  als  eine  grosse  Härte  empfunden,  hat  aber 
den  grossen  Vortbeil,  in  kurzer  Zeit  die  Besiegten  vergessen  za 
lassen,  dass  sie  Besiegte  sind,  und  sie  mit  der  Nation,  welcher 
sie  das  Schicksal  zutheilte,  rasch  vollständigen  verschmelzen: 
es  gibt  also  in  verhältnissmässig  kurzen  Zeiträumen  einen  vollen 
Ersatz  für  die  verlorene  Nationalität,  indem  es  den  Besiegten 
dadurch  ehrt,  dass  es  allen  Unterschied  mit  dem  Sieger  ver- 
vnscht,  und  somit  verbürgt  dieses  System  unleugbar  den  Ein- 
heitsbestand des  Staates. 

VIII.  Das  dritte,  das  System  der  Gleichstellung, 
wird  dagegen  ebenso  unzweifelhaft  im  Anfange  als  eine  grosse 
Milde  des  Siegers  empfunden  werden:  es  bereitet  aber  fort- 
während grosse  Schwierigkeiten  und  pflanzt  dieselben  von 
Geschlecht  zu  Geschlecht  fort;  es  wird  selbst  bei  grösster 
Milde  die  Besiegten  oder  widerwillig  Einverleibten  nie  be- 
friedigen; sie  werden  nie  aufhören  zu  fürchten  und  niemals 
lernen,  für  das,  was  ihnen  gewährt  wird,  dankbar  zu  sein; 
sie  werden  auch  niemals  der  herrschenden  Nationalität  von 
Herzen  hold  werden,  oder  die  Rivalität  mit  derselben  aufgeben. 
Eine  Amalgamation  der  beiden  Nationalitäten,  die  bei  solchen 
Katastrophen  immer  noch  das  Wünschenswertheste  wäre,  wird 
hierdurch,  wenn  nicht  fUr  immer  unmöglich  gemacht,  doch  auf 
lange  Jahrhunderte  hinausgeschoben.  Das  niederschlagende 
und  kränkende  Geftthl,  von  einer  fremden  Nationalität  be- 
herrscht zu  werden,  wird  hier  nie  erlöschen,  so  grosse  Rück- 
sichten diese  Letztere  auch  der  Nationalität  der  Besiegten  tragen 
mag:  die  staatliche  Einheit  bleibt  fortwährend  gefährdet,  und 
ein  Ra^enkampf  wird  hierbei  immerhin  nur  als  hinausgeschoben, 
niemals  aber  als  ausserhalb  der  Grenzen  der  Möglichkeit  liegend 
betrachtet  werden  können. 

IX.  Hiernach  muss  das  System  der  G 1  e  i  c  h  s  t  e  1 1  u  n  g  von 
dem  Standpunkte  der  politischen  Klugheit  aus  im  Allgemeinen  ab 
das  ndnder  zweckmässige  bezeichnet  werden.  Es  ist  aber  dieses 
von  jeher  das  System  der  germanischen  Völker  gewesen  %  und 


5)  Auch  auf  der  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  (1848)  adoptirte 
man  dieses  System,  und  sprach  eine  Gewährleistung  der  Nationalit&t  der 
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hat  sehon  in  den  Zeiten  der  Völkerwanderang  den  Nachtheil 
gehabt^  dass  die  siegenden  dentschen  Völker  alsbald  selbst 
ikien  dentschen  Charakter  ablegten  nnd  romanisirt  wurden; 
es  hat  noch  jetzt  den  NacbtheQ,  dass  die  Germanisimng 
anderer  Länder,  d.  h.  die  Ausbreitung  der  deutschen  Cultur, 
auch  da  keinen  rechten  Fortgang  gewinnt^  wo  sie  naturgemäss 
angezeigt  ist,  nnd  diesen  Ländern  selbst,  nicht  weniger  als 
DeutecUand,  zum  entschiedensten  Vortheile  gereichen  würde. 

X.  Befriedigende  Ergebnisse  hat  das  System  der  Gleich- 
stellung bisher  nur  da  gezeigt,  wo,  wie  in  der  Schweiz, 
die  Tersehiedenen  Nationalitäten  sich  in  der  richtigen  Erkenntniss, 
ihro'  Vereinigung  zur  Behauptung  ihrer  staatlichen  Existenz 
gegenseitig  zn  bedürfen,  freiwillig  aneinander  geschlossen  haben, 
fiberdies  auch  auf  einer  und  derselben  Culturstufe  stehen  und 
keine  der  vereinigten  Nationalitäten  so  sehr  numerisch  oder 
pditiseh  überwiegt,  dass  die  anderen  für  ihre  gleiche  Geltung 
ni  fürchten  Ursache  hätten:  oder  auch,  wo  es  demjenigen 
Stamme,  welcher  der  Hauptträger  der  Cultur  ist,  gelingt,  den 
Stammen  anderer  Nationalität  seine  Cultur  mitzntheilen ,  oder 
wo  die  weniger  zahlreiche  Nationalität  das  Bedttrfniss  des 
Anschlusses  an  eine  grössere  Volksmasse  empfindet,  weil  sie 
nach  den  obwaltenden  geographischen  Verhältnissen  nur  in 
dieser  Verbindung  ihre  materiellen,  politischen  und  internatio- 
nalen Interessen  als  gewahrt  und  gesichert  anerkennen  und 
die  Vortheile  eines  grossen  Cultur-Staates  mitzugeniessen  hoffen 
kann. 

XL  Es  ist  überdies  anzuerkennen,  dass  unter  gegebenen 
Verhaltnissen  das  System  der  Gleichberechtigung,  der 
Sdiwierigkeit  seiner  Handhabung  ungeachtet,  das  allein  mög- 
Behe  sein  kann,  insbesondere  da,  wo  den  Nationalitäten  gegen- 
seitig die  Fähigkeit  zur  Assimilation  in  Sitte  und  Sprache 
ToUständig  abgeht,  oder  die  kleinere  Nationalität  doch  von 
einer  solchen  Zähigkeit  ist,  dass  sie  von  der  zahlreicheren 
sieht  absorbirt  oder  zersetzt  werden  kann. 

Xn.  Auch  kommt  hierbei  noch  in  Betracht,  dass  die 
Nationalität,  so  gewiss  sie  in  Blut  (Ra^e)  und  Sprache  ihre 


Bichtrdeatschen  Bevölkerungen  in  Deutschland  aus,  ohne  dass  es  hierdurch 
auch  nur  im  Mindesten  gelungen  wäre,  deren  Sympathien  zu  gewinnen. 
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natürliche  Grundlage  hat,  allein  zur  Staatenbildung  nicht  aus- 
reicht, und  dabei  die  geographischen  Verhältnisse  eine  grosse 
Bolle  spielen,  indem  ein  grosser  Staat  nun  einmal  seine  krie- 
gerische und  handelspolitische  Stellung  sichernde  Oränzen 
nicht  entbehren  kann,  und  durch  den  Weltplan  darauf  an- 
gewiesen ist,  sich  diese  zu  verschaffen.  Somit  bildet  sich  im 
Laufe  der  Weltgeschichte  neben  der  rein  natürlichen  Natio- 
nalität allmählig  auch  eine  politische  Nationalität  aus*). 
Dies  geschieht  um  so  häufiger,  als  die  geschichtliche  £nt- 
Wickelung  der  Menschheit  immer  mehr  zur  Bildung  von  Grrosa- 
Staaten  oder  ihre  Stelle  vertretenden  grossen  Staatenverbindungen 
drängt.  Sowie  die  Gultur  überhaupt,  als  auf  geistiger  Ent- 
wickelung  beruhend,  ftir  das  Höhere  im  VerhältniBS  zum 
ursprÜDgUch  Natürlichen  anerkannt  wird,  so  muss  auch  der 
Gross-Staat  und  die  durch  ihn  begründete  politische  Nationalität 
als  ein  Product  der  Gultur,  fUr  das  Höhere  im  Verhältniss 
zur  rein  natürlichen  Nationalität  anerkannt  werden,  und  diese 
im  Gonflicte  sich  ihm  unterordnen,  und  zwar  um  so  mehr,  als 
in  keinem  dermal  bestehenden  grossen  Staate  die  wesentlichste 
Grundlage  der  natürlichen  Nationalität,  das  Blut,  mehr  völlig 
rein  angetroffen  wird. 

XUI.  Die  Berechtigung  der  politischen  Nationalität  hat 
daher  ihren  letzten  und  obersten  Grund  in  ihrer  weltgeschichtr 
liehen  Nothwendigkeit.  Im  Einzelnen  wurzelt  sie  in  den 
Friedensschlüssen  und  Staats  vertragen,  welche  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  natürliche  Nationalitäten  zu  politischen  verbunden 
haben. 

XIV.  Es  ist  wohl  möglich  und  sicher  auch  nicht  selten 
vorgekommen,  dass  Gewaltthat  und  Ungerechtigkeit  einer 
Nationalität,  welche  ftir  sich  wohl  hätte  bestehen  können, 
eine  Katastrophe  bereitet  haben.  Aber  so  lange  noch  der 
Krieg  als  eine  völkerrechtliche  Institution  und  sein  Ausgang 
als  ein  Gottesgericht  unter  den  Völkern  betrachtet  wird,  kann 


*)  Den  Unterschied  von  natürlicher  und  politischer  Natio- 
nalität hat  sehr  scharf  hervorgehoben:  J.  Fröbel,  Deutschland,  Oester- 
reich  u.  Venedig ,  München  1861 ,  S.  33 ;  weiter  ausgeführt  ist  derselbe  in 
dem  Note  *)  angeführten  Aufsatze  in  der  deutschen  Vierteljahraachrift, 
1861,  Heft  1. 
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die  Gegenwart  nicht  flir  das  Unrecht  der  Vergangenheit  ver- 
aotwortfieh  gemacht  werden,  nnd  so  bereit  man  auch  sein 
mag,  ein  solches  Unrecht  anzuerkennen  nnd  zu  beklagen,  so 
onmöglieh  ist  es  oft,  dasselbe  wieder  gut  zu  machen  nnd  ohne 
die  grössten  Nachdieile  und  Gefahren  ftlr  die  seitdem  erwach- 
senen nnd  dermal  bestehenden  Verhältnisse  die  früheren  Zn- 
stände  wieder  herzasteilen  ^). 

XV.  Ein  Angriff  anf  die  positiv  Völker-  und  staatsrechtlich 
dnmal  anerkannten,  jetzt  bestehenden  politischen  Natio- 
nalitäten durch  die  Prociamirung  des  natürlichen  Na- 
tionalität sprincips  ist  daher  ein  Angriff  auf  den  positiv- 
reditlichen  nnd  geschichtlichen  Rechtszustand  und  die  Ruhe 
von  ganz  Europa,  und  würde  nach  Umständen  allen  politischen 
Besitzstand  bis  anf  die  Zeiten  des  Cäsar  und  Tacitus  in  Frage 
stellen  nnd  die  Auflösung  aller  jetzt  bestehenden  Staaten  zur 
Folge  haben.  Wenn  übrigens  die  Wiederherstellung  der 
natürlichen  Nationalitäten  wirklich  als  Princip  an- 
eikannt,  mit  Gonsequenz  durchgeftlhrt  und  nicht  blos  als 
Verwand  nnd  Hebel  zur  Zerstörung  eines  oder  des  anderen 
grossen  Staates  einseitig  gebraucht  werden  wollte,  so  würde 
dies  gerade  demjenigen  Staate  (Frankreich)  zum  grösstcn 
Nachtheile  gereichen ,  der  sich  in  neuester  Zeit  nach  einer  Seite 
hin  zum  Vertreter  dieses  I^ncipes  aufgeworfen  hat,  während 
er  nach  der  anderen  Seite  hin ,  gerade  im  Widerspruche  hier- 
mit, nicht  nur  die  schon  früher  einverieibten  fremden  Natio- 
nalitäten festhält,  sondern  sich  sogar  noch  andere  neu  annectirt  ^). 

§.  14. 
VerhUltniss  der  Völkerschaft  zum  Sfcwite. 

I.  Die  Völkerschaft  und  der  Staat  verhalten  sich  zu  einander 
wie  Person  und  Zustand.  Die  Völkerschaft  als  Inbegriff 
stammverwandter  Familien  ist  von  dem  Staate  somit  wesentlich 
dadurch  unterschieden,  dass  in  ihrem  Begriffe  an  sich  nicht 


^)  Dies  alles  wird  selbst  von  französischen  Fublicisten  anerkannt. 
TeigL  z.  B.  Journal  des  Debats,  Courrier  du  Dimauche,  27.  Januar  1861 
(Prerost  Paradol). 
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das  den  Staat  (als  Zustand  §.  3)  auszeichnende  Moment  der 
Stabilität,  d.  h.  der  Ansässigkeit  der  Familien  and 
somit  auch  eines  festen  Volkswohnsitzes  (eines  Gebietes) 
enthalten  ist^). 

IL  Es  kann  daher  wohl  auch  das  Dasein  einer  Völker- 
schaft dem  Staate  historisch  vorangehen,  allein  es  ist  dies 
nicht  absolut  nothwendig,  sondern  ob  das  Eine  oder  das  An- 
dere  eintritt,  hängt  davon  ab,  ob  die  Völkerschaft  gleich  an- 
fänglich als  eine  sesshafte  in  einem  bestimmten  Lande 
erscheint  oder  nicht.  In  jeder  Völkerschaft,  welche  die  Natur 
nicht  unter  ganz  ungünstigen  Verhältnissen  erschaffen  hat, 
liegt  aber  der  Trieb,  Staat  zu  werden,  d.  h.  feste  Wohnsitze 
und  ein  ausschliessliches  Gebiet  zu  erwerben,  womit  erst  die 
Grundlage  flir  eine  fortschreitende  Civilisation  und  Entwickelang 
der  Völkerschaft  gewonnen  wird. 

IIL  Uebrigens  wird  auch  nach  dem  Uebergange  der 
Völkerschaft  in  den  Staat  häufig  gleichbedeutend  mit  letzterem 
das  Wort  Volk  oder  Völkerschaft  gebraucht,  besonders  in 
den  gegenseitigen  Beziehungen  der  verschiedenen  Staaten  anter 
einander,  was  sich  daraus  erklärt,  dass  durch  den  Uebergang 
in  den  Staatszustand  (die  Staatsform)  die  Völkerschaft  an  sich 
nicht  endigt. 

§.  15. 
Factoren  des  Staates. 

I.  Der  Staat  besteht  zufolge  seines  Begriffes  in  sabjec- 
tiver  Beziehung  aus  zwei  Factoren:  aus  dem  Staatsherr- 
scher (Souverain),  und  aus  den  Unterthanen  (dem 
Volke)  ^).  In  den  monarchischen  Staaten  wird  der  Staatsherr- 
Bcherr  im  Allgemeinen  als  Ftlrst  bezeichnet:  in  den  Republiken 


*)  Es  gab  und  gibt  wohl  Wander  Völker  (Nomaden)  und  wan- 
dernde, d.  h.  zur  Eroberung  neuer  Wohnsitze  ausgezogene  Völker,  aber 
keine  wandernden  Staaten! 

*)  Die  Bezeichnung  „Volk"  f(lr  die  Gesammtheit  der  Unterthanen 
deutet  darauf  hin ,  dass  sich  in  Deutschland  die  Staatsidee  unter  den  über- 
wiegenden Einflüssen  des  ftirstlichen  Gefolgschafts- Wesens  entwickelt  hat 
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cneheint  das  Volk  in  seiner  Gesammtheit  als  Staatshenr- 
nAer  im  Gegensatze  zn  dem  Individomn  ^). 

n.  In  objectiTer  Beziehung  ist  der  Staat  bedingt  durch 
das  Staatsgebiet  (Territorium).  In  dem  Territorium 
1]^  jenes  s tätige  Element ,  von  dem  der  Staat  selbst  den 
Kam^i  hat,  und  ohne  welches  er  gar  nicht  gedacht  werden 
kann^. 

m.  Die  Form  des  Staates  bestimmt  sich  durch  die  Ver- 
fassung. Die  Verfassung  ist  aber  kein  Factor  des  Staates, 
wie  häufig  angenommen  wird,  sondern  eine  Einrichtung,  die 
TOD  den  subjectiyen  Factoren  desselben  oder  einem  derselben 
ausgeht  Es  gibt  keinen  Staat  ohne  Verfassung,  d.  h.  ohne 
Oif^sation ;  aber  nicht  überall  gibt  es  eine  geschriebene  Ver- 
(assungsnrknnde. 

§.  16. 

ßtaatswissenschaf);  (Politik);  deren  Begriff  und 

£intlieilung. 

L  Staatswissenschaft,  Staatslehre  oder  Politik 
im  weiteren  Sinne  ist  der  systematische  Inbegriff  sämmt- 
ficher  auf  das  Staatsleben  sich  beziehenden  Kenntnisse.  Sie 
zerfallt  in  zwei  Hanpttheile: 

1)  das  Staatsrecht,  d.  h.  die  Lehre  von  den  durch 
den  Staat  begründeten  und  auf  ihn  bezüglichen  Rechtsverhält- 
nissen, nnd 

2)  die  Staatswissenschaft  oder  Politik  im  engeren 
Sinne,  d.  h.  die  Wissenschaft  und  Kunst  des  Lebens 
im  Staate  <).  Als  Wissenschaft  lehrt  sie  die  Natur  des 
Staates  erkennen,  als  Kunst  begreift  sie  die  Darstellung  der 
tauglichsten    Mittel    zur   Erreichung   des    Staatszweckes 

^  AttsdrQcklicb  erklärte  dies  die  Verfassung  der  französiscben  Republik 
vom  4.  Not.  1848,  art  1.  „La  souverainet^  r^side  dans  Tuni versitz  des 
dtoyens  fran^is  .  .  .  Ancun  individu,  aucune  fraction  du  peuple  ne  peut 
8'en  altribaer  Texercice.'' 

>)  Siehe  oben  §.  1  und  14. 

*)  So  bestimmt  den  Begriff  der  Politik  sehr  treffend:  J.  Fröbel, 
Theorie  der  Politik.  Wien  1861,  8. 1.  —  Im  Wesentlichen  übereinstimmend: 
Blnntschli,  allgem;  Staatsr.  2.  Auti.  Bd.  I.  S.  1  flg. 
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anter  gegebenen  Verhältnissen  und  nach  den  Anforda'nngen 
der  fortschreitenden  Cultnr.  In  Bezug  auf  ihre  praktische 
Thätigkeit  äussert  sich  daher  die  Politik  nothwendig  immer 
als  Klugheit^),  und  daher  wird  auch  ihrer  Wttrde  durch  die 
Bezeichnung  als  Staatskunst  oder  Staatsklugheits- 
lehre  nichts  vergeben^),  da  diese  immer  die  richtige  (wissen- 
schaftliche) Erkenntniss  der  vorhandenen  Staatszustände  und 
des  Wesens  des  Staates  überhaupt  voraussetzt. 

n.  Die  Lehre  von  den,  dem  Staate  vorausgehenden ,  den- 
selben historisch  y  philosophisch  und  rechtlich  bedingenden 
Verhältnissen  wird  gewöhnlich  als  Metapolitik  oder  Pro- 
politik  bezeichnete^). 

§.  17. 
Verhältniss  von  Recht  und  PoKtik. 

I.  Recht  und  Politik  verhalten  sich  wie  sittliche  Noth- 
wendigkeit  und  Zweckmässigkeit,  oder  wie  Allgemeines  (Idee) 
und  dessen  concrete  Darstellung  (Praxis). 

n.  Die  Aufgabe  der  Politik  ist  es  also,  dem  Rechte  zur 
Macht,  d.  h.  zur  praktischen  Geltung  zu  verhelfen,  und 
hierzu  die  unter  gegebenen  Verhältnissen  zweckmässigsten  und 
besten  Organisationen  zu  erschaffen. 

in.  Die  wahre  (richtige)  Politik  kann  daher  nie  mit  dem 
Rechte  in  Widerspruch  stehen,  insbesondere  da  das  Recht  selbst 
das  höchste  und  allgemeinste  Interesse  der  Menschheit  ist. 


<)  Rechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  Yiertel- 
jahrsschrift,  1861.  Heft  I.  S.  359.  —  Politik  ist  granun.  die  Wissenschaft 
von  den  Verhältnissen  städtischer  Gemeinwesen  und  der  Kunst  ihrer 
Leitung.  Da  alle  städtischen  und  staatlichen  Zustande  auf  allgemeine  In- 
teressen, deren  richtige  Erkenntniss  und  zweckmässige  Verfolgung  gegrOndet 
sind,  so  nahm  das  Wort  „Politik^*  bald  auch  die  Bedeutung  von  Klug- 
heit überhaupt  an. 

')  Nur  die  ausschliessliche  Beschränkung  der  Politik  auf  den  B^iiff 
blos  empirischer  oder  intriguanter  Staatsklugkeit  verdient  den  Tadel,  welchen 
Bluntschli,  a.  a.  0.  (siehe  Note  1)  gegen  die  Auffassung  der  Politik  als 
Staatsklugheit  ausspricht. 

4)  Eigentlich  metapolitische  Zustände  sind  nur  die  Familie  und  die 
Völkerschaft  vor  der  Begründung  einer  festen  Niederlassung  (§.  14). 


i 
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IV.  Umgekehrt  kann  auch  das  Recht  die  Politik  nicht 
atbehren,  da  es  an  sich  als  Ideales  nnd  Gültiges  (d.  h. 
gdten  Sollendes)  nur  durch  eine  kluge  und  zweckmässige 
Otganisadon  des  Staates  zur  praktischen  (Geltung  in  Raum 
nnd  Zeit  gelangen,  d.  h.  wirklich  Oeltendes  werden  kann. 

V.  Die  Politik  ist  daher  in  Bezug  auf  das  Recht  die 
Kvnst  der  Rechtserzeugung,  d.  h.  Fortbildung  des 
Rechtes  in  einer  den  fortwachsenden  Culturverbältnissen  ent- 
sprechenden Weise'). 

VL  Daher  ist  auch  alles  historische  Recht  zugleich 
politisch  es  9  d.  h.  durch  Rücksichten  der  Zweckmässigkeit 
und  Klugheit  modificirtes  Recht.  Das  wahre  historische 
Becfat  ist  somit  das,  welches  weder  stationär  ist,  noch  sich 
fiberstfirzty  sondern  sich  organisch  durch  Reform  fortbildet. 
Das  wahre  historische  Recht  ist  daher  Angcroessenheit  an  die 
Cuhmrerhältnisse  der  fraglichen  Geschichtsperiode  ^). 

§.  18. 
Begriff  und  Eintlieilung  des  öflFentlichcn  Rechtes. 

I.  So  wie  der  Staat  in  Folge  der  Gemeinschaftlichkeit  der 
Interessen  der  Staatsgenossen  sich  als  öffentlicher  Zustand 
darstellt^  so  erscheinen  auch  ebenmässig  die  sämmtlichen  durch 
das  Dasein  des  Staates  begründeten  und  auf  ihn  bezüglichen 
Rechtsverhältnisse  als  öffentliches  Recht. 

IL  Den  Gegensatz  bildet  das  Privatrecht;  als  jenes 
Beehty  welches  nur  in  den  Interessen  der  Individuen  als  Ein- 
sehen ?nirzelt  nnd  nur  zu  diesen  Beziehung  und  für  dieselben 
Bedeutung  hat  *). 


*)  Rechtskunst,  nicht  Staatspfiffigkeit!  (Kcchtsphilo- 
sophische  Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  VicrteUahrsschrift,  18G1, 
Heft  I.  S.  359).  —  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  Bd.  1,  1857, 
S.2.  ,,Die  Politik  als  Wissenschaft  betrachtet  vorzugsweise  die  Strömungen 
nd  Wandelungen  des  staatlichen  Lebens". 

*)  Rechtsphilosophishe  Zeitgedanken,  a.  a.  0.  S.  358— 3()(). 

^  Sehr  schön  theilten  schon  die  römischen  Juristen  mit  Kacksicht  auf 
dm  unterschied  der  Gesammt-Interessen  und  der  Sonder- Interessen 
das  gesammte  Recht  in  jus  publicum  (quod  ad  statum  rcipublicae  spectat) 
nnd  in  jus  privatum  (quod  ad  singulorum  utilitatem)  —    „  sunt  enim  quae- 
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lU.  Die  durch  das  Dasein  des  Staates  begründeten  nnd 
somit  öffentlichen  Rechtsyerhältnisse  treten  aber  in  zwei 
hauptsächlichen  Beziehungen  hervor:  theils  in  Beziehung  nach 
Aussen,  d.h.  zu  anderen  Staaten  oder  Völkerschaften,  theils 
in  Beziehung  nach  Innen,  d.  h.  in  Bezug  auf  die  Factoren 
des  Staates  selbst.  Hiernach  theilt  sich  das  öffentliche  Recht 
naturgemäss  in  zwei  Hauptklassen:  das  Völkerrecht  und 
das  Staatsrecht. 

§.  19. 
Begriff  des  Staatsrechtes. 

Unter  Staatsrechtim  Gegensatze  des  Völkerrechtes  (§.  18) 
versteht  man  in  subjectiver  Beziehung  den  Inbegriff  der 
Rechte  und  Pflichten,  welche  flir  den  Staatsherrscher 
und  die  Unterthanen  gegenseitig,  sowie  auch  fttr  die 
letzteren  unter  sich  durch  den  Staatszustand  begründet 
werden.  Objectiv  versteht  man  unter  Staatsrecht  den  In- 
begriff der  Rechtsgrundsätze,  welche  durch  den  Staatszustand 
in  Beziehung  auf  denselben  begründet  werden.  Häufig  wird 
jedoch  auch  das  Staatsrecht  selbst  noch  öffentliches  Recht 
genannt,  was  aber,  da  die  deutsche  Sprache  in  ersterem  Worte 
einen  vollkommen  bezeichnenden  Ausdruck  bietet,  zu  vermeiden 
sein  dürfte^). 


dam  pubUce  utüia,  qu&edam  privatim,''  (ülpianus.)  L.  1.  Dig,  de  Just  et 
jure,  (I.  1.)  —  Die  Eigenschaft  dieses  Gegensatzes  als  eines  contradicto- 
rischen,  und  somit  auch  die  Richtigkeit  der  darauf  gebauten  obersten  Ein- 
theilung  des  Rechtes,  bestreitet  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  vom  8taate, 
1839,  Bd.  L,  p.  171,  172;  u.  in  seinem  lit.  Nachlasse,  1843,  p.  120  u.  f.; 
er  will  dagegen  die  Unterscheidung  von  Naturrecht,  als  Recht  des  Natur- 
standes  (siehe  oben  §.  8),  und  Staatsrecht  an  die  Spitze  des  Systems 
gestellt  wissen.  Allein  das,  was  er  Staatsrecht  nennt,  ist  in  seinem 
Wesen  nichts  anderes,  als  das,  was  man  sonst  positives  R«cht  überhaupt 
nennt,  so  dass  er  also  die  Eintheilung  des  Rechtes  nach  seinen  Quellen 
mit  der  nach  seinen  Gegenständen  verwechselt,  und  dabei  übersieht,  dass 
der  Gegensatz  von  Privatrecht  und  Staatsrecht  nicht  sowohl  ausserhalb 
des  Staates,  als  vielmehr  in  demselben  zum  Bewusstsein  kommen  muss,  wie 
dies  schon  die  Römer  richtig  bemerkt  haben. 

*)  Die  lateinische  Sprache  bot  hier  freilich  nur  den  Ausdrack  jus 
pahlicum:  und  dies  erklärte  sich  recht  wohl  daraus,  dass  zur  Zeit  der 
römischen  Herrschaft  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  noch  viel  zu  wenig 
entwickelt  waren,  als  dass  man  sie  als  besonderen  Rechtstheil  von  dem 
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§.  20. 

ÄUgemeiner  Charakter  des  Staatsrechtes:   sein 
Verhältniss  zum  Privatrecht  ^). 

L  Alles  Staatsrecht  y  so  wie  llberhaupt  aUes  Öffentliche 
fiedity  trigt  den  Charakter  einer  sittlichen  Nothwendigkeit 
SD  sieh.  Es  ist  eben  so  nothwendig,  dass  regiert  als  dass 
gehorcht  werde.  Dies  ist  die  nnmittelbare  Folgerung  ans 
dem  Wesen  des  Staates  selbst^  insofeme  er  als  die  nnerlässliche 
B^JBgnng  einer  yemnnftgem&ssen  socialen  Existenz  erkannt 
wird. 

U.  Alle  politischen  Rechte  sind  daher  mit  Pflichten 
gsaisdit^  d.  h.  sie  wnrzeln  in  Pflichten,  and  finden  ihre 
natfiilicheo  Gränzen  in  diesen  Pflichten').  Diese  Pflichten 
selbst  sind  aber  sowohl  anf  Seite  des  Staatsherrschers  als  der 
ünterthanen  dnrch  das  Wesen  des  Staates  Tollkommen  bestimmt, 
und  ans  diesem  zn  entwickeln. 

UL  Politische  Rechte  tragen  daher  in  subjectiver  Beziehung 
auch  nicht  jenen  Charakter  des  absoluten  Beliebens  (jus 
dujxmeTidi)  an  sich,  welcher  die  Privatrechte  auszeichnet'), 
BODdem  der  Berechtigte  ist  verpflichtet^)  sie  auszuüben, 


Staaterechte  zu  scheiden  Veranlassang  hätte  finden  können.  In  den  modernen 
rauBiachen  Sprachen,  z.  B.  im  Französischen,  wird  jetzt  droit  poUtique^ 
Engl  poUiical  lawj  hauptsächlich  in  der  Bedeutung  von  Staatsrecht  ge- 
fanocfat,  und  ihm  das  Völkerrecht  als  droä  des  gens,  the  law  qf  naUon$f 
gegenüber  gestellt 

0  Blnntschli,  allgem.  Staatorecht,  2.  Aufl.,  1857,  Bd.  I.  S.  d.  -^ 
&erber,  über  öffentliche  Rechte,  Tübingen  1852,  S.  29.  —  J.  Held,  System 
da  Ver&ssungarechtes,  1856,  Thl.  I.,  S.  6. 

*)  So  X.  B.  ist  der  Staat  nur  darum  berechtigt  zu  strafen,  weil  er 
a  strafen  rerpflichtet  ist;  und  er  ist  nicht  berechtigt,  eine  andere  Strafe 
a  ToUziehen,  als  er  zu  verhängen  verpflichtet  ist  —  Hiermit  stimmt  ttberein 
EA.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  14.  S.  44. 

^  Alles  Privatrecht  beruht  anf  dem  Begriffe  der  „Dispositions- 
Wfagniss*'  und  ist  mit  derselben  identisch.  Daher  der  oberste  Grundsatz 
daPrivatiedita:  „jure  suo  uti  nemo  cogitur.'*  L.  156.  pr.  Dig.  de  Beg. 
ivt.  (50,  17);  L.  un.  Cod.  ut  nemo  invitos  (3,  7).  Thibaut,  System  der 
had.  8.  Anfl.  §.  76. 

*)  Eine  Ausnahme  findet  nur  statt,  wo  die  Gesetzgebung  eines  Landes 
ein  politisches  Recht  entweder  nur  ^  beneßcium  legis  aufistellt,  oder  facul- 

Z9pn,  Stuttreoht.  5.  Asfl.  I.  3 
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wenn  gleich  nicht  jede  solche  Pflicht  eine  Zwangspflicht  ist 
nnd  sein  kann<^). 

IV.  Hieraus  ei^bt  sich  zugleich  ^  dass  der  Berechtigte  in 
der  Regel  auf  die  Ausübung  seines  politischen  Rechtes  picht 
verzichten  kann,  und  dass  überhaupt  das  öffentliche  Recht  Aber 
aller  Einwirkung  der  Einzelnen  steht  ^). 

V.  Dagegen  ist  umgekehrt  alles  Privatrecht  hinsichUieh 
seiner  praktischen  Gültigkeit  vom  Staate  abhängig  und  dem- 
selben untergeordnet '^. 

§.  21. 

Eintheilimg  des  Staatsrechtes :  aUgemeines  und  besonderes: 
inneres  und  äusseres  Staatsrecht :  Verfassungs  -  und 

Verwaltungsrecht. 

Das  Staatsrecht  kann  auf  dreifache  Weise  eingetheilt 
werden: 

I.  nach  seinen  Quellen.  Hiemach  hat  man  das  allge- 
meine (philosophische )  jus  publicum  universale)  und  das  be- 
sondere (positive  oder  historische)  Staatsrecht  der  einzelnen 
Staaten  (jus  publicum  proprium  cujuscunque  civitatis)  zu  unter- 
scheiden, je  nachdem  nämlich  die  staatsrechtlichen  Normen 
unmittelbar  aus  dem  Begriffe  und  Wesen  des  Staates  oder  aus 
positiven  Quellen  geschöpft  werden,  welche  sich  bei  einzelnen 
Völkern  historisch  erzeugt  haben.  Das  allgemeine  Staatsrecht 
kann  auch  als  das  natürliche  bezeichnet  werden,  insofern  es 
nichts  anderes  ist,  als  ein  Inbegriff  logischer  Entwickelungen  aus 
dem  Staatsbegriffe,  und  alles  dasjenige  natürliches  Recht  ge- 


tatiyen  Gebrauch  ausdrftckUch  gestattet  oder  eine  Weigerungs-  und  Ab- 
lehnungsbefagniss  der  Berechtigten  anerkennt 

*)  So  z.  B.  das  Begnadigungsrecht  des  Staatsherrschers. 

0)  „Jus  publicum  privatorum  pactis  immutari  nequit."  L.  38.  Dig.  de 
pactis  (2,  12).  —  Code  Napoleon,  art  6:  „On  ne  peut  d^roger  par  des 
Conventions  particuli^res  aux  lois  qui  int^ressent  Tordre  public  et  les  bonnes 


moeurs. " 


^  Daher  liegt  auch  das  einzige  Kennzeichen  eines  Privatrechtes  im 
positiven  Staatsleben  darin,  dass  der  Staat  dsajus  disponendi  der  Privat- 
personen anerkennt,  sei  es  durch  ausdrückliche  Gestattnng  einer  Klage  oder 
Einrede,  sei  es  durch  stUlschweigende  Billigung  des  natürlichen  Rechtes. 
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mml  werden  darf,  was  aus  irgend  einem  gegebenen  Rechts- 
hegnSe  dorcli  logische  Folgerung  abgeleitet  werden  kann. 

n.  Nach  den  Gegenständen,  auf  welche  sich  die 
lUalsreehtlichen  Normen  beziehen  können,  ist  inneres  und 
ansseres  Staatsrecht  zu  unterscheiden').  Das  innere  Staats- 
recht hat  die  politischen  Rechtsverhältoisse  zum  Gegenstande, 
welche  innerhalb  des  Staatsgebietes  in  Frage  konunen:  das 
inssere  Staatsrecht  dagegen  ist  der  Inbegriff  jener  Grund- 
sitze,  welche  ein  Staat  positiv  in  Bezug  auf  seine  äusseren 
Verhältnisse  aufstellt.  Das  äussere  Staatsrecht  ist  also,  eben 
80  wie  das  Völkerrecht,  bedingt  durch  die  Existenz  mehrerer 
Staaten  neben  einander;  es  ist  aber  von  dem  Völkerrechte 
dadurch  unterschieden,  dass  es  nicht,  wie  dieses,  eine  allge- 
mein gfiltlge  Kegel  für  die  gegenseitigen  Beziehungen 
der  Terschiedenen  Staaten  unter  einander  als  freier,  selbst- 
stäDdiger  Yölkerschaftlicher  Gemeinwesen  ist,  sondern  nur  die 
besonderen  Grundsätze  begreift,  welche  ein  einzelner  Staat 
ah  diejenigen  verkündet,  welche  er  in  dem  Völkerverkehre 
beobachtet  wissen  will,  zu  deren  Anerkennuug  er  aber  un- 
mittelbar nur  seine  eigenen  Unterthanen,  nicht  aber  fremde 
äsaten  ohne  deren  Einwilligung  verpflichten  kann. 

III.  Mit  Racksicht  auf  die  Form  und  Thätigkeit  der 
Staatsgewalt  ist  sodann  endlich  das  Verfassungsrecht  und 
Terwaltungsrecht  zu  unterscheiden.  Ersteres  ist  der 
Inbegriff  der  in  einem  Staate  hinsichtlich  der  B  eherrsch  ungs- 
nnd  Regierungsform  geltenden  Grundsätze:  seine  Wissen- 
lehaft  begreift  daher  die  Lehre  von  den  Snbjecten  der  politischen 
Bechte  überhaupt  und  den  ihnen  zuständigen  Befugnissen^. 

<)  Von  dem  äusseren  Staatsrechte  ebenfialls  unterschieden,  und  als 
dnTheil  des  Völkerrechtes  aufzufassen,  ist  das  sogenannte  Staaten- 
recht, als  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  sich  auf  die  gegenseitigen 
Terhaltoisse  von  Staaten  beziehen,  welche  sich  selbst  in  einer  staaten&hn- 
ficfaen  blühenden  Verbindung  (Staatenbund  oder  Bundesstaat)  befinden. 

*)  Ea  ist  zu  enge,  wenn  man  das  Verfassungsrecht  nur  auf  die  Lehre 
Ton  dem  herrschenden  Subjecte  und  seinen  Befugnissen  allein  ein- 
iduänkt:  dies  würde  sich  kaum  bei  einer  autokratischen  Regierungsform 
rechtfertigen  lassen.  —  Als  Inbegriff  der  Normen,  die  sich  auf  Form, 
Eiehtung  und  Gränzen  der  höchsten  Gewalt  beziehen,  erklärt  das 
Terfusangsrecht,  Hoffmann,  in  der  Tabinger  Zeitschrift  f.  d.  ges.  St-W.. 
1844,  Hit  1,  p.  191. 

3* 
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Das  letztere  ist  der  Inbegriff  der  Reebtsnormeii;  welche  sie 
aaf  die  Ausübung  der  Staatsgewalt^  resp.  der  einzelne 
Hoheitsrecbte  innerhalb  der  durch  das  Yerfassungsrecht  b€ 
stimmten  Formen  und  Gränzen  beziehen^). 
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Zweiter  Abschnitt 

Vom  Stiatsiweck. 

§.22. 
Der  StaatszwecL   Verschiedene  Theorien. 

L  Der  StaatBzweck  ist  die  yemttnftigeldee,  welche  durch 
das  Dasein  (die  Thatsache)  des  Staates  verwirklicht  wird,  und 
die  eben  dämm,  weO  sie  das  sittliche  Wesen  desselben 
bildet,  in  Bezog  auf  die  Mitglieder  des  Staates  als  praktische 
Vemnnftforderang  erscheint^). 

n.  Die  verschiedenen  Ansichten  ttber  den  Staatszweck 
lassen  sich  anf  zwei  Hanpttheorien  znrttckftlhren.  Nach  der 
emen  ist  der  Zweck  des  Staates  derselbe  wie  der  Zweck  der 
Menschheit  selbst:  nach  der  anderen  ausschliesslich  nur 
Gehnng  des  Rechtsgesetzes^). 

m.  Das  was  die  Untersuchungen  ttber  den  sogenannten 
Staatszweck  hervorgerufen  hat,  ist  das  Bestreben,  ein  Princip 
aofzufinden,  nach  welchem  mit  allgemeiner  praktischer  Gttltig- 


*)  Der  Staatszweck  ist  also  nichts  anderes  als  das  Wesen  (die  bereits 
in  f.  3  angegebene  Idee)  des  Staates  selbst,  als  praktische  Aufgabe  für  die 
aeoschliche  Thätigkeit  aufgefasst.  Der  Streit  darüber ,  ob  man  von  einem 
Zwecke  des  Staates  sprechen  könne,  da  er  selbst  ein  Zweck  sei  (siehe 
E.  S.  Zachariä,  40  Bücher  vom  Staate,  1.  Aufl.  Bd.  I.,  S.  212  u.  f.)  ist 
OB  reiner  Wortstreit  Der  Zweck  und  das  (sittliche)  Wesen  des  Staates 
äad  dnrehaos  identisch.  Eben  durch  seinen  Zweck,  d.  h.  durch  seine  sitt- 
iide  Idee,  ist  der  Staat  ein  Zustand  (staJttUy  §.  1  u.  3),  eben  so,  wie  das 
^fidnnm  durch  die  in  ihm  lebendige  sittliche  Idee  Person  ist. 

*)  F.  Murhard,  der  Zweck  des  Staates.  Eine  propolitische  Unter- 
Sidmog  im  Lichte  unseres  Jahrhunderts,  1832.  —  Theilweise  abweichend 
na  saner  früheren  Ansicht  (siehe  Note  1)  erkl&rte  sich  K.  S.  Zachariä, 
^Bacher  y.  Staate  (Umarbeit)  L,  S.  148.  —  Maurenbrecher,  Lehrb., 
$.2^-28.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.,  L,  (2.  Aufl.  1853).  §.  13.  — 
J-Held,  System  des  Yerüassungsrechts  (1856)  Bd.  L,  S.  277  flg.  — 
Wippermann,  Beiträge,  L,  S.  54  u.  f.  —  K  Hagen,  über  die  histor. 
Efitfickelung  der  Idee  des  Staates,  in  s.  Fragen  der  Zeit,  Bd.  n.  1845. 


42  §•  ^*  ^^  Zweck  der  MeoBchlieit  als  Staatsswedc. 

keit  die  Aufgabe  und  die  Gränzen  der  Staatsgewalt  besümn 
werden  könnten. 

IV.  Alle  diese  Untersuchungen  beruhen  auf  der  erfahrungi 
massigen  Beobachtung,  dass  in  jedem  Staate  ein  Gegensat 
der  Individualität  und  der  Gesammtheit  vorhanden  ist^ 
welcher  in  ihm  selbst  seine  befriedigende  Lösung  suchen  moai 
Da  sich  aber  in  den  bestehenden  Staaten  überall,  und  in  vei 
schiedenen  Zeiten  auch  in  demselben  Staate,  das  Verhaltnia 
der  individuellen  Persönlichkeit  zur  Gesammtheit  verschiedea 
entmckelt  vorfindet,  und  man  bald  die  Individualitat  au 
Kosten  der  Gesammtheit,  bald  umgekehrt  die  Staatsgewalt  an 
Kosten  der  Freiheit  der  Einzelnen  als  übermässig  begünstig 
zu  erkennen  glaubte,  so  strebte  die  Wissenschaft,  bald  dnrd 
Erweiterung,  bald  durch  engere  Begränzung  des  Staatszweckes 
das  richtige  und  harmonische  Verhältniss  zwischen  den  an 
gegebenen  beiden  Gegensätzen  herzustellen. 

§.  23. 

I.   Von   der  Theorie,   welche   den  Zweck  des  Staatee 

mit  dem  der  Menschheit  identisch  .nimmt^ 

und  ihren  Unterarten. 

I.  Die  Theorie,  welche  dem  Staate  die  Aufgabe  setzt,  die 
Zwecke  der  Menschheit  selbst  zu  den  seinigen  zu  machen, 
kann  von  einem  zweifachen  Standpunkte  ausgehen,  nämlich 
entweder  von  dem  Standpunkte  des  Idealismus,  oder  von 
dem  Standpunkte  des  Materialismus. 

n.  Von  dem  ersteren  Standpunkte  aus  betrachtet,  wird 
die  möglichste  allseitige  Vollendung  und  Ausbildung  des  Men- 
schen, d.h.  die  Verwirklichung  der  Herrschaft  des  Sitten- 
gesetzes, als  Zweck  des  Staates  ausgesprochen. 

in.  Von  dem  anderen  Standpunkte  aufgefasst,  wird  der 
Staatszweck  in  die  wirkliche  Begründung  eines  allgemeinen 
Wohlbefindens  gesetzt,  und  damit  dem  Staate  die  Sorge  ftir 
das  materielle  Wohl  der  Unterthanen  zur  Pflicht  gemacht, 
ohne  gerade  die  Entwickelung  der  moralischen  Seite  des  Men- 
schen auszuschliessen  (sogenannte  Wohlfahrts-Theorie). 

*)  Siehe  oben  §.  6. 
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IV.  Alf  dieser  Oleichstellimg  der  Zwecke  der  Menschheit 
und  des  Staates  beruhten  die  Staatsverfassangen  des  gesamm- 
tm  nielii^ennaikischen  AlterthunSi  and  zwar  in  der  Art,  dass 
bald  die  eine,  bald  die  andere  der  beiden  Hanptrichtangen, 
iD  welcher  diese  Grnndansicht  entwickelt  werden  kann,  als 
Torwattead  erscheint  So  omfassten  die  Theokratien  der  alten 
Wdt  mit  ihren  anf  ein  ideales  Princip  gegründeten  Institationm 
stets  eben  sowohl  den  ganzen  Menschen  in  allen  seinen 
Beziehnngen,  wie  ihn  anc^  die  antiken  BepabUken,  namentlich 
m  Griechenland;  in  seiner  Totalität  erfassten^,  wenn  gleich 
hier  mehr  die  sinnliche ,  lebensfrohe,  ja  frivole  Richtung  des 
Materialismus  überwog. 

§.  24. 
1)  Die  Herrschaft  des  Sittengesetzes   als  Staatszweck. 

L  Es  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  der  Staatszweck 
auf  eine  würdige  Weise  bestimmt  wird,  wenn  man  die  Herr- 
schaft des  Sittengesetzes  als  solche  aufstellt,  und  dass 
aach  in  keinem  Staate  die  Rllcksicht  auf  die  Geltung  und 
lebaidige  Entwickelung  des  Sittengesetzes  jemals  fehlen  darf. 

U.  Es  leidet  jedoch  diese  Theorie  an  der  Unsicherheit, 
dass  der  Begriff  des  Sittengesetzes  selbst  jederzeit  nach  der 
Verschiedenheit  der  philosophischen  und  theologischen  Parthei- 
standpunkte verschieden  bestimmt  werden  wird. 

m.  Sodann  leidet  diese  Theorie  auch  an  Einseitigkeit, 
in  so  ferne  in  ihr  die  im  Staate  jedenfalls  unvermeidliche 
Rfldksicht  auf  den  materiellen  Wohlstand  keinen  gentlgenden 
wissenschaftlichen  Ausdruck  findet 

IV.  Wo  lediglich  die  Herrschaft  des  Sittengesetzes  als 
Staatszweck  ausgesprochen  wird,  läuft  man  Gefahr,  den  Staat 
sb  eine  blosse  Erziehungsanstalt  zu  gestalten  und  ihn 
80  hock  über  das  Individuum  zu  stellen,  dass  dieses  in  ihm 


I)  Dies  thnt  selbrt  die  Lykurgische  Gesetzgebung.  Der  Politik  des 
PltOo  nod  ArüioteUs  hegt  dieselbe  Ansdunung  zu  Grande.  Die  Römer 
falgteii  hierin  ihren  Lehrmeistern,  den  Griechen.  —  Nach  dieser  Theorie 
galt  der  Mensch  im  Bürger  onter.  ~  Daher  der  einzige  Stolz:  ,,Ego 
Rim  dm  Romanos. " 
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völlig  untergeht  nnd  der  Staat  sonach  mehr  das  Grab  als  eine 
Schntzwehr  der  indiTiduellen  Freiheit  wird. 

V.  Dies  zeigt  sich  namentlich  bei  den  Theokratien  des 
Alterthnms,  in  welchen  sich  der  Staat  mehr  oder  minder  mit 
der  Kirche  identificirte  nnd  den  Menschen  nicht  nur  in  seinen 
äusseren,  sondern  auch  in  seinen  inneren  Handlungen, 
in  seiner  Gesinnung,  in  seinem  Meinen  und  in  seinem  Glaaben 
beherrschte,  und  ihn  desshalb  unter  eine  fortwährende  Vor- 
mundschaft stellte,  wodurch  das  Staatsleben  nothwendig  in 
eine  Starrheit  und  Stagnation  gerieth,  welche  mit  dem  natflr- 
lichen  Triebe  und  dem  sittlichen  Berufe  des  Menschengeschlechts 
zu  fortschreitender  Entwickelung  in  geradem  Widerspruche  steht 

VI.  Wo  aber  in  einer  Nation  der  Sinn  für  individuelle 
Freiheit  von  Haus  aus  lebendig  oder  einmal  erwacht  ist, 
stösst  der  Staat  die  theokratische  Form  zurück  und  entwindet 
sich  derselben,  verfolgt  aber  sodann  eben  desshalb  nur  noch 
einen  Theil  der  Zwecke,  welche  die  Theokratie  als  Einheit 
von  Kirche  und  Staat  zuerst  insgesammt  ^u  erreichen  gesucht 
hatte  1). 

Vn.  Im  Mittelalter  machte  die  römische  Hierarchie  den 
Versuch,  dem  Staate  wieder  universell  einen  theokratischen 
Charakter  aufzuprägen  ^).  Allein  der  gewaltigsten  Anstrengungen 
ungeachtet,  scheiterte  dieses  Unternehmen  an  der  nationalen 
Opposition  der  germanischen  Völker^). 

§.  25. 
2)  Die  allgemeine  Wohlfahrt  als  Staatszweck. 

I.  Ganz  dasselbe  was  gegen  die  Theorie  erinnert  w^den 
musste,  welche  die  Herrschaft  des  Sittengesetzes  als  Staats- 

^)  üeber  die  ursprüngliche  Einheit  und  spätere  Trennung  von  Staat  nnd 
Kirche,  vergl.  Rot  he,  die  Anf&nge  der  christlichen  Kirche  und  ihrer  Ver- 
fassung. Wittenberg  1837. 

*)  Man  darf  übrigens  nicht  verkennen,  dass  sich  die  Kirche  zu  einem 
solchen  Streben  aufgefordert  und  gedrungen  finden  musste,  da  der  Staat 
damals  ausser  einer  überdies  höchst  mangelhaften  Rechtspflege  gar  nichts 
leistete,  und  die  Kirche  anfänglich  sogar  die  heidnischen  Germanen  für  die 
Civilisation  und  das  Staatsleben  heranzubilden  hatte. 

3)  Vergl.  K.  Hagen,  Deutschlands  liter.  und  religiöse  Verhältnisse  im 
Reformationszeitalter.  Erlangen  1841. 


§.  26.  Der  Rechtssdiiitz  als  Staatszweck.  45 

nreck  eiUArty  gilt  aach  von  der  Theorie,  welche  den  Staats- 
xweekindie  allgemeine  oder  öffentliche  Wohlfahrt  setzt 

IL  Aaeh  mit  diesem  Ansdmcke  pflegen  sehr  verschiedene 
BegnBd  Yi^bnnden  za  werden  and  daher  kann  derselbe  wohl 
aneh  in  einem  Sinne  genommen  werden,  welcher  dem  Wesen 
(dar  Idee)  des  Staates  genügend  entspricht  ^). 

UL  Da  aber  dieser  Ausdruck  seiner  Unbestimmtheit  wegen 
nder  Missdentang  fähig  ist,  so  gewährt  auch  die  Verkfindigang 
der  SflGentliehen  Wohlfahrt  als  Staatszweck  keine  Bürgschaft 
gegen  eine  übermässige  Ausdehnung  der  Staatsgewalt  und 
GefiUirdung  der  individueUen  Freiheit  durch  ein  auf  die  Dauer 
QBertz%liches  Bevormundungssystem. 

IV.  In  ihren  äussersten  Gonsequenzen  würde  diese  Theorie 
die  Ein^lnen,  ja  sogar  jede  Klasse  von  Staatsangehörigen, 
der  Gesammtheit  gegenüber  als  rechtlos  erscheinen  lassen, 
veQ  sie  beliebig  als  Mittel  für  die  allgemeine  Wohlfahrt  auf- 
geopfert werden  könnten^).  Die  allgemeine  Wohlfahrt  wäre 
aber  sonach  selbst  eine  Chimäre,  und  würde  nur  als  die  Wohl- 
iabit  der  Mehrzahl  auf  Kosten  der  Minderzahl  oder  gar 
nur  als  Wohlfahrt  einer  mächtigen  und  compakten  Minorität 
oder  auch  nur  eines  Einzelnen  auf  Kosten  der  Mehrzahl 
oder  aller  Uebrigen  erscheinen. 

V.  Die  allgemeine  Wohlfahrt  hat  daher  zu  allen  Zeiten 
sowohl  der  Revolution  als  dem  Despotismus  zur  Be- 
sebönigung  von  Gewaltstreichen  dienen  müssen. 

§.  26. 

D.  Von    der  Theorie,   welche  Schutz   und  Sicherheit 
der  Rechte  als  ausschliesslichen  Zweck  des  Staates 

betrachtet. 

L  Die  Unbestimmtheit  der  bisher  erwähnten  Theorien 
^d  der  Vorschub,  welchen  sie  jeder  Willkührherrschaft,  der 
Sevolotion  sowie  dem  Despotismus,  zu  leisten  im  Stande  sind, 

0  Siehe  oben  §.  3  tu  6. 

I)  Gerade  in  diesem  Untergehen  des  Einzelnen  in  dem  Verhältnisse 
zur  Gesammiheit  findet  das  Wesen  des  Staates,  Yollgraff,  System  der 
Paktuchen  Politik  im  Abendlande,  L,  p.  30,  50,  66. 
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da  ihnen  mit  Leichtigkeit  ein  nnrichtiger  nnd  den  selbgtsttdi- 
tigen  Tendenzen  der  herrschenden  Parthd  oder  Person  ent- 
sprechender Sinn  unterstellt  werden  kann,  hat  das  Bestreben 
heryorgemfen ,  dnrch  eine  mö^chst  enge  Begränznng  des 
Staatszweckes  eine  feste  Scheidelinie  zwisch^i  einer  vemnnft 
gemässen  Staatsgewalt  and  der  Willktthrherrsdiaft  aofznstellen, 
dadarch  die  individnelle  Freiheit  überhaupt  gegen  Uebergri£fe 
der  Staatsgewalt  za  sichern^  dem  Menschen  neben  dem 
Bttrger  Anerkennung,  Bedeutung  und  Geltung  zu  ven^chaffen, 
und  namentlich  der  geistigen  Freiheit  und  Entwickelung  des 
Menschen  durch  eine  scharfe  Scheidung  yon  Becht  und  Moral, 
Staat  und  Kirche,  einen  unbeschränkten  Spielraum  zu  eröffnen  ^). 
n.  Man  glaubte  daher  den  Zweck  des  Staates  nur  allein 
in  die  Gewährung  von  Rechtsschutz  und  Rechtssicherheit,  d.  h. 
in  dieBewirkung  eines  geordneten  Rechtszustandes  setzen 
zu  mttssen  ^),  so  dass  also  der  Staat  selbst  nur  als  eine  'Rechts- 
anstalt erscheinen  sollte,  in  welcher  es  dem  Individuum  mög^ch 
und  verstattet  wäre,  den  yon  ihm  selbst  als  yemttnftig  erkannten 
Zwecken,  seiner  geistigen  und  sittlichen  Entwickdung  und  mate- 
riellen Wohlfahrt,  in  yoUer  Freiheit  ohne  yormundschafUiche 
Leitung  und  Beengung  durch  die  Staatsgewalt  nachzustreben. 

III.  Einen  geordneten  Rechtszustand  erkennt  diese  Theorie 
aber  nur  da  an,  wo  die  Gleichheit,  d.  h.  die  Gemein- 
samkeit des  Rechtes  die  Grundlage  bildet,  daher  sie  auch 
allen  Standesyorrechten  und  Privilegien  den  Krieg  erklärt. 

IV.  So  wie  ttberhanpt  ein  Extrem  das  andere  hervorzu- 
rufen pflegt,  so  musste  diese  Theorie  nothwendig  aufgestellt  und 
verfochten  werden,  nachdem  die  Erfahrung  das  Unselige  des 
Zuvielr^ierens  und  der  ungemessenen  Einmischung  der  Staats- 


*)  Diese  RichtuDg  wurde  in  Deutschland  schon  seit  Puffendorf,  be- 
sonders aber  seit  Kant  bemerklich.  In  der  neueren  Zeit  wurde  diese  Theorie 
besonders  von  Behr,  Jordan,  ?.  Rotteck  u.  A.  vertheidigt 

*)  Rechtsschutz  und  Rechtssicherheit  im  buchstäblichen  Sinne  kann  der 
Staat  nie  schaffen,  da  er  nicht  alle  Rechtsverletzungen  unmöglich  machen, 
d.  h.  verhüten  kann:  praktisch  kann  man  also  die  Aufgabe  des  Staates  in 
dieser  Beziehung  nur  dahin  bestimmen,  dass  er  einen  geordneten  Rechts- 
zustand  erhalte,  d.  h.  dafür  sorge,  dass  jede  rechtswidrige  Handlung 
Ton  der  entsprechenden  rechtlichenFolge  betroffen  werde,  was  besonders 
für  das  Criminalrecht  von  Bedeutung  ist. 
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gewall  iB  nUe  YerfaUtDisse  der  Lidividaen  und  Familien  auf 
doe  empfindliche  Weise  erkennen  gelehrt  hatte'). 

Y.  So  schitzbar  die  Tendenz  dieser  Theorie  an  sich  isty 
oad  so  yiel  sie  dazu  beigetragen  hat,  die  Aufgabe  des  Staates 
genauer  nnd  fester  zu  bestimmen,  so  triflt  sie  dagegen  auf 
der  anderen  Seite  der  Tadel,  dass  sie  den  Zweck  des  Staates 
▼id  zu  enge  und  einseitig  anfgefasst  hat,  indem  die  Bewirkung 
eines  geordneten  Bechtsznstandes  allerdings  zwar  eine  nner- 
lässliehe,  jedoch  keineswegs  die  einzige  Bedingung  eines 
Tenranfkgemässen  socialen  Znstandes  ist^). 

TL  Nor  ganz  kleine  Staaten,  welche  nur  erst  als  eine 
Ton  freien  Grandbesitzem  gebildete  Landgemeinde  erscheinen, 
wie  z.  B.  in  den  ersten  Anftngen  der  deutschen  Völker^ 
gesddchte,  können  fllr  die  Dauer  dieser  einfachen  Zustände 
bei  Beschränkung  des  Staatszweckes  auf  Rechtsschutz  und 
Terthddigung  bestehen.  Die  Erweiterung  des  Verkehrs  und 
der  Uebeigang  zu  einer  höheren  Stufe  der  Cultur  drängen 
TOQ  selbst  zu  einer  weiteren  Erstreckung  des  Staatszweckes. 

§.  27. 
Von  den  Bedingungen  der  AuBgleichung  dieser  Theorien. 

L  Eine  Ausgleichung  der  verschiedenen  Ansichten  über 
den  Staatszweck  ist  durch  eine  solche  Bestimmung  desselben 
bedingt,  welche  die  Unbestimmtheiten  und  die  Einseitigkeiten 
der  Toi^enannten  Theorien  gleichmässig  yermeidet 

EL  Bei  einem  derartigen  Versuche  muss  man  davon  aus- 
gehen, dass  die  Vorstellung  von  dem  Staatszwecke  nach 
der  Bfldungsstnfe  und  den  sonstigen  individuellen  Verhältnissen 
der  Völker  nothwendig  verschieden  sein  muss,  und  so  wie  die 
Hög^chkeit  einer  fortschreitenden  Entwickelung  der  sittlichen 
mid  poütisehen  Cultur  nicht  geläugnet  werden  kann,  so  muss 
aneh  dne  Erweiterung  des  Bewusstseins  vom  Zwecke 


^  Dahlmann,  Politik,  §.  11:  „Der  schlechte  Staat .  .  .  Terschlingt 
£e  FunHie  mit  der  Macht  seines  Gesetzes,  legt  sich  ein  Obereigenthum  bei, 
dringt  jeder  B^gel  eine  Ausnahme  aa£*' 

<)  YeigL  J.  J.  Wagner,,  der  Staat,  1815.  —  Hegel,  Rechtsphi- 
losophie, §.  257  o.  f. 
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der  Staatsgesellschaft  fllr  möglich  und  oothwendig  anerkannt 
werden. 

III.  Hierdurch  wird  keineswegs  der  Staatszweck  an 
sich  als  veränderlich  erklärt,  sondern  nur  der  Umfang 
seiner  Erkenntniss  and  praktischen  Ansfühning  ^). 

§.  28. 
Versuch  dieser  Ausgleichung.   Theorie  der  Völkerschaft- 
liehen  Unterstützung,  oder  der  Wahrung  der  jeweiligen 

nationalen  Gesammtinteressen. 

I.  Bei  der  Bestimmung  des  Staatszweckes  mnss  man  von 
dem  Wesen  (der  Idee)  des  Staates  ausgehen,  wonach  derselbe 
der  natur-nnd  vemnnftnoth  wendige  Zustand  ist,  in  welchem 
allein  das  gesammte  Volksleben  zu  seiner  geschichtlichen 
Entwickelnng    kommen  soll  und  kommen  kannO- 

U.  Es  darf  daher  der  Staat  von  dem  Menschen  kein 
Opfer  seiner  Individualität  fordern,  da  diese  die  Grund- 
bedingung für  die  Entwickelnng  und  den  Fortschritt  der 
Menschheit  selbst  ist,  d.  h.  der  Staat  soll  eine  Garantie  nnd 
nicht  der  Untergang  der  individuellen  Freiheit  sein. 

ni.  Die  Hindemisse  aber,  welche  der  vemunftgemässen 
EntWickelung  der  individuellen  Freiheit  entgegen  stehen  und 
deren  Ueberwindung  und  Beseitigung  sonach  als  Gremein- 
interesse  der  Menschheit,  d.  h.  der  Gesammtheit  aller  Individaen, 
erscheint,  gehen  nicht  von  diesen  letzteren  allein  gegen  einander 
aus,  d.h.  sie  sind  nicht  blos  Bechtsläsionen  und  Rechts- 
Ungleichheiten,  sondern  sie  liegen  auch  in  vielen  äusseren 
Verhältnissen^),    deren    feindlicher  und   hemmender   Einfluss 

1)  Dahlmann,  Politik,  §,  15.  „Weil  die  Menschheit  in  jedem  Zeitr 
alter  neue  Zustände  gebiert,  so  lässt  sich  kein  Staat  grundfest  darstellen, 
ausser  mit  den  Mitteln  und  unter  den  Bedingungen  irgend  eines  Zeitalters, 
ausser  gebunden  an  die  Verhältnisse  irgend  einer  unmittelbaren  Gegen- 
wart" —  lieber  die  Veränderlichkeit  der  Interessen  des  Staates  mit  den 
thatsächlichen  Verhältnissen,  worauf  sie  beruhen,  s.  E.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  (Umarb.),  I,  S.  166  u.  f. 

«)  Siehe  oben  §.  3.  a.  E. 

*)  Dergleichen  Verhältnisse  sind  oft  sogar  rein  physisch  bedingt, 
und  nichts  desto  weniger  für  den  Staat  von  ^össter  Wichtigkeit,  z.  B.  der 
Pauperismus  u.  s.  w. 
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■v  dvrch  ein  gemeinsames  Zusammenwirken  and  durch  die 
BesehaSbng  gemeinsamer  Anstatten  bezwnngen  and  beseitigt 
werden  kann.  Ueberhanpt  ist  der  Mensch  von  Natar  ans 
Sodahresen  and  darauf  angewiesen,  seinen  Zwecken  in  völker- 
sehaftlicher  Verbindung  mit  Anderen  nachzustreben  ^j. 

IV.  Die  Erhaltung  eines  geordneten  Rechtszustandes  kann 
daher  nur  als  die  eine  Seite  der  vom  Staate  zu  lösenden 
A]i%abe  in  Betracht  kommen^):  die  andere  Seite  derselben 
besieht  aber  in  der  Bewirkung  solcher  Einrichtungen  und  An- 
stalten,  deren  Beschaffung  ausserhalb  der  Kraft  des  Individuums 
liegt  ^)y  aber  nicht  weniger  als  die  Geltung  und  Handhabung 
des  Rechtes,  die  Bedingung  einer  fortschreitenden  vei-nunft- 
gemlssen  Entwickelung  der  Nationen  ist^). 

V.  Diese  Einrichtungen  oder  Anstalten  können  nicht  numerisch 
aofgeftihrt  werden,  noch  bedarf  es  einer  solchen  Aufzählung: 
die  einzelnen  Arten  und  die  Zahl  derselben  sind  durch  die 
besonderen  Verhältnisse  der  einzehien  Staaten  bedingt,  und 
daher  weder  aller  Orten  noch  zu  allen  Zeiten  gleichlnässig 
ooihwendig  oder  zweckmässig. 

VI.  Für  die  Theorie  ist  der  Staatszweck  bestimmt  genug 
ausgesprochen,  wenn  man  ihn  mit  Rücksicht  auf  seine  negative 
and  positive  Seite  in  die  Verwirklichung  sämmtlicher 
äusseren  Bedingungen  einer  wahren  Humanität 
nf  nationaler  Grundlage  setzt,  was  in  Bezug  auf  das 
Individuum  nichts  anderes  ist,  als:  völkerschaftliche 
Unteratfltzung  zumBehufe  selbstthätig  freier  Entwickelung. 


>)  Ohne  staatliches  Zusammenleben  gibt  es  überhaupt  keine  Cultur  und 
CiTilisation,  keine  Kunst  und  Wissenschaft  und  keinen  Handel,  worauf 
haiqitsachlich  der  Weltverkehr  der  Nationen  beruht 

*)  Das  Recht  bat  nur  Läsionen  zu  seinem  Gegenstande:  es  ist  somit 
^Wamm  duTch  dic  Missst&nde  bedingt,  welche  in  der  Socialität  selbst 
wBixeln  and  als  deren  krankhafte  Auswüchse  erscheinen. 

■)  Man  denke  nur  an  die  Anforderungen,  welche  der  Fortschritt  der 
Wiasenschaft  und  die  Entwickelung  des  Verkehrs  an  die  Gesanuntkraft 
ebner  Nation  macht! 

*)  Nie  ist  diese  zweifache  Seite  des  Staatszweckes  bestimmter  und 
richtiger  ausgesprochen  worden,  als  von  Cicero,  de  rep.,  L,  c.  25.  „Est 
ifltem  res  publica  res  populi:  populus  autem  non  omnis  hominum  coetus 
qnoque  modo  congregatus,  sed  coetus  multitudinis,  juris  eonaenm  et  tOiUtaiis 
amumtnatie  sodatus.'*  —  Auch  Hugo  Grotius,  de  jure  belli  et  pacis, 
P.  I,  c.  1«  §.  14,  gibt  als  Staatszweck  an:  „jus  et  communis  utilitas.'' 

Z9ptl,  Stutsreeht.  6.  Aufl.  I.  4 
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Vn.  Völlig  gleichbedeutend  hiemit  ist  es^  wenn  man,  an 
die  im  §.  3  gegebene  Erklärung  der  europäischen  Staatsidee 
anschliessend,  als  Zweck  des  Staates  die  Wahrung  der 
jeweiligen  nationalen  Gesammtinteressen  oder  die 
Befriedigung  der  jeweiligen  nationalen  Bedürf- 
nisse oder  die  Herstellung  und  Fortbildung  eines 
den  jeweiligen  Gulturverhältnissen  des  Volkes 
entsprechenden  socialen  Zustandes  angibt 

Vm.  Diejenigen  welche,  wie  Krause  und  seine  Nachfolger 
(Ahrens,  Röder)  den  Begriff  des  Rechtes  in  ähnlicher  Aus- 
dehnung, wie  Piaton  den  Begriff  seines  dixaiov  erfassen  und 
darunter  den  Inbegriff  der  praktischen  Bedingungen  der  endlich 
beschränkten  LebensYcrhältnisse  (des  Gulturzweckes)  vemflnf- 
tiger  Wesen  verstehen,  dürfen  daher,  wenn  sie  den  Zweck  des 
Staates  in  der  Bechtsgeltung  sehen,  nicht  mit  jenen  Ver- 
iheidigem  der  Theorie  des  ausschliesslichen  Rechtszweckes 
des  Staates  zusammengestellt  werden,  welche  wie  Kant  und 
seine  Nachfolger^)  den  Begriff  des  Rechtes  auf  die  Gränz» 
bestimmung  der  EinzelnwillktLhr  zum  Behufe  der  Coexistenz- 
möglichkeit  beschränken,  sondern  stimmen  im  Wesentlichen 
mit  obiger  Ausgleichung  überein  ^). 

§.  29. 
Verhältniss  dieser  Theorie  zu  den  vorgenannten. 

I.  Die  eben  entwickelte  Theorie  unterscheidet  sich  vcm 
der  sog.  Theorie  des  Rechtsgesetzes  dadurch,  dass  sie 
ausser  der  Erhaltung  eines  geordneten  Rechtszustandes,  auch 
die  Befriedigung  aller  übrigen  völkerschaftlichen 
Gesammtinteressen,  wie  solche  bei  einem  gewissen 
Volke  geschichtlich  hervortreten,  in  den  Staatszweck 
aufnimmt^).     Die    Herrschaft   des    Rechtsgesetzes,    die 


7)  Siehe  §.  26,  Note  1. 

*)  Yergl.  Philosophishe  Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  Viertel- 
jahrsschrift, 1861,  Heft  1,  S.  310  flg. 

*)  Das  was  die  deutschen  Völker  gegenwärtig  von  dem  Staate  Yerlangen, 
lässt  sich  auf  folgende  Hauptpunkte  zurückführen:  1)  Bechtsgeltung  als 
Grundlage;  2)  Sorge  für  Erhaltung  der  Sitte  und  Religiosität;  3)  Sorge  für 
Bildung  in  wissenschaftlicher,   gewerblicher   und   künstlicher  Besäehang; 
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der  OffenÜidieii  Moral  und  die  Befördernng  des 
tflgemeineii  materiellen  Wohlstandes  liegen  sonach 
gleiehmftasig  in  der  Aufgabe  des  Staates'). 

IL  Von  der  sog.  Theorie  des  Sittengesetzes  nnd  der 
mg.  Woblfahrtstheorie  unterscheidet  sich  aber  die  Theorie 
fcr  ▼ftterschafttichen  Untersttttznng  dadurch,  dass  sie  den 
Sliit  als  ein  Mittel  fUr  die  Zwecke  der  Individuen,  nicht 
skr  die  Indiriduen  als  Mittel  fttr  den  Staatszweck  auffasst, 
nd  sieh  darauf  beschränkt ,  von  dem  Staate  die  Herstellung 
dar  äusseren  Bedingungen  einer  humanen  Entwickelung  des 
Tolkes  zu  T^angen,  ohne  ihm  die  Freiheit  des  Gewissens, 
der  individneDen ,  religidsen,  moralischen  und  intellektuellen 
Uebeneogmig  aufzuopfern'). 

nL  Der  Staat  wird  also  hiernach  nur  ftlr  verpffichtet 
«Übt,  neben  der  Gewährung  des  allgemeinen  Rechtsschutzes 
den  Indiyidnen  die  Möglichkeit  allseitiger  Entwickelung 
dndi  freie  Benützung  der  von  ihm  darzubietenden  Anstalten 
n  Tcrsdudfen^)  und  Hilfe  da,  wo  sie  verlangt  wird,  zu 
gewähren,  ohne  dass  derselbe  fbr  berechtigt  erkannt  wäre,  die 
hidiriduen  zur  Benützung  seiner  Anstalten  weiter  zu  zwingen, 
ab  es  nothwendig  ist,   um  die  Behinderung  der  Uebrigen  an 


4)  Sorgt  für  den  nationalen  Wohlstand,  besonders  durch  Befreiung  des 
Haadels,  der  Gewerbe  and  der  Landwirthschaft  Ton  hemmenden  Be- 
Khrftnknngen  und  Lasten;  5)  Herstellung  einer  tflchtigen  Wehrkraft  zum 
Sdmtze  der  nationalen  Selbstständigkeit  gegen  äussere  Angriffe. 

*)  Lasst  der  Staat  auch  nur  einen  Theil  dieser  dreifachen  Aufgabe 
«ngcitet,  80  kann  er  die  beiden  anderen  gleich£Uls  nicht,  wenigstens  nicht 
nflkniiBen,  lösen.  So  bedingen  sich  insbesondere  die  öffentliche  Moral 
md  der  öffentliche  Wohlstand  gegenseitig  und  schon  Filangieri  hat 
■hr  gut  bemerkt ,  dass  die  Blfithe  der  Staaten  und  die  Kraft  einer  Nation 
^idirdi  bedingt  ist,  dass  das  Volk  bei  massiger  Arbeit  ein  genügen- 
^€1  Auskommen  finde. 

')  Dahlmann,  Politik,  §.  10.  „Der  seiner  hohem  Bestimmung  getreue 
^feosdi  bringt  dem  Staate  jedes  Opfer  des  Eigenthums  und  der  Person, 
00  nicht  das  Opfer  seiner  höheren  Bestimmung  selber:  alles  sein  Hecht 
■ag  er  hingeben,  nur  nicht  das,  worüber  er  kein  Recht  hat  Das  ist  der 
Bdm  oad  die  Gefahr  der  menschlichen  Dinge,  dass  der  Einzelne  am  Ende 
■kcRchenbar  gegen  den  Staat  steht*'  —  Luther,  t.  d.  Unterthanen 
^fiäa  gegen  die  Obrigkeit:  „Ueber  die  Seele  kann  und  will  Gott  Niemand 
regieren,  denn  sich  allein.*' 

*)  Z.  B.  Akademien,  polytechnische  Schulen  etc. 
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der  freien  Verfolgang  yernttnftiger  Zwecke  zu  beseitigen^)  ond 
gemeingefährliche  Ereignisse  abzuwenden. 

IV.  Nach  dieser  AnfTassung  des  Staatszweckes  soll  also 
das  Individuum  keineswegs  im  Staate  untergehen,  sondern  es 
werden  hier  dieselben  Garantien  der  individuellen  Freihdt 
verlangt,  wie  bei  der  Beschränkung  des  Staatszweckes  auf 
Erhaltung  des  Rechtszustandes.  Ueberhaupt  soll  der  Mensch 
im  Staate  alle  Freiheit  haben,  nur  nicht  die,  den  Staat 
und  die  Gesellschaft  zu  Grunde  zu  richten  nnd  zu 
verderben^). 

V.  Die  Aufgabe  einer  Begierung  besteht  daher  nicht 
darin,  dass  man  von  oben  herab  den  Individuen  eine  bestimmte 
Richtung  aufzunöthigen  sucht,  sondern  darin,  dass  man  der 
Nation  die  Mittel  und  Wege  an  die  Hand  gibt,  um  die  in  ihr 
liegenden  Ej'äfte  selbst  entfalten  und  gebrauchen  zu  können  '^. 

§.  30. 
Eintheilung  der  Staaten  mit  Rücksicht  auf  den  Staats- 
zweck.    Der  Bechtsstaat  und  der  Folizeistaat. 

I.  Dem  Gegensatze  der  beiden  äussersten  Grundansichten 
ttber  den  Zweck  des  Staates  (§.  22)  entsprechend  hat  man 
in  der  neueren  Zeit  auch  eine  Eintheilung  der  Staaten  in 
Rechts-Staaten  und  Poliz ei- Staaten  aufgestellt,  je  nachdem 
in  der  Verfassung  und  Regierung  die  eine  oder  die  andere 
Theorie  zu  tlberwiegen  schien. 

c)  Dahin  gehört  z.  B.  der  Zwang  zum  Besuch  der  niedern  Voiks- 
oder  Elementarschulen,  worin  ein  hauptsächliches  Mittel  li^t,  die 
Moralität  zu  heben  und  dem  Verderben  vorzubeugen. 

^)  Seneca,  de  dementia,  Lib.  I.  „Observatur  oculis  laetissima  forma 
reipublicae,  cui  ad  summam  libertatem  nihü  deest,  nisi  pereundi  licentia.^' 

7)  Diejenigen,  welche  die  Geltung  des  Rechtsgesetzes  als  Staaftszweck. 
Yertheidigen,  suchen  der  Magerkeit  dieser  Theorie  meistens  noch  durch  eine 
Unterscheidung  von  historischem  und  philosophischem,  n&chstem  und  ent- 
ferntem, mittelbarem  und  unmittelbarem,  Haupt-  und  Neben-Zweck,  prak- 
tischem und  Natur-Zweck  des  Staates  u.  dgl.  abzuhelfen.  —  K.  S.  Zach  ari&, 
40  Bücher  (Umarb.),  I,  p-  147  u.  f.  --  Wippermann,  Beiträge,  I,  &  64, 
will  ausser  dem  historischen  und  philosophischen,  auch  noch  einen  zari- 
stischen Staatszweck  unterscheiden:  allein  was  er  so  nennt,  ist  nur  der 
Weg,  auf  welchem  im  Staate  positiv  bestimmt  wird,  was  als  Staatszweck 
anzuerkennen  und  zu  verfolgen  ist    (Vergl.  oben  §.  6.  a.  £.) 


. 


§.  90.  Der  Rechtsstaat  nnd  der  Polizeistaal  53 

IL  Insbesondere  ?erknttpft  man  gewöhnlich  mit  ersterem 
&  Idee  eines  Staates,  in  welchem  die  individuelle  Frei- 
keit Tolle  Garantien  finde,  während  man  mit  letzterem 
fieVoratdlnng  einer  drückenden  Bevormundung  der  Staats- 
bfirger  durch  die  polizeiliche  Thätigkeit  der  Regierung  ver- 
nudeL 

nL  An  sich  betrachtet  darf  aber  in  einem  wohlorganisirten 
Staate  eben  so  wenig  eine  genügende  Garantie  der  indi- 
Tiduellen  Freiheit  fehlen,  als  wie  irgend  ein  Staat  jemals 
£ePolizei,  d.  h.  eine  gehörige  Beaufsichtigung  nnd  oberste 
Leitimg  entbehren  kann,  so  dass  also  jeder  Staat  in  diesem 
Snne  Rechts-  und  Polizei -Staat  zugleich  sein  soll.  Staat  und 
politischer  Zustand  sind  voUkonmien  gleichbedeutend  (§.  2) 
tnd  gerade  in  der  Polizei  tritt  dieser  Charakter,  wie  das 
Wort  selbst  andeutet,  am  entschiedensten  hervor. 

IV.  Nicht  das  kräftige  Wirken  der  Polizei,  sondern  das 
Dd)«rmas8  ihrer  Thätigkeit  ist  verwerflich:  darum  sollte  man 
den  Ausdruck  „ Polizeistaat '^  vermeiden^)  und  ftlr  den 
damit  verbondenen  Begriff  eines  tadelnswerthen  Zustandes  des 
Z&Tiehregierens  vielmehr  nur  den  Ausdruck  „bttreaukra- 
tiseher  Bevormundungs-Staat''  gebrauchen. 

y.  Auch  hat  die  Erfahrung  bewiesen,  dass  kein  bedeuten- 
der Staat  seine  Thätigkeit  für  die  Dauer  auf  die  Erhaltung 
des  Rechtszustandes  allein  beschränken  konnte^).  So  ist 
z.  B.  auch  ein  Hauptgrund,  warum  die  deutsche  Reichs ver- 
iwnng  untei^ehen  musste,  und  warum  ihr  Untergang  bei  der 
Nation  weder  eine  schmerzliche  Theilnahme,  noch  eine  politische 
Aufregung  oder  irgend  eine  Anstrengung  zu  ihrer  Aufrecht- 
lialtung  hervorrief,  darin  zu  erkennen,  dass  das  deutsche 
Keieh  als  ein  solches  nur  fUr  die  Handhabung  des  öffentlichen 
Beehtszustandes  einiges,  und  selbst  dies  nur  in  sehr  be- 
lehränktem  Masse,  für  die  materiellen,  sittlichen  und  intellek- 
tsellen  Interessen  des   deutschen    Volkes   aber    so   viel  wie 


I  *)  Hiermit  stimmt  überein,  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl. 

I     1867,  S.  57. 

<)  Ein  Staat,  der  keine  anderen  Institutionen,  als  Rechtsanstalten  (Ge- 
'     lidite,  Strafieuistalten   u.    dgl.)  au&uweisen   h&tte,  wäre  eine  armselige 
Encheinung. 
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nichts  geleistet  hat  und  dass  alles,  was  zur  Zeit  der  Beichs- 
verfassang  in  diesen  Beziehungen  geleistet  worden  ist,  steli 
nur  von  den  einzelnen  Landesregierungen  ausging,  wesshalb 
auch  die  Unterthanen  längst  gewohnt  waren,  nur  Ton  dieser 
Seite  etwas  zu  erwarten. 

VI.  Entschieden  ist  es  aber  die  Richtung  unserer  Zeit^ 
die  Vortrefflichkeit  der  Staatsverwaltung,  die  Höhe  der  Civi- 
lisation  eines  Volkes  und  die  Blttthe  des  Staates  nach  der 
Menge  und  Tüchtigkeit  der  öffentlichen  Anstalten  zu  bemessen, 
welche  der  Entwickelung  der  intellektuellen,  moralischem^ 
materiellen  und  industriellen  Kräfte  im  Volke  und  der  Linderang 
des  vorhandenen  Elends  gewidmet  sind.  Den  sprechendsten 
Beweis  dafür,  welche  grossen  und  unabweislichen  Anfordenmgen 
unsere  Zeit  in  diesen  Beziehungen  an  den  Staat  macht,  iumL 
wie  das  Bedürfhiss  ihrer  Anerkennung  durch  die  Begiemngea 
bereits  in  das  (wenn  auch  vielfach  unklare)  Bewusstsein  der 
grossen  Massen  eingedrungen  ist,  liefern  die  Erscheinungen 
des  Gommunismus  und  Socialismus^),  worin  sich  sogar 
die  extreme  Idee  des  Bevormundungs- Staates,  nur  in  ein 
demokratisches  Gewand  eingekleidet,  auf  eine  sehr  be- 
achtenswerthe  Weise  kund  gibt^). 


>)  L.  Stein,  der  Sodalismus  und  GommunismuB  des  heutigen  Frank- 
reichs, 1842.  —  W.  Weitling,  Garantien  der  Harmonie  und  Freiheit, 
1842.  —  Die  Gommonisten  in  der  Schweiz,  nach  den  bei  Weitling  Yor- 
gefandenen  Papieren.  Wörtlicher  Abdruck  des  Oommi8S.-Berichte8  an  die 
h.  Regierung  des  Standes  Zürich,  1843.  —  J.  W.  Kaiser,  die  Pen5B> 
lichkeit  des  Eigenthums  in  Bezug  auf  den  Socialismus  und  Gommuninnns 
im  heutigen  Frankreich,  1843.  —  F.  Stromeyer,  Abhilfe  der  Arbeits- 
noth  durch  Organisation  der  Arbeit,  1844  —  Oelkers,  über  Socialismus 
und  Gommunismus  der  Arbeit,  1844.  —  W.  Dönniges,  Vorlesung  über  die 
wissenschaftl.  und  prakt.  Bedeutung  des  Socialismus  und  Gommunismus,  in 
der  Augsb.  AUgem.  Zeitung,  1845,  Btilage,  Nr.  69.  —  EL  Lints,  Entwurf 
einer  Geschichte  der  Rechtsphilosophie,  mit  besonderer  Bücksidit  auf  So- 
cialismus und  Gommunismus,  Danzig  1846. 

*)  Welche  Unklarheit  der  B^griffB  noch  viel&ch  herrscht,  ergibt  sidi 
besonders  aus  der  immer  wiederholten  Forderung  einer  wohlfeilen  Rogierong 
bei  fortwährend  gesteigerten  Ansprüchen  an  den  Staat.  Mit  Wenigem  ist 
auch  nur  Weniges  zu  leisten  möglich.  Nicht  auf  die  Wohlfeilheit, 
sondern  auf  die  Yerhältnissm&ssigkeit  der  Kosten  zu  den  Leistungen 
kann  es  ankommen. 
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§.  31. 

Folgerungen  aus  dem  Staatszwecke.     Universalität 

und  Ewigkeit  des  Staates. 

L  Was  immer  ftr  eine  Ansicht  ttber  den  Zweck  des  Staates 
TorgexQgen  nnd  ftr  richtig  erkannt  werden  mag,  so  mnss  man 
doch  darin  flberein  kommen,  dass  der  Staat  eine  Vernnnft- 
fordernng  ist  Hierans  folgt  aber  unmittelbar,  dass  der  Staat 
seiner  Idee  nach  nniversell  nnd  ewig  ist,  welche  Eigen- 
schaften aDen  praktischen  Vemonftforderangen  gleichmässig 
sakonunen« 

IL  Hierdnrch  ist  aber  nicht  mehr  aasgesprochen,  als  dass 
der  Staat  Ar  alle  Menschen  yernnnftnothwendig,  nnd  es 
also  eine  (moralische)  Pflicht  ftlr  jeden  Menschen  ist,  in  einem 
Staate  za  leben  nnd  denselben  praktisch  mit  zn  begründen  *)• 

nL  £s  ist  ein  grosser  Irrthnm,  der  zmiächst  mit  der 
anriehtigeii  Anffassnng  des  Staates  als  einer  Anstalt  (§.  3, 
Note  1)  zusammenhängt,  wenn  Viele  den  Staat  nor  flir  einen 
Dnrehgangsponkt  der  Menschheit  oder  ftir  eine  Form  halten, 
weldie  bei  vollendeter  Entwickelang  der  Menschheit  als  tiber- 
flflssig  hinwegfallen  werde ^).  Vidmehr  ist  der  Staat  so 
w^entlich  in  der  menschlichen  Natar  gegründet,  dass  er  an 
sich  als  die   höchste  Form  ihrer  VoUendang  (ihr  höchst- 


«)  Flaio  nennt  den  Menschen  deshalb  „  Vw  hoUtmov.  '*  —  Aristoteles, 
1, 4,  erklart  deigenigen,  der  nicht  am  Staate  Theil  nimmt,  weil  er  es  nicht 
Bdthig  hat,  l&r  ein  übermenschliches  Wesen;  deigenigen  aber,  welcher 
dann  Theil  za  nehmen  unf&hig  ist,  für  ein  Thier.  —  üeberhaapt  liegt 
der  sitüidie  Charakter  des  Menschen  in  seiner  Religions-,  Rechts-, 
Staats-  und  Geschichts-Ffthigkeit. 

<)  Fonrrier,  le  noaveau  monde  indnatriel,  1829,  betitelte  den  von 
ihm  Torgeschlagenen  communistischen  Zustand  ,^Harmonümu8^',  und  er- 
kürte den  bisherigen  Staat  und  die  bisherige  Civilisation  nur  als  eine 
üdieigangsatafe  za  demselben.  —  Prondhon,  qu'est  oe  que  la  proprio? 
1S40,  nenst  den  nach  seinen  Ideen  organisirten  (richtiger  aber  desoigani- 
■rten)  geseHsfthaftlichen  Zustand  „Freiheit",  und  erklärt  ihn  geradezu 
ibHerrachaftslosigkeit  (Anarchie),  so  dass  auch  das  Gesetz  nur  den 
Charakter  dner  wissenschaftlichen  üeberieugung  haben  und 
jsder  ELoadne  auch  nor  durch  seine  subjektive  Ueberzengung  verpflichtet 
Verden  solle!  • 
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möglicher  Zustand)  erscheint  und  je  mehr  die  Menschheit  sich 
selbst  entwickelt,  desto  unentbehrlicher  ist  ihr  die  Staatsform. 

§.  32. 
Von  der  Mehrheit  der  Staaten. 

I.  Aus  der  Universalität  der  Staatsidee  (§.  31)  folgt  aber 
nicht,  dass  die  ganze  Menschheit  in  einem  einzigen  Staate 
vereinigt  sein  sollte,  oder  dass  eine  Vereinigung  zu  einem 
solchen  Universal-  oder  Welt-Staate  zweckmässig  od^ 
auch  nur  möglich  wäre.  Vielmehr  wird  der  Forderung  der 
Vernunft,  dass  der  Mensch  im  Staate  leben  solle,  am  zweck- 
massigsten  durch  die  Bildung  mehrerer  Staaten  Genüge  ge- 
leistet und  eben  die  Mannigfaltigkeit  derselben,  welche  schon 
durch  tellurische  Verhältnisse  naturgemäss  bedingt  nnd 
geboten  ist,  kann  der  allseitigen  Entwickelung  der  Staats- 
idee nur  förderlich  sein^). 

IL  Kann  man  demnach  den  Weltstaat  nicjit  als  das 
Ideal  betrachten,  welchem  die  fortschreitende  Menschheft 
nachstrebt  und  mit  dessen  Herstellung,  wenn  auch  in  fernster 
Zukunft  die  Menschheit  den  endlichen  Anschluss  und  die 
höchste  Stufe  ihrer  Organisation  finden  muss^),  so  wird  da- 
durch nicht  in  Abrede  gestellt,  dass  nicht  eine  fortschreitende, 
sich  immer  gleichmässiger  verbreitende  Cultur,  als  welche 
namentlich  die  europäische  sich  ausweist,  die  Völker  einander 
nähern  und  das  bereits  in  seinen  Anfängen  vorhandene  gemein- 
same Rechtsbewusstsein  immer  mehr  erweitem  und  demselben 
eine  aus  freier  Selbstbestimmung  der  Staaten  hervor- 
gehende praktische  Geltung  im  internationalen  Verkehre  ver- 
schaffen wird^). 

§.  33. 

Von  der  Grösse  und  dem  Alter  der  Staaten. 

I.  So  wie  die  Völkerschaften  ursprünglich  klein  sind,  so 
erscheint  auch  der  Staat  zuerst  in  der  Form  kleiner  Gemein- 

0  A.  Feuerbach ,  die  Weltherrschaft,  das  Grab  der  Menschheit,  1B14. 

*)  Diese  Ansicht  yertheidigt  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl. 
1857.  Bd.  I.  S.  39  flg. 

')  Uebereinstimmt:  J.  Held,  System  des  Yeifiissungsrechtes,  1856. 
Bd.  L  S.  loa  —  Jul.  Fr öbel ,  Theotie  der  Politik,  Wien  1861,  Bd.  L  S.  388. 
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y  da  die  sittlichen  und  natttrlichen  Bedllriiiisse  sich  zu- 
oichst  in  engeren  Kreisen  fllhlbar  machen  (§.  2).  Mit  der 
Erweiterung  des  Verkehres  and  überhaupt  mit  der  Verviet- 
fimigoDg  der  Bertthrongsponkte  unter  diesen  kleinen  Gemein- 
wesen und  insbesondere  mit  dem  Heranwachsen  grosser  Völker- 
sdiaften  entwickelt  sich  allmählig  das  Bewusstsein  a  1 1  g  e  m  e  i  n  er 
hteressen  in  grossen  Kreisen ^  und  somit  das  Bedtirihiss  der 
fiildiuig  grösserer  Staaten  ^)y  welches  theils  auf  dem  Wege 
freier,  theils  auf  dem  Wege  unfreiwilliger  Vereinigung  seine 
Befriedigung  sucht  und  findet,  je  nachdem  das  Bedürfniss 
einer  Ausdehnung  des  Staates  von  mehreren  Ur- Gemeinwesen 
^ichmässig  %  oder  vorerst  nur  von  einem  derselben  empfunden 
wird.  Im  letzteren  Falle  tritt  dieses  Bedtirihiss  meistens  in 
der  Form  des  Selbsterhaltungstriebes  hervor,  welcher  leicht  in 
Erobenmgslust  ausartet  3).  Ueberhaupt  scheint  die  Natur  allen 
jugendlichen  kräftigen  Völkern  einen  Eroberungstrieb  einge- 
pflanzt zu  haben,  um  dadurch  der  weltgesetzlichen  Bildung 
grosserer  Maaten  Vorschub  zu  leisten. 

IL  So  wie  ftlr  die  Gesundheit  des  Individuums  die  mittlere 
CMsse  (das  Normalmaass)  des  Körperbaues  am  zuträglichsten 
ist,  so  gibt  es  auch  ftlr  die  Staaten  eine  solche  mittlere  Grösse, 
welche  die  Erreichung  des  Staatszweckes  am  meisten  begün- 
stigt *)- 

in.  Uebermässige  Ausdehnung  der  Staats -Gränzen, 
wodurch  Völker  von  verschiedener  natürlicher  Nationalität 
unter  einem  Scepter  vereinigt  werden,  ist,  sofern  es  nicht 
gelingt,  deren  eigenes  Interesse  an  das  Bestehen  des  Gesammt- 


*)  Vei:firL  Dahlmann,  Politik,  §.  €8. 

^  Dies  ist  meist  der  FaU,  wo  eine  gemeinsame  Nationalität  (§.  10) 
besteht,  and  wo  das  Andrängen  feindlicher  Völker  zum  vereinigten  Wider- 
Maade  nöthigt 

>)  Ein  Staat,  welcher  den  Weg  der  Eroberung  einmal  betreten  hat, 
kun  auf  demselben  nicht  leicht  ohne  unmittelbare  Grefahr  f&r  seine  eigene 
ExistesDz  stiUe  stehen.  Belehrend  ist  hierüber  die  Greschichte  des  römischen 
Beidhs,  und  der  englischen  Herrschaft  in  Ostindien. 

*)  Drelssig  bis  vierzig  Millionen  Menschen  scheinen  die  geeignetste 
ZaU  fikr  einen  europäischen  Staat  Kleinere  Staaten  müssen  suchen,  durch 
eme  Conibderation  dieser  Zahl  nahe  zu  kommen ,  die  eben  so  nothwendig 
cndMäot,  die  Selbstständigkeit  der  Gesammtheit  zu  garantiren,  als  sie  noch 
licit  fkkr  die  Nachbarstaaten  bedrohlich  wird. 
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Staates  za  feBseln  und  hierdiiFoh  eine  haltbare  pofitiflehe  Naüth 
nalit&t  (§.  13)  zu  b^grttnden,  der  erste  Sehritt  zum  Verfalle 
eines  Staates,  wenn  gleichwohl  diese  Katastrophe  dnroh  die 
Staatsknnst  Jahrhunderte  lang  hinausgeschoben  werd«i  kann. 

IV.  Eben  so  kann  eine  Obermässige  Vennehrang  der 
Bevölkerung  einem  Staate  Verlegenhdten  bereiten:  aDeui 
hier  bietet  die  Answandening  eine  natürliche  Abhilfe. 

V.  Auch  die  Staaten  haben  ihr  Alter ,  und  dur^anfoi 
ähnliche  Entwickelungsstnfen,  wie  die  Individuen.  Noch  kein 
europäischer  Staat  hat  sich  Aber  tausend  Jahre  ohne  Um- 
wälzung erhalten.  Wo  aber  und  soweit  eine  ungemischte  und 
scharf  ausgeprägte  Nationalität  besteht,  da  ist  in  derselbeB 
ein  unzerstörlicher  Keim  vorhandm,  aus  welchem  das  Staats- 
leben sich  von  Zeit  zu  Zeit  regeneriren  und  mit  verjüngter 
Kraft  zu  einer  neuen  Entwickelungsperiode  tibergehen  kann  ^). 


Dritter  Absclmitt. 

Vai  dem  Reelitsgniiile  mmiI  der  Kitsteliiig  des  Steaies. 

§.  34, 

Von  dem  Verhältnisse  der  Untersuchungen  über  den 
Bechtsgrund  und  die  Entstehung  des  Staates 

zu  einander  überhaupt^). 

I.   Da  der  Staat  als  souveraines  Gemeinwesen  sieh  als 
herrschend  ttber  das  Individuum  stellt  (§•  6),  so  ist  hiermit 

B)  In  eine  solche  neue  Periode  ist  Deutschland  im  Jahre  1815  duicä 
die  Stiftang  des  deutschen  Bundes  getreten. 

*)  Üebersichten  der  verschiedenen  Theorien  gew&hren  besondera  die 
oben,  S.  37—40,  angefahrten  Schriften  von  Haller  (Bestanratioii  der 
Staatswiss.),  v.  Raumer  u.  Weitzel;  auch  E.  8.  Zachariä,  40BQcher, 
I,  S.  61  u.  f.  —  Schmitthenner,  12  Bficher  v.  Staate,  L  Bd.,  8. 10  o.  £  — 
Hflllmann,  Urgeschichte  d.  Staates,  1817.  —  Maurenbrecher,  Qmiids. 
§.  31  u.  f.  —  H.  A.  Zachari&,  deutsch.  Staats-  und  Bundesrecht,  2.  Aufl. 
1868.  Bd.  I,  §.  14  u.  folg.  —  Bluntschli,  allg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  1867. 
Bd.  I,  S.  201  flg.  -  J.  Held,  Syst  d.  Yerl-Bechts  (1866),  Bd.  I,  8. 888  00. 


{.  34.  UBtemdumg  Aber  Beektagnuid  «nd  Entstehung  dM  Staates.  69 

mOegenuH^  swisebea  dem  Staate  und  der  individneUen Fraiheit 
pgeben,  veleher  mcbl  yeifehleii  konnte,  eine  Seihe  Ton  Unter* 
«dingen  Aber  den  Beehtsgroady  d.  b.  den  Beohtüertiganga^ 
gnnd  dieser  Henracbaft  des  Staates  und  der  Unterordnung  des 
UhridnniDS  herYorznmfen. 

n.  Hierbei  ging  man  aber  hänfig  Ton  der  (unrichtigen) 
DnteiBtcihBg  ans,  dass  jeder  sociale  Zustand,  dessen  Besteben 
ab  eine  QneDe  von  RechtsverhaltnisBen  anerkannt  werden  soll, 
aottwendig  aaeh  rechtlich  entstanden  sein  mfisse'). 
Man  nahm  daher  h&nfig  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrande 
des  Staates  nnd  die  Frage  nach  seiner  Entstehung  ftUr 
l^dibedeatend  und  forschte  demgemäss  nach  einer  allge- 
Beinen  rechtlichen  Entstehnngs weise  des  Staates.  Dabei 
unterschied  man  zwar'  regelmässig  die  Frage  nach  der  Eni- 
fitehong  der  einzelnen  Staaten  als  eine  historische  Frage, 
steDie  es  aber  dagegen  als  ein  Problem  der  philosophischen 
Spekulation  auf,  zu  ergründen,  wie  der  Staat  Überhaupt  als 
rechtlich  entstanden  gedacht  werden  mttsse? 

in.  Diese  Frage  ist  aber  an  sich  unklar  und  fehlerhaft, 
da  Temflnftigerweise  kein  Ding  anders  entstanden  gedacht 
werden  kann,  als  es  wirklich  entstanden  ist.  Der  Staat  in 
der  Idee  aber  entsteht  gar  nicht,  sondern  er  ist  mit  dem 
Gedanken  selbst  vorhanden,  weil  er  selbst  nur  ein  6e- 
dachtes  ist.  Die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Staates 
at  daher  in  aller  Hinsicht  nur  eine  geschichtliche. 

IT.  Die  Frage  aber,  welche  die  philosophische  Spekulation 
n  beantworten  hat,  kann  nur  folgende  sein:  „wodurch  ist 
das  Dasein  des  Staates  und  seine  Herrschaft  über  das  Indi- 
Tidonm  an  sich  gerechtfertigt?'^  Hierbei  ist  nun  aller- 
diogs  möglich,  ja  sogar  regelmässig  der  Fall,  dass  der  philo- 
sophische Bechtsgmnd  bei  einem  Volke  lange  Zeit  hindurch 
sieht  zu  einem  klaren  Bewusstsein  gelangt  und  zuerst  nur  ein 
iostiiiktartiger  Trieb  zu  den  Anfängen  eines  geordneten  socialen 
Ztttandes  hinführt.    Allein  diese  Thatsache  schneidet  keines- 


0  Bie  ünrichtiii^t  einer  solchen  Unterstellimg  l&sst  sich  auch  in 
pmatiec^tiicben  Yeriiiltnissen  nachweisen.  8o  z.  B.  kann  die  Eraeogong 
Boa  nndieüchen  Kindes  an  sich  als  widerrechtlich  betrachtet  werden; 
flBBsl  geboren,  ist  es  aber  dennoch  ein  Bechtssuluekt 
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wegs  die  Untersucbang  ttber  den  Bechtsgrand  des  Staates  ab, 
wenn  das  Bewusstsein  erwacht  nnd  der  Geist  beginnt,  dem 
Wesen  der  Erscheinungen  nachzuforschen. 

§.  35. 

Eintheilung   der  Theorien  über  den  Rechtsgrond  und 

die  Entstehung  des  Staates. 

I.  Die  verschiedenen  Theorien  über  die  Entstehung  und 
den  Rechtsgrund  des  Staates  lassen  sich  am  zweckmässigsten 
in  zwei  Klassen,  historische  und  rationale  Theorien, 
eintheilen,  je  nachdem  nämlich  der  Staat  entweder  durch 
Bezugnahme  auf  eine  historische  Th^tsache,  oder  lediglich 
durch  Bezugnahme  auf  seine  yemünftige  Idee  gerechtfertigt 
werden  will. 

II.  Mitunter  hat  man  auch  als  solche  Hauptklassen  Ver- 
tragstheorien und  Nothwendigkeitstheorien  unter- 
schieden^). Allein  bei  dieser  Eintheilung  sind  die  Gegensätze 
der  einzelnen  Theorien  nicht  scharf  genug  hervorgehoben. 
Einerseits  ist  es  nämlich  unpassend,  Theorien,  welche  den 
Staat  nur  aus  einer  oder  der  anderen  Art  von  Naturnoth- 
wendigkeit  hervorgehen  lassen  und  durch  die  Verweisung 
hierauf  sein  Dasein  gerechtfertigt  erklären,  mit  jenen  Theorien 
in  eine  Klasse  zusammenzustellen,  welche  den  Staat  auf  Ver- 
nunftnothwendigkeit,  und  also  auf  sittliche  Freiheit 
grtlnden:  anderseits  will  aber  auch  die  Vertragstheorie  als 
Unterart  dieser  letzteren  Theorie  gelten,  und  muss  also  auch 
von  diesem  Standpunkte  aus  geprtlft  werden. 

in.  Noch  Andere  unterscheiden  Willkühr-Staaten  (auch 
sog.  Gewalt-  oder  Natur -Staaten),  Glaubens-Staaten  und 
Bechts -Staaten,  je  nachdem  nämlich  das  gewillktihrte ,  das 
geoffenbarte  oder  das  mit  sittlicher  Freiheit  erkannte  Recht 
darin  vorwaltet,  d.  h.  je  nachdem  Willktlhr  nnd  Macht  (das 
Recht  des  Stärkeren  und  patriarchalische  Verhältnisse),  oder 
Offenbarung,  oder  sittliche  Freiheit  den  Rechtsgrund  der  Herr- 
schaft des  Staates  über  das  Individuum  bilden,  und  somit  der 
Rechtsbegriff   als    auf  Naturgesetz,    Glauben   oder    Vernunft 

*)  H.  A.  Zacharia,  deutscL  Staatsr.,  I,  §.  16. 
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twhiend  aaerkaiuit  wird').  Diese  EintheOimg  stimmt  im 
lleMiitlieheii  mit  der  Unterscheidong  historischer  und  rationaler 
lleorien  flberrin,  da  der  Glaubens -Staat,  je  nach  der  Auf- 
ftnug  des  religti^n  Prindpes  der  einen  oder  der  andern 
feser  Klassen  beizuzählen  ist'),  nnd  daher  gleichsam  den 
Vcb^gaag  Yon  der  ersteren  zn  der  letzteren  yermittelt 

lY.  UeberhaMpt  lässt  sich  unter  den  Theorien  tiber  die 
blitehung  und  den  Bechtsgmnd  des  Staates  ein  innerer  Zu- 
iHunenhang  erkennen  und  darf  auch  unbedenklich  einer  jeden 
leadben  in  einer  oder  der  anderen  Beziehung  mit  gehöriger 
IncIirankQDg  eine  gewisse,  wenn  auch  nur  theQweise,  Bichtig^ 
\tä  sagestanden  werden  ^).  Die  Abweichungen  der  einzelnen 
Theorien  unter  einander  erklären  sich  nämlich  als  nothwendige 
Nge  der  Verschiedenheit  des  (meistens  mehr  oder  minder 
CBseitigen)  Standpunktes,  von  welchem  man  bei  der  Eröffnung 
der  Untennichungen  ausging,  so  dass  die  Mannigfaltigkeit  der 
Aeorien  im  Wesentlichen  nur  die  verschiedenen  möglichen 
Entwiekelnngsstufen  des  Bewusstseins  der  einen  und  univer- 
idlea  Staatsidee  bezeichnet 


Ente  Unterabtheilimg. 

A)  ¥•■  iem  kbterbekea  Theeriea« 

§.  36. 

1)  Naturgeschichtliche  (Natur-  oder  Geschichts- 

philosophische)  Theorie. 

L  Da  der  Staat  als  geschichtliche  Thatsache  ttberall  ge- 
faad^  wird,  wo  eine  Völkerschaft  zu  einer  gewissen  Stufe  der 
Entwiekelnng  gelangt  ist,  so  drängt  sich  die  Auffassung  seiner 
bitstehnng  als  einer  natttrlichen  oder  historischen  Nothwendig- 

*)  Z.  B.  P.  A.  Pfizer,  Gedanken  über  Recht,  Staat  and  Kirche,  I., 
&151,  IL,  S.  8  n.  f.  —  Aehnlich  unterschied  Maaren b recher,  Staatsr. 
i^S,  geadiichtiiche,  religiöse  und  nationale  Begründungen.  —  Als  Unter» 
*te  der Natorstaaten  pflegt  man  Heerstaaten,  Patriarchalstaaten 
^Patrimonialstaaten  aufcuaählen. 

')  Yeiigl.  unten  §.  40. 

0  Sidier  würde  die  Wissenschaft  weiter  gefördert  werden,  wenn  man 

ndir  bemühte,  in  den  Ansichten  Anderer  das  wirklich  Gute  und  Richtige 
ttzoeikennen,  als  blos  die  Mängel  derselben  hervorzuheben. 
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keit  von  selbst  auf  i).  Uebrigens  besteht  hierbei  selbst  wieder 
eine  mehrfeche  Meinungsyersehiedenheity  indem  Einige  den 
Staat  nur  als  ein  instinktartiges  Produkt  eines  sinnlichen 
Triebes,  Andere  ab  das  Produkt  einer  psyehologischen 
Nothwendigkeit  oder  beider  zugleich  auffassen^). 

n.  Unverkennbar  hat  diese  Theorie ,  selbst  sogar  bei 
solcher  einseitigen  Entwickelung ,  eine  Sdte  vom  Wesen  des 
Staates  ganz  richtig  erfasst  Nie  wird  geleugnet  werden 
können  y  dass  nicht  bei  der  Bildung  der  Staaten  das  gegeos 
seitige  Bedttrfoiss  und  die  menschlichen  Triebe,  insbesondercr 
der  Socialitätstrieb ,  als  wesentlich  wirkende  Momente  in  An^ 
schlag  zu  bringen  wären,  und  dass  nicht  Staaten,  welche  aus 
einem  ttberlegten,  freien  und  selbstbewussten  Willensakte  der 
Staatsgenossen  hervorgegangen  sind,  zu  den  seltensten  Er- 
scheinungen in  der  Geschichte  geborten.  Es  muss  daher  dies^ 
Theorie  das  Verdienst  zuerkannt  werden,  auf  das  natSrliche 
und  psychologische  Element,  welches  bei  jeder  Staatenbildung 
mehr  oder  minder  mitwirkt,  vorzugsweise  aufmerksam  gemacht 
zu  haben.  Der  Staat  ist  sonach  mit  Nothwendigkeit  vorhanden, 
so  wie  seine  Elemente  oder  Factoren  (§.  15)  vorhanden  sind:  er 
ist  also  mit  dem  Dasein  einer  sesshaften  Völkerschaft  von 
selbst  gesetzt.  Hiermit  ist  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde 
des  Staates  völlig  abgethan  und  durchgeschnitten:  der  Staat 
bedarf  hiemach  gar  keiner  weiteren  Rechtfertigung,  sondern 
der  Rechtsgrund  seines  Daseins  liegt  in  diesem  Dasein  selbst 
als  einer  nothwendigen  Thatsache^). 


0  Diese  Theorie  findet  sich  schon  bei  Aristoteles  (siehe  oben  §.  31, 
Note  *)  und  überhaupt  bei  den  griechischen  Philosophen:  eben  so  bei 
OicerOf  de  rep.,  L,  25.  „  . . .  prima  causa  coeundi  non  est  tarn  imbedllita», 
quam  naturalis  quaedam  hominum  quasi  congregatio :  non  est  enim  aingiilare 
aut  solivagum  genus  hoc'^ 

<)  Hiernach  wird  bald  der  Soeialit&tstrieb  (Hugo  Grotins), 
die  Sympathie,  die  Hilftbedürftigkeit,  die  gegenseitige  Unenä>ehi]iclikeit, 
das  ewige  BedürMss  (Hume,  Ancillon),  oder  die  Furcht  and  die 
Beseitigung  des  sonst  in  Folge  des  Selbsterhaltungstriebes  und  des 
Egoismus  eintretenden  Noüistandes  (Hobbes)  als  Grund  der  Entstehung 
des  Staates  angegeben. 

3)  Wie  das  Individuum,  sagt  hiemach  der  Staat  von  sich  selbst:  ^Som 
quia  sum.  *'  —  Was  keiner  Rechtfertigung  bedarf,  weil  es  seinen  Rechts* 
grund  in  sich  selbst  trägt,  ist  eben  darum  absolut  gerechtfertigt 
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HL  b  flirer  YoIbtiDdigiten  und  gd«t?ollsten 

aber  diese  Theme  den  Staat  als  ein  nothwendiges 

dea  geeammten  Natur-  oder  Weh-Organiemni  ^).    Erkennt 

in  dieeeni  die  nothwendige  werkihätige  Offenbarung  dea 

Int  vemlinftigen  und  sittlichen  Geistes  (der  Weltseele  oder 

Of  so  erseheinen  auch  die  physischen  Elemente  des 

ata  nothwendige  Trttger  sittlicher  Ideen,  so  dass  mit 

natarwfichsigen  Entwickelnng   zugleich   die  Herrschaft 

reminftigen  Geistes   beginnt     Sonach   fiült   die   natnr- 

ipUsebe  Theorie  in  ihrer  höchsten  Ansbildong  im  Wesen 

der  rationalen  Theorie  in  Eines  zusammen ,  welche  den 

durch  seinen  Begriff  für  gerechtfertigt  erkUirt^). 

§.  37. 
2)  Theorie  der  Uebermacht, 

I.  ZnnSchst  mit  der  vorigen  verwandt  ist  die  Theorie,  welche 
in  Staat  ans  der  Uebermacht  oder  dem  sog.  Rechte  des 
Stärkeren  entspringen  l&sst*).  Diese  Theorie  hat,  als 
kistorische  aufgefasst,  das  fUr  sich,  dass  wirklich  sehr  viele 
fttttesi  aus  der  Uebermacht  Einzelner  oder  einzelner  Geschlechter 
efar  einer  Völkerschaft   Aber   andere  hervorgegangen  sind. 


*)  So  z.  B.  schon  Spinoza  u.  A.;  in  der  neueren  Zeit  beBonden 
J.J.  Wagner,  Krause  u.  A.  —  Vergl.  auch  ▼.  Schelling,  im  philo- 
npUichen  Journal  von  Fichte  und  Niethammer,  1799,  II.,  S.  271  u.  f.  — 
fiibler,  der  Staat  ans  dem  Begriffe  des  Universums  entwickelt,  1805. 

^  Yei«^  unten,  §.  41. 

0  Diese  Theorie  wurde  schon  im  Alterthnme  von  den  griechischen 
S^tisten  valheidigt;  in  der  neueren  Zeit  besonders  von  Herrn  v.  Haller, 
a  aÖBon  Werke :  Bestauration  der  Staatswissenschaft.  Ganz  in  der  Weise 
n Haller* s,  welcher  in  der  Herrschaft  des  St&rkeren  über  den  Schwächeren 
ki  allgemeine  Gesetz  der  Weltordnung  erkennt,  spricht  sich  schon  der 
fialliadie  Feldhar  Brennus  in  der  Bede  aus,  welche  ihm  Plutarch  im 
Leben  des  Gamillus  in  den  Mund  legt:  „Wider  diese  Völker  (Volsker  etc.) 
\  ikt  ihr  (Bömer)  Krieg,  wenn  sie  euch  nichts  von  ihren  Gütern  mittheilen; 
[  ilbn  oe  in  die  Sklaverei,  plündert  sie,  zerstört  ihre  Städte,  und  ihr  thut 
ton  nichts  ungerechtes,  sondern  folgt  dem  ältesten  Gesetze,  welches  von 
Gott  anfingt  und  sich  bis  auf  die  Thiere  erstreckt  und  dem  Stärkeren  die 
Giter  des  Schwächeren  zueignet.  Denn  auch  die  Thiere  haben  den  Natur- 
tziä),  dan  die  Stärkeren  mehr  haben  sollen  als  die  Schwächeren. " 


64  §.  37.  Theorie  der  üebermacht 

Auch  kann  zur  Vertheidignng  dieser  Theorie  mit  grossem 
Gewichte  geltend  gemacht  werden,  dass  wirklich  kein  Staat 
anders  in  der  äusseren  Erscheinung  auftreten  kann,  als  durch 
Macht,  und  dass  jeder  Staat  nur  so  lange  besteht,  als  er 
Macht  ttber  die  einzelnen  Staatsgenossen  behauptet  oder  kein 
anderer  mächtigerer  Staat  ihn  unterworfen  hat.  Dieser 
Begriff  der  Üebermacht  liegt  auch  in  dem  Worte  „Staats- 
gewalt^' selbst,  und  jedes  positive  Recht  hat  seine  Wnrzel, 
d.  h.  den  historischen  Grund  seiner  Geltung,  so  wie  die  Bedingung 
seiner  Handhabung,  wirklich  nur  in  dieser  Üebermacht  des 
Staates  im  Verhältnisse  zu  den  Individuen  ^).  Es  kömmt  daher 
dieser  Theorie  in  diesen  Beziehungen  offenbar  eine  univer- 
selle Gültigkeit  zu^). 

II.  Nichts  desto  weniger  würde  aber  doch  die  Theorie 
der  Üebermacht  mit  Unrecht  auf  das  Prädikat  einer  rationalen 
Theorie  Anspruch  machen,  insofern  der  Charakter  einer  solchen 
darin  zu  setzen  ist,  dass  sie  die  letzten  Gründe  fOr  die  Recht- 
lichkeit des  Staatszustandes  angibt.  Die  Theorie  der  Ueb^- 
macht  begnügt  sich  nämlich  mit  der  Anerkennung  der  That- 
sache,  dass  die  Macht  gilt,  wo  sie  vorhanden  ist,  aber  sie  gibt 
sich  nicht  die  Mühe,  das  Sittliche  in  der  Geltung  der  Macht 
nachzuweisen;  mit  anderen  Worten:  die  Theorie  der  Üeber- 
macht charakterisirt  vortrefflich  die  (äussere)  Erscheinung, 
erklärt  aber  nicht  das  Wesen  der  Staatsgewalt.  Insofern  sie 
daher  mehr  als  eine  historische  Theorie  sein  will,  verfällt  sie 
in  den  Fehler,  die  Macht  (das  Factum)  mit  dem  Rechte 


*)  In  dieser  Beziehung  —  auf  das  positive  Recht  —  konnten  die 
griechischen  Sophisten  den  Satz  vertheidigen :  „Recht  ist  was  den 
Mächtigen  (d.  h.  dem  Herrscher)  gefallt."  —  Richtig  ist  hieran  so  yiel, 
dass  die  Macht  die  Form  ist,  in  welcher  allein  das  Recht  zur  prak- 
tischen Geltung  gelangen  kann.  Wenn  aber  auch  die  Aufgabe  des  Staates 
ist,  dem  Rechte,  so  wie  dem  Vernünftigen  überhaupt  zur  Geltung,  d.  h.  zur 
Macht  zu  verhelfen,  und  Recht  und  Macht  in  ein  harmonisches  Yerhältniss 
zu  setzen,  so  folgt  daraus  noch  nicht  die  Identität  beider  Begriffe. 

3)  £s  ist  dies  die  Universalität  der  Materie!  —  Sehr  treffende  Be- 
merkungen über  das  Yerhältniss  von  Recht  und  Macht  und  insbesondere 
über  das  ethische  Moment  in  der  Macht  des  Schicksals,  oder  dem 
Rechte  der  vollendeten  Thatsache,  siehe  in  J.  Fröbel,  Theorie  d.  Politik, 
Wien  1861,  Bd.  I,  S.  21  flg.  —  Vergl.  auch  Constantin  Frantz,  Vor- 
schule zur  Physiologie  der  Staaten,  Berlin  1857. 
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|lBr  Idee)  %n  yerweehseln ^) ^  und  da  sie  das  in  der  Materie 
'Mkwendig  und  ewig  wirkende  sittliebe  Moment  gänzlich  ttber- 
tfAt,  80  erscheint  sie  als  eine  Theorie  der  Verzweiflang  oder 
Resignation  in  den  Zeiten  eines  ideenleeren  Despotismus 
einer  blutigen  Anarchie. 

§.38. 
3)  Patriarchalprincip. 

L  GleichfaUs  nur  eine  Unterart  der  naturgeschichtlichen 
Theorie  ist  diejenige,  welche  den  Staat  als  aus  der  väterlichen 
Gewih  hervorgehend  y  und  aus  der  Erweiterung  der  Familien- 
Terbindaiig  zu  einem  Volksstamme  von  selbst  erwachsen 
kinehtet*).  Diese  Theorie  ist  von  allen  die  älteste.  Es  wird 
fidldeht  kaum  ein  Volk  auf  der  Erde  gefunden  werden ,  bei 
«dehem  aich  diese  Ansicht  nicht  als  eine  Sage  gebildet  und 
tnditionell  erhalten  hat  2).  Den  Werth  und  die  Richtigkeit 
derselben  in  Bezug  auf  ein  gewisses  Volk  zu  prüfen,  muss  der 
Kritik  sdnes  Sagenkreises  überlassen  werden.  Als  historische 
Theorie  aufgefasst,  steht  sie  mit  den  vorgenannten  Theorien 
(§.  36  und  37)  nicht  nur  in  keinem  Widerspruche  y  sondern 
^errollständigt  vielmehr  dieselben  durch  Hinweisung  auf  die 
stafenweise  Entwickelung  der  Staatenbildung. 

IL  Unverkennbar  tritt  aber  überdies  in  dieser  Theorie 
4m  Bestreb^i  hervor,  einen  sittlichen  Grund  zur  Rechtfertigung 
der  Macht  anzugeben,  und  desshalb  wird  hier  auf  die  Analogie 
Abs  viterlichen  Verhältnisses  hingewiesen^).  Auch  lässt  sich 
licht  in  Abrede  stellen,  dass  hierdurch  eine  sehr  freundliche 
Ansicht  Aber  das  Verhältniss  des  Staatsherrschers  zu  dem  Volke 
cröfiiet,  ja  sogar  schon  eine  Pflicht  des  Staatsherrschers 
tterkannt  wird,   in   dem  wohlverstandenen  Interesse   seines 


*)  Hegel,  Gnmdlinien  der  Philosophie  des  Rechtes,  §.  258,  in  der 
Sole. 

0  Diese  Theorie  fand  besonders  bei  den  Engländern  im  17.  Jahrhundert 
BeUl  (Locke,  Filmer  u.  A.). 

*)  Für  Deutschland  erinnere  ich  hier  nur  an  die  Sage  vom  Tuisco, 
te  Hantts  und  seinen  Söhnen.    Tack.  Germ.  c.  2. 

*)  Biese  ffindeutong  liegt  auch  in  der  BeEiehung  des  Staatsherrschers 
alsLandesvater. 

28|»fl,  atutarachL  5.  Anfl.  I.  5 
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Volkes  zu  regieren.  Die  Patriarchal-Theorie  ist  gleichsam  eine 
veredelte  Theorie  der  Uebermacht,  indem  hier  mit  der  Macht 
die  Idee  einer  sittlichen  Verbindlichkeit  zu  ihrem  vemtinftigen 
Gebrauche  verbanden  wird.  Der  Herrscher  erfiillt  sonaeh, 
indem  er  herrscht ,  nur  die  (moralische)  Pflicht  des  Stärkeren, 
den  Schwächeren  zn  schützen^). 

III.  Allein  auf  der  anderen  Seite  ist  doch  nicht  zn  ver- 
kennen ,  dass  diese  Theorie ,  indem  sie  den  in  Bezug  auf  ein 
gewisses  Volk  etwa  geschichtlich  geltenden  Rechtsgrand  der 
Beherrschung  mit  dem  absoluten  Bechtsgrunde  der  Staats- 
gewalt zusammenwirft,  höchstens  nur  zur  Rechtfertigung  der 
Staatsgewalt  in  einer  Einherrschaft,  nicht  aber  auch  zur 
Rechtfertigung  derselben  in  anderen  Staatsformen,  wie  Demo- 
kratie oder  Aristokratie  y  gebraucht  werden  könnte  und  mithin 
der  universellen  Gültigkeit  entbehrt.  Ueberdies  aber  könnte 
gerade  die  Analogie  der  väterlichen  Gewalt  fUr  die  Monarchie 
zu  äusserst  bedenklichen  Folgerungen  ftthren,  und  conseqnent 
entwickelt,  zu  der  irrigen  Annahme  verleiten,  als  wenn  die 
Einherrschaft  nur  ftlr  ein  unmündiges  Volk  geeignet,  ein 
mündiges  Volk  aber  dieser  Staatsform  entwachsen  wäre^). 

§.  39. 
4)  Patrimonialprincip. 

I.  Von  besonderer  Wichtigkeit  fUr  die  staatsrechtliehen 
Verhältnisse  in  Deutschland  ist  die  Theorie,  nach  welcher  das 
Eigenthum  an  Grand  and  Boden  (die  Patrimonialität) 
als  Grund  der  Staatsgewalt  betrachtet  wird.  Von  den  ältesten 
Zeiten  an  hing  nämlich  in  Deutschland  die  politische  Befähigung 
eines  Mannes  mit  seinem  Grundbesitze  zusammen,  und  stieg 
und  erweiterte  sich  in  gleichem  Verhältnisse  mit  der  Grösse 
und  der  Bedeutung  dieses  letzteren.    So  war  die  Schöffenbar- 


*)  Lasst  sidi  die  Theorie  der  Üebermacht  in  dem  Satze  zusammen- 
fiussen:  „Bu.  kannst,  also  darfst  DuP'  so  I&sst  sich  das  Patriarchal- 
princip  dagegen  folgender  Massen  ansdmcken:  „Dn  kannst,  also 
sollst  Dal" 

B)  Nirgends  tritt  die  Wahrheit  der  Bemerkung:  „  Omne  simile  dandi* 
cat*'  mehr  und  deutUcher  hervor,  als  im  öffentlichen  Bechte.  Nichts  ist 
hier  gefährlicher,  als  Analogien  des  Privatrechtes. 
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M  (Sehdffeofreiheit)  und  die  Rittermäasigkeit  bedingt  durch 
'im  Besitz  eiBes  gewiasen  gröSBeren  Gutes  (Sehöffengnt,  Bitter- 
|ü)  und  aof  dieselbe  Weise  war  die  Befagniss,  die  Verleihung 
^  hndeslierrlichen  Begiemngsrechtey  des  sog.  Bannes  oder 
ler  jumdktio  omnimoda^)  von  dem  Kaiser  zn  verlangen, 
kdiBgt  durch  den  allodialen  oder  feudalen  Besitz  eines  Reiehs- 
jlttdes,  eintf  Herrschaft  n.  dergl.^).  Diese  Theorie  geht  von 
!ier  Idee  anS;  dass  der  Herr  des  Bodens  (der  Grundherr)  ip$o 
jm  auch  politischer  Herrscher  (Gerichtsherry  Schatz-  oder 
T^gteiherr),  d.  h.  Tcrpflichtet  und  berechtigt  sei,  für 
iiß  MattuDg  der  öffentlichen  Ordnung  (des  Landfriedens)  zu 
lügen  ^.  Darin,  dass  man  das  Grundeigenthum  sonach  nicht 
flr  ab  ein  Recht,  sondern  als  eine  Quelle  von  Pflichten 
ktraehtet,  liegt  die  sittliche  Seite  des  Patrimonialprincips. 
Ibtoriscli  wurzelt  diese  Theorie  in  uralter  kriegerischer  Occu- 
Jition,  und  ist  insofern  mit  der  Theorie  der  Uebermacht  ver- 
Inndt  and  ans  derselben  durch  die  Vermittelung  des  ritterlichen 
Citfolgsebaftswesens  und  des  Feudalismus  hervo^ 
(egangen.  Aus  der  an  sich  richtigen  Ansicht,  dass  keine 
QenAtsbarkeit  und  überhaupt  kein  Regierungsrecht  ohne  einen 
kstimmteu  Bezirk  seiner  Ausübung  (Gerichtssprengel,  Re- 
{Knogsbezirk ,  Territorium)  bestehen  und  ausgeübt  werden 
boBj  hatte  das  Hittelalter  durch  eine  eigenthümliche,  aber 
Ikils  ans  der  Entwickelung  der  Landeshoheit  aus  der  allo- 
^0  Grandherrschaft  durch  die  später  dazu  gekommene 
Useiliehe  Verleihung  des  Bannes  oder  hohen  Gerichtsbarkeit, 
^  aas  dem  Interesse  der  grossen  Vasallen  an  der  Durch- 
M^zoBg  der  Erblichkeit  der  Fahnlehen  und  Gerichtslehen  wohl 
td^iche  und  absichtliche  Verkehrung  der  Begriffe  die 
TerstdlaDg  gebildet,  dass  der  Regierungsbezirk  (das  Terri- 
Mnn)  als  eine  selbstständige  Sache  einer  gewissen 
FuDifie  oder  Corporation,  wie  z.  B.  einer  Kirche,  recht  wohl 


I  *)  Spiter  sog.  hohe  Landesobrigkeit  oder  LandeBhoheii 
^-  pw.  OgMbr.  art.  Vm. 

')  Sftchs.  LdH.  in.  GL  §.  5.  (Uomey  er).  „Die  Koning  ne  mach  mit 
^^  nidit  weigeren  den  bau  to  liene,  deme  it  gerichte  gelegen  is. " 

')  Biese  Theorie  hangt  zon&cbat  mit  der  des  Rechts- Staates  (§.  90) 


^ 
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als  erbliches  oder  bleibendes  allodiales  oder  feudales  Besitz- 
t  b  u  m  zQstehen  könne  ^)  und  zwar  in  der  Art  ^  dass  es  selbst 
den  Rechtstitel  zur  Ausübung  der  Regierung  fllr  den 
jedesmaligen  Besitzer  enthalte^),  während  an  sich  betrachtet, 
gerade  umgekehrt  die  Verleihung  der  Regiemngsrechte  durch 
den  Kaiser  den  Rechtstitel  zur  Besitznahme  des  Terri- 
toriums hätte  enthalten  müssen^). 

II.  Die  Patrimonial-Theorie  beruht  aber,  insofern  sie  nicht 
bloss  eine  germanisch-historische,  sondern  eine  universell  giltige 
sein  will,  eben  so  wie  die  Theorie  der  Uebermacht,  auf  emer 
an  sich  richtigen,  aber  einseitigen  Anschauung  und  blos  äU88e^ 
liehen  Auffassung  des  Staatslebens.  So  wie  kein  Staat  ohne 
Territorium  gedacht  werden  kann  (§.  15),  so  ist  auch  in  Bezug 
auf  jeden  einzelnen  Staat  unläugbar  derjenige  der  Staats- 
herrscher,  welcher  der  Herr  des  Territoriums  ist  Es 
hat  daher  auch  wirklich  das  Patrimonialprincip  in  demselben 
Sinne  eine  gewisse  Universalität  in  sich,  wie  die  Theorie  der 
Uebermacht  (§.  37) :  allein  gerade  wie  diese  vermag  es  sein^ 
rein  sinnlichen  Auffassung  des  Staatsverhältnisses  wegen  nur 
den  f  actis  eben  Grund  der  Beherrschung  eines  gewissen 
Staats  Vereines,  nicht  aber  den  Rechtsgrund  der  Staats- 
gewalt an  sich  zu  erklären.  Ueberdies  setzt  die  Innehabnng 
des  Staatsgebietes  immer  den  Besitz  der  Macht  voraus:  und 
aus  diesem  Grunde  ist  auch  philosophisch  betrachtet  das  Patri- 
monialprincip nichts  anderes  als  nur  eine  Unterart  oder  ein 
Ausfluss  und  eine  einseitige  Entwickelung  der  Theorie  der 
Uebermacht. 

ni.  Die  Patrimonialtheorie  tritt  geschichtlich  besonders  da 
hervor,  wo  das  Grundeigenthum  in  der  Gestalt  grosser  und 
geschlossener  Bezirke  an  bestimmte  Familien  oder  privilegirte 


^)  Yergl.  über  diesen  geschichtlichen  Entwickelungsgang,  meine 
Alterthümer  des  deutschen  Beichs  und  Rechts  Bd.  n  (Heidelberg  und 
Leipz.  1860)  S.  11.  14  flg.  26  flg.  34.  38.  48  flg. 

s)  Sachs.  LdR.  m.  53.  §.  3.  „Man  ne  mat  ok  nen  gerichte  .  .  ,  lien 
.  .  .  de  dem  it  dar  belegen  is.*' 

6)  Es  erhellt  hieraus,  dass  das  Patrimonialprincip  in  Deutschland  nor 
in  Bezug  auf  die  landesherrliche  Gewalt  Bedeutung  hatte.  Die  ka iser^ 
liehe  Regierungsgewalt  wurde  ans  einem  anderen  Principe  abgeleitet  Da- 
von in  §.  40. 
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.ftiponitioneii  gekommen  and  der  Grundherr  zugleich  6ericht8-y 
Iduitz-  nnd  Vogteiherr,  d.  h.  politischer  Herrscher  ist  Ein 
Iriehes  Verbättniss  kann  sich  als  etwas  Patriarchalisches 
|KUhen  und  nnter  einfachen  Zuständen  befriedigen.  Dies  war 
imh  im  Hittelalter  in  Deutschland  wirklich  der  Fall,  so  lange 
£e  Baaeingemeinde ,  welche  zu  einem  Herren -Frohn-  oder 
JKngfaof  ^börte,  auch  die  Gerichtsversammlung  (das  Ding) 
Mf  demselben  bildete  und  unter  dem  Vorsitze  des  Gutsherrn 
•der  seines  Vogtes  dingte,  d.  h.  Gericht  hielt,  und  selbst  oder 
inreh  die  von  ihr  gewählten  Schöffen  das  Recht  sprach^). 
;fo  wie  sich  aber  dieses  Verhältniss  änderte  und  die  Grund- 
krren  ihre  ursprünglich  geburtsfreien  Hintersassen,  Zinsleute 
oder  Censualen  in  die  tiefere  Stellang  von  Hörigen  oder  leib- 
.ebenen  Leuten  hinunter  drängten,  musste  das  Patrimonial- 
i^V&ent  als  eine  drückende  Despotie  empfunden  werden,  die 
aof  der  Landbeyölkerung  um  so  schwerer  lastete,  je  kleiner 
der  Herr  war. 

IV.  Als  Princip  eines  monarchischen,  sodann  vorzugs- 
weise  Patrimonialstaat  genannten  Staates  kann  das  Patri- 
aoDialprincip  in  dem  bisher  besprochenen  Sinne  ttberhaupt 
inr  anter  der  Voraussetzung  aufgestellt  werden,  dass  auch  der 
Landesherr  wirklicher  Grundherr  seines  ganzen  Landes 
ist  Dies  ist  in  der  älteren  Zeit,  bei  den  freien  Herrschaften 
oder  Reichsallodien ,  und  überhaupt  bei  den  Territorien  in 
Deutschland,  welche  nicht  ursprüngliche  Amtsbezirke,  d.  h. 
flicht  Grafschaft,  Herzogthum  oder  Fürstenthum  waren,  häufiger 
der  FaU  gewesen,  als  man  insgemein  anzunehmen  scheint^). 
Mit  der  Erweiterung  der  Gebiete,  insbesondere  mit  der  Er- 
wvbung  von  Gebietstheilen,  über  welche  dem  Landesherm 
baft  des  Erwerbtitels  nur  Regierungsrechte,  aber  keine  grund- 
henüchen  Rechte  zustehen  konnten,  d.  h.  mit  der  Bildung 
«<^.  Aggregat- oder  Landsassiat-Staaten,  so  wie  auch 
i»  Folge  der  immer  häufiger  gewordenen  Veräusserungen  von 
Liegenschaften    aus  der  landesherrlichen  Grundberrscbaft  an 


^  YergL  meine  Abhandlang  über  die  Dinghöfe,  in  meinen  Alter- 
^fataMTD  des  deatschen  Reichs  und  Rechts,  Heidelberg  und  Leipzig  1860, 
Bi  L  S.  48  flg.  64  flg.  162  flg. 

*)  Kehe  die  Nachweisungen  in  m  e  i  n  e  n  Alterthttmem  des  deutsch.  Reichs 
ud  Rechts  (1860)  Bd.  L  S.  123  flg.  324. 
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Privatpersonen  zu  freiem  Eigenthnm®)^  mosste  aber  die  Theorie 
erschüttert  werden,  dass  das  Eigenthum  an  Grund  und  Boden 
der  Rechtsgrand  der  Landesregierung  sei  ^®).  Ueberhaupt 
konnte  die  Patrimonialtheorie  als  Staatsprincip  nicht  mehr 
genügen  y  wo  das  Verhältniss  als  Hintersasse  aufhörte  die 
gesanmite  Landesbevölkerung  zu  umfassen  und  sich  ein  man- 
nigfacheres und  grossartiges  Volksleben  zu  entwickeln  begann. 
Nachdem  man  aber  vollends  unter  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechts  und  der  neueren  Rechtsphilosophie  zu  der  Einsicht 
gelangt  war,  dass  das  Eigenthum  ein  rein  privat-  und 
sachenrechtlicher  Begriff  sei,  so  musste  sich  auch  demgemäss 
die  Ansicht  von  der  Patrimonialität  der  Landesregierong 
umbilden. 

y.  Diese  Umbildung  geschah  dadurch,  dass  man  den 
patrimonialen  Charakter  des  Herrscherrechts  auf  seine  Zu- 
ständigkeit für  ein  bestimmtes  Subjekt  beschränkte,  d.  h. 
nur  noch  diese  als  patrimonial,  nämlich  nach  der  Analogie 
eines  erblichen  und  Immobiliarrechtes  behandelte. 
Durch  die  Bezeichnung  der  Staatsgewalt  als  patrimonial 
will  somit  nunmehr  nur  noch  soviel  ausgedrückt  werden,  dass 
sie,  obschon  an  sich  und  ihrer  Wirkung  nach  ein  politisches 
Recht,  in  gewissen  Beziehungen  den  Charakter  eines 
Eigenthumes,  nämlich  den  Charakter  der  exclusiven  Zu- 
ständigkeit und  Erblichkeit,  wenn  gleich  nicht  mehr, 
wie  man  früher  häufig  annahm,  auch  den  Charakter  der 
Unbeschränktheit  an  sich  trage ^^).     In    einem    anderen 


^)  Siehe  meine  Alterthümer  des  deutsch.  Reichs  und  Rechts  (1860) 
Bd.  I.  S.  128—131. 

*<*)  Hiergegen  schrieben  schon  Rave,  Beiträge  über  den  Unterschied 
der  Oberherrschaft  und  des  Eigenthums,  1760.  —  Posse,  aber  das  Staats- 
eigenthum  in  den  deutsch.  Reichslanden,  1794.  —  Vergl.  auch  Ch.  F.  Bic- 
ner,  de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis  Germaniae,  1780.  —  Siehe 
auch  unten  §.  103  IV.  und  IX. 

**)  So  z.  B.  fasste  Hugo  GroHuSy  d.  J.  B.  et  P.  Lib.  lU.  c,  11  u.  12, 
die  Patrimonialstaaten  („imperia  in  pleno  jure  propnetatis,  i.  e.  patrimonio 
imperantis^O  ^^  absolute  Monarchien  auf.  Als  Entstehungsart  derselben 
betrachtet  er  die  kriegerische  Eroberung  oder  unbedingte  Ergebung 
des  Volkes  („ut  nil  exciperetur ") ,  wozu  sich  das  Volk  mitunter  „migons 
mali  yitandi  causa  *'  entschliesst.  (Ein  Beispiel  dieser  Art  ist  die  Ueber- 
tragung  der  unumschränkten  Gewalt  an  den  König  Friedrich  HL 
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:  fime  kann  wenigstens  heat  zu  Tage  in  einer  sog.  beschränk- 
tem oder  eonstitationellen  Monarchie  Ton  Patrimonialität  der 
3tBalsgewalt  nicht  mehr  die  Rede  sein:  daher  wäre  es  bei 
SßBßt  Staaisform  am  zweckmässigsten ,  diesen  an  sich  hier 
fberflüBsigen  Ansdrack  ganz  zn  vermeiden  ^^.  Die  Patrimonial- 
Aeorie  in  dieser  modernen  Entwickelnng  setzt  sich  demnach 
aidit  mehr  die  Anfgabe^  den  Rechtsgmnd  des  Staates  oder  der 
BeheiT8<^nng  ttberhanpt  (tn  abstracto)  nachzuweisen,  sondern 
äe  beschränkt  sich  daranf,  in  den  Erbmonarchien  die 
Besdiaffenheit  des  Herrscherrechtes ,  hinsichtlich  seiner  Ver- 
erbliehkeit,  als  eines  eigenthnmsähnlichen  Rechtes  yeran- 
sehaalichen  zn  wollen,  wobei  die  Rechtlichkeit  und  Nothwen- 
digkeit  einer  Beherrschung  tlberbaupt  als  sich  von  selbst 
Tostehend  yorausgesetzt  wird. 

§.  40. 
5)  Religiöse  Theorie. 

L  Den  Uebergang  von  den  historischen  zu  den  rationalen 
Theorien  fiber  die  Entstehung  der  Staaten  bildet  die  religiöse 
Theorie,  nach  welcher  der  Staat  als  eine  Stiftung  Gottes 
betrachtet  wird. 

n.  Insofern  diese  Theorie  so  verstanden  sein  will,  dass 
£e  Völker  durch  die  göttliche  Vorsehung  an  gewisse  Personen 
oder  Familien  als  ihre  Regenten  gewiesen  worden  sind,  muss 
sie  noch  den  historischen  Theorien  beigezählt  werden,  indem 
sie  in  dieser  Hinsicht  der  Bezugnahme  auf  ein  vermittelndes 
Faktum  nicht  entbehren  kann,  durch  welches  der  Wille  der 
Vorsehung  bei  einer  Nation  tn  concreto  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen ist 


m  Dtoemark,  auf  dem  Beichstage  zu  Kopenhagen,  1660).  Im  Gegensätze 
4er Patrimonialstaaten  bezeichnete  H,  Chotius  die  Staaten,  worin  der  orste 
Hemdier  oder  Stammvater  der  Dynastie  durch  Volks  wähl  auf  den  Thron 
fdiDgt  ist  und  keine  unbeschränkte  Gewalt  hat,  als  regna  uBt^fiructuaria, 
oier  auch  legüima;  so  auch  Buddeus,  de  testam.  summor.  imperant 
c  L  §.  XXI  flg. 

^  Weiter  geht  Maurenbrecher,  die  deutschen  regierenden  Ftlrsten 
nd  die  Souvendnetät,  1839.  —  Yergl.  dagegen:  (Fr.  Neb  elthau)  Wahr- 
hat und  Ixithmn  in  der  Manrenbrecher'schen  Schrift  etc.  Kassel  1839. 
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m«  Dieses  yennittelnde  Faktum  kann  aber  seiner  Nator 
nach  sehr  verschieden  sein,  so  wie  überhaupt  die  Mittel  und 
Wege  verschieden  sind,  durch  welche  die  Vorsehung  das 
Menschengeschlecht  zur  Erkenntniss  ihres  Willens  ftlhrt.  Es 
kann  daher  dieses  Faktum  in  einer  unmittelbaren  Offenbarung, 
oder  in  der  Bezeichnung  des  zum  Herrscher  von  der  Gottheit 
ansersehenen  Subjektes  durch  einen  Propheten  ^),  es  kann  aber 
auch  darin  gefunden  werden,  dass  die  Gottheit  einen  Mann 
mit  solchen  strahlenden  Eigenschaften  ausrüstet,  oder  den  Sieg 
in  der  Art  an  seine  Waffen  fesselt,  dass  die  Massen  willig 
oder  widerwillig  semen  Beruf  zum  Staatsherrscher  anerkennen 
und  seiner  Macht  sich  unterwerfen^). 

IV.  Auch  dem  heidnischen  Alterthum  war  diese  AuiTassang 
nicht  völlig  unbekannt.  Ihm  erschien  die  göttliche  Ffigung 
als  das  unabwendbare  (tragische)  Fatum.  Die  neuere  Zeit 
liebt  es,  hier  von  der  Macht  des  Schicksals  oder  voll- 
endeten Thatsache  zu  sprechen^). 

V.  In  dieser  Art  aufgefasst  erscheint  die  religiöse  Theorie 
als  die  Vereinigung  aller  historischen  Theorien  in  einem  gemein- 
schaftlichen Gesichtspunkte,  welcher  sich  zugleich  als  der 
oberste  Rechtfertigungsgrund  der  sämmüichen  einzelnen 
historischen  Entstehungsarten  der  Staatsgewalt  darstellt 

VI.  Eben  durch  diese  Beziehung  der  einzelnen  historischen 
Begründungsarten  der  Staaten  auf  einen  obersten  Recht- 
fertigungsgrund,*den  göttlichen  Willen,  schreitet  aber 
die  religiöse  Theorie  über  das  Bereich  der  historischen  Theorien 
hinaus,  und  nimmt  selbst  den  Charakter  einer  rationalen  Theorie 
an.  Indem  nämlich  zufolge  dieser  religiösen  Betrachtungsweise 
der  fiechtsgrund  der  Staatsgewalt  in  den  Willen  der  Gottheit 
gesetzt  wird,  so  wird  zugleich  ausgesprochen,  dass  der  Staat 
an  sich  vemunftnothwendig  sei,  da  die  Vernunft  dem  Menschen 


^)  Alt-testamentarische  Auffassung. 

*)  Neu-testamentarische  Auffassung.  —  „Jedermann  sei  unterthan  der 
Obrigkeit,  die  Gewalt  über  ihn  hat;  denn  es  ist  keine  Obrigkeit,  ohne  tod 
Gott,  wo  aber  Obrigkeit  ist,  die  ist  von  Gott  verordnet"  Römerbrief, 
Cap.  Xni,  1.  —  Durch  die  Verweisung  auf  den  WiUen  der  Gottheit  idrd 
hiemach  alle  weitere  Kritik  abgeschnitten.  (Was  Gott  thut,  ist  wohl- 
gethan.) 

3)  Vergi.  Jul  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  S.  25  flg. 
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m  der  Gottbeit  selbst  als  ErkeDntiiissqiielle  gegeben  wor^ 
fai  ist. 

VH  Die  religiöse  Theorie  eröffiiet  daher,  wenn  sie  richtig 
tt^e&sst  wird,  eine  sehr  würdige  Ansiebt  Aber  das  Yerbältniss 
kt  SUatBgewalt  zn  den  Unterthanen. 

Vm.  Die  Innebabnng  einer  Staatsberrschaft  erscbeint 
Uersaeh  als  göttlicbe  Bernfang  (^ti«  (Zmni/m),  wie  die  bei 
der  KrSnung  katholischer  Kaiser  and  Könige  übliche  Salbang 
ttdentet^),  and  somit  ancb  als  eine  von  Gott  dem  Fürsten 
«zeigte  Gnade,  was  darcb  den  Soaverainetäts-Titel  ,,yon  Gottes 
äisden'^  anerkannt  wird,  der  somit  seinem  geschichtlicben 
UrepuLDge  nach  als  ein  sog.  Demaths-Titel  anfzafassen  ist. 

IX.  In  dem  hier  angegebenen  Sinne  ist  aach  die  Lehre 
von  dem  göttlichen  Ursprange  der  Herrschergewalt 
m  dem  germanischen  Mittelalter  anfgefasst  and  als  die  Grand- 
bge  der  kaiserlichen  Regierangsgewalt  angesehen  worden ^). 

X.  Die  religiöse  Theorie  kann  als  ein  Beweis  für  das 
Verwiegende  sittliche  Element  in  dem  Menschen  angeflihrt 
weanden,  demgemäss  es  dem  menschlichen  Geiste  anmöglich  ist, 
sieh  bei  einem  Faktnm  an  sich  za  berahigen,  sondern  er  sich 
Qiwiderstehlicb  angetrieben  fühlt,  bis  anf  den  letzten  Grand 
der  Eracheinongen  and  ihre  vernünftige  Recbtfertignng  dnrch- 
xudriBgen.  Daram  dürfen  and  können  ancb  die  rationalen 
Theorien  Aber  die  Entstehnng  des  Staates  nicht  als  Gegen- 
•Mze  (Negationen)  der  religiösen  Theorie,  sondern  nur 
>b  anderweitige  Entwickelnngsversnche  desselben 
Grundgedankens  anfgefasst  werden,  durch  welchen  die  religiöse 
Theorie  sich  über  die  rein  historischen  Theorien  erhebt^). 


*)  Derselbe  Gedanke  lag  aach  dem  Ceremoniale  bei  der  Krönung  des 
Kömgs  Ton  Prenssen  (1861)  za  Grunde. 

')Sac]i8en8p.  Art  1.  „Tuei  svert  lit  got  in  ertrike,  to  bescermene 
^kristenheh.  Beme  payese  is  gesät  dat  geistlike,  deme  keisere  dftt 
vertlike.'«  —  Canstüutio  Ludomci  Btwari  a.  1938:  „.  .  .  declaramus, 
fiod  imperälis  dignitas  et  potestas  est  immedüUe  a  solo  Deo,  **  —  Vergl. 
Beine  deotsch.  Rechtsgescbichte,  3.  Aufl.  Stuttg.  1858.  Tbl.  n.  §.  47  u.  58. 

*)  Teitbeidigt  wird  die  religiöse  Theorie ,  besonders  mit  Beziehung  auf 
^KcfariatKche  Dogma,  in  den  oben,  S.  37  u.  38  angeführten  Schriften 
^  Ad  Hüller,  Stahl  und  y.  Krauss;  auch  mitunter  von  Franzosen, 
^LB.T.BonaId,  leMeistre,  de  la  Mennais,  Chateaubriand  etc. 
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Zweite  ünterabtheilung. 

B)  y«ii  der  ratlMalen  Begrindng  des  Staates. 

§.  41. 

Von  den  Theorien,   welche  Anspruch   darauf  machen, 

als  rationale  Begi'ündungsweisen  des  Staates  zu  gelteUi 

überhaupt:  ideale  Theorie  und  Vertragstheorie. 

I.  Die  Theorien,  welche  einen  Anspruch  darauf  machen, 
als  rationale  Theorien  über  die  Entstehung  des  Staates  za 
gelten,  abstrahiren  von  der  Beantwortung  der  Frage,  wie  und 
auf  welche  Weise  die  Staaten  historisch  entstanden  sind;  Tiel- 
mehr  suchen  sie  den  allgemein  giltigen  Grund  an- 
zugeben ,  aus  welchem  das  Bestehen  einer  obersten  Gewalt  in 
den  einzelnen  Staatsvereinen  gerechtfertigt,  d.  h.  ab 
etwas  Rechtliches  zu  betrachten  ist. 

II.  Die  beiden  Theorien,  welche  zur  Lösung  dieser  Frage 
aufgestellt  worden  sind,  stimmen  darin  tiberein,  dass  sie  d» 
Staat,  und  somit  das  Bestehen  einer  Beherrschung  als  eine 
Vernunftforderung  betrachten:  jedoch  zeigt  sich  im 
übrigen  unter  denselben  eine  wesentliche  Verschiedenheit 

III.  Nach  der  einen  Ansicht  reicht  das  Erkennen, 
d.h.  das  Bewusstsein  dieser  Vemunftfordemng  schon  T()llig 
hin  zur  Rechtfertigung  des  Staates  und  der  Beherrschung,  und 
ist  diese  somit  schon  in  dem  Begriffe  und  Wesen  des 
Staates  selbst  oder  in  dem  Staatszwecke  enthalten^). 

IV.  Nach  der  anderen  Ansicht  wird  aber  überdies  zor 
Begründung  und  Rechtfertigung  des  Staates  noch  ein  Willens- 
akt,  ein  Vertrag,  fUr  nothwendig  erachtet,  um  die  anerkannte 
Vernuuftforderuug,  dass  ein  Staat  und  eine  Staatsgewalt  existiren 
solle,  praktisch  zu  verwirklichen. 

V.  Erstere  Theorie  hat  allein  Anspruch  darauf,  als  rationale 
bezeichnet  zu  werden:  man  kann  sie  aber  auch  füglich  die 
„ideale"  Theorie  nennen,  da  hiemach  die  Rechtfertignng 
des  Staates  in  seine  vernünftige  Idee  ausschliesslich  gesetzt 


*)  Vergl.  oben  §.  22. 
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ist^.    Die  andere  Theorie  ist  man  gewohnt,  als  Vertrags- 
theorie zu  bezeichnen. 

§.42. 

Von  der  Vertragstheorie  insbesondere. 

I.  Die  Yertragstheorie  ist  ans  dem  Bestreben  hervor- 
gegangen, im  Gegensatze  der  Theorie  der  Uebermacht  nnd 
der  damit  verwandten  Theorien,  wonach  das  Individuum  stets 
der  Staatsgewalt  gegenttber  als  rechtlos  erscheint,  den  Staat 
auf  eine  solche  Weise  zu  begründen,  dass  anch  dem  Individuum 
gegenttber  von  der  Staatsgewalt  noch  unantastbare  Rechte  zu- 
ffkannt  werden  können^).  Dadurch,  dass  man  den  Rechts- 
gnmd  der  Beherrschung  in  einen  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Y  ertrag  setzt,  soll  das  Bestehen  der  Herrschaft 
Büt  der  individuellen  Freiheit  in  Einklang  gebracht  werden  ^), 
fadem  hiemach    die  Geltung   derselben   in    einem    concreten 


*)  Diese  (ideale)  Theorie  wurde  unter  den  Neueren  zuerst  Yon  Kant, 
(netaplkjsisclie  Anfangsgründe  der  Rechtsichre,  1797)  aufgestellt,  und 
der  Staat  als  gerechtfertigt  durch  das  Rechtsgesetz  erklärt  (Ebenso 
K.S.Zachari&,  40Bttcher,  Umarbeitung,  I.,  S.  61).  —  Uebrigens  war  die 
Male  Theorie  schon  dem  klassischen  Alterthume  nicht  fremd,  insbesondere 
issofern  sie  mit  der  naturphilosophischen  Theorie  übereinstimmt 
(Tei;^  §,  36w)  Diese  Theorie  wird  auch  (in  verschiedenen  Modificationen) 
VW  tllen  bedeutenderen  deutschen  Philosophen  vom  Fache  gehalten:  die 
jarätischen  Schriftsteller  haben  sich  dagegen  meistens  der  (scheinbar  mehr 
pnktischen)  Yertragstheorie  zugewandt  Nach  Hegel,  Rechtsphilo- 
sophie, §.  258,  Note,  ist  der  Staat  gerechtfertigt,  durch  „den  allge- 
aeinen  Hellen,  als  das  an  und  fftr  sich  (d.  h.  seinem  Begriffe  nach) 
Ternünftige." 

*)  Darum  begann  man  in  der  Zeit,  in  welcher  die  Yertragstheorie,  durch 
RoQsseaa  1762  neu  zugerichtet,  sich  unter  den  Massen  verbreitete,  die 
Moen  politischen  Organisationen  mit  einer  Erklärung  der  Menschenrechte, 
^ergl.  die  Unabhängigkeitserklärung  der  nordamerikanischen  Frei- 
stätten vom  4.  Juli  1776;  die  Dedaration  der  Menschenrechte  durch  die 
ftinzösische  Nationalversammlung  am  4.  August  1789;  und  die  erste 
CoBstitation  von  Frankreich  vom  3.  September  1791,  Art  1  u.  f.  —  Uebrigens 
itttte  schon  Locke  das  Eigenthum  und  die  Personalfreiheit  als  unantastbare 
Mte  snfgestellt. 

*)  Diese  Richtung  tritt  schon  bei  Hobhes  hervor.  Auch  v.  H  al  1er  kleidet 
sdetzt  die  (natürliche)  Herrschaft  der  Mächtigen  und  die  Abhängigkeit  und 
Dienstbukeit  der  Schwächeren  in  die  Form  von  unzähligen  Privatver- 
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Kreise  auf  einen  freien  und  gemeinsamen  Willensakt 
der  Individuen  (la  volonU  ginirale)  gestützt  wird'). 

n.  Uebrigens  bestehen  nnter  den  Vertheidigem  der  Ver- 
tragstheorie selbst  wieder  mancherlei  Abweichangen  in  den 
Ansichten  über  das  Wesen  des  Staatsvertrages.  Nach  Einigen 
ist  die  Eingehung  des  Staatsvertrages  etwas  rein  Willktthr- 
liebes^),  nach  Anderen  ist  sie  rechtlich  nothwendig^): 
Manche  sehen  in  dem  Staatsvertrage  einen  sog.  Urvertrag, 
d.  h.  einen  Vertrag,  der  von  den  Staatsgenossen  bei  der  ersten 
Gründung  des  Staates  ausdrücklich  oder  stillschweigend  ge- 
schlossen wurde,  und  sich  in  seiner  Wirkung  auf  die  folgenden 
Generationen  fortvererbt  ^),  Andere  dagegen  fassen  den  Staats- 
vertrag ganz  in  der  Bedeutung  eines  Privat-  oder  Partikular- 
Vertrages  auf,  welchen  jeder  Unterthan  thatsächlich  schliesst, 
und  gleichsam  jeden  'Augenblick  stillschweigend  erneuert^). 
Auch  sind  die  Anhänger  der  Theorie  der  Urverträge  darin 
nicht  einig,  ob  der  Staatsvertrag  nur  als  ein  einziger  Akt  za 
betrachten  sei,  oder  ob  nicht  in  ihm  mehrere  Momente,    wie 


trägen  ein,  wodurch  die  Schroffheit  seiner  Theorie  der  üebermacht  ge- 
mildert werden  soll. 

3)  Die  Yertragstheorie  war  längst  in  England,  Frankreich,  Holland  und 
Deutschland  (durch  Hobbea,  Bodinus,  Jvstus  BnUns  [Langttet],  Loeke^ 
Hugo  Grotius,  Sam,  de  Püfendorf  u.  A.)  bekannt  und  in  der  Schule  ver- 
breitet, als  Rousseau  (1762)  in  seinem  canirca  social  sie  in  Frankreich 
dadurch  populär  machte,  dass  er  demokratische  Consequenzen  aus  der- 
selben zog.  —  Ueber  die  Bedeutung  der  Theorie  Rousseau*s  für  die  Wissen- 
schaft sagt  Hegel,  Bechtsphilosophie,  §.  258:  „Rousseau  hat  das  Ver- 
dienst gehabt,  ein  Princip,  das  nicht  nur  seiner  Form  nach  (wie  etwa  der 
Socialitätstrieb,  die  göttliche  Autorität),  sondern  dem  Inhalte  nach  Gedanke 
ist,  und  zwar  das  Denken  selbst  ist,  nämlich  den  Willen,  als  Princip 
des  Staates  angestellt  zu  haben. '*  --  Dahlmann,  Politik,  §.  234: 
„Rousseau's  Princip  schmeichelt  den  selbstständigen  Neigungen  der  Men- 
schen durch  ein  Minimum  des  Staatszwanges.  Daher  der  stürmische  BeifiaJL" 

*)  So  z.  B.  Locke  und  Rousseau.    . 

s)  Z.  B.  Jordan,  Versuche  über  allgem.  Staatsrecht,  S.  101  u.  f. 

^)  Die  Theorie  der  Urverträge  ist  die  am  meisten  verbreitete.  Sie 
findet  sich  sowohl  bei  den  älteren  Schriftstellern  (Note  3),  als  bei  Rousseau 
und  den  meisten  deutschen  Publicisten,  wie  Scheidemantel,  Schlözer,  Fichte, 
Pölitz,  Krug,  V.  Weber,  v.  Rotteck,  Welcker,  v.  Dresch,  Jordan  u.  A. 

^  Die  Theorie  der  Privatverträge  findet  sich  am  meisten  entwickelt 
bei  V.  Haller,  in  seiner  Restauration  der  Staatswissenschaft,  und  nach 
ihm  bei  Schmalz,  deutsches  Staatsrecht,  §.  8 — 12. 
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L  fi.  an  Vereinigangs-;  Verfassangs-  nnd  Unter* 
verfangB*Vertrag  (pactum  unioniSf  p.  ordinaUanU  %.  eomr 
MiMümU  ei  p.  subjeetumU)  nntenehieden  werden  mtl8sten^). 

§.43. 
Kritik  der  Verfaragstheorie. 

L  So  leicht  fasslich  nnd  der  individuellen  Freiheit  günstig 
die  Yertragstheorie.  anch  hei  dem  ersten  Anblicke  erscheinen 
Bagy  so  hat  sie  dennoch  keinen  Ansprach  darauf ,  als  eine 
ntioiiale  Theorie  zu  gelten ,  da  sie  nicht  das  Wesen  der 
Beherrschung  rechtfertigt^),  sondern  nur  die  Form  angibt, 
ia  welcher  die  Staatsgewalt  (angeblich  bei  allen  Völkern)  zur 
praktischen  Bedeutung  gelangt. 

n.  Insofern  diese  Theorie  den  Rechtsgrund  der  Beberr- 
tthong  in  einem  wirklich  abgeschlossenen,  ausdrücklichen  oder 
skillgdiweigenden  Vertrage  erkennen  will,  kann  sie  eben  darum, 
weil  sie  sich  hiemach  auf  eine  historische  Thatsache, 
den  Vertrag,  gründet,  doch  nur  für  eine  historische  Theorie 
geaebtet  werden,  und  mag  sodann  als  solche  wohl  mitunter 
iustorische  Bedeutung  und  Giltigkeit  haben,  nämlich  da,  wo  ein 
gewisser  Staat  wirklich  durch  einen  nachweisbaren  Vertrag 
seiner  Mitglieder  zu  Stande  gekommen  ist^). 

IIL  Dem  Ansprüche  der  Vertragstheorie  auf  die  Anerkennung 
ak  eine  allgemein  giltige,  spekulative  Theorie  steht  aber  ins- 
besondere entgegen,  das  gerade  durch  die  Beziehung  auf  einen 
Y^trag  ein  solcher  Endzweck  der  Theorie,  die  Beherrschung 

*)  So  nimmt  z.  B.  Hobbes  (als  Yertheidiger  der  absoluten  Monarchie) 
BIT  einen  Unterweifnngsvertrag  an:  Ronssean  einen  Vereinigungs-  und 
Yer&ssoBgsrertrag;  t.  Rotteck  nur  einen  Yereinigungsvertrag,  Jordan 
ÖDen  YereinigongS',  Yerfassungs-  und  Unterwerfungsvertrag. 

<)  Hierzu  bedarf  es  einer  Beziehung  auf  einen  Yertrag  überhaupt  nicht 
Skbe  oben  §.  6. 

*)  Dies  gibt  selbst  zu:  Jordan,  Yers.  aber  allg.  Staatsr.  S.  101  u.  f.  105. 

^  AsiciUon,  die  Souverainetät,  S.  10.  —  Eine  grosse  Hinneigung  zur 
▼ertragsmässigen  Ordnung  der  Beherrschung  ündet  sich  von  jeher  bei 
den  germanischen  Yölkem.  Es  erklärt  sich  dies  aus  dem  volksthttm- 
^ken  Bestreben,  den  möglichen  absolutistischen  Gonsequenzen  des  von  dem 
Ftaienstande  ani^enommenen  Patrimonialprincips  (§.  89)  entgegen  zu 
^nAesL  —  Yergl.  K.  S.  Zacharift,  40  Bücher  (Umarbeitung)  L,  8.  64  u.  £ 
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absolat  za  rechtfertigen,  verfehlt  wird,  indem  hiernach  das 
Bestehen  des  Staates  nicht  als  etwas  sittlich  Nothwendiges 
und  somit  durch  sich  selbst  Gerechtfertigtes,  sondern  als  etwan 
willkührlich,  wenn  auch  gemeinsam  Gewolltes,  aufgefasst 
wird,  was  man  sonach  auch  nicht  wollen  kann^). 

rV.  Hierdurch  wird  aber  die  Geltung  aller  Staatsgewalt 
prekär  und  dauert  nur  so  lange,  als  der  Volkswille  dauert, 
der  sie  hervorrief,  welcher  aber  an  sich  veränderlich  ist,  wonach 
also  die  Revolution  zum  Principe  des  Staates  gemacht 
würde  ^),  was  in  sich  einen  Widerspruch  enthält  Dadurch, 
dass  die  Beherrschung  von  dem  Volks-Willen  abgeleitet 
wird,  wird  sie  eben  nur  wieder  von  der  Uebermacht  ab- 
geleitet, insofern  diese  thatsächlich  in  der  Masse  liegt. 

V.  Auch  wird  durch  die  Vertragstheorie  nur  insoweit  etwas 
fttr  die  individuelle  Freiheit  geleistet,  als  man  (mit  Rousseau) 
annimmt,  dass  das  Volk  den  Staatsvertrag  nur  mit  sich  selbst 
schliesst,  d.  h.  darin  das  Frincip  der  Volkssouverainetät 
aufstellt^).  Ausserdem  wUrde  durch  den  Staats  vertrag,  eben 
weil  der  Vertrag  W  i  1 1  k  ü  h  r  1  i  c  h  e  s  ist,  diese  Theorie  geradezu 
auch  eine  Entäusserung  der  Rechte  des  Individuums  und  des 
Volkes  an  den  Staatsherrscher  zur  Folge  haben  können,  und 
wirklich  ist  sie  auch  nicht  selten  sowohl  theoretisch  als  prak- 
tisch in  diesem  Sinne  aufgefasst  worden'').    Es  ist  daher  die 


*)  Hegel,  Bechtsphilosophie ,  §.  258,  naclidem  er  das  Verdienst 
Rousseau's  anerkannt  hat  (siehe  §.  42,  Note  3)  fahrt  fort:  „Mein 
indem  er  den  Willen  nur  in  hestinunter  Form  des  einzelnen  WiUens, 
nnd  den  allgemeinen  Willen,  nicht  als  das  an  und  f&r  sich  Yemflnftige 
des  Willens,  sondern  nur  als  das  Gemeinschaftliche,  das  aus  diesem 
einzelnen  Willen  als  bewusstem  hervorgehe,  fasste,  so  wird  die  Yereinigmig 
der  Einzelneu  im  Staate  zu  einem  Vertrage,  der  somit  ihre  Willkflhr, 
Meinung  und  beliebige  ausdrückliche  Einwilligung  zur  Grundlage  hat,  und 
es  folgen  die  weiteren  blos  yerständigeu  das  an  und  für  sich  seyende 
Göttliche  und  dessen  absolute  Autorität  und  Ms^estät  zerstörenden  Con- 
Sequenzen.  —  Yergl.  ebendas.  §.  75. 

B)  Im  Gebrauche  dieses  Ausdruckes  gefielen  sich  besonders  die  fran- 
zösischen Staatsmänner  seit  der  Juli-Beyolution  1830  bis  zur  Wiederher- 
BteUung  des  Kaiserthums. 

0)  Jordan,  a.  a  0.,  S.  105.  —  Dahlmann,  Politik,  §.  232.  23a 

^)  So  z.  B.  von  Hdbibea:  ebenso  schon  längst  vor  ihm  von  ülpum: 
L.  1.  Dig.  de  const  princ.  (1,  4);  siehe  oben  §.  2.  Note  3.  —  Ein  geschicht- 
liches Beispiel  siehe  oben  §.  39«  Note  11. 
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Totngsüieorie  niebt  weniger  geeignet;  der  Despotie,  als 
wie  der  Berolation  zn  dienen» 

YL  Aach  beruht  die  Lehre  vom  Staatsvertrage,  insofern 
oe  allgemein  giltig  sein  wUl,  auf  einer  durchaus  unhaltbaren 
Yoraassetznng  y  nämlich  darauf ,  dass  dem  Staate  ein  sog. 
Natarstand  (§.  10)  Torausgegangen  sei^),  und  ist  endlich 
iD  ihrem  Wesen  doch  nur  eine  (wenn  gleich  in  wohlwollender 
md  humaner  Absicht  erfundene)  Fiktion,  deren  es  aber  um 
80  weniger  bedarf,  als  das  Individuum  seinem  Begriffe  als 
nttlicfaes  Wesen  gemäss  nie  rechtlos  sein  kann  und  zur  Er- 
baltimg  der  Befugniss,  als  Rechts-Subjekt  und  in  recht- 
lichen Zaständen  zn  bestehen,  durchaus  nicht  erst  eine 
Tertragsmässige  Zusicherung  Anderer  nöthig  hat^). 

Vn.  Die  Vertheidiger  der  Vertragstheorie  lassen  ganz 
ftuaer  Acht,  dass  zu  einem  Staate  nicht  nur  Personen,  sondern 
neh  ein  physikalisches  Element,  ein  Erdverhältniss,  das  Staats- 
gebiet gehört,  welches,  so  wie  die  Ansässigkeit,  nicht  durch 
blosses  Wollen  geschaffen  werden  kann<<^).  Sie  verwechseln 
daher  Verfassung  und  Staat  Erstere  kann  möglicher 
Weise  durch  einen  Vertrag  der  Einzelnen  gemacht  werden, 
meht  aber  der  Staat. 

Vm.  Ueberhaupt  aber  ist  es  ein  Irrthum,  wenn  man  die 
gemeinsame  Anerkennung  des  Staatszweckes  durch  die 
nm  Staate  vereinigten  Individuen  als  einen  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Vertrag  bezeichnet.  Man  übersieht 
Uerbei,  dass  es  viele  Verbältnisse  gibt,  deren  Vemünftigkeit 
oder  Unvemünftigkeit ,  Rechtlichkeit  oder  Widerrechtlichkeit, 
alle  Menschen  und  Völker  anerkennen,  d.  h.  worüber  alle 
gleichmässig  denken,  ja  als  vernünftige  Wesen  gleich- 
Bissig  denken  müssen,  worüber  also  eine  allgemeine 
Uebereinstimmung  der  Ueb^rzeugung  besteht,   ohne 

I  dass  jemals  eine  Besprechung  oder  euie  gegenseitige,  als  ver- 

i  , 

*)  YetgjL  Jordan,  a.  a.  0.,  8.  100. 

*)  Widerlegongen  der  Yertragstheorie  finden  sich  bei  Thilo,  der  Staat 
Kt  Hinsicht  auf  Wesen,  Wirklichkeit  nnd  Ursprung,  sor  Entscheidung  der 
fnge,  ob  er  aof  einem  Vertrage  beruhe.  Breska  1827;  K.  S.  Zacharift, 
^Bocher  (Umarbeitung),  L,  S.  73  u.  f.;  Blnntschli,  allg.  Staatsr.  2.  Aufl. 
1S&7.  Bd.  L  8.  231  flg.;  Rauh,  Anti-contrat  social,  München  1854. 

")  Siehe  oben  §.  1.  3.  14.  15. 
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pflichtend  abgegebene  ^  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Erklämng  stattgefanden  hätte  ^<).  Sa  wenig  also  jede  allgemeuie 
oder  gemeinsame  Uebereinstimmung  ein  Vertrag  ist^ 
eben  so  wenig  ist  das,  was  an  sich  auf  allgemeine  Gütig- 
keit  Anspmch  macht,  hinsichtlich  seiner  praktischen  Gekmig 
durch  die  yorgängige  Existenz  eines  Vertrages  bedingt. 

§.44. 

Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchung,  Nothwendigkeit 

der  Unterscheidung  des  allgemeinen  Rechtsgrundes 

und  der  besonderen  geschichtlichen  Rechtstitel 

der  Herrschaft. 

I.  Das  Resultat  der  bisherigen  Untersuchung  besteht  darin, 
dass  der  Staat  (in  abstracto)  in  seiner  V  er  nun  ftigkeit  seine 
oberste  und  vollständige  Rechtfertigung  findet,  daher  denn  auch 
nur  die  ideale  Theorie  (§.  41)  allein  Anspruch  daraufmachen 
kann,  als  eine  rationale  allgemein  giltige  Begrttndungsart 
zu  gelten.  Einzelne  Staaten  sind  aber  dann  begründet,  so- 
bald in  einem  concreten  Kreise  der  Staatszweck  als  Zweck 
der  Beherrschung  anerkannt  wird,  wobei  übrigens  völlig 
gleichgiltig  ist,  durch  welches  historische  Faktum  der 
einzelne  Staat  entstanden,  d.  h.  die  Staatsidee  bei  der  in  ihm 
vereinigten  Menschenmasse  zum  Bewusstsein  gekommen 
sein  mag^).  Man  kann  dies  auch  so  ausdrücken:  der  meta- 
physische Grund  der  Giltigkeit  der  Staatsgewalt  ist  ihre 
Vernünftigkeit:  der  historische  Grund  ihrer  Geltang 
ist  ihre  Eigenschaft  als  Macht  selbst.  Die  Macht  ist  nämlich 
allein  die  historisch  vermittelnde  Thatsache,  wodurch  Ideen 
zur  praktischen  Geltung  gelangen,  und  eben  durch  die  Ver- 
bindung mit  der  Macht  wird  die  Idee  ein  Zustand  (status)^ 
d.  h.  in  der  Sinnenwelt  mit  Bewusstsein  herrschender  Gredanke. 


**)  Z.  B.  dass  man  sein  Versprechen  halten  müsse,  dass  der  Mord^  daas 
Gtowaltthat  widerrechtlich  und  unerlanht  sind,  u.  s.  w.  —  Auch  in  Bezug 
auf  physikalische  Verhältnisse  gilt  dasselbe:  wenn  z.  B.  allgemein  aaerkannt 
wird,  dass  die  Erde  rund  ist,  so  ist  sie  doch  nicht  rund  in  Folge  einer 
▼ertragsmässigen  Uebereinkunft. 

4)  Mit  dieser  Ausführung  hat  sich  jetzt  auch  übereinstinmiend  erklärt 
H.  A.  Zacharift,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  Bd.  I.  §.  17. 
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n.  Will  aber  danieh  gefragt  werden,  was  als  Rechtstitel 
4er  Herrsehaft  in  einem  bestimmten  Staate  gelten  könne  y  so 
haem  sieh  die  möglichen  geschichtlichen  Rechtsgrttnde 
nf  vier  Hanptklassen  bringen.  Es  kann  nämlich  der 
gBchiehtliche  Beehtstitel  einer  Staatsherrschaft  bemhen 

1)  anf  Autonomie  des  Volkes  selbst.  Dies  ist  immer 
der  FaD  bei  republikanischer  Staatsverfassung :  es  kann  aber 
tteh  bei  monarchischer  Verfassung  vorkommen,  wenn  z.  B. 
du  Volk  die  Errichtung ,  Beibehaltung  oder  Wiedererrichtung 
der  Monarchie  autonomisch  beschliesst,  und  durch  Wahl  eine 
Person  oder  Familie  zum  Throne  beruft,  wie  dies  mehrfach  in 
England,  Frankreich,  Schweden  und  Belgien  geschehen  ist. 

2)  Der  geschichtliche  Kechtsgrund  der  Herrschaft  kann 
laeh  beruhen  auf  der  Autonomie  des  Fttrsten,  wo  er  die 
lacht  dazu  bat,  z.  B.  ein  Eroberer,  oder  wo  ein  bisher  ab- 
aohiter  Ffirst  eine  Verfassung  octroirt,  und  in  diese  den  Rechts- 
fnmd  der  ferneren  Herrschaft  seiner  Dynastie  setzt. 

3)  Es  kann  aber  der  geschichtliche  Rechtsgrund  der  Herr- 
lehaft  auch  in  der  Anordnung  einer  höberen  Autorität 
g^mden  werden.  Hieher  gehört  nicht  nur  die  alttestamen- 
tuische  Auswahl  eines  Königs  durch  einen  Propbeten  in  gött- 
Idier  Sendung,  sondern  auch  die  Verleihung  einer  Herrschaft 
ib  Lehen  durch  einen  Lehensherm,  wie  dies  z.  B.  zur  Zeit 
des  Seiches  sogar  regelmässig  hinsichtlich  der  einzelnen  Terri- 
torien der  Fall  war,  aber  auch  sonst  nicht  selten  in  Europa 
vorkam^. 

4)  Ebenso  findet  sich  auch  der  Vertrag  als  historischer 
Kechtstitel  der  Herrschaft,  so  z.  B.  bei  Wahlmonarcbien ,  wo 
laitimter  vor  der  Wahl  erst  ein  Vertrag  ttber  die  Bedingungen 
md  die  Beschränkungen  der  Regierung,  eine  sog.  Wablkapi- 
tihtion  mit  den  wahlberechtigten  Subjekten  geschlossen  werden 
Buifiste:  desgleichen  können  auch  Verträge  zwischen  sou- 
Terainen  Staaten,  wie  Friedensschlüsse  oder  andere  Ver- 
eiibarungen  fiber  Länderabtretungen  geschichtlicbe  Rechtstitel 
einer  Herrschaft  sein. 


*)  So  z.  B.  war  das  Königreich  Neapel  längere  Zeit  päpstliches  Lehen: 
^e^giäehen  nahmen  die  deutschen  Könige  und  Kaiser  mitunter  die  Lehens- 
Wt&hkeit  über  Polen  und  Ungarn  in  Anspruch  u.  s.  w. 

Z9pfl,  SUütsreeht.  5.  Aafl.   I.  6 
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ni.  UebOTdies  können  aUe  diese  Beohtstitel  durch  die 
Unvordenklichkeit  des  Besitzstandes  selbst  ersetzt 
werden^).  Auch  können  sie  selbst  wieder  andere  (abgeleitete) 
Rechtstitel  begrttnd^,  wie  namentlich  das  Erbrecht  nnd  die 
damit  zusammenhängenden  Institationeii ,  als  Regiemngsvor- 
mnndschaft  n.  s.  w. 

§.  45. 

Folgerungen  aus  der  Vemünftigkeit  des  Staates« 
Staatsgewalt  und  Volksrechte. 

Geht  man  von  der  Betrachtung  aus,  das«  der  Staat  ein 
vernnnftnothwendiger  socialer  Znstand  für  den  Menschen 
ist,  so  ergeben  sich  von  selbst  nachstehende  Folgesätze,  welche 
zugleich  als  die  obersten  Principien  ftir  die  praktische  Da^ 
Stellung  des  Staates  erscheinen: 

I.  Der  Staat  ist  ein  durchaus  rechtlicher  Zustand, 
und  mithin  die  in  ihm  bestehende  Beherrschung  (die 
Staatsgewalt)  an  sich,  d.  h.  absolut  rechtlich. 

n.  Aus  gleichem  Grunde  können  aber  durch  dieVereimgung 
zum  Staate  die  vereinigten  Individuen  selbst  der  Staatsgewalt 
gegenüber  nicht  rechtlos  werden.  Die  Rechte,  welche  den 
Individuen  in  ihrer  Gesammtheit  der  Staatsgewalt  gegenüber 
zustehen,  heissen  Volksrechte. 

Alles  praktische  Recht  im  Staate  lOst  sich  daher  in  den 
Gegensatz  von  Staatsgewalt  und  Volksrechten  au£ 
Hiermit  ist  auch  der  Darstellung  selbst  der  Weg  vorgezeichnet 


')  Davon  unten  §.  75. 
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Vierter  Abschnitt 

Tm  4er  Stutsgewalt  iii  itm  S^mrtnim. 

§.  46. 
Idee  und  Begriff  der  Staatsgewalt^). 

I.  Die  Staatsgewalt  ist  ihrer  Idee  nach  der  im  Staate 
herrschende  Wille,  d.  h.  der  an  sich  vemünftigey  auf  die 
lireicbimg  des  Staatszweckes  gerichtete  Wille,  der  mit  der 
tofliwendigen  äasseren  Macht  zu  seiner  praktischen  Geltung 
iQBgerfistet  ist  2). 

n.  Objektiv  aufgefasst,  ist  die  Staatsgewalt  der  In- 
begriff der  dem  Staatsherrscher  als  solchem  zustehenden 
Segierangs-  oder  sog.  Hoheits-Rechte:  subjektiv,  d.h. 
als  Prädikat  eines  Subjektes  betrachtet,  erscheint  sie  ds  der 
tvstand  der  Innehabung  der  Hoheitsrechte  (exerdtium  aive 
ftati-possesdo  juris  imperandi)  in  einem  beslimmten  Staats- 
gebiete and  somit  auch  als  das  Recht  des  herrschenden  Snb- 
jAtes,  in  dem  Sinne,  wie  jeder  Besitz,  über  welchem  nichts 
Höheres  gedacht  werden  kann,  als  ein  Recht  wirkt.  In  dieser 
h^zteren  Beziehung  wird  die  Staatsgewalt  vorzugsweise 
Souerainetät'),  suprema  potestcu,  genannt. 


*)  Maarenbrecher,  GrandslUze,  §.  29.  —  H.  A.  Zacharift,  deni- 
K^  Staatsrecht,  2.  Aufl.  18&3,  §.  14  —  F.  Ancillon,  Ton  der  Souve- 
nioetit,  1815.  —  K.  S.  Zacharift,  40  Bücher  (Umarbeitung),  L,  S.  82  u.  f. 
-BUntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  1857.  Bd.  H.  S.  1  flg.  _ 
JHeld,  System  des  Verfassungsrechtes  (1856),  Bd.  I,  S.  233  flg. 

*)  In  dieser  Weise,  als  ein  vermögender  Wille,  fljidet  sich  die  Staats- 
piik  namentlich  bei  Hegel  und  K.  S.  Zachariä  aofgefasst  —  Die 
^enduedenheit  dieser  Aufhssung  von  der  vclonU  g6n/6rale  Roussean's, 
^  BOT  arithmetisches  Produkt  der  einzelnen  Willen  im  Staate  ist,  erhellt 
^  idbst  —  VergL  oben  §.  42  u.  43. 

^  Zuerst  findet  sich  der  Ausdruck,  SowoeraineUy  im  franiösisdien 
^"iwf  des  westphAfischen  Friedens,  Art  8,  jedoch  hier  in  Bezug  auf  die 
Stadien  Reichsl&rsten ,  als  Bezeichnung  der  ihnen  zustandigen  Hohdts- 

6* 
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§.  47. 

Von  dem  Gegensatze   der  Macht  und  der  Herrschaft 
im  BegriflFe  der  Staatsgewalt,     Autoritäts-  und 

Majoritätsprincip. 

I.  Versteht  man  unter  Macht  im  allgemeinen  eine  Kraft, 
insofern  sie  einer  anderen  Kraft  überlegen  ist,  so  ist  in  diesem 
Sinne  ein  jeder  Staat  eine  Macht,  d.h.  er  besitzt  als  Gemein- 
wesen Kräfte,  durch  welche  er  dem  Einzelnen  tiberlegen  ist*). 
Die  Staatsmacht  ist  daher  der  Inbegriff  aller  im  Staate 
liegenden  Vermögen  oder  das  C  oll  atiy- Vermögen  des  ganzen 
Staates  als  (jemeinwesen. 

n.  Verschieden  von  der  Macht,  welche  sonach  die 
materielle  oder  objektive  Seite  im  Begriffe  der  Staats- 
gewalt bildet,  ist  aber  die  Herrschaft,  welche  im  Gregensatze 
hiervon  die  subjektive  Seite  der  Staatsgewalt  ausmacht 

ni.  Das  Wesen  der  Herrschaft  besteht  in  dem  Ver- 
mögen, über  die  Staatsmacht  zu  verfügen. 

IV.  Dieses  Vermögen  kann  nur  bei  einem  willensfähigen 
Subjekte  sein,  und  dieses  Subjekt  ist  entweder  eine  Autorität 
oder  eine  Majorität. 

V.  Das  erstere  ist  der  Fall,  wenn  das  herrschende 
Subjekt  den  Rechtsgrund  seiner  Herrschaft  in  sich  selbst  (in 
seinem  göttlichen  Berufe)  findet,  d.  h.  die  Anerkennung  seines 
flerrscherrechtes  überhaupt  wegen  einer  von  dem  Volks  willen 
unabhängigen  Thatsache  fordert  und  den  Inhalt  seiner  Ver- 
fügungen aus  seinem  eigenen  Willen  schöpft^);  das  andere 

rechte  (gleichsam  als  Umschreibung  ihrer  Landeshoheit).  „Que  toos 
les  princes  et  Estats  en  g^n^ral  et  en  particulier  seront  maintenus  dans 
tous  les  autres  droits  de  souverainet^ ,  qui  leur  appartiennent  **  Gregen- 
wärtig  begreift  man  unter  Soüverainetät  nur  eine  durchaus  von  einer  höheren 
Gewalt  unabhängige  Staatsgewalt,  im  Gegensatze  der  Unterordnung«  in 
welcher  sich  früher  die  deutschen  Landesherren  zu  Kaiser  und  Reich  be- 
fiemden.  —  Yergl.  Jul.  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  Bd.  L 
S.  233  flg. 

^)  Im  Völkerrecht  nennt  man  nur  jene  Staaten  „Mächte*',  welche 
anderen  Staaten  überlegen  sind. 

*)  Das  Wesen  aller  Autorität  liegt  im  Selbsterschaffen,  SelbBterdenken 
und  Selbstgebieten.    £ine  Autorität  ist  daher  eine  Persönlichkeit, 
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ü  der  FaD,  wo  in  fornangelung  einer  Antoritftt  die  grössere 
lopfiahl  sich  an  deren  Stelle  setzt  und  ans  der  Thatsacbe 
liBB  niimerisehen  Verhältnisses  den  Rechtsgmnd  ihrer  Herr- 
iduft  fiber  die  Minderzahl  ableitet 

§.  48. 
Verhältiiiss  des  Autorltäts-  imd  Majoritäts  -  Princips. 

I.  Alle  Autorität  beruht  auf  Intelligenz,  d.  h.  auf 
IBBtiger  Ueberlegenheit  und  sittlicher  Grösse ,  also  auf  einem 
fesetze  des  Geistes:  alle  Majorität  beruht  dagegen  auf 
mm  Naturgesetze,  d.  b.  auf  der  Thatsache  der  phy- 
nehcD  Ueberlegenheit  der  Masse  tiber  den  Einzelnen  <). 

n.  Die  Herrschaft  der  Autorität,  das  sog.  Autoritäts- 
friiicip,  wurzelt  in  der  natflrlichen  Regierungsbedttrf- 
tigkeit  der  Massen:  es  grflndet  sich  auf  die  erfahrungsmässige 
Thatsache,  dass  die  Stärke  der  geistigen  (intellektuellen  und 
ftonlifichen)  Eigenschaften  weder  durch  die  Kopfzahl  bedingt 
iit,  Doch  mit  ihr  yerhältnissmäsRig  zunimmt,  sondern  dass  viel- 
adir  grosse  inteUektuelle  und  moralische  Eigenschaften  immer 
nr  eine  Auszeichnung  Weniger  oder  Einzelner  sind. 

ni.  Das  Majoritätsprincip  geht  von  der  Selbst- 
tegierungsfähigkeit  der  Masse  ans  und  setzt  also  eine 
intliBchnittiich  gleiche  Intelligenz  und  Sittlichkeit  aller 
ToibUassen  oder  doch  der  Mehrheit  des  Volkes  yoraus. 
b  stfltzt  sich  auf  die  ebenfalls  erfahrungsmässige  Thatsache, 
i»  die  Macht  an  sich  bei  der  Menge  im  Verhältniss  zur 
MiBderzahl  ist,  und  dass  daher  die  Masse  herrscht,  so  wie  sie 
inr herrschen  will,  d.h.  zu  einem  gemeinsamen  Gedanken 
«ler  EutBchlnsse  gelangt. 

IV.  Das  Antoritätsprincip  liegt  stets  der  absoluten 
Xonarehie,  das  Majoritätsprincip  den  Republiken 
a  Grande. 


^  acfa  durch  ihre  Intelligenz,  ihre  geistige  Fähigkeit  und  innere  Bedeutang 
^  deren  Aeosaerung  Anerkennung  verschafft 

*)▼.  Botteck,  Lehrb.  des  Vernunftrechtes,  IL  §.  18,  hat  das  Natur- 
pseb  gioz  richtig  erkannt:  er  irrt  jedoch  darin,  wenn  er,  so  wie  die 
•«enwg. liberalen  politischen  SrhriftsteUer  das  Antoritätsprincip 
^  durch  dieses  Naturgesetz  völüg  ausgeschlossen  betrachtet. 
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V.  Das  Antoritätsprincip  steht  nnd  fällt  mit  dem 
Glauben  an  die  Herrschertttchtigkeit  des  Snbjektes^  welches 
mit  der  Autorität  bekleidet  ist.  Die  Gefahr,  die  dem  Anto- 
ritätsprincip droht  nnd  es  erschüttern  kann,  liegt  in  ihm 
selbst,  da  der  Träger  der  Autorität,  persönlich  betrachtet, 
der  Masse  gegenüber  stets  der  Schwächste,  und  nur  so 
lange,  als  die  Masse  seine  Autorität  anerkennt  und  ihm  gehorcht, 
der  Stärkste,  also  wirklich  mächtig  ist. 

VI.  Aber  auch  das  Majoritätsprincip  trägt  seme 
Gefahr  und  den  Keim  seines  Unterganges  in  sich  selbst; 
denn  eine  Majorität  enthält,  an  sich  betrachtet,  keine  Bürg- 
schaft ftir  ihre  Vemünftigkeit  oder  dafür,  dass  sie  Recht  hat, 
wenn  sie  Recht  macht:  überdies  ist  sie  ihrem  Charakter  ah 
Massenherrschaft  gemäss,  nur  dann  von  Bedeutung  und 
Achtung  gebietend,  wenn  sie  selbst  sehr  gross,  und  in 
dieser  Grösse  beständig,  die  anders  denkende  Minderheit 
aber  sehr  klein  ist^).  Ueberdies  leidet  das  Majoritätsprincip 
aber  regelmässig  an  einer  inneren  Unwahrheit,  da  seine 
Voraussetzung,  die  gleiche  Tüchtigkeit  aller  Volks- 
klassen, in  der  Wirklichkeit,  abgesehen  von  ganz  kleinen 
Staaten  mit  sehr  einfachen  Verhältnissen,  nie  vorhanden  ist 
Die  weit  aus  überwiegende  Mehrzahl  ist  nämlich  entweder  von 
Haus  aus  politisch  unthätig  (passiv),  oder  doch  politisch 
untüchtig  und  nicht  urtheilsfähig,  und  folgt  daher  nur  dem 
Anstosse,  welchen  sie  von  einzelnen  Wortführern  (Demagogen) 
erhält,  die  den  augenblicklichen  Neigungen  des  Volkes  schmeiehebi 
und  seine  Leidenschaften  aufstacheln  und  eben  dadurch  dem 
Volke  Autoritäten  werden,  dass  sie  es  für  ihre  subjek- 
tiven Ansichten  zu  gewinnen  und  zu  stimmen  wissen. 

VII.  Sonach  ergibt  sich,  dass  die  Autorität  der  Majo- 
rität nicht  entbehren  kann  und  sie  ftir  sich  gewinnen  und  in. 
Uebereinstimmung  der  Ansichten  mit  sich  erhalten  muss^  wenn 


*)  Wo  und  soweit  eine  Verfassung  auf  dem  Ms^orit&tsprincip  beniht, 
hat  die  Minorität  nicht  nur  den  Trieb,  sondern  auch  das  Recht,  Migoriil 
zu  werden,  d.  h.  sich  zu  dieser  emporzuarbeiten.  Dies  drückt  man  im 
parlamentarischen  Leben  auch  so  aus:  „der  Majorität  gehört  die  Be- 
schlussfassung, derMinorität  die  Debatte/*  —  Davon,  dass  kleine 
Majoritäten  kein  moralisches  Gewicht  haben,  liefert  die  Geschichle 
aller  parlamentarischen  Verhandlungen  täglich  die  schlagendsten 
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läi  aif  die  Dauer  bestehoi  will')|  und  amgdcdurt  ksui  die 
Jlhjoritit  der  Autorität  nicht  entbehren^  nnd  bhuw  eine 
ariek,  wen  sie  keine  vorfindet ,  ans  eich  aelbst  erzengen, 
4  k  oe  in  ihren  eigenen  Wortflihreni  anchen,  wdl  sie  in 
knier  anderen  Weise  znm  Bewusstsein  nnd  Ansdmck  eines 
fiedankess  oder  Grundsatzes  kommen  kann.  Daher  macht 
mk  im  geschichtlichen  Verlaufe  des  Staatslebens  bald  eine 
Keigug  zum  Antoritätspmcipey  bald  zum  Majoritätsprincipe 
kmeiUieh,  je  nachdem  die  Schwächen  des  einen  oder  des 
iaadfiren  eme  Zeit  Ung  vorzugsweise  empfunden  worden  sind. 
ifiie  Aufgabe  der  Politik  ist  es  aber,  das  Richtige,  was  in 
i  jedem  dieser  beiden  Principien  liegt ,  auszuscheiden  nnd  ihren 
I  fiegensatz  auszugleichen.  Dies  ist  das  Ziel,  welches  insbesondere 
duth  die  beschränkte  Monarchie  zu  erreichen  gesucht  wird. 

§.49. 
Rechtlicher  Charakter  der  Staatsgewalt*). 

L  Fasst  man  die  Staatsgewalt  als  das  Herrscherrecht  über 
aOe  im  Staate  liegenden  Vermögen  und  Kräfte  auf  (§.  47),  so 
«gibt  sich  von  selbst,  dass  es  im  Staate  keine  höhere 
Bemdt  geben  kann,  lüs  die  Staatsgewalt 

EL  Eben  darum,  weil  sie  die  höchste  Gewalt  im  Staate 
kj  ist  sie  aach  eine  absolute  Gewalt  im  philosophischen 
ftme,  wonach  jede  Gewalt  so  bezeichnet  werden  kann,  welche 
in  obersten  Grund  ihrer  Geltung  in  ihrer  Vemtlnftigkeit, 


')  Jeder  Begienmg,  auch  wenn  sie  auf  dem  Autoritfttsprincip 
Mbt,  mon  daran  gelegen  sein,  die  Massen  sich  ergeben  und  z nfried e n 
n  flritthen,  weil  hierdurch  der  freiwillige  Gehorsam  bedingt  ist,  der 
Ir  jade  Begiemng  den  höchsten  Werth  hat 

*)  Msarenbrecher,  Grunds&tze,  §.  30.  —  K  S.  Zacharift, 
tf  Bächer  (Umarbeitung)  I.,  S.  88  u.  f.  —  Schmitthenner,  12  Bücher 
v«B  Staate,  Bd.  3,  S.  284.  —  J.  Held,  System  des  Yerf.-Rs.,  S.  305  flg.  — 
^  gut  hat  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  L,  §.  19,  gegen  die 
^•(Uidie  Annahme  beaierkt,  daas  Eigenschaften,  welche  nur  Gott  ku- 
^Bnmen,  wie  Unfehlbarkeit,  Allgegenwart  nnd  dergl.  der  Staatsgewalt  nicht 
"bannen  kennen;  nicht  richtig  ist  es  aber,  wenn  er  die  persönlichen 
^bnte,  weiche  dem  Subjekte  der  Staatsgewalt  wegen  deren  Innehabung 
akonmen,  wie  UnTeraotwortlichkeit  und  Heiligkeit,  au  den  Eigenschaften 
^  Staatsgewalt  selbst  rechnet 
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also  in  sich  selbst  trägt.  Hiermit  ist  aber  keineswegs  gesagt, 
dass  die  Staatsgewalt  ancb  im  politischen  Sinne,  d.  h.  hinsichüieh 
des  Umfanges  ihrer  Thätigkeit  eine  absolute,  d.  h. 
anbeschränkte  und  willktthrlich  zu  gebrauchende  Gewalt  sei  ^. 
in.  Die  Staatsgewalt  ist  femer  als  höchste  Gewalt  anch 
nnwiderstehlich  in  dem  Sinne,  dass,  wenn  es  irgendeiner 
Macht  gelingen  würde,  der  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt 
innerhalb  ihrer  Sphäre  mit  Erfolg  einen  von  ihr  nicht 
überwindlichen  Widerstand  entgegenzusetzen,  damit  die  Staats- 
gewalt selbst  yernichtet  und  aufgehoben  wäre. 

IV.  Als  höchste  Gewalt  ist  die  Staatsgewalt  der  Theorie 
nach  auch  inappellabel:  in  der  Praxis  hat  jedoch  die 
Bttcksicht  darauf,  dass  die  Staatsgewalt  nur  durch  vielerlei 
Organe  handeln  kann,  überall  zu  einer  Abstufung  ihres 
Organismus  geführt,  so  dass  eine  Berufung  von  den  Erlassen 
der  niederen  an  die  höheren  Instanzen  zugelassen  wird.  Des- 
gleichen hat  die  Rücksicht  darauf,  dass  Bechtsverletznngen  im 
Staate  an  sich  nicht  stattfinden  sollen  (§.  45)  und  dass  auch 
die  höchste  Gewalt  vernünftigerweise  nie  eine  Rechtsverletzung 
beabsichtigen  kann,  in  den  meisten  Staaten  dahin  geführt,  Ein- 
richtungen zu  trefifen,  wonach,  wenn  nicht  über  die  Zweck- 
mässigkeit, sondern  über  die  Rechtlichkeit  der  Handlungen 
der  Staatsgewalt  gestritten  wird,  ein  Verfahren  vor  den 
Gerichten  stattfinden  kann^). 

V.  Wegen  der  Einheit  ihres  Zweckes  und  ihrem  Begriffe 
als  höchste  Gewalt  zufolge  ist  die  Staatsgewalt  endlich  auch 
ihrem  Wesen  nach  eine  untheilbare  Gewalt^).  Etwas 
Anderes  ist  die  Theilung  der  Arbeiten  der  Staatsgewalt  unter 
verschiedene  Organe,  Es  ist  daher  ein  Missverständniss ,  von 
einer  eigentlichen  Theilung  der  Staatsgewalt  selbst  eine  Sicherung 
der  Freiheit  und  Gerechtigkeit  zu  erwarten.  Ueberdies  wäre 
eine  äussere  Darstellung  derselben  nur  im  Gebiete  der  nie* 


*)  Siehe  unten  §.  52. 

')  Das  Weitere  siehe  unten  bei  der  Darstellung  der  Lehre  von  der 
Competenz  der  Gerichte,  §.  449  flg. 

*)  TacU.  Annal.  I.  6.  „Ea  est  conditio  imperandi,  ut  non  aSter  ratio 
constet,  quam  si  uni  reddatur.'*  —  Für  die  deutschen  monarchischen  BundeB- 
Staaten  ist  die  Untheilbarkeit  der  Staatsgewalt  positi?  in  der  Wiener 
Schlussakte  vom  15.  Mai  1820,  art  57  ausgesprochen.    Siehe  unten  §.  334. 
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deren  Politik  mOglich:  im  Gebiete  der  höheren  Politik 
■t  Iberiianpt  damit  nichts  aasznrichten  ^). 

§.  50. 
Von  der  I^ebertragung  der  Staatsgewalt. 

L  Die  Machte  als  die  Tbatsache  der  Überlegenen  Kraft 
(§.47),  ist  ihrer  Katnr  nach  nnveränsserlich:  dämm  kann 
oe  anch  gar  nicht  an  ein  Subjekt  übertragen  werden,  son- 
dern sie  bleibt,  als  physische  Kraft  betrachtet,  stets  bei  der 
Kasse,  resp.  bei  dem  schlagfertigen  nnd  kampfgerttsteten  Theile 
des  Volkes,  als  moralische  Kraft  aber  bleibt  sie  stets  bei 
dem  oder  den  Subjekten,  welche  die  geistige  Ueberlegenheit, 
d.  h.  die  höhere  Intelligenz  nnd  Willenskraft  besitzen. 

IL  Mit  dieser  höheren  Intelligenz  nnd  Willenskraft  ist 
aber  anch  die  Möglichkeit  der  Verfügung,  d.h.  dieHerrschaft 
(mpmvfn)  Über  die  physische  Macht  (die  Massen)  von  selbst 
gegeben,  da  in  der  Masse  das  Bedttrfniss  und  eben  darum 
sneh  die  Fähigkeit  der  Anerkennung  der  Intelligenz  und 
WiQeDskraft  in  den  begabten  Subjekten  liegt. 

in.  Diese  Verfügung  über  die  physische  Macht  nnd 
Ae  niederen  Intelligenzen,  welche  das  Wesen  der  Herrschaft 
bfldet,  ist  aber  auch  alles  und  allein  das,  was  bei  einem 
intelligenten  Subjekte  sein  kann  <) ,  so  wie  umgekehrt  keine 
Staatsform  ohne  das  Bestehen  einer  solchen  Verftlgung,  d.  h. 
Hen^haft,  gedacht  werden  kann. 

IV.  Was  nun  aber  den  Grund  der  Zuständigkeit  der 
Herrschaft  anbelangt,  so  ist  es  eine  sehr  häufige  Behauptung, 
dasB  die  Staatsgewalt  eine  dem  regierenden  Subjekte  vom 
Volke  übertragene  Gewalt  sei. 

V.  Insofern  diese  Behauptung  auf  allgemeine  Giltigkeit 
in  allen  Staaten   und   Staatsformen  Anspruch   machen   will, 


<)  Julius  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861.  8.  182. 185. 193. 

*)  Im  Jahre  1525  schrieb  Johannvon  Schwarzenberg  an  seinen 
S^  Friedrich:  „Und  handel  genetich  mit  den  leuten  ...  So  du  die 
^  in  fiesen  lenften  dir  hessig  machest,  wurde  *dir  grossen  Nachtheil 
kiiigen  und  du  kanst  nit  yderman  allein  erschlagen.  Dis  verstee 
ialtesten.**  Siehe  diesen  Brief  in  meinen  Alterthttmem  des  deutschen 
Itächs  and  Rechts,  1860.  Bd.  U.  S.  436  flg. 
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stellt  sie  sich  als  eine  Folgerung  aus  der  Vertragstheorie  (§.  43) 
dar,  und  fällt  daher  von  selbst  mit  dem  Nachwdse  der  Un- 
richtigkeit dieser  Theorie  (§.  43).  Wer  jede  bestehende  Staats- 
gewalt als  auf  einer  Uebertragang  durch  das  Volk  beruhend 
betrachten  wollte,  würde  sich  theils  eine  historische  Unrichtig- 
keit zu  Schulden  kommen  lassen  ^),  theils  sich  genöthigt  sehen, 
zu  gehaltlosen  Fiktionen  zu  greifen^),  um  die  Geltung  einer 
Herrschaft  als  Staatsgewalt  da  zu  erklären,  wo  sie  erweislich 
ohne  solche  Uebertragung  durch  das  Volk  entstanden  ist*). 

VI.  Ueberhaupt  aber  ist  auch  die  Frage  nach  der  Uebe^ 
tragung  der  Staatsgewalt  keine  Frage  der  Spekulation,  sondern 
nur  der  Geschichte,  und  hat  überdies  als  solche  nur  für 
die  monarchische  Staatsform  Bedeutung:  d.  h.  es  kann 
wohl  die  monarchische  Souverainetät  einem  gewissen  Staate^ 
wie  dermal  in  England,  Frankreich  und  Belgien,  auf  einer 
Uebertragung  durch  das  Volk  beruhen,  es  ist  dies  aber 
keine  principielle  NothwendigkeiL 

Vn.  In  den  Republiken  kann  dagegen,  da  diese  auf 
dem  Principe  der  Volkssouverainetät  beruhen,  ohnehm 
nur  von  einer  Uebertragung  der  Ausübung  der  Staatsgewalt 
an  Beamte  im  Namen  des  souverainen  Volkes,  nicht  aber  von 
einer  Uebertragung  der  Souverainetät  selbst  die  Sede 
sein,  weU  letztere  vom  Volke  als  mit  seinem  Dasein  als  Republik 
von  selbst  gegeben  und  ihm  unmittelbar  zuständig  betrachtet 
wild. 

Vin.  Offenbar  sind  die  Vertheidiger  der  Meinung,  dafls 
die  Staatsgewalt  in  den  monarchischen  Staaten  allgemein 
als  dem  Staatsherrscher  durch  das  Volk  übertragen  betraehtet 
werden  müsse,  in  der  Meinung  befangen,  dass  einestheils  nur 
durch  eine  solche  Fiktion  dem  Volke  Rechte  gegenüber  vom 
Staatsherrscher  erhalten  werden  könnten,  andemtheils  aber 
kein  Subjekt  auf  andere  Weise  einen  vom  Volke  anzuerkennen- 


s)  Nicht  jeder  Staatsform  ist  eine  Demokratie  oder  Yolkssoayerunet&t 
vorhergegangen ;  im  GegentheUe  tritt  historisch  erweislich  die  republikanische 
Verfassung  meistens  nur  erst  später  nach  dem  Sturze  ausglich  monarchisdier 
Yerfiusungen  hervor.    * 

')  Z.  B.  nachfolgende  stillschweigende  Genehmigung  des  Volkes  u.  s.  w. 

*)  Z.  B.  da,  wo  in  Folge  einer  Eroberung  oder  eines  Friedensschlossei 
ein  Landstrich  an  einen  neuen  Herrscher  übergeht 
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dn  Beebtstilel  rar  Hetrschaft  erlangen  könne  ^  and  daher  die 
Uebertngmig  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  inindesteDS 
fiBgirt  werden  mflsae. 

IX.  Eine  Biriehe  Fiktion  ift  aber  in  ersterer  Beziehung 
guB  «nnäthig:  die  Keehte  und  Pflichten  des  Staatahermchera 
nd  des  Volke»  bleiben  stets  dieselben ,  wie  auch  immer  die 
Hemehaft  geschiehffich  entstanden  sein  mag  (§.  45). 

X.  In  xweiter  Beziehnng  ist  aber  diese  Fiktion  eben- 
lalis  bedentnngsloS;  weil  nnn  einmal  die  geschichtliche  Ent- 
wifikelinig  des  dtaatslebens  bei  den  enropttischen  Völkern  anch 
£e  Anerkennimg  anderer  Rechtstitel  znr  Herrschaft ,  die  vom 
Volkswillen  ganz  unabhängig  sind,  festgestellt  hat  (§.  44)^). 

§.  51. 
Von  der  Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt. 

L  So  wie  die  Vertragstheorie  hauptsächlich  ans  dem 
Bestreben  hervorgegangen  ist,  am  die  (aOerdings  durchaus 
mirichiige)  Ansicht  zu  bekämpfen,  als  ob  das  Volk  dem  Staats- 
heiTScher  gegenüber  rechtlos  wäre,  und  so  wie  man  desshalb 
glaabte,  seine  Zuflucht  zu  der  Fiktion  nehmen  zu  mttssen, 
ds88  aUe  Staatsgewalt  dem  Souverain  vom  Volke  unter  Vor- 
behalt seiner  Rechte  übertragen  sei  (§.  50),  so  musste  man 
bei  consequenter  Entwickelung  der  Vertragstheorie  auch  dahin 
gebmgen,  dem  Volke  das  Recht  beizulegen,  die  Staatsgewalt 
dem  Hemicher  wieder  zu  entziehen,  d.  h.  dieselbe  wie  ein 
Mandat  oder  Depositum  zu  widerrufen,  wo  sie  auf  eine 
dem  Volkswillen  missfällige  Art  ausgeübt  werde.  Es  lässt 
sieh  sogar  nicht  verkennen,  dass  die  Vertragstheorie  haupt- 
säehlich  zu  dem  Zwecke  aufgebracht  wurde,  um  die  Wider  ruf - 
liehkeit  der  Staatsgewalt  aus  einem  (angeblich)  allgemeinen 
Principe  ableiten  zu  kOnnen.  Ueberzeugt  man  sich  aber  von 
der  Unrichtigkeit  obiger  Voraussetzungen,  so  hat  man  sofort 
anch  gegen  die  Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt  entschieden. 


^)  Anerkennung  ist  Bewnsstsein  von  dem,  was  wirklich  Gel- 
tendes ist,  und  daher  ihrem  Begriffe  nach  gleichgütig,  ob  sie  freiwillig 
oder  unfreiwillig  und  mit  Widerstreben  geschieht 
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II.  Wer  die  Widerrnflichkeit  der  Staatsgewalt  bebaaiitot, 
huldigt,  vielleicht  ohne  sich  dessen  selbst  bewasst  zu  sein^ 
der  Theorie  Rousseau's  tlber  die  Volkssouverainetäty  nnd 
verwechselt  den  Staatsherrscher  mit  dem  Beamten  einer  Re- 
publik, welchem  die  Austtbung  der  exekutiven  Gewalt  vom 
souverainen  Volke  als  ein  Amt  übertragen  ist.  Jedoch  hat 
die  unvermeidliche  fitlcksicht  auf  die  unentbehrliche  Stätigkeit 
der  Staatsverwaltung  sogar  in  allen  Bepubliken  dahin  gefiihrt, 
dass  mindestens  der  erste  Vollzugsbeamte  ftlr  eine  bestimmte 
Zahl  von  Jahren  ernannt  wird,  innerhalb  deren  seine  Amts- 
ftihrung  vom  Volke  nicht  willkührlich  widerrufen  werden 
darf^.  Von  einem  Widerrufen  der  Souverainet&t  des 
Volkes  selbst  ist  nach  der  Natur  der  Sache  bei  der 
republikanischen  Staatsform,  so  lange  die  Republik  besteht^ 
an  sich  nicht  die  Rede :  das  A  u  f g  e  b  e  n  der  Volkssouverainetät 
fallt  hier  mit  dem  Wechsel  der  Staatsform,  d.  L  mit  dem 
Uebergang  in  die  monarchische  Staatsform  in  Eines  zusanunen. 

III.  Aber  auch  in  den  Monarchien,  welche  mehr  oder 
minder  auf  dem  Autoritätsprincipe  (§.47)  beruhen,  d.  h 
in  welchen  der  Souverain  sein  Herrscherrecht  nicht  vom  Volks- 
willen ableitet,  kann  von  einer  Widerruflichkeit  der 
Staatsgewalt  nicht  die  Rede  sein,  da  derjenige,  der  nichts 
gegeben  oder  tibertragen  hat,  überhaupt  nichts  widerrufen 
kann.  Hier  kann  nur  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  und 
wie  weit  und  unter  welchen  Voraussetzungen  ein  Volk  seinem 
Fürsten  den  Gehorsam  verweigern,  Widerstand  leisten  oder 
etwa  sogar  zur  Revolution  schreiten  dürfe,  wovon  an  einem 
anderen  Orte  zu  handeln  ist^).  Sehr  häufig  hat  man  aber  diese 
Frage,  welche  wesentlich  eine  andere  ist,  als  die  nach  der 
Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt,  mit  dieser  verwechselt 

IV.  Auch  da,  wo  das  Volk  eine  Dynastie  auf  den  Thron 
beruft,  geschieht  die  Berufung  regelmässig  unwiderruflich. 

V.  Nur  bei  Wahlmonarchien  findet  man  mitunter, 
dass  das  wahlberechtigte  Gollegium  auch  die  Befugniss  in 
Anspruch  nimmt,  den  gewählten  Fürsten  wieder  abzusetzen, 


*)  Die  Verfassung  von  Nordamerika  Art  IL  §.  1,  setzt  die  Amtsdauer 
des  Präsidenten  auf  4  Jahre  fest 
«)  Siehe  unten  §.  280.  283. 
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«emi    er    naeh   der    MeiBimg    des   Wahlcollegs   den   Wahl- 
Minguiigai  nieht  naehkonunf). 

VL  In  fthnlicber  Weise  findet  man  bei  lebnbaren 
Stuten  ein  Becbt  des  Lebensberrn  anerkannt ,  den  belebnten 
Fanten  der  Begierong  zn  ents^zen,  wenn  er  sieb  eine  Felonie, 
d  h.  eine  Verletzung  der  Lebenstreue  zu  Schulden  kommen 

§.  52. 
Xatürliche  Begränzung  der  Staatsgewalt^), 

L  Daraus,  dass  die  Staatsgewalt  die  höchste  Gewalt  im 
Staate  ist,  folgt  aber  nicht,  dass  sie  eine  schrankenlose 
Gewalt  sei.  Vielmehr  ist  ihr  Umfang  durch  ihren  Begriff 
ab  yernünftige  und  rechtliche  Gewalt  selbst  begränzt^), 
and  demzufolge  sind  ihr  natürliche  Gränzen  durch  den 
Zweck  des  Staates  selbst  gesetzt^). 

IL  Man  kann  dies  auch  so  ausdrücken:  die  natürlichen 
Gfinzen  der  Staatsgewalt  sind  ihre  Pflichten^);  oder  auch: 
die  natfirliche  Gränze  der  Staatsgewalt  ist  die  Freiheit  des 
Indiridnnms^),  was  man  auch  sonst  die  Menschenrechte  und 
m  Bezug  auf  die  Gesammtheit  der  Staatsbevölkerung  die 
Volks  rechte  (§.  45)  zu  nennen  pflegt. 

nL  Hiermit  ist  auch  die  Freiheit  aller  Arten  von  Ver- 
bindungen oder  Genossenschaften,  welche  besondere,  von  dem 


3)  So  z.  B.  im  deatochen  Reiche  zur  Zeit  des  Kaisers  Heinrich  IV. ; 
fCigL  meine  deutsche  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  ThJ.  II.  §.  46. 
Xote  13.  S.  464;  in  den  späu^ren  Zeiten  (seit  dem  16.  Jahrhundert)  wurde 
dies  aber  nicht  mehr  als  praktisch  anerkannt    Vergl.  unten  §.  87. 

<)  Es  folgt  dies  aus  der  Eigenthttmlichkeit  des  Lehensverhältnisses. 

0  Maurenbrecher,  Grundsätze,  §.39.  —  Weiss,  deutsches  Staats- 
ledit,  §.  255.  —  Stahl,  Rechtsphilosophie,  Bd.  2,  Abth.  2,  S.  110.  — 
W.  T.  Humboldt,  Ideen  zu  einem  Versuch  die  Oränzen  der  Wirksamkeit 
ka  Staates  zu  bestimmen,  Berlin  1851.  —  H.  Bischof,  das  Nothrecht  der 
Suatsgewah,  Giessen  1860.  §.  44  (im  Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des 
iealadien  Bandes,  Bd.  III.  Heft  3). 

<)  Dies  tlbersieht  Wippermann,  Beitr.,  S.  60. 119,  und  gelangt  dadurch 
rar  Behauptung,  dass  die  Staatsgewalt  gar  keine  bestimmten  Gränzen  habe. 

*)  Das  Weitere  siehe  unten  §.  432  bei  der  Lehre  von  der  gesetzgeben- 
de&  Gewalt. 

«)  Siehe  oben  §.  20.  Note  1. 

*)  Siehe  oben  §.  6  u.  §.  29.  IV. 
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StaatszwMk  zwar  rereciiiedene ,  sber  denuelbeii  niciit  wider- 
streitende Zwecke  verfolgen,  iimei^alb  des  hjerduch  bettÖMiln 
Kreises  in  Anepracfa  genommen,  gleichviel  ob  sie  auch  utf 
naturlichen  Elementai  bernhen,  wie  die  Familie  (§.  7)  oder 
Orts-  und  Landgemeinden,  Frovinziallandachaften  md  dergL 
(§.  8),  oder  ans  rein  vertragamllseigen  Vereinbanmgen  der 
Tfaeilnehmer  hervorgegangen  sind,  wie  die  Kirchen  und  andere 
Associationen^).  Hiermit  ist  auch  angedentet,  wie  die  Staats- 
gewalt und  die  Volksrechte  neben  einander  in  voller  Wiii- 
samkeit  nnd  Kraft  bestehen  kennen. 


Positive  Begränzung  der  Staatsgewalt.   Das  christlicb- 
gennanische  Staatsprincip. 

I.  Die  Staatsgewalt  kann  aber  auch  poeitir,  d.  h.  uif 
gescbichtlichem  Wege,  beschränkt  werden,  nnd  dies  kann  sowohl 
durch  Staatsverträge,  wie  Friedrasschlttsse  n.  dergl.,  al> 
auch  durch  die  Grundgesetze  des  Staates  selbst  geschefaoL 

II.  Mamentlich  unterliegt  die  Staatsgewalt  in  den  einzelnes 
deutBchen  Staaten  vielfach  solchen  BeschiilnkQngeii ,  theils  zn 
Gunsten  ganzer  Klaesen  von  Personen,  oder  Corporationeo, 
oder  Landestheile,  oder  gewisser  religiösen  Confeesionen,  tbedb 
auch  zu  Gunsten  einzelner  Privatpersonen'). 


>)  Jul.  Fröbel,  Theorie  der  FoUük,  Wien  1861,  Bd.  L  S.  16S: 
„Liberal  regieren  heisat  mägliohat  venig  regiereD". 

<)  Hierher  gehören  z.  B.  die  Beachr&nkungen,  welche  dem  sog.  Befor- 
matioDsrecht  des  Landesherm  dnrch  den  veetphftlistJien  Frieden  gtaHH 
worden  sind;  sodum  die  GanuUien  für  die  besU&enden  CoDfesnaiUB 
und  kudst&ndischen  EOrper  in  dem  ReidiBdepaUüonsbauptsclUiiis  tor 
25.  I'ebmar  160S;  die  Garantien  (Qr  die  Standeeberren  und  den  äbiigen 
ehemaligen  reicbsfreien  Adel  in  der  Rheinbundsakte  ond  in  der  denWlm 
Bundesalite :  inabesondere  die  den  Uuterthanen  aammtlicher  deutechen  Bnndcs- 
Btaat«Q  in  der  deutechen  Bondesakl«  gewährleisteten  Bechle ,  wie  die  poU- 
tUchc  ood  bürgerliche  Bechtsgleichheit  der  chriBtlicben  Beligionqianheieii, 
Freizügigkeit  innerhalb  der  dcutachen  Bondeggtaaten  d.  b.  w.  :  die  beaondeR« 
Zusiihenuigen  fOr  dae  Haus  Thnm  und  Taxis,  wegen  seiner  FotDechle, 
dip  Zusicherungen  fllr  gewieae  Penaion&re  n.  s.  w. 
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m  Eb  kOnMD  aber  auch  soicbe  Schranken  der  Staats- 
gewak  ohne  vknndliche  Form  dnrch  die  Volksiitte  sich  er- 
sengen  und  in  dem  Nationalcharakter  wurzeln.  Ein  solcher 
gesddditfich  scharf  ausgeprägter  Oefllhls-  nnd  Denkkreis  einer 
Nation  kamt  unter  Umstäncten  der  Staatsgewalt  sogar  eine 
unabersteiglichere  Sdnunke  setsen,  als  Gesetze  nnd  Verträge 
XU  dum  vennOditen. 

IV.  In  diesem  Sinne  pflegt  man  in  Bezug  auf  die  deutschen 
Staaten  von  einem  christlich -germanischen  Staats- 
principe  zn  sprechen')  nnd  versteht  darunter  den  Grundsatz, 
dass  eben  so,  wie  nach  christlicher  Anschauungsweise  die 
Obrigkeit  auf  göttlicher  Anordnung  beruhe^),  eben  so  auch 
der  Fürst  verpflichtet  sei,  das  ihm  von  der  Vorsehung  anver- 
tnmte  Volk  so  zu  regieren,  wie  er  es  vor  Gott  verantworten 
könne  %  und  dass  daher  der  Fflrst  die  wohlerworbenen  Rechte 
der  Einzelnen  oder  ganzen  Klassen  der  Unterthanen  eben  so 
SIE  aebten  nnd  zu  schützen  habe,  wie  er  von  dem  Volke  die 
Aebtong  nnd  Vertheidigung  seines  Herrscherrecbtes  zu  fordern 
befugt  ist. 

V.  Eßermit  verbindet  sich  die  Idee,  dass  die  Staatsgewalt 
bei  ihren  Einrichtungen,  Gesetzen  und  Verordnungen  den  Lehr- 
begriffen und  Satzungen  der  reicbs-  und  bundesverfassungs- 
miasig  anerkannten  christlichen  Kirchen  Rechnung  zu  tragen  ^) 


<)  YergL  die  oben  8.  38  angeffthrten  Schriften  von  Stahl,  t.  Kram 
■-  A.  ~  Yergl  Buddeus,  dentsch.  Staatgarchiv,  Bd.  IV  (1848)  S.  280. 

*)  Siehe  oben  §.  40.  Note  2. 

*)  Schon  die  eine  Vorrede  zum  Sachsenspiegel,  der  sog.  Prologus 
(£dit  Homeyer,  S.  21  der  2.  Aufl.)  spricht  diesen  Gedanken  aus:  „Got  is 
Kiwe  re^t.  Bar  umme  sien  se  sik  vore  alle  die,  den  gerichte  von  godes 
bhea  berolen  si,  dat  se  also  richten,  also  godes  tom  unde  sin  gericht 
gsedirhKkc  over  se  iigan  mute." 

')  Z.  B.  in  Bezug  auf  die  Erfordernisse  der  Eheschliessung,  die  Ehe- 
Uadenüsse,  die  Ehescheidung  u.  s.  w.;  sowie  auch  in  Bezug  auf  die  Feier 
TM  Somi-  und  Festtagen  u.  deigl.;  in  Bezug  auf  die  Wirkungen  der  kirch- 
iKtak  Jurisdiction  und  kirchlicher  Strafurtheile ,  u.  s.  w.  —  Die  Preuss. 
Verfassung  vom  81.  Januar  1850  enth&lt  eine  positive  Sanction  des 
dnistlidien  Staatsprindps  in  zeitgemässer  Weise:  Art.  14:  „Die  christ- 
liehe Religion  wird  bei  denjenigen  Einrichtungen  des  Staates, 
velche  mit  der  Religionsübuug  im  Zusammenhange  stehen, 
unbeschadet  der  im  Art.  12  gewährleisteten  Religionsfreiheit 
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und  die  chmtliche  Religiosität  als  die  Grundlage  der  Volks- 
and gelehrten  Bildung  und  der  Staatfteinrichtangen  zn  erhalten 
und  zu  befördern  habe^),  worauf  auch  schon  die  Geltung  des 
Majoritätsprineipes  (§.  47)  in  den  deutschen  Staaten  hinweist  '*). 
Insbesondere  wird  es  in  denselben  als  ein  selbstrerständlieher 
staatsrechtlicher  Grundsatz  betrachtet,  dass  das  Staatsoberhaupt 
einer  der  christlichen  Kirchen  angehören  mttsse^). 

VI.  In  voller  Consequenz  mflsste  das  christlich-germanische 
Staatsprincip  sogar  jeder  nicht-germanischen,  wenn  gleich  christ- 
lichen Nationalität  die  politische  Gleichberechtigung  absprechen ; 
doch  ist  dies  längst  als  unausführbar  aufgegeben.  Die  Beschrän- 
kung derselben  betrifft  demnach  nur  die  Israeliten  in  Deutsch- 
land. Doch  sind  auch  zur  Beseitigung  dieser  Ungleichheit  bereits 
bedeutende  Schritte  geschehen^) 

VII.  Je  nachdem  in  den  Staaten  überdies  ein  besonderes 
christlich  confessionelles  Element  überwiegt,  und  daher 
auch  besondere  Berücksichtigung  von  der  Staatsgewalt 
erheischt,  pflegt  man  von  katholischen  und  protestan- 
tischen Staaten  zu  sprechen:  wo  dagegen  die  christlichen 
Hauptconfessioncn  in  bürgerlicher  und  politischer  Beziehang 
vollkommen    gleich    gestellt    sind,    wird    der  Staat    als   ein 


zu  Grunde  gelegt/^  —  Ebenso  Verf.-Ürk.  von  Anhalt-Bernburg 
von  1850,  §.20;  Oldenburg  von  1852,  §.74;  Waldeck  von  1852,  §.39. 

6)  Hier  kommt  der  umfang  des  Einflusses  und  der  Theilnahme  der 
Greistlichkeit  am  Unterrichte  an  Volks-  und  gelehrten  Schulen,  das  Ein- 
schreiten des  Staates  gegen  die  Verbreitung  dem  Ghristenthume  feindlicher 
und  destructiver  Lehren  in  Frage,  worüber  die  Entscheidung  dem  G^ebiete 
der  Gesetzgebungs-Politik  anheimftllt 

7)  In  eigenthümlicher  Weise  drückt  dies  die  Verüftssung  von  Anhalt- 
Bernburg  von  1850,  §.  20  a  linea  2  aus:  „Die  christliche  Religion  wird, 
so  lange  sie  die  Religion  der  grossen  Mehrheit  der  Staatsangehörigen 
ist,  bei  religiös  bürgerlichen  Anordnungen  des  Staates  zu  Grunde  gelegt.'*  — 
Es  w&re  doch  merkwürdig,  wenn  in  dem  Herzogthum  Anhalt- Bernbarg 
im  J.  1850  Anzeigen  vorgelegen  hätten,  dass  die  christliche  Religion  über 
lang  oder  kurz  aufhören  werde,  die  Religion  der  Mehrzahl  der  Bevölkerang 
zu  sein. 

*)  Es  enthält  unter  den  deutschen  Verfassungsurkunden  nur  die 
Würtembergische  §.5,  die  ausdrückliche  Bestimmung;  „Der  König 
bekennt  sich  zu  einer  der  christlichen  Kirchen." 

*)  Ueber  die  positiven  Zusicherungen  der  deutschen  Bandesakte  Art.  16 
siehe  unten  §.  301. 
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paritätiseher  bezdehnet ^®).  Man  pflegt  auch  von  katho- 
lisehenQndprotestaDtiBchenRegieniDgeii  zn  sprechen, 
je  nadidem  das  regierende  Hans  der  einen  oder  anderen  Con- 
fonkm  angehört :  jedoch  ist  diese  Bezeichnung  unpassend  und 
KKTcntibidnissen  unterworfen. 

§.  54. 
Der  Soaverain.     BegrüF.    Nichtigkeit  der  sogenannten 

Staatssouverainetät. 

L  Der  Souverain  oder  Staatsherrscher  ist  das 
Subjekt,  welches  im  Staate  herrscht,  d.  h.  dessen  Wille 
ils  der  massgebende  im  Staate  betrachtet  wird,  das  somit 
Iber  die  Staatsmacht  verfügt,  und  das  Herrschen  im 
Staate  als  sein  eigenes,  d.  h.  ihm  seinem  Begriffe  nach  zu- 
itändiges  Recht  in  Anspruch  nimmt. 

n.  Der  Staatsherrscher  ist  also  das  Subjekt,  in 
welchem  der  in  der  Staatsgewalt  liegende  Gedanke  der  Herr- 
iehaft(§.47)  personificirt,  d.  h.  äusserlich  erkennbar 
tnd  handlungsfähig  dargestellt  wird. 

III.  Als  die  Personifikation  oder  der  Repräsentant  des 
allgemem-TernttDftigen  auf  die  Verwirklichung  des  Staats- 
xweckes  gerichteten  Willens,  ist  der  Staatsherrscher  somit  der 
{esehichtliche  Träger  einer  Idee,  und  als  solcher 
weder  Mandatar,  noch  Depositar  der  Gewalt  irgend 
äner  anderen  physischen  oder  juristischen  Persönlichkeit^). 

*)  Der  paritätische  Staat,  Mainz  1851.  —  v.  Linde,  Gleichberechtigung 
^  An^bnrgischen  Confession  mit  der  katholischen  Religion  in  Deutsch- 
liod,  Mainz  18&3. 

')  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Repräsentation  und  Mandat 
besteht  darin,  dass  letzteres  stets  ein  Rechtssubjokt  voraussetzt,  welches 
des  Auftrag  gibt:  repräsentirt  können  aber  nicht  nur  Rechtssubjekte, 
Mdeni  aoch  Ideen  als  solche  werden,  ohne  dass  es  dazu  eines  boson- 
^  Auftrags  bedarf,  oder  mitunter  dieser  auch  nur  denkbar  wäre.  In 
ten  Sinne  spricht  man  z.  B.  auch  von  Repräsentanten  der  Kunst,  der 
TuMDsdaft  u.  8.  w.,  die  sich  notorisch  aUe  von  selbst  zu  dem  machen, 
ni  sie  sind.  Das  deutsche  Wort  „Stellvertretung'*  entspricht  daher 
vckt vollständig  dem  Begriffe  von  Repräsentation;  nur  der  Ausdruck 
«geschieht liehe  Darstellung*'  nähert  sich  mehr  dem  eigentlichen 
^iutt  dieses  Wortes.  —  Hier  wird  Repräsentation  und  Personi- 
fikttion  als  ganz  gleichbedeutend  gebraucht. 

ZSpfl,  Su«tsr«cht.   5.  Aofl.   I.  7 
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IV.  Dass  in  der  Republik  von  einer  StaatssonvendnetiU 
neben  der  Volkssonverainetät  zn  sprechen  yöUig  nngereimt 
wäre ,  leuchtet  von  selbst  ein.  Es.  ist  aber  auch  ein  grosser 
Irrthum^  wenn  man  in  der  Monarchie  Ton  einer  Staats- 
souverainetät  spricht ^  wonach  der  Staat  selbst  als  die 
andere  Persönlichkeit  gesetzt  wird,  deren  Recht  der  Fürst 
auszuüben  habe^).  Zu  einem  solchen  Irrthume  gelangt  man 
aber,  wenn  man  übersieht,  dass  die  Staatsgewalt  an  sieh 
keine  Gewalt  des  Staates,  sondern  eine  (und  zwar  die 
höchste)  Gewalt  im  Staate  ist  (§.  46.  49),  dass  auch  da- 
durch, dass  die  in  der  Staatsgewalt  liegenden  Rechte  des 
Staatsherrschers,  wenn  auch  durch  das  Dasein  eines  Staats- 
zustandes begründet  und  bedingt,  desshalb  dennoch  keine 
Rechte  dieses  Zustandes  selbst  sind,  und  dass  der  Staat  selbst 
erst  mit  der  (gleichviel  ob  freiwilligen  oder  unfreiwilligen) 
Anerkennung  eines  Subjektes  als  Herrscher  praktische 
Realität  erhält,  d.  h.  aus  der  Sphäre  der  Gredanken  in  die 
Reihe  der  geschichtlichen  Erscheinungen  tritt  (§.  15),  so  dass 
also  vor  der  Anerkennung  eines  Subjektes  als  Staatsherrscher, 
es  mag  dies  ein  Individuum,  oder  wie  in  den  Republiken,  das 
Volk  in  seiner  Gesammtheit  selbst  sein,  weder  ein  Staat, 
noch  eine  Staatsgewalt  vorhanden  ist. 

V.  Ein  souveraines  Gemeinwesen  kann  daher  der 
Staat  nur  in  dem  Sinne  genannt  werden,  dass  er  ein  dnrch 
sich  selbst  existenzberechtigtes  (§.  5)  und  daher  in 
völkerrechtlicher  Beziehung,  d.  h.  von  anderen  Staaten 
völlig  unabhängiges  Gemeinwesen  ist  Der  völkerrecht- 
liche Begriff  von  der  Souverainetät  der  Staaten,  welcher  mit 
ihrer  Unabhängigkeit  vollständig  gleichbedeutend  ist,  darf 
aber  nicht  mit  dem  staatsrechtlichen  Begriffe  der  Souve- 
rainetät  verwechselt   werden,   welcher   etwas  ganz  Anderes, 


*)  Die  Nachweisung,  dass  die  bei  den  deutschen  Publicisten  sehr  ge- 
wöhnliche Annahme  einer  Staats souverainet&t  als  QaeUe  der  Souve- 
rainet&t  des  Fürsten  in  einer  Monarchie  ein  Unding  ist,  ist  das  Verdienst 
der  Schrift  von  K  Maarenbrecher,  die  deutschen  r^erenden  Fürsten 
und  ihre  Souverainetät,  Frankfurt  1839,  an  so  grossen  Mängeln  und 
Irrthümem  diese  Schrift  auch  sonst  leidet  —  Yergl.  (Fr.  Nebel th au) 
Wahrheit  und  Irrthum  in  der  Maurenbrecher*8chen  Schrift  n.  s.  w.  Kassel 
1839.  —  Stahl,  in  Richters  Jahrb.  1841.  Heft  2. 
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limlieh  die  Lmehabmig  der  hOcheten  Ctewalt  im  Staate,  znm 
G^eDStuide  hat  Dadurch,  dass  diese  beiden  Arten  der 
SMTeraiiietät  sieb  regefanässig  als  Prädikate  des  Staatsherrsebers 
beisaiiimen  finden '),  wird  ihre  innere,  wesentliche  Verscbieden- 
isä  nicht  an^eboben. 

VL  Wollte  man  ancb  die  yölkerrechtlicbe  Sonverainetät 
nd  was  mit  ihr  zusammenhängt,  als  ein  Becbt  des  Staates 
Mftst  betrachten ,  so  ist  dadurch  noch  kern  Scblnss  auf  eine 
Släclie  Eigenschaft  der  staatsrechtlichen  Sonverainetät 
gerechtfertigt,  da  bei  der  Ersteren  Fürst  und  Volk  wirklieb 
iK  staatlicher  E  i  n  b  e  i  t ,  bei  der  Letzteren  aber  in  scharfem 
fiegensatze  erscheinen.  Ueberdies  wird  auch  die  völker- 
rechtliche Sonverainetät  des  Staates  in  der  Monarchie  nur 
fadi  den  Fflrsten  repräsentirt  und  ausgeübt  und  ist  auch 
iese  Staatsrepräsentation  nach  Aussen  sein,  ihm  mit  dem 
begriffe  als  Staatsberrscher  zuständiges  JBecht:  auch  ist  die 
i^olkerreehtlicbe  Sonverainetät  des  Staates  geradezu  nn- 
falkbar,  wo  nicbt  schon  eine  staatsrechtliche  Sonverainetät 
▼orhanden  ist,  gleichviel  ob  sie,  wie  in  der  Monarchie  bei  dem 
^ten,  oder,  wie  in  den  Republiken  bei  dem  Volke  ist. 

Vn.  Wer  von  emer  Staatssouverainetät  spricht, 
wdche  durch  den  Souverain  ausgeübt  werde,  steht,  ab- 
gesehen von  dem  hier  nicbt  in  Betracht  kommenden  Sprach- 
gebianche  eines  oder  des  anderen  positiven  Staatsrechtes^), 
entweder  auf  dem  Boden  der  Volkssouverainetät  und 
naeht  der  Sache  nacb  den  Fürsten  zu  einem  Beamten^), 
oder  er  ist  sich  in  seinen  Begriffen  überhaupt  nicht  klar,  und 
verwechselt  den  Staat  als  Znstand,  in  welchem  geherrscht 
^1  mit  den  allein  möglichen  Subjekten  der  Herrschaft 
ud  der  Beherrschung  im  Staate,  d.  h.  mit  Fürst  und  Volk®), 

^)  Kur  bei  lehnbaren  Staaten  findet  sich  insofern  eine  Ausnahme, 
^\kt  der  Staatsherrscher  wohl  nach  Innen  (dem  Volk  gegenüber)  souverain 
%  librend  sein  Staat  nach  Aussen  (in  yölkerrechtlicher  Beziehung)  von 
^  Lehensherm  abhängig  ist.    Siehe  oben  §.  44.  Note  2. 

*)  Siehe  §.  56  and  §.  77. 

'')  In  diesem  Falle  liegt  der  Irrthum  in  der  Annahme ,  als  wenn  jede 
***tthi3clie  Gewalt  auf  einer  Uebertragung  durch  das  Volk  beruhte, 
>Bd  schon  vor  dieser  Uebertragung  der  Staat  constituirt  und  eine  Staats- 
S«*ah  vorhanden  w&re.    Siehe  oben  §.  50. 

^  YergL  oben  §.  15. 

7* 
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oder  er  yerwechselt  das  staatsrechtliche  Princip,  d.  h.  di 
vernünftige  Idee  der  Herrschaft  mit  der  Thatsache  ihre 
praktischen  Darstellung  durch  eine  geschichtliche  Persönlidi 
keit^),  und  übersieht  dabei,  dass  ein  Zustand  sehr  wohl  d« 
Quelle  von  gewissen  Rechten  sein  kann,  ohne  dass  er  damo 
noth wendig  selbst  ein  Bechtssubjekt  wäre,  oder  in  alle 
und  jeder  Beziehung  als  ein  solches  gehen  müsste. 

YIU.  Um  aber  den  Gedanken  (das  Princip)  auszndrflckeii 
dass  der  Staats  zweck  der  Grund  so  wie  die  natürliche 
Schranke  der  Herrschaft  im  Staate  sei^),  bedarf  es  der  « 
leicht  miss verständlichen  Bezeichnung  desselben  als  Staat» 
souverainetät  nicht:  es  muss  vielmehr  zu  noch  grössera 
Verwirrung  ftlhren,  wenn  das  Wort ,,  Staats  souverainetät^ 
auf  den  Ausdruck  des  eben  gedachten  Frincipes  wUlkührlid 
beschränkt  und  dafür  empfohlen  werden  will,  nachdem  dei 
gemeine  Sprachgebrauch,  welcher  darunter  das  begreift,  dm 
der  Staat  selbst  als  wirkliches  und  ursprüngliches  Subjekl 
der  Souverainetät  vor  oder  neben  dem  Fürsten  und  dea 
Volke  gedacht  werden  will,  sich  einmal  entschieden  festgesteU 
hat«). 

IX.  Dem  Fürsten  in  der  Monarchie  gegenüber  haben 
nur  die  einzelnen  Unterthanen  von  Haus  aus  eine  Pe^ 
sönlichkeit,  und  ausser  diesen  Einzelnen  kann  sie  nur  noch 
das  Volk,  oder  nach  dem  deutschen  publicistischen  Spradi- 
gebrauche,  „das  Land'%  als  deren  Gesammtheit  haben *^), 


^  Dies  thut  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  18.  m.  S.63; 
nachdem  er  kurz  zuvor,  S.  61,  aus  Stahles  Kritik  der  Maurenbrecher'schen 
Schrift  in  den  Richter'schen  Jahrbüchern,  1841.  Hft  2,  selbst  die  WamoiHf 
vor  solcher  Verwechselung  hat  abdrucken  lassen. 

^)  In  diesem  Sinne  erklärt  H.  A.  Zachariä,  a.  a.  0.,  den  Ausdrock 
Staatssouverainetät  gebrauchen  zu  wollen. 

^)  Es  ist  an  sich  unpassend,  einen  „Gedanken"  d.  h.  ein  Princ^^ 
als  eine  Souverainetät  zu  erklären;  denn  in  einem  Principe  liegt  nur 
ein  Anspruch  auf  Geltung,  d.  h.  auf  Anerkennung  und  Yerwirklidmog 
durch  die  Herrschaft,  resp.  durch  das  herrschende  Subjekt,  aber  nickt 
die  Herrschaft  (Souverainetät)  selbst. 

1^)  Dies  zeigt  sich  insbesondere  praktisch  in  der  Lehre  von  den  Staats- 
schulden (siehe  unten  §.  57  von  der  Staatspersönlichkeit,  und  §.  490  von 
dem  Staatshaushalt) ;  auch  in  der  Lehre  von  der  Rechtsverbindlichkeit  der 
Handlungen  eines  Zwischenherrschers;  siehe  unten  §.  207  flg. 


_fe. 
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»besondere  da,  wo  ihm  dorch  Einrichtnng  einer  Repräsen- 
tation die  Möglichkeit  gewährt  ist,  in  der  Gestalt  einer 
jnristisehen  Person,  wie  z.  B.  in  Form  einer  parlamentarischen 
Coqxiration  aufzutreten. 

X.  Im  praktischen  Leben  versteht  man  nnter  Staats- 
lonrerainetät  oft  aoch  nnr  eine  Omnipotenz  der  Central- 
Organe  des  Staates  gegenüber  von  Individuen  nnd  Corporationen, 
namentlich  in  Bezog  anf  wohlerworbene,  hergebrachte  oder 
Tobriefte  Bechte  derselben  ^^),  was  nnr  ein  verschönernder 
Name  ftlr  die  Despotie  ist,  gleichviel  ob  sie  in  der  Form 
antokratischeT  Willkühr  oder  in  gesetzlicher  Form  nnter  Zn- 
rtjmmnng  der  Landesvertretnng  ausgeübt  wird  ^^). 

§.  55. 
Fiirstensouverainetät.    Volkssouverainetät  *). 

L  Da  alle  Herrschaft  ein  willensfähiges  Subjekt  voraussetzt 
(§-  47)7  so  kann  die  Souverainetät  nur  entweder  bei  einem 
Individuum,  dem  Fürsten,  oder  bei  der  Gesammtheit 
des  Volkes  sein.  Es  kann  demnach  sowohl  eine  Fttrsten- 
souverainetät  als  eine  Volkssouverainetät  geben. 
Das  erstere  ist  der  Fall  in  der  Monarchie,  das  andere  in 
acr  Republik  2). 

n.  Diese  beiden  Souverainetäten  können  nie  in  einem 
ond  demselben  Staate  zugleich  vorkommen,  sondern  die  eine 


<«)  Siehe  §.  8;  §.  52;  §.  433. 

^  RechtsphiloBophische  Zeitgedanken,  in  d.  deutsch.  Yiertel- 
jdmschrift«  1861,  Hft  I.  S.  379. 

<)F.  Marhard,  die  Yolkssouyerainetät  im  Gegensatz  der  sog.  Legi- 
tiaiftt,  Kassel  1832.  —  Thilo,  die  Volkssouverainetät  in  ihrer  wahren 
Gotalt,  Breslau  1832.  Yergl.  die  im  §.  54.  Note  2  angeführten  Schriften 
Ttt Maarenbrecher  und  Nebelthau. —  Bluntschli,  allgem.  Staats- 
«dit,  2.  Aufl.  1857.  Bd.  I.  S.  360.  Bd.  IL  S.  4  flg.  —  H.  A.  Zachariä, 
^tadies  Staatsrecht,  2.  Aufl.  §.  18.  —  J.  Held,  System  des  deutsch. 
Tert-Rg.  (1856)  Bd.  L  S.  271. 

*)  Was  hier  Fürstensouverainetät  genannt  wird,  nennt  Blunt- 
>€k]i,a2]g.  Staatsr.  2. Aufl. Bd.  n.S.4  auch  „RegentensouYerainetftt*^ 
-  Warum  nicht  auch  eine  SouTerainet&t  einer  aristokratischen  Körper- 
xbft  hier  als  mögliche  dritte  Art  der  SouYerainetat  aufgeführt  wird, 
sehe  miten  §.  59. 
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schliesst  die  andere  vollständig  ans.  Dass  es  in  der  Bepnbtik 
keine  Fttrstensonverainetät  neben  der  Volkssonverainetät  geben 
kann,  ist  noch  niemals  bezweifelt  worden.  Dagegen  hat  man 
mitunter  geglaubt,  der  Volkssoaverainetät  in  der  Monardiie 
eine  Stelle  neben  der  Fttrstensonverainetät  anweisen  zu  können^). 
Ein  jeder  solcher  Versacb  mnss  aber  an  dem  inneren  Gegen- 
sätze der  beiden  Sonverainetäten  scheitern  und  ist  darchans 
anpraktisch:  es  kann  dadurch  nur  ein  Kampf  hervorgenifen 
werden,  der  noth wendig  mit  dem  Untergange  einer  dieser 
beiden  Sonverainetäten  endigen  mnss. 

in.  Die  Volkssonverainetät  hat  ihre  geschichtliche 
Wahrheit  und  Berechtigung  in  der  Bepnblik:  nur  das  ist 
unrichtig,  wenn  man  sie  grundsätzlich  als  die  Quelle  der 
Fttrstensonverainetät  in  der  Monarchie,  und  diese  als  ein  von 
dem  sog.  allgemeinen  Volks  willen  abgeleitetes  und  durch 
ihn  demFttrsten  ttbertragenes  und  darum  auch  widerruf- 
liches Recht  darstellen  wilP). 

IV.  Eben  so  unrichtig  und  willktthrlich  ist  es  aber  auch, 
wenn  man  mit  dem  Worte  „Fttrstensonverainetät",  den 
Begriff  einer  patrimonialen  Herrschergewalt  im  Sinne  einer 
völlig  unbeschränkten,  despotischen  Gewalt  verbindet^):  denn 
an  sich  liegt  in  diesem  Worte  nicht  mehr,  als  dass  die  Sonve- 
rainetät  in  der  Monarchie  bei  dem  Fttrsten  und  nur  allein 
und  ungetheilt  bei  dem  Fttrsten  ist,  wie  dies  nach  dem 
Begriffe  der  Monarchie  nicht  anders  sein  kann,  und  auch  für 


3)  Solche  unhaltbare  Versuche  wurden  in  einigen  im  Sturme  der  Jahre 
1848  und  1849  abgefassten  Yerfassungsurkunden  gemacht:  z.  B.  Anhalt- 
Dessau,  y.-U.  V.  1848,  §. 4.  „DieRegierungsform  ist  diedemokratisch- 
monarchische".  §.5.  „Alle  Gewalten  gehen  vom  Volk  aus".  — Provisor. 
Staatsgrundges.  f.  d.  Herzogthum  Gotha,  v.  1849,  §.  3.  „Das  Herzogthum 
Gotha  steht  unter  der  verfassungsmässigen  Regierung  eines  Herzogs,  welcher 
das  erbliche  Staatsoberhaupt  ist.  Die  Staatsgewalt,  so  weit  sie  dem 
Volke  in  seiner  Gesammtheit  verfassungsmässig  zukommt,  wird  nur  dnrdi 
eine  Abgeordnetenversammlung  ausgeübt".  (A.  Rauch,  parlam.  Taschen- 
buch, 2.  Liefg.  Erlangen  1848,  S.  38;  3.  u.  4  Lief.  1849,  S.  114. 

*)  Hiermit  stimmt  überein  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl. 
§.  18.  n.  HI. 

B)  Vergl.  oben  §.  39  bei  Note  12.  —  Zu  diesem  Missverständnisse  hat 
besonders  die  im  §.  54.  Note  2  angeftlhrte  Schrift  von  Maurenbrecher 
Veranlassung  gegeben. 
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ie  monardiisehen  Staaten  in  Dentgchland  positiv  in  der  Wiener 
beUMsakte  yom  15.  Mai  1820,  art.  57  ausgesprochen  ist*). 

V.  Nieht  zu  verweehseln  mit  der  Volkssonyerainetät  sind 
die  Volks  rechte^),  welche  auch  in  der  Monarchie  recht  wohl 
leben  der  Flirstensoayerainetät  bestehen  können  und  deren 
SidierBteUung  gegen  die  fllrstliche  Willktthr  eine  der  yorztlg- 
Jidtften  Aufgaben  der  BeprSsentativ-Verfiissung  ist 

§.  56. 
Die  Nationalsouverainetät. 

Es  wird  in  neuerer  Zeit  nicht  selten  von  Nation al- 
soaverainetät  gesprochen;  jedoch  ist  man  nichts  weniger 
als  einig  über  den  Begriff,  der  mit  diesem  Worte  zu  verbinden 
ist,  vielmehr  wird  es  in  zwei  ganz  verschiedenen  Beziehungen 
gebraucht 

I.  Die  Einen  verstehen  hierunter  mit  Hinweisung  auf  die 
englische  Verfassung,  dass  die  höchste  Macht  im  Staate  dem 
Ganzen,  d.  h.  dem  Staate  selbst  gebühre:  unter  der  Nation 
MÜ  sodann  nicht  eine  atomistische  Masse  von  Individuen, 
sondern  die  gegliederte  und  geordnete  Gesammtheit,  in 
weicher  ein  Glied  die  Stellung  des  Hauptes  habe,  und  die 
fibrigen  Glieder  je  nach  ihrer  staatlichen  Bedeutung  im  Orga- 
msmns  vertreten  seien,  verstanden  werden.  Diese  National- 
8oii?erainetät  soll  nun  mitderFUrstensouverainetät  verträglich 
Min,  während  die  Unverträglichkeit  der  Volkssouverainetät  mit 
deiselben  zugestanden  wird^).  Wenn  sich  aber  gleichwohl 
ein  solcher  besonderer  Sprachgebrauch  in  England  gebildet 
bat,  80  dass  man  daselbst  dem  Parlamente,  an  dessen  Spitze 
der  König  steht,  und  welches  die  gesammte  Nation  vorstellt, 


*)  W.  S.  A.  art  57.  „  Da  der  deutsche  Band  mit  Ausnahme  dpr  freien 
^^tidte,  ans  soaYerainen  Fürsten  besteht,  so  muss,  dem  hierdurch 
fügebenen  Grundbegriffe  zu  Folge,  die  gesammte  Staatsgewalt 
aöem  Oberhaupte  des  Staates  yereinigt  bleiben",  u.  s.  w. 

^  Siehe  oben  §.  46  und  unten  §.  290  flg. 

*)  In  dieser  Weise  hat  sich  Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  2.  Aufl. 
Bd.  n.  S.  8,  über  das  Wesen  der  Nationalsouverainet&t  erklärt,  der  sie 
aocii  ils  gleichbedeutend  mit  Staatssoaverainetät  nimmt 
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die  Sonverainetät  beigelegt,  nnd  nebenbei  wieder  der 
König  in  einem  besonderen  Sinne  Sonverain  genannt 
wird,  so  folgt  daraus  doch  keineswegs,  dass  ein  soleher  (ans 
der  besonderen  Geschichte  Englands  nnd  seiner  Bevolntion  nnd 
der  daranf  erfolgten  ft^rmlichen  Berafiing  einer  nenen  Dynastie 
auf  den  Thron  erklärlicher)  Sprachgebrauch  einen  Anspruch  anf 
allgemeine  grundsätzliche  Richtigkeit  habe^).  Uebrigens 
liegt  in  dieser  englischen  Nationalsouverainetät  im  Wesentlichen 
nichts  anderes,  als  der  Gedanke,  dass  der  englische  Staat 
von  dem  Könige  unter  Mitherrschaft  eines  mächtigen  und  mit 
grossen  Rechten  versehenen  Parlaments  regiert  wii'd,  und 
dass  das  Volk  von  England  in  dieser  Weise  regiert  sein  will. 
Es  ist  daher  die  Nationalsouverainetät  in  diesem  Sinne  im 
Wesen  dasselbe,  was  man  in  Deutschland  die  Staatssou- 
veraine  tat  (§.  54)  zu  nennen  gewohnt  ist.  Um  aber  im 
Allgemeinen  den  Gedanken  (das  Princip)  auszudrücken,  dass 
das,  was  von  einem  Fürsten  und  seinem  Parlamente  oder  seinen 
Landständen  gemeinschaftlich  beschlossen  worden  ist,  das 
Volk  verpflichte,  und  auch  als  Volks  will  e  zu  betrachten  sei, 
bedarf  man  des  Ausdruckes  „Nationalsouverainetät" 
so  wenig,  als  des  Ausdruckes  Staatssouverainetät;  denn 
in  allgemein  wissenschaftlicher  Beziehung  wird  durch 
den  einen  Ausdruck  so  wenig  als  durch  den  anderen  etwas 
erklärt  ^). 


*)  Die  Nation  ist  eben  in  ihrem  Wesen  doch  nichts  anderes  als  das 
Volk;  die  Nationalsouverainetät  ist  daher  auch  im  Wesen  nichts  anderes 
als  eine  Yolkssouverainetät,  aber  eine  solche,  welche  durch  den 
Bestand  der  parlamentarischen  Regierung  gleichsam  in  den  Hintei^grund 
gedrängt  wird  und  schlummert ,  bis  ein  unlöslicher  Conflikt  zwischen  Erone 
und  Parlament  eintritt:  dann  aber  tritt  die  Sonverainetät  des  Volkes 
ein,  und  steht  als  entscheidend  sowohl  über  dem  Könige  als  dem 
Parlamente.  So  erklärt  sich  Locke,  der  Erfinder  dieser  Theorie,  ganz 
ofifen  über  die  in  der  englischen  Yerüassung  liegende  Nationalsouverainetät 
£&  ist  dieselbe  daher,  mit  anderen  Worten,  nichts  anderes,  als  ein  Re- 
Yolutionsrecht,  welches  sich,  nach  englischer  Vorstellung,  das  Volk  bei 
der  Uebertragung  der  Erone  auf  eine  neue  Dynastie  für  den  Fall  y er- 
be hält,  dass  diese  nicht  nach  der  Verfassung  des  Landes  und  mit  Ver- 
letzungen der  Freiheiten  der  Nation  und  des  Parlamentes  r^eren  sollte. 

')  In  wissenschaftlicher  Beziehung  wird  also  diese  sog.  National- 
Bouverainetät  ganz  von  demselben  Tadel  getroffen,    wie   die  sog.  Staats- 
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E  Andere  verstehen  dagegen  unter  Nationalsonve- 
raiflctät  den  Grundsatz,  dass  unter  Voraussetzung  einer 
jaEinzelnstaaten  gegliederten  Nation,  die  Ansprüche  des 
Futiknlarismus  zurücktreten  müssen,  es  möge  sich  nun  um 
&  Wiederbeistellung  des  faktisch  zerrissenen  Bandes  oder  um 
eine  dem  wahren  Bedürfnisse  der  Nation  entsprechende  Um- 
gestaltoBg  der  Gtesammtyerfassung  handeln  ^).  So  richtig  dieser 
finrndsatz  an  sich  ist,  so  ist  doch  dessen  Bezeichnung  als 
Kationalsouverainetät  nichts  desto  weniger  durchaus 
EDpassend,  weil  nun  einmal  Grundsätze  keine  Souye- 
iiiiietiten  sind  und  sein  können,  sondern  stets  ein  mit  der 
SooTendnetät  wirklich  bekleidetes,  also  wirklich  herrschendes 
Sobjekt  Toraussetzen ,  durch  welches  sie  zur  Geltung  gebracht 
wttdeD  können^).  Eine  Nationalsouverainetät  ist  also 
mter  der  Voraussetzung  einer  mehrere  Einzelnstaaten  um- 
ftssenden  Nationalität  erst  dann  vorhanden,  wenn  sich  eine 
NadoD  in  ihrer  Gesammtheit  für  souverain  erklärt  und 
£e  sie  vertretende  Versammlung  sich  wirklich  in  den  Besitz 
einer  souverainen  Herrschaft  über  die  Einzeln- 
staaten  gesetzt  hat 

in.  Der  Weg,  wie  die  Nation  zu  dem  Besitze  dieser 
Herrschaft  über  die  Einzelnstaaten  gelangen  kann,  ist  entweder 
an  friedlicher  und  gesetzlicher,  sofern  die  bisher  souverainen 
Kozehstaatcn,  beziehungsweise  deren  bisherige  Centralgewalt, 
der  Nationalversammlung  die  Gesammtsouverainetät  selbst  bei- 
kgen;  oder  es  ist  dieser  Weg  ein  gewaltsamer  und  revolutio- 
lüb^,  wenn  die  Nation  oder  die  Nationalversammlung  die 
fiesammtsouverainetät  sich  einseitig  selbst  beilegt  und  sich 
&rin  behauptet. 

IV.  Auch  kann  die  Ausübung  der  nationalen  Gesammt- 
»tiverametät  in  zweifacher  Form  geschehen,  nämlich  entweder 
in  republikanischer  Form,  in  welchem  Falle  die  National- 


*i^iT«nmetät:  dass  sie  nämlich  eines  Theils  nichts  anderes  ist,  als  die 
^«IkBBOiiTerainetät,  theils  ein  Princip  mit  der  Thatsache  der  Herrschaft 
'«f^edwek.    VergL  §.  54. 

*)  In  diesem  Sinne  steUt  das  Wesen  der  Nationalsouverainetät  dar 
^A.Zachari&,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  18.  lU. 

*)  VergL  oben  §.  54. 
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8oiiyeraiQetät  von  der  Volkssouverainetät  in  nichts  ver- 
schieden ist^);  oder  sie  kann  in  monarchischer  Form  ge- 
schehen,  in  welchem  Falle  eineFürstensouverainetät  ab 
Gesammtkönigthum  ins  Leben  tritt^).  Bis  aber  das  eine 
oder  das  andere  geschiebt;  istdiesog.Nationalsoayerainetftt 
nichts  anderes,  als  die  Forderung  der  Anerkennung  eines 
Grundsatzes,  verbunden  mit  der  Behauptung  der  recht- 
lichen Nothwendigkeit  seiner  Geltung,  d.  h.  eine  staate- 
rechtliche Prätension. 


§.  57. 

Die   Staatspersönlichkeit   als   Ausfluss   sowohl   der 
Volkssouverainetät  als  der  Ftirstensouverainetät^). 

I.  Wenn  gleich  von  einer  Persönlichkeit  des  Staates  nicht 
die  Bede  sein  kann,  so  lange  noch  kein  Subjekt,  sei  es  ein 
Individuum  oder  das  Volk  in  seiner  Gesammtheit,  als  Staate- 
herrscher anerkannt  ist,  weil  vorher  eben  gar  kein  Staat 
besteht,  und  wenn  es  demnach,  wie  (§.  54)  gezeigt  wurde, 
ganz  unrichtig  ist,  wenn  man  die  sog.  Staatssouverainetät  als 
die  Quelle  der  Volks-  oder  Fürstensouverainetät  betrachten 
wollte,  und  wenn  demnach  der  „Staat''  auch  nie  eine  Per- 
sönlichkeit dem  Souverain  gegenüber  haben  kann ^),  so  folgt 
hieraus  keineswegs,  dass  der  Staat  als  Produkt  des  Daseins 
von  Volk  und  Herrscher  (§.  15)  nicht  auch  eine  Persönlichkeit 
haben  könne.  Dies  zu  läugnen,  wäre  ein  Widerspruch  gegen  den 
Begriff  des  Staates  als  Gemeinwesen  (§.  5),  und  wirk- 
lich hat  auch  der  Staat  Persönlichkeit,    so   wie  er 


^)  Diese  republikanische  Form  der  nationalen  GesammtsouTerai- 
netat  besteht  in  der  nordamerikanischen  Union  und  in  der  Schweiz. 

^)  Dies  war  der  Fall  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches.  Dasselbe  war 
auch  durch  die  zu  Frankfurt  von  der  deutschen  NationalTersammlung  ab- 
gefasste  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  beabsichtigt 

«)  J.  Held,  System  des  Yerf.-Bechts  (1856)  Bd.  I.  S.  184  flg. 

')  Etwas  anderes  ist  es  mit  dem  Volke:  dass  dies  dem  FOrsteii 
gegenüber  aUerdings  eine  juristische  Persönlichkeit,  nämlich  in  der 
LandesTertretung,  haben  kann,  ist  schon  oben  §.  54  angeg^heä 
worden. 
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flBoi Hensefaer  hat,  durch,  in  und  mit  seinem  Herrscher, 
ieu  eben  dnreh  dessen  Dasein  ist  die  Verbindung  der  Volks- 
Mtsen  selbst  erst  Staat,  d.  h.  Gemeinwesen. 

n.  In  Bezng  anf  die  Republik  ist  dies  von  selbst  klar 
mi  emleucbtend :  denn  so  lange  sich  eine  Volksmasse  die 
SoaTerainetät  nicht  beigelegt  hat,  ist  keine  Republik  vor- 
knden:  so  wie  sie  aber  sich  selbst  als  Staats  herrsch  er 
«klärt,  80  ist  sie  eben  damit  staatliches  Gemeinwesen  geworden. 
Die  Sadie  ist  hier  darum  einfach  und  begreiflich ,  weil  hier 
ie  Masse  der  Gehorchenden,  der  Herrscher  und  das  durch 
se  erzeugte  Gemeinwesen  in  einem  und  demselben  Subjekte, 
ioB  Volke,  zusammentreffen. 

m.  Aber  auch  in  der  Monarchie  verhält  sich  die  Sache 
SUIS  in  gleicher  Weise.  Auch  hier  ist  kein  staatliches  Gtomein- 
«esen  da,  so  lange  nicht  ein  Staatsherrscher  vorhanden  ist, 
nd  sowie  ein  Individuum  als  Fürst  anerkannt  ist,  so  ist  eben 
Uennit  auch  das  staatliche  Gemeinwesen  vorhanden.  Der 
Cotenchied  von  der  Republik  besteht  nur  darin,  dass  in  der 
Monarchie  der  Staatsherrscher  ein  von  dem  Volke  (den  (be- 
klebenden) unterschiedenes  Subjekt  ist. 

IV.  Das  staatliche  Gemeinwesen,  als  Produkt  der  beiden 
^^^ktoren  Volk  und  Herrscher,  hat  eine  Persönlichkeit  in 
>Hen  denkbaren  Beziehungen,  in  welche  es  als  Ganzes 
kommen  kann^).  Es  erscheint  aber  diese  Staatspersön- 
liehkeit  geschichtlich  handlungsfähig  und  handelnd  unter 
*Ilen  Umständen  nur  in  der  Person  des  Herrschers,  oder 
'^  von  diesem  bestellten  Organe ,  es  mag  der  Herrscher  das 
<OQTeraine  Volk  selbst  oder  ein  Fürst  sein^. 


*)  Maure  nb  rech  er,  in  der  Schrift,  die  deutschen  Fürsten  il  8.  w. 
voflte  nar  in  einzelnen  von  ihm  besonders  aufgezählten  Beziehungen 
üe  Staatspersönlichkeit  annehmen[:  es  sind  dies  allerdings  die  hanpt- 
MScbsten  Fälle,  wo  dieselbe  zur  Erscheinung  kommt  (siehe  unten 
Xr.  TUL  1,  2  u.  3  in  diesem  §.) ;  allein  sie  selbst  sind  nur  Ausflasse  eines 
na  ihm  verkannten  Princips. 

*)  In  der  Monarchie  sind  diese  Organe  stets  nur  Beamte  des 
Smvenins,  in  der  Bepublik  pflegen  die  Organe  des  souveraiuen  Volkes 
M  Beamte  (Magistrate),  theils  Volksrepräsentanten  zu  sein.  In  der 
coDstitQtioDellen  Monarchie,  wie  sie  in  Deutschland  vorkommt,  ist  die  Auf- 
9^  der  Volksvertretung  aber  eine  andere,  als  die  Rechte  des  Staats- 
^'^nichen  aoszaOben. 
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V.  Der  Unterschied  dieser  Theorie  von  der  gewöhnlichen 
Theorie  der  sog.  Staatssonverainetät  (§.  54)  besteht  also  darin, 
dass  sie  nicht,  wie  diese,  die  Sonverainetät  (das  Herrscher 
recht)  aus  der  StaatspersOnlichkeit  ableitet,  sondern  letztere 
als  die  nothwendige  Folge  und  Wirkung  einer  bestehen- 
den Volks-  oder  Fürsten-Souverainetät  auffasst.  Damm  moss 
anch  bei  aller  Anerkennung  der  Staatspersönlichkeit  deren 
Bezeichnung  als  Staatssonverainetät  als  durchaus  an- 
passend und  begriffsverwirrend  verworfen  werden*):  denn 
wenn  anch  durch  und  mit  dem  Herrscher  das  staatliche 
Oemeinwesen,  der  Staatszustand,  in  das  Leben  gerufen 
wird,  so  ist  und  bleibt  nichts  desto  weniger  der  Herrscher 
allein  der  Souverain  und  die  Personifikation  (§.  54)  dieses 
Gemeinwesens,  dieses  selbst  aber  immer  nur  ein  Begriff, 
welcher  ohne  solche  Personifikation  in  seinem  Herrscher 
willens-  und  handlungsunfähig,  und  damit  auch  rechtsunfahig 
wäre. 

VI.  Da  die  Staatspersönlichkeit  unmittelbar  mit  dem 
Dasein  des  Staatsherrschers  (souveraines  Volk  oder  Fürst) 
gegeben  ist,  so  ist  es  auch  ganz  unrichtig,  wenn  behauptet 
werden  will,  dass  der  Staat  nur  in  soweit  Persönlichkeit 
habe,  als  der  Herrscher  sie  ihm  beilege^);  im  Gegenteile 
hat  der  Staat  darum  eine  vollkommene  juristische  Persönlich- 
keit, und  somit  Rechtsfähigkeit  und  Handlungsfähigkeit,  weil 
sein  Herrscher  eine  vollständige  Persönlichkeit  und  ein  rechts- 
und  handlungsfähiges  Subjekt  ist,  und  er  hat  sie  in  und  mit 
dieser  Persönlichkeit  und  Rechtsfähigkeit  seines  Herrschers. 

Vn.  Eben  hieraus  erklärt  sich,  warum  man  im  gemeinen 
Leben  oft  von  Rechten  des  Staates  spricht,  während  man 
genau  genommen  von  Rechten  desStaatsherrschers  sprechen 
sollte.  Es  ist  aber  zwischen  den  sog.  Rechten  des  Staates  und 
den  Rechten  desStaatsherrschers  nie  ein  Unterschied  im  Wesen. 

VIU.  Praktisch  aufgefasst  äussert  sich  die  Staats  per- 
sönlichkeit hauptsächlich  in  drei  Beziehungen:  1)  in  Bezug 


*)  Siehe  oben  §.  54. 

*)  Dies  ist  einer  der  grOssten  Irrthtkmer  in  der  Maarenbrecher*8diai 
Schrift:  die  deutschen  Forsten  u.  s.  w.  S.  275  fL 
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«f  die  YermögenBYerhältiiisse  des  Staates,  d.  h.  in 
llmg  aaf  Staatseigenthum,  Staatsnutznngsrechte,  wie  Regalien 
«d  dogL,  Domänennntzangeny  Staatslehen  und  Staatsscholden, 
fa  welch»  BeziehoBg  dieStaatspersönliehkeit  noch  jetzt  allgemein 
! Bell  dem  römisehen  Sprachgebranche  als  Fiskus  bezeichnet 
«id;  2)  in  Bezng  auf  den  Staatsdienst,  nnd  3)  in  Bezog 
«f  die  auswärtigen  Angelegenheiten.  Aber  in  allen 
iesen  Beziehungen  sind  die  Rechte  des  Staates  keine  anderen 
tb  die  des  Staatsherrschers,  sondern  nur  diesem  kraft  der  in 
lim  personificirten  Staatsidee  zukommende  Rechte,  und 
wden  in  keinem  Staate  jemals  von  einem  anderen  Subjekte 
ik  dem  Staatsherrscher  ausgeübt^. 


§.  68. 

Verhältniss  des  Souverains  zur  Staatsgewalt. 

Territorialprincip. 

I.  Jeder  Staatsorganismus,  die  Staatsform  sei  welche  sie 
wde,  beruht  auf  der  Rechtsfiktion,  dass  der  Wille  des 
Souverains  der  yernünftige  Wille  sei  (§.  54).  Die 
SulBgewalt  ist  daher  das  innere  juristische  Wesen 
des  SouTerains:  sie  ist  dem  Unter th an  gegenüber  sein 
leeht,  welches  ihm  kraft  seines  Begriffes  an  sich  und 
«be  weitere  Vermittelung  zusteht  (§.  54). 

n.  Um  diesen  absoluten  Charakter  der  Souverainetät, 
ib.  ihre  Unabhängigkeit  von  jeder  anderen  Gewalt  aus- 
ndrficken,  hat  man  sie  mitunter  als  das  Eigenthum  {do- 
•»iwn  politicum)  des  Souveraius  bezeichnet  *).  Hierdurch  ist 
tteh  virUich  der  Souverain  von  einem  Magistratus,  Beamten 
^  sog.  Depositar  der  Staatsgewalt  unterschieden ,  welcher 
^  ein  Subjekt  der  Staatsgewalt  voraussetzt,  yon  welchem 


0  Siehe  oben  §.  54.  —  Dies  hat  recht  gut  (Fr.  Nebelthau)  Wahr- 
te und  Irrthum  in  der  Maurenbrecher'schen  Schrift  u.  s.  w.  S.  26  flg. 

0  Dies  that  z.B.  Maurenbrecher,  die  deutsch.  Fürsten  etc.  S.  167  u.  f. 
^  IfanKehe  Auffiissung  in  der  Alteren  Schule,  e.  B.  bei  Hugo  OrotiuSf 
^  obea  bd  der  Darstellung  des  Patrimonialprincips,  §.  39.  Note  11  u.  12. 
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er  seine  Crewalt  ableitet^).  Bedenklich  und  Missyerständnissen 
ausgesetzt  und  daher  besser  ganz  zu  vermeiden  ist  aber  die 
Bezeichnong  der  Souverainetät  als  dominium  aas  dem  Orunde, 
weil  sich  mit  diesem  Worte,  besonders  nach  dem  römischen 
Sadienrechte,  welchem  es  entlehnt  ist,  der  BegrüBT  eines  will- 
kflhrlichen  Gebrauchs-  und  Verfflgnngsrechtes  ver- 
bindet, was  dem  Begrifle  der  Staatsgewalt  als  sittlicher  Gewatt 
(§.  52)  widerspricht'). 

III.  Nach  der  Vorstellongsweise  der  germanischen 
Völker  erschien  alle  Regiemngsgewalt  als  ein  politisches 
mid  zwar  als  das  höchste  politische  Immobiliarrecht 
nnd  somit  als  eine  der  Gewere  und  Investitur  fähige,  ja 
sogar  regelmässig  durch  letztere  bedingte  Innehabnng^). 
Sogar  in  Bezug  auf  den  Kaiser  selbst  sprach  man  von  einem 
Investiren  desselben  durch  die  Kurfürsten^).  Ein  Anklang 
an  diese  mittelalterliche  Form  der  Erwerbung  einer  Landes- 
herrschaft hat  sich  sogar  in  dem  noch  heut  zu  Tage  tiblichen 
Sprachgebrauche  erhalten^  dass  der  Fürst  mit  der  höchsten 
Gewalt  bekleidet  sei.  Hiermit  hängen  auch  zum  Theile  die 
mit  Souverain  und  Souverainetät  heut  zu  Tage  im  Allgemeinen 
als  gleichbedeutend  gebrauchten  Bezeichnungen  ^^Landes- 
herr''  und  ^^Landesherrschaft^'  zusammen,  desgleichen 
die  Benennung  des  Staatsherrschers  nach  dem  Lande,  z.  R 
als  Kaiser  von  Oesterreicb,  König  von  Preussen,  Bayern  u.  s.  w.  % 


*)  £s  ist  daher  eine  unrichtige  and  verwirrende  Bezeichnung,  wenn 
Bausseau,  conir.  soc.  L.  3.  c.  1.,  dem  ersten  £xecutiv- Beamten  seiner 
Bepnblik  den  Namen  Souverain  beilegt 

*)  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Eigenthum  und  Staats- 
gewalt, wesshalb  auch  jede  Verweisung  auf  eine  Analogie  des  Ersteren 
anpassend  erscheint,  liegt  darin,  dass  das  Eigenthum  nur  dne  Gewalt 
aber  Sachen  ist,  und  in  der  Befiigniss  des  willkührlichen  Yerft^gens 
besteht,  was  alles  bei  der  Staatsgewalt  nicht  stattfindet  (§.  46  u.  52). 

*)  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  IL 
§.  51.  53. 

^)  So  sagte  der  Erzbischof  von  Mainz  bei  der  Absetzung  K.  H ein- 
rieb *s  IV.  (Berthold  a.  1068):  „Nonne  officii  nostriest,  regem  consecratom 
iiwesHref  . . .  Quem  merito  inoesUvimvs,  cur  immeritum  non  dheatianmsf^ 
—  Siehe  meine  deutsche  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  II.  §.  46w 
Note  14.  S.  464. 

^)  Um  den  Schein  einer  Anerkennung  des  mit  dieser  Aufibssong  im 
Mittelalter  verflochtenen  Patrimonialprincips  (§.  39)  zu  vermeiden, 
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lY.  Diese  Aüffassang  der  Staatsgewalt  als  ein  Immobi- 
litrrecht  kann  sogar,  wenn  man  nnr  von  der  nicht  mehr 
paktischen  Form  der  Investitar  absieht,  auf  allgemeine 
(Btigkeit  Anspruch  machen,  da  die  Ausübung  der  Staatsgewalt 
Ms  dnrch  die  Innehabung  (den  Besitz)  eines  Landes 
kdingt  ist  und  mit  dem  Lande  erworben  und  verloren 
miy  daher  sie  also  für  den  Souverain  selbst  hinsichtlich  ihrer 
praktischen  Geltung  Ausfluss  (Rechts -  Wirkung)  seines 
lemtorialbesitzes,  mithin  ein  Recht  des  Besitzes  (Jus 
fmesiionis  im  Gegensätze  von  jus  possidendi)  ist  ^). 

V.  Der  Grundsatz,  dass  der  Besitz  des  Landes  an  sich 
& imerlassliehe  thatsächliche  Voraussetzung  der  prak- 
tischen Geltung  (Ausübung)  der  Staatsgewalt  in  demselben, 
iL  der  Möglichkeit  einer  Regierung  überhaupt  ist  — 
m  Grundsatz,  der  wegen  seiner  durchgreifenden  Giltigkeit 
logleich  als  der  oberste  Grundsatz  des  gesammten  praktischen 
Staatsrechtes  erseheüit  —  wird  das  Territorialprincip  ge- 
Msnt^). 


st  in  der  neneren  Zeit  in  den  Titeln  der  Soaveraine,  deren  Herrschaft 
A&th  einen  Akt  der  Yolkssouyerainetftt  gegründet  worden  ist,  die 
Bezeidmung  des  Herrschers  nach  dem  Volke,  z.  B.  Koi  oder  Empereur  des 
fnsunoB,  Boi  des  Grecs  etc.  Sitte  geworden. 
0  VergL  oben  §.  46. 

")  Du  Territorialprincip   war   zwar  bisher   den  pnblicistischen 

ScMsteüem  nicht  unbekannt;  jedoch  beschränkte  man  sich  darauf,  es  in 

te  einzelnen  Lehre  (von  dem  Staatsgebiete  oder  der  Gebietshoheit)  an 

fr  Spitze  ZQ  stellen.    Es  ist  aber  diesem  Princip  in  Bezug  auf  das  prak- 

^  Sttttsrecht  unbedingt  der  Platz  an  der  Spitze  des  ganzen  Systems 

»ZDwdsen,  wodurch  auch  erst  Zusammenhang  in  seine  einzelnen  Con- 

•^Wtten  gebracht  wird.  —  Das  Territorialprincip  unterscheidet  sich 

^demPatrimonialprincip  dadurch,  dass  es  1)  nicht  das  Eigenthum 

tt  Grand  ond  Boden  zum  Grunde  der  Staatsgewalt  selbst  macht,  sondern 

*r  die  That Sache  der  Unterwürfigkeit  des  Landes  als  die  noth- 

*^l^  Yoraossetzung  der  Wirksamkeit   der  Staatsgewalt  in  demselben 

^^>^t,  nnd  2)  dadurch,  dass  es  die  Frage,  wie  und  aus  welchem  Rechts- 

titel  das  Land  oder  die  Herrschaft  darin  besessen  werde,  ob   als  ein 

l'^'inonisles  oder  als  ein  von  der  Yolkssouyerainct&t  u.  s.  w.  abgeleitetes 

^t,  überhaupt  gar  nicht  berührt 
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§.  59. 

Beherrschungsfonnen  der  Staaten  nach  dem  Principe 
der  Volkssouverainetät  und  der  Fllrstensouverainetät 
Monarchien  und  Republiken,   nebst  deren  Unterarten, 

Aristokratien  und  Demokratien^). 

I.  Je  nachdem  die  Herrschaft  bei  einem  Indiridnum,  dem 
Fürsten;  oder  bei  Mehreren,  insbesondere  bei  gewissen 
Geschlechtern  oder  bei  dem  Volke  in  seiner  Gesammtheit  (bei 
Allen)  ist,  pflegt  man  als  staatliche  Beherrschnngsformen 
die  Monarchie,  die  Aristokratie  und  die  Demokratie 
za  unterscheiden^). 

U.  Da  aber  doch  die  Aristokratie  imPrincip  die  VoUlb- 
soaverainetät  anerkennt,  wenn  sie  gleich  für  die  beyorzogten 
Geschlechter  einen  fiberwiegenden  Einflnss  auf  deren  Ans- 
fibung  in  Anspruch  nimmt,  so  ist  es  logisch  richtiger,  wenn 
man  entsprechend  den  beiden  allein  geschichtlichen  Formen, 
in  welchen  die  Souverainetät  praktisch  heryortritt,  nämlich 
der  Volkssouverainetät  und  der  Fllrstensouverainetät, 
auch  nur  zwei  Hauptformen  des  Staates,  nämlich  Monarchien 
(Einherrschaften)  und  Bepubliken  (Volksherrscbaften, 
auch  sog.  Freistaaten)  unterscheidet,  und  die  Aristokratie  und 
Demokratie  als  Unterarten  der  Republik  auffasst'). 


«)  J.  Held,  Syst  des  Verf.-Rechts  (1856)  Bd.  L  S.  338. 

*)  Diese  Terminologie  war  schon  bei  den  Eömem  gebräuclilich;  so 
z.  B.  findet  sie  sich  bei  Cicero  de  repablica.  Aristoteles  gebrauchte  für 
die  Herrschaft  des  gesammten  Volkes  den  Ausdruck  TtoliriCa;  die  Demo- 
kratie erklärte  er  als  den  Verfall  der  noliveia,  d.  h.  einen  Zustand  der 
Pöbelherrschaft  (auch  sog.  Ochlokratie),  der  kaum  mehr  von  der  Anarchie 
verschieden  ist  Eben  so  erklärte  er  die  Oligarchie  als  Ausartung  der 
Aristokratie,  die  Tv^dw&q  als  Ausartung  des  Königthums.  —  Montes- 
quieu stellte  als  Princip  der  Monarchie  die  Ehre,  als  das  der  Aristokratie 
die  Mässigung,  als  das  der  Republik  die  Gleicheit  auf. 

')  An  sich  betrachtet  bezeichnete  respublica  überhaupt  einen  Staat, 
oder  bürgerliches  Gemeinwesen  (siehe  oben  §.  2  und  §.  5);  daher  sprach 
man  fortwährend  selbst  in  der  Zeit  der  despotischen  ImperatorenherrschaH 
von  der  respuhlica  Ramanorum.  Cicero  versteht  unter  respiibUca  gewöhn- 
lich die  aristokratische  römische  Staatseinrichtung,  welche  durch  die  Dono- 
kratie  (die  Parthei  Cäsar'R)  bedroht  wurde. 


$.  60l  Geschichtliche  Aufeinanderfolge  der  Staatsformen.         113 


IIL  Eb  18t  dies  am  so  zweekmftssiger,  als  die  Aristokratien 
ai  Sisme  des  Alterthmns  und  des  Mittelalters  flberall  ver* 
lAwutden  sind,  ond  in  allen  noch  bestehenden  Republiken 
•im  demokratisehe  Element  allein  oder  doch  yorwiegend  herrscht 

§.  60. 

Von  der  geschichtlichen  Aufeinanderfolge  der 

Staatsformen. 

I.  Der  Natur  der  Sache  nach  ist  die  Herrschaft  that- 
ttehlich  immer  and  noth wendig  in  Wahrheit  nnd  Wirklichkeit 
ii,  wo  das  höchste  Vermögen,  d.  h.  die  meiste  Macht,  Intelligenz 
tid  Willenskraft  ist.  Daram  ist  die  natürliche  and  eigentlich 
frinitiye  Beherrschnngsform  Aristokratie,  d.  h.  Herrschaft 
In*  willenskräftigen  Mächtigen  über  die  wiilensträgen  Massen ')  : 
m  geht  aber  in  ihrer  historischen  Entwickelang  allmählig  ent- 
weder in  Demokratie,  d.  h.  Herrschaft  der  Massen,  oder 
in  Monarchie,  d.  h.  in  Herrschaft  eines  Einzelnen,  tlber. 

IL  Ersteres  ist  der  Fall,  wenn  die  Masse  des  Volkes 
aeh  Yon  der  Aristokratie  wirklich  tlbermttthig  behandelt  findet 
nd  anf  einer  höheren  Bildangsstafe  angelangt  ist,  oder  wenn 
fie  Masse  von  ihren  Schmeichlern,  den  Demagogen,  aufgeregt, 
m  den  Dttnkel  verfällt,  sich  selbst  als  die  grösste  Intelligenz 
n  betrachten  ^). 

ni.  Die  Monarchie  dagegen  entsteht  meistens  und 
ursprünglich  dadarch,  dass  sich  die  Masse  freiwillig  anter 
die  Leitung  eines  Einzelnen  stellt,  um  das  ihr  allmählig  drückend 
gewordene  Joch    der  Aristokraten  abzuschütteln^),    oder    sie 

0  Aach  das  kleine  sog.  patriarchalische  Königthum,  so  wie  das  alt- 
fBoanische  kleine  Gaokönigthiim,  ist  seinem  Wesen  nach  nichts  anderes 
ah  eine  aristokratische  Geschlechterherrschafu  —  Eben  so  ist  auch  die 
Theokratie  oder  Hierarchie  nur  eine  Form  der  Aristokratie. 

*)  An  diesem  Dünkel  gingen  die  griechischen  Republiken  zu  Grunde : 
n  UBientiich  Athen,  seitdem  der  Gerber  Kleon  in  der  Politik  das  grosse 
Wort  fährte.  Schon  Piaton,  in  der  Apologie  des  Sokrates,  geisselt  diesen 
DsDkd  der  Handwerker,  die,  weil  sie  ihre  Kunst  geschickt  ausübten,  sich 
aaek  in  den  übrigen,  und  zwar  in  den  wichtigsten  Dingen,  für  sehr  weise 
iüelten. 

')  Dieaen  gewöhnlichen  Entwickelungsgang,  das  Hervortreten  der 
Monarchie  als  Opposition  gegen  die  Aristokratie,  häufig  nach  einer  kurzen 

Z9pn.  Suaterecht.  5.  Anfl.   I.  8 
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entsteht  dadurch,  dass  es  einem  einzelnen  Ehrgeizigen  gelingt, 
mit  Hilfe  der  von  ihm  aufgeregten  Masse  die  alte  Aristokratie 
zu  stürzen  und  hierauf  die  Masse  selbst  als  etwas  Willenloses 
sich  zu  unterwerfen^).  Mitunter  entwickelt  sich  die  Monarchie 
auch  friedlich  und  naturgemäss  aus  der  Aristokratie,  was 
namentlich  bei  den  germanischen  Völkern  in  Folge  ihrer 
Eroberungszüge  und  des  Gefolgschaftswesens  der  Fall  war. 

IV.  Wo  die  Monarchie  sich  nicht  behaupten  kann  nnd  ein 
Umsturz  erfolgt,  tritt  im  heutigen  Europa  regelmässig  unmittelbar 
die  Demokratie  an  ihre  Stelle:  und  wo  sich  die  Demokratie 
auf  revolutionärem  Wege  an  die  Stelle  der  Monarchie  setzt, 
muss  sie  regelmässig  alsbald  wieder  der  Monarchie,  und  swar 
gewöhnlich  in  den  strengsten  Formen  der  Autokratie  (einer 
Aera  der  Cäsaren)  Platz  machen^).  So  kann  eine  grosse 
Kation  längere  Zeit  zwischen  der  Herrschaft  der  Volkssouve- 
rainetät  und  des  Absolutismus  hin  und  her  geworfen  werden, 
bis  sie  in  einer  gemässigten  Monarchie  eine  dauernde  Rohe 
findet. 

VI.  Uebrigens  gehen  die  Verfassungsentwickelungen  bei 
den  einzelnen  Völkern  naturgemäss  einen  sehr  verschiedenen 
Gang,  und  kann  daher  auch  kein  dafür  allgemein  giltiges 
Gesetz  der  Weltgeschichte  ausgesprochen  werden.  Insbesondere 


demokratischen  Episode,  welche  nur  den  Uebergang  vermittelt  (wie  bei 
C&sar  und  den  beiden  Napoleon)  hat  schon  Cicero,  de  offic,  n.  12,  sehr 
gut  bemerkt:  ,,Mihi  quidem  non  apud  Medos  solum,  ut  ait  Herodotas,  sed 
etiam  apud  minores  nostros  justitiae  fruendae  causa  videntur  olim  bene 
meriti  reges  constituti.  Nara  quum  premeretur  inops  multitudo  ab  iis,  qai 
msgores  opcs  habebant,  ad  unum  aliquem  confugiebant  virtute  praestantem, 
qui  quum  prohiberet  irguria  tenuiores,  aequitate  constituenda  summos  cum 
infimis  pari  jure  retinebat."  Ebenso  begehrte  (1660)  das  dänische  VoDc 
die  absohlte  Monarchie,  um  dem  Drucke  des  Adels  zu  entgehen. 

*)  So  berichtet  im  16.  Jahrhundert  W.  Pirckkeimer,  censnra  de  Ger- 
maniae  rebus  publicis  (in  Opp.  Edit.  Frkf.  1765.  p.  201),  über  die  Art,  wie 
die  Bischöfe  verfuhren,  um  sich  die  Reichsstädte  zu  unterwerfen:  „Sed  cum 
primum  plebem  contra  optimates  instigassent,  brevi  eos  ubique  ejecere,  ac 
deinde  stulto  oppresso  populo,  omnia  suae  ditioni  subjecerunt.  ^' 

B)  Dass  die  Demokratie  regelmässig  dem  Despotismus  den  Weg  bahnt, 
ist  auch  schon  von  den  griechischen  Geschichtschreibem  erkannt  worden: 
so  z.  B.  von  Polybius,  bist.  lib.  6,  der  es  das  Natargesetz  der 
Staaten  (q)ifatwq  ohtovofiCa)  nennt,  dass  auf  die  Demokratie  die  Despotie 
folgt 
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M  es  ein  offenbarer  und  durch  die  Geschichte  aller  Zeiten 
widerlegter  Irrthnm,  dass  eben  so,  wie  man  logisch  die  Herr- 
:lihift  Ton  Einem ,  Mehreren  oder  Vielen  unterscheiden  kann^ 
Iran  aach  das  weltgeschichtliche  Gesetz  der  Staatenent- 
tidLelung  in  dem  Uebergang  der  Monarchie  in  Aristokratie 
nd  dieser  in  Demokratie,  nnd  hierin  also  die  Vollendang  zn 
rtamen  sei*).  Diese  irrige  Vorstellmig  hängt  mit  der  nicht 
ttnd^  irrigen,  schon  ron  Aristoteles  bekämpften  Meinnng  za- 
funira,  als  ob  die  Demokratie  die  beste  nnd  roUkommenste 
ftiatsform  sei.  Es  gibt  aber  überhaupt  keine  absolut  beste, 
Meh  ftr  alle  Zeiten  und  f&r  alle  Völker  passende  Staatsform ''). 

§.  61. 

Von  der  Bedeutung  der  aristokratischen  Elemente 
in  jeder  Beherrschungsform. 

L  Abgesehen  von  der  Bezeichnung  einer  gewissen  Staats- 
fcnn  (§.  59)  verbindet  sich  mit  dem  Worte  Aristokratie 
loch  eine  andere  Bedeutung,  nämlich  die  als  Inbegriff  der 
lerrschaftstüchtigen  oder  geltungsfähigen  Elemente, 
vdehe  überhaupt  in  einer  Nation  liegen.  In  jedem  Staate 
faden  sich  nämlich  tüchtige  und  untttchtige  Elemente:  dass 
«ber  Macht  (Vermögen,  Seichthum),  Intelligenz  und  Willens- 
baft  sieh  gegenüber  von  der  Schwäche  (Mittellosigkeit),  Un- 
'^gkeit  und  Trägheit  geltend  machen,  also  im  Vergleich 
n  diesen  herrschen,  ist  ein  allgemeines  und  unabänderliches 
Hatargesetz. 

IL  Eme  Aristokratie  in  diesem  Sinne  findet  sich  in 
jdem  Staate,  gleichviel  ob  die  Form  seiner  Beherrschung  sich 
^  Republik  oder  als  Monarchie  ausgebildet  hat,  und  muss 
>Kh  m  ihm  finden,  wenn  er  nicht  an  eigener  Uufähigkeit  und 
Sehwäehe  zu  Grunde  gehen  soll.    Selbst  die  Bepublik  kann 


OVergl.  meine  Schrift,  die  Demokratie  in  Deutschland,  2.  Aufl. 
fihttgartl853. 

^  üeber  Staatsformen  und  Staatsverfassungen,  vergl.  Jul.  Fröbel, 
^rie  der  Poütik,  Wien  1861,  Thl.  I.  S.  203  flg.  —  Eine  sehr  gute  Kritik 
fe  VortheOe  und  Nachtheile  der  Monarchie  und  der  Republik  (Demokratie) 
^m:  Ausland,  Jahrgang  1858.  Nr.  18. 

8* 
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derartige  aristokratische  Elemente,  wie  z.  B.  geistige  Capa- 
citäten  a.  s.  w.  nicht  entbehren :  noch  weniger  könnte  dies  die 
Monarchie,  deren  Wesen  vorzugsweise  in  der  Verbindung 
sämmtlicher  herrschaftstüchtigen  Elemente  mit  dem  Staats- 
herrscher (der  Autorität)  besteht. 

m.  Die  aristokratischen  Elemente  sind  nicht  überall  und 
in  allen  Zeiten  dieselben:  auch  sie  haben  ihre  Geschichte, 
und  bald  hat  das  eine,  bald  das  andere  vorwiegende  Be- 
deutung. Nach  den  gegenwärtig  bestehenden  Verhältnissen 
in  den  europäischen  Staaten  kann  man  vier  Klassen  aristo- 
kratischer Elemente  unterscheiden:  1)  die  Geburtsaristo- 
kratie, als  Aristokratie  des  grossen,  geschlossenen  und 
unveräusserlichen  Grundbesitzes,  früher  auch  als  Aristokratie 
der  Wehrkraft  von  Bedeutung;  2)  die  Aristokratie  der  Intelli- 
genz, früher  hauptsächlich  bei  der  Geistlichkeit,  jetzt  ttbeiiiaupt 
bei  den  sog.  gebildeten  Ständen,  und  namentlich  im  Staatsdienste 
als  Beamtenaristokratie  oder  Bureaukratie  hervor- 
tretend; 3)  die  Geld-Aristokratie  oder  Plutokratie  ab 
Aristokratie  des  Reichthums  in  beweglichem  Vermögen,  in 
Handel  und  Fabrikation,  deren  Einfluss  sich  besonders  in 
Bezug  auf  den  Staatskredit  (auf  der  Börse)  geltend  macht; 
und  4)  die  Aristokratie  der  Wehrkraft,  welche  in  dem 
stehenden  Heere  liegt,  und  deren  Bedeutung  fttr  die  Bewältigung 
staatsgefährlicher  Ereignisse  im  Inneren  und  Aeusseren  von 
selbst  einleuchtet. 

IV.  In  diesem  Sinne  kann  man  sagen,  dass  kein  Staat 
in  seinem  Wesen  etwas  anderes  sein  solle,  als  eine  Aristo- 
kratie, d.h.  ein  Zustand,  in  welchem  alle  geltungsfähigen 
Elemente  auch  zur  entsprechenden  Geltung  gelangen  0*  ^^ 
mehr  eine  jede  tüchtige  Kraft  an  die  rechte  Stelle  gebracht 
und  die  gehörige  Entfaltung  möglich  gemacht  wird,  desto  mehr 
wird  auch  die  Macht  des  Staates  und  das  Ansehen  der  Regierung 
gewinnen,  und  das  wahre  Beste  des  Volkes  gefordert  werden. 


0  Die  Ansicht,  dass  jeder  Staat  im  Wesen  eine  Aristokratie  sein  solle, 
d.  h.  dass  die  besten  und  tüchtigsten  Elemente  zur  Herrschaft  gebradit 
werden  sollen,  findet  sich  schon  bei  Aristoteles. 
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Fünfter  Abschnitt. 

?•■  ier  f  erbiidmig  Mehrerer  Stutei« 

§.  62. 
Begriff  von  Staatensysteni  und  dessen  Unterarten. 

L  Unter  Staaten ,  welche  neben  einander  in  demselben 
Wdtiheile  bestehen  und  daher  mit  einander  allmählig  in  viel- 
flehen  Verkehr  kommen,  entwickeln  sich  unvermeidlich  im 
Uofe  der  Zeit  gewisse  völkerrechtliche  Grundsätze;  welche 
ib  als  gemeinverbindlich  nnter  sich  anerkennen ,  ohne  dass 
dämm  einer  dieser  Staaten  seiner  Selbstständigkeit  entsagte. 
Solche  Staaten,  welche  in  voller  Unabhängigkeit  neben  ein- 
iDder  bestehend,  nnr  durch  die  Gemeinschaftlichkeit  der 
völkerrechtlichen  Grundsätze  verbunden  sind,  bilden 
em  sog.  Staatensystem,  und  in  diesem  Sinne  spricht  man 
Ton  einem  europäischen  Staatensysteme,  welches  sich 
Kit  dem  XVI.  Jahrhundert  zu  bilden  angefangen,  und  allmählig 
M  erweitert  hat,  dass  es  jetzt  sämmtliche  Staaten  Europas 

n.  Es  bilden  sich  aber  geschichtlieh  unter  den  Staaten 
klofig  noch  besondere,  engere  Verbindungen,  welche  man  im 
Allgemeinen  als  Unionen  zu  bezeichnen  pflegt,  theils  zu 
vorfibergehenden  Zwecken,  sog.  Allianzen,  theils  zu 
bleibenden  und  umfassenderen  Zwecken,  so  dass  die 
Verbindang  selbst  mehr  oder  minder  einen  staatenähnlichen 
Cbttakter  annimmt,  oder  sogar  zur  vollkommenen  Verschmelzung 
BKkrerer  Staaten  zu  einem  Staate  hinftlhrt. 

in.  Die  Veranlassung  zu  solchen  bleibenden  Ver- 
Undongen  mehrerer  Staaten  liegt  theils  in  dem  Bedürfnisse 
io  nrsprüDglich  kleinen  Staaten,   durch  eine  bleibende  Ver- 


*)Yergl.  Hälschner,  in  Eberty,  Zeitschr.  1  volksth.  Recht,  1844. 
Bi  I.  S.  59. 
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bindung  unter  sich  oder  mit  einem  grösseren  Staate  ihr  Bestehen 
zu  sichern  und  die  Vortheile  zu  erlangen,  die  ein  grosses 
Staatswesen  allein  zu  gewähren  vermag:  theils  liegt  die  Ver- 
anlassung in  Friedensschlüssen,  theils  tritt  eine  solche  Verbindung 
als  eine  geschichtliche  Noth wendigkeit  hervor,  wo  ein  zaht 
reiches  Volk,  wie  das  deutsche,  dnrch  den  naturwftchsigen 
Partikularismus  seiner  einzelnen  Stämme  gehindert  ist,  einen 
Einheitsstaat  zu  erschaffen  oder  in  demselben  fortzubestehen, 
aber  nichts  desto  weniger  eine  seiner  Glesammtnationalität  ent- 
sprechende Einigung  nicht  entbehren  kann. 

IV.  Solche  bleibende  Verbindungen  unter  mehreren  Staaten 
nennt  man  im  Allgemeinen  auch  Staaten  Systeme^):  meistens 
aber  bezeichnet  man  sie  mit  besonderen  Ausdrücken,  je  nach  ihren 
verschiedenen  Arten,  und  unterscheidet  demnach  den  Staaten- 
bund, den  Bundesstaat  (oder  Staatenstaat)  und  die  ver- 
schiedenen Arten  der  sog.  Unionen  im  engeren  Sinne,  wie  die 
Personal-Union,  die  Realunion  und  dieincorporation. 

§.  63. 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (Staatenstaat)  ^). 

1)  Gemeinschaftliches. 

I.  Die  Hauptformen,  in  welchen  sich  eine  Mehrzahl  von 
Staaten  zu  einem  organisirten ,  bleibenden  Staatensysteme  zu 
verbinden  pflegt,  sind  der  Staatenbund  {confoederatio 
civitatum)  und  der  Bundesstaat  oder  Staatenstaat  {dm- 
tas  foederaia  s,  compositd).  Zwischen  Bundesstaat  und 
Staatenstaat  ist  kein  Unterschied,  ausser  hinsichtlich  der 


*)  Systema  civitatum  confoederatarum,  etc. 

^)  Yergl.  überhaupt,  P.  A.  Pfizer,  über  die  £ntwickelung  des  öffeot- 
lichen  Rechts  in  Deutschland,  Stuttgart  1835,  S.  41  ff.  —  Welcker, 
wichtige  Urkunden,  Mannheim  1844,  S.  34  81  —  Bluntschli,  allgem. 
Staatsr.,  2.  Aufl.  (1857)  Bd.  L  S.  32.  209.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch. 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  25  ff.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-Recht8  (1856) 
Bd.  I.  S.  390  flg.  —  Yo  11g raff,  wodurch  unterscheiden  sich  Staatenbund, 
Bundesstaat  und  Einheitsstaat  von  einander,  und  was  sind  sonach  der 
deutsche  Bund,  die  nordamerikanische  Union  und  die  neue  schweizerische 
Eidgenossenschaft?  Marburg  1859.  —  Heidelberger  Jahrbücher  der 
Lit,  1860.  Nr.  9.  p.  130. 
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litstehiiiig:  erstereBezeiehnang  gebraucht  man  nämlich, 
die  Geflammtstaatsyerbindang  anf  Vertrag  derEinzeln- 
wie  ein  Staatenband,  bernht :  die  letztere  Bezeichnnng 
nd  dagegen  dann  gebraucht,  wenn  die  Bildung  des  Gesammt- 
riaites  in  anderer  Weise  yor  sich  gegangen  ist,  und  daher 
Mter  Umständen  selbst  nicht  einmal  als  eine  freiwillige  er- 
«leint  ^. 

IL  Das  System  des  Staatenbundes  und  des  Bundes- 
staates stimmen  darin  ttberein :  1)  dass  jeder  der  verbundenen 
Staaten  seine  besondere  Regierung  behält;  2)  dass  die 
wwinigten  Staaten  Aber  sich  als  Gesammtorgan  eine  Central- 
gewalt  anerkennen,  welcher  legislative  und  richterliche  Be- 
hgmse  und  eine  vollziehende  Grewalt  beigelegt  sind;  3)  dass 
AeYerbindnng  eine  immerwährende  ist,  wodurch  sie  sich 
namentlich  von  einem  einfachen  Bflndnisse  oder  einer  Allianz 
({.  62)  unterscheidet;  4)  dass  die  Verbmdung  in  völkerrecht- 
Idier  Beziehung  den  Charakter  eines  politischen  Gemein- 
vesens  in  Anspruch  nimmt,  und  5)  dass  die  Verfassung 
dereinzelnen  Staaten  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Gesammt- 
rer£uBnng  stehen  darf  ^). 

§.  64. 

2)  Unterschiede  zwischen  dem  Stiuitenbunde  und  dein 
Bundesstaate  oder  Htaatenstaate  *). 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staatenbunde  und  dem 
Bandesstaate  oder  Staatenstaate  zeigt  sich  vorzugsweise 
in  folgenden  Beziehungen : 


«)  VergL  §.  64.  Nr.  IV. 

')  üeber  die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  in  der  deutsch.  Bundes- 
mibttnng,  siehe  unten  §.  335.  338. 

^)  Die  unterschiede  zwischen  dem  Staatenbund  und  Bundesstaat  sind 
Hemden  bei  den  Verhandlungen  über  eine  deutsche  Keichäveiiaäsung  in 
4aJa]iren  1848  und  1849  zur  Sprache  gekonunen.  Ks  sind  überhaupt  drei 
Stetemjsteme,  in  welchen  diese  Fragen,  und  zwar  in  verschiedener  Weise, 
boeiU  zu  praktischer  Erörterung  und  Darstellung  gekommen  sind:  der 
■^aitaciie  Bund,  die  Schweizer  Eidgenossenschaft  und  die  Nordamerikanische 
Union. 
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I.  Im  Bundes-  oder  Staatenstaate  erscheint  die 
Centralgewalt  als  eine  wirkliche  Staatsgewalt ;  sie  verfolgt  also 
sämmtliche  Staatszwecke,  wie  die  Staatsgewalt  im  Ein- 
heitsstaaten): im  Staatenbunde  dagegen  ist  die  Wiik- 
samkeit  der  Centralgewalt  auf  die  Verfolgung  der  bestimmt 
benannten  Bundeszwecke  und  auf  die  sonst  in  den 
Bundesverträgen  ihrer  Leitung  und  Entscheidung  zugewiesenen 
Angelegenheiten  beschränkt^). 

U.  Bei  dem  Staatenbunde  ist  und  bleibt  jedes  Bandes- 
glied vollkommen  souverain,  nnd  hat  nur  sich  selbst  im 
Gebrauche  seiner  Souverainetät  in  einigen  bestimmt  benannten 
Beziehungen  bundesvertragsmässig  beschränkt^):  im  Bundes- 
oder Staatenstaate  kann  die  Souverainetät  der  Einzeln- 
staaten in  der  Art  beschränkt  sein,  dass  sie  nur  noch  als  sog. 
halbsouveraine  Staaten  erscheinen. 

ni.  In  jedem  Staatenbunde  spricht  im  Zweifel  die 
rechtliche  Vermuthung  ftir  die  politische  Berechtigung 
der  Einzelnstaaten,  und  muss  daher  jede  Beschiilnkung 
ihrer  Souverainetät  durch  die  Centralgewalt  besonders,  als 
durch  die  Grundveiiräge  des  Bundes  begründet,  nachgewiesen 
werden*'):  fUr  den  Bundes-  oder  Staatenstaat  lässt  sieh 
dagegen  eine  solche  Rechtsvermuthung  in  solcher  Allgemeinheit 
nicht  behaupten"). 

*)  So  z.  B.  die  Reichsgewalt  im  alten  deutschen  Reiche. 

')  So  z.  B.  in  der  deutschen  Bandesakte,  art.  2. 

4)  Vergl.  die  deutsche  B.-A.,  art.  1;  art.  11,  a  linea  4,  und  die  Ein- 
leitung  zu  den  besonderen  Bestimmungen  tof  art.  12. 

B)  Der  Begriff  eines  halbsouverainen  Staates  gründet  sich  nadi 
völkerrechtlichen  Begriffen  darauf,  dass  ein  Staat  kein  Gesandtschaftsrecht 
und  kein  selbstständiges  Kriegsrecht  hat  (siehe  unter  Nr.  VI.  ff.),  sondern 
in  diesen  Beziehungen  von  einem  anderen  Staate  abhängig  ist,  von  dessen 
Concession  sich  auch  meistens  seine  Regierungsgewalt  als  Lehen  u.  dergl. 
ableitet.  Doch  sind  diese  Beschränkungen  nirgends  gleichmässig  durch- 
geführt :  so  z.  B.  waren  die  deutschen  Einzelnstaaten  zur  Reichszeit  unstreitig 
nur  halbsouverain,  und  hatten  doch  bereits  seit  dem  westphälischen  Frieden 
Bändnissrecht  mit  auswärtigen  Staaten.  Daher  kommt  es  auch,  dass  in 
Bezug  auf  die  Cantone  in  der  Schweiz  und  die  nordamerikanischen  Frei- 
staaten immer  gestritten  wird,  ob  sie  ganz  oder  halb  souverain  seien. 

«)  Sehr  sorgfältig  ist  dieser  Grundsatz  entwickelt  in  der  Wiener 
Schlussakte,  art.  9,  10.  15. 

7)  A.  M.  ist  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  §.  27.  IT.  ~  Es  lässt 
sich  aber  auf  geschichtlicher  Grundlage  nicht  mehr  sagen,  als  dass  da,  wo 
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lY.  Em  Staatenbund  kann  niemals  anders  als  durch 
Tertrag  der  Bandesglieder  unter  sich  entstehen:  ein  Staaten- 
tUat  kann  aber  aach  in  anderer  Weise  entstehen^  wie 
&  &  durch  Uebermacht^  Lehensyerband ,  oder  theilweise 
UAiatag  einer  frflher  bestandenen  grosseren  Staatseinheit. 

V.  In  dem  Staatenbunde  ist  die  Centralgewalt  und 
iseu  Bmieehtigang  stets  nur  Ausfluss  der  vorher  schon 
hotdieDdenSoayerainetät  der  Bundesglieder:  im  Staaten- 
Maate  aber  kann  die  den  Einzelnstaaten  zukommende  Re- 
ibmiesgewalt  auch  wohl  umgekehrt  als  Ausfluss  der 
Centralgewalt,  ja  sogar  als  eine  widerrufliche  Con- 
mmm  derselben  erscheinen  ^) ;  wogegen  der  Staatenbund  nie 
OB  Recht  haben  kann,  die  Sourerainetät  eines  seiner  Mitglieder 
MünheboL 

¥L  Im  Staatenbunde  behält  jeder  Einzelnstaat  das 
iQÜe  dLtiye  und  passive  Gesandtschaftsrecht  und  volles 
Blndniss-  und  Vertragsrecht  mit  anderen,  nicht  zum 
Bude  geh(Mgen  souverainen  Staaten,  und  ist  nur  verpflichtet, 
üoieht  gegen  den  Bund,  d.  h.  nicht  zu  dessen  Schaden  zu 
pbraoehen ').  Im  Bundesstaate  dagegen  hat  nur  der 
ficsammtstaat  das  Recht  und  die  Ehre  des  diplomatischen 
Teikehrs,  und  sind  diese  den  Einzelnstaaten  ganz  entzogen, 
•der  8ie  dürfen  doch  keine  völkerrechtlichen  Verträge  ohne  Vor- 
men  and  Genehmigung  der  Centralgewalt  schliessen  ^^). 


ä Staatenstaat  sich  durch  Vertrag,  als  eigentlicher  Bundesstaat  bildet, 
^  ejozelnen  Staaten  den  im  Staatenbunde  jedenfalls  selbstverständlichen 
^nndsaiz,  dass  ihre  SouTerainet&t  nicht  weiter  beschränkt  werden  solle, 
iheBderBnndesrertragsagt,  gewöhnlich  auch  vorsorglich  ansdrücklich  anf- 
Bäaea:  so  z.  B.  in  der  Schweizer  Bundesverf,  v.  1848,  §.  3;  und  in  der 
Fnalrförter  deutschen  Reichsverfassung  v.  1849 ,  Art.  1.  §.  6.  —  Wo  aber 
^  Staatenstaat  in  anderer  Weise  entsteht,  wie  z.  B.  das  alte  deutsche 
^^^  da  ist  ein  solcher  Grundsatz  keineswegs  selbstverständlich,  noch  hat 
*  ^Beehtsverrauthung  für  sieh,  sondern  da  kommt  alles  auf  die  historische 
^Btwidtelang  und  die  positiven  Rechtstitel  im  Einzelnen  an. 

*)  So  galt  im  deutschen  Reiche  die  Regierungsgewalt  der  I^ndesherren 
^  iben  vom  Kaiser  geliehen  (siehe  oben  §.  39.  Note  ö) ;  und  soweit  sie 
n  ö^Ritliclien  Sinne  lehnbar  war,  unterlag  sie  der  Widemiflichkcit  nach 
Ssanaen  lehenrechtlichen  Grundsätzen  (siehe  oben  §.  50.  VI.). 

*)  üentBche  B.-A.  art  11,  a  linea  3. 

*)  Fnnkf.  deutsche  Reichsverf.  ▼.  1849,  §.  6—9. 
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VII.  Im  Staatenbunde  hat  jedes  Bnndeaglied  sein 
selbstständiges  Kriegsrecht,  und  wenn  auch  dieses  hiiir 
sichtlich  seiner  Ansttbung  gewöhnlich  durch  den  Bandes- 
vertrag  beschränkt  wu*d,  so  behält  doch  im  Staatenbunde  ein 
jedes  Bundesglied  sein  eigenes  Militair  und  seine  eigene 
Militairgewalty  und  somit  auch  das  Emennungsrecht  der 
Offiziere  seiner  Truppen;  die  Bundesarmee  kann  sonach  nur 
aus  Contingenten  der  Bnndesglieder  bestehen  und  der  Bund 
kann  hier  auch  nur  f&r  die  Dauer  eines  Bundeskrieges  den 
Oberfeldherm  ernennen ^^).  Im  Bundesstaate  dagegen  hat 
nur  der  Gesammtstaat  als  solcher  Kriegsrecht  und  wirk- 
liches Militair,  und  daher  hat  hier  auch  nur  die  Gentralgewalt 
das  £mennnngsrecht  der  Officiere^^). 

VIU.  Im  Staatenbunde  hat  jedes  Bundesglied  seine 
eigene  Finanzgewalt  und  das  Besteuerungsrecfat 
ttber  seine  Unterthanen ;  der  Bund  aber  hat  gar  keine  Finanxr 
gewalt  und  kein  Besteuerungsrecht,  sondern  nur  ein  Gassen- 
wesen und  ist  daher  lediglich  auf  dieMatrikularbeiträge 
seiner  Mitglieder  angewiesen  ^^).  Ein  Staatenbund  bedarf  daher 


^*)  Deutsche  B.-A.  art.  11,  a  linea  1  und  2;  Wiener  Schlussakte, 
art.  35  u.  folg.  Yergl.  überhaupt  unten  die  EriegSTerüassung  des  deutschen 
Bundes,  §.  493  flg. 

*^)  So  z.  B.  in  Nordamerika.  —  Auch  bei  der  Berathung  tlber  die  Frank- 
furter deutsche  Reichsverfassung  wollte  von  einer  Seite  das  Emennungsrecht 
sämmtlicher  Offi eiere  des  Reichsheeres  fiir  die  Gentralgewalt  in  Anspruch 
genommen  werden:  man  blieb  aber  endlich  doch  bei  dem  System  der  Gon- 
tingentstellung  der  einzelnen  Staaten  stehen,  und  räumte  der  Beichs- 
gewalt  nur  die  Ernennung  der  gemeinschaftlichen  Befehlshaber  fou*  die 
„grösseren  militairischen  Ganzen'*  ein,  zu  denen  Truppen  mehrerer  Staaten 
vereinigt  sind,  so  wie  für  den  Fall  eines  Reichskrieges  die  Ernennung  der 
commandirenden  Generale  der  selbstständigen  Ck>rp8,  so  wie  des  Peraonate 
der  Hauptquartiere.  Frankfurter  deutsche  Reichsverf.  v.  1849.  §.  10 — 17.  — 
Die  Seemacht  wurde  aber  als  ausschliessliche  Sache  des  Reichs  erklärt, 
und  diesem  allein  die  Ernennungsbefugniss  der  Offidere  und  Beamten  der 
Seemacht  beigelegt    Ebendas.  §.  19. 

i3)  Yergl  unten  die  Finanzverfassung  des  deutschen  Bundes,  §.  483. 
Auch  die  Finanzverfassung  des  deutschen  Reiches,  obschon  es  eigentlii^ 
zuletzt  ein  Staatenstaat  war,  beruhte  im  Wesentlichen  auf  dem  System  der 
Matrikularbeiträge.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  (3.  Aufl.  1858)  U.  ThL 
§.  75.  —  So  grosse  Klagen  zur  Zeit  des  Reiches  über  säumiges  Eingehen 
oder  Ausbleiben  der  Matrikularbeiträge  geführt  worden,  so  wenig  ist  jemals 
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MlikeuieB  Credites,  und  hat  daher  auch  keine  Schulden, 
pidcni  deckt  anyorhei^esehene  dringende  fiedtüfhifwe  darch 
ttrschOsse  einzebier  Bandesglieder ^^).  Der  Bandesstaat 

Egt  sich  dagegen  selbst  die  Finanzgewalt  and  das 
esteoerangsrecht  über  die  Unterthanen  aller  Einzeln- 
laten  bei,  so  wie  anch  das  Recht,  Staatsschulden  zu 
iMtnünren,  welche  dieGesammtheit  yerpflichten,  nnd  beschränkt 
Mer  dvreh  seine  Conearrenz  die  Finanzgewalt  der  Einzelnstaaten 
k  «kr  empfindlicher  Weise  ^*). 

IX.  Im  Staatenbande  hat  die  Bandesversammlong  als 
lAntnlorgan  des  Bandes  keine  Staatshoheit  ttber  die 
[Vnterthanen  der  Bandesglieder,  also  weder  ein  Recht  der 
Ifiesetzgebung,  noch  Gerichtsbarkeit,  noch  voll- 
lliebende  Gewalt  tlber  dieselben,  sondern  es  sind  nar  die 
loMiesgiieder  verpflichtet,  die  bandesyerfassangsmässig  ge- 
inten Beschlüsse  der  Bundesyersammlang  in  ihren  Ländern 
a  rerkflnden  und  zur  Geltung  zu  bringen  ^^).  In  einem 
Jandesstaate  dagegen  publicirt  auch  die  Centralgewalt 
Sesetze,  welche  unmittelbar  die  Unterthanen  in  den  Einzeln- 
^uteD  bmden^^):   sie   legt   sich   auch   regelmässig   in  weit 


nt  dem  Bestands  des  deutschen  Bundes  eine  Veranlassung  zu  solcher 
Bsp  gewesen. 

**)  So  ist  es  bisher  im  deutschen  Bunde  gehalten  worden. 

*)  Die  Frankfurter  deutoche  Reichsverfassung  v.  1849  %,  48->51  hatte 
^ Beichsgewiüt  nicht  nur  einen  Antheil  an  den  Einkünften  aus  Zöllen 
■^dengemeinschaiUichenProduktions-  undVerbrauchssteuern  an- 
f*««Ui  sondern  auch  ihr  das  Recht  beigelegt,  Matrikularbeitr&ge  zu 
^■^^f  imd  in  ausserordentlichen  F&llen  sogar  Reichssteuern  aofku- 
■^T  XD  erheben  oder  erheben  zu  lassen  und  Anleihen  oder  sonstige 
Scknlden  zu  contrafairen.  Die  Einführung  eines  solchen  doppelten 
^^"^(Mnmgsrechtes  der  Gesamnitheit  und  der  fiinzeinstaaten,  und  namentlich 
«Znweisang  der  Produktions-  und  Verbrauchssteuern  an  die  Gesammt- 
■t.  wire  nach  der  Beschaffenheit  der  deutochen  Znst&nde  das  unfehiliare 
^,  Dm  den  Staatshaushalt  der  Einzelnstaaten  grOndlich  zu  zerrütten, 
■d  die  Steuerpflichtigen  zur  Verzweiflung  zu  bringen.  Welche  Sicherheit 
ca  Stastenstaat  seinen  Gl&ubigem  zu  gewähren  vermag,  davon  hat  das 
^^^^it^  der  Gläubiger  der  Reichsoperationskasse  bei  der  Auflösung  des 
^'iMen  Reidis  ein  sdüagendes  unvergessliches  Beispiel  gegeben. 

^)  So  wird  es  im  deutschen  Bunde  gehalten.    Siehe  unten  $.  151. 

")  Dies  besthnmte  auch  die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung 
'«a  1M9,  |.  68-66. 
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mehreren  Fällen  eine  Gerichtsbarkeit  bei,  als  dies  i 
einem  Staatenbande  der  Fall  zu  sein  pflegt  ^^),  nnd  miMl 
sich  überhaupt  weit  mehr  in  die  inneren  Angelegenheiten  dl 
Einzelnstaaten  ein ,  als  dies  bei  einem  Staatenbunde  flir  ■ 
lässig  geachtet  werden  kann. 

X.  In  einem  Staatenbunde  besteht  denmach  auch  m 
eine  einfache  Unterthanschaft  und  Unterthanei 
p flicht,  nämlich  im  Verhältniss  zum  Landesherm  in  jedei 
der  verbfindeten  Staaten,  und  wird  daher  auch  nur  diesei 
nie  aber  dem  Staatenbunde  ein  Eid  der  Treue  von  den  Unt0 
thanen  und  namentlich  vom  Militär  geleistet.  Im  Bündel 
Staate  dagegen  besteht  eine  doppelte  Unterthanschafl 
und  muss  daher  mitunter  auch  von  dem  Militär  ein  Eid  di 
Treue  sowohl  der  Centralgewalt  als  dem  Landesherm  dl 
betreffenden  Einzelnstaats  geleistet  werden,  wodurch  namenthc 
da,  wo  man  das  Contingentssystem  theilweise  beibehält,  di 
Missstände  hervorgerufen  werden  können  ^*). 

XI.  Bisher  hat  es  noch  keinen  Staatenbund  gegebea 
in  welchem,  wenn  er  ganz  oder  hauptsächlich  aus  monarek 
sehen  Staaten  besteht,  eine  Gesammtvolksvertretung  nebo 
der  Bundesversammlung  eingerichtet  gewesen  wäre,  obscha 
eine  solche  Einrichtung  an  sich  betrachtet,  nicht  unmöglid 
wäre^^):  dagegen  hat  man  bei  einem  projektirten  Bundes 
Staate  mit  monarchischer  Spitze  schon  einmal  die  Errichtauj 
einer  Gesammtnationalvertretnng  in  zwei  Häusern  beschlossen  ^') 


«)  VergL  den  Abschnitt  V.,  das  Reichsgericht,  in  der  Frankfuite 
deutschen  ReichsverfiEkssung  von  1849,  §.  124,  mit  der  BestimmnDg  de 
deutschen  B.-A.  art.  11,  a  linea  4,  und  der  hieran  sich  anscbliessenda 
Verfassung  der  Bundesausträgalinstanz ;  siehe  unten  §.  159. 

*»)  Vergl.  oben  Note  12.  —  In  der  Frankfurter  Reichsyerfassnng  ^ 
1849  war  bestimmt:  Art  14:  „In  den  Fahneneid  ist  die  Yerpfiichtaq 
zur  Treue  gegen  das  Reichsoberhaupt  und  die  ReichsverfiAssung  an  erste 
Stelle  aufzunehmen." 

M)  Yergl.  meine  Schrift:  Bundesreform,  deutsches  Pariament  w 
Bundesgericht,  Heidelberg  1848. 

*^)  Vergl.  die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  v.  1849,  Ahsdm.H 
Der  Reichstag,  §.  85  u.  folg.  —  Das  Staatenhaus  sollte  die  deutsdiei 
Einzelnstaaten  als  solche,  das  Volkshaus  das  deutsche  Volk  in  seioe 
nationalen  Gesammtheit  vertreten.  —  Wo  ein  Bundesstaat  allein  von  IdeiBfl 
Republiken  gebildet  wird,  wie  in  der  Schweiz  und  Nordamerika,  ki 
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Xn.  In  einein  Staatenbunde  kann  die  Centralgewalt 
in  der   Versammlang   sämmtlieher    BnndeBglieder ,    der 

EndesTersammlnng,  liegen:  die  Mitglieder  der  Bnndee- 
Mmmlnng  erseheinen   hier  als   Mandatare   der  Bnndes- 
_jder  imd  haben  naeh  deren  Instruktionen  zn  handeln; 
Im  findet   man   hier   kein  Bnndesministerinm^^)«    In 

tiBandesstaate  dagegen  kann  sogar  ein  als  sonverainer 
aar  eh  anerkanntes  Hanpt  des  Oesammtstaates  an  der 
\ßß!K  stehen  ^^),  und  wenn  eine  Gesammtnationalyertretnng 
Ittgeriehtet  ist,  so  erscheinen  die  Mitglieder  derselben  als 
|«geatliche  Repräsentanten  der  ganzen  Nation,  die  nach  eigenem 
jSn&eflseB  stimmen^),  anch  findet  man  daselbst  mitunter  ein 
liiniBteriam  der  Centralgewalt,  oder  des  Inhabers  der  voU- 
lädMOiden  Gewalt  ^^. 

§.  65. 
PersonaluBion.   Realunion.   Incorporation. 

Abgesehen  von  dem  Staatenbande  and  Bandes-  oder  Staaten- 
itaate  kOnnen  noch  folgende  Verbindungen  nnter  ursprünglich 
idbstgtandigen  Staaten  stattfinden : 


ie  Eiaricbtaiig  einer  Gesammtrepr&Bentation  weit  weniger  Schwierigkeiten, 
ib  veaik  d^  Bundesstaat,  wie  in  Deutschland,  aas  haupts&chlich  monarchi- 
teilen  Staaten,  und  zwar  von  sehr  verschiedenen  Machtverhältnissen  gebildet 
«erden  vüL 

")  So  verhält  es  sich  im  deutschen  Bunde.    Siehe  unten  §.  121  fig. 

°)  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849,  Abschn.  IIL,  vom 
Beidisoberhaupt,  §.  08  ff. 

^)  FiuokFarter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849,  f.  96:  „Die 
Mitglieder  beider  Hänser  können  durch  Instruktionen  nicht  gebunden 
«erden.** 

^  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849,  §.73,  a  linea  2: 
«Der  Kaiser  Qbt  die  ihm  übertragene  Gewalt  durch  verantwortliche,  von 
in  ernannte  Minister  aus.**  —  Auch  die  Yerf.  v.  Nordamerika, 
Äitn,  Abschn.  2.  §.  2,  legt  dem  Präsidenten  der  vereinigten  Staaten 
^  Becht  bei,  Minister  lu  ernennen.  —  Nach  der  Schweizer  Bundes- 
v*temig  von  1848  werden  die  Geschäfte  des  aus  sieben  Mitgliedern 
^Kildienden  Bundesrathes ,  welcher  die  oberste  vollziehende  und  leitende 
ficköide  der  Eidgenossenschaft  ist  (art.  83),  nnter  die  einzelnen  Mitglieder 
o«h  Departementen  vertheilt  (art.  91). 
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L  Di«  Fersonalnnion:  dies  ist  der  Fall,  wenn  zwei 
an  sich  selbstständige  monarchische  Staaten  nur  dadurdi 
anter  einem  Scepter  vereinigt  werden,  dass  in  Folge  einer 
zufälligen  Uebereinstimmung  der  Successionsgesetze  diesdbe 
Person  zu  beiden  Kronen  berufen  wird.  Hier  bleiben  beide 
Staaten  fortwährend  in  Verfassung,  Recht  und  Verwaltung  voll- 
ständig von  einander  unabhängig.  Diese  Verbindung  endigt, 
so  wie  ein  Successionsfall  eintritt,  für  welchen  die  Successions- 
gesetze dieser  Staaten  abweichende  Bestimmungen  enthalten  >). 

n.  ßeal Union  heisst  die  Verbindung,  wenn  sie  grund- 
sätzlich als  eine  bleibende  in  der  Art  errichtet  ist,  dass 
der  Herrscher  des  einen  Staates  jederzeit  auch  als  Heirscher 
in  dem  anderen  anerkannt  werden  muss.  Hiemach  erscheint 
das  eine  Land  als  das  Hauptland,  das  andere  als  Neben- 
land, gleichviel  welches  das  grössere  oder  volkreichere  ist 
In  monarchischen  Staaten  beruht  die  Bealunion  darauf, 
dass  das  Thronsuccessionsgesetz  des  einen  Landes  auch 
ftlr  das  andere  unbedingt  als  giltig  anerkannt  ist.  Uebrigens 
können  auch  bei  der  Realunion  die  unirten  Staaten  eine  ver- 
schiedene Verfassung,  ein  anderes  Recht  und  getrennte  innere 
Verwaltung  behalten,  und  ist  diese  Trennung  mitunter  sogar 
grundgesetzlich  ausgesprochen  ^). 

lU.  Incorporation  heisst  die  Verbindung,  wenn  mehrere 
Staaten  so  mit  einander  vereinigt  werden,  dass  ftlr  sie  ausser 
dem  gemeinschaftlichen  Thronsuccessionsgesetze  auch  nur 
noch  ein  und  dasselbe  politische  Grundgesetz  gilt,  und 
insofern  eine  Repräsentativ-Verfassung  besteht,  auch  nur  eine 


^)  So  z.  B.  waren  Hannover  und  England  noch  unter  dem  König 
Wilhelm  IV.  in  solcher  Personalunion  (bis  20.  Juni  1837). 

^)  Die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849  enthielt  in 
Abschnitt  I,  das  Reich,  §.  2  ff.  mehrere  Bestimmungen,  welche  darauf 
abzielten,  den  deutschen  Ländern,  welche  mit  einem  nichtdeutschen  Lande 
dasselbe  Staatsoberhaupt  hatten,  ihre  Selbstständigkeit  in  VerfiiBfmnft 
Begierung  und  Verwaltung  zu  erhalten.  Im  §.  4  war  überdies  aogge- 
sprochen:  „Abgesehen  von  den  bereits  bestehenden  Verbindungen  deutsdier 
und  nichtdeutscher  Länder  soll  kein  Staatsoberhaupt  eines  nichideatacfaea 
Landes  zugleich  zur  Begierung  eines  deutschen  Landes  gelangen,  noch  darf 
ein  in  Deutschland  regierender  Fürst,  ohne  seine  deutsche  Begierung  ab- 
zutreten, eine  fremde  Krone  annehmen.'* 
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i^ämgt  ReprftseBtatioii  stattfindet  Hiamit  endigt  die  bisherige 
ipAiiehe  Selbststftndigkeit  des  incorporirten  Staates  vollständig, 
mä  besteht  fortan  nnr  noeh  ein  Einheitsstaat,  sei  es, 
Abs  der  eine  Staat  den  anderen  yollständig  in  sich  aufnimmt, 
ma  ana  beiden  ein  Staat  nnter  neuem  Namen  gebildet  wird  ^). 
A  etwa  in  d^  einzelnen  Landestheilen  noch  die  hergebrachten 
JÜTÜ-  oder  Strafgesetze,  oder  Besonderheiten  in  dem 
jlTerwaltangsorganismns  bestehen  bleiben,  ist  für  das 
IWeien  der  Incorporation  gieichgiltig  ^). 


Sechster  Abschnitt 

legriff,  Biitheilug  ui  ^mllei  ies  dratsclmi 

Staatsrechts. 

§.  66. 
BegriflF  des  deutschen  Staatsrechts* 

Unter  deutschem  Staatsrecht  versteht  man  im  Allgemeinen 
ksi  Inbegriff  aller  politischen,  d.  h.  auf  den  Staatszustand  bezüg- 
Bchen  Rechtsnonnen,  welche  überhaupt  in  Deutschland  seit 
Mier  ersten  Gestaltung  zu  einem  Staatskörper  in  Anwendung 
glommen  sind,  oder  noch  jetzt,  d.  h.  seit  der  Stiftung  des 
deutschen   Bundes,    zur   Anwendung   kommen  0*      ^^   einem 


')  Nach  Analogie  der  kirchlichen  Benefijden  sprach  man  hier  früher 
1^  Umo  per  mppressianem  nnd  ümo  per  novaUonem. 

*)  So  z.  B.  haben  die  bayerischen  Rheinlande  die  franz^^sischen  Oesetz- 
teer  und  die  fransösische  Gerichtsver&ssung  behalten. 

^)  Hiermit  ist  auch  die  Eintheilung  in  antiquirtes  und  praktisches 
(•^heutiges  oder  dogmatisches)  deutsches  Staatsrecht  gegeben.  Ungenau 
itt CS,  wenn  Manche  das  erstere  auch  als  historisches  bezeichnen,  denn 
■f  toet  Piidikat  hat  auch  das  praktische  Staatsrecht  Ans])ruch:  auch 
^  ndi,  was  antiquirtes  deutsches  Staatsrecht  ist,  nicht  durch  die 
^^^^iteUnng  gewisser  Perioden  bestimmen,  indem  sehr  vieles  aus  der  Zeit 
^  alten  BachsTerftssang  und  des  Kheinbundes  sich  fortwährend  praktisch 
(Halten  hat 
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engeren  Sinne  begreift  man  aber  unter  deutschem  Staatsrechte 
jene  politischen  Normen^  welche  in  einheimischen  deutschen 
Bechtsquellen  ihren  Ursprung  haben  2). 

§.  67. 

a)  Elatheilaug  lies  tteatscheu  Staatsrechts  aach  itm  (legeastiaica 

an«  Sabjektea. 

I.   Reichsstaatsrecht.     Landesstaatsrecht.    Oeffentliches 

Recht  des  Rheinbundes.     Deutsches  Bundesrecht. 

OeflfentUches  Recht  der  deutschen  Bundesstaaten. 

Das  deutsche  Staatsrecht  zerfiel  zur  Zeit  der  Reichsyer- 
bindnng  in  zwei  Hanpttheile: 

1)  in  das  Reichsstaatsrecht,  als  Inbegriff  der  Rechts- 
normen^ welche  sich  auf  die  Verfassung  und  Regierung 
des  gesummten  Reichskörpers  bezogen; 

2)  in  das  Territorialstaatsrecht  oder  Landesstaats- 
recht, als  Inbegriff  der  hinsichtlich  d^r  Verfassung  und 
Regierung  der  einzelnen  deutschen  Länder  geltenden 
Rechtsnormen. 

Nach  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  war  ftir  die 
dem  Rheinbünde  beigetretenen  Staaten  das  öffentliche  Recht 
des  Rheinbundes  an  die  Stelle  des  Reichsstaatsrechts  getreten. 

Heut  zu  Tage  sind  zu  unterscheiden: 

1)  das  öffentliche  Recht  des  deutschen  Bundes,  oder 
das  sogenannte  deutsche  Bundesrecht; 

2)  das  Staatsrecht  der  souverainen  deutschen  Bundes- 
staaten, woftir  man  die  Bezeichnung  ,,Landesstaat8- 
recht"  beizubehalten  pflegt*). 


^)  ^^S-  j^^  publicum  proprium  s.  domesticum.    Den  Gegensatz 
das  ausländische  oder  fremde  Staatsrecht,  jus  publicum 
welches  in  soweit,  als  es  in  Deutschland  zur  Anwendung  kommen 
in  den  Begriff  von  Jtts  receptum  übergeht 

^)  Maurenbrecher,  Grunds,  des  heut,  deutschen  Staatsrechts,  §. 
bezeichnet  alles  deutsche  Landesstaatsrecht  als  partikuläres  Staatsrecht 
dies  ist  aber  gegen  den  bisherigen  Sprachgebrauch  und  überhaupt  un] 
da  er  sich  sodann  genöthigt  sieht,  allgemeines  und  besonderes 
kttl&res  Staatsrecht  zu  unterscheiden.    (Yergl.  unten  §.  70.) 
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§.  68. 
IL  Generelles  und  specielles  deutsches  Staatsrecht. 

Je  nachdem  sich  die  staatsrechtlichen  Nonnen  auf  alle 
Sassen  Yon  Personen,  Gegenständen  oder  Verhältnissen^  oder 
nr  auf  einzelne  Klassen  derselben,  anf  Indiridnen  n.  s.w. 
kziehen,  ^gibt  sich  eine  weitere  Eintheilnng  des  deutschen 
jBtaatsreehts  in  generelles  und  specielles  Staatsrecht 0- 

§.  69. 

IIL   Eintheilung  des  deutschen  Bundesrechts 

insbesondere. 

Unter  dem  öffentlichen  Rechte  des  deutschen  Bundes 
•da  dem  deutschen  Bundesrechte  hat  man  zu  verstehen 

1)  in  weiterer  Bedeutung,  den  Inbegriff  sämmtlicher Rechts- 
normen, welche  sich  auf  die  Verhältnisse  der  souverainen 
deutschen  Staaten  sowohl  unter  einander,  als  auch 
auf  die  politischen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten 
beziehen,  insofern  sie  in  den  Orundgesetzen  des  deut- 
schen Bundes  und  in  den  Beschlüssen  der  Bundes- 
versammlung aufgestellt  sind. 

2)  In  engerer  Bedeutung  versteht  man  aber  unter  dem 
deutschen  Bundesrechte  nur  diejenigen  Rechtsnormen, 
welche  sich  auf  das  unter  den  souverainen  deutschen 
Staaten  bestehende  Bundesverhältniss  beziehen. 

§.  70. 

^  EitHMOng  lies  deutschen  Staatsrechts  nach  iIch  Umfaige  licr 

Ycrbiniilichkclt  licr  Icchts^icllcn. 

Gemeines  deutsches  und  partikuläres  Staatsrecht*). 

L  Je  nachdem  den  Quellen  des  Staatsrechts  der  Charakter 
der  Gemein  verbindlichkeit  fUr  sämmtUche  deutsche  Staaten 


0  Zu  letzterem  rechnete  man  z.  B.  früher  das  reichsritterBchafUiche  and 
RMhsitädtische  Staatsrecht:  h.  z.  T.  kann  man  die  staatsrechtlichen  Yerh&lt- 
üe  der  Standeshenren,  des  fÜrstlichenUauses  Taxis  n.  s.  w.  dahin  zählen. 

<)  Vergi.  überhaupt:  C.  G.t.  Wächter,  gem.  Recht  Deutschlands,  18i4. 

Zepfl,  SUatencht.  &.  Anfl.  I.  9 
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zukommt y  oder  dieselben  nur  fUr  einzelne  deutsche  Länder 
verbindliche  Normen  enthalten,  theilt  sich  das  deutsche  Staats- 
recht in  gemeines  (jus  publicum  commune)  und  in  parti- 
kuläres Staatsrecht  {jus publicum  particulare).  Als  gemeines 
deutsches  Staatsrecht  in  diesem  Sinne  (auch  juristisch- 
gemeines Staatsrecht  genannt)  sind  unzweifelhaft  zu  be- 
trachten: 

1)  Alle  politischen  Rechtsnormen,  welche  von  der  höchsten 
gemeinsamen  politischen  Autorität  in  Deutschland  aus- 
gegangen sind  oder  noch  ausgehen  werden  (jus  publicum 
commune  scriptum)^). 

2)  Alle  politischen  Rechtsnormen,  welche  sich  zur  Reichszeit 
unter  den  Factoren  derReichsgewalt  durchH  er  kommen 
gebildet  haben  oder  sich  in  der  Bundesversammlung 
durch  Herkommen  bilden  (jus  publicum  commune  non 
scriptum)  ^). 

U.  Im  Gegensatze  des  sog.  juristisch-gemeinen  deut- 
schen Staatsrechts  kann  man  von  einem  gemeinen  deutschen 
Staatsrechte  noch  insofern  sprechen,  als  nachweisbar  in  einer 
oder  der  anderen  Beziehung  eine  U  obere  instimmun  g  unter 
den  partikulären  Staatsrechten  der  einzelnen  deutschen  Länder 
besteht.  Wenn  dieses  sogenannte  historisch-gemeine 
Staatsrecht  auch  nur  als  etwas  rein  zufälliges,  resp.  nur 
als  ein  Produkt  des  Parallelismus  zu  betrachten  wäre,  so 
würde  doch  in  keinem  Falle  dessen  wissenschaftliches  Interesse 
in  Abrede  zu  stellen  sein.  Die  praktische  Bedeutung  dieses 
sogenannten  historisch-gemeinen  Rechts  muss  aber  um  so 
mehr  anerkannt  werden,  als  man  die  Bedeutung  des  Parti- 
kularismus im  deutschen  Rechte  und  namentlich  die  historische 
Nothwendigkeit  desselben  gehörig  würdigen  lernt  ^),  und  sich 
überzeugt,    dass  die  Uebereinstunmung  der  Partikularrechte, 


*)  Dahin  gehören  z.  B.  die  deutschen  Reichsgesetze,  so  weit  sie  noeh 
anwendbar  sind  (§.  72);  die  deutschen  Bundesgesetze,  die  Staatsreiträi^ 
Friedensschlüsse  u.  s.  w.,  welche  von  Deutschland  als  einem  politischeii 
Ganzen  (Beich  oder  Bund),  mit  auswärtigen  Mächten  abgeschlossen  wnrdesu 

3)  Nur  in  diesem  Sinne  will  Maurenbrecher,  Grunds.,  §.  6,  ein 
gem.  deutsch.  Landesstaatsrecht  anerkennen,  und  legt  ihm  daher  auch  nur 
allein  doktrinelle  Bedeutung  bei. 

«)  Siehe  oben  §.  12,  Note  11. 
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■raendieh  so  weit  sie  auf  Herkommen  beruhen ,  nieht  sowohl 
■i  Spid  des  Zufalles,  als  vielmehr  die  noth  wendige  Folge 
m  dem  wirklichen  und  lebendigen  Dasein  eines  gemeinsamen 
isIkmaleB  Geistes  nnd  das  historisehe  Zengniss  davon 
Mf  wie  sich  derselbe  liberall  in  den  einzelnen  Staaten  gleich- 
■isBig  schöpferisch  und  rechtsbildoid  Inssert  Die  eigen- 
fttaKehe  politische  Gestaltong  Dentschlands,  welche  die  Folge 
isTos  ist,  dass  die  zahlreiche  deutsche  Nation  von  Anfang  an 
MtirwtKchsig  in  vielen  selbstständigen  Volksstftmmen  erschien, 
kadrie  es  mit  sich,  dass  sich  die  gemeinsamen  Rechtsideen 
vm  jeher  grossentheils  nicht  anders ,  als  in  der  Form  des 
ftniikiilarismiis  zn  änssem  vermochten  ^).  Dies  gilt  namentlich 
vm  dem  gemeinen  deutschen  Herkommen,  welches 
äeh  SOS  dem  deutschen  Volksleben  selbst  entwickelt  hat 
Wer  daher  ein  gemeines  Herkommen  anch  als  Quelle  des 
Landesstaatsrechts  anerkennt,  erkennt  eben  hiermit  auch 
üe  Ud>ereinstimmung  d^  partikulären  Oewohnheitsrechte  als 
leehtsqoeDe  an,  weil  sich  bei  dem  Bestehen  mehrerer  Staaten 
■  Deotschland  ein  gemeines  Ha^kommen  gar  nicht  anders, 
dB  dnreb  die  Uebung  in  den  einzelnen  Ländern  bilden  kann  *). 
Aber  anch  die  Partikularstatute,  d.  h.  die  in  den  ein- 
idnen  deutsehen  Ländern  entstandenen  Gesetze  müssen  in 
fielen  nationalen  ZusMomenhange  aufgefasst  werden.  Wenn 
Uier  die  Uebereinstimmung  der  Partikularrechte  zwar  nicht 
ib  da-  Bechtsgrund,  warum  etwas  gemein -verbindlich  ist, 
ktrieUet  werden  kann,  so  darf  sie  doch  als  ein  Zengniss 
ikr  das  Dasein  einer  gemeinsamen  Rechtsidee  (eominunis 
r9üo)  aufge&sst  werden.     Ist  diese  einmal  durch  historisch- 


^  In  der  Entwickelang  des  Allgemeinen  auB  dem  Psrtikulftren  beruht 
teCUnkter  aller  analytischen  oder  regressi Yen  Methode.  Es  iat 
ndit  mir  kein  Gmnd  Yorhanden ,  warum  dieselbe  bei  der  Behandlung  des 
^Ndiäien  Staatsrechts  (oder  überhaupt  des  deutschen  Rechts)  ausgeschlossen 
K&  soflte,  sondern  im  Gegentheil  leitet  die  historische  Erscheinung  der 
^tvMea  V(ttker  selbst  auf  die  Anwendung  dieser  Methode  hin. 

<)  Zu  weit  geht  daher  ▼.  Mohl,  Staatsr.  des  Königr.  Würtemberg» 
l^iBfcn  1840,  L,  S.  86,  wenn  er  die  Existenz  und  praktische  Bedeutung 
'■MS  gemeinen  deutschen  Landesstaatsrechts  ganz  läugnet.  Yergl.  da- 
PSea  Reyscher,  in  der  Zeitschrift  für  deutsch.  Recht,  Bd.  UL,  Heft  3. 
S.  m  xlJ.;  —  auch  H.  A.  Zacharift,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  2.  IL 
-  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts  (18B6)  I.  S.  40  flg. 

9* 
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wissenschaftliche  Forschung  (auf  analytischem  Wege)  ab 
die  Urquelle  der  partikulären  Erscheinungen  aufgefunden  und 
erkannt,  so  tritt  sie  in  umgekehrte  Wechselwirkung  zn  den 
einzelnen  Partikularrechten  selbst  und  dient  eben  so  zur 
Erklärung  wie  zur  Ergänzung  derselben:  daher  behauptet  denn 
auch  das  sogenannte  historisch -gemeine  Recht,  in  dieser  Art 
aufgefassty  allerdings  einen  subsidiären  Charakter  neben 
den  einzelnen  Partikularstataten.  Aus  diesem  quellenmässigen 
Verhältnisse  der  als  historische  von  der  Doktrin  nach- 
gewiesenen gemeinen  Rechtsideen  zu  den  Partikulaireehten 
ergibt  sich  sodann  als  Folgesatz,  dass  eine  Abweichung  der 
letzteren  von  den  ersteren  nie  yermnthet  werden  darf,  und 
selbst  erweisliche  Abweichungen  als  Singularitäten  nur  in  der 
geringsten  Ausdehnung  anzunehmen  sind. 

III.  Insofern  endlich  auch  das  Logisch-Richtige  in 
allen  Beziehungen  einen  Anspruch  auf  allgemeine  Anerkennung 
und  Giltigkeit  in  sich  selbst  trägt,  d.  h.  insofern  alles ,  was 
der  streng-rechtlichen  Natur  eines  Verhältnisses  gemäss  ist 
und  durch  die  synthetische  Methode  aus  einem  gegebenen 
Principe  gefolgert  werden  kann,  im  doktrinellen  Sinne  als 
gemeines  Recht  {jus  commune)  bezeichnet  wird^),  so  dürfen 
auch  alle  jene  Staatsrechtsgrundsätze  als  gemeinreeht* 
liehe  bezeichnet  werden,  welche  sich  als  logische  £nt- 
Wickelungen  aus  dem  Begriffe  und  der  Natur  der  einzelnen 
deutschen  politischen  Rechtsinstitute  darstellen,  wenn  gleichwohl 
ein  solches  Rechtsinstitut  nicht  in  allen  Staaten  vorkommt^). 


')  Vergl.  Thibaut,  System  des  Pand.-Recht8,  §.  34 

*)  In  diesem  Sinne  gibt  es  z.  B.  ein  doktrinelles  gemeines  Recht  der 
Primogenitur,  der  constitutionellen  Monarchie  u.  s.  w.  —  Die  älterea 
Schriftsteller  bezeichneten  gewöhnlich  das  durch  die  Wissenschalt  (doktnneil) 
für  gemeines  anerkannte  Recht  als  yy commums  doctomm  opimo*^y  oder 
yjoutoritcuf  prtidentum,  **  Neuere  nennen  es  Juristenrecht,  und  ins- 
besondere Theorierecht,  im  Gegensatz  derPraxis  oder  des  Gerichts« 
gebrauches.  —  Zu  weit  geht  hier  Maurenbrecher,  deutsch. 
(2.  Aufl,)  §.  31  fl.,  und  in  s.  Prolusio  academica  de  auctoritate  prudeu 
Bonn  1839.  —  Yergl.  dagegen  Wächter,  wttrtemb.  Privatr.,  Bd.  II.  §.  1 
Note  25.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  5.  Note.  9. 
Meine  deutsch.  Rechtsgesch.  (3.  Aufl.)  1858.  Thl.  U.  §.  56.  Note  1. 
Ueber  die  Wissenschaft  und  Praxis  als  Quellen  des  Staatsrechts, ^J.  Held 
System  des  yerf.-Bechts  (1856)  Bd.  I.  S.  44  flg. 


i 


%.  71.  Die  QueDen  des  heatigen  deutschen  Staatnechts.         133 

§.  71, 
Die  Quellen  des  heutigen  deutschen  Staatsrechts. 

L  Versteht  man  unter  dem  heatigen  deutschen  Staatsrechte 

iKJeBige,  welches   seit    der  Stiftung   des  deutschen  Bundes 

fnktische  Bedeutung  behalten  oder  erhalten  hat  (§.  66),  so  sind 

m  den  QueDen  desselben  zu  rechnen: 

1)  alle  Arten  von  Gesetzen  und  Verordnungen,  insoweit 

sie  staatsrechtliche  Verhältnisse  berühren; 
8)  alle  Arten  tou  Staatsverträgen,  sowohl  der  deutschen 
Staaten  unter  sich  oder  mit  auswärtigen  Staaten,  als  auch 
der  einzelnen  Regierungen  mit  ihrem  Volke  oder  ihren 
Landständen  oder  auch  einzelnen  Familien  oder  Personen, 
insofern  nämlich  denselben  vertragsmässig  besondere 
politische  Rechte  eingeräumt  oder  von  ihnen  besondere 
politische  Verpflichtungen  übernommen  werden,  unter 
welcher  Voraussetzung  allein  ein  Vertrag  einer  Staats- 
regierung mit  einzelnen  Familien  oder  Personen  unter  die 
Kategorie  der  Staatsverträge  (pacta  juris  publtct)  fallen 
kann  ^) ; 

3)  die  Hausgesetze  und  Hausverträge  der  regierenden 
Familien ; 

4)  das  Herkommen,  und  zwar  sowohl  das  eigenthümliche 
Staatsherkommen  als  das  Familienherkommen 
der  regierenden  Häuser^); 

5)  der  Gerichtsgebrauch,  insoweit  sich  ein  solcher  in 
politischen  Verhältnissen  überhaupt  bilden,  und  derselbe 


*)  Üeber  den  Vertrag,  in  Btaatsrechtlicher  Beziehung,  vergl.  J.  Held, 
Sr^em  des  yerf.-Becht8  (1856)  Bd.  L  S.  46  flg. 

^  Die  grosse  Bedeutung,  welche  das  Herkommen  zur  Reichszeit  im 
Btttisrechte  hatte,  ist  allgemein  anerkannt  Leist,  Lehrb.  des  deutschen 
Sttttir.  (2.  Aufl.)  §.  9.  10.  —  Seitdem  die  deutsche  Bundesverfassung  und 
&  EiofUirung  der  constitutionellen  Monarchie  die  Abfassung  von  Gesetzen 
ndi  dem  jeweiligen  ZeitbedOrfniss  sehr  erleichtert  hat,  ist  für  die  Bildung 
von  Gevohnheitsreehten  wenig  Veranlassung  mehr  vorhanden ,  und  auch 
<&  Bedeutung  des  älteren  Herkommens  in  Folge  der  neueren  staatlichen 
rmbüdungen  dne  sehr  beschränkte  geworden.  J.  Held,  System  des  Verf.- 
BttlitB  (1856)  Tbl.  L  S.  41. 
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als  eine  Unterart   des  Herkommens  oder  Gewohnheits- 
rechts betrachtet  werden  kann; 
6)  die  Analogie  der  bisher  genannten  Rechtsqnellen '). 
II.  Die  Eintheilnng  dieser  Bechtsqnellen  in  geschriebene 
und   ungeschriebene   ergibt   sich   von    selbst  in   gleicher 
Weise  wie  im  Privatrechte. 

UI.  Für  die  Auslegung  der  Gesetze  staatsrechtlichen 
Inhalts  gelten  dieselben  Regeln,  wie  Air  die  Auslegang  nüet 
übrigen  Gesetze^). 

§.  72. 

Von  der  Anwendbarkeit  des  ehemaligen  Reichs-Staats- 
rechts und  des  öfFentUchen  Rechts  des  rheinischen 

Bundes. 

I.  So  wesentlich  auch  die  gegenwärtige  politische  Gestal- 
tung Deutschlands  von  seiner  früheren  Staatsform  yerschieden 
ist,  so  ist  sie  doch  nur  eine  allmählig  vorbereitete  Phase  seiner 
historischen  Entwickelung,  welche  mit  den  älteren  staatsrecht- 
lichen Verhältnissen  noch  in  yielfacher  Beziehung  und  quellen- 
massigem  Zusammenhange  steht.  Es  ist  daher  auch  keineswegs 
das  gesammte  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches,  d.  h.  der 
gesammte  Inbegriff  der  politischen  Rechtsnormen,  welche  zur 
Zeit  des  Reichsverbandes  für  die  Verfassung  und  Regierung 
des  ganzen  Reichskörpers  und  der  einzelnen  Territorien  galten, 
unpraktisch  geworden.  Vielmehr  muss  als  oberster  Grundsatz 
betrachtet  werden,  dass  alle  staatsrechtlichen  Normen,  welche 
zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  Geltung  hatten,  noch  fort- 
währende Geltung  haben,  insofern  sie  überhaupt  eine 
solche  noch  haben  können:  d.  h.  sie  behaupten  nicht  nur  da 


>)  Für  die  Analogie  gelten  auch  im  Staatsrechte  keine  andern 
Orandsätze  als  im  Privatrecht  —  Yergi.  darüber  besonders  v.  Wächter, 
würtembergisches  Privatrecht,  U.,  g.  13. 

*)  lieber  die  Benützung  der  landst&ndischen  Verhandlungen  znr  Au« 
legong  der  Gesetze,  vergl.  die  Beurtheilung  der  verschiedenen  hiernbo^ 
aufgestellten  Ansichten  von  Wächter,  Krug,  Milhauser,  Mitter« 
maier,  Schüler,  Bishop  und  Schaffrath  bei  R.  v.  Mo^^,  Staatvl 
recht,  Völkerrecht  u.  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860)  8.  97_i43. 
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« 

IMwIhreDde  praktische  Anwendbarkeit,  wo  es  sich  um  die 
Benrtheflimg  älterer,  in  der  Beichs-Zeit  selbst  schon  bestan- 
flener  politischer  Rechtsverhältnisse  handelt,  sondern  anch  überall 
da,  wo  dieselben  politischen  Verhältnisse  noch  fortdauern,  d.  h. 
WS  ihr  Objekt  noch  vorhanden  ist,  insofern  sie  nicht  speciell 
dirch  neuere  Bechtsnonnen  anfgehoben  sind<).  Der  Grund 
Uerron  liegt 

1)  soviel  die  ans  der  Zeit  der  Reichsverbindung  stammenden 
Seichs-Gesetze  anbelangt,  darin,  dass  die  Souve- 
rainetät  in  Deutschland,  welche  früher  bei  Kaiser  und 
Reich  war,  und  worin  die  Verbindlichkeit  der  Reichs- 
gesetze wurzelte,  bei  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
an  sieh  nicht  erloschen  ist,  sondern  nur  die  Form  und 
theilweise  das  Subjekt  gewechselt  hat,  und  gleichsam 
durch  eine  Art  von  Appropriation  an  die  jetzigen 
souverainen  Landesherren  übergegangen  ist,  so 
dass  diese,  jeder  Air  sein  Territorium,  als  die  unmittel- 
baren Rechtsnachfolger  von  Kaiser  und  Reich  erscheinen  ^). 

2)  Die  fortdauernde  Giltigkeit  der  übrigen  politischen  Gesetze, 
welche  schon  zur  Zeit  des  Reiches  nur  von  der  landes- 
herrlichen Gewalt  ausgegangen  waren,  so  wie  auch 
det  rechtliche  Fortbestand  der  bis  zur  Auflösung  des 
Reiches  in  den  einzelnen  Ländern  bestandenen  land- 
ständischen Verfassungen  kann,  insofern  sie  nicht  durch 
neuere  Normen  aufgehoben  sind,  durchaus  keinem 
Bedenken  unterliegen,  da  durch  das  Emporsteigen  des 
Landesherm  zur  vollen  Souverainetät  wohl  in  einigen 
Beziehungen  eine  Erweiterung  seiner  politischen  Befugnisse 
bewirkt,  aber  keineswegs  das  frühere  Verhältniss  zu  den 
Unterthanen  unterbrochen  worden  ist^). 

3)  In  keiner  Weise  sind  durch  die  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  jene  Rechtsnormen  unverbindlich  geworden,  welche 


*)  Maarenbrecher,  deutsch.  Staatsrecht,  §.  92.  —  KlOber,  öffentl. 
fiedit,  $.  51.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  37.  IlL 

■)  lieber  die  abweichende  Meinung  von  J.  C.  Kohl  er  und  J.  Held, 
■äie  unten  §.  113.  Note  10. 

')  In  einzelnen  Rheinbundsstaaten  wurden  jedoch  mit  grosser  WillkOhr 
(He  froheren  landstftndischen  Verfassungen  aufgehoben.  Kl  üb  er,  öffentl. 
Bedit,  i  50.  ~  S.  A.  Zacharia,  deutsch.  Staatsrecht,  §.  37.  lY. 
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auf  einem  gemeinen    oder   pnrtiknlären  Herkommen 
oder  ähnlichen  Quellen  beruhten,  da  die  Rechtserzengang 
durch  Herkommen,  d.  h.  durch  thatsächliche  Aeussenmg 
des  nationalen  Geistes,  und  somit  auch  der  Rechtsgrund 
und  die  Verbindlichkeit  solcher  Normen  an  sich  von  der 
Form  der  Staatsregierung  unabhängig  sind,  das  deutsche 
Volk  aber  und  dessen  Rechtsbewusstsein  und  Nationalität 
zu  keiner  Zeit  aufgehört  haben, 
n.  Nur  allein  für  die  dem  Rheinbunde  beigetretenen 
Staaten  war  im  Art.  2  der  Rheinbundsakte  positiv  festgesetzt 
worden,  dass  sie  und  ihre  Unterthanen  durch  die  Reichsgesetze 
nicht  mehr  verpflichtet  sein  sollten^).    Des  allgemeinen  Wort- 
lautes ungeachtet  kann  aber  hier  doch  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  hierdurch  nicht  die  Verbindlichkeit  solcher  Reichsgesetze 
aufgehoben  werden  wollte  und  konnte,  welchen  nebenbei  noch 
der  Charakter  von  Staatsverträgen  und  insbesondere  Frie- 
densschlüssen,  sei  es  der  ehemaligen  Reichsstände  unter  sich 
oder  mit  auswärtigen  Staaten,  zukommt,  wie  z.  B.  der  Religions- 
frieden V.  J.  1555  und  der  Westphälische  Frieden  v.  J.  1648*). 
Ausserdem  wurden  in  den  Rheinbundsstaaten  selbst  mitunter 
theils  ausdrücklich,  theils  durch  die  Praxis  manche  Reichs- 
gesetze als  fortwährend  giltig  bis  zur  Einftlhrung  einer  neuen 
Gesetzgebung  beibehalten,  insbesondere  solche,  welche  sich  auf 
die  bürgerliche  und  peinliche  Rechtspflege  bezogen. 


*)  Rheinbunds- Akte,  Art  2.  „Toute  loi  de  TEmpire  germanique, 
qui  a  pu  jusqu'ä  präsent  concerner  et  obliger  Leurs  Mi^estäs  etc.  lenn 
stijets  et  leurs  6tats  ou  partie  d'iceux,  sera  &  Tavenir,  relativement  k  Leurs 
dites  Msgest^s  etc.  k  leurs  ^tats  et  sujets  respectifs  nulle  et  de  nulle  eflfef 
Ausgenommen  wurden  nur  und  als  fortwährend  verbindlich  erklärt  in  dem- 
selben Artikel  die  Bestimmungen  des  Reichsdeputationshauptschlusses  Tom 

1  25.  Februar  1803,  1)  hinsichtlich  der  Rechte  der  Gläubiger  und  Pen- 

sionäre, und  2)  hinsichtlich  desOctroi  der  Rheinschifffahrt,  a.  39. 
*)  Vergl.  überhaupt  Kltiber,  öffentl.  Recht,  §.  50.  -  H.  A.  Zachariä, 
deutsch.  Staatsr.  §.  57.  Nr.  in,  a.  E.  —  A.  Frey,  Progr.:  Ist  der  westph&L 
Friede,  den  Bestimmungen  des  Art.  Y.  nach  in  Bezug  auf  den  Religions- 
zustand  der  christl.  Hauptconfessionen  in  Deutschland  durch  die  rheinische 
und  Wiener  Bundesakte  abgeschafft  und  aufgehoben?    Bamberg  1816.  — 

'  Kl  über,  rölkerrechtl.  Beweise  für  die  fortwährende  Giltigkeit  des  west- 

phäl.  oder  ailgem.  Religionsfriedens,  Erlangen  1841.  —  v.  Linde,  Gleich- 

I  berechtigung  der  augsburg.  Confession  u.  s.  w.,  Mainz  1853. 
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OL  Das  Oflentliche  Recht  des  Bheinbandes  hat  ohnehin 
ttff  die  Kheinbmids-Akte  vom  12.  Juli  1806  hinaus  keine 
fwse  legislative  oder  praktische  Entwickelang  erlangt.  Dass 
Jtte  Bestimmnngen  der  Rheinbnnds-Akte,  welche  sich  auf  das 
Bnndesrerhältniss  bezogen^  mit  der  allmähligen  und  stilt 
idiireigenden  Auflösung  des  Rheinbnndes  im  Jahre  1813  nnprak- 
tiseh  geworden  sind,  bedarf  keiner  Erörtemng;  dagegen  hat 
iler  llbrige  Inhalt  der  Rheinbnnds-Akte,  wie  jeder  andere  Staats- 
nrtngy  durch  dessen  Vollziehung  erworbene  Rechte  begründet 
vorden  sind,  fortwährend  praktische  Bedeutung®). 

§.  73. 

Von  dem  Gebrauche  der  recipirten  fremden  Rechte 
in  staatsrechtlichen  Fragen*). 

I.  Hinsichtlich  der  als  gemeines  subsidiäres  Recht  in  Deutsch- 
Und  recipirten  fremden  Rechte,  wie  das  römische  und  c  a  n  o  - 
nisehe  Recht  und  das  lombardische  Lehnrecht,  versteht 
ndi  von  selbst,  dass  alle  darin  aufgestellten  staatsrechtlichen 
Grnxidsätze,  welche  sich  speciell  auf  dieEigenthtimliehkeit 
der  römischen  oder  einer  anderen  auswärtigen  mittelalter- 
lichen Staatsverfassung  beziehen,  eben  desshalb  in  Deutschland 
nicht  anwendbar  sind^). 

n.  Dagegen  sind  die  recipirten  Rechte  insofern  völlig 
praktisch,  als  es  sich  um  solche  staatsrechtliche  Institutionen 
handelt,  welche  aus  denselben  wirklich  und  erweislich  in 
Deutschland  oder  in  einem  einzelnen  deutschen  Staate  recipirt 


')  Vei^I.  Klaber,  öffentl.  Recht,  §.  47.  —  H.  A.  Zachariä,  dentsch. 
8»»tar.  f.  36.  IV. 

0  ^ergL  Patter,  instit,  §.  22.  —  Dessen  Beitrige  z.  deutsch.  Staats- 
■•Ftortenr.,  n.,  S.  30,  und  dessen  Erörterungen,  L,  S.  299.  —  Klüber, 
^faitL  Becht,  §.  73.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staats-  und  Bundesr., 
i3,L,  A.  —  Weiss,  System  des  deutsch.  Staatsr.,  §.  14.  —  J.  Ueld, 
Syst  des  Verf.-Rechts  (1856)  Bd.  I.  S.  42. 

*)  So  z.  B.  der  Grundsatz  der  L.  31.  Dig.  de  Legibus  (I.  3)  „Princeps 
^"bos  solutus  est,''  u.  dgl.  —  Ebenso  sind  die  römischen  Grunds&tze  Ober 
£«  Amtsthatigkeit  der  Magütratus  und  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
^^^'o^nitaUs  durchaus  nicht  unbedingt  auf  unsere  Beamten  oder  Gemeinden 
t&vendbar. 
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worden  sind');  oder  das  gleiche  pnbliciBtisehe  Verh&ltniBS 
auch  in  Dentschland  schon  der  Natur  der  Sache  nach  yot- 
kommt^). 

lU.  Insbesondere  sind  das  römische  nnd  canonische  Becht 
und  die  Libri  Feudorum  von  wenigstens  mittelbarer  Bedentang 
f&r  das  praktische  Staatsrecht ,  so  weit  sie  subsidiäre  Quelle 
des  deutschen  Privatfttrstenrechts  sind^). 

IV.  Unbedenklich  dürfen  auch  das  römische  und  canonische 
Recht  als  praktisch  in  jenen  Materien  betrachtet  werden,  welche 
als  allgemeine  und  \ ogi sehe  hehren  {doctrinae  universaUi) 
in  das  Staatsrecht  ebenso,  wie  in  alle  anderen  Bechtstheile 
einschlagen®).  Dies  erkennt  namentlich  die  Wiener  Schluss- 
akte vom  15.  Mai  1820  Art.  23  an,  indem  sie  das  Bundesaus- 
trägalgericht  bei  Ermangelung  von  besonderen  Entscheidungs- 
normen auf  die  von  den  Reichsgerichten  subsidiarisch 
befolgten  Rechtsquellen  verweist. 

V.  Eine  yorzüglich  hohe  Bedeutung  hatten  die  Libri  Feih 
darum  fär  das  deutsche  Staatsrecht,  so  lange  noch  die  Reichs- 
Verbindung  bestand,  und  das  Lehen  wesen  der  Reichs  Verfassung 
zur  Grundlage  diente  ^).  Heut  zu  Tage  lässt  sich  aber  fttr  das 
Lehenrecht  überhaupt  nur  noch  insofern  ein  praktischer  £in- 
fluss  auf  staatsrechtliche  Fragen  behaupten,  als  es  sich  ent- 
weder um  die  Beurtheilung  älterer  Verhältnisse  handelt,  oder 
lehenrechtliche  Analogien  in  dem  Privatfbrstenrechte  Platz 
greifen  können. 


3)  Besonders  ist  das  canon.  Recht  noch  mehrÜEich  praktische  Qnelle 
für  das  Staatskirchenrecht 

*)  Die  Bedeutung,  Wirkung  u.  Anfochtung  der  rescripta  principds  o.  d^ 

B)  Elüber,  öffentl.  Recht,  §.  73,  Note  a. 

")  Z.  B.  die  Lehre  von  den  aUgemeinen  Erfordernissen  der  Verträge, 
Yom  dolus,  error,  vis,  possessio,  protestatio  o.  dgl. 

'')  Genau  zu  unterscheiden  sind  aber  in  den  Idbria  feudorum  jene 
Constitutionen  deutscher  Kaiser,  welche  nur  für  Italien  heatimmt  waren, 
z.  B.  die  Const  Frid.  I.  in  II.  Feud.  56.  Quae  sint  regalia.  —  Pütt  er, 
Beitr.  L  S.  207. 
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§.  74. 

Ton  der  praktischen  Anwendbarkeit  des  aDgemeinen 

Staatsrechts  in  Deutschland« 

DieFrage,  ob  das  allgemeine  oder  sogenannte  natttr- 
Jicbe  Staatsrecht  in  Deotscland  als  praktisches  Recht  zn 
betrachten  sei  nnd  neben  den  QneQen  des  historischen  Rechts 
u  subsidiärer  Anwendung  kommen  könne  y  ist  in  nenerer  Zeit 
lid&ch  streitig  geworden  % 

I.  Einige  verneinen  dies  ans  dem  Grunde,  weil  das 
iQgemeine  oder  philosophische  Staatsrecht  nur  ein  Recht  sei, 
ndehes  nach  der  Idee  des  Staates  gelten  könne  oder  solle, 
womit  aber  noch  nicht  bestimmt  sei,  was  in  einem  Staate 
wirklich  gelte:  anch  wird  hierbei  hervorgehoben,  dass  das 
linlosophische  Staatsrecht  an  sich  etwas  WiUktthrliches ,  und 
ve  allgemein  anerkannt  sei  ^. 

IL  Andere  läugnen  die  praktische  Anwendbarkeit  des 
pkflosophischen  Staatsrechts  darum,  weil  mit  dem  Begriffe 
mes  Volkes  auch  stets  zugleich  der  Begriff  einer  demselben 
ogenüitbnlichen,  seine  sämmtlichen  Lebensverhältnisse  um- 
tusenden  conkreten  Rechtsanschauung,  und  mithin  ein  posi- 
tives  Recht  gesetzt  sei,  daher  auch  bei  keinem  Volke  jemals 
ein  anderes,  als  sein  positives  Recht  gelten  könne,  und 
twv  in  Bezug  auf  alle  Rechtsiheile  % 

DL  Allein  der  erstere  Einwand  beruht  auf  einer  irrigen 
TonteDimg  von  dem  Vemtlnftigen,  wobei  sein  Charakter  als 
littlich  Nothwendiges  und  folglich  an  sich  Praktisches 


*)  We&a  auch  hier  die  praktische  Anwendbarkeit  des  allgemeinen  Staats- 
ncto  in  Deatsdüand  ▼ertheidigt  wird,  so  durfte  es  doch  nicht  unter  den 
Qiellen  des  deutschen  Staatsrechts  aufzählt  werden,  insofern  hier- 
nter  nur  das  besondere,  historisch  national  und  eigenihfimlich  aus- 
P^igte  Staatsrecht  zn  verstehen  ist 

*)  Ver;^  Maurenbrecher,  Grunds.,  §.  7. 

*)  T.  Sayigny,  System  des  heutigen  röm.  Rechts,  L,  §.  7.,  S.  14.  — 
V-  Wächter,  wOrtemb.  Privatr.,  Bd.  IL,  $.  13,  vergl.  mit  Bd.  L,  Abth.  2, 
il31. 
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nicht  gehörig  anfgefasst  ist^).  Ueberdies  könnte  man  aber 
auch  gegen  das  ganze  positive  Recht  den  gleichen  Einwand 
vorbringen,  dass  es  nie  allgemein,  sondern  nur  individnell 
erkannt  werden  könne  ^),  wenigstens  insoweit  als  es  sich  nm 
seine  Anwendung  auf  die  einzelnen  Fälle  handelt,  worin  eben 
allein  die  praktische  Bedeutung  des  Rechts  erst  hervortritt^). 
IV.  Was  aber  den  zweiten  Einwand  anbelangt,  so  liegt 
demselben  ein  Missverständniss  des  Begriffes  vom  positiven 
Rechte  zu  Grunde.  Indem  man  nämlich  anfing,  das  mit  dem 
Begriffe  eines  Volkes  zugleich  gesetzte,  in  dessen  Bewusstsein 
lebendige  Recht "O,  sein  positives  Recht  zu  nennen,  selbst 
bevor  es  noch  eine  äusserlich  erkennbare  Form  als  Gesetz, 
Herkommen,  oder  Uriheil  gewonnen . hat ,  während  nach  dem 
früheren  juristischen  Sprachgebrauche  die  Bezeichnung  „po- 
sitives Recht''  erst  dann  fllr  statthaft  gehalten  wurde,  wenn 
das  mit  dem  Begriffe  des  Volkes  gesetzte  Rechtsbewosstsein 
bereits  eine  solche  äussere  Form  der  Erkennbarkeit  erlangt 
hatte,  so  warf  man  den  Begriff  des  Positiven  im  philo- 
sophischen Sinne  und  den  Begriff  des  Positiven  im 
historischen  Sinne  durcheinander.  In  ersterer  Beziehung 
ist  nämlich  alles  positiv,  was  wirklich  ist,  wenn  es  ani^ 
noch  keine  äussere  Gestaltung   gewonnen  hat;   in    letzterem 


*)  In  dieser  Beziehung  gehört  auch  alles  das  hieher,  was  gleich  nach- 
folgend bei  der  PrQfung  des  zweiten  Einwandes  über  die  Bedeutung  des 
Positiven  im  philosophischen  Sinne  angegeben  werden  wird. 

^)  Wie  viele  Gesetze  sind  nicht  einer  mehrfachen  Auffassung  nnd  ver- 
schiedenen Auslegung  fähig  1  Die  unzfthligen  Gontroversen  im  römischett 
Bechte  geben  davon  ein  schlagendes  Beispiel.  Auch  die  Analogie  wird 
nur  individuell  erkannt,  und  doch  ist  sie  bisher  überall  fQr  eine  praktische 
Bechtsquelle  geachtet  worden. 

*)  Es  gibt  nun  einmal  fftr  die  Menschheit  keine  andere  Weise  der 
Erkenntniss  der  Wahrheit,  als  nur  die  individuell  erkannte:  nidit  die 
Menschheit  denkt  als  Ganzes,  sondern  nur  der  Mensch  als  Individuam  denkt 
und  kann  das  allgemein  Menschliche  denken!  Da  aUer  positiven  Rechts- 
quellen (wie  Gesetze)  ungeachtet,  das  Becht  nur  individuell  im  conkreten 
Falle  erkannt  werden  kann,  d.  h.  da  eben  im  conkreten  Falle  imoier 
wieder  in  Frage  steht,  was  als  positives  Becht  hier  anzuerkenn^i  sei,  so 
hat  man  in  allen  Staaten  das  formelle  (judicatmässige)  Becht  er- 
funden, und  sich  damit  begnügen  lernen  müssen. 

T)  Vergl.  oben  §.  12. 
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rftme  18t  aber  bot  das  positiv,  was  bereits  äasserUch  er- 
Hmbar  barorgeireten  ist.  In  dem  ersteren  Sinne  ist  daher 
neh  alles  sogenannte  philosophische  oder  allgemeine  Recht 
\m  poflitiTeSy  da  der  allgemeine  Menschengeist  auch  ein  posi- 
lim,  d.  h.  ein  wirklicher  ist  Diejenigen,  welche  das  im 
hbendigen  Bewnsstsein  eines  jeden  Volkes  liegende  Recht  als 
fositives  bezdchnen,  befinden  sich  daher  in  einer  Tttaschnng, 
veaa  sie  glauben ,  hiermit  das  sogenannte  allgemeine  Recht 
ksdtigt  zn  haben,  indem  sie  es  vielmehr  nur  nnter  dem  Namen 
itt  positiven  ontergebracht  haben ^). 

Y.  Ueberdies  werden  sogar  eben  jene  nationalen  Rechts- 
i4een,  welche  m-anfänglieh  als  Rechtsgeftlhl  im  Volke 
Segen,  und  sich  zuerst  in  einzelnen  Urtheilen  und  in  praktischer, 
lieidisam  instinktartiger  Uebnng  äussern  (auf  welcher  Basis 
HKÜum  allmählig  erst  Herkommen,  Oerichtsgebrauch  und  Gesetz 
irwaelisen)  naturgemftss  von  jedem  Volke  für  allgemein  giltiges 
oder  rationales  (ideales)  Recht  gehalten,  d.  h.  das  Volk  hält 
■eftr  natflrliches  Recht,  weil  sie  ihm  nach  dem  Orund- 
tjpm  seines  Charakters  natürlich  sind ,  wenn  sie  gleich  etwa 
t»  dnem  höheren,  universelleren  Standpunkte  aus  betrachtet, 
ivflbrein  individuell  ausgeprägtes,  oder  nationales  Recht 
labtet  w^den  können.  Diese  Verwechselung  oder  vielmehr 
Ueotificirang  des  rationalen  (idealen)  und  nationalen  Rechts 
üt  flir  jedes  Volk  unvermeidlich  ^) ,  weil  es  sich  als  eine 
lisnMliiDg  der  Menschheit  und  des  allgemeinen  menschlichen 
(l^ntes  in  conkreter  Staatsform  begreift  '^). 

VI.  Auf  dieses  sein  nattlrliches  Recht  greift  jedes  Volk 
^  dem  Stillschweigen  seiner  positiven  Quellen  ids  auf  die 

*)  Wer  das  Allg^ttneine  oder  PhilosophiBche  PoBitives  nennt,  fbr  den 
I  ^  es  freilich  kein  All^meines  mehr  geben.    Es  ergibt  sich  aber  eben 
^Knu,  ÖMs  eine  solche  Terminologie  in  der  Jurisprudenz  nur  unpassend 
■d  verwirrend  ist 

*)  Nur  der  Einzelne  kann  sich  von  dieser  Verwechslung  losmachen, 
*eBB  er  anfingt,  die  Rechte  verschiedener  Völker  zu  vergleichen.  Völker, 
^  ein  t&chtiges  unvermischtes  Nationalrecht  besitzen,  haben  nie  eine 
^"^^tstebende  Rechtsphilosophie  als  Wissenschaft  des  allgemeinen*  Rechts 
>>^^ntatze  des  Volksrechts,  und  empfinden  auch  nicht  das  Bedflrfhise 

'')Tergl.  meinen  Auftatz  Ober  nationales  und  rationales  Recht,  in 
^  Zeitschrift  für  deutsches  Recht,  1841,  Bd.  4,  S.  1  u.  £ 
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oberste  Wurzel  derselben  zurück  ^  und  in  diesem  Sinne ,  ab 
Inbegriff  der  Volksphilosophie  Aber  das  Rechte  d.  h.  ab 
Ausdruck  des  sogenannten  gesunden  Hensehenyer- 
s  tan  des  hat  das  nattirliche  Recht  in  jedem  Volke  fort- 
währende praktische  Bedeutung,  und  ist  sogar  durcham  naent- 
behrlich,  indem  sonst  die  doch  jedenfalls  für  unerlässlioh  zu 
erkennende  Bechtsprechuug  tlber  neu  entstehende,  noch  durch 
kein  Gesetz  oder  Herkommen  oder  Gerichtsgebrauch  regnUite 
Bechtsfragen  eine  Unmöglichkeit  sein  wtlrde  ^^). 

VII.  Dieses  natürliche  Recht  ist  aber  nichts  ando'eBy  ab 
eine  logische  Anwendung  des  allgemeinen  und  eben  darum 
auch  Yolksmässigen  Rechtsbegriffes  auf  die  Verhältnisse  des 
nationalen  Lebens,  und  somit  ist  das,  was  man  in  der  neueren 
Zeit,  als  im  Volksbewusstsein  lebendig  gesetzt,  positives  Recht 
nennen  wollte,  in  seinem  Wesen  eben  dasselbe,  was  in  der 
frühem  Zeit  die  (juristische)  Natur  der  Sache  genannt 
wurde  *2). 

Vm.  Erwägt  man  aber  endlich,  dass  kein  Volk,  seiner 
nationalen  Individualität  ungeachtet,  jemals  aufhört,  ein  Theü 
der  Menschheit  zu  sein,  so  kann  es  nicht  fehlen,  dass  nidit 
das  nationale  Recht  eines  jeden  Volkes  auch  solche  Rechts- 
grundsätze  in  grosser  Anzahl  in  sich  begreift,  welche  wirklich 
den  Charakter  der  allgemeinen  Vemttnftigkeit  und  somit  der 
allgemeinen  Giltigkeit  an  sich  tragen ;  denn  auch  das  sogenannte 
allgemeine,  natürliche  oder  Vemunftrecht  ist  kein  willkflliriieh 
gemachtes  Recht,  sondern  ein  in  der  sittlichen  Natur  des  Men* 
sehen  liegendes,   mit   dem  Begriffe   des  Menschen   nnd   dxat 


*^)  Jede  Rechtsfrage,  über  deren  Entschddung  sich  ein  Gerichtagebnadi 
gebUdet  hat,  war  eitimalznm  erstenmal e  da,  und  ist  entschieden  wordeo, 
nnd  musste  entschieden  werden,  und  wenn  dies  nicht  nach  dem  hier  erörterten 
allgemeinen  oder  sog.  natürlichen  Rechte  geschehen  wäre,  so  wtürde  nie 
die  Bildung  eines  Grerichtsgebrauches  möglich  gewesen  sein. 

*^)  Auch  das,  was  von  v.  Wächter,  würtemberg.  Privatr.,  II.,  §«  13^ 
„Bechts-Analogie"  im  Gregensatze  Yon  Gesetzes-Analogie,  ge- 
nannt wird,  fällt  zum  Theil  unter  diesen  Gesichtspunkt  —  Gärtn  er.  Ober 
die  wissenschaftliche  Behandlung  des  deutsch.  Staatsrechts,  Bonn  1839l  — 
Dass  das  sog.  natürliche  Staatsrecht  unentbehrlich  ist  für  die  rMaondle 
Begründung  gewisser  staatsrechtlichen  Fundamentalbegrifie,  erkennt  mn: 
H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  §.  4. 
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ÜBDBeUieit  gesetzteSy  und  also  im  philosophischeii  Sinne  eben* 
All  po#(tiye8  Becbty  und  wegen  dieser  Qualität,  d.  h.  wegen 
iner Bealität,  ist  es  aneh  stets  nnd  Überall  ein  praktisches 
ftHbt,  d.  h.  es  will  und  moss  gelten,  so  wie  es  gehörig  er- 
last ist 

IX.  Selbst  das  historisehe  Recbt  will  nnd  kann  nur  dämm 
iNnflnftigerweise)  gelten,  dass  es  als  conkrete  (nationale)  Ent- 
mkefamg  und  Darstellung  des  allgemein«!  vernünftigen,  d.  b. 
ier  meoBcUichen  Natur  gemttssen  Rechts  erfasst  wird,  und 
«Ut  also  eben  nur  durch  diese  seine  Beziehung  auf  das 
AUgemeiue  seine  Weihe  und  seine  Reehtfertigung. 

X.  Eben  hieraus,  dass  das  historische  Recht  als  indivi- 
MDes  seine  Wurzel  in  dem  allgemeinen  Rechte  hat,  ergibt 
ttA  aber  die  unmittelbare  praktische  Anwendbarkeit  dieses 
hliteren  fiberall  da  von  selbst,  wo  und  so  weit  noch  keine 
«akrete  historische  Recbtsbildung  stattgefunden  hat  <^). 

XL  Das  Erkennen  und  Aussprechen  dessen,  was  als 
dgemeines,  d.  h.  als  vemtlnftiges  Recht  zu  gelten  bat,  ge- 
idtiekt  aber  m  eoncreto  durch  den  Richter ,  und  dieser  ist  (da 
in  auch  Gesetz  und  Herkommen  nur  bei  dem  Aufsuchen  des 
Terattnfijgen  unterstützen  sollen  und  selbst  nichts  anderes  sein 
voUea,  als  erkennbare  Formen  des  Yemttnftigen)  nicht  nur 
kefugt,  Bondem  auch,  und  zwar  nach  ausdrücklicher  Vor- 
teil der  gemeinen  positiven  Rechtsquellen  selbst,  ver- 
yflichtet,  überall  nach  dem  allgemeinen,  d.  h.  dem  vernünf- 
tigen and  dem  Staats-  und  Rechtsbegriffe  entsprechenden  Rechte 
a  erkennen,  wo  das  historisch  positive  Recht  schweigt  ^^). 

XIL  Auch  kann  Niemand  vernünftiger  Weise  mehr  ver-- 
''npSB,  und  Niemand  wird  auch  jemals  mehreres  in  der  Praxis 


^  Hiermit  ist  aach  die  Regel  f&r  die  Anwendtmg  des  allgemeinen 
^B^  ansgesprocfaen.  —  Sehr  unbestimmt  Äussert  sich  darttber  v.  Mo  hl, 
^berg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  L,  S.  88.  —  Wo  einmal  dieThatsache 
^>>oriscli  feststeht,  dass  ein  Staat  ist,  muss  auch  alles  für  praktisch  gelten, 
^  aek  als  logische  Folgerung  aus  diesem  Begriffe  ergibt,  so  weit  nicht 

^  liistoriache  Bechtsbildung  erweislich    modificirend  oder  beschränkend 

antritt 

**)  Sehr  schön  bestimmt  der  Code  Napoleon,  art  4.  „Le  juge,  qui 
'^^^'^  de  jnger,  sous  pr^texte  du  silence,  de  Tobscurit^  ou  de  Finsuffisance 
«  U  loi,  poorra  6tre  poursuiyi  comme  conpable  de  d^nie  de  justice/' 
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erreichen,  alB  ein  der  BildnngBStofe,  dem  Geiste  and  der  Philo- 
sophie seiner  Zeit,  d.  h.  dem,  was  dieselbe  flür  vernünftig 
nnd  darum  für  allgemein  giltig  erkennt,  angemessenes  UrAeil, 
und  man  dürfte  sich  glücklich  schätzen,  wenn  dies  nur  durch- 
gängig und  sicher  zu  erreichen  wäre. 

XIU.  Diejenigen,  welche  im  Staate  kein  anderes  als  nur 
das  positive  Recht  gelten  lassen  wollen,  sollten  doch  nidit 
übersehen,  dass  die  Geltung  des  natürlichen  oder  Vernunft- 
Rechts  sogar  ausdrücklich  in  den  gemeinen  positiven  Rechten 
selbst  anerkannt  ist^^).  Uebrigens  ist  der  subsidiäre  Ge- 
brauch des  natürlichen  Staatsrechts  auch  von  den 
deutsehen  Publicisten  jederzeit  für  zulässig  und  unentbehrlich 
erachtet  worden^«). 

§.75. 

Von  der  Bedeutung  des  Besitzes  und  der  Verjährung 

im  Staatsrechte^). 

I.  Da  nur  dasjenige  als  eine  Rechtsquelle  anerkannt 
werden  kann,  worin  sich  Rechtsnormen  (Regeln,  jus  m 
eensu  objectivo)  aufgestellt  finden,  so  ergibt  sich,  dass  Besitz 
und  Verjährung  nicht  unter  die  Rechbquellen  des  Staats- 
rechts zu  zählen^),  sondern  nur  als  Erwerbs  arten,  d.  h. 


^^)  Cap.  11.  X.  de  consuetudine  (1,  4):  „Nemo  sane  mentis  (non) 
intelligit,  naturaU  juri,  ctijus  transgressio  periculum  salutü  indadt,  qna- 
cunque  consuetudine,  quae  dioenda  est  verius  in  hac  parte  corruptela,  posse 
aliqnatenus  derogari.*'  —  Auch  das  römische  Recht  machte  schon  das 
„rationabilC  zum  Prüfstein  der  Verbindlichkeit  einer  Grewohnheit 
L.  2  Cod.  quae  sit  longa  consuetudo  (9,  53).  —  Dasselbe  thun  die  mittel- 
alterlichen deutschen  Bechtsbücher.  Siehe  meine  deutsch.  BechCt- 
gesch.  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  H.  §.  21.  Nr.  VH;  §.  28.  Nr.  K. 

«<!)  Yergl.  Gönner,  deutsch.  Staatsr.  §.42.  —  Elüber,  öffentL  Becfat 
§.  66.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  2.  Aufl.  §.  4.  —  Sehr 
entschieden  spricht  sich  aus  der  von  dem  Freih.  v.  Wangenheim  in 
der  XY.  Sitzung  vom  8.  Juni  1823  in  der  Bundesversammlung  erstattete 
Commissionsbericht,  Protokoll  §.  98.  S.  255.  257. 

«)  J.  Held,  System  des  Verf. -Rechts  (1856)  Bd.  I.  S.  46  flg.  - 
Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  1857.  Bd.  I.  S.  19.  Bd.  IL  S.  5a 

<)  Nicht  ganz  bestimmt  erklärte  sich  daraber  Elüber,  öffentl.  Bech^ 
J.  68.  77, 
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llkTluUBachen  zu  betrachten  Bind,  welche  nnter  Umständen 
ilitiBdie  Befngnisse  in  concreto  (Jus  in  sensu  subjectivo)  be- 
liaden  kOnnen.  Um  aber  eine  solche  praktische  Giltigkeit 
m  hdben,  setzen  also  Besitz  nnd  Verjährnng  selbst  eine  Rechts* 
IfreDe  Toraas,  wodurch  ihre  Rechtswirkong  anerkannt  ist 

IL  Hinsichtlich  des  Besitzstandes  ist  diese  Rechtsqnelle  in 
\k  V^nanft  selbst  (der  Natnr  der  Sache)  zn  erkennen ,  da 
ller  Begriff  des  Besitzes  ein  nniverseller,  d.  h.  fllr  alle  Rechts- 
iKak  gleichmässig  gütiger  Begriff  ist  {Is  liat  aber  der  Besitz 
ii  itaatBreehtlichen  Verhältnissen  nicht  nnr  wie  im  Privatrechte 
Rehtlicbe  Wirkungen,  so  dass  er  wenigstens  provisorischen 
Sekntz  begründet'),  sondern  er  wirkt  in  den  politischen  Yer- 
tallnissen  sehr  häufig  noch  in  weit  höherem  Masse  als  R  e  c  h  t 
«der  Rechtstitel  selbst,  nämlich  ttberall  da,  wo  er  sich 
ab  dauernder  Zustand  behauptet,  weil  und  insoweit  in 
kt  Politik  die  Kritik  eines  thatsächlichen  Zustandes  durch 
cbe  riehterliche  Instanz  unmöglich  ist,  und  also  die  Thatsache 
iefl)8t  als  unanfechtbar  an  die  Stelle  des  Rechts  tritt  und  das 
kfiehste  praktisch  Geltende  ist^).  Die  grosse  Bedeutung  eines 
uvordenklichen  Besitzstandes  für  staatsrechtliche  Ver- 
Ubüsse  ergibt  sich  hiemach  von  selbst,  weil  hier  der  Zustand 
äcktnnr  als  ein  dauernder,  sondern  als  ein  solcher  erscheint, 
teen  Anfang  sogar  nicht  mehr  als  ein  unrechtmässiger 
(illegitimer)  im  Vergleiche  mit  einem  etwa  noch  früheren 
Zutande  nachgewiesen  werden  kann  und  also  eine  unzerstör- 
Ue  Vermnthung  seiner  Rechtlichkeit  (praesumtio  tituli)  in  sich 
Wgt 

m.  Die  Verjährung  oder  Ersitzung  dagegen  (wozu 
ia  imvordenkliche  Besitzstand  nicht  zu  rechnen  ist)^)  kann 
ik  ein  Institut  des  blos  positiven  Rechts  überhaupt  nur  in 
idtenen  Fällen   im  öffentlichen   Rechte    als  Erwerbsart   von 


')  Dies  spricht  positiv  aus:  die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820, 
«119. 

*)  Bieraof  beruht  das  politische  System  unserer  Zeit,  welches  einer- 
Khs  den  Schutz  des  stcOua  quo  proclamirt,  andererseits  keinem  faü 
OKM^  seine  Anerkennung  verweigert,  wie  s.  B.  im  Jahre  1844  das  Be- 
BduDen  Rasslands  bei  der  Einf&hrung  der  griechischen  Constitution  ge- 
lebt hat 

•)  yofß.  V.  Savigny,  System  des  röm.  Rechts,  IV.,  S.  528. 

Z9pn,  SuatvMbU  6.  Aufl.  I.  10 
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Rechten  in  Betracht  kommen ,  theils  weil  es  in  den  meisten 
politischen  Verhältnissen  an  Gesetzen  fehlt,  welche  eine  Ver- 
jähmng  zulassen,  resp.  eine  Verjährungszeit  bestunmen  ^),  tiieils 
und  hauptsächlich  aber,  weil  in  den  meisten  Fällen  der  Besitz 
selbst  im  öffentlichen  Rechte  als  genügende  Erwerbsart  für  die 
Zuständigkeit  politischer  Befugnisse  gilt,  und  sehr  hftnfig  die 
Stelle  eines  ütulus  zugleich  vertritt^). 

IV.  Wo  aber  nur  solche  Rechte  des  Staates  in  Frage  stehen, 
die  an  sich  nur  Privatrechte  sind,  wie  VermögenBrechte 
des  Fiskus,  lehensrechtliche  Befugnisse  u.  dergl.,  kann  aller- 
dings eine  Verjährung  oder  Ersitzung  nach  civilistischen  Grund- 
sätzen Platz  greifen. 


Literatur  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts. 
L  Literarische  Uebersichten  enthalten: 

J.  J.  Moser,  bibliotheca  jur.  publ.  m.  ThL  1729—1734;  des  selb,  neueste 
Gesch.  der  deutschen  Staatsrechtslehre  etc.  1770;  und  desselb.  neueste 
Bibliothek  des  allg.  deutsch.  Staatsr.  1771.  —  Besonders:  Pütter, 
Lit.  des  deutsch.  Staatsr.  UI.  Thl.  1776  —  1783;  (als  Fortsetzung) 
J.  L.  Elüber,  neue  Lit.  des  deutsch.  Staatsr.  1791;  und  J.  Th.  Both, 
Beitr.  zum  deutsch.  Staatsr.  etc.  1791.  —  F.  S.  Er  seh,  Handb.  der 
Lit  d.  Jurispr.  u.  Politik  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrh.  2.  Aufl.  Leipi. 
1823.  —  H.  Th.  Schletter,  Handbuch  der  Jurist  u.  staatswisaeo- 
schaftl.  Lit  (die  4.  Lief.)  1841.  —  R.  v.  Mohl,  Geschichte  o.  Literatar 
der  Staatswissenschaft  (siehe  oben  S.  40)  im  n.  Bande,  Tübingen  1866. 


0)  Bluntschli,  a.  a.  0.,  spricht  von  einer  staatlichen  Yerjähniogt 
die  dann  eintreten  soll,  wenn  die  Fortsetzung  des  Kampfes  um  die  Herr- 
schaft unmöglich  geworden  ist,  oder  eine  völkerrechtliche  Anerkennung  dazu 
gekommen  ist  u*  s.  w.  Allerdings  kann  durch  solche  Thataachen  ein 
politisches  Kecht  so  unwirksam  werden,  als  wie  durch  eine  civilistiBcha: 
Veij&hrung:  aber  demungeachtet  fehlt  bei  ihnen  gerade  das  charakteristiBchft; 
Moment  aUer  Yeijährung  und  Ersitzung,  die  b^timmte  Yerjfthrungaxeit.     j 

T)  Der  Grund  dieser  hohen  Bedeutung  des  blossen  Besitzes  im  Staate* , 
rechte  liegt  darin,  dass  der  Staat  seiner  Idee  nach  ein  Zustand  der  Greltoagj 
des  Rechts  durch  souveraine  Gewalt  ist,  daher  umgekehrt  in  der  PrudJ 
letztere  als  geltendes  Recht  erscheint 
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IL  Qodleii-Sammliingen  und  Commentare  Aber  die  QaeUen. 

A)  Fftr  die  il teste  Zeit  gehören  higher  die  Sammlnngen  der  Lege» 
Barbarorum  o.  der  Cojpüulanm  der  firftnkiscli.  Könige  (Herold,  Linden- 
brogy  Bahiz,  Heineodos  b.  Georgisch,  Canciani,  Walter  n.  A.);  be- 
ionden  Per tz,  Monom.  Gem.  Legg.  T.  L  <l  IL  18^.  1837.  Der  1.  Band 
enthilt  die  Constitationen  der  frankischen  Könige,  der  2.  Band  enth&lt 
die  Constikationen  d.  deutsch.  Könige  o.  Kaiser  bis  1813  (Ueinr.  YII.)- 
—  YgL  J.  F.  Böhmer,  die  Beichsgesetze  v.  900—1400  nachgewiesen. 
F]A£  1832.  —  Die  ersten  Versuche  einer  Zosammenstellung  staata- 
ifichtlicher  Grundsfttse  und  Auszüge  aus  Landfrieden  und  Rdchsab- 
sdiieden  finden  sich  im  Sachsenspiegel,  Schwabenspiegel 
und  den  Terwandten  BechtsbOchem  des  Mittelalters. 

B)  F&r  die  mittlere  und  neuere  Zeit:  Goldast  (Melchior  von 
Heimsfeld)  Beichssatzungen ,  Frk£  1712;  Desselben:  CoUectio 
consL  imp.  Tool  IY.  (2.  Ausg.)  Frkf.  1713.  —  Neue  und  vollständigere 
Sammlung  der  Beichsabschiede  (sog.  Senckenberg*sche  oder 
Koch*8che  Sammlung),  Frkl  a.  M.  1747  u.  £  —  Eggersdorf, 
Sammlung  der  Beichsschlflsse  (von  1663—1776)  Tom.  IY.  1740  ff.  ~ 
C.  F.  Genüadur,  Corp.  jur.  Germ.  publ.  et  priv.  (in  syst  Ordnung), 
4  Bde.  1783  n.  £;  Desselb.  Handbuch  der  deutsch.  Beichsgesetze, 
XI  Bde.  1786  u.  f.  —  J.  J.  SchnuMuss,  Corp.  jur.  publ.  acad.  1722. 
(znleizt)  1794.  —  G.  Emminglunu,  Corp.  jur.  germ.  tam  pubL  quam 
priv.  acad.  1824  (2.  Aufl.  1844).  —  A,  Michadui,  Corp.  jur.  pubL 
acad.  1825.  —  Oertel,  die  Staatsgrundgesetze  des  deutsch.  Beichs, 
zusammengesteUt,  eingeleitet  und  historisch  erklärt  Leipz.  1841.  — 
Ueber  Altere  Sammlungen  von  Hortleder,  Lehmann  u.  A.,  vergL 
Pütter,  Lit  L  S.  178  u.  £  —  Aktenstücke  von  1800  an  finden  sich 
in:  Quellen  des  öffentL  Bechts  der  deutsch.  Bundesstaaten.  Carlsruhe 
(sog.  Carlsruher  Sammlung)  lU  Bde.  1821.  1833.  —  Von  den  Samm- 
hingen der  Staatsakten  sind  hier  besonders  zu  erwähnen;  J.  C. 
Lfinig's  deutsch.  Beichsarchiv.  24  Bde.  1710—1722.  fol.  —  Anton 
Faber's  (Chph.  Leonh.  Leucht)  europ.  StaatskanzIeL  115  Bd& 
1687—1760  (9  Bde.  Hanptregister,  1761^1772).  Dessen  neue  europ. 
Staatskanzld,  56  Bde.  1661^1702.  —  J.  A.  Beuss,  deutsch.  Staate- 
fcanzlei,  55  Bde.  1783—1803.  —  TheaJtrum  Europa&um  (von  verschie- 
denen Herausgebern),  19  Bde.  1617—1712.  —  J.  J.  Moser,  deutsch. 
Staataarehiv,  13 Bde.  1751—1757.  —  Dessen  Sammlung  der  neuesten 
Dednctionen,  8  Bde.  1752.  1754.  —  Ueber  andere  ähnliche  Sammlungen 
vcfgL  Pfltter,  Lit  L  S.  305  u.  £ 

C)FQr  die  Zeit  des  Bheinbundes:  Winkopp,  der  rheinische  Bund 
(Zeitschrift),  69  Hefte  in  ^  Bänden  u.  1  SuppL-Heft.  1806-1814.  — 
A.  F.  W.  Cromo  und  C.  Jaub,  Germanien,  4  Bde.  1807—1811; 
und  von  denselb.  Germanien  und  Europa,  1812.  —  Ueber  die  Lit 
des  öflinitlichen  Bechto  des  Bheinbundes  s.  auch  ▼.  Kamptz,  Beitr.  z< 
Slaata-  und  Völkerrecht,  Bd.  I;  und  Klüber,  öffimtL  Recht  des 
deutadL  Bundes,  §.  24.  Kote  2. 

10* 
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D)  FOrdieZeitseitderStiftang  des  deutschen  Bundes:  J«L.Klüber, 
Akten  d.  Wiener  Congresses.  8  Bde.  1815—19.  Desselben:  Staats- 
archiv des  deutsch.  Bundes.  2  Bde.  1816.  17;  und  Quelle nsamml. 
zu  dem  öffentl.  Recht  d.  deutsch.  Bundes  (3.  Aufl.  1830)  nebst  Fort- 
setzung 1833.  —  Die  Protokolle  der  deutsch.  Bundesversammlung 
seit  5.  Nov.  1816.  (Davon  besonders  im  Bundes-Rechte,  siehe  unten 
§.  131.)  —  Ausser  den  unter  B.  angeführten  Sammlungen  v.  Emming- 
haus  und  Michaelis  gehören  noch  hierher:  6r&vell,  die  Quellen 
des  allgem.  deutsch.  Staatsrechts  seit  1813—1820.  Thl.  1.  1820.  - 
Quellen  des  öffentl.  R.  der  deutsch.  Bundesstaaten  von  1800—1821. 
2  Thie.  Carlsruhe  1822.  -—  Elvers,  Hauptquellen  d.  deutsch.  Bundes- 
staatsrechts, 1824.  —  Schmalz,  Grundgesetze  des  deutsch.  Bunde», 
1825.  —  6.  L.  V.  Zangen,  die  Yerfassungsgesetze  deutscher  Staaten 
in  systemat.  Zusammenstellung.  3  Bde.  1828—36.  —  B.  H.  L.  Pölitz, 
die  europ.  Verfassungen  seit  dem  J.  1789,  fortgesetzt  von  F.  Bfllau. 
IV  Bde.  2.  Aufl.  Leipz.  1832—1837;  davon  gehören  hierher  Bd.  I  und 
Bd.  IV.  —  A.  Müller,  Arch.  f.  die  neueste  Gesetzgebung  in  Deutsch- 
land (IX.  Bd.  Bd.  1839).  —  £.  Uermsdorf,  Jahresberichte  über  die 
deutsch.  Gesetzgebung.  Leipz.  1845  fl.  —  Alex.  Mirus,  diplom.  Archir 
fOr  die  deutsch.  Bundesstaaten.  2  Bde.,  jeder  in  2  Abtheilungen,  Leipz. 
1846—1848.  —  A.  Rauch,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  luden 
deutsch.  Bundesstaaten.  Erlangen  1850.  51.  —  Ph.  A.  G.  y.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Gonfoederationis  Germanicae,  3.  Auflage  (von  1840  an  von 
mir  ergänzt  u.  fortgefOihrt) ,  Frkf.  a.  M.  2  Bde.  u.  2  Lief.  18öa  185(1. 
1862.  —  Desselben  Corpus  Constitutionum  Germaniae,  oder  die 
sämmtlichen  Verüassungen  der  Staaten  Deutschlands,  mit  den  beiden 
Grundverträgen  des  deutschen  Bundes  u.  deren  wesentL  Ergftnsungen. 
1.  Lief.  Frkf.  a.  M.  1845.  —  H.  A.  Zachariä,  die  deutschen  Verf.- 
Gesetze  d.  Gegenwart.  2  Lief.  u.  eine  Fortsetzung.  Göttingen  1855.  1858l 

III.  Wissenschaftliche  Schriften. 

A)  Aus  der  Zeit  der  Reichsverfassung. 

lieber  die  staatsrechtlichen  Arbeiten  der  Glossatoren,  s.  Pütter,  Lit  L 
S.  54  u.  f.  —  Ueber  die  ersten  staatsrechtlichen  Streitschriften  im 
XIV.  Jahrhundert  bei  Gelegenheit  des  ZerwürMsses  des  K.  Ludwig 
des  Bayern  mit  dem  römischen  Stuhle  (Marsilius  de  Menandrino, 
Wilhelm  ab  Occam,  Lupoid  v.  Bebenburg,  s.  Pütt  er,  Lit  I.  S.  67  u.  £ 
s.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  Thl.  L  §.  54.  —  Ueber  Petrus 
de  Andlo,  de  imp.  Rom.  Germ,  libri  II  (um  1460),  herausgegeben  von 
M.  Freher  1612«  s.  Pütter,  1.  c.  L  p.  77  u.  f.;  Hugo  in  der  ZeV 
Schrift  f.  gesch.  R.-W.  I.  S.  346  u.  f.  —'Meine  deutsche  Rechtsgesch. 
I.e.  §.54;  s.  auch  meine  Ausgabe  n.  Conunent.  über  das  alte  Bambeiger 
Recht,  1839,  S.  44  u.  Anh.  HL  —  Ueber  die  publidstische  Bedeatui« 
der  Arbeiten  der  Reichskammergerichtsassessoren  im  16.  Jahrhundert 
(Mynsinger,  t  1578,  Gail,  t  1587  u.  A.),  s.  Pütter,  Lit  L 
9, 116  u.  f.  —  Erste  Schriften  mit  der  Tendenz  praktischer  Ei^rteniQf 
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der  QaeQen:  Dominicas  Anmaeus  (geb.  1579,  f  1637,  der  erste  Lehrer 
des  Steataredits  zu  Jena)   discursus  academici  de  jure  pubL  5  Bde. 
1616—23.  —  Limnaeus,  de  jure  pubL  Üb.  IX.  4  Bde.  1629^45.  -- 
YcrgL  hkr&ber  Pfltter,  Lit  I.  S.  165  u.  f.  194  n.  f.  —   Olden- 
burger,  PhiL  Andreas,  Pandectae  jor.  pubL  s.  Limnaeus  enudeatus, 
Geoer.    1670.  foL  —  Erste  Anflknge  theils  einer  geschichtlichen  Be- 
grtlniinng,    theils   einer  politischen  Kritik  der   gegebenen  Zust&nde: 
Henn.  Conring  (geb.  1606  t  1681)  zu  Helmst&dt,  in  s.  publicistischen 
Diasertationen  seit  1635  (Patter,  Lit  L  S.  203  n.  f.).  —  HyppoUthus 
a  Lapide  {PK  v.  Chemnitz),  de  ratione  Status  imperii  Rom.  1640.  — 
Stcerinusi  de  Mamambcmo  (S.  Puffendarf),  de  statu  imp.  Genn.  ad 
LaeKum  fratrem  über  1667.  >-  Caesarinus  Fürsteneritts  (r.  Leibmtz\ 
de  jure  suprematns    ac  legationum  prindpum  (renn.  1677.     (Yergl. 
Patt  er,  Lit  L  S.  208.  207.  284.  249.)  —  Erste  Anleitung  zur  Re- 
giemngskunst  eines  deutschen  Staates:  Veit  Ludwig  v.  Beckendorf, 
deatacher  Fürstenstaat  1655.  (Patter,  Lit  L  S.  225.)  —  Erste  com- 
pendiarische   und   andere   systematische   Schriften:   Gabriel  Schweder 
(Prot  in  Tübingen),  introductio  in  jus  publ.  imp.  R.  G.  noyissimum, 
1681.  —  Fh.  Rieh.  VäriariuSj  institutiones  juris  publ.  (zuerst  unter 
dem  Namen  Nie.  Dankwerth)  1683.  Hierzu:  J,  E.  Pfefßnger,  Yitriarius 
iOnstratns  1661,  stark  vermehrt,  Gotha  1739,  unter  dem  Titel:  Corp. 
jur.  publ.  etc.    (Dazu  das  Repertor.  ▼.  Rice  ins,  1741).  —  Aus  dieser 
Zeit  sind  noch  besonders  zu  erw&hnen:   Job.  Nie.  Hart  (geb.  1652), 
eine  üebersicht  s.  publicistischen  Dissert.,  s.  bei  Patter,  L  S.  256; 
H.   Corcejt,  jur.  publ.  prudentia   compendio  exhibita  (zuerst)  1695; 
Joh.  Ph.  DaUf  de  pace  imp.  publica  1698;  J,  Schüler ,  institutiones 
jur.  pubL  1696;  Goül.  Gerh.  TUius,  Specimen  jur.  publ.  R.  G.  (zuerst) 
1698.  —  Ueber  die  Verdienste  der  Hallischen  Juristen  vom  Ausgang 
des  17.  Ins  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  wie  Christ  Thomasius 
(geb.  1656  t  1728);  Samuel  Stryck  (geb.  1640  f  1710),  Joh.  Peter 
Lud  ewig  (geb.  1668  1 1743),  Nie.  Hier.  Gundling  (geb.  1671  f  1729), 
J<^  Sam.  Stryck  (geb.  1668  t  1715),  Just  Henning.  Böhmer  (geb. 
1674  t  1748),   Joh.  Gottl.  Heineccius  (geb.  1680  f  1741)  u.  A., 
▼ergL  Pütter,  Lit  L  S.  326  u.  fc  —  B.  G.  Struv,  Syntagma  jur.  publ. 
1711;   sodann  vermehrt  unter  dem  Titel:  Corp.  Jur.  publ.  imp.  1720. 
1731.    Ein  Auszug  daraus  ist  seine  juris  publ.  prudentia.  1712.  17.')0. 
1740.    Nach  seinem  Tode  (f  1738)  erschien  seine  Jurisprudentia  he- 
roka,  7  Bde.  1743—53,  edirt  v.  J.  A.  Hellfeld.  —  Am  bedeutendsten  sind 
ooter  den  gleichzeitigen  und  nachfolgenden  Publicisten:  •/.  J.  Mascov^ 
princ  jur.  publ.  (zuerst  1729.   V.  Ausgabe  1761).  —  J.  J.  Moser 
(geb.  1701 1 1785).  Ausser  seinen  bereits  unter  I.  u.  H.  B.  angefahrten 
Schriften  u.  Sammlungen  gehören  hierher:   dessen  deutsches  Staats- 
recht, 50  Thle.  1737—53,  u.  2  Tbl.  Zus&tze  u.  1  Register,  1754;  dessen 
leues  Staatsrecht,  21  Bde.  u.  1  Bd.  Register,  1766—1775,  u.  3  Bde. 
Zus&tze,  1781—83.  —  Von  J.  St  Patt  er  (geb.  1725  1 1807)  sind  hier 
«nzufthren:  Institutiones  jur.  publ.  (zuerst  1770),  6.  Aufl.  1802; 
dessen  Beitr.  z.  deutsch.  Staats-  und  Farstenr.  2  Thle.  1777.  1779; 
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Erörterungen  u.  Beispiele  des  deutsch.  Staats-  u.  Fürstenr.  2  Bde. 
179a  1794;  historische  Entwickelungder  heut.  Staatsvertosniig  des 
deutsch.  Reichs,  3  Bde.  (zuerst  1786);  des  selb.  Geist  des  westphäl. 
Friedens,  1795.  —  (J.  B.  Fölsch)  Erklärung  des  deutsch.  Staatsr. 
nach  Ptttter,  Wien  1798.  —  C.  F.  Hftberlin,  Handb.  des  deutscL 
Staatsr.  3  Bde.  1794—1797.  (Bd.  1  u.  2  sind  1802  und  1803  nea  auf- 
gelegt) —  J.  L.  El  ab  er,  Einleitung  zu  einem  neuen  Lehrb^rifTe  des 
deutsch.  Staatsr.  1803.  ~  J.  G.  Lei  st,  Lehrb.  des  deutsch.  Staatsr. 
1803.  (2.  Aufl.  1806.)  —  N.  Th.  Gönner,  deutsch.  Staatsr.  1801  - 
T.  Schmalz,  Handb.  des  deutsch.  Staatsr.  1805.  —  Eine  gediftogte 
üebersicht  der  deutsch.  Reichsyerfieissung  gewShrt  auch  E.  E.  Sckmid, 
Lehrb,  des  gem.  deutsch.  Staatsr.  Jena  1821.  Eap.  3.  S.  263  n.  f.  — 
Vergl.  auch  (Bnder)  Repert.  reale  pragmat  jur.  publ.  et  fead.  1751; 
umgearbeitet  und  yermehrt  (aber  nur  von  A— R  ausgeführt)  von  H.  G. 
Scheidemantel  und  G.  F.  Hftberlin,  Repertorium  des  deutschen 
Staats-  und  Lehnrechts,  1782—1795.  4  Bde. 

B)  Aus  der  Zeit  des  rheinischen  Bundes. 

Hierher  gehören  ausser  den  oben  H.  C.  angef(Üirten Zeitschriften:  K.  S.  Zar 
chariaej  jus  pubL  civitatum,  quae  foederi  Rhenano  adscriptae  sunt  1807 
und  dessen  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten  u.  das  rhein.  Bundesr., 
erläut.  in  einer  Reihe  y.  Abhandl.  1810.  —  J.  Z Intel,  Entwurf  eines 
Staatsr.  für  den  rhein.  Bund,  1807.  —  J.  F.  N.  Brauer,  Beiträge  zu 
einem  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  1807.  --  G.  H.  v.  Berg,  Ab- 
handlungen z.  Erläuterung  d.  rhein.  Bundesakte,  1808.  —  W.  J.  Behr, 
syst  Darstellung  des  rhein.  Bundes,  1808.  —  J.  L.  Elüber,  Staatsr. 
des  Rheinbundes,  1808. 

C)  Seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes. 

(Die  Schriften,  in  welchen  nur  das  öffentliche  Recht  des  deutschen 
Bundes  ausschliesslich  behandelt  wird,  sind  unten  im  n  e  u  n  te  n  Abschnitt, 
Bundesverfassung,  angegeben.) 

a)  Systematische  Werke:  J.  L.  Elüber,  öffentl.  Recht  des  dentsdu 

Bundes  u.  d.  Bundesstaaten  (zuerst  1817),  4.  Aufl.  1840.  —  E.  H.  de  S. 
(Schwarzkopf)  Expose  du  droit  public  de  TAllemagne.  Gen^e  et  Paris 
1821.  —  E.E.  Schmid,  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr.  L  Abth 
1821  (unvollendet).  —  Schmalz,  deutsch.  Staatsr.  Berlin  1825.  — 
S.  Jordan,  Lehrb.  d.  allgem.  u.  deutsch.  Staatsr.  L  Abth.  18S1  (un> 
vollendet).  —  R  Maurenbrecher,  Grds.  des  heut  deutsch.  Staatsr. 
1837.  —  H.  A.  Zacharift,  deutsch.  Staats-  u.  Bundesr.  1841  flg. 
(2.  Aufl.  1853).  —  K  E.  Weiss,  System  d.  deutsch.  Staatsr.  1843.  — 
J.  Held,  System  des  Verfassungs-Rechts  der  monarchisdien  Staaten 
Deutschlands,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Gonstitutionalismas.  II  Bde. 
Würzburg  1856.  1858.  —  G.  A.  Grotefend,  System  des  öffentlichen 
Rechts  der  deutschen  Staaten,  (bis  jetzt  nur)  I.  Abth.  Cassel  18G0.  — 
Otto  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht,  Rostock  1861. 

b)  Abhandlungen  über  mehrere  öffentliche  Rechtsfragen:   Abhand- 

lungen über  Gegenstände  des  allg.  Staatsr.  in  Norddeutschland.  L  Bd. 
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in  2  AbÜL  Garlsinhe  18^  —  A.  W.  Heffter,  Beitr.  nun  deutsch. 
Staats-  mid  Fflntenr.  1829.  --  L.  v.  Dreseh,  Abhandlungen  über 
Gcigaistftade  des  öffentL  Rechts,  sowohl  des  deutschen  Bundes  über- 
haupt, sds  anch  einaelner  Bundesstaaten,  1830.  —  J.  L.  Klüber, 
Abhandhingen  u.  Beobachtungen  f.  Geschichtskunde,  Staats-  u.  Rechts- 
wiBMBSchaften.  IIBde.  1830. 1834.  —  A.  L.  Reyscher,  publicistische 
Tersaclie,  1832.  —  F.  v.  Oruben,  Abhandl.  über  Gegenstände  des 
dÜBBÜ.  Rechts  des  deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten,  1886. 
18d&  2  Heft& 

c)  Lexikalische  Werke:  Staatslexikon  oder  Encyklopftdie  der 
StaatawiBBenBchaften,  herausg.  von  C.  v.  Rotteck  und  C.  Welcker, 
15  Bde.  (begonnen  1834,  voUeudet  1844).  —  J.  Weiske,  Rechts- 
fezikon«  1839--1861.  —  Bluntschli  n.  Brater,  Staatswörterbuch, 
begonnen  1857-~62. 

4  Zeitschriften:  Pölits  (dann  Fr.  Bülan),  Jahrbücher  der  Gesch. 
u.  Politik.  —  Buddeus,  deutsch.  Staatsarchiv,  1840—1843.  —  Bie- 
dermann, deutsch.  Monatsschrift,  seit  1842.  —  E.  Weil,  oonstitut 
Jahrbücher,  seit  1843.  —  (v.  Mohl  u.  A.)  Zeitschrift  f.  die  gesammte 
Staatawissenschaft,  Tübingen,  seit  1844.  —  Eberty,  Zeitschrift  für 
voiksUifimliches  Recht  u.  nationale  Gesetzgebung,  seit  1844.  —  Beson- 
dss:  J.  T.  B.  V.  Linde,  Archiv  für  das  üffentl.  Recht  des  deutschen 
Bundes,  Giessen  1850-1861,  4  Bde.  (wird  fortgesetat). 

TV.  Schriften  über  das  partikalftre  Staatsrecht. 

üelwr  die  ehemaligen  Reichslande,  insbesondere  über  die  ehemaligen 
geistlichen  Territorien:  A.  J.  Schnaubert,  Anfangsgründe 
des  Staatsrechts  der  gesanunten  Reichslande,  1787.  —  v.  Roth,  Staats- 
recht der  deutschen  Reichslande.  2  Bde.  1788.  1791.  —  J.  G.  Meyer, 
dentach.  geistliches  Staatsrecht  2  Thle.  1773;  desselben:  welt- 
liches Staatsr.  3  Thle.  1775.  1776.  —  (Wilibald  Held)  Reichs- 
präratisches  Staatsrecht  2  Bde.  1781.  1785.  —  J.  v.  Sartori, 
geistliches  n.  weltliches  Staatsrecht  der  deutsch,  kathol.  geistl. 
Ezz-,  Hoch-  und  Ritterstifter.  2  Bde.  1788—1791.  —  Yergl.  meine 
Abhandlung  über  die  Bildung  der  geistlichen  Fürstenthümer ,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Allodialit&t  u.  Feudalität,  in  meinen  Alter- 
thümem.  Bd.  U.  (1860)  Nr.  L 

üeber  das  Staatsrecht  der  ehemaligen  Reichsritterschaft,  siehe  die 
Literatur  unten  §.  105. 

r^Krdas  Staatsrecht  der  Reich sst&dte,  siehe  unten  §.  95;  der  Reichs- 
dörfer, siehe  unten  §.  80. 

Ceber  das  Staatsrecht  der  einzelnen  dermal  bestehenden  Staaten: 

Oesterreich:  ältere  Schriften  von:  F.  F.  Schrötter,  Grundriss  des 
österr.  Staatsrechts,  Wien  1775;  dessen  Abhandlungen,  Wien  1762. 
Elemens,  Grundriss  etc.  1781.  —  Jos.  Kropatschek,  Staatsverf. 
Oesterreichs.  5  Bde.  1794.  —  Barth-Barthenheim,  das  Ganze  der 
Österreich,  politischen  Administration.  H  Bde.  Wien  1838.  1841.  — 
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M.  y.  Stubenrauch,  Handbuch  der  Österreich.  Yerwaltnngsgesetz- 
künde  nach  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  der  Gesetzgebung.  II  Bde. 
Wien  1852. 

Preussen:  Bergius,  Preussen  in  staatsrechtlicher  Beziehung.  2.  Aufl. 
1843.  —  Stiber,  die  Gesetzgebung  des  preuss.  Staats  seit  Einfahning 
der  constit.  Begierungsform,  1850.  —  L.  v.  Rönne,  das  Staatsr.  der 
preuss.  Monarchie.  1.  Lief.  Leipz.  1856. 

Bayern:  y.  Kreitmayer,  Grundr.  des  allgem.  u.  bayer.  Staatsrechts, 
3  Thle.  1770.  —  C.  Cuccumus,  Lehrb.  des  Staatsrechts  der  coostit 
Monarchie  Bayerns,  Warzburg  1825.  —  v.  Dresch,  GrundzO^  des 
bayer.  Staatsr.  2.  Ausg.  1835.  —  E.  y.  Moy,  Lehrb.  d.  bayer.  Staatsr. 
L  Thl.  L  Abthl.  1840.  ü.  Abthl.  1841.  H.  Tbl.  1843.  —  Pözl,  bayer. 
Staatsverf.-Recht,  Würzburg  1847.  —  Derselbe:  Lehrb.  des  bayer. 
Verf.-Rechts,  München  1851. 

Sachsen,  Königreich:  y.  Römer,  Staatsrecht  u.  Statistik  des  Enrfilrsten- 
thums  Sachsen,  3  Thle.  1787—1792.  —  Weise,  Lehrb.  des  k.  s&chs. 
Staatsrechts,  2  Bde.  1824.  1827.  —  Fr.  Bülau,  Darstellung  der  Verl 
u.  Verwaltung  des  K.  Sachsen.  Bd.  L  1833.  —  J.  Grünler,  Beitr.  z. 
Staatsr.  des  K.  Sachsen  (auswärtiges  Staatsr.)  1838.  —  Milhauser, 
d.  Staatsr.  des  K.  Sachsen,  L  Bd.  1839. 

Würtemberg:  R  y.  Mohl,  Staatsr.  des  K.  Würtembei^g,  2.  Aufl.  n  Bde. 
Tübingen  1840. 

Baden:  J.  J.  Moser,  Einleitung  in  das  markgräfl.  bad.  Staatsr.  1772.  — 
£.  J.  J.  Pf  ister,  geschichü.  Entwicklung  des  Staatsr.  des  Gross- 
herzogthums  Baden.  Heidelberg,  I.  Bd.  1836.  IT.  Bd.  I.  Abth.  1838. 

Hessen:  J.  G.  Estor,  origines  jur.  publ.  Hassiaci,  1738;  und  dessen: 
Jus  publicum  Hassiacum,  1752.  —  Murhard,  Grundlinien  des  jetzigen 
Staatsr.  des  Eurfürstenth.  Hessen.  2 Bde.  1834.1835.  —  E.  E.Weiss, 
System  des  löffentl.  Rechts  des  Grossherzogth.  Hessen.  Bd.  L  (Verf.) 
1837.  —  F.  A.  Eüchler,  Handbuch  der  Lokalstaatsyerwaltang  im 
Grossherzogth.  Hessen,  Heidelberg  1854.; 

Sachsen-Weimar:  C.  W.  Schweitzer,  öffentl.  Recht  des  Grossherz. 
Sachsen-Weimar-Eisenach.  L  Bd.  1825.  —  G.  W.  Burkhard,  Handb. 
der  Verwaltung  im  Grossherz.  Sachsen- Weimar,  Neustadt  a.  d.  0. 1844. 

Die  übrigen  deutschen  Bundesstaaten:  J.  J.  Moser,  Einleitung 
in  das  churftirstl.  u.  fürstl.  Braunschweigische  Staatsrecht  1755.  — 
Scheid,  Anmerkungen  u. Zusätze  hierzu,  Götting.  1757. —  J.  J.  Moser, 
Staatsrecht  des  Fürstenthums  Anhalt,  1741.  —  Schlegel,  Staatsr. 
des  E.  Dänemark  und  der  Herzogth.  Schleswig-Holstein  und 
Lauenburg.    Aus  dem  Dan.  übers,  yon  Sarauw.  Schleswig  1828. 
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Siebenter  Abschnitt 

las  Stutondit  nur  Zeit  in  ieitschci  leichs')« 

§.  76. 
Vom  deutschen  Reiche  überhaupt'). 

I.  Dentschland  erscheint  als  ein  besonderes  Königreieh 
{ftgnum  Germaniae)  seit  der  Theilong  des  fränkischen  Reichs 
iiter  die  Söhne  des  Kaisers  Ludwig  des  Frommen  dnreh 
den  Vertrag  von  V  er  dun  im  Jahre  843.  Die  vollständige  und 
Ueibende  Lossagnng  Dentschhinds  von  dem  Frankenreiche 
lesehah  aber  erst  durch  die  Absetzung  Karls  des  Dicken  im 
Jahre  888.  Von  hier  an  war  Dentschland  ein  selbststän- 
iiges  Königreich. 

n.  Von  Kaiser  Otto  I.  an  rechnete  man  die  Errichtung 
einer  bleibenden  Verbindung  Deutschlands  mit  dem  rOmi- 
leben  Kaiserthume  (imperium  Ramanum)^),  Seitdem 
MttQptete  die  deutsche  Nation,  dass  ihr  König  von  Rechts- 
wegen römischer  Kaiser  (imperator  RomanoTum)^  sowie  auch 


0  Da  ich  hinsichtlich  des  Reichsstaatsrechts  im  Allgemeinen  auf  die 
l^ntdlung  in  meiner  deutschen  Rechtsgeschichte  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II. 
^cncieen  kann,  so  gebe  ich  hier  nur  einen  kurzen  Abriss  des  Reichsstaats- 
i^t^t  so  weit  ein  solcher  sum  Verständnisse  des  praktischen  deutschen 
Stausrechts  nöthig  ist 

*)  VergL  die  oben  S.  150  flg.  bei  der  Literatur  angegebenen  Lehrbttcher 
^Pntter,  Leist  und  Gönner,  and  das  Handbuch  von  Häberlin, 
■•te  Schmid,  Lehrbuch  (1821)  §.  124  flg.  —  Maurenbrecher, 
S<>te.  f.  62  flg.  —  H.  A.  Zachariä,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  29.  —  Abrisse 
te  Beichsstaatsrechts  haben  auch  aufgenommen:  J.  Held,  System  des 
Toftanuigirechts  der  monarchischen  Staaten  Deutschlands,  Bd.  I.  (WOrs- 
Wl%6)  S.  415  flg.  —  0.  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht, 
Ä«tock  1861.  8.  37  flg. 

')  £•  war  dies  eine  Realunion  in  dem  oben  g.  65  angegebenen  Sinne. 
^Q^dieSanctiointerOttonemM.  atque  Romanos a.  964 (Papst Leo VUI.); 
L  «eise  deutsche  Rechtsgesch.  8.  Aufl.  1858.  Th.  H.  §.  46.  Note  3. 
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König  von  der  Lombardei  (dem sog. regnum  Italiae)  sei ;  doch 
pflegten  in  der  älteren  Zeit  (vor  K.  Maximilian  I.)  die  deutschen 
Könige  den  römischen  Kaisertitel  nicht  zu  führen,  bevor  «ie 
in  Rom  wirklich  gekrönt  worden  waren*).  Das  Ganze  nannte 
man  „heiliges  römisches  Reich  deutscher  Nation" 
(sacrum  Imperium  Romanorum  Natiorm  Germaniae). 

in.  Das  Wort  „Reich"  bezeichnete  bald  das  Landgebiet, 
bald  die  gesammte  vereinigte  Reichsgewalt  (Kaiser  und  Beichs- 
stände) ,  bald  (im  engeren  Sinne)  die  Gesammtheit  der  Reichs- 
stände im  Gegensatze  zum  Kaiser. 

rV.  Aus  der  Verbindung  des  Königreichs  Germanien  mit 
dem  römischen  Kaiserthume  leitete  man  ftlr  den  römisch- 
deatschen  Kaiser,  als  Nachfolger  der  alten  römischen  Im* 
peratoren,  den  Vorrang  vor  allen  übrigen  Monarchen  Europas  *), 
die  Advocatie  über  den  päpstlichen  Stuhl  und  die  christlicbe 
Ejrche^),  sowie  manche  andere  Ehren-Vorrechte  ab^). 

§.  77. 
Regierungsform  des  deutschen  Reichs^). 

I.  Das  deutsche  Reich  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  ent- 
schieden als  eine  durch  Reichsstände  beschränkte  Wahl> 


*)  Aosdracklich  sagt  dies  der  Sachsensp.  m.  52.  §.  1.  (Siehe  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  46.  Note  4).  —  Pütter, 
instit.  §.  20  flg.  —  Siehe  unten  §.  83.  Note  2. 

^)  In  den  letzten  Zeiten  des  Reichs  erkannte  der  Kaiser  den  gleichen 
Rang  der  französischen  Republik  an  (im  Frieden  yon  Gampoformio, 
von  1797,  art  23);  schon  früher  im  Passarowitzer  Frieden  yon  1718 
hatte  er  den  gleichen  Rang  des  Sultans  anerkannt.  Leist,  deatacfaea 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  16.  Not.  8. 

^)  Wahlkap.  art  1.  §.  1;  wegen  des  hierdurch  dem  römiachen  StnU 
zugesagten  Schutzes  enthält  aber  die  Wahlkap.  art  1.  §.  10  eine  aas* 
drückliche  Verwahrung  der  Protestanten  und  Ausbedingung  eines  gieichen 
Schutzes. 

7)  Z.  B.  das  Recht,  Eönigstitel  zu  verleihen  u.  s.  w.  Siehe  anten  §.  83L 

*)  J.  J.  Moser,  yon  Deutschland  und  dessen  Staatsverfassung  Ober* 
haupt,  1766.  —  Pütter,  inst  §.23  flg.  u.  dessenBeitr.Thl.!.  Nr,  II.  HL 
—  Gönner,  Staatsr.  §.  3.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  16  ff.  —  Mau- 
re nb  recher,  Staatsr.  §.  71.  —  H.  A.  Zachariä,  Staatsr.  (2.  Aufl.) 
§.  29.  —  C.  W.  V.  LancizoUe,  Uebersicht  der  deutschen  Reichsverh&lt- 
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«•■archie,  und  gleichzeitig  ab  ein  nm  vielen  Partikular* 
iltttoi  (Territoria)  zusammengesetzter  Staatskörper  (als 
pUitenstaat)  ausgebildet 

n.  Hiemach  ergibt  sich  von  selbst,  dass  die  Reichs- 
ngienmg  aaf  einem  zweifachen  Princip  beruhte:  nämlich 
|I)  auf  dem  Princip  oder  der  sog.  Maxime  der  Reichseinheit 
Ad  2)  auf  der  Maxime  der  Staatentrennung  und  parti- 
lilSren  Selbstständigkeit. 

UL  Die  Reichsgewalt,  d.  h.  das  Herrscherrecht 
^deutschen  Gesammtstaate,  dem  sog.  Reichsstaate, 
ifaad  onstreitig  dem  Kaiser  zu :  er  galt  allein  im  Reichsstaate 
ib  souverainer  Monarch,  und  diese  seine  Souverainetät 
inate  sich  yorzngsweise  in  seinem  Rechte  der  Sanktion  der 
leichsgesetze  und  der  ausschliesslichen  Leitung  der  auswärtigen 
Asgelegenheiten  des  Reichs. 

IV.  So  hoch  aber  der  Kaiser  als  Herrscher  Aber  Fflrsten 
■d  andere  regierende  Herren  gestellt  schien,  so  war  er  doch 
in  Gewalt  der  eingeschränkteste  Monarch  der  Christenheit'). 
Daher  erklärt  sich,  dass  in  den  letzten  Zeiten  die  Publicisten 
Mstoig  das  Reich,  oder  den  Reichsstaat,  selbst  als  das  eigent- 
iche Subjekt  der  Regierungsgewalt  betrachteten^).  Die  kOnig- 
liehe  Gewalt  bestand  demnach  in  dem  Rechte  des  Kaisers,  die 
^^  des  Reichs  in  verfassungsmässiger  Weise  auszuüben^). 
b  hatte  sidi  also  eine  Lehre  von  einer  Art  von  Staatssouve- 
ivi^t  gebildet,  welche  in  der  Eigenschaft  des  Reichs  als 
Zahlreich  und  dem  Dasein  einer  mächtigen  reichsständischen 
filrpenehaft  wurzelte,    ohne  im  Wesentlichen   irgend  etwas 


^,  Berlin  1890.  —  Perthes,  de  sententiis  jnr.  pnbl.  peritorum,  quas 
^"hKrint  de  imperii  Germ,  forma  atqae  statu,  Bonn  1844.  —  Meine 
toche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  TU.  IL  §.  44  ft 

*)  Ansdraddich  sagte  dies  schon  GOnner,  Staatsr.  §.  99. 

^  Gönner,  Staatsr.  ».  94.  Vm. 

*)  Gönner,  Staatsr.  §.  95.  —  Die  Wahlkap.  art.  1.  J.  1  bezeichnet 
*^Nlienmg8gewalt  des  Kaisers  als  König  von  Germanien:  „Unsere  könig- 
'l'^ Gewalt,  Amt  und  Regierung.**  —  Jedoch  war  man  allgemein 
onventaDden,  dass  der  Kaiser  (König)  weder  als  ein  Mandatar  noch  als 
OD  Beamter  des  Reichs  zu  betrachten  sei,  sondern  als  wahrer  und  alleiniger 
"Avcrainer  Monarch  in  Deutschland.  Gönner,  Staatsr.  §.  93. 
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anderes    anszodrückeiiy    als    dass   der  Kaiser   die   Reichs- 
regiernng  habe^). 

V.  Da  nur  allein  der  Kaiser  als  Sonverain  betrachtet 
wnrde^  so  waren  auch  sämmtliche  ReichsfUrsten  und  andere 
Keichsstände  der  Theorie  nach  seine  Unterthanen,  obgleich 
man  diesen  Ausdruck  gern  vermied,  und  gewöhnlich  nnr  von 
ihrer  Subordination  sprach^). 

VI.  Selbst  der  Kaiser  galt  als  Reichsftirst  hinsichtlich 
seiner  Erblande  als  Unterthan  und  beziehungsweise  als 
Lehensmann  des  Reichs^). 

Vn.  Die  Reichsstände  hatten  ihres  Antheiles  an  der 
Regierung  ungeachtet  unstreitig  keinen  Antheil  an  der  Souve- 
rainetät  des  Kaisers. 

VlII.  Die  Territorien  waren,  mit  Ausnahme  der  freien 
Reichsstädte  und  der  wenigen  Reichsdörfer,  meistens  (durch 
Landstände)  beschränkte  Einherrschaften. 

DC.  Aus  der  Maxime  der  Reichseinheit  leitete  man 
ab^):  1)  das  Oberaufsichtsrecht  der  Reichsgewalt  ttber  die 
Territoriahregierungen  überhaupt;  2)  das  Recht  der  Reichs* 
gewalt,  direkt  gegen  alle  mittelbaren  und  unmittelbaren  Reichs- 


B)  Pütt  er,  inst.  §.  129:  „Immo  pro  indole  monarchiae  electitäae  pro- 
prietas  jurium,  quae  vel  a  solo  Caesare  exercentur,  peuus  imperium 
est  etc.  —  Schon  der  Sachsenspiegel  III,  52.  §.  1  spricht  von  „des 
rikes  gewalt",  die  der  Kaiser  habe.  Desgleichen  gelobte  der  Kaiser 
in  dem  Eide,  den  er  bei  seiner  Thronbesteigung  zn  schwören  hatte  (Sach- 
senspiegel III,  54.  §.  2)  „dat  he  it  rike  vorsta  an  sime  rechte."^ 
Meine  deutsche  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  46.  —  Es  ist  dies 
unverkennbar  ein  Ausdruck,  welcher  der  Idee  der  Repräsentation  des 
Staates  durch  den  Souverain  (siehe  oben  §.  54)  entspricht.  Dasselbe  suchte 
man  in  Bezug  auf  die  Reichslehen  durch  die  Bezeichnung  des  Kaisers  als 
Frodommug  auszudrücken.  Die  Sitte,  einen  Regierungseid  bei  der  Krönong 
zu  schwören,  wurde  bis  zur  Auflösung  des  Reichs  beibehalten.  L  e  is  t »  Staats- 
recht §.  65. 

8)  Leist,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  16.  ni.  —  Siehe  besonders  Patter, 
Beitr.  I.  S.  58  ff.  —  Yergl.  Gönner,  Staatsr.  §.  52;  meine  deutsche 
Rechtsgesch.  1858.  Th.  II.  §.  77. 

0  Gönner,  Staatsr,  §.  52.  —  Der  Kaiser  musste  daher  seine  eigenen 
Reichslehen  (durch  einen  Stellvertreter)  von  sich  selbst  empfangen  (Wahl- 
kap.  art  X.  §.  11);  und  von  seinen  Erblanden  zu  den  Reichslasten  be- 
tragen. Wahlkap.  art.  Y.  §.  6. 

8)  Gönner,  Staatsr.  §.  89. 
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aagehOrigen  fiskalisch  wegen  Verletzung  ihrer  Pflichten  gegen 
i$s  Reich   einznschreiten ,    wie    z.  B.   wegen    Landfriedens- 
brachs ;  3)  die  UnStatthaftigkeit  aller  gewalthätigen  Selbsthilfe 
unter  den  Reichsgliedem  ^) ;  4)  den  Grundsatz,  dass  absolut 
gebietenden  oder  verbietenden  Reichsgesetzen  in  keinem  Terri- 
toriom  durch  die  Landesgesetzgebung  derogirt  werden  könne  ^^). 
X.  Das  Princip  der  Reichseinheit  hatte  aber  sehr  durch 
die  steigende  Bedeutung  des  Partikularismus  gelitten,  welchen 
anfänglich  die  Kaiser  selbst  durch  Verleihung  von  exorbitanten 
Privilegien  uud   Exemtionen  von   den  Reichsgerichten   nähr- 
ten*')- insbesondere  aber  litt  die  Reichseinheit  durch  die  end- 
liche Entwickelung  der  Landeshoheit  zu  einer  eigenthümlichen 
Alt  von  untergeordneter  Staatsgewalt'^),    und  durch  die  im 
westphälischen  Frieden  den  Reichsständen  ertheilte  Bewilligung 
des  Bündnissreehts  mit  auswärtigen  Staaten ''). 


')  AasdrOcklich  bestimmt  dies:  Instr.  Ptic,  Osnahr,  art.  XVII.  §.  7. 
(Siehe  unten  §.  104.  Note  19).  —  Nur  zur  Erwehrung  gegen  den  Miss- 
bnnch  einer  yerliehenen  Zollgerechtigkeit,  und  gegen  einseitige, 
ohne  Einwilligung  der  Kurfürsten  geschehene  kaiserliche  Verleihung  der- 
selben, gestattete  ausdrücklich  die  WK.  a.  VIII.  §.  16  u.  20  den  Keichs- 
itänden  und  der  freien  Keichsritterschaft  die  Selbsthilfe,  so  wie  auch 
,.die  Selbstmanutenenz  bei  der  Landeshoheit*',  WK.  art  XV.  §.8« 

•)  Pütter,  inst  §.  225. 

**)  Man  veigl.  z.  B.  das  berühmte  Privilegium  für  Oesterreich  vom 
Jahre  1156  bei  Pertz,  Monum.  Legg.  Tom.  U.  p.  99,  welches,  wenn  es 
auch  onächt  sein  sollte,  doch  zeigt,  welche  Privilegien  die  Landesherren 
«^n  im  Mittelalter  anstrebten.  Vergl.  meine  deutsche  Bechtsgesch« 
a  Aufl.  1858.  Thl.  H,  §.  53.  VHL  Note  15.  S.  490.  491;  u.  meine  Alter- 
ikamer  des  deutschen  Beichs  und  Hechts.  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  L 
S.  95.  —  In  der  Wahl kap.  art.  X.  §.  52  versprach  der  Kaiser:  „(Wollen) 
Uns  auch  alles  dessen,  was  etwa  zu  Exemtion  und  Abreissung  vom 
Räch  Ursach  geben  könnte,  insonderheit  der  exorbitirenden  Privilegien  und 
Immunitäten  enthalten."  —  Ebendaselbst,  art.  XVIII.  wurden  aber  doch 

bereits  ertheilten  Exemtionen  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Reichsgerichte 


*<)  Leist,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  16.  L  a.  £.. 

«')  Ifhglr.  Pac.  Omabr.  art  VUL  §.  2.  „  Cum  primis  vero  jus  faciendi 
«0  et  cum  exterie  foedera,  pro  sua  cigusque  conservcOione  ac  securitate, 
«ngnlis  stadbus  perpetuo  liberum  esto,  ita  tarnen,  ne  ejusmodi  foedera  sint 
contra  in^ieratorem  et  Imperium  et  pacem  ejus  publicam,  vel  hanc  inprimis 
ttansactionem'S  etc. 
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XI.  Die  Maxime  der  Staatentrennung  äusserte  m 
aber  gerade  darin ,  dass  dem  Kaiser  reichseonstitQtioiism&ai 
untersagt  war,  in  die  Landeshoheit  einzugreifen,  so  lange  d 
Landesherr  verfassungsmässig  regierte  ^^). 

§.  78. 
Grundgesetze  des  deutschen  Reichs*). 

Als  die  wichtigsten  Verfassungsgesetze  (Grundgesetze)  dl 
deutschen  Reichs  betrachtete  man: 


M)  Das  erste  kaiserliche  Versprechen,  in  die  landesherrliche  Regieni^ 
nicht  eingreifen  zn  wollen,  findet  sich  in :  Const  ütin.  Fnderid  IL  a.  12S 
y,IJnasquisqne  Principum  libertatibns  Jorisdictionibus,  comitatibas,  oend 
siye  liberis  sive  infeodatis,  utator  quiete,  secondum  terrae  suae  coDm 
tndinem  approbatam.  Centumgravil  recipiant  centas  a  Domino  terrae  t 
ab  eo,  qui  per  Dominum  terrae  fiierit  infeodatns.  Locum  centae  nei 
mutabit  sine  consensu  Domini  terrae.  NuUam  noyam  monetam  in  ten 
alicigos  prindpis  cudi  fäciemas,  per  quam  moneta  ejus  pnndpis  deteril 
retur.*^  —  Instr.  Pac.  Osnahr,  art  VIII.  §.1:  „.  .  .  Omnes  et  aing^ 
£lectores,  Prindpes  et  Status  Imp.  Bomani  in  antiquis  suis  juribus,  pM 
rogativis,  libertate,  privüegiis,  libero  jurie  terrUoriaHs  tarn  in  ecclesiBStM 
quam  in  politids  exercüio,  ditionibus,  regaUbtUy  horumque  omniurn  p08M 
sione  ita  stabiliti  firmatique  suuto,  ut  a  nullo  unquam  sub  quocunque  pcM 
textu  de  facto  turbari  possint  vel  debeant. "  —  Hiermit  stimmt  überein  dl 
Wahlkap.  art.  I.  §.2.  „. . .  (Wie  wir)  dann  auch  die  Fürsten,  Pitiata 
Grafen ,  Herren  und  Stände  (die  unmittelbaf  e  fireie  Keichsritterschaft  mil 
begriffen)  bei  ihren  Hohdten,  geist-  und  weltlichen  Worden,  Gerechtigkeita 
Macht  und  Gewalt,  sonst  auch  einen  jeden  bei  seinem  Stand  und  Weae 
lassen." —  Noch  bestimmter  lautet:  Wahlkap.  art  I.  §.  8:  „DerLandci 
hoheit  und  PttcUe  nicht  einzugreifen.  Wir  wollen  auch  weder  den  Bekhf 
gerichten,  noch  sonst  jemand,  wer  der  auch  seye,  gestatten,  dass  dem 
St&nden  in  ihren  Territoriis  (Zusatz  1790.  1792.  „in  ihre  Landes 
hoheits-  und  Begierungs  -  Sachen  besonders")  in  BeÜgioo» 
Politischen-,  Justiz-,  Gameral-  und  Griminal-Sachen  mib  quocunque  praetexti 
wider  die  Reichsgesetze,  den  Friedensschluss  oder  angerichtete  und  Yeriaiii 
liehe  Pacta  yor-  oder  eingegriffen  werde. 

*)  Literatur:  J.  St.  Pütter,  histor.  Entwickelung  der  Staatsrerf.  ^ 
deutsch.  Reichs.  IHBde.  Göttmg.  (2.  Aufl.).  1788.  —  Moser,  v.  Deutsehkai 
u.  d.  deutsch.  Staatsverf.  überhaupt,  Stuttg.  1766.  S.  195  flg.  —  H&berlin 
Handbuch,  Bd.  I.  S.  179  flg.  —  Abhandlungen  über  (jegenstftnde  de 
allgemeinen  Staatenrechts  in  Norddeutschland,  Garlsruhe  1824,  S.  11. 21flc 
—  Die  Sammlungen  der  Reichsgesetze,  siehe  oben  bei  der  Litenttur  de 
deutschen  Staatsrechts  S.  147. 
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L  Die  Urkunden  EL  Friedrichs  U.  v.  J.  1220  (Conatitutio 
Amufof,  de  juribua  Prineipum  tedtatoBticcrum)  und  Y.  J.  1232 
|CNMÜt.  üün.  de  juribuB  Prineipum  saecularium)  j  worin  er  ZQ- 
pit  die  geistlichen ,  sodann  auch  die  weltlichen  ReichsfÜrsten 
|i  ihren  hei^ebrachten  Begalien,  d.  h.  in  der  sog.  Landeshoheit 
lotStigte,  und  somit  den  Grundsatz  der  Staatentrennung 
^oiitiY  anerkannte^). 

IL  Die  Constitution  K.  Ludwigs  des  Bayern  {Con- 
0iUio  Franeofurtenna  de  jure  ei  exceUeniia  rmperu)  y.  J.  1338  ^). 
ierdnrch  wurde  die  Unabhängigkeit  der  deutschen  Königs- 
mU  Yom  päpstlichen  Stuhle  und  die  unmittelbare  Berech- 
jiipuig  des  von  den  Kurfürsten  gewählten  deutschen  KönigSi 
jfefa  sofort  als  römischer  Kaiser  zu  betrachten ,  und  die  Ent- 
pdiddang  der  Stimmenmehrheit  bei  der  durch  die  Eurflirsten 
imanehmenden  Wahl  ausgesprochen. 

UL  Die  goldene  Bulle  {Aurea  Bulla)  K.  Karls  IV. 
f.  J.  1356  ^).  Sie  bestimmte ,  welche  Fürsten  fortan  die 
turwQrde  haben  sollten;  Unveränsserlichkeit  und  Untheilbar- 
feit  der  Kuifürstenthflmer ,  und  die  Primogeniturordnung  bei 
kl  Erbfolge  in  dieselben ;  Grundsätze  Aber  Regierungsfähig- 
koft  und  fiegiemngSTormundschaft.  Sie  bestätigt  zugleich  die 
iepenmgsrechte  und  Privilegien  der  Kurfürsten  in  ihren 
ftttten  und  enthält  sodann  noch  einige  Bestimmungen  über 
lAodfrieden,  Pfahlbürger  und  städtische  Verbindungen. 

IV.  Der  ewige  Landfrieden  K.  Maximilians  I. 
T.  J.  1495  ^) ;  eigentlich  ein  Criminalgesetz  des  Reichs ,  aber 


^  Abdrücke  dieser  Urkunden  8.  bei  Seh  mau  8  8  (£dit  ▼.  1774)  S.  4  flg.; 
^•rti,  Monnm.  Germ.  L^g.  T.  U.  p.  236.  292.  —  Vergl.  meine  deutsche 
BechligesdL  a  Aufl.  1868.  ThL  IL  §.  58,  und  be8onder8  meine  Alter- 
ftter  des  deutschen  Rechts,  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  L  S.  98  flg. 

^  Abgedruckt  bei  Schmaus 8,  S.  9.  —  Yergl.  meine  deutsche  Rechts- 
9Ki  3.  Aufl.  1858.  ThL  U.  §.  &8. 

*)f.  Lad  ewig,  vollst.  Erläuterung  der  goldenen  Bulle,  Frkf.  1716. 
1719.  -.  Ohlenschlager,  Erl&uterung  der  G.-B.  Frk£  u.  Leipz.  1766.  — 
Pfttter,  Entwickelang  des  deutschen  StaatsTerf.  I,  237  flg.  —  Moser,  t. 
^^CBteUand  §.  214  flg.  —  Oertel,  Staatsgrundges.  S.  50.  —  Meine 
^^Me  Bechtsgesch,  3.  Aufl.  1858.  ThL  IL  §.  59.  —  v.  Leonhardi, 
^w  über  die  G.-B.  (aus  d.  Wetzlar.  Beitr.  bes.  abgedr.)  Frkü  1840. 

')  Abgedruckt  in  der  neuen  SammL  der  Reichsabschiede,  IL 
&1;  bei  Schmaust  (1774)  S.  56. 126.  •-  Datt,  de  pace pubüca,  1698.  ^ 
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zu  den  Grundgesetzen  darum  gerechnet,  weil  durch  ihn  die 
Seichsverfassung  eine  wesentlich  neue  Grundlage  durch  das 
Verbot  aller  und  jeder  Fehde  erhielt ;  später  mehrfach  emeuert, 
deelarirt  und  bestätigt  (1521,  1522,  1542,  1548). 

Y.  Die  Reichskammergerichtsordnung  y.  J.  1495, 
revidirt  1555,  und  die  Beichshofrathsordnung  v.  J.  1518, 
revidirt  1654,  d.  h.  die  Gerichtsordnungen  für  die  beiden  ober- 
sten Reichsgerichte^). 

VI.  Die  Kaiserliche  Wahlkapitulation (Ca/ntu/a/to 
Caesarea)"'),  d.  h.  ein  Staatsgrundgesetz,  welches  seit  K. 
Karl  V.  (1519)  bei  jeder  Kaiserwahl  zwischen  dem  Kaiser  und 
den  Kurfürsten  im  Namen  der  sämmtlichen  Reichsstände  über 
seine  Wahl  vertragsmässig  errichtet  wurde  und  die  Bedingungen 
derselben,  sowie  die  Beschränkungen  seiner  Regierungsgewait 
enthielt.  Dies  war  die  eigentliche  Vert'assungsurkunde  des  Reichs, 
aber  immer  nur  für  das  Leben  eines  Kaisers  giltig.  Sie  wurde 
bei  jeder  Wahl  erneuert  und  zeitgemäss  verändert  Im  Jahre 
1711  (Juli  8)  einigte  man  sich  nach  langen  Verhandlungen 
über  eine  b  e  s  t  ä  n  d  i  g  e  Wahlkapitulation  {Capitulaüo  Caesarea 
perpetua)y  deren  man  sich  auch  seit  der  Wahl  K.  Karls  VL 
bediente.  Demungeachtet  kamen  doch  noch  Zusätze  in  die 
folgenden  Wahlkapitulationen,  welche  zu  machen  die  Kar- 
fürsten als  ihr  besonderes  Recht  (Jus  adcapitulandi)  behaup- 
teten, obschon  die  anderen  Reichsstände  manchen  solchen  neuen 
Zusätzen  die  Anerkennung  verweigerten  (sog.  Fassus  contradieU)  ^). 


Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  60.  —  VergL 
P.  Wigand,  Wetzlar.  Beitr.  Heft  2.  S.  152. 

<>)  Abgedruckt  ist  die  R.-K.-G.-0.  v.  1495  in  der  neuen  Sammlung  der 
R.-A.  U.  6;  die  K-E.-G.-0.  t.  1555,  ebendas.  UI.  43;  die  R.-H.-R.-0.  s.  bei 
BchmausB,  S.  889.  —  Yergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  185& 
Thl.  n.  §.  61.    (Siehe  unten  §.  99.  Note  19). 

7)  Moser,  von  der  kais.  W.-K  (neu  bearbeitet  von  H&berlin), 
Nürnberg  1772.  —  Dessen  Betrachtungen  über  d.  W.-K  Joseph's  IL 
2  Thle.  1777.  1778.  —  v.  Biegger,  harmon.  WahlkapituL  Joseph^s  IL 
Prag  1781.  —  Häberlin,  pragmat  Gesch.  der  neuesten  (Leopold  IL) 
kais.  W.-K.  Leipz.  1792.  1793.  —  Schmelzer,  die  W.-K.  Frans  IL 
Heimst  1792.  —  v.  B  erg,  die  W.-K.  Franz  IL  in  syst.  Ordnung,  Göttiogoa 
1792.  —  Creme,  die  W.-K.  Leopold  U«  und  Franz  EL  mit  Anmerkttngei&, 
Lemgo  1794;  auch  bei  Oertel,  S.  442. 

•)  Yergl.  Pütter,  bist  Entwickelung  d.  deutsch.  Staatsveil  1,351  flg.; 
n.  118.  260.  372.  —  Meine  deutsche  Bechtsgesch«  3.  Aufl.  Thl.  II.  f  63. 
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V£L  Die  sog.  dentsehen  BeUgionsTertrSgei  nftmlich  der 
Passaaer  Vertrag  1552,  als  proTisorisches  Tole- 
^  und  BodanD  der  Beligionsfrieden  TonAngs- 
irg  T.  J.  1555  als  definitives  Toleranzgesetz ^<^) ,  worin 
nnwidermflich  die  Berechtigung  der  protestantischen 
he  (der  sog.  Angsbnrger  Religionsyerwandten ,  Status 
Confesnom  addicti)  in  Dentschland  nnd  ihre  Be- 
ftenngr  yon  der  kirchliehen  Jurisdiktion  der  katholischen 
Üadiöfe  anerkannt  wurde  ^0* 

Vlll.  Die  Concordate  der  deutschen  Nation  mit  dem 
jApstüiehen  Stuhle  i^,  nämlich 

1)  das  Wormser  Goncordat  {Cancordatum  CcUixtinum) 
T.  J.  1122 1  wodurch  die  freie  Bischofs  wähl  durch  die 
Domkapitel  I  unter  Anwesenheit  eines  kaiserlichen  Com- 
missArs  festgesetzt,  und  zugleich  bestinmit  ¥rurde,  dass 
die  Belehnung  der  geistlichen  Ftirsten  als  Reichsflirsten 
mit  den  Regalien  durch  den  Kaiser  fortan  mit  dem 
Scepter  geschehen  sollte,  die  Investitur  der  Bischöfe 
mit  Stab  und  Ring  aber,  die  als  geistliche  Symbole 
anerkannt  wurden,  dem  Papste  überlassen  sein  solle  ^'); 

2)  das  Wiener  (auch  ungenau  sog.  Aschaffenburger) 
€oncordat  y.  J.  1448,  wodurch  mehrere  Streitigkeiten 
zwischen  der  deutschen  Nation  und  dem  römischen  Stuhl, 
insbesondere  Rentenbeztlge  (Annaten)  und  die  Besetzung 
geistUeber  Pfrttnden  betreffend ,  erledigt,  und  namentlich 
dem   Papste  ein  von  Monat  zu  Monat   abwechselndes 


•)  Abgedruckt  in  N.  Samml.  d.  R.-A  m.  3. 

«^  Abgedruckt  in  N.  SammL  d.  R.-A  UI.  16.  —  Lebmann,  acte 
•ögiaaL  de  pace  relig.  Frk£  1681. 

«)  Yeri^  Pütt  er,  bist  Entwickelang  der  deutseben  StaatSTerf.  1. 405. 
--  Dessen  lit  n.  §.  687  flg.;  DI.  %,  877  flg.  —  Meine  deutscbe  Becbts- 
ladi.  a  Aufl.  1868.  Tbl.  IL  §.  68. 

*)  Sftmmtlicbe  Concordate  der  deatscben  Nation  mit  dem  p&pstlicben 
8l«Ue  stnd  abgedruckt  in:  Concordata  nationis  Oermanicae  integra.  Frk£ 
it  lipe.  1771. 

»)  Patter,  bist  £ntwickelnng  I.  151.  —  Meine  deutscbe  Rechts- 
pffriiifbfy  3.  Anfl.  1858.  Tbl  U.  §.  56.  YI.,  nnd  besonders  meine  Alter- 
ddaer  des  deatscben  Reicbs  nnd  Recbts ,  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  I. 
&  112.  113;  Bd.  n.  S.  19.  27.  38.  58. 

ZSpfl,  SlMlaraolit.  S.  Aufl.  I.  11 
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Besetzungsrecht  der  Pfründen  neben  dem  Ordinarius  coUaior 

eingeräumt  wurde  ^*). 
IX.  Der  sog.  westphälische  Frieden  y.  J.  1648,  ab* 
gefasst  in  zwei  im  Wesentlichen  gleichlautenden  Instrumenten, 
dem  Münsterischen  und  Osnabrückischen  Frieden»- 
instrument  ^^).  Das  erstere  enthält  den  Friedensschluss  des  Kaisers 
mit  Frankreich,  das  Andere  mit  Schweden.  Abgesehen  von 
Länderabtretungen  an  Frankreich  und  Schweden,  Amnestien 
und  Restitutionen  vertriebener  Fürstenhäuser  und  geistlicher 
Korporationen,  bei  welchen  letzteren  vielfach  der  1.  Januar 
1624  als  Normal-Jahr  und  Tag  (annus  et  dies  decretoriui)  huh 
sichtlich  des  Besitzstandes  zu  Grunde  gelegt  vmrde,  erhielt  die 
Reichsverfassung  durch  den  westphälischen  Frieden  vielfach 
eine  neue  bleibende  Grundlage:  1)  durch  die  Erledigung  d^ 
sog.  gravamina  ecclesiastica  ^  d.  h.  durch  die  Anerkennung 
und  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Rechtsgleichheit  der 
Protestanten  mit  den  Katholiken  in  allen  reichsstaatsrechüiehen 
Beziehungen,  und  durch  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  für 
die  Ausübung  des  religiösen  Kultus  der  anerkannten  Religions- 
theile,  und  die  Einschränkung  des  landesherrlichen  Reformations- 
rechts ;  und  2)  durch  die  Erledigung  des  sog.  gravamina  politicoj 
d.  h.  durch  Anerkennung  der  Theilnahme  der  Reichsstände  an 
der  Reichsregierung,  insbesondere  durch  Anerkennung  ihres 
Rechts  zu  Bündnissen  mit  fremden  Staaten  und  Sonderbfind- 
nissen  unter  sich  ^^). 


")  Pütter,  hist.  Entwickelung  I.  298;  III.  179.  —  Meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  H.  §.  64. 

*^)  Ausgaben  nach  authentischen  QueUen:  J.  G.  de  Meiern,  In- 
strumenta Pacis  Caes.  Suec.  et  Caes.  GaU.  Götting.  1738.  —  Oertel,  Staats- 
grundges.  S.  260.  —  Die  Urkunden  der  Friedensschlüsse  von  Osnabrftck 
und  Münster,  nebst  darauf  bezüglichen  Aktenstücken,  histor.  üebersicht^ 
Bücherkunde  und  Anmerkungen,  Zürich  1848.  —  Auch  in  N.  Samnü.  dar 
R.-A.  m.  574;  bei  Schmauss,  Nr.  53.  54.  —  Die  Verhandlungen  finden 
sich  in:  W.  Gärtner,  westphäl.  Friedenskanzlei,  XI  Thle.  Leipz.  1731 — 37 
(bis  31.  Mai  1646);  am  vollständigsten  bei  J.  G.  y.  Meiern,  Acta  padt 
Westphäl.  publ.  YI  Thle.  Hannov.  1734  fl.  (dazu  das  Register  von  WaltheCp 
Göttingen  1740). 

«0)  Pütter,  hist  Entwickelung  IL  48  flg.  —  Dessen  Geist  des  ves^ 
phäl.  Friedens,  Göttingen  1795.  —  Moser,  Erläuterungen  des  westphiL 
Friedens  aus  reichshofräthl.  Handlungen,  n  Thle.  Erlangen  1775.  1776.  — 
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X.  Wenn  gleich  kein  eigenfliches  Grnndgesetz^  so  war  doch 
die  politische  Gestaltung  nnd  die  rechtlichen  Zustände  in 
d  kurz  vor  der  Auflösung  des  Reichs  von  grösster 
noch  jetzt  vielfach  praktischer  Bedeutung  der  Reichs- 
pntationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803^^).  Er  war 
mt  zur  Ausführung  des  Lttneviller  Friedens  y.  1801, 
welchen  das  ganze  linke  Rheinufer  an  Frankreich  ab- 
ten,  der  Thalweg  des  Rheins  als  die  Gränze  zwischen 
reidi  und  Deutschland  festgesetzt ,  und  das  Reich  yer- 
htet  worden  war,  die  weltlichen  Landesherren,  welche  ihre 
biete  dadurch  verloren  hatten,  aus  sich  selbst  zu  entschädigen. 
Entschädigungen  zu  bestimmen,  war  der  Zweck  dieses 
ieksdeputationshauptschlusses.  Als  Mittel  diente  die  allgemeine 
larisation  der  geistlichen  Territorien  und  die  Mediatisirung 
_  Mehrzahl  der  Reichsstädte  *^).  Zugleich  wurden  mancherlei 
IteDsionen  und  Rentenbezüge  festgesetzt^^)  und  Bestimmungen 
Rier  die  Rheinzölle  getroffen.  Den  Entschädigungsländern 
Nmde  der  Fortbestand  ihrer  landständischen  Verfassungen^) 


[l^  Senekenberg,  Geschichte  des  westph&l.  Friedens,    Frkf.   1806.   — 

[l^  Wohmann,  Geschichte  des  westph&l.  Friedens,   1808.—  Klaber, 

[lÜketTechtl.  Beweise  für  die  fortwährende  Giltigkeit  des  westph&l.  Friedens, 

i Irimgen  1841.  -  Meine  deutsche Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II. §.65. 

!      ")  Abgedruckt    u.   A.    bei   G.   v.   Meyer,  Corp.   jur.    Conf.   Germ. 

1^  Aofl.  1858.  Thl.  I.  S.  7.  —   A.  Ch.  Gaspari,  der  Deputationsrecess 

W  Eriiutenmgen,  Hamburg  1803.   2  Thle.  *~   Protokoll  der  ausser- 

«Bieotlichen  Reichsdeputation  zu  Regensburg ,  Regensburg  1803  (2  Bde., 

w  4  Binden  Beilagen).  —  Cämmerer,  Hauptschluss  der  ausserordentl. 

i  Beehsdeputation ,  Regensburg  1804.  —  v.  Hoff,  das  deutsche  Reich  vor 

I  fo  französischen  Revolution  und  nach  dem  Frieden  von  Lünevüle,  H  Thle. 

|G«diil801.  1805.  —  V.  LancizoUe,   üebersicht  der  deutschen  Reichs- 

!"Ä«bchafts-  und  Territorialverhütnisse  etc.,  Berlin  1830.  —  Dieser  Reichs* 

^^pQtationslianptschlnss  wurde  durch  Reichsgutachten  vom  24.  März  und 

teh  kaiserliches  Ratificationsdecret  vom  28.  April  1803  zum  Reichsgesetz 

I  ^Men.    Er  war  besonders  unter  Einwirkung  der  vermittelnden  Mächte, 

Frankreich  und  Russland,   zu  Stande  gekommen.    Hinsichtlich  der 

^sten  47  Paragraphen  gilt  der  französische  Text  als  Original:  es 

itinmt  jedoch  der  deutsche  Text  damit  vollkommen  überein. 

•)  Meine  deuteche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.   1858.  Thl.  H.   §.  66.  — 
GTictor  Schmid,  die  säkularisirten  Bisthümer,  Frkf.  a.  M,  1860. 
•^  R.-D.-H.-S.  art.  36.  51  flg. 
•)  R.-D.-H.-S.  art  60.    Siehe  unten  §.  104.  Note  21. 

II* 
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und  den  chrisflichen  Confessionen  ihr  bisheriger  Bechtsznstand 
nnd  der  Besitz  und  ungestörte  Qennss  ihres  Kirchen-  und 
Schalvermögens  garantirt;  den  Landesherren  aber  die  Aufnahme 
auch  anderer  Confessionen  nnd  die  Verleihung  bflrgerlieher 
Rechte  an  dieselben  freigestellt^^). 


§.  79. 
Das  Reichsgebiet  und  seine  Eintheilungen  *). 

I.  Bei  dem  deutschen  Reiche  unterschied  man  das  Reichs- 
gebiet oder  eigentliche  Reichsländer  und  Nebenländer 
des  deatschen  Reichs.  Zu  den  letzteren  gehörten  Lothringen, 
Burgund  und  die  Lombardei.  Die  völlige  Lostrennang  der 
Schweiz  von  Deutschland  war  im  westphälischen  Frieden 
anerkannt  worden^).  Böhmen  galt  stets  als  eigentlidies 
Reichsland  (als  ein  Eurstaat),  wenn  gleich  im  Uebrigen  als  em 
selbstständiges  Königreich.  Polen,  Preussen,  Liefland,  Ungain 
und  Jerusalem  waren  stets  nur  Prätensionen. 

n.  Das  deutsche  Reich,  mit  Ausnahme  von  Böhmen, 
hatte  eine  Kreiseintheilung,  und  zwar  seit  1500  sechs 
Kreise  {sex  pristini  circuli),  nämlich:  fränkischer,  bayerischer, 
schwäbischer,  niedersächsischer,  westphälischer  und  obenheini- 
scher  Kreis,  welche  die  kleineren  Staaten  ausser  den  Korfitrste»' 
thümern  begriffen.  Seit  1512  bestanden  zehn  Kreise,  isAem 
durch  den  Beitritt  des  Kaisers  fbr  seine  Erblande  nnd  der 
Kurfürsten  vier  neue  Kreise,  der  österreichische,  kurrfaeinisehe, 


<0  R-D.-H.-S.  §.  63  und  §.  65.    Siehe  unten  §.  104.  Note  21. 

0  Pütter,  inst.  §.  12  seq.  —  Leist,  Lehrb.  §.  14  flg.  —  QOnnert 
deutsch.  Staatsr.  §.  44  flg.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  64  flg.  >- 
V.  Hoff,  das  deutsche  Reich  1801,  1805;  und  v.  Lancizolle,  UeberacM 
1830  (s.  §.  78.  Note  17.).  —  Meine  deuUche  Bechtsgesch.  S.  Aufl.  ISSk 
Thl.  IL  §.  57. 

*)  J.  P.  0.  art.  VI.  „  Cum  item  Caesarea  Migestas  . . .  gingolari 
die  XIY.  Mensis  Migi  anno  proxime  praeterito  (1647)  declaraverit, 
dictam  ciyitatem  Basileam,  ceterosque  Helvetiorum  cantones  in 
vel  quasi  plenae  libertatis  et  Exemptionis  ab  imperio  esse,  ac  nnUateM 
cjusdem  Imperii  dicasteriis  et  judiciis  subjectos ;  placuit  hoc  idem  poblicai 
huic  Padficationis  Conventioni  inserere,  ratumque  et  finnom  manere''  eSB 
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und  borgundische   Kreis    hinzakamen ').     Der 
der  Kreisyerbindang  war  hauptsächlich  Erhaltnog  des 
iens    und    AiifsteUling    einer   exekutiven   Macht   zor 
ehimg  der  Reiehsschlflsse  und  reichsgerichtlichen  Urtheile^ 
einem  Fürsten  als  KreisobersteUi  Oberhaupt  coUegialische 
ithong  gemeinsamer  Angelegenheiten  (seit  1555)  unter  der 
g  zweier  kreisausschreibenden  Fflrsten.    Die  Versamm- 
n  hiessen  Kreistage^    die   Mitglieder  Kreisstände; 
solche  konnten   auch  solche  Landesherren  aufgenommen 
len,  welche  nicht  zugleich  Reichsstände  waren  ^). 
in.  Ffir  die  Dauer  eines  Interregnums,  in  welchem  eine 
^oegiemng    (Beichsvicariat)    nothwendig   wurde ,    war 
deotsehe   Reich    in    zwei    Reichsvicariatsbezirke 
eOty  Yon  denen  der  eine  die  Länder  des  sächsischen 
der  andere  die  ttbr igen  deutschen  Länder  umfasste^). 
IV.  Die  reichsritterschaftUehen  Gebiete  waren  insbesondere 
drei  Ritterkreise  (fränkischer,  schwäbischer  und  rheini- 
Ereis)  und  jeder  derselben  in  Kantone  oder  Orte  ein- 
lethtilt«). 

Y.  Dem  Titel  nach  unterschied  man  a)  Fttrstenthümer 
ipaius)y  mit  den  Unterarten  Kurftirstenthttmer ,  Herzog- 
,  FUrstenthümer  schlechthin,  Pfalz-,  Mark-  und  Land- 
haften, und geiUrstete  Grafschaften;  b)  (einfache) Reichs- 
tfrifschaften;  c)  freie  Herrschaften  {dynastiaty  dominia); 
j^  Pndaiurae,  d.  h.  geistliche  Territorien  ^);  e)  freie  Reichs- 


')  TergL  die  Begimentsordnung  von  1500,  §.  5  flg.,  bei  SchmausB, 
&  62.  —  Ordnung  der  zehn  Kreise,  von  1512,  eben  das.  §.  67;  und  die 
&BaitioDSordnmig  von  1566,  §.  56  flg.;  eben  das.  §.  175  flg. 

^)  Trener,  Tom  wahren  ürspniDg  der  Reichskreise ,  1722.  ~  (Hof- 
aiBa)  Yenach  einer  staaterechü.  Theorie  der  Reichskreise,  II  Bde.  1788. 
-Pfitter,  inst  §.  106;  dessen  bist  Entwickelung  I.  8.  314.  462.  >- 
iieist,  Staatsr.  f.  94.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  220.  —  Schmid,  Staatsr. 
t-143.—  Moser,  von  Deutschland,  §.  275;  dessen  deutsches  Staatsr. 
Bi  9&  27.  %;  und  dessen  neues  Staatsr.  Bd.  10.  —  Maurenbrecher, 
flMsr.  $.  66.  —  EL  A.  Zacharift,  deutsch.  Staatsr.  §.  30.  a.  E;  §.  31. 
Ir.  TL;  $.  33.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  Thl.  n.  §.  71. 

s)  Siehe  onten  §.  89. 

^  Siehe  unten  §.  105. 

^  Die  litoatur  über  das  Staatsrecht  der  geistlichen  FQrstenthttmer, 
Ute  obea  S.  15L 
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Städte  {civitates  imperü)^)  und  f)  freie  Beichsdörfer (po^ 
imperii)  ®). 

VI.  Dem  Rechtstitel  nach  wurden  die  Territorien  ab 
Reichs- Allodien  oder  als  Lehen  besessen ^^).  Auf  den 
ersteren  Charakter  deutet  insbesondere  die  Bezeichnung  als  freie 
Herrschaften  und  freie  Grafschaften  (Freigra&ehafieD) 
bin^^).  Die  lehnbaren  Territorien  waren  entweder  Reichs- 
lehen oder  Landeslehen,  je  nachdem  sie  von  Kaiser  und 
Reich,  oder  einem  Landeshen*n  herrührten'^).  In  der  Hand 
des  ersten  Empfängers  hiessen  die  Reichslehen  Reichs- 
Yorderlehen;  in  der  Hand  eines  Aftiervasallen  Reichs- 
afte riehen.  Die  rechtliche  Vermuthung  stritt,  wie  im  ge- 
sammten  deutschen  Rechte,  auch  bezüglich  der  Territorien  für 
die  Allodialität.  Insbesondere  war  die  AUodialität  der 
geistlichen  Territorien  als  fast  ausnahmslose  Regel  anerkannt, 
wenn  auch  die  Landeshoheit  ttber  dieselben,  die  sog.  Regalia, 
(die  Orafechaft,  das  Fürsten-  oder  Herzogthum,  im  subjektiven 
Sinne  von  Grafen-  und  Fürsten -Amt)  von  dem  Bischof  oder 
Prälaten  als  Reichslehen  besessen  wurde  ^^). 

§.  80. 
Das  deutsche  Reich  als  WaMreich. 

I.  Obschon  seit  dem  Abgange  der  ächten  Karolinger  das 
Reich  sich  thatsächlich  als  Wahlreich  ausgebildet  hatte  ^),  so 

*)  Die  Literatur  über  das  Staatsrecht  der  Reichsstädte,  siehe  unten  §.  96^ 

^)  T.  Dacheröden,  Versuch  einer  Staatsrechtsgeschichte  u.  Statistik 
der  freien  Reichsdörfer.  Thl.  I.  1785.  —  v.  Lancizolle,  1.  c.  S.  35.  — 
Häberlin,  Handb.  III.  S.  565  flg.  —  Hugo  in  Höfer's  Zeitschr.  183& 
n.  446  flg. 

*^)  Struv,  de  allodiis  imperii,  1734.  ^  Itter,  de  feudis  imperii,  1756u 
—  Yergl.  über  das  Reichslehnrecht  G.  L.  Böhmer,  prindp.  jur.  feod. 
Edit.  8.  Götting.  1839.  Lib.  II.  —  Moser,  von  der  deutschen  Lefaeaa- 
Ter£Bt8Sung,  1774. 

*0  Siehe  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  IL 
(1860)  S.  12.  67.  68. 

^*).G.  L.  Böhmer,  princ.  jur.  feud.  §.  8. 

^)  Yergl.  meine  Abhandlung  über  die  Bildung  der  geistlichen  FOrsten- 
thümer,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Allodialität  und  Feudalit&t,  in  mei  nea 
Alterthümem  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  n.  (1860)  Nr.  L 

0  Siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  TU.  IL  §.  44. 
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t  ÜA  eine  reichBgnuidgesetzliche  Feststellung  dieser  Eigen- 
dodi  erst  in  der  Constitution  K.  Ludwigs  des  Bayern, 
er  aber  in  der  goldenen  Bulle  K.  Karls  IV.  und  in  allen 
ahHuipitolationen  wiederholt  ausgesprochen. 
IL  Insbesondere  musste  jeder  Kaiser  in  der  Wahlkapi- 
ion  yersprechen,  das  Reich  nicht  erblich  zu  machen  ^),  die 
dlinpflichten  nicht  auf  sein  Haus  zu  übertragen  ^)y  seine 
en  Reichslehen  als  solche  zu  empfangen^),  von  seinen 
blindem  die  betreffenden  Reichsbeiträge  zu  leisten^)  und 
ende  Reichslehen,  die ,, etwas  Merkliches  eintragen '', 
Unterhalte  des  Reichs  einzuziehen^). 
IQ.  Mit  der  Entwicklung  des  Reichs  als  Wahlreich  hängen 
fuammen:  1)  die  Entstehung  von  Kurfürsten  (§.  98);  2)  die 
ibthwendigkeit  eines  Reichsvikariats  als  Provisorium  bei  ein- 
'fKieodem  Interregnum,  d.  h.  wenn  bei  dem  Tode  eines  Kaisers 
im  n^mischer  König  vorhanden  war  (§.  89);  8)  die  Errichtung 
«Der  neuen  Wahlkapitulation  bei  jeder  Kaiserwahl  (§.  78). 

§.  81. 
Das  deutsche  Reich  als  beschränkte  Monarchie. 

L  Der  Grundsatz,  dass  der  Kaiser  in  allen  Regierungsan- 
gdegenheiten ,  welche  nicht  blos  die  Vollziehung  der  Reichs- 
idüGsse  und  Handhabung  der  Reichsgesetze  betreffen;  an  die 
Zostimmung  der  Reichsstände  gebunden  sei,  ist  nach  langer 
Unlerhandlang  im  westphälischen  Frieden  positiv  aufgestellt 
worden. 

n.  Zugleich  wurden  die  wichtigsten  Gegenstände  nament- 
fich  aufgezählt,  bei  welchen  fortan  die  Mitwirkung  der  Reichs- 
stände erforderlich  sein  sollte^).    Seitdem  wurde  auch  immer 

*)  W.-K  art  U.  §.  2 :  „  Uns  keiner  Succession  oder  Erbschaft  desselben 
(des  BeidiB)  uunassen,  uuterwinden  noch  unterfangen,  noch  darnach 
tnditen,  dasselbe  auf  Uns,  Unsere  Erben  und  Nachkommen  oder  auf 
jottfiden  anders  zu  wenden." 

*)  W.-K.  art  XI.  §.  2. 

*)  W.-K.  art  X.  §.  11. 

*)  W.-K.  art  V.  §.  6. 

•)  W.-K.  art  XI.  §.  10.  11. 

*)  J.  P.  0.  art.  YUI.  §.  2.  „Gaudeant  (status  imperii)  sine  coutradictione 
jore  Nifbitgii   in  onmäma   deliberationibus  super   negotiis  imperii;   prae- 
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in  der  Wahlkapitnlation  die  gleiche  BeschrSnkimg  des  Kaisers 
durch  AnfzähluDg  der  einzelnen  Fälle  nen  bestätigt  und  ein- 
geschärft^). 

in.  Die  Mitwirkung  der  Reichsstände  hatte  die  Eigenschaft 
eines  wahren  Znstimmungsrechts  {consensus)^  nicht  Mos  eines 
Beirathes  (comultatio)^). 

IV.  Die  Zustimmung  mnsste  regelmässig  als  Comitial- 
bewilligung,  d.  h.  von  den  Beichsständen  als  Reichstag 
(camitid)^)^  oder  doch  in  forma  deputatianis  ^  d.  h.  durch  die 
ordentliche  Reichsdeputation  gegeben  werden ,  welche  in 
der  Zeit,  wo  kein  Reichstag  yersammelt  war,  dessen  Stdle 
vertrat  ^). 

y.  Die  Reichsstände  ertheilten  ihre  Zustimmung  regelmässig 
nach  Stimmenmehrheit®).    Durch  den  westphäUschen  Frieden 


sertun  ubi  leges  ferendae  yel  interpretandae,  bellmn  decemendumy  tiilmta 
indicenda,  delectus  aut  hospitationes  militum  institaendae,  nova  winnfinenta 
intra  Statuum  ditiones  exstruenda  nomine  publice,  yeterave  fiimanda  prae- 
sidiis,  nee  non  ubi  Fax  aut  foedera  £etcienda  aliave  ejusmodi  negoüa  peza- 
genda  fuerint,  nihil  herum  aut  quicquam  simile  posthac  unquam  fiat  nk 
admittatur,  nisi  de  ComiHaU  Uberoque  omninm  Imperii  Statuum  sußragio 
et  eanaenau,^^ 

•)  W.-K.  art  n.  §.  3;  art  IV.  §.  1.  9.  11;  art  V.  §.  1. 

')  J.  P.  0.  art  Vm.  §.  2  (siehe  Note  1).  —  W.-K.  art  IV.  §.  1.  „In 
allen  Berathschlagungen  über  die  Reichsgeschftfte ,  insbesondere  diejenige, 
welche  in  dem  Instrumento  Pacis  namentlich  exprimirt,  und  dergleichoi, 
sollen  und  wollen  Wir,  die  Churftrsten,  Fürsten  und  Stftnde  des  Reiciis 
ihres  JuTM  suffragU  sich  gebrauchen  lassen,  und  ohne  derselbigen  reich s* 
t&gige  freie  Beistimmung  in  selbigen  Dingen  nichts  fümehmen  noch  fg^ 
statten. " 

«)  Siehe  Note  1  u.  3. 

>)  W.-E.  art  II.  §.3.  „  . . .  unter  keinerlei  Vorwand  . .  .  ohne  Chur- 
fürsten,  Fürsten  und  Ständen  auf  einem  Reichs-  oder  or^nair-Depatatioiis- 
tage  vorgehende  Bewilligung."  —  Die  ordentliche  Reichsdeputatlom 
bestand  aus  Abgeordneten  der  Kurfürsten,  und  bestimmten  (AnfiuagB  1€^ 
sp&ter  24)  Beichsst&nden.  Sie  verhandelte  in  zwei  CoUegien,  dem  kar* 
fürstlichen,  unter  dem  Vorsitze  von  Kur-Mainz,  und  dem  Golleg 
St&nde,  unter  dem  Vorsitze  von  Oesterreich.  VergL  meine 
Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  n.  §.  73.  L  —  Sie  trat  seit  dem  J.  1669 
nicht  mehr  zusammen,  weil  seitdem  der  Reichstag  selbst  permanent  geworde« 
war.  Von  hier  an  wurden  nur  noch  sog.  ausserordentliche  Bddi»» 
deputationen  zur  Erledigung  einzelner  Geschäfte  bestellt 

•)  Ver|^  die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  beiPütter,  inst  {.ITSw 
Leist,  Staatsr.  $.  84;  Gönner,  Staatsr.  §.  166. 
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aber  diri  FftUe  anagexeichDet  worden,  in  welchen  ein 
iMeUius  nor  alldn  durch  freundliche  Verstftndignng 
■  Stande  kommen  konnte^):  nämlich  1)  in  Beligion«- 
lieheBy  2)  wenn  jura  ringuloTUfn  in  Frage  standen^),  nnd 
fi  wenn  Uio  in  partes  stattfand,  d.  L  so  oft  die  Katholiken 
rio*  Protestanten  als  Religionstheil ,  sog.  Corpus  Catholieorum 
M  Corpus  EvangeUeorum^)y  in  irgend  einer  Sache,  wenn  sie 
pA  keine  Beligionssache  war,  erklärten,  dass  sie  dieselbe 
Ik  eine  Korporationssache  betrachteten^®). 

YI.  Die  Zustimmung  des  Reichstages  sollte  regelmässig 
^or  der  Vornahme  einer  Regiemngshandlnng  eingeholt  wer- 
len^^;  doch  war  auch  nachträgliche  Zustimmung  nicht  aus- 
|eiehlo88en  ^^). 


^  J.  P.  O.  art  y.  §.  52.  ^In  canais  reUgioms,  onmibnsqae  alliii  ne- 
nbl  Status  tanquam  unum  corpus  considerari  nequeuni,  nt  etiam 
CtüMäa  et  Angostanae  oonfessionis  statibns  m  duas  partes  sunHlms,  sola 
toDcabiliB  ooiii]>08itio  Utes  dirimat,  non  attenta  Totoram  pluralitate." 

*)  Als  G^gensatE  des  reichsst&ndischen  Körpers  in  seiner  Einheit  be- 
tiaehlete  man  die  Einseinen  mit  ihren  wohlerworbenen  Rechten: 
ieie  konnten  nun  Nachtheil  des  Berechtigten  durch  keine  Mi^orit&t,  son- 
im  mir  dordi  freie  üebereinknnft  desselben  mit  der  gesammten  Reichs- 
|svah  geändert  werden.  Gönner,  Staatsr.  §.  167.  198.  Leist,  Staatsr. 
t>85.  —  Es  fehlte  nicht  an  Antragen,  auch  die  Reichssteuersachen 
Rufend  coOeetemdi)  unter  diesen  Begriff  su  siehen  nnd  dabei  auch  die 
tesMpiiniehriieit  anssuachliessen ;  allein  der  westphftlische  Frieden  (J.  P.  0. 
■t  58  L  £)  Terwies  die  Entscheidung  hierüber  auf  den  n&chsten  Reichstag, 
ibA  da  diese  nicht  erfolgte,  blieb  die  Praxis  hier  bei  der  Stimmenmehrheit 
Hekea.  Gönner,  Staatsr.  |.  167.  a  £.  —  PQtter,  inst  §.  176. 
")  Siehe  nnten  |.  91.  IX. 

^)  Daraber,  dass  die  Behauptung  falsch  sei,  als  wenn  die  üio  in  partes 
HRafafls  nur  in  ReUgionssachen  h&tte  stattfinden  dOrfen,  sondern  dass 
«daiehr  dieselbe  von  jedem  Religionstheile  in  jeder  beliebigen  Sache 
gikiiacht  werden  könne,  nnd  dass  eben  hierin  ein  grosses  und  fGUr  nnent- 
Miiich  geachtetes  Sicherungsmittel  eines  jeden  Religionstheils  gegen 
Meigriife  des  anderen  liege ,  waren  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  sowohl 
tk  sofgeseicfanetsten  katholischen  wie  protestantischen  Publidsten  einver- 
«aden.  Gönner,  Staatsr.  |.  167.  IdS.  200;  PQtter,  inst  %.  177.  ^ 
I<«itt,  Stsatsr.  |.  85.  Note  5  u.  6.  —  YergL  die  Literatur  bei  Schmid, 
Stutoecht  s.  142.  Note  •). 

»)  W.-K.  art  n.  I-  S  (siehe  Note  5). 
")  Gönner,  Staatar.  $.  98.  YIL 
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Vn.  Die  Reichsstände  stellten  in  ihrer  Versammlimg  (dem 
Seichstage)  das  Reich  in  seiner  Gesammtheit  vor,  ohne 
aber  desshalb  als  Repräsentanten  der  einzelnen  Länder 
betrachtet  zn  werden.  Die  Ideen  des  modernen  Repräsentalir- 
Systems  dürfen  hier  nicht  eingemischt  werden.  Ob  den  Reichs- 
ständen  ein  Mitregiernngsrecht  zustehe,  war  daher  mir  eui 
Wortstreit.  Gewiss  aber  war,  dass  sie  dorch  ihre  Zustimmung 
zu  den  Reichsgesetzen  sofort  alle  Reichsangehörige  Ter 
pflichteten  ^^). 

§.  82. 
Der  Kaiser.    Dessen  persönliche  Befähigung*). 

Die  persönlichen  Eigenschaften,  welche  reichsgesetzlich 
die  Fähigkeit,  zum  Kaiser  gewählt  zu  werden,  bedingten, 
waren : 

I.  Nur  ein  unbescholtener,  regierungstOchtiger  Man  n  durfte 
zum  Kaiser  gewählt  werden^). 

n.  Es  verstand  sich  von  selbst,  dass  er  von  hohem 
Geschlechte  sein  musste.  Ausdrücklich  sagt  dies  zwar  nur 
der  Schwabenspiegel  ^) ;  allein  hieran  hielt  die  Praxis  nnTer* 
brtichlich  und  ausnahmslos  fest. 

UI.  Es  war  in  keinem  Reichsgesetze  vorgeschrieben,  dass 
der  Kaiser  Katholik  sein  musste,  und  kann  daher  auch  Dicht 


«)  Gönner,  Staatsr.  §.  98.  IX.  X. 

<)  Pütter,  instit.  §.  56;  Leist,  Staatsr.  §.  62.  —  Gönner,  Staate- 
recht  §.  108.  —  Moser,  Ton  dem  röm.  Kaiser,  röm.  König  u.  denBeicha- 
vicarien,  1764.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  72.  —  Meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  46. 

*)  Gold.  Bull,  c  II.  §.  1.  „.  .  .  hominem  bonum,  justum  et  utilem.'' 
—  Sachsensp.  Ldr.  III.  54.  §.  3.  „Lamen  man,  noch  meselseken  (d.  h. 
auss&tzlgen)  man,  noch  den  de  in  des  paves  ban  mit  rehte  komen.  den  ne 
mut  man  nicht  to  koninge  kiesen."  —  Der  Schwabens p.  Ldr.  c  12S 
setzt  noch  bei:  „(noch  den)  der  in  der  ahte  (Acht)  ist" 

3)  Schwabensp.  Ldr.  c.  123:  „Wer  ze  Kunige  edel  goiug  ist.  Die 
fursten  suln  kiesen  einen  Kiunig.  der  ein  vrier  herre  si.  vnde  also  vri.  das 
sin  vater  und  sin  muter  vri  gewesen  si.  vnd  der  (deren)  vater  vnd  der 
(deren)  muter  vri  gewesen  si.  vnde  suln  nit  mitel  vrien  si.  Si  aaln  not 
(nicht)  sin  man.  wan  der  phaffenfursten  man.  vnd  suln  mitel  vrien  se 
han. " 
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^ivweifeK  werden,  dass  auch  ein  protestantischer  Fürst  hätte 
Kaiser  gewählt  werden  können  ^).  Doch  ist  es  Thatsache, 
nie  ein  protestantischer  Ftlrst  znm  Kaiser  gewählt  worden 
,  und  dajss  die  Beichsgesetze ,  da  wo  es  sich  einerseits  nm 
Schnta  der  katholischen  Kirche  nnd  des  Papstes ,  ander- 
un  die  Sicherstellnng  der  Rechte  der  Protestanten  handelte, 
r  Ton  der  Voranssetznng  ausgingen,  dass  der  Kaiser 
IttfaoKseh  sei^).  Es  eridärt  sich  dies  daraus,  dass  in  den 
iststea  dreihundert  Jahren  die  Kaiser  fast  ohne  Unterbrechung 
m  dem  Oesterreichischen  Hause  gewählt  wurden,  weil  man 
^ah,  dass  kaum,  ein  anderes  Haus  die  deutsche  Krone  mit 
iem  erforderlichen  Glänze,  Macht  und  Würde  hätte  tragen 
ifcbuien. 

IV.  Der  Kaiser  mussto  vom  weltlichen  Stande  sein  *).  Deut- 
9At  Geburt  war  nicht  erforderlich^). 


§.  83. 

Rechte  des  Kaisers. 

a)  Ehrenrechte. 

Die  Ehrenrechte  des  Kaisers  waren: 

I.  Der  Vorrang  vor  allen  christlichen  Monarchen^). 


«)Pfitter,  BechtsfiÜle,  m.  788. 

*)  Z.  B.  W.-K.  art  I.  §.  1.  „  Zum  Enten,  dass  Wir  .  .  die  GhriBtenheit, 
des  Stuhl  za  Rom,  P&pstliche  Heiligkeit  und  christliche  Kirche  als  der- 
lelben  advoecU  in  gutem  treulichen  Schutz  und  Schirm  halten  wollen/* 
Teqi  der  ETmngeliachen  Vorbehalt  wegen  der  päpstlichen  Advocatie^  e  ben- 
iki  ait  L  §.  10. 

*)  Dies  sagte  zwar  kein  Reichsgesetz ,  es  galt  aber  als  ausgemacht. 
Boeh  Bofl  sich  E.  Maximilian  I.  darum  beworben  haben ,  auch  znm  Papste 
gewählt  zu  werden.  Zedier,  allg.  Chronik,  1785,  Bd.  VI.  S.  213.  —  Siehe 
^CEonden:  Lochner,  Zeugnisse  Qber  das  deutsche  Mittelalter,  Nürnberg 
ISO.  Bd.  EL  Nr.  XLVm.  S.  331. 

^  So  waren  Alphons  von  Gastilien  und  E.  Earl  V.,  als  Einige 
^otiS^en,  Ausländer.  Gleichzeitig  mit  Earl  V.  bewarb  sich  der  Eönig 
f  ranz  L  von  Frankreich  um  die  deutsche  Eaiserkrone. 

*)  Siebe  oben  $.  76.  Note  5. 
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n.  Im  Titel  die  Prädikate:  ,,yon  Gottes  Gnaden; 
erwählter  römlBcber  Kaiser^);  zu  allen  Zeiten  Mehrer  des 
Reichs  {Semper  Augusttut)  *^^), 

in.  Ein  Reichshofstaaty  nnd  zwar  a)  ein  ansserordent- 
licheri  bestehend  ans  sog.  Erzämtern  (archtoffida ,  arcUr 
ministeria)  des  Reichs,  welche  den  weltlichen  Kurfärsten 
reichsyerfassnngsmässig  zustanden^),  von  diesen  aber  nur 
bei  ansserordentlichen  Feierlichkeiten,  wie  z.  B.  bei  der 
Krönung,  in  Person  oder  durch  erbliche  adelige,  von  d^ 
Kurfürsten  mit  der  Stellvertretung  belehnte  Stellvertreter ,  die 
sog.  Reichs-Erbämter  oder  Reichs-Erbbeamte,  aosgefibt 
wurden^);  und  b)  ein  ordentlicher  Reichshofstaat,  welcher 
den  gewöhnlichen  Dienst  verrichtete  Und  vom  Kaiser  ans 
Personen  von  Adel  angestellt  und  besoldet  wurde^). 

IV.  Auch  die  Kaiserin  hatte  einen  entsprechenden  Titel  ond 
einen  besonderen  Hofstaat.  Die  Kinder  des  Kaisers  hatten  aber 
als  solche  keine  Auszeichnung,  weil  das  Reich  Wahlreich  vmr^). 


*)  Dieser  Beisatz  wurde  seit  Maximilian  I.  gebräuchlich,  am  aos- 
zudrücken,  dass  der  Kaiser  mit  der  Wahl  sofort  alle  kaiserlichen  Redite 
nnd  Würden  habe,  wenn  auch  keine  Krönung  durch  den  Papst  stattfiaiid. 
(Siehe  oben  §.  76.  11.).  In  früheren  Zeiten  führte  der  Gewählte  vor  der 
Krönung  durch  den  Papst  nur  den  Königstitel.  Sachsens p.  in.  52.  §.  L 
Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  118.  Yergl.  meine  deutsche  Rechtsgesck 
8.  Aufl.  1858.  Tbl.  IL  §.  46.  Note4.  —  Noch  die  Goldene  Bulle,  cap.  IL 
§.  9f  unterscheidet  zwischen  dem  „regale  nomen*^,  welches  der  Erwählte 
sofort  führt,  und  dem  durch  die  päpstliche  Krönung  dazu  kommendeo 
yyimperialis  tttultis^*.  —  Daher  heisst  auch  in  der  Gold.  Bulle  cap.  V.  S- 1, 
der  zu  w&hlende  Kaiser  „ßaurus  Rex  Romanorum'*, 

')  Schon  der  Schwabenspiegel,  c.  122  erw&hnt  es  als  eine  Eides- 
pflicht des  Kaisers,  dass  er  das  Reich  „zu  aller  Zeit  mehre  und  mdbt 
ärmer  mache.  *^  —  Yergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  (18&8)  Tbl.  IL  §.  46. 
Note  12.— Im R.-A.  V.1512  (Schmauss,  S.  66)  klagt  Maximilian  L  selbst 
darüber,  „wie  eine  gute  Zeit  das  hl.  Reich  in  merklich  abnehmen  kommen^. 

4)  Siehe  unten  §.  dd.  Note  9. 

B)  Die  Au&ählung  der  Erbämter  s.  in  meiner  deutschen  RechtageaeiL 
3.  Aufl.  1858.  Tbl.  IT.  §.  68.  —  (Siehe  auch  unten  §.  93.  Note  10).  —  fit 
gab  auch  einige  selbstständige  Erbämter  ohne  correspondirende  Erz&mter« 
z.  B.  das  Reichserbthürhüteramt  der  Grafen  von  Werthero,  das  Reidiajiger- 
meisteramt  der  Grafen  von  Urach,  später  von  Würtemberg  behauptet  o.  s.  w. 

•)  Yergl.  überhaupt:  Pütter,  inst  §.  60  flg.  —  Leist,  Staatsredüt 
i  66.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  lOL  102. 

0  Gönner,  Staatsr.  §.  103. 
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V.  Das  kaiserliehe  oder  Reichswappen  war  ein  zwei- 
Ifpfiger  schwarzer  Adler  im  goldenen  Felde  mit  des  Kaisers 
AMnwiq>pen  anf  der  Brost  ^). 

YL  Die  kaiserlichen  oder  Reichsfarben  waren  Gold  nnd 
Schwarz  •). 
i 

§.  84. 
b)  Eigentliclie  Regiemngsrechte. 

I.  Dem  Kaiser  standen  im  Allgemeinen  alle  Regiemngs- 
leehte  zn,  welche  aas  dem  Begriffe  der  Reichsgewalt  flössen, 
'jedoch  unter  den  durch  die  Reichsverfassung  festgesetzten 
Hesdirinkungen. 

n.  Nach  der  mittelalterlichen  Yorstellung  wnrde  die 
hiserliche  Regierungsgewalt  als  oberste  Gerichtsbarkeit 
(^dtc^) aa{ig;efasst,  worunter  man  aber  die  obrigkeitliche 
Gewalt  Oberhaupt ,  die  Rechtshandhabung  insbesondere  das  Ter- 
lUnd,  was  man  jetzt  die  vollziehende  Gewalt  zu  nennen  pflegt  ^). 

m.  Im  Einzelnen  betrachtet  hatte  der  Kaiser  folgende 
Bechte:  1)  Die  gesammte  Reichsregie rnng  im  Innemi 
iber  unter  gmndgesetzlicher  Mitwirkung  der  Reichsstände  ^. 
1)  Du  Recht  der  Proposition,  Sanktion  und  Publi- 
kitiou  der  Reichsgesetze  ^  und  ttberhaupt  das  unbeschränkte 
Bstifikationsrecht  aller  Reichsgeschäfte,  mithin  ein  absolutes 


*)  Pfltter,  §.  ö9;  Gönner,  Stastsr.  1. 100.  --  Ueber  den  Reicfasadler 
ttd  insbesondere  die  Abftademng,  wann  der  Reichsadler  golden  nnd  das 
M  tehwars  war,  s.  meine  Alterthflmer  d.  dentschen  Reichs  n.  Rechts, 
N.  m.  (1861)  8.  47.  48. 

*)  Gönner,  Staatsr.  §.  100.  IV.  —  Zeichen,  Fahnen  nnd  Farben  des 
tesdi.  Beichs,  bist,  erört  Frkf.  a  11  1848.  8.  12.  —  Es  gab  zur  Reichs- 
Sit  keine  deutsche  Tricolore,  so  wie  die  ganze  Heraldik  nichts  von 
MMid^t  weiss.  Wohl  aber  wnrde  bei  kaiserlichen  Belehnnngen  mit 
^Blatbann  eine  besondere  rothe  Fahne,  die  Blutfahne,  gebrancht 
8>die  meine  Alterthflmer  des  dentschen  Reichs  n.  Rechts,  Bd.  III.  (1861) 
«■  Ä  61 107.  loa. 

')  Sachsensp.  Ldr.  III.  52.  f.  2.  „I>en  Konig  kflset  man  to  rieh- 
^^^  «Ter  egen  nnde  len  nnde  orer  jewelkes  mannes  lif/'  —  Meine 
'«itKhe  Beehtsgesch.  a.  Aufl.  1868.  Thl.  U.  §.  47. 

*)  Sidie  oben  |.  81. 
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Veto^.  3)  Der  Kaiser  galt  stets  als  die  Quelle  aller  Gerichts- 
barkeit, und  hiess  in  diesem  Sinne  der  oberste  Richter  in 
Deutschland^).  Er  hatte  jedoch  in  eigentlichen  streitigen 
Justizsachen  regelmässig  kein  Selbstentscheidangs- 
recht^),  sondern  musste  reichsconstitutionsmässig  seine  Ge- 
richtsbarkeit durch  die  Reichsgerichte^)  und  die  landesherr- 
lichen Gerichte  ausüben'^).  Bei  dem  Reichskammergerichte 
war  dem  Kaiser  reichsconstitutionsmässig  jede  Einmischung 
in  die  Rechtspflege  ohne  Ausnahme  untersagt^):  nur  der 


')  Der  Kaiser  sollte  nach  der  W.-K.  art  XIII.  §.  5,  seine  Resolution 
„schleunigst"  ertheilen,  und  sich  (W.-E.  art.  XXY.  §.  4)  dabei  des 
Beirathes  des  Reichsvicekanzlers  bedienen:  im  üebrigen  war  seine 
EntSchliessung  völlig  frei.  Pütter,  inst.  §.  154.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.84. 
—  Gönner,  Staatsr.  §.  188. 

*)  V.  Berg,  Grundriss  der  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Praxis,  1797.  §.  4. 
„Das  Reichsoberhaupt  war  und  blieb  höchster  Richter  im  Reich  and  Qudle 
aller  untergeordneten  Staatsgerichtsbarkeit  *^ 

B)  üebereinstimmt  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsrecht  §.  30.  IL*- 
Schon  nach  dem  älteren  Reichsrechte  hatte  der  Kaiser  nur  das  Recht, 
Gerichte  anzuordnen,  und  darin  den  Vorsitz  zu  führen:  die  eigentliche 
Rechtsprechung  aber  war  Sache  der  Schöffen  oder  der  Standesgleichen 
(pares).  Schwabensp.  Ldr.  (Lassberg)  c.  138.  „Der  kunc  sei  mit  der 
fursten  Urdeil  den  fursten  ze  ahte  tun  .  .  .  vnd  als  sol  man  den  vrim 
herren.  vnd  ieden  man  mit  sinen  genozen  ze  ahte  tun/'  —  Meine 
deutsch.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1868.  Thl.  11.  §.  47. 

6)  W.-K.  art  XVI.  §.  3.  „Wir  sollen  und  wollen  auch  kein  altes 
Reichsgericht  verändern,  noch  ein  neues  aufrichten '^  . . .  §.  4.  „Wir  wolks 
die  Justiz  nach  Inhalt  des  InstrutnetUt  Facis  beim  Kammergericht  und 
Reichshofrathe  unpartheilich  administriren  lassen"  ...  §.7.  „Dem  Procesae 
dieser  Reichsgerichte  seinen  starken  Lauf,  auch  keinem  von  dem  andsn 
eingreifen,  oder  Processe  avociren,  vielweniger  über  die  sententkis  und  j»' 
dicata  camerae  von  unserem  Reichshofrathe,  unter  was  für  Pr&text  es  sei, 
cognosciren  lassen,  dem  Kammergerichte  durch  keine  absonder- 
lichen kaiserlichen  Rescripte  die  Hände  binden  .  ..  übeiiianpl 
dem  Reichshofrath  und  Kammergerichte  keinen  Einhalt 
thun." 

7)  Die  reichsconstitutionsmässige  Zusicherung,  dass  in  die  landes- 
herrliche Grerichtsbarkeit  nicht  eingegriffen  werden  solle,  enthalt  die 
W.-K  art.  L  §.  8. 

8)  W.-K.  art  XVI.  §.  7  (s.  Note  6);  W.-K.  art  XVI.  §.  8.  „Insonder- 
heit wollen  Wir  an  das  Reichskammergericht  für  Uns  allein  keine  Instnil^ 
tionen  und  Inhibitionen,  eben  so  wenig  auch  in  parHculari  an  ünsem  nni 
des  Reiches  Kammerrichter  in  Justizsachen  keine  Verf&gung,   noch  audi 
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►firatfa  musste  in  gewissen  genan  bestimmten 
II en    dem  Kaiser  ein  Gutachten    (votum  ad  imperatorem) 

*),  worauf  der  Kaiser  die  Entscheidung  nach  seinem 
lOuhchen  Ermessen  geben  konnte  ^^).    4)  Der  Kaiser  hatte 


te  auf  Einsendung  der  protocoUarum  plem  et  aenatuum  erlassen  '\  — 

der  W.-K  art  XVI.  §.  17,  yersprach  der  Kaiser  noch  insbesondere,  die 

Aem  Reidiskammergericht  anhängigen  Sachen  nicht  an  den  Reichshofrath 

ibrdeni.  —    Ceber  einen  Fall  (der  grftfl.  Solz^sche  Successions-Streit 

der  Erbtochter  und  Regredient-Erbin,  wo  der  K.  Karl  VI.  in 

Joriidiction  des  Beichskammergerichts  eingriff,  und  dessen  Unheil  durch 

pt  ▼.  16.  Kot.  1701  cassirte),  siehe  Moser,  Familienstaatsrecht,  I. 

905;  T.  Nenrath,  von  der  Regredienterbschaft,  1807.  S.  163;  Falk, 

I.  S.  79.  87. 

I     »)  B.-H.-R.-0.  Ton  1664,  Tit.  V.  §.  18  u.  20  (Schmanss,  S.  935).  — 
^ bestimmten  Fälle  waren  hiernach:  1)  wenn  im  Reichshofrath  die  Stimmen 
snr  ungleich,  aber  „in  ziemlicher  Anzahl  vertheilf  waren,  und 
iId' Ftisident  dafür  hielt,  „dass  beider  Theile  Meinung  mit  stattlichen 
jgraadvesten    Ursachen    best&rkt   wäre*';    oder  2)  wenn   sich  in 
iiaer  Sache  die  Beichsräthe  „nicht  vergleichen**  konnten,  z.  B.  wenn 
|fe  Beferent  and  der  Correferent  sich  tn  facto  nicht  vereinigen  konnten, 
|ife  wenn  Oberhanpt  Stimmengleichheit  eintrat,   und  der  Präsident 
irienken  trog,  von  der  ihm  f)Ur  diesen  Fall  zustehenden  entscheidenden 
ttme  (s.  unten  §.  100.  XIX.)  Gebrauch  zu  machen,  „daher**  also  wegen 
iffiochwichtigkeit'*  der  Sache  deren  Erledigung  durch  den  Kuiser  selbst 
ittiNddien  war.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  139.  Note  12.  ~  v.  Berg,  Grund- 
M  i  zeichsgerichtL  Verf.  §.  148.  S.  208.  —  Dan z,  Grds.  d.  Reichsgerichts- 
tttn.  S.  470.  471.  —  Yergl.  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Eben- 
kkti^uit  (1853)  §.  55.  56.  —  Ausserdem  wurden  3)  nach  der  Praxis  die 
Itufsrkenntni  SS  e,  welche  der  Reichshofrath  gegen  Reichs  unmittel - 
We  anisprach,  in  der  Form  eines  solchen  Vohmn  dem  Kaiser  zur  Bestft- 
tignngvoigelegt  Leist,  Staatsr.  §.  165.  —  Schmalz,  Staatsr.  §.  176.  -^ 
6«iBer,  Staatsr.  §.  350.  II.  —   Endlich  war  4)  dem  Kaiser  das  Ent- 
■^eidungsrecht  in  Streitigkeiten  über  Fürstenthümer,  Grafschaften  u.  dergl. 
it  anmittelbare  Reichslehen  waren,   ausdrttcklich  reichsgesetzlich 
^«behahen.    Siehe  unten  §.  98.  Note  5. 

»)  R.-iL-R-0.  von  1654.  Tit  5.  f.  21.  „Und  was  Wir  Uns  darauf 
JeieaiuJils  entschliessen**  etc.  — Gönner,  Staatsr.  §.306;  Leist,  Staatsr. 
il39;  Moser,  von  kais.  Machtsprachen,  1750.  §.  15.  -^  Die  Befürchtung, 
te  bierdurch  die  kaiserliche  Willktthr  die  mühsam  gebauten  Grundpfeiler 
^Beidu^astiz  endlich  erschattem  würde,  veranlasste  die  Reichsstände, 
^CMsders  die  protestantischen,  auf  die  gänzliche  Beseitigung  der  Vota 
^  Inp&raiorem  f  als  eines  Missbrauches,  hinzuarbeiten.  -~  Mal  blank, 
AsL  z.  Yeil  des  kais.  R-K.-G.  u.  R.-H.-R.  ÜI.  S.  245  flg.  —  Es  kam  aber 
ur  za  einer  Bestimmung  in  der  W.-K.  art  XVI.  §.  15  (mit  einem  Zusatz 
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für  die  Vollziehnng  der  ReichsschlflsBe,  insbesondere  ftr 
die  VoUstreckaDg  der  reichsgeriehtlichen  Urtheile  nnd  fUr  die 
Erhaltung  des  Landfriedens  zn  sorgen  nnd  gegen  Verletzungen 
desselben  oder  der  Reichsgmndgesetze  einzuschreiten  ^>):  doch 
lag  die  Ausftthrnng  hauptsächlich  in  der  Hand  der  Reichskrdse 
nnd  war  der  Kaiser  regelmässig  darauf  beschränkt,  einen  oder 
mehrere  derselben  zur  Vollziehung  aufzufordern^^).  5)  Die 
Vertretung  (Repräsentation)  des  Reichs  dem  Auslande  gegen- 
über stand  dem  Kaiser  allein  zu  ^') ;  jedoch  war  er  hinsichtlidi 
der  Ausübung  des  Bttndniss-,  Kriegs-  und  Friedensrechts  meh^ 
fach  durch  die  Reichsyerfassung  beschränkte^).  6)  Eben  so 
stand  dem  Kaiser  die  Vertretung  des  Reichs  bezüglich  der 
Reichslehen,  d.  h.  die  Ausübung  der  Lehensherrlichkeit 
des  Reichs  als  prodominus  zu  ^^) ;  er  hatte  femer  7)  das  Recht 
gewisse   Reichs  am  ter    zu    besetzen  e^)    und  8)   das    (sehr 


Termehrt  1790),  wodurch  dasYerfiahren  bei  Erstattung  der  Gutachten  genauer 
bestimmt  wurde.  „Wo  auch  im  Beichshofraih  in  wichtigen  Justinachen  eia 
Votum  oder  Gutachten  abgefaaset  und  Uns  referiret  werden  sollte,  woQsa 
Wir  solches  änderst  nicht,  als  in  Anwesen  des  ReichshofrathsprftaideBlei 
und  Reichsvicekanzlers  mit  Zuziehung  der  Be-  und  Goneferenten  nnd 
anderer  Reichshofr&the  beider  Religion  .  .  .  vortragen  lassen,  mit  denseflwD 
darüber  berathschlagen,  in  keinem  andern  Rathe  resolviren^  etc. 
—  Yergl.  W.-K.  art.  XYL  §.  12  (Yerbot  der  Einmischung  anderer  kaiaeriidier 
R&the  und  Minister  in  die  vor  den  Reichshofrath  gehörigen  Sachen). 

")  W.-K.  art  XYII.  §.1.  „ .  .  .  einem  jedweden  ohne  Ansehen  te 
Personen,  schleunig  zu  seinen  erstrittenen  Rechten  yerhelfen.*'  Insbesomden 
verspricht  der  Kaiser,  W.-K  art  XYIL  §.  16  „Ees  judieaUu  imperü  gegM 
aUe  Gewalt  krftftig  zn  schützen  nnd  zu  manuteniren*'  etc.  —  YergL  W.*X 
art  I.  §.  8.  9;  art.  11.  §.  2;  art  XYI.  §.  1.  9-11;  art  XX.  §.  9. 

**)  Siehe  oben  §.  79.  ^  Yergl.  die  Executionsordnnng  Ton  1566 
(Schmauss,  S.  165  flg.). 

«')  Schon  der  Sachsensp.  Ldr.  IH  54.  §.  2  verlangt  vom  Kaiser,  d$m 
er  „it  rike  vorsta  an  sime  rechte,  als  he  kflnne  und  möge.** 

«)  W.-K.  art  lY.  §.  2;  art  YI.  §.  1.  2.  3. 

tt)  Die  reichsgmndgesetzlichen  Bestimmungen  aber  die  AubIKIkii^  der 
kaiserlichen  Lehensherrlichkeit  enthftlt  die  W.-K.  art  XI;   vergL 
art  X.  §.  6.  10.  11. 

**)  So  z.  B.  ernannte  der  Kaiser  den  gesammten  Reichshofrath; 
Reichskammerrichter,  die  beiden  Präsidenten  und  zwei  Assessoren 
einen  katholischen  Assessor)  des  Reichskammeigerichts  etc.  —  Meine 
deutsch.  Rechtsgescfa.  (8.  Aufl.)  1858.  TU.  n.  «.  61.  —  Schmalz,  Sl 
recht  (.  171. 
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;e)ReiehBeinkomiiien  zu  beziehen ^'')  und  beliebig 
rerwenden,  ohne  dass  er  dem  Reiche  RecheoBchaft  darüber 
geben  hatte  >^).    Reichsgttter,  Reichsstädte  und  Reicbsein- 
wie  Zölle,  durfte  aber  der  Kaiser  seit  der  Einftlhrung 
Wahlkapitolation  nicht  mehr  ohne  Zustimmung  der  Reichs- 
ide verpfänden'^).     Er   hatte   9)  die  Schirmvogtei 
itia)   Aber    die   christliche    und   insbesondere   römische 
und  den  römischen  StuhP<%  womit  ausser  dem  frtth- 
schon  ausser  Uebung  gekommenen  Spolienrecht  oder 
eTaviarum^^)^    und  jus  regaliae^'^)^    auch    das    Recht   der 
:8ten  Bitte  (Jus  precum  primariarum)^^)    und    das  Recht 
fanisbriefe  zu  ertheilen^*),  zusammenhingen.  10)  Der  Kaiser 


•  ")  Man  schlug  dies  in  der  letzten  Zeit  nicht  viel  höher  als  auf 
laoOOThlr.  jahrlich  an.  Schmalz,  Staatsr.  §.  182.  —  Yergl.  H&herlin, 
Juidb.  IL  S.  248. 

■)  Häberlin,  Handb.  U.  S.  243. 

*)  W.-E.  art.  X.  §.  1.  —  Den  Reichsstftnden  war  aber  im  westph&lischen 
(J.  P.  O.  art  5.  g.  26  und  in  der  W.-K.  art  X.  $.  4)  die  Zusichenuig 
worden,  dass  sie  „bei  den  ihnen  Terschriebenen  und  innehabenden 
dschaften  ohneWiederlösung  und  Wiederrufiing  zu  schützen, 
mA  mhig  dabei,  bis  auf  weitere  Vergleichung  zwischen  den  römischen 
Mman  und  Reichsständen  bleiben  *'  sollten. 

»)  W.-K.  art  I.  §.  1  (siehe  oben  §.  76.  Note.  6). 
*V  Man  verstand  unter  dem  jus  tpolü  sive  exuviarum,  spottweise  das 
lipt-Rapsrecht  genannt,  das  von  dem  kaiserl. Fiskus  bis  auf  K.  Otto  IV. 
Md K.  Friedrich  II.  behauptete  Recht,  den  Nachlass  verstorbener  Bischöfe 
«Bnuiefaen.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  50.  56, 
tei  besonders  meine  Alterthttmer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts, 
Bi  IL  (1860)  S.  44  flg. 

**)  Hierunter  verstand  man  das  vom  kaiserlichen  Fiskus  beanspruchte 
S^ht,  das  Einkommen  der  KirchengQter  bis  zur  Wiederbesetzung  des 
tochöffiichen  Stuhls  zu  beziehen.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
I808.  Thl.  n.  §.  56,  und  besonders  meine  Alterthümer  des  deutschen 
Sachs  and  Rechts,  Bd.  U.  (1860)  S.  44  flg. 

^)  Dies  war  das  Recht  des  Kaisers,  an  jedem  reichsunmittelbaren 
Stifte  auf  die  erste  nach  seiner  Thronbesteigung  erledigte  Pfiründe  einen 
<^udidaten  zu  prasentiren.  PQtter,  inst  §.417.  421.  ~  Gönner,  Staatsr. 
i  414.  -.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  IL  §.  56. 
H«te  35  and  §.  67.  Note  14. 

**)  Panisbriefe  waren  Anweisungen  an  geistliche  Stifter,  weltlichen 
P^Mnen  Unterhalt  zu  gewähren.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1®8.  ThL  n.  §.  67.  Note  15.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  414. 

Zopfl.  SUatnrecht.  6.  Aufl.  L  12 
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galt  auch  als  die  Quelle  aller  Gnaden^^):  er  hatte  mAi 
nur  das  Begnadigungsrecht  in  Strafsachen,  sondern  aaeh 
das  Recht,  Privilegien  aller  Art,  insbesondere  auch  Mg. 
Justizprivilegien,  d.  h.  Exemtionen  von  der  Gerichtsbarkeit 
der  Reichsgerichte  zu  ertheilen  ^^) ,  wie  z.  B.  das  jus  de  im 
appellando^'^)  und  das  jus  de  nan  evocando^^),  und  ttberhait{ii 
von  der  Beobachtung  der  Vorschriften  des  gemeinen  Beicbs- 
rechts,  z.  B.  bei  der  Errichtung  von  Familienstatuten,  zu  dia- 
pensiren  und  die  Einführung  singulärer  Rechtsgrundsätze  zq 
gestatten  ^^). 

§.  85. 

c)  Die  kaiserliche  Machtvollkonunenheit  und  die 
kaiserlichen  Reservatrechte. 

I.  In  Folge  einer  unklaren  Ansicht  über  die  Verbindnog 
der  alten  römischen  Kaiserkrone  mit  dem  deutschen  Eönigthnme 
sprach   man   im  Mittelalter  auch   von   einer  kaiserlich ea 


^)  Die  Gnadensachen  wurden  s&mmtlich  am  BeiGhahoirathe  behandelk; 
siehe  unten  §.  100. 

M)  Eine  Beschränkung  des  Kaisers  enthält  W.-K.  art  X.  g.  2.  „üai 
auch  alles  dessen,  was  etwa  zu  ExempUon  und  Abreissnng  Yom  Reich 
Ursache  geben  könnte,  insonderheit  deren  exorbitanten  Ihivüegien  uad 
Immunitaten  enthalten." 

^)  Hierunter  verstand  man  die  Bewilligung,  dass  Ton  den  landeshaBi- 
lichen  Gerichten  nicht  an  die  Beichsgerichte  appellirt  werden  durfte.  Ite 
unterschied  prwüegia  de  non  appellando  üUmitata  und  Hmitata,  je  nachdea 
gar  nicht  oder  nur  bei  dem  Vorhandensein  einer  erhöhten  Apprllnrionfr 
susmie  an  die  Beichsgerichte  appellirt  werden  durfte. 

^)  Dies  bestand  in  der  Zusicherung,  dass  an  den  landeaherriichti 
Gerichten  anhängigeBechtssachen  nicht  von  diesen  abgerufen  und  an  tt 
Beichsgerichte  zur  Entscheidung  gewiesen  werden  sollten.  Es  hing  dla 
mit  der  mittelalterlichen  Ansicht  zusammen,  dass  die  Reichsgerichte  eiv| 
concurrirende  Jurisdiction  mit  allen  landesherrlichen  Gerichtea  hftttfi 
Meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  18&8.  Thl.n.  §.47.  Note  15;  §.  ^ 
Note  15;  §.  66;  §.  73.  V. 

^)  Formulare  der  am  Beichshofrath  zu  verhandelnden  Gnadensadie^ 
siehe  bei  J.  F.  W.  de  N.  de  W.  Princip.  proc.  jud.  imp.  aul.  2.  Aufl.  176| 
Thl.  V.  S.  367  flg. 
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HtchiYollkommenheii  {pknUudo  potestati8)^\  kraft  deren 
nek  die  Kaiser  das  unbeschränkte  Recht  beilegten,  alle 
Arteo  Ton  Privilegien  (sowohl  favorabilia  als  odiosa)  zu  er- 
theilea,  oder  sie  wieder  anfznheben,  oder  die  Anwendung  der 
leiebsgesetze  und  des  Beichsrechts  in  einzelnen  Fällen  aus- 
xDsdiliessen. 

U.  Seitdem  aber  die  Kaiser  durch  die  Reichsgesetze,  ins- 
besondere durch  den  westphälischen  Frieden  und  durch  die 
Wahlkapitnlation  in  diesem  Rechte,  sowie  in  allen  Regierungs- 
rechten  vielfach  beschränkt  worden  waren,  konnte  von  einer 
VaehtvoOkommenheit  in  obigem  Sinne  überhaupt  nicht  mehr 
die  Bede  sein  ^.  Daher  verstand  man  hierunter  in  der  letzten 
Zät  nur  noch  dasjenige,  was  man  gegenwärtig  das  Staats- 
Nothrecht  (Jus  eminens)  zu  nennen  pflegt^). 

ni.  Dagegen  bezeichnete  man  die  einzelnen  Befugnisse 
der  diemaligen  MachtvoUkommenkeit ,  welche  der  Kaiser  seit 
dem  XVn.  Jahrhundert  noch  auszuüben  ftlr  befugt  galt,  als 
kaiserliehe  Reservatrechte,  d.  h.  besonders  vorbehaltene 
Beekte,  und  zwar  theils  im  Gegensatze  der  Gomitiair echte, 
i  k  der  Rechte  des  Reichstages,  theils  der  Landeshoheit 
der  einzelnen  Landesherren  ^). 


0  Offidell  spricht  noch  die  Goldene  Bulle  von  1356,  cap.  2.  §.  8. 
cipL  13.  §.  8  etc.  Yon  dieser  Plemiudo  potestaJtia  als  einem  onbezweifelt 
te  Kaiser  zustehenden  Rechte.  —  Einen  Fall,  wo  der  Kaiser  ,,ex  plem^ 
kdm  yeteatatis^*'  das  Pflichttheilsrecht  der  Kinder  (legiHma)  aufhob,  siehe 
ii  mdner  Schrift:  üeber  Missheirathen  in  den  reg.  deutschen  FOrsten- 
Üasern,  Stuttgart  1853.  S.  51;  Pütter,  Missheirathen,  S.  110.  —  Siehe 
adi  oben  §.  84.  Note  8. 

«)  Schon  im  J.  1609  schrieben  die  Fürsten  an  K.  Rudolf  U:  „Mit 
Jinsdietion  und  Rechten,  wie  sie  die  lateinischen  Kaiser  gehabt,  sei  dieses 
Orts  sich  nicht  aufzuhalten ,  da  es  mit  dem  deutschen  Reiche  grosse  Un- 
#ridkheit  gegen  die  alten  lateinischen  Kaiser  habe.'*  Pütt  er,  inst  §.  22; 
dessen:  Erört.  I.  299;  Moser,  von  kaiserl.  Machtsprüchen,  1750.  §.8  flg. 

')  Häberlin,  Handb.  n.  §.  260.  —  Chr.  Gottl.  Biener,  von  d.  kais. 
Ibdttvollkommenheit  in  der  Reichsregierung,  Leipzig  1781. 

«)  Pütter,  inst.  §.  26. 116. 127.  —  H&berlin,  Handb.  IL  §.  116. 127. 
-  Lcist,  Staatsr.  §.  16.  IV.  17.  H.  23.  IL  —  Gönner,  Staatsr.  §.  105.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  133.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  78.  •—  H.  A. 
lachariä,  Staatsr.  g.  30.  I.  —  Es  konnte  ein  Reservatrecht  sehr  wohl  in 
Widen  Beziehungen  in  Betracht  kommen,  z.  B.  das  Recht  der  Standes- 

12* 
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IV.  In  ersterer  Beziefanng  hiessen  Beservafrechte  jeoe 
Rechte,  welche  der  Kaiser  ausübte,  ohne  an  die  Mitwirkang 
des  Reichstages  gebunden  zu  sein.  War  der  Kaiser  in 
ihrer  Ausübung  völlig  unbeschränkt,  so  hiessen  sie  insbesondere 
jura  reaervata  ilUmitata:  war  der  Kaiser  aber  durch  die  Reichs^ 
Verfassung  hierbei  wenigstens  an  die  Zustimmung  der  Kur- 
fürsten gebunden,  so  hiessen  sie  jura  reservata  limüaia. 

V.  In  zweiter  Beziehung  hiessen  Reservatrechte  erst- 
lich diejenigen  Rechte,  welche  nicht  als  im  Begriffe  der 
Landeshoheit  liegend  betrachtet  wurden,  die  also  du 
Landesherr  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  in  Folge  einer 
besonderen  kaiserlichen  Verleihung  ausüben  durfte:  zweiteos 
aber  auch  jene  Reservatrechte,  welche  der  Kaiser  eben  sowoU 
als  die  Landesherren,  also  mit  diesen  concurrirend,  in  den 
einzelnen  Territorien  ausüben  konnte.  Im  ersteren  Falle 
hiessen  sie  jura  reaervata  exclusiva ;  im  zweiten  Falle  jura  reser- 
vata  eommunia  oder  cumulaUva. 

VI.  Als  jura  reaervata  iüimitata  und  zugleich  exdumm, 
wurden  betrachtet:  1)  das  Recht  der  Standeserhöhung, 
d.  h.  das  Recht,  den  Adel  in  seinen  verschiedenen  AbBtofungeB 
zu  verleihen^);  2)  das  Recht,  gelehrten  Körperschaften  du 
Universitätsprivilegium  zu  verleihen,  d.  h.  das  Recht,  aka- 
demische Würden  zu  ertheilen. 

Vn.  Jura  reaervata  Umitata  waren  1)  das  Recht,  Zölle 
anzulegen  und  Zollgerchtigkeiten  zu  ertheilen,  d.  k 
das  Recht,  die  an  bestimmten  Zollstätten  zu  erlegenden  Zölle 
ganz  oder  theilweise  zu  erheben  und  zu  beziehen®),   welche! 


^)  W.-E.  art,  XXn.  §.  1:  „Wie  die  Standeserhöhungen  zu  ertheileB 
Bei  CoUatioD  fürstlicher,  gräflicher,  auch  anderer  Dignit&ten  sollen  mM 
wollen  Wir  dahin  sehen ,  damit  inskünftige  auf  allen  Fall  dieselben  aUoi 
denen  von  uns  ertheilt  werden,  die  es  vor  Anderen  wohl  meritiret,  ■ 
Reiche  gesessen  und  die  Mittel  haben ,  den  affektirten  Stand  pro  dtgmtti 
anszuföhren." 

0)  W.-E.  art  yni.  §.  1:  „Wir  sollen  und  wollen  auch  .  .  .  hinftffi 
jedoch  unbeschädigt  der  vor  Aufrichtung  weüand  Kaisers  Karls  VI.  WaU 
kapitulation  .  .  .  gewilligten  ZoUkoncessionen  .  .  .  keinen  Zoll  von  neoil 
geben,  noch  einige  alte  erhöhen  oder  prorogiren  ...(§.  2).  Es  »ei  dn 
nicht  allein  mit  aller  und  jeder  Kurfürsten  Wissen  und  WiUeu,  Zulasse 
and  KoUegialrathe  durch  einhelligen  Schluss  also  in  diesem  StQcke  t« 
fahren"  etc.  —  Nach  §.  3  sollten  auch  die  benachbarten  Kreise,  inabesonii 
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dorehaiis  nicht  als  in  der   Landeshoheit   liegend   be- 

I  worde,  aber  von  den  Kaisem  theils  als  Gnade,  theils 

onerose  Creschäfte,  wie  Kauf,  oder  als  Pfandschafl,  datio 

tobOurn  IL  dgl.,  theils  für  immer,  theils  ftlr  bestimmte  Jahre 

auf  Widerruf ,  sowohl  an  Landesherren,  wie  an  einzelne 

atpersonen,  auch  eben  sowohl  an  Landstädte  wie  an  Reichs- 

YerHehen  wurde '0;  2)  das  Recht,  das  Mttnzregal  in 

her  Weise  wie  die  Zollgerechtigkeiten  zu  verleihen^). 

YHL     Als    jura  reserveUa    communia    wurden  betrachtet: 

das  Recht,  Volljährigkeit  (venia  aetatis)   zu  ertheilen,   un- 

khe  Kinder  durch  Rescripte  zu  legitimiren,  oder  sie  von 

Ehren -Makel  der  uneheligen  Geburt   zu    befreien  (sog. 

atio  minw  pleno);    2)   Notarien  zu   ernennen,  Lehen- 

igkeit  und  Wappen  zu  ertheilen  (zum  Wappengenossen  zu 

ai). 

IX.  Der  Kaiser  übte  sowohl  die  jura  reservata  exeltmva 
die  communia  regelmässig  durch  besonders  angestellte 
te aus,  welche  Hofpfalzgrafen  hiessen :  ihre  Befngniss 
Comüiva.  Man  unterschied  die  niedere  und  die  höhere 
[Te  {Comüiva  minor  et  major).  Die  erstere  begriff  die 
,  die  zuletzt  genannten  jura  reeervata  communia  aus- 
Nntlben:  die  letztere  überdies  das  Recht  zu  adeln  und  die 
fiiedere  Ck)mitiye  zu  ertheilen^).  Die  Würde  eines  Hofpfalz- 
ifnfen  nebst  der  niederen  Comitive  wurde  aber  auch  häufig 
iSD  Landesherren,  sogar  auch  an  nicht  regierende  Personen 


in  welchem  der  neue  Zoll  aufgerichtet,  oder  ein  alter  erhöht  u.  b.  w. 
soOte,  darüber  vorerst  gehört  werden. 
^  Vergleiche :  Das  Zollwesen  in  Deutschland,  geschichtlich  beleuchtet 
Mla.lL  1832.  —  Interessante  Urkunden  enthält:  (Longard  I)  Ausfdhrung 
der  Ansprüche  des  H.  Grafen  Jakob  zu  £ltz-Kempenich  aus  dem  Rhein- 
ade za  Engers,  Coblenz  1842. 

')  W.-K  art  IX.  §.  6.  ,,Wir  sollen  und  wollen  auch  hinfüro  ohne 
TorwiBsen  imd  absonderliche  Einwilligung  der  Kurfürsten  und  Vernehmung, 
aack  billige  Beobachtung  de^enigen  Kreises  Bedenken,  darin  der  neue 
VftBz^uid  gesessen,  niemanden  ...  mit  Münzireiheiten  oder  Münzstätten 
k^ben  und  b^poadigen.** 

')PAtter,  inst  $.  138;  Schmid,  Staatsr.  §.  145.  -  Die  höheren 
ComitiTe  wurden  selten  ertheilt.  Erblich  hatten  sie  das  Haus  Pfalz  und  das 
Haos  SchwarKburg.    Schmalz,  Staatsr.  §.  180. 
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yerliehen  ^%  oder  mit  gewissen  Aemtem  ein  ftlr  allemal  ver- 
banden  **). 

§.  86. 
Anfang  der  kaiserlichen  Regierung^). 

I.  Die  kaiserliche  Regierung  begann  mit  der  Beschwö- 
rnng  der  Wahlkapitnlation ;  welche  reichsgrandgesetzlich  vor 
der  Krönung  geschehen  mnsste^).  Die  Krönung  wurde  in  den 
letzten  Zeiten  von  dem  Erzbischof e  von  Mainz  (als  Kurerzr 
kanzler)^)  zu  Frankfurt  vorgenommen*). 

n.  Der  Kaiser  musste,  um  selbst  regieren  zu  können,  das 
achtzehnte  Jahr  erreicht  haben  ^),  und  seine  Besidenz  im 
Reiche  halten^). 


^^)  Z.  B.  in  den  Grafendiplomen  einiger  Titularreichsgrafen. 

^*)  So  z.  B.  hatte  sie  der  jeweilige  Prorektor  und  der  juristische  Bebm 
der  Universität  Heidelberg  durch  ein  Beichsvikariatsdiplom  vom  23.  August 
1745.  Aus  diesem  ist  auch  der  oben  angeföhrte  Inhalt  der  Condtiva  minor 
hier  mitgetheilt  —  Yergl.  meine  Alterthümer  d.  deutsch.  Reichs  n.  Rechts» 
Bd.  I.  (1860)  S.  356  flg. 

*)  Pütter.  inst  §.  495.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  106.—  Leist,  §.66. 

«)  W.-K.  (1792)  art  30.  §.  5.  6.  „Wir  versprechen  und  geloben  aber 
sothane  Beschwörung  der  Kapitulation  noch  vor  Empfang  der  Krone  in 
eigener  Person  selbst  zu  leisten  .  .  .  auch  ehe  wir  solches  gethan  uns 
der  Regierung  nicht  zu  unterziehen.'*  —  Ebenda s.  art  m.  §.  18.  ^Bis 
Wir  die  W.-K.  in  Person  beschworen,  folglich  das  Regiment  wirklidi  an- 
getreten. "  —  Vergl.  die  Gold.  Bulle  cap.  2.  §.  8. 

')  Ueber  die  Krönungsfeierlichkeiten,  die  dabei  gebrauchten  Beidi»- 
kleinodien,  die  Ableistung  des  kaiserlichen  Regierungseides  ils.v. 
B.  Leist  Staatsr.  $.  65.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  113.  —  Patter,  inst 
§.  4%  und  die  daselbst  angefiüirte  Literatur.  —  In  froheren  Zeiten  oofr 
currirte  Göln  mit  Mainz  in  der  Ausübung  des  Krönnngsrechts.  Goldene 
Bnlle  cap.  4.  §.  4;  Vergleich  v.  16.  Juni  1657,  bei  Schmaass,  S.  lOfiR 
W.-K.  (seit  1658)  art.  3.  §.  9.  —  Pütter,  inst  §.  497. 

*)  Ursprünglich  war  Aachen  die  Krönungsstadt  gewesen;  seit  K.  Fer< 
diu  and  L  geschah  die  Krönung  aber  immer  an  dem  Wahlorte.  Pfitter 
inst  §.  497.  ~  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  4S 

B)  So  musste  K.  Joseph  L  in  der  W.-K.  (1690)  art  47  versprechai 
„Uns  auch  keiner  Regierung  .  .  .  zum  Prs^judiz  der  Reichsvicarien ,  weldi 
inmittelst  die  Reichsadministration  führen,  die  Expedition  aber  in  Unaerea 
Namen  verfügen  sollen,  unterziehen,  bis  Wir  das  achtzehnte  Jahr  Unsec 
Alters  erreicht  und  angefangen  haben."  Gerstlacher,  Handb.  X.  &  17M 

6)  W.-K.  art.  XXin. 
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I 

LnL  Eine  förmliche  Beichshuldi^ng  leisteten  nur  die  Reichs- 
»;  die  übrigen  Reichsstände  leisteten  den  Huldigüngseid 
ngldeh  mit  dem  Lehenseid  bei  der  Belehnung  mit  ihren  Seichs- 
khen  und  Hoheitsrechten"). 


§.  87. 

Ende  der  kaiserlichen  Regierung*). 

i 

Die  kaiserliche  Regierung  endigte  1):  durch  den  Tod  des 

kaiaers;   2)   durch  Resignation  (Abdankung),  d.  h.  durch 

Kiwillige  Niederlegung  der  Krone ^);  3)  durch  Absetzung, 

worüber  es  jedoch  an  ausreichenden  gesetzlichen  Bestimmungen 

fehlte.    Der  Sachsenspiegel  und  der  SchwabeuspiegeP)  sowie 

Buch  die  goldene  Bulle  Karls  lY.^)  sprechen  zwar  von  einer 

Jirisdiktion  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein  tiber  den  Kaiser.  Diese 

wah   aber    später   entschieden  flir  unpraktisch,    obschon  die 

[  tetreffende  Stelle  der  goldenen  Bulle  durch  kein  neueres  Reichs- 

I  gesetz  ausdrücklich  aufgehoben  worden  war.    Die  Theoretiker 

«BS   der  letzten  Zeit   des   Reiches  hielten   mindestens   einen 

Comitialschluss  fiir  noth wendig,  wie  bei  der  Absetzung  eines 

\  Seichsstandes  ^. 


^  LeiBt,  Staatsr.  §.  66;  besonders  Gönner,  Staatsr.  §.  379. 

*)  Leist,  Staatsr.  §.  67.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  106. 

5)  So  z.  B.  Karl  V. 

>)  Sachsensp.  m.  52.  $.  3.  ~  Schwabensp.  c.  121.  128.  — 
Meine  deutsche  Kechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  IL  §.  46.  Note  14.  (Siehe 
sodi  oben  §.  58.  Note  5).  —  A.  Schulze,  de  jurisdictione  principum, 
ineserthn  Comitis  palatini  in  imperatorem  exercita,  Jena  1847. 

^  Gold.  Bulle  c  y.  §.  8:  „£t  quamvis  Imperator  sive  Rex  Roma- 
BMum  saper  causis,  pro  quibus  Imperator  impetitus  fuerit,  habeat,  sicut 
a  amaueludifie  introductum  dicUvr,  coram  comite  Palatino  Rheni  .  .  . 
Rspondere,  illud  tarnen  Judicium  comes  Palatinus  ipse  non  aUbi,  praeter- 
fBsm  in  imperiaU  curia  ^  nbi  Imperator  seu  Romanorum  Rex  praesens  ex- 
toit,  poterit  exercere.*' 

^)  Man  bezog  sich  auf  die  Analogie  der  W.-E.  art.  I.  §.  3.  4,  wonach 
nch  kein  Reichsstand  ohne  Comitialbewilligung  entsetzt  oder  suspendirt 
Verden  durfte.  Gönner,  Staatsr.  §.  106.  310.  —  Leist,  §.  67.  143.  — 
Moser,  Staatsr.  Tbl.  YU.  S.  71  flg. 
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§.  88. 
Der  römische  König*). 

I.  Wenn  bei  dem  Leben  eines  Kaisers  ein  Nachfolger 
desselben  gewählt  wurde,  so  flihrte  dieser  den  Titel  römischer 
König  {Rex  Ramanorum). 

II.  Die  Frage,  wer  über  die  Nothwendigkeit,  einen  solchen 
römischen  König  zu  wählen,  entscheiden  solle,  war  im  west 
phälischen  Frieden  anerledigt  geblieben^.  Später  kam  anf 
dem  Reichstage  in  den  Jahren  1691  und  1711  ein  Vergleich 
zwischen  den  Kurfürsten  und  den  übrigen  Fürsten  zn  Stande, 
dessen  Inhalt  seitdem  auch  in  die  Wahlkapitulationen  auf- 
genommen wurde.  Hiemach  sollten  die  Kurfürsten  nur  bei 
dem  Vorhandensein  besonderer  Gründe  zur  Wahl  eines  römi- 
schen Königs  bei  dem  Leben  des  Kaisers  schreiten. 

lU.  Ueber  das  Vorhandensein  eines  solchen  Grundes  ent- 
schieden jedoch  die  Kurflirsten  allein.  Sie  mussten  von  ihr^ 
Beschlüsse,  eine  römische  Königswahl  vorzunehmen,  dem  Kaiser 
Anzeige  machen,  und  dessen  Genehmigung  zur  Vornahme  der 
Wahl  nachsuchen,  konnten  aber  damit  doch  vorschreiten,  wenn 
sie  die  Verweigerung  der  kaiserlichen  Zustimmung  nicht  für 
hinreichend   begründet  erachteten^).     Es  lag  jedoch  in  dem 


0  Pütter,  instg.  504  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  69.  70.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  116  flg.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  134.  —  Schmalz,  Staatsr. 
§.  154.  —  Moser,  ▼.  römischen  Kaiser,  §.  671  flg. 

*)  J.  P.  0.  art.  YIII.  S.  3.  —  Ueber  die  früher  übliche  Bezeichnung 
des  erwählten  Kaisers  selbst  vor  der  Krönung  durch  den  Papst  als  Bez 
Romanorum,  s.  oben  §.  83.  Note  2. 

3)  W.-K.  art  m.  (1711.  §.  11)  1792.  §.  10:  „Und  nachdem  Ton  Km^ 
forsten  und  Fürsten  zu  Regensburg,  nach  Anleitung  articuU  Ym  /iMfint- 
m^enti  Pacis,  von  der  Wahl  eines  römischen  Königs  bei  Lebzeiten  änes 
erwählten  römischen  Kaisers  gehandelt  und  yerglichen  worden,  dass  die 
Kurfürsten  nicht  leichtlich  zur  Wahl  eines  römischen  Königs  metfU 
imperatore  schreiten,  es  wäre  dann,  dass  entweder  der  erwählte  nnd 
regierende  römische  Kaiser  sich  aus  dem  römischen  Beich  begeben, 
und  beständig  oder  allzulang  aufhalten  wollte,  oder  derselbe  wegen 
seines  hohen  Alters  oder  beharrlicher  Unpässlichkeit  der  Be- 
gierung  nicht  mehr  vorstehen  könnte,  oder  sonst  eine  anderweitige 
hohe  Nothdurft  .  .  .  erforderte  einen  römischen  König  noch  bei  Leb* 
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iteease  der  Kaiser  selbst,  einem  ihrer  Söhne  oder  einem 
•deren  Mitrede  ihres  Hauses  doreh  Veranlassung  der  Kni^ 
tkäen  zur  römischen  Eönigswahl  schon  bei  ihrem  Leben  die 
Ibehfolge  in  der  kaiserlichen  Wtirde  zu  sichern. 

IV.  Die  Rechte  des  römischen  Königs  waren:  1)  der 
ilbjestSUstitel ;  2)  der  einköpfige  Adler  als  Wappenträger; 
$j  der  Vorrang  vor  allen  Beichsständen.  4)  Er  war  Reichs- 
ferweser  bei  Verhinderung  des  Kaisers  zur  Ausübung  der 
luseilidien  Regierung,  durfte  sich  aber  ausserdem  ohne  dessen 
Aiftng  in  die  Reichsregierung  nicht  einmischen^);  bei  dem 
fUe  des  Kaisers  oder  bei  Resignation  desselben  ging  die 
loehsregienmg  ipso  jure  an  ihn  ttber,  und  zwar  ohne  neue 
Kionung  und  Beschwörung  der  Wahlkapitulation,  da  dies  alles 
ll^ieh  bei  der  römischen  Königswahl  selbst  stattfand. 

§.  89. 
Die  Reichsvikarien  *). 

L  Eme  Reichsverwesung  war  zur  Reichszeit  schon  darum 
oft  noäiwendig,  weil  das  Reich  Wahlreich  war,  und  daher  leicht 
OB  kaiserloser  Zustand,  sog.  Zwischenreich,  Interregnum^ 
eintreten  konnte. 


»tcn  des  r^erenden  Kaisers  zu  erwählen,  und  dann  dass  in  solchem  ein 
md  andern  angeregten,  wie  anch  erstgedachtem  Nothfalle  die  Wahl  eines 
rteischen  Königs  durch  die  Kurfürsten,  mit  oder  ohne  des  regieren- 
den Kaisers  Consens,  wenn  derselbe  auf  angelegte  Bitte  ohne 
erkebliche  Ursache  verweigert  werden  sollte,  vorgenommen,  und  damit 
.-.frei  und  ungehindert  verfahren  werden  solle;  so  wollen  und  sollen 
yfir  diesen  der  Kurfürsten  und  Forsten  unter  einander  verfassten  Schluss, 
w  Uermit  geschieht,  für  genehm  und  Uns  demselben  gemäss  und  conform 

*)  Z.  B.  W.-K.  Josephs  n.  (1764)  art.  XXX.  §.  3:  „Wir  sollen  und 
^en  auch  keine  Regierung  und  Administration  im  heil.  Römischen  Reich, 
90  luge  ihre  Kaiserliche  Migestät  im  Leben,  ohne  Dero  ausdrücklichen 
Auftrag  und  Einwilligung  Uns  unterziehen,  noch  Ihro  an  der  Hoheit  und 
Wttrde  des  Kaiserthums  einigen  Eintrag  thun.** 

»)  Pütt  er,  inst.  §.  478  flg.  —  Moser,  v.  dem  röm.  Kaiser,  S.  737.  ~ 
Leist,  Staatsr.  §.  95  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  118  flg.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  135.—  Schmalz,  Staatsr.  §.  190.  —  Meine  deutsche  Rechts- 
geduehte  3.  Anfl.  1858.  TU.  n.  §.  47.  59.  67.  —  Jos.  v.  Sartori,  reichs- 
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II.  Durch  Herkommen^)  und  dessen  ausdrückliche  Be- 
stätigung in  der  goldenen  Bulle  ^)  und  in  den  kaiserlichen 
Wabikapitulationen ^)  waren  Eurpfalz  und  Kursachsen 
die  Reichsverweser  {Provisores  sivs  vicarii  imperit)  in  deo 
deutschen  Landen.  In  Italien  war  (dem  Namen  nach) 
S  a V  o  y  e  n  Reichsverweser  ^). 

lU.  Kurpfalz  und  Kurs achsen  behandelten  als  Reichs- 
Verweser  in  Deutschland,  wenn  keinKaiser  vorhanden  war, 
nur  jene  Reichsgeschäfte  gemeinschaftlich,  welche  ihrer  Natnr 
nach  untheilbar  waren  ^):  im  Uebrigen  ftihrten  sie  die  Reichs- 
Verwesung  in  getheilten  Distrikten,  woftlr  die  Bezeichnung 
„Länder  des  sächsischen  Rechts  und  Landes  des  frän- 
kischen Rechts''  gebräuchlich  geworden  war''). 

IV.  lieber  die  Theilung  ihrer  Amtsbezirke  bestand  ein 
Vergleich  v.  J.  1750 «). 


yikariatisches  Staatsr. ,  Augsburg  1790.  ~  J.  Ch.  Enötschker,  Yersnch 
einer  Geschichte  des  Reichsvikariats  durch  Deutschland  und  Italien  in  den 
Zwischenreichen  vor  der  goldenen  Bulle,  Leipzig  1796. 

*)  Der  Schwabens  p.  Ldr.  (Lassb.)  c.  125,  weiss  nur  erst  von  einem  Beichs- 
vikariate  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein  aus  speciellem  kaiserlichen  Auftiig 
während  einer  Abwesenheit  des  Kaisers.  „  vnd  vert  der  Eiunig  von  tutschem 
lande  ...  da  sol  er  dem  phalentzgraven  von  Rine  den  gewalt  geben,  du 
er  rihter  si.  an  des  Kuniges  stat.  über  der  fursten  lip.  vnde  gibt  er  im  dex 
gewaltes  nüt.  so  hat  er  kein  recht  daran.'* 

3)  Gold.  Bulle  cap.  V. 

«)  W.-K.  (1792)  art  DI.  §.  14—18;  XI.  §.  7;  XHI.  §.  9. 

8)  W.-K.  art.  XXVI.  §.  2. 

0)  So  z.  B.  die  Fortsetzung  eines  Reichstags:  die  Bestätigung  des 
Reichskammergerichts  in  seiner  Funktion  u.  dgl. 

7)  Goldene  Bulle,  cap.  Y.  §.  1:  „Quoties  insuper  . . .  sacmm  vacare 
continget  imperium,  illustris  Comes  Palatinus  Rheni  ...  ad  monus  futnii 
Regis  Romanorum  in  partibus  Rheni  ac  Suevicte  et  in  Jure  Francanico .  •  • 
esse  debet  provisor  ipsius  imperii.  **  Ibid.  §.  2.  „Et  eodem  Jure  proTiaianis 
illustrem  Ducem  SaxonUxe  . . .  frui  volumus  in  his  locis,  ubi  Saxomca  jwn 
serrantuT."  —  Nach  der  Trennung  der  Kurhäuser  Pfalz  und  Bayern  er- 
richteten dieselben  im  J.  1724  einen  Vergleich  wegen  gemeinBchafüidi€c, 
und  im  J.  1745  wegen  altemirender  Führung  des  rheinischen  Keich»- 
Tikariats.  Schmauss,  S.  1345  flg.  —  Mit  dem  Erlöschen  der  karbaye- 
rischen Linie  (30.  Dec.  1777)  fiel  die  Bedeutung  dieser'  Vergleiche  tob 
selbst  hinweg. 

8)  Ein  Extrakt  dieses  Vergleichs,  der  niemals  vollständig  veroffentlk^ 
worden  zu  sein  scheint,  findet  sich  bdSchmaass,  S.  1626.  —  Er  6qUm 
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y.  Die  BeichsTikarien  konnten  in  Thätigkeit  treten :  1)  Seds 
fimaj  d.  h.  bd  Verhinderung  des  lebenden  Kaisers, 
%  B.  wegen  seiner  Unmilndigkeit  *) ,  sowie  auch ,  nach  yo^ 
fiogigan  Comitialschlass  bei  langer  Abwesenheit,  Alters- 
•diwiehe  n.  der^.  des  Kaisers,  sofern  nicht  schon  ein  römischer 
idnig  erwählt  war^^):  In  diesem  Falle  waren  sie  eigentliche 
tegienmgsvonnttnder,  oder  yyadminietratores^*  der  kaiserlichen 
Aewatt  imd  handelten  stets  „im  Namen''  des  Kaisers,  und 
Malier  aach  dnrchans  nnd  nothwendig  gemeinschaftlich,  sowie 
«üdi  alle  Beichsgerichte  hier  in  ununterbrochenem  Gange 
Ueben.  2)  Sede  vacarUe,  d.  h.  wenn  ein  wirkliches  Inter- 
iq;num  eintrat,  so  ging  im  Allgemeinen  alle  Reichsgewalt  an 
iBe  BeiehsTikarien  als  ihr  grundgesetzliches  Recht  interimistisch 
llber. 

VI.  Es  nennt  zwar  die  goldene  Bulle  cap.  V.  §.  1  nur 

vier  Rechte  ausdrücklich  als  den  Reichsvikarien  zust&ndig; 

I  fies  erklärt  sich  aber  daraus,  weil  nur  die  Zuständigkeit  dieser 

iSeehte   frtther    bezweifelt   worden  war:   nämlich   I)   Potesta$ 

'  juäda  exereendL    Hierunter  verstand  man  seit  der  Einrichtung 

:  des  Beichskammergerichtes  und  des  Beichshofrathes    a)  das 

I  Becht,  das  Beichskammergericht  gemeinschaftlich 

1  XOT  Fortsetzung  seiner  Amtsthätigkeit  zu  ermächtigen  und  das- 

sdbe  zu  yisitiren^^);  b)  anstatt  des  durch  den  Tod  des  Kaisers 

jeweilig  suspendirten  Beichshofrathes  durfte  sogar  jeder 

der  beiden  Beichsvikarien  flir  seinen  Sprengel  ein  sog.  reichs- 

Tikariatisches  Hofgerichtftlr  die  Dauer  des  Interregnums 

einrichtend^);     2)    Jus    ad   beneßcia   ecchsiastiea   praesentandi, 

i  h.   das    kirchliche  Präsentationsrecht   auszuüben,   wo    es 

der  Kaiser  als  Patron  hatte  ^3);  3)  das  Becht,  die  Beichs- 


■adi  der  W.-E.  (1792)  art  m.  §.  17 ,  dem  Reiche  zur  Genehmigung  vor- 
|degt  werden,  was  aber  nicht  geschehen  ist. 

*)  Yergl.  die  Bestimmungen  in  der  W.-K  Josephs  I.  art  47  (s.  oben 
§^  8a  Note  5). 

«)  W.-K.  (1792)  art  DI.  §.  14. 

*«)  Pfttter,  inst  §.  481. 

^  W.-K.  (1792)  art.  IIL  §.  15.  —  Danz,  über  die  Justizrerfassung 
ia  Deutschland  während  eines  Zwischenreichs,  Stuttgart  1790. 

**)  Nicht  SU  verwechseln  mit  dem  ßu  precum  primariarum  (s.  oben 
i-  85),  welches  seinem  Begriffs  nach  nur  dem  Kaiser  sustehen  konnte. 
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einkttnfte  während  des  Interregnams  zu  beziehen,  and  4)  Jm 
investiendi  de  feudis ,  et  juramenta  fideUfatis  jure  et  nomine  eacri 
tmperii  recipiendi.  Eigentlich  war  hiemnter  nur  das  Beeht  der 
Lehensernenernng  bei  Veränderungen  in  der  Person  der 
Vasallen  (in  der  dienenden  Hand)  zu  verstehen.  AUein  du 
Herkommen  legte  den  Reichsvikarien  auch  das  Recht  bei, 
heimgefallene  Reichslehen  weiter  zu  yerleihen.  Ausge- 
nommen waren  nach  der  goldenen  Bulle  nur  Ftlrstenthttmer 
und  Fahnlehen,  d.  h.  Lehen  mit  eigentlichen  hohen  Regierungs- 
rechten  ^^).  Die  neueren  Wahlkapitnlationen  beschränkten  diese 
Ausnahme  sogar  auf  eigentliche  Thronlehen^^). 

Vn.  Nach  dem  Herkommen  galten  die  Reichsyikarien  auch 
fUr  befugt,  während  der  Dauer  ihrer  Zwischenregiemng  Privi- 
legien, Pfalzgrafenrechte  und  Standeserhöhungen  zu  ertheSen. 
Sie  konnten  auch  Reichstage  ausschreiben  und  fortsetzend^ 
und  Gommissarien  zu  den  Bischofswahlen  abordnen. 

Vni.  Ausser  der  bereits  erwähnten  Verleihung  von  Fahn- 
lehen  war  den  Reichsvikarien  nur  noch  die  Verpfändung 
und  Veräusserung  von  Reichsgütem  untersagt ^^. 

§.  90. 

Von  den  Reichsständen  und  ihren  Collegien 

im  Allgemeinen^). 

I.  Reichsstand,  Status  imperiij  im  allein  reichsgrund- 


**)  Gold.  Bulle,  cap.  Y.  §.  1 :  „. . .  feudis  principum  duntaxat  excepts 
et  illis,  quae  Yanlehen  yulgariter  appellantur,  quorum  ioTestitanuii  et 
coUationem  soIi  Imperatori  yel  Regi  Romanorum  specialiter  resenramus." 
üeber  den  Begriff  von  Fahnlehen  s.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1868.  Thl.  n.  §.  13.  47. 

«)  W.-K.  (1792)  art.  XI.  §.  7 :  „ .  .  .  (als  worin  die  von  einem  jedes- 
maligen römischen  Kaiser  coram  throno  zu  emp£uigenden  Lehen  allein  aus- 
genommen sind)." 

<6)  Ausdrücklich  bestimmt  dies  die  W.-K.  art.  XUI.  §.  9. 

^^  Gold.  Bulle,  cap.  Y.  §.1:  „Ipse  tarnen  Gomes  PalatiauB  osme 
genns  alienationis  seu  obligationis  rerum  Imperlalium  hi]gusmodi  provisioiiii 
tempore,  expresse  noverit  sibi  interdictum. " 

1)  Moser,  Staatsr.  Th.  YUI.  IX.  XLIU.  —  Derselbe,  Yon  den 
deutschen  Reichsständen,  der  Beichsritterschaft,  auch  den  übrigen  munittel- 
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fBRtiKeheii  Sinne  ^)  war  nur,  wer  aaf  dem  Reichstage  wirklich 
0h  and  Stimme  {Se»tumem  et  votum)  führte ')y  oder  doch  zu 
iken  berechtigt  war^).  Diese  Berechtigang  setzte  seit  dem 
i  1653^)  aosser  der  kaiserlichen  Verleihung  der  Beichs- 
ümdsehaft  eine  darauf  erfolgte  reichscoUegialische  Goop- 
tttion  und  gehörige  Habilitation  oder  Qnalificirang 
foraus^.    Ob  sodann  die  wirkliche  Admission  (auch  sog. 


Baehsgiiedem ,  1767.  —  Patter,  inst  §.  26;  71  flg.  —  Leist, 
Sttttgr.  §.  71.  -^  Gönner,  Staatsr.  §.  133.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  136.  — 
Heine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  Stuttgart  1853, 
1.74%. 

<)  Einige  sprachen  anch  Yon  Ständen  des  Reichs  in  weiterem  Sinne 
nd  Teratanden  darunter  alle  reichsnnmittelbaren  Landesherren,  wenn  sie 
•orii  keinen  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstag  hatten.  Allein  die  Un- 
öäasifjk&t  und  praktische  Bedeutungslosigkeit  eines  solchen  Begriffes,  und 
iMs  Landeshoheit  allein  zur  Reichsstandschaft  nicht  genügte,  war  von 
iea  besseren  Publidsten  des  vorigen  Jahrhunderts  übereinstimmend  aner- 
famit  S.  meine  Schrift  über  hohen  Adel  (1853)  §.  74.  Note  —).  —  Lei  st , 
Staatsr.  $.  57.  —  Scheidemantel,  Repert.  Bd.  IV.  S.  654.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  136.  Note  *).  —  Genau  unterschied  auch  der  Reichsdeputations- 
iMiied  von  1564.  §.  29  „die  so  nicht  Stände  des  heil.  Reichs,  jedoch 
dem  heil.  Reich  immediaU  unterworfen.  '* 

>)  So  wenig  wie  Landeshoheit  und  Reichsunmittelbarkeit,  eben  so  wenig 
^figte  ein  Sitz  auf  dem  Reichstage  ohne  Votum,  um  Reichsstand  zu 
lÖB.  Solchen  Sitz  ohne  Stimme  hatten  einige  Reichsbeamte,  wie  z.  B. 
die  Grafen  von  Pappenheim,  als  Reichserbmarschälle,  und  die 
Grafen  von  Werthern  als  Reichserbthürhüter. 

*)  Ueber  den  Begriff  und  die  Voraussetzungen  dieser  Berechtigung  siehe 
■eine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  (1853)  §.  76  flg. 

>)  Ueber  die  betreffenden  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  zu  Regens- 
bnig  1653  n.  1654,  siehe  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  (1853)  §.  64. 
<)  W.-K.  (des  römischen  Königs  Ferdinand  IV.  1653.  art  47)  1792. 
m  L  §.  5:  „Auch  keine  Fürsten,  Grafen  und  Herren  in  fürstlichen  oder 
griflichen  CoUegiis  an-  oder  aufnehmen,  sie  haben  sich  dann  vorher  dazu 
vt  einem  Immediatfürstenthum,  resp.  Graf-  oder  Herrschaft,  genug- 
Uqualificirt,  und  mit  einem  standeswürdigen  reichs-  nndkammer- 
gerichUichen  Matrikularanschlage  ...  in  einem  gewissen  Kreise 
öngriassen  und  verbunden,  und  über  solches  Alles  neben  dem  kurfürst- 
lieben  auch  dasjenige  Kollegium  oder  Bank,  darin  sie  auf- 
genommen werden  sollen,  in  die  Admission  ordentlich  gewilliget, 
^  dass  sothane  Admission  erst  nach  vollständig  bewirkter 
Qnalificirnng  erfolgte,  am  wenigsten  aber  selbige  von  blossen  Per- 
toaalisten,  die  nicht  mit  vorbeschriebenen  an  sich  bereits  unmittelbaren 
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Introdnktioii)  bereits  erfolgt  war  oder  nicht  ^^  oder  ob  m\ 
der  cooptirte  und  gehörig  habilitirte  Beichsstand  etwa  sdnes 
Rechtes  nicht  bediente,  sei  es  weQ  er  nicht  wollte  %  oder  weil 
er  in  Folge  einer  Mediatisirang,  d.  h.  wegen  Snbjektioii 
unter  einen  anderen  Beichsstand  (als  sog.  Statw  exemtu9)  m 
Zeit  nicht  konnte^),  kam  nicht  weiter  in  Betracht. 

U.  Nnr  mit  diesen  Beichsständen  handelte  der  Kaiser: 
nur  diese  machten  das  Beich  aus,  nur  diese  durften  dem 
kurftlrstlichen  Collegium  ihre  Wünsche  und  Monita  bei  Oelegen- 
heit  der  Abfassung  der  kaiserlichen  Wahlkapitolation  yor- 
tragen :  nur  dies en  galten  auch  die  kaiserlichen  Zusicherungen, 
welche  zu  Gunsten  von  Kurfürsten,  Fürsten  und  „Ständen" 
in  die  Wahlkapitulationen  oder  in  andere  Beichsgesetze  anf 
genommen  wurden  ^^). 


Besitzungen  versehen  sind,  Statt  finden  soU/'  Vergl.  den  jüngsten  Beidii- 
abschied  (1654)  §.  197  bei  Schmauss,  S.  1025.  —  Yei^l.  ftber  die  Pe^ 
sonalisten  unten  §.  92. 

^  üeber  den  Unterschied  von  Gooptation  und  Admission  eises 
Reichsstandes,  vergl.  meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  (1853)  §.  77. 

*)  Wiederholt  wurde  in  den  Beichsgesetzen  und  Reichstagsverhandlnngm 
darauf  gedrungen,  dass  solche  „nicht  beihaltende  Mitst&nde'Sweldie 
sich  durch  die  Unterlassung  der  Austlbung  ihres  reichsstftndischen  Sitz-  imd 
Stimmrechts  auch  den  Beiträgen  zu  den  Reichslasten  zu  entziehen  suchten, 
unter  Bedrohung  mit  der  Entziehung  ihres  Rechts  beigezogen  werden  sollten. 
R.-A.  1548.  §.  73;  Beschluss  der  Wetterauischen  Grafen  v.  12.  Febr.  IGBS 
(Moser,  Staatsr.  Th.  19.  S.  376);  Protokoll  des  fr&nkischen  Grafentags 
V.  24.  Mai  1785  (Reuss,  deutsche  Staatskanzlei,  Bd.  X.  S.  306). 

^)  Ueber  den  Begriff  von  Status  exenUt  oder  Exemtionen,  s.  Schei- 
demantel, Rep.  I.  S.  904  flg.  —  Moser,  v.  d.  deutschen  Reichsstftnden 
Bd.  I.  Kap.  10.  §.  12.  —  OOnner,  deutsch.  Staatsr.  §.  225.  —  Pütter, 
inst.  §.  475.  —  Meine  Schrift  über  hohen  Adel  (1853)  S.  8  flg.  —  Der 
Reichsstand,  welcher  einen  Mitstand  unter  seine  Landeshoheit  gebracht 
hatte,  hiess  Eximens;  man  unterschied  Exemtiones  cum  onere  und  sine  onere, 
je  nachdem  der  Eximens  die  ordentlichen  Reichslasten  für  die  EoBemiio  über^ 
nommen  hatte  oder  nicht  Alle  solche  Exemtionen  betrachtete  das  BiäA 
als  eine  bedauerliche  Verminderung  seiner  Mitglieder,  und  daher  sciuM 
auch  der  westphälische  Frieden  ausdrücklich  vor,  dass  baldigst  auf  ihre 
Wiederherstellung  Bedacht  genommen  werden  sollte.  (J.  P.  0.  art  VIH 
§.  3.  „In  proximis  comitüs  de  reducendis  statibus  exemtis  agatnr.  — 
Solche  eximirte  St&nde  heissen  in  der  W.-K.  art.  IX.  §.  10,  11 ,  aod 
„Mediatst&nde**  oder  „mittelbare  Stände". 

*®)  Dies  ergibt  sich  insbesondere  daraus,  dass  es  diesen  RddustAnden 
erst  bei  den  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  zu  Regensbnig  1653  gelaag, 
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I  IQ.  SoDten  in  enudnen  Beziehungen  noch  andere  reichg- 
pftüMbare  Herren,  wie  die  ReichBrittersehaft ,  unter  solchen 
iMi^esetslichen  Beetimmnngen  mitbegriffen  werden,  so  wurde 
ß»  m  den  Bdchsgesetzen  jederzeit  besonders  ausgesprochen  ^  ^). 
iHgemein  gebrauchen  die  Beichsgesetze ,  wenn  sie  etwas  auf 
limfflt liehe  fieichsstände  Beztigliches  aussprechen  woUen, 
ie  ForaMd:  „Kurfürsten,  Fürsten  und  Stände  des  Beichs''^'). 
IBiBter  werden  aber  auch,  ohne  dass  damit  etwas  anderes 
mgedrliekt  werden  soll,  noch  Grafen,  PrUaten  und  Herren 
ihbei  ebenfaUs  genannt  ^^). 

PT.  Aue  diese  Klassen  hatten  katholische  und  pro- 
testantische IGtglieder. 

V.  Auf  dem  Reichstage  yerhaodelten  die  Reichsstknde 
iftch  Herkommen  regelmässig  in  drei  Collegien :  dem  CoUegium 
ier  Eurfttrsten,  dem  CoUegium  der  Fürsten,  Grafen  and 
ieneD,  oder  sog.  Ftlrstenrathe  und  dem  Gollegium  der 
Keiehsstädte. 

§.  91. 
Vorrechte  der  Reichsstände  ^). 

Die  Vorrechte  der  Reichsstände  waren  im  ADgemeinen: 

L  Sitz    und    entscheidende  Stimme    (Sessio  et  voium) 

«f  don  Reichstage ^).    Diese  Stimme  konnte  aber  Viril-  oder 


&  AfiDdemng  durchsusetzen »  dass  in  der  Wahlkapitulation  des  römischen 
Kbugs  Ferdinands  IV.  1653  Eum  erstenmale  da,  wo  früher  hei  kaiserlichen 
ZsBcfaenuigen  nur  der  Kurfürsten  Erw&hnung  geschehen  war,  nunmehr 
dbe  Znsicherungen  auf  Kurfürsten,  Fürsten  und  St&nde  gestellt 
VBideii,  J.  G.  ▼.  Meiern,  acta  comitüd.  Ratisbon,  Tom.  I.  p.  118.  — 
Keiae  Schrift  üher  hohen  Adel  (1853)  §.  74.  a.  £. 

*^)  So  z.  B.  in  der  W.-K.  art  I.  §.2:  „Fürsten,  Prälaten,  Grafen, 
Boren  und  Stände  (die  unmittelbare  Beichsritterschaft  mit- 
ke^riffen)".  Siehe  unten  §.  105.  Note  10.  —  Meine  Schrift:  lieber 
^  Adel  (1853)  §.  74,  und  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
M  IL  §.  20.  Note  4. 

«)  VffgL  z.  B.  W.-K.  (1792)  Art  IV.  §.  1. 

^  Siehe  oben  Note  11. 

0  Gönner,  Staaksr.  §.  184.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  136.  142. 
*)  YeigL  oben  S-  81,  und  §.  90.  Note  3. 
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Cur iat-Stimme  sein:  es  hatte  nämlich  nicht  jeder  Beichsstand 
eine  volle  selbstständige  Stimme,  sondern  sehr  häufig  nur  An- 
theil  an  einer  mit  mehreren  Anderen  gemeinschaftlichen  Stimme^). 
U.  Sie  konnten  von  ihrer  Beichsstandschaft  und  der  Landes- 
regierung nur  nach  vorgängigem  Comitialbeschluss  entsetzt 
oder  suspendirt  werden^).  Handelte  es  sich  dagegen  nm 
um  den  Missbrauch  des  Zoll-  oder  Münzregals,  so  konnte  ihnen 
dessen  Ausübung  auch  sofort  vom  Kaiser  und  nach  Umständen 
durch  Urtheile  der  Reichsgerichte  vorläufig  untersagt  od» 
entzogen  werden^). 

III.  Der  Kaiser  konnte  den  reichsgesetzmässigen  Erb- 
verbrüderungen der  Beichsstände  die  Confirmation  nicht 
verweigern  ®). 

IV.  Die  Reichsstände  hatten  den  Bang  vor  allen  Reichs- 
unterthanen:  insbesondere  war  den  reichsständischen  Beidu- 
grafen  der  Vorrang  vor  allen  ausländischen  und  inländischen 
Grafen  zugesichert^. 

V.  Die  Beichspfandschaften,  welche  die  Beichsstände 
inne  hatten,  waren  u  nah  löslich^). 


')  So  z.  B.  hatten  die  Reichspr&laten  zwei,  die  Reichsgrafen  vier  Cariat- 
Btimmen.    Siehe  unten  §.  d4. 

4)  W.-E.  (1792)  art  I.  §.  3.  4.  —  Doch  kam  es  mitunter  vor,  das 
einem  Beichsstände  wegen  dessen  zerrütteten  Finanzwesens  unter  dem  Namen 
eines  kaiserlichen  Gommissärs  ein  Administrator  (sog.  Debet-  und  A d - 
ministrations-Commission)  gesetzt  wurde,  deren  Thätigkeit  aber 
nur  auf  den  Eameral-  und  Finanzzustand  des  Landes  beschränkt  war, 
ohne  im  üebrigen  den  Landesherm  in  Ausübung  seiner  Regierung  zu  be- 
schränken. Moser,  Anmerk.  z.  d.  W.-K.  Franz  L,  S.  9,  dessen  deoteck 
Staatsr.  Bd.  24.  S.  264.  —  Leist,  Staatsr.  §.  46. 

6)  W.-K.  (1792)  art.  Vm.  §.  13 ,  bedroht  den  Missbrauch  eines  Ter- 
liehenen  Zollrechts  mit  Verlust  auf  Lebenszeit  des  Beichsstandes,  imi 
bei  Communitäten  mit  Entziehung  auf  30  Jahre:  der  Missbrauch  des  Mfint- 
rechts  hat  nach  der  W.-K.  art  IX.  §.  7,  dessen  Verlust  „ohne  ferneres 
Erkenntnis s"  zur  unmittelbaren  Folge,  und  soll  dasselbe  (§.8)  „einem  scddiei 
priyirten  Stand,  ausser  einer  allgemeinen  Beichsversammlung  und  der  Stiodi 
Bewilligung  nicht  restituirt  werden." 

ö)  W.-K.  (1792)  art  I.  §.  9. 

7)  W.-K  art  m.  §.  22. 

8)  W.-K.  art  L  §.  9;  X.  §.  4;  J.  P.  0.  art  V.  §.  26.  27.  — 
oben  §.  84.  Note  19. 


i 


|.  91.  Vorrechte  der  fteichsst&nde.  19^ 

VL  Die  Reichsstände  hatten  das  Recht  der  Autonomie 
Hinsicht  auf  ihre  Familienverhältnisse;  jedoch  waren  die 

m  desselben  nicht  unbestritten^);  sie  hatten  femer: 
Vn.  Das  Recht  derBflndnisse  mit  Auswärtigen  und  das 

der  Sonderbtindnisse  (  ünionei,  Einigungen)  unter  sich  ^% 

VllL  Das  Recht  der  Selbstversammlung,  d.  h.  das 
peht,  sich  in  und  ausser  den  Reichstagen  nach  ihren  Collegien 
^BD&^tafi^er)  zu  versammeln,  sog.  ^^Tage'^  zu  halten  oder 
[Sbe  solche  Form  (circulariter)  mit  einander  zu  verhandeln*'). 
I  IX.  Am  wichtigsten  und  einflussreichsten  und  eine  wesent- 
■die  Grundlage  der  Reichsverfassung  war  die  Verbindung, 
Vdehe  der  Religion  wegen  unter  den  religionsverwandten 
«chsständen  unter  der  Bezeichnung  als  Corpus  Catholicorum 
wA  Corpiu  Evangflicorum  bestand.  Jedes  Corpus  fasste  seine 
Besehlfisse  nach  Stimmenmehrheit :  bei  Meinungsverschiedenheit 
fcr  beiden  Corpora  aber  {Itio  in  partes,  s.  oben  §.  81.  V.  3) 
lonnte  auf  dem  Reichstage  kein  Beschluss  durch  Stimmen- 
fiehiiieit  zu  Stande  kommen'^).  Das  Direktorium  in  dem 
Corpus  Catholicorum  führte  Mainz :  in  dem  Corpus  Evangelicorum 
Kor-Sachsen ,  ungeachtet  der  katholischen  Religionseigenschaft 
Abb  regi^enden  Hauses  *^).    Uebrigens  war  die  Bezeichnung 


«)  Siehe  hieraber  §.  213.  214. 

»»)  W.-K.  art  I.  §.  9  —  J.  P.  0.  art.  VIII.  §.  2  (siehe  oben  8-  77. 
Itte  13).  —  £s  gab  KorfTirsteiiYereine  (s.  unten  §.  93.  Nr.  23),  Fürsten- 
Kmne  (seit  1662,  s.  Gerstlacher,  Ilandb.  lY.  585.  —  Moser,  Staatsr. 
nXYL  193);  einen  Grafenverein  (von  1732,  Gcrstlacher,  1.  c.  673.  — 
Moser,  Staatsrecht  XXXYIII.  527);  St&dtebandnisse ,  wie  z.  B.  die 
Bisae  0.  s.  w. 

")  W.-K.  art  XIII.  §.  10.  —  Man  unterschied  Kurfttrstentage,  Fürsten- 
tage,  Prälatentage,  Städtetage.  —  lieber  die  Bedeutung  von  circtdariter 
■äe  unten  §.  96.  —  Ueber  die  besonderen  Versammlungen  der  Kurfürsten, 
Ffaiten  and  Reichsstädte  siehe  Lei  st,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  90. 

«)  J.  P.  0.  art.  V.  §,  52  (siehe  oben  §.  81.  Note  7  u.  10). 

^)  üeber  das  Corpus  Catholicorum  und  das  Corpus  Evangelicorum 
■ebe:  Moser,  v.  d.  Religionsverf.  1774  (N.  Staatsr.  Thl.  VII.)  —  Posselt, 
^corp.  ev.  Kehl  1784.  —  Ejusd.  Systema  jur.  corp.  ev.  Argent  1786. 
~v.  Bülow,  Gesch.  u,  Verf.  des  corp,  ev.  1795.  —  Gönner,  Staatsr. 
i  196%  -  Pütter,  inst.  §.  114. 172,  —  Schmid,  Staatsr.  §.  142.  U.  — 
Leist,  Staatsr.  §.  89.  —  Die  Protestanten  bildeten  den  Katholiken  gegenüber 
in rachsrechtlicher  Beziehung  immer  nur  einen  einzigen  Religionstheil 

28pn,  StMtarecht.   &.  Anfl.  I.  13 
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als  Corpus  nicht  reichsgrnndgesetzlich  und  mitanter  Tom  Kaiser 
bestritten  **). 

X.  Kein  Reichsstand  durfte  von  dem  Kaiser  ausserhalb 
des  Reichs  vor  Gericht  oder  zur  Lehensempfängniss  geladen 
werden  *^). 

XI.  Wegen  der  Gemeinschaftlichkeit  dieser  Rechte  be- 
trachtete man  alle  Reichsstände  als  dem  Rechte,  keineswegs 
aber  als  dem  Range  nach  gleich  ^^). 

§.  92. 
Charakter,  Erwerb  und  Verlust  der  Reichsstandschaft. 

I.  Die  Reichsstandschaft  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  als 
ein  sog.  dinglich-persönliches  Recht  ausgebildet,  d.  h.  die  Vor- 
aussetzung ihrer  Ausübung  war  als  reale  Grundlage  die  Landes- 
herrlichkeit über  ein  Land  {territorium)  ^  worauf  ein  reichs- 
ständisches Sitz  -  und  Stimmrecht  haftete.  Es  stand  aber  dieses 
Sitz-  und  Stimmrecht  auf  dem  Reichstage  dennoch  nicht  dem 
Lande  selbst  zu,  sondern  es  wurde  nur  als  eine  persönliche 
Befugniss  des  Landesherm  betrachtet^). 

IL  Die  Folge  davon,  dass  die  Reichsstandschaft  als  aus- 
schliessliches Recht  des  Landesherm  auf  einem  bestimmten 
Lande  haftete,  war,  dass  von  mehreren  Besitzern  eines 
solchen  Landes  nur  eine,  von  dem  Besitzer  mehrerer 
solcher  Länder  auch  mehrere  Stimmen  geführt  wurden,  und 
eine  Veränderung  in  diesen  Stimmen  nur  mit  Zustimmung  des 
Reichstags  erfolgen  konnte^). 


unter  der  Bezeichnung  EocmgeUci  oder  Status  Augustanae  confessünd 
addicti.  (Siehe  ohen  §.  81.  Note  7.)  Dire  Trennung  in  Lutheraner  und 
Beformirte  kam  hierhei  nicht  in  Betracht 

**)  Estor,  kleine  Schriften,  Stück  IV.  Nr.  XXVI.  p.  132. 

*6)  W.-K.  art.  XVI.  §.  2.  —  üehrigens  ist  dieses  Recht  ehendas.  auch 
den  übrigen  Reichsunterthanen  gleichmässig  zugesichert 

«)  Selbst  die  königliche  Würde  begründete  keinen  Vorzug  in 
reichsBtändischen  Verhältnissen  (W.-K.  art.  m.  §.  20),  sofern  nicht  ein 
Beichsgrundgesetz  etwas  ausdrücklich  bestimmte:  so  z.  B.  legt  die  goldene 
Biüle  cap.  IV.  §.  1  dem  König  von  Böhmen  das  Recht  auf  den  ersten  Sitz 
zur  Rechten  des  Kaisers  bei:  „cum  sit  princepa  coronaiua  et  unctus,^'^ 

<)  Gönner,  Staatsr.  §.  135.  136.  -  Leist,  Staatsr.  §.  72. 

«)  Gold.  Bulle  c.  20.  —  J.  R.-A.  §.  197.  —  Schmid,  Staater.  §.  136. 
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in.  Eben  desshalb,  weil  die  Reichsstandschaft  ein  per- 
linlidies  Recht  des  Landeshemi  war,  bestimmte  sich  ürsprflng- 
n  und  regehnSssig  auch  die  Beligionseigenschaft  der  Stimme 
iuneh,  ob  der  Landesherr  Kafliolik  oder  Protestant  war. 
Boeh  wurde  es  hinsichtlich  der  protestantischen  LSnder  ttblich, 
fus  man  die  Stimme ,  wenn  der  Landesherr ,  wie  z.  B.  im 
jbihanse  Sachsen  (§.  91.  IX.)  wieder  katholisch  wnrde,  nichts 
iesto  weniger  als  protestantische  Stimme  fortführen  liess'). 

IV.  Seit  den  Zeiten  des  Kaisers  Ferdinand  UL,  be- 
Ittelumgsweise  seit  der  Wahlkapitnlation  des  römischen  Königs 
Iperdinand  IV.  (1653),  war  dem  Kaiser  reichsconstitations- 
pSflsig  untersagt,  reichsständische  Personalisten,  d.  h. 
Itdehsstände  ohne  reichsständisches  Territoriam  zn  machen^): 
\m  komite  also  der  Kaiser  keine  Pairs  willktihrlich  creiren, 
^  die  Könige  von  England. 

V.  Die  rechtsbeständig  erworbene  Beichsstandschaft  ging 
'  vi  aUe  nachfolgenden  Besitzer  und  Erwerber  des  Landes  ttber, 


>)  Patter,  EntWickel.  ThL  ü.  8.  868.  —  Schmid,  Btaatsr.  ft.  186. 
mn.  —  Gönner,  Staatsr.  ft.  189. 144.  —  Die  Sdnunen  der  aftkularisirten 
katholischen  Staaten,  welche  an  evangelisch eReichBSt&nde  gekommen 
vsren,  wurden  dagegen  den  katholischen  Stimmen  nicht  weiter  beigezählt 
leist,  Staatsr.  §.  71.  IL 

*)  YergL  oben  §.  90.  Note  5  n.  6.  —  Siehe  auch  W.-E.  art  I.  §.  5; 

att  m.  §.  21.  —  Moser,  T.  d.  deutsch.  Reichsst&nden  S.  816  flg.  ^  Nur 

Honeuff  war  Ton  1786—1803  Personalist  mit  Virilstimme.  —  Gönner, 

Snassr.  §.  136.  150.  —  Mehrere  Personalisten  im  fränkischen  Grafenkolleg 

ffibit  snf:  Pütter,  inst  §.  100.  —  Als  ganz  „inconstitudonell"  bezeichnet 

&  FOBonalisten  Leist,  Staatsr.  §.  71.  —  Klüber,  öffentl.  R.  $.262.  c; 

303.  &  —  Die  Erblichkeit  der  Reichsstandschaft  der  Personalisten  wurde 

utnnter  bezweifelt,  so  lange  sie  die  erforderliche  Qualification  nicht  be- 

Kbfit  hatten.  War  diese  aber  auch  nur  theilweise  beschafft,  so  fiel  dieser 

Zveüel  hinweg,  wenn  auch  das  reichsst&ndische  Collegium  etwa  noch  ein 

Üdoeres  verlangte.    Vergl.  Karl  Ulrichs,  das  deutsche  Postfürstenthum, 

B  T.  Linde,  Archiv  fär  das  öffentl.  Recht  des  deutschen  Bundes,  Bd.  4. 

Heft  2.  Giessen  1861.  S.  156.  --  Es  ist  aber  durchaus  unpassend,  solche 

Bm«n,  welche  die  Qualification  theilweise  beschafft  hatten,  als  Halb- 

personalisten  zn  bezeichnen,  wie  Ulrichs  gethan  hat    Siehe  meine 

AAzäge  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern  1861.  Nr.  47.  48.  S.  756.  — 

Nidit  2Q  verweehaeln  mit  den  Personalisten  sind  die  Reichsst&nde,  die 

Bidi  nsgeachtet  der  Mediatisimng  ihrer  Landeshoheit  im  Recht  und  Besitz 

der  BeidiistandBchaft  erhielteii,  s.  unten  YIU.  C.  Note  17  dieses  Paragraph. 
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worauf  sie  ruhte,  sofern  die  Stimme  eine  alte,  d.  h.  schon 
vor  dem  westphäliscben  Frieden  bestandene  Virilstimme 
war.  Von  den  neuen,  d.  h.  später  entstandenen  Stimmen, 
lässt  sich  dies  nicht  behaupten:  hierbei  überwog  yielmehr  die 
Rücksicht  der  Verleihung  an  eine  bestimmte  Familie^). 

VI.  Hinsichtlich  der  Errichtung  neuer  reichsständischer 
Stimmen  galt  seit  1653  ausnahmslos  der  Grundsatz,  dass  sie 
der  Kaiser  nicht  allein,  d.  h.  nicht  ohne  reichsständische  Zu- 
stimmung verleihen  konnte^).  Eine  derartige  kaiserliche  Ver- 
leihung hatte  seitdem  keine  andere  Bedeutung,  als  dass  sich 
der  solchergestalt  Begnadigte  sofort  um  die  reichsständische 
Einwilligung  bewerben  konnte.  Welche  dingliche  Qualification 
aber  auch  der  Begnadigte  nachweisen  mochte,  so  stand  es 
immerhin  in  dem  freien  Belieben  des  betreffenden  reichsstän- 
dischen Körpers,  dieselbe  fOr  genügend  anzuerkennen,  oder 
nicht  und  in  die  Gooptation  zu  willigen,  oder  dieselbe  zu  ver- 
weigern ^). 

VII.  Sodann  war  zu  unterscheiden:  A.  Die  Errichtung 
einer  neuen  Kurstimme  erforderte  ausser  der  kaiserlichen 
Verleihung  auch  die  Zustimmung  sämmtlicher  drei  reichsstän- 
dischen GoUegien^)  und  zugleich  Erhebung  der  Länder  zu 
Kurländem^).  B.  Die  Verleihung  einer  forstlichen  Virilstimme 
setzte  nebst  der  kaiserlichen  Verleihung  eine  Qualification 
durch  den  Besitz .  einer  bedeutenden  (nicht  reichsritterschafl^ 
liehen)  Immediatherrschaft  und  die  Erwerbung  der  Kreisstand- 
schaft voraus  ^^).    Zugleich  musste  sich  der  Fürst  zur  lieber- 


B)  Moser,  1.  c  S.  278  flg.  —  Posse,  diss.  de  transmissione  voti  in 
comitiis  competentis,  Götting.  1785.  §.  13.  —  Leist,  Staatsr.  §.  72.  Nr.  3; 
Tergl.  besonders  Gönner,  Staatsr.  §.  136.  11.  —  Yergl.  unten  Note  13. 

«)  Siehe  §.  90.  I. 

7)  Yergl.  meine  Schrift:  lieber  den  hohen  Adel  (1853)  S.  7. 

*)  J.  P.  0.  art.  lY.  §.  5:  „.  .  .  Imperator  cum  imperio  .  .  .  consentit, 
ut  .  .  .  institutus  sit  electoratus  octavus."  —  Yergl.  das  kais.  Yersprechen 
im  Gonmiissionsdekret  vom  21.  Juli  1706,  die  Braunschweig-Lüneburgische 
Kur  betr.  und  das  Reichsgutachten  vom  30.  Juni  1708  in  derselben  Sache, 
und  über  die  Readmission  von  Kurböhmen,  bei  Schmanss,  p.  1132  flg. 

>)  In  dem  letzten  Falle  (1803)  war  die  Bezeichnung  der  L&nder,  worauf 
die  Kurwürde  ruhen  sollte,  durch  ein  kaiserl.  Dekret  geschehen.  Gönner, 
§.  136. 

«0)  Siehe  die  Bestimmungen  der  W.-E.  art  I.  §.  5,  oben  §.  90.  Note  6. 
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ubie  eines  standeswttrdigen  Matrikülar- Anschlags  zn  den 
-  and  Reichslasten  an  Geld  und  Mannschaft  verpflichten, 
genügte  die  Einwilligang  des  KarfttrstencoUegs  and  des 
thes:  die  Zastimmang  der  Reichsstädte  hielt  man 
mAt  flir  erforderlich ' ').  C.  Dieselben  Bestiromangen  galten 
■eh  bei  der  Verleihang  einer  neaen  reichsgräflichen 
pmme.  In  diesem  Falle  masste  überdies  der  Candidat  noch 
ivon  einer  der  Grafenbänke  speciell  recipirt  werden ^^). 
IB.  ABe  diese  Grandsätze  galten  gleichmässig,  wenn  von  dem 
Bebergange  (sog.  Prorogation)  einer  neaen,  nar  einer 
pestimmten  Linie  eines  Haases  verliehenen  Virilstirome  aaf 
|iBe  andere  Linie  darch  erbschaftlichen  Länderanfall  die  Rede 

Yin.  Verloren  ging  die  Reichsstandschaft :  A.  Darch 
ie  Reichsacht,  d.h.  darch  ein  verartheilendes,  vom  Kaiser 
kstätigtes,  Erkenntniss  des  Reichstags  *^);  B.  darch  Avalsion, 
i  b.  durch  Länderabtretang  an  eine  auswärtige  Macht,  wenn 
Bebt  darch  einen  Staatsvertrag  das  Gegentheil  festgesetzt 
iwrden  war ^*) ;  C.  darch  Mediatisirang  oder  sog.  Exemtiorij 
4.  L  durch  Unterwerfung  anter  die  Landeshoheit  eines  anderen 
leiehsstandes  ^^).  Für  solche  mediatisirte  Reichsstflnde  findet 
rieh  schon  seit  dem  14.  Jahrhundert  die  Bezeichnung  Standes- 
kerren,  am  anzudeuten,  dass  ihnen  der  bisherige  Geburtsstand 
^lieb.    Mitunter   erhielten    sich    aber   doch    einige   reichs- 


*()  Die  Reclamationen  der  Reichsstädte  (1711  u.  1803)  waren  unbe- 
■ektet  geblieben.  Moser,  W.-K.  Karls  VII.  Tbl.  II.  S.  17.  —  Leist, 
Sttttir.  §.  72.  Note  4. 

«)  VergL  die  W.-K.  art.  I.  §.  5  (oben  §.  90.  Note  6). 

*)  W.-K.  art  I.  §.  6:  „Wir  wollen  Uns  einer  Prorogation  und 
&streckang  des  von  einer  Linie  eines  fürstlichen  Uauses  entfallenen  Sitz- 
oad Stimmrechts  auf  die  andere,  so  dergleichen  nicht  hergebracht, 
^  obrerstandener  chur-  and  fürstlicher  CcUegiorum  Einwilligung  für 
^  lUein  nicht  anmassen.'^  Der  Unterschied  von  neuen  und  alten 
SoBmen  hinsichtlich  der  Prorogation  ist  hierdurch  genügend  angedeutet. 

«)  W.-K.  art  I.  §.  3.  —  Ausdrücklich  sagte  die  W.-K.  art  IX.  §.  9, 
^  der  Missbranch  des  verliehenen  Münzregals  von  Seiten  eines  Beichs- 
^dcs  dessen  „Sutpentio  a  sesMons  ei  voto''  nach  sich  ziehen  solle. 

^)  So  z.  B.  erhielt  Schweden  Reichsstandschaft  wegen  der  im  west- 
plöliseben  Frieden  an  dasselbe  gekommenen  Reichsl&nder. 

**)  Ud)er  den  Begriff  von  exemüo  s.  oben  §.  90.  Note  9. 
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Ständische  Herren,  welche  die  Oberhoheit  eines  Mitreichsstandes 
über  ihre  Landeshoheitsgebiete  anzuerkennen  genöthigt  wurden, 
in  dem  Rechte  und  der  vollen  Ausübung  ihrer  Reichsstand- 
schaft ^'').  D.  Aus  gleichem  Grunde  erlosch  die  Reichsstand- 
schaft, wenn  das  Land,  worauf  sie  haftete,  an  einen  neuen 
Erwerber  veräussert  wurde,  den  Fall  unter  V.  ausgenommen  ^^). 

§.  93. 

Von  den  drei  reichsständischen  Collegien  insbesondere: 
A.  Das  Collegium  der  Kurfürsten^). 

L  Durch  Herkommen  hatten  einige  der  grösseren  Reichs- 
ftirsten  das  Recht  erworben,  im  Namen  des  Reichs  den  Kaiser 
(König)  zji  wählen,  und  hiessen  eben  darum  Kurfürsten^ 
d.  h.  Wahlfürsten^).  Die  goldene  Bulle  (1356)  setzte 
die  Zahl  derselben  grundgesetzlich  auf  sieben  fest,  und  er- 
kannte als  Kurftirsten  drei  geistliche  Fürsten  (Mainz,  Trier  und 
Köln)  und  vier  weltliche  Fürsten  (Böhmen,  RheinpfiEdz,  Sachsen 
und  Brandenburg  an^).  Durch  den  westphälischen  Frieden 
wurde  eine  neue,  achte  Kurstimme  ftlr  das  rheinpfälzische 
Haus  bei  dessen  Restitution  geschaffen,  weil  dessen  frühere 
Kurwürde  im  Laufe  des  dreissigjährigen  Krieges  nach  der 
Aechtung  des  KurfUrsten  Friedrich  V.  (1623)  an  Bayern 


*^  So  z.  B.  das  fürstliche  und  gräfliche  Haus  Schönburg  and  die 
Grafen  .Ton  Giech.  —  VergL  Heffter,  das  fürstl.  u.  grafl.  Haus  Schön- 
burg, in  seinen  Beitr.  z.  deutsch.  Staats-  und  Fürstenrecht,  Berlin  1829, 
S.  316  flg.  —  A.  Michaelis,  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  der  Fürsten, 
Grafen  und  Herren  von  Schönburg,  Giessen  1861  (in  v.  Linde,  Archiv  far 
das  öffentl.  Recht  d.  deutsch.  Bundes,  Bd.  lY.  Hft.  1).  —  L.  Pernice,  die 
staatsrechtl.  Verhältnisse  des  gräfl.  Hauses  Giech  während  des  Bestehens  des 
deutschen  Reichs  und  nach  der  Auflösung  desselben,  Halle  1859.  S.  19.  &5  flg. 

<^)  In  der  Regel  gelang  es  aber  einem  solchen  neuen  Erwerber  leicht, 
die  Prorogation  der  Reichsstandschaft  auf  sich  zu  erwirken. 

*)  Moser,  Staatsr.  XXXH.XXXIH;  ders.  Von  den  deutschen  Reichs- 
ständen, S.  869.  —  Pütter, inst.  §.  83  flg.  —Gönner,  Staatsr.  §.  142  flg.  — 
Leist,  Staatsr.  §.  74.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  137.  (Pütter,  Lit  HI.  50. 
—  Elüber,  Lit.  124).  —  Faber,  von  dem  Ursprung  etc.  der  Kurfürsten- 
Würde  und  der  k.  W.-E.  Tübingen  1803. 

s)  Meine  deutsch.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  185a  Thl.  H.  §.  45. 

»)  G.  B.  cap.  Vn.  %.  2. 
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gekommen  war^).  Diese  achte  Earetimme  fiel  aber  wieder 
hinweg,  als  (1777)  Bayern  durch  das  Aussterben  der  dort 
regierenden  Linie  des  wittelsbachischen  Hauses  an  Pfalz  fiel, 
und  dadurch  Pfalz  wieder  in  den  Besitz  seiner  früheren  Kur- 
stimme kam^).  Im  Jahr  1692  verlieh  der  Kaiser  auch  dem 
Brannschweig -Lüneburgischen  Hause  eine  (damals  neunte) 
Kurwürde,  welche  aber  vom  Seiche  erst  1708  bei  Gelegenheit 
der  Beaktivirung  der  schon  seit  den  Zeiten  des  Kaisers  Wenzel 
nicht  mehr  ausgeübten  böhmischen  Kurstimme  anerkannt  wurde  ^). 
In  Folge  der  Abtretung  des  linken  Bheinufers  an  Frankreich 
durißh  den  Lüneviller  Frieden  (1801)  hörten  die  Kurstimmen 
Yon  Trier  und  Köln  auf:  die  Kurstimme  des  Erzbischofs  von 
Mainz,  der  von  hier  an  den  Titel  Kurfürst-Reichserz- 
kanzler führte,  wurde  aber  durch  Verlegung  des  erzbischöf- 
lichen Sitzes  nach  Regensburg  und  die  Bildung  eines  neuen 
Territoriums  fUr  den  Kurftirsten- Erzkanzler  aus  den  Fürsten- 
ihttmem  Aschaffenburg  und  Regensburg  erhalten  ^).  Durch  den 
Reichsdeputationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803  wurde  sodann 
noch  die  Kurwürde  an  Würtemberg,  Baden,  Hessen -Kassel 
und  Salzburg  (welches  dem  Grossherzog  von  Toskana  ein- 
geräumt worden  war)  ertheilt,  so  dass  es  in  der  letzten  Zeit 
des  Reichs  zehn  Kurftirsten  gab^). 

n.  Die  Rechte  der  Kurfürsten  waren:  l)  Das  Recht, 
den  Kaiser  zu  wählen,  und  mit  ihm  die  Wahlkapitulation  zu 
vereinbaren.  Auch  nach  der  Entstehung  der  beständigen 
Wahlkapitulation  behaupteten  sie  sich  noch  in  dem  Rechte, 
Znsätze  zu  machen  (ji^  adcapitulandi)  ^  welche  jedoch  nicht 
immer  von  den  übrigen  Reichsständen  anerkannt  wurden  (sog. 
passus  contradicti)^).  2)  Sie  hatten  das  Recht  auf  ein  bestimmtes 
mit  der  Kurwürde  als  unzertrennlich   verbunden  betrachtetes 


4)  üeber  diese  und  die  übrigen  Yerändenmgen  in  der  Zahl  der  Eur- 
fOrsten  siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  68. 

B)  Für  einen  solchen  Fall  war  das  Aufhören  der  achten  Kurstimme 
schon  in  dem  westphälischen  Frieden  (J.  P.  0.  art  IV.  §.  3—5. 9)  vorsieht^ 
lieh  angeordnet  worden. 

^  VergL  das  in  §.  92.  Note  8  angeführte  kais.  Gommissionsdekret  vom 
21.  Juli  1706,  und  den  ebendas.  erwähnten  Reichssdüuss  vom  30.  Juni  1708. 

7)  R.-D.-H.-S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  25. 

8)  R.-D.-H.-S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  31. 

9)  Siehe  oben  §.  78.  Note  8. 
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E  r  z  a  m  t  (ministeriurn)  des  Reichs  *^).  Die  weltlichen  Kurfürsten 
liessen  sich  aber  bei  der  Ausübung  regelmässig  durch  erbliche 
Stellvertreter  von  Adel,  die  sog.  Erbbeamten  des  Reichs, 
vertreten ^^).  3)  Sie  waren  die  ersten  Stände  des  Reichs 
und  hatten  königlichen  Rang  und  Ehren  ^^);  doch  führte  nur 
Böhmen  wirklich  den  Königstitel  ^^).  4)  Ein  an  der  Person  der 
Kurfürsten  begangenes  Verbrechen  war  unter  gleichen  Voraus- 
setzungen, wie  an  der  Person  des  Kaisers,  Crimen  Majestatts, 
was  damit  zusammenhing,  dass  man  sie  als  die  innersten 
(höchsten,  geheimsten)  Räthe  des  Kaisers  betrachtete  ^^).  5)  Die 
Eurftirsten  bildeten  ein  eigenes  Gollegium  auf  dem  Reichstage 
und  bei  der  ordentlichen  Reichsdeputation  unter  dem  Vorsitze 
(Directorium)  von  Mainz  als  Reichserzkanzler  *^) :  6)  sie  durften 
auf  den  Reichstagen  selbst  Gesetzesvorschläge  machen  und 
sollten  von  dem  Kaiser  in  allen  wichtigen  Sachen  befragt  oder 
um  ihre  schriftliche  Einwilligung  (Willbriefe)  angegangen  wer- 


^0)  Mainz  war  Erzkanzler  durch  Germanien,  Köln  durch  Italien, 
Trier  durch  GaUien  und  Arelat.  Böhmen  war  Erzschenk,  Pfalz  Erz- 
truchsesB,  Sachsen  Erzmarschall,  Brandenburg  Erzkämmerer.  So  lange 
die  pfälzische  Kur  bei  der  anderen  wittelsbacher  Linie  war,  legte  man  Pfalz 
ein  Erzschatzmeisteramt  bei,  welches  nachher  Braunschweig  (Hannover) 
behauptete  und  darin  1778  anerkannt  wurde.  —  Hinsichtlich  der  im  R-D.-H.-S. 
vom  25.  Febr.  1803  neu  geschaffenen  Kurfürsten  kam  es  hinsichtlich  der 
ihnen  beizulegenden  Erzämter  und  entsprechenden  Wappenzeichen  zu  keiner 
endlichen  Verständigung.  •—  Kl  über,  über  Einführung,  Bang,  Erzämter  etc. 
der  neuen  Kurfürsten »  Erlangen  1803.  —  Der  Kurfürst-Reichserzkanzler 
liesB  sich  durch  den  Beichsvicekanzler  (s.  §.  97)  vertreten. 

**)  §.  83.  Note  5.  —  ErbmarschaU  Gr.  v.  Pappenheim,  Erbschenk 
Gr.  V.  Althan,  Erbtruchsess  Gr.  v.  Waldburg,  Erbkämmerer  F.  v.  Hohen- 
zollem,  Erbschatzmeister  Gr.  v.  Sinzendorf. 

**)  W.-K.  art.  ni.  §.  19.  Die  Kurfürsten  hiessen  „soUdae  basea  imperü 
et  columnae  immobäes^^ ,  Gold.  Bulle  c.  XH.  §.  1;  vergl.  c.  lU.  §.  1. 

«)  Gold.  Bulle  c.  IV.  §.  1. 

^*)  Die  Bestimmung  in  der  Gold.  Bulle  c.  XXIV,  welche  die  Kur- 
fürsten als  Theilnehmer  an  der  Majestät  des  Kaisers  erklärt:  („nam  et  hi 
pars  corporis  nostri  aurU^^)  ist  aus  der  L.  5.  Cod.  ad  L.  Jul.  Majest  aus- 
geschrieben. 

^^)  Die  ersten  Spuren  eines  besonderen  CoUegiums  der  Kurfürsten  findet 
man  im  XV.  Jahrhundert.  Ihr  „Herkommen  und  Brauch,  dass  sie  einen 
sondern  Rath  haben",  bestätigt  bereits  der  R-A.  v.  1544.  §.  25;  sodann 
auch  die  W.-K.  art  ÜI.  §.  13.  —  üeber  das  Wesen  der  ordentlichen  Reichs- 
deputation B.  oben  §.  81.  Note  5. 
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fa'^.  7)  In  einigen  Fällen  genflgte  ihre  Zustimmong  zu 
Ibd  kaiserlichen  Regieningshandlangen  ohne  Mitwirkung  der 
ttrigen  Reichgstände,  z.  B.  bei  Verleihang  der  Münz-  and  Zoll- 
fRrifegien  ^^.  8)  Sie  hatten  das  Recht  derSelbstversammlung  zn 
img.  Kurftrstentagen  auch  ohne  Vorwissen  oder  Oenehmigong 
in  Kaisers  '^).  9)  Sie  hatten  fttr  ihre  Länder  ein  anbeschränktes 
pwäepium  de  non  appdlando  und  de  ncn  evocandoy  d.  h.  Yoll- 
Mlidige  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Reichsgerichte 
ftor  ihre  Unterthanen  ^^) :  auch  waren  ihnen  mehrere  ausge- 
loduiete  nutzbringende  Regalien  reichsconstitutionsmässig  yer- 
SdKo  ^).  10)  Jeder  Kurfürst  konnte  selbstständig  einen  Assessor 
fam  Reidiskammergerichte  präsentiren^'),  und  11)  Reichslande 
^Aoe  specielle  Zustimmung  des  Kaisers  erwerben  '^).  12)  Zur 
Irhaltuag  und  zum  Schutze  ihrer  Rechte  hatten  die  Kurfürsten 
idioD  im  J.  1 338  einen  besonderen  Verein  zu  Rense  am  Rhein 
oriclitet  (sog.  Kurverein  {ünio  Electorum Bhenaensis)^  welcher 
•{Ater  mehrmal  erneuert  wurde  ^^. 

*)  W.-K.  art  in.  §.  3.  —  Yergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
18».  TU.  n.  §.  59. 

•^  Siehe  oben  §.  85.  Note  7.  8. 

■)  Gold.  Bulle  c.  XH.  |.  1.  2.  —  W.-K.  art  lU.  §.  12.  13. 

*)  Gold.  Bulle  c.  XI.   (de  immunitcUe  principum  electorum).    YergL 

^  ^ni.  —  Das  Privilegium  de  non  evocando  bestand  darin  (G.  B.  c.  XI. 

I- 1  0.  2),  dass  keine  Unterthanen  der  Kurfürsten  ,,  ad  cujuscunque  actorie 

**i^mtiam  ejctra  territonum  .  .  .   ad  quodcunque  *  trilninal  .  .  .   citari  po- 

^<^'S  d.  h.  es  war  dadurch  die  concurrirende  Gerichtsbarkeit  der 

LHof-  and  Landgerichte  (s.  unten  §.  102)  ausgeschlossen.  Das  Privilegium 

^  wm  appellando  (G.  B.  c.  XI.  §.  3)  bestand  aber  darin,  dass  ein  Process 

Kidi  nicht  durch  das  Rechtsmittel  der  Berufung  (appellalio)  von  den  kur- 

^rstlichen  Gerichten  an  die  Reichsgerichte  gebracht  werden  durfte.    Aus- 

pnmmen  waren  nur  (G.  B.  art  XI.  §.  3  u.  4)  die  Beschwerden  wegen 

\  ^zrenreigemng  (justitia  detiegata,  defectus  justitiae)  an  die  kaiserlichen 

I  ^hte.    Ueber  die  Appellationsprivilegien   der  Kurfürsten  s.  Schmid, 

I  8t««8r.  |.  146.  Note  ttt)- 

i  *)  Die  G.  B.  art  IX.  bestätigt  den  Kurfürsten  das  Bergwerksregal  in 
^^  auf  alle  Arten  von  Metallen  und  Salz,  das  Judenschutzrecht  und 
^  hergebrachten  Zölle. 

'*)  ?.  Berg,  Grundriss  d.  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Prax.  §.  63. 

*^  Gold.  Bulle  c.  X.  §.  2.  3. 

**)  üeber  den  ersten  Kurverein  und  dessen  Erneuerungen  s.  meine 
'feotBdie  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  58.  Note  1.  —  Der  rhein. 
herein  wurde  auch  in  den  Wahlkapitulationen  von  den  Kaisern  jederzeit 
^tigt   W.-K.  art  m.  §.  6. 
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§.  94. 

B.    Der  Fürstenrath*). 

I.  Das  zweite  Colleginm  bfldeten  aaf  dem  Reichstage  die 
reichsständischeii  Fürsten,  Grafen,  freien  Herren  nnd  Prälaten, 
welche  man  häufig  insgesammt  nnter  der  Bezeichnung  reichs- 
ständischer Fürstenstand  im  weiteren  Sinne  begriff,  daher  ihr 
CoUegium  auch  Fürstenrath  genannt  wurde.  Im  engeren 
Sinne  hiessen  Beichsfilrsten  diejenigen,  welche  den  Fürsten- 
titel, oder  einen  diesem  gleichgeachteten  Titel  führten,  wie 
Erzherzoge,  Herzoge,  Pfalzgrafen,  Markgrafen  und  Landgrafen. 
Uebrigens  gab  der  Fürstentitel  an  sich  noch  kein  Recht  auf  die 
Führung  einer  Virilstimme  auf  dem  Reichstage.  Reichsgrafen, 
welche  den  Fürstentitel  erwarben,  führten  nach  wie  vor  nur 
ihre  Curiatstimme  auf  den  Grafenbänken  fort. 

II.  In  dem  Fttrstenrathe  bestanden  bis  zum  Lüneyiller 
Frieden  100  Stimmen.  Von  diesen  waren  94  fürstliche  Viril- 
stimmen ^ ;  die  Grafen  hatten  vier  Curiatstimmen,  die  schwäbi- 
sche, wetterauische,  fränkische  und  westphälische  Grafenbank  ^) ; 
die  Prälaten,  die  nicht  als  Reichsfttrsten  Virilstimmen  führten, 
hatten  zwei  Curiatstimmen,  die  rheinische  und  schwäbische 
Prälatenbank  ^). 

in.  Sämmtliche  100  Stimmen  wurden  nach  einer  Abtheilung 
in  zwei  Bänke  geführt,  die  geistliche  und  die  weltliche 
Bank^),  und  zwar  immer  von  der  geistlichen  Bank  zur  weit- 


*)  Moser,  v.  d.  deutschen  Reichsständen,  S.  519  flg.  —  Pütter,  inst 
§.  90  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  75  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  149  flg.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  138.  —  Meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
Thl.  n.  §.  69. 

*)  Das  Yerzeichniss  siehe  in  den  Note  *)  angeführten  Schriften  der 
älteren  Publicisten. 

')  Den  fränkischen  Grafen  wurde  erst  1641,  den  westphälbchen  Grafen 
1654  ihre  Curiatstimme  eingeräumt.  Siehe  das  Yerzeichniss  der  Mitglieder 
der  vier  GrafencoUegien  bei  Pütter,  inst  §.  100. 

*)  Das  Yerzeichniss  der  Mitglieder  beider  Prälatenbänke  s.  bei  Pütter, 
inst  §.  95. 

s)  Auf  der  geistlichen  Bank  sassen  nicht  blos  geistliche  Fürsten,  sondern 
aus  besonderen  Gründen  auch  Oesterreich  undBurgund.  —  Pütter, 
inst  §.  91. 
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UeD  abwechselnd^)  nnd  fiberdies  mit  mannigfachen  Alternationen 
«ter  mehreren  Stimmen  nach  feststehenden  Ordnungen^). 

IV.  Das  Direktorium  im  Fttrstenrathe  führten  von 
Jbterie  zn   Materie    abwechsekd  Oesterreich  nnd  Salz- 

lirgO- 

V.  Die  Berechtignngy  eine  fürstliche  Virilstimme  zn  ftahren, 

pnrde  hauptsächlich  nach  dem  Besitzstande  des  hierfür  als 
Ibnualjahr  angenommenen  Jahres  1582  (Zeit  des  Reichstages 
pAngsbnrg)  benrtheilt  Die  Fürstenhäuser,  welche  damals 
pehoD  eine  Yirilstinmie  hatten,  worden  als  altfttrstliche 
BSofler,  im  Gegensatz  der  später  in  den  Fflrstenstand  erhobenen 
f/og.  neu  fürstlichen  Häuser)  bezeichnet*);  ein  rechtlicher 
pbterschied  war  aber  dadurch  auf  dem  Reichstag  nicht  be- 
Ifündet  ^%  Hiemach  stellte  man  als  Grundsatz  auf,  dass  jedes 
KStlicbe  Haus,  so  viele  Stimmen  von  seinen  Ländern  zu  führen 
krechtigt  sei,  als  es  davon  1582  geführt  habe ;  doch  war  dies, 
«eui  auch  im  Allgemeinen,  doch  nicht  durchaus  richtig. 

VL  Von  den  100  Stimmen  des  Fttrstenrathes  waren  55 
«toefaieden  katholisch^'):  die  Stimme  von  Osnabrück  aber  bald 
htliolisch,  bald  protestantisch,  da  dieses  Fürstenthnm  abwechselnd 
«Den  katholischen  und  einen  protestantischen  Bischof  zum 
Undesherrn  hatte  i'). 


*)  Siehe  das  Schema  bei  Gönner,  Staaten  %,  150.  —  Leist,  %.  76. 

0  Bas  Yeneiclmiss  bei  Gönner,  §.  154.  —  Sechs  weltliche  Fttrsten- 
^iDier,  welche  vorzugsweise  die  altern  Iren  den  H&nser  hiessen  (Pom- 
aem,  Mecklenborg,  WOrtemberg,  Hessen,  Baden  und  Holstein-Glückstadt) 
ilteniirten  sogar  nach  zehn  Ordnungen,  sog.  Strophen.  Gönner,  §.  154  a.£. 

*)  Pfltter,  inst  §.  103.  —  Leist,  Staater.  §.  78.  —  Jede  Grafenbank 
k>tte  aberdies  ihr  spedelles  Direktorium.    Gönner,  Staater.  §.  157. 

')  Das  Jahr  1582  wurde  zuerst  von  Moser  (in  Moaerianit^  1739. 
^  L  Nr.  1)  angenommen.  —  Yergl.  Pütt  er,  histor.  Entwickel.  Thl.  H. 
8. 11.  —  Gönner,  §.  135.  Note  t. 

^)  Leist,  Staatsr.  §.  75. 

**)  Hinsichtlich  der  Religionseigenschaft  der  Grafenbänke  sah  man  auf 
dieMehnahl  der  Mitglieder:  die  schwäbische  Bank  galt  für  katholisch, 
&  vettenuisdie  nnd  fränkische  für  protestantisch ,  die  westphälische  für 
Paisekt,  daher  ihre  Stimme  von  Materie  zu  Materie  abwechselnd,  von 
^>i>^  protestantischen  und  einem  katholischen  Gesandten  geführt  wurde. 
Gönner.  Staater.  §.  159. 

^)  J.  P.  0.  art  Xni.  §.  1 :  „ .  .  .  Caesarea  Migestas  .  .  .  permittit,  ut 
^Nnodi  sltematiTa  successio  in  dicto  Episcopatu  Osnabrucensi  deinceps 
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Vn.  Durch  den  Frieden  von  Lttnetille  (1801)  wnrde  in 
dem  Reicfasflirstenrathe  eine  grosse  Veränderung  bewirkt ,  in- 
dem aUe  geistlichen  Stimmen  bis  auf  Regensbnrg  säcnlarisirt 
wurden  und  18  Stimmen  des  linken  Rheinnfers  ganz  hinweg- 
fielen. Hierdurch  sank  die  Zahl  der  entschieden  katholischen 
Stimmen  auf  28  herab.  Eine  neue  Eintheilung  und  Vermehrung 
der  Stimmen  im  Ftirstenrathe,  welche  im  Plane  lag,  kam  bis 
zur  Auflösung  des  deutschen  Reichs  nicht  mehr  zur  Ausftihrung  >^). 

§.  95. 
C.    Das  Collegium  der  Reichsstädte^). 

I.  Bis  zum  Jahre  1803  hatten  51  Städte  auf  dem  Reichs- 
tage Sitz  und  Stimme,  und  hiessen  eben  daher  Reichs- 
städte^). 

n.  Die  Reichsstandschaft  wurde  ebenso,  wie  die  Landes- 
hoheit der  städtischen  Korporation  (der  universitas  eiviwn) 
beigelegt,  und  nur  in  deren  Namen  von  dem  Magistrate  aus- 

inter  Catholicos  et  Angostanae  confessionis  episcopos,  ex  familia  tarnen 
Ducum  BninBYicenBium ,  qaamdiu  ea  duraverit,  postalandos ,  locum  habere 
debeat*'  Ein  protestantischer  Bischof  {Princeps  postulatus  in  Episcopum) 
Yon  Osnabrück  hatte  einen  Sitz  auf  einer  Querbank  in  der  Mitte  zwischen 
den  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten.    J.  P.  0.  art  V.  §.  22. 

*')  üeber  die  betreffenden  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  siehe 
L.  E.  Aegidi,  der  Fürstenrath  nach  dem  LüneviUer  Frieden,  Berlin  1853. 

*)  Ph.  Enipschild,  de  jur.  et  privileg.  civ.  imperial.  Arg.  1657. 
(2.  Ausg.  1687.  3.  Ausg.  1740.)  Fol.  •—  J.  J.  Moser,  von  den  deutschen 
Reichsst&nden  S.  1041;  ders.  v.  d.  reichsstSdtischen  Regimentsverfassung, 
1772  (neues  Staatsr.  XYIII.);  ders.  reichsstädtisches  Handbuch,  worinnen 
Urkk.  etc.  2  Thle.  Tübingen  1732.  1733.  —  Pütter,  inst.  §.  104  flg.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  161  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  79.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  139,  —  Siehe  besonders:  6.  W.  Hugo,  die  Mediatisirung  der 
deutschen  Reichsstädte,  Karlsruhe  1838  (enthält  viele  urkundliche  Nach- 
weisungen über  die  alten  Reichsstädte,  und  verfolgt  die  Mediatisirungen 
derselben  vom  XHI.  Jahrhundert  an).  —  G.  Y.  Schmid,  die  mediatisirten 
freien  Reichsstädte  Deutschlands,  Frkf.  a.  M.  1861.  —  üeber  die  Entstehung 
der  Reichsstädte  siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  H. 
§.  55;  —  und  insbesondere  über  die  Bedeutung  der  Bischöfe  bezüglich 
derselben,  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  HI. 
(1861)  S.  67  flg.  83  flg. 

*)  Siehe  die  Au&ählung  bei  Pütter,  inst  §.  104. 
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l|rilbt').  Die  Beichsst&dte  waren  wahre  Reichsstände ,  aber 
lies  desshalb  so  wenig  aoaveraine  Bepabüken,  als  die  ttbrigen 
Ikehsstände  souTeraine  Fürsten^). 

I  UL  In  den  älteren  Zeiten  war  es  streitig  gewesen,  ob  die 
Isdisst&dte  eine  entscheidende  Stimme  auf  dem  Beichstage 
iKoi:  sie  wurde  ihnen  aber  endlich  in  dem  westphälischen 
Irieden  aosdrflcklich  zugestanden  ^).  Nur  bei  gewissen  Sachen 
littes  sie  überhaupt  kein  Stimmrecht ,  nämlich  a)  bei  Auf- 
lihme  von  Beichsständen  in  den  Fttrstenrath^); 
I)  ki  Wiederyerleihnng  solcher  heimfallenden  Beichslehen, 
prdehe  die  Beichsstädte  nicht  berührten^),  und  c)  seit  1803, 
kiBeiehskriegen,  wogegen  ihnen  eine  längst  gewttnschte 
leatralität  beigelegt  wurde  ^). 

IV.  Die  Beichsstädte  verhandelten  in  zwei  Bänken,  der 
ftdnischen  und  der  schwäbischen  Städtebank.  Die  Erstere 
Udeteo  14,  die  Letztere  37  Städte»).  Davon  wurden  13  als  katho- 
Itth,  63  als  protestantisch  und  5  als  gemischt  betrachtet.  Jede 
tiadt  führte  auf  der  betreffenden  Bank  eine  VirÜBtimme. 


^)  BdchshofrathsconcluBom  v.  1746  bei  Moser,  v.  d.  reichsstädtischen 
legimentsreifassuDg  (N.  Slaatsr.  XYIII.)  S.  64:  „Kais.  Msgestät  befehlen 
Icfi  Stadtmagistrat  zu  F.  in  seinen  Gränzen  zu  bleiben,  und  sich  denen 
Sttadfii  des  Reichs  nicht  gleich  zu  achten,  sondern  wie  er  in  der  Thai 
lichls  anders  ist,  als  ein  Collegium  solcher  Männer,  die  auiorüaie  caesarea 
IM  der  Bürgerschaft  erwählet  worden,  nicht  jure  proprio  zu  regieren, 
Modem  als  bestellte  AdmirusircUares  dem  gemeinen  Wesen  Torzustehen. "  — 
Tm  der  eigentlichen  Bürgerschaft  in  den  Reichsstädten  waren  aber  deren 
Uotzgenossen  oder  Schutzbürger,  so  wie  die  Landbewohner  auf  den  reichs- 
MdtischeD  Gebieten  wohl  zu  unterscheiden,  welche  zu  der  Btkrgerschaft  in 
AenTerbältnisse  von  Unterthanen  standen,  und  an  dem  Stadtregiment  keinen 
Aathfil  oder  doch  nur  beschränkte  politische  Rechte  hatten.  Ueberreste  dieses 
TerfclltDisses  haben  sich  z.  B.  in  Frankfurt  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten. 

*)  Gönner,  StaaUr.  §.  161.  IIL  —  Mit  Unrecht  tadelt  aber  derselbe 
<e  Bezeichnung  der  Reichsstädte  als  kaiserliche,  freie  Städte.  Siehe 
Beine  deutsche  Rechtsgesch.  u.  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs 
a-  Bedits  a.  a.  O.  (siehe  Note  «). 

*)  J.  P.  0.  art.  YUI.  §.  4:  „Tam  in  universalibus  vero,  quam  parti- 
cvhribiu  diaetis  liberis  Imperü  ciTitatibus,  non  minus  quam  caeteris  Statibus 
^■P^  competat  Totum  dedsivum. " 

•)  W.-K.  art  I.  §.  5  (s.  oben  §.  90.  Note  6  und  §.  92.  VI.). 

')  W.-K.  art  XI.  §.  10. 

•)  R-D.-a-S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  27. 

*)  Siehe  die  Eintheilung  in  diese  beiden  Bänke  bei  Pütter,  inst  §.  104. 
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y.  Durch  den  EeichsdeputationshauptschlasB  von  1803 
Würden  45  Städte  mediatisirt^  so  dass  das  reichsstädtische 
Collegium  nur  noch  von  sechs  Städten,  Angsburgy  Lübeck, 
Nürnberg,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  gebildet  wurde  ^^). 

VI.  Das  Direktorium  in  dem  reichsstädtischen  Gollegium 
fahrte  früher  die  Stadt,  in  welcher  der  Reichstag  gehalten 
wurde,  also  seit  1663  Eegensburg.  Unter  dem  4.  Mai  1803 
hatten  die  übrig  gebliebenen  sechs  Städte  einen  Vertrag  er- 
richtet, wonach  das  Direktorium  unter  ihnen  von  zwei  zu  zwei 
Jahren  wechseln  sollte  ^^). 

§.  96. 

Verhandlungsweise  auf  dem  Reichstage.  Reichsgutachten. 
Reichsschlttsse.  Reichsabschiede  ^). 

I.  Die  Versammlung  der  Reichsstände  unter  den  Auspicien 
des  Kaisers ,  d.  h.  auf  Berufung  durch  denselben  und  unter 
dessen  hoheitlicher  Gewalt,  zur  Verhandlung  und  Erledigung 
von  Reichsangelegenheiten  hiess:  allgemeine  Reichsver- 
sammlung  oder  Reichstag  {ComiUa  imperii  univeraaUa, 
Dieta  imperii).  Nur  der  Kaiser  hatte  das  Recht,  den  Reichstag 
zu  berufen  und  seine  Beschlüsse  zu  sanktioniren  (sog.  Rati- 
fikationsrecht) ^).  Der  Kaiser  war  verpflichtet,  mindestens 
alle  zehn  Jahre,  oder  so  oft  es  des  Reichs  Nothdurft  erforderte, 
einen  Reichstag  zu  halten  und  hatte  sich  desshalb  jedesmal 
vorher  mit  den  Kurfürsten  zu  verständigen^).  Als  Versamm- 
lungsort wurde  eine  Reichsstadt  gewählt.  Seit  1663  war  aber 
der  Reichstag  permanent  geworden,  und  hatte  bis  zur  Auf- 
lösung des  Reichs  seinen  Sitz  zu  Regensburg. 

II.  Da  der  Reichstag  nur  unter  den  Auspicien  des  Kaisers 
handeln  konnte,  so  musste  dieser  fortwährend  auf  dem  Reichs- 
tage gegenwärtig  sein,  entweder  in  Person,  was  aber  schon 


«)  R-D.-BL-S.  art.  27. 

«0  Leist,  Staatsr.  §.  79. 

«)  Moser,  V.  d.  Reichsta^geschaf ten  1768;  v.  d.  deutschen  Reichstagen, 
II  Thle.  1774  —  Pütter,  inst  §.  139  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  168.  - 
Leist,  Staatsr.  §.  80  flg. 

s)  Siehe  oben  §.  84.  Note  3. 

»)  W.-K.  art.  Xra.  §.  1. 
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9ä  dem  XVII.  Jahrhundert  ausser  Gebrauch  gekommen  war, 
lier  durch  einen  Commissarius  mit  Repräsentativ  -  Charakter, 
r  hiess  y^kaiserlicher  Principalcommissär^'  und 
nach  der  Praxis  nur  aus  dem  Fttrstenstande  des  Beichs 
nunen^).  Auch  dieser  trat  nur  bei  der  feierlichen  Er- 
und  am  Schlüsse  des  Reichstags  persönlich  auf:  im 
rigen  handelte  er  mit  dem  Reichstage  schriftlich  durch  sog. 
Offlmissionsdekrete.  Dem  Kaiser  war  jedoch  unbenommen, 
jpiiriftiiche  Erlasse  auch  unmittelbar  dem  Reichstage  zugehen  zu 
luaen:  solche  hiessen  Hofdekrete.  Dem  kaiserlichen  Prin- 
c^alconmiissär  war  noch  ein  sog.  Goncommissarius  bei- 
|egd)euy  d.  h.  ein  Staatsmann  ohne  Repräsentativcharakter, 
«eleher  mit  der  eigentlichen  Geschäftsftlhrung  betraut  war. 

m.  Auch  die  Reichsstände  erschienen  seit  dem  XYII.  Jahr- 
Indert  auf  dem  Reichstage  regelmässig  nur  noch  durch  Ge- 
IfKidte  (sog.  Beichstagsgesandte). 

IV.  Das  allgemeine  reichstägliche  oder  Reichsdirek- 
Her i um  ftthrte  Mainz  als  Reichserzkanzler  ^)  durch  den  von 
Im  ernannten  Reichsdirektorialgesandten.  An  dasselbe 
{dangten  alle  kaiserlichen  Erlasse,  Zuschriften  und  anderen 
Sngaben  von  Reichsständen  oder  anderen  Personen  und 
Wurden  Ton  ihm  zur  Kenntniss  des  Reichstags  gebracht.  Die 
Temelflltiguiig  zum  Behufe  der  Vertheilung  an  die  Reichs- 
ligsgesandten  geschah  durch  Diktatur:  der  diktirende 
Sekretär  hiess  Reichsdiktator.  Das  Reichsdirektorium 
latte  ausser  der  aUgemeinen  Leitung  der  Reichstagsverhand- 
hngen  auch  die  Reichsgutachten  und  Reichsabschiede  zu 
tttwerfeuy  und  die  ProtokoUe,  sowie  überhaupt  das  Reicfas- 
hgsarchiv  zu  bewahren. 

V.  Die  Veranlassung  zu  Berathungen  des  Reichstags 
taben  zunächst  die  kaiserlichen  Propositionen,  welche  durch 
Bofdekrete  oder  Commissionsdekrete  eingebracht  wurden,  oder 
OD  ?om  KurftlrstenkoUeg  ausgehender  Gesetzesvorschlag  (§.  93), 
od»  em  Antrag  einzelner  Reichsstände  oder  anderer  Personen. 
DasBeichsdirektorium  bestimmte  die  Reihenfolge  derBerathungs- 

*}  Man  wollte  hierfür  aach  eine  gesetzliche  Grundlage  in  dem  R-A. 
V- 1548.  §.  17  finden  (N.  S.  der  K.-A.  Thl.  U.  S.  486):  „kaiserl.  M^est&t 
^^rordneten  Oommissarien,  so  Fürsten  des  Reichs  sein  sollen." 

*)  W.-K.  art  Xm.  §.  6. 
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gegenstände  y  und  sollte  dieselben  längstens  innerhalb  zweier 
Monate  nach  dem  Einlaufe  zur  Berathnng  bringen.  Die  Noti- 
fikation an  die  Reichstagsgesandten  geschah  durch  Ansage- 
zettely  welche  die  Einladung  zur  Sitzung  enthielten;  dann 
folgte  die  Aufforderung  zur  Instruktionseinholung  und 
die  Verlas sn ahme,  d.  h.  die  Uebereinkunft  der  Gesandten 
über  einen  Termin  zur  Eröffnung  des  Abstinunungsproto- 
kolls^);  yystando  in  circulo^^y  d.  h.  ohne  ordentliche  coUegien- 
weise  Sitzung  und  ohne  förmlichen  Aufruf  zur  Abstimmung. 
Am  bestimmten  Tage  erfolgte  sodann  die  Direktorial- 
Proposition,  d.  h.  der  Vorschlag  zur  Beschlussfassung  von 
Seiten  des  Reichsdirektoriums  in  circuloy  und  hiertlber  wurde 
nunmehr  in  den  einzelnen  GoUegien  berathen  und  abgestimmt 
und  jede  einzelne  Abstimmung  zu  Protokoll  genommen. 

VI.  Hierauf  folgte  sodann  die  Re-  und  Correlation, 
d.  h.  dasjenige  der  beiden  ersten  Collegien,  welches  mit  seinem 
Beschlüsse  zuerst  fertig  war,  theilte  diesen  dem  anderen  mit 
(sog.  Relation):  die  hierauf  folgende  Erklärung  des  anderen 
hiess  sodann  Correlation.  Das  Kurftirstencolleg  und  der 
Fürstenrath  setzten  in  solcher  Weise  ihre  gegenseitige  Ver- 
handlung fort,  bis  eine  Vereinbarung  erzielt,  oder  Gewissheit 
erlangt  war,  dass  sich  diese  beiden  Gollegien  tlber  den  be- 
trelSenden  Gegenstand  nicht  einigen  würden.  In  letzterem 
Falle  blieb  die  Sache  beruhen;  hatten  sich  aber  diese  beiden 
GoUegien  über  einen  Beschluss  vereinigt,  so  ging  die  Sache 
nunmehr  zu  gleicher  Re-  und  Gorrelation  an  das  GoUegium 
der  Reichsstädte,  sofern  deren  Zustimmung  nöthig  war"^). 

VU.  Stimmten  hierauf  die  Reichsstädte  ebenfalls  bei,  so 
hiess  der  Beschluss  commune  triutn  {sc.  collegiorum)  und  der 
Aufsatz  darüber  Reichsgutachten  (coneultum  s.  suffragium 
imperii).    Stinmite  das  Gollegium  der  Reichsstädte  aber  nicht 


^)  W.-  K.  art.  XTTT.  §.  8:  „Darob  besonders  zu  halten,  dass  die  beim 
Beichskonvent  einkommenden  gravamina  und  desideria  atatuum  .  .  .  von 
dem  Reichsdirektorium,  nach  vorgangiger  herkömmlicher  und  gebührlicher 
Yerlassnehmung,  längstens  innerhalb  zwei  Monaten,  oder  wo  pericfdum 
in  mora  ist,  noch  eher,  zur  Proposition  und  Berathschlagung  gebracht  wer- 
den.** —  Gewöhnlich  bestimmte  man  sechs  Wochen:  mindestens  aber  zehn 
Tage. 

f)  Siehe  oben  g.  95.  m. 
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bei,  80  war  die  Sache  ebenfalls  abgethan  und  beseitigt,  da 
zwischen  den  drei  reichsständischen  CoUegien  anter  sich  keine 
Majorität  galt,  und  auch  der  Kaiser  bei  Meinungsverschieden- 
heit der  BeichscoUegien  keine  entscheidende  Stimme  hatte. 

Yin.  Auf  dieses  Beichsgutachten  sollte  der  Kaiser  schlennig 
nach  Beirath  des  Beichsvicekanzlers  durch  eine  sog.  kaiset- 
licheBesolution  seine  Genehmigung  oder  Nichtgenehmigung 
erklären^).  Wenn  der  Kaiser  das  Beichsgutachten  ratificirte, 
so  war  es  hiermit  in  einen  Beichsschluss  (conchtsum  im' 
perii)  verwandelt,  d.  h.  es  war  der  Beschluss  jetzt  publikations- 
fähig  und  vollziehbar  ^). 

IX.  Bevor  der  Beichstag  zu  Begensburg  permanent  ge- 
worden war,  pflegte  man  die  auf  einem  Beichstage  zu  Stande 
gekommenen  Beichsschlüsse  nicht  sofort  einzeki  zu  publiciren, 
sondern  man  verschob  ihre  Publikation  regelmässig  bis  zu  dem 
Ende  des  Beichstags,  und  verktindete  sie  sodann  zusammen 
und  gleichzeitig  in  einer  Urkunde,  welche  Beichsabschied 
{recesws  impem)  genannt  wurde.  Der  letzte,  sog.  jüngste 
Beichsabschied  (recesaus  imperii  novüsimtui)  ist  vom  Jahre  1654. 

§.  97. 

Von  der  Reiclisregierung. 

A.  Reichsministerium^). 

Da  die  Beichsregierung  wegen  des  neben  dem  Principe 
der  Beichseinheit  zur  vorwiegenden  Geltung  gekommenen 
Principes  der  Staatentrennung  (§.  77)  hauptsächlich  nur  das 
Yerhältniss  der  Stände  zum  Kaiser  und  Beiche,  die  Erhaltung 
der  äussern  und  innem  Sicherheit  Deutschlands,  den  sog. 
Landfrieden,  und  eine  beschränkte  Aufsicht  über  die  Landes- 
regierungen zum  Gegenstand  hatte,  so  bedurfte  man  auch  nur 
weniger  ständiger  Beichsbehörden. 

L  Der  oberste  Beichsbeamte  und  gleichsam  geborene 
Beichsminister  war  der  Beichs-Erzkanzler  (Mainz),  welcher 

•)  Siehe  oben  §.  84.  Note  3. 

*)  Ob  ein  Reichsbeschluss  als  Reichsgesetz  publicirt  werden  konnte, 
hing  von  seinem  Gegenstande  ab. 

*)  Pütter,  inst.  §.  68.  69.  132  sq.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  203  flg.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  145. 

Züpfl,  StMtorccht.  5.  Aufl.   I.  14 
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Bein'  Amt  theils  aus  seinem  Eabinet,  theils  durch  Gesandte, 
theils  dnrch  einen  von  ihm.  ohne  fittcksicht  auf  ein  Standes- 
yerhältniss  ernannten  Stellvertreter  am  kaiserlichen  Hofe,  den 
Reichshofvicekanzler  oder  Keichsyicekanzler  aus- 
übte ^).  Dieser  wurde  als  der  eigentliche  oonstitutionelle 
Beichsminister  betrachtet,  indem  er  dem  Kaiser  tlber  alle 
Keichsangelegenheiten  Vortrag  zu  erstatten  hatte,  und  der 
Kaiser  ohne  dessen  Einvernehmung  nichts  bescUiessen  konnte, 
wenn  er  gleich  an  dessen  Gutachten  nicht  gebunden  war'). 
Derselbe  hatte  auch  alle  kaiserlichen  Erlasse  zu  contrasig- 
niren^),  und  führte  zugleich  (als  Reichssiegelbewahrer)  die 
Aufsicht  über  die  Beichssigille.  Es  wurde  (mit  Recht)  als  eine 
der  grössten  Eigenthttmlichkeiten  der  deutschen  Reichsver- 
fassung betrachtet,  dass  der  Kaiser  seinen  ersten  Minister  aus 
der  Hand  eines  Reichsstandes  empfing,  welcher  bei  dessen 
Ernennung  völlig  unabhängig  von  aller  Zustimmung  des  Kaisers 
war.  Der  Reichsvicekanzler  hatte  auch  von  Amtswegen  im 
Reichshofrathe  Sitz  und  Stinmie,  und  das  Recht,  bei  Verhin- 
derung des  Präsidenten,  das  Direktorium  darin  zu  ftthren. 
Dem  Reichsvicekanzler  standen  bis  zum  J.  1803  zwei  Reichs- 
referendarien, einer  für  die  lateinische,  der  andere  fär  die 
deutsche  Expedition  (seit  1803  nur  noch  einer),  als  vortragende 
Räthe  und  Sekretäre  im  Reichsministerium  zur  Seite,  welche 
ebenfalls  der  Reichserzkanzler  ernannte. 

U.   Der  zweite  Minister  war   der  Reichshofraths- 
präsidentals  verfassungsmässiger  Justizminister  des  Reichs  ^) : 


*)  Der  Reiclifierzkanzler,der  zugleididasaUgemeineBeichstagBdirektoriam 
.  95)  und  das  Direktorium  im  KurfOrBtenkollog  (§.  92)  hatte,  war  dem- 
nach der  ausgezeichnetste  Keichsstand.  Auch  war  er  der  Chef  aller  Reichs- 
kanzleien, und  hatte  das  Recht >  sie  zu  besetzen  und  die  Eanzleigefälle  zu 
beziehen,  wovon  er  aber  den  Unterhalt  des  nöthigen  Personals  bestreiten 
musste.  Auch  war  ihm  provisorisch  die  Visitation  des  Reichshofraths  fiber- 
tragen. J.  P.  0.  art.  V.  §.  86.  —  W.-K  art  XXIV.  §.  6.  7;  art.  XXV.  §.  1. 

»)  W.-K.  art.  XXV.  §.  4. 

*)  Nach  der  W.-K.  art  XXIL  §.  7  durften  alle  kaiserlichen  „Expedi- 
tionen*'  nur  bei  der  Beichskanzlei  geschehen:  es  mussten  daher  auch 
jene  Expeditionen  vom  Beichsvicekanzler  unterzeichnet  werden,  welche  der 
Kaiser  nicht  selbst  unterschrieb. 

*)  Ausser  dem  lieichsvicekanzler  und  dem  Keichshofrathsprftaidenten 
gab  es  keine  anderen  Beichsminister. 
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dieser  wurde,  sowie  der  gesammte  Reichshofrath,  von  dem  Kaiser 
ernannt.  Bei  Berathschlagnngen  Aber  Justizsachen  mnssten  von 
dem  Kaiser,  aasser  dem  Keichsvicekanzler  and  dem  BeichshoY- 
rathspräsidenten,  anch  noch  einige  Beichshofräthe ,  mindestens 
noch  der  Referent  und  der  Gorreferent,  zugezogen  werden^). 
ni.  Das  eigentliche  RegierungscoUegium  des  Reichs 
(Staatsrath)  war  der  kaiserliche  Reichshofrath,  und 
diese  Eigenschaft  verblieb  ihm,  auch  nachdem  er  nebenbei  zu 
einem  höchsten  Reichsgerichte  ausgebildet  worden  war.  Der 
Kiuser  musste  sich  bei  Behandlung  aller  Regierungssachen, 
wohin  man  auch  alle  Gnaden-  und  Reichslehensachen  rechnete, 
des  Reichshofrathes  reichsverfassungsmässig  bedienen ;  es  stand 
ihm  aber  frei,  nebenbei  sich  noch  ein  besonderes  Kabinet  und 
Rathgeber  (kaiserliches  geheimes  Rathskollegium ,  kaiserlichen 
Hofkriegsrath  oder  andere  Minister)  zu  halten;  jedoch  durften 
diese  nicht  in  die  reichsgesetzlichen  Befugnisse  des  Reichshof- 
rathes eingreifen^).  Der  Reichshofrath  durfte  nur  mit  deutschen 
Räthen  besetzt  werden^). 


^)  W.-K  art  XVI.  §.  15:  „Wo  auch  im  Reichshofrath  in  wichtigen 
Justizsachen  ein  Votum  oder  Gutachten  ahgefiisst  und  Uns  referirt  werden 
soUte,  wollen  Wir  solches  anders  nicht,  als  in  Anwesen  des  Reichshofraths- 
präsidenten  und  Reichsvicekanzlem  mit  Zuziehung  der  Be-  und  Correferenten 
and  anderer  Reichshofräthen  heider  Religion,  wann  die  Sache  heiderseits 
Religionsverwandten  betrifft,  vortragen  lassen,  mit  denselben  darüber  berath- 
schlagen  und  in  keinem  anderen  Rath  resolviren.*'  —  lieber  die 
Falle,  wenn  es  zu  einem  solchen  votum  ad  tmperatarem  kam,  siehe  oben 
§.  84.  Note  9. 

T)  W.-K.  (seit  1658)  art  XVI.  §.  12.  13.  „Auch  wollen  Wir  nicht 
gestatten  .  .  .  dass  andere  unsere  Räthe  und  Minister  .  .  .  sich  in  des 
Reichs  Sachen,  welche  vor  den  Reichshofrath  gehören,  einmischen*'  etc.  — 
W.-K.  (seit  1711)  art.  XVI.  §.  14:  „.  .  .  und  das  gesammte  Reichshofraths- 
koUegium  bei  der  ihm  gebührenden  Autorität  gegen  andere  Unsere  Räthe 
und  Minister  ernst-  und  kräftiglich  handhaben.  *'  —  W.-K.  art.  XVII.  §.  6. 
„Wie  dann  auch  kein  Stand  des  Reichs  in  Sachen,  so  prcbeviam  cauaae 
cognitionem  erfordern,  und  obverstandener  massen  vor  den  Reichshofrath 
gehören,  mit  kaiserlichen  Dekreten  aus  Ünserm  geheimen  Rath  beschwert, 
noch  dieselben  in  judicio  angezogen  werden  sollen. " 

^  Ausdrücklich  sicherte  dies  zu  der  Pas  sauer  Vertrag  1552.  §.  14. 
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§.  98. 

B.   Reichsgerichte. 
I.  Fürstenrecht.   Der  Reichstag  als  Gerichtshof. 

I.  Nach  altem  Herkommen  hatten  die  Ftlrsten  (d.  h.  die 
reichsständiscfaen  HeiTen)  znfolge  des  allgemeinen  Grundsatzes, 
dass  jeder  Mann  von  seinen  Standesgenossen  gerichtet  werden 
müsse,  das  Recht,  wenn  es  sich  um  eine  Achtserklämng  oder 
Criminalstrafe  handelte,  nur  von  Ftlrsten  unter  dem  Vorsitze 
des  Kaisers  gerichtet  zu  werden  ^).  Dies  nannte  man  das 
Fürstenrecht  (Fürstengericht ,  Judicium  parium) ^),  Dieses 
Recht  der  Fürsten  wurde  noch  ausdrücklich  als  fortbestehend  in 
dem  mainzer  Landfrieden  v.  1235  anerkannt,  worin  K.  Friedrich  II. 
für  die  übrigen  Reichsangehörigen  bereits  ein  ständiges,  d.  h. 
mit  einem  Hofrichter  von  hohem  Adel  ununterbrochen  besetztes 
Reicbshofgericht  angeordnet  hatte  ^). 


*)  Sachsens p.  HI.  55:  ,,OTer  der  Torsten  lif  unde  ire  gesont  ne  mnt 
neman  richtere  sin,  wan  die  Eoning."  —  Schwabeusp.  Ldr.  cap.  138: 
„.  .  .  der  Eunc  sol  mit  der  Fürsten  vrdeil  den  Fürsten  ze  achte  tun.  der 
sol  ze  minsten  siben  sin.  ynd  als  sol  man  den  vrien  herren.  vnd  ieden  man 
mit  sinen  genozen  ze  achte  tun.  vmbe  die  sculde  hat  ein  iegelich  man  daz 
(selbe)  reht. "  —  Ueber  das  Recht  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  an  des  Kaisers 
Statt  über  die  Fürsten  zu  richten,  s.  oben  §.  89.  Note  2. 

«)  Gönner,  Staatsr.  §.  310.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  147.  —  Pütter, 
Entwickel.  d.  deutsch.  Staatsyerf.  Bd.  I.  S.  211.  —  t.  Berg,  Grundriss  der 
reichsgerichtl.  Verf.  und  Praxis,  S.  9. 

»)  Landfrieden  v.  1235.  §.  15  (bei  Pertz,  Monum.  Germ.  Legg.  T.  II. 
317):  „Statuimus  igitur,  ut  curia  nostra  iustitiarium  habeat,  virum  liberae 
conditionis  (alte  Uebersetzung,  ebendas.  p.  561:  ,jder  ein  Fryman  sey^% 
qui  in  eodem  persistat  officio  ad  minus  per  annum,  si  bene  et  juste  se 
gesserit.  Hie  singuls  diebus  judido  praesideat,  excepUs  diebus  dominicis 
et  aliis  festis  m^joribus,  jus  reddens  omnibus  querulantibus,  praeterquam 
de  principibus  et  aliis  personis  sublimibus  (alte  Uebersetzung 
„AoAe  luie^')  in  causis  quae  tangunt  personas,  ius,  honorem,  feoda,  pro- 
prietatem  vel  hereditatem  eorundem  et  nisi  de  causis  maximis ;  praedictorum 
etenim  discussionem  et  Judicium  nostrae  Celsitudini  reseryamus."  — 
Dass  diese  Constitution  K.  Friedrichs  n.  von  der  Einrichtung  eines 
ständigen  kaiserlichen  Hofgerichts  zu  yerstehen  sei,  bestreitet  Otto 
Franklin,  de  iustitiariis  curiae  imperialis,  Yratislaw.  1860.  —  Pütter, 
Entwickel.  d.  deutsch.  Staatsyerf.  I.  210  bestritt,  dass  sich  aus  dieser  curia 
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II.  Auch  durch  die  ErrichtaDg  des  Reichskammergerichtes 
und  des  Seichshofirathes  war  das  altherkömmliche  Fürstenrecht 
ursprünglich  keineswegs  vollständig  beseitigt;  doch  wurden 
seitdem  die  Sachen ,  welche  bisher  vor  ein  Fürstenrecht  ge- 
bracht worden  waren,  nicht  selten  vor  dem  Keichshofraibe 
verhandelt^);  dessen  Befugniss  sich  eben  hierdurch  allmählig 
auf  eine  unbeschränkte  Ausübung  der  kaiserlichen  Jurisdiktion 
erweiterte,  während  die  des  Beichskammergerichtes  fortwährend 
in  einigen  Beziehungen  beschränkt  blieb  ^).  Insbesondere  er- 
kannte man  in  der  Bestimmung  des  westphälischen  Friedens^ 
wodurch  dem  Kaiser  freigestellt  wurde,  in  vorzüglich  wichtigen 


imperü  der  spätere  Reichshofrath  entwickelt  habe,  und  wollte  vielmehr  eine 
Aehnlichkeit  mit  dem  späteren  Reichskammergerichte  darin  erkennen  (S.  211), 
dass  dieselbe  die  kaiserliche  Grerichtsbarkeit  nicht  unbeschränkt  in  aUen 
und  jeden  Sachen  auszuüben  gehabt  habe.  Allein  diese  Beschränkung  der 
curia  imperü,  welche  Friedrich  II.  einrichtete,  und  die  sich  nachweislich  bis 
zur  Mitt«  des  XY.  Jahrhunderts  in  Thätigkeit  erhielt  (Fütter,  1.  c.  S.  210), 
ist  durchaus  kein  Grund  gegen  die  spätere  Entwickelung  des  Beichshof- 
rathes  aus  derselben,  sondern  erklärt  sich  aus  dem  Fortbestande  des  uralten 
Fürstenrechts  neben  dieser  curia  imperii,  und  eben  als  dieses  Fürsten- 
recht abkam,  trat  der  Reichshofrath  als  Organ  der  unbeschränkten  kaiser- 
lichen Gerichtsbarkeit  ins  Leben.  Yergl.  besonders  meine  deutsche  Rechts- 
gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  11.  §.  47.  VI.  Note  23.  —  Die  Entstehung  des 
Beichskammergerichts  ist  dagegen  notorisch  völlig  unabhängig  von  allen 
älteren  kaiserlichen  Hofgerichten.  —  Vergl.  auch  v.  Berg,  1.  c.  S.  17.  — 
lieber  die  Beisitzer  bei  diesem  kaiserlichen  Hofgericht  s.  unten  §.  100. 

*)  V.  Berg,  1.  c.  S.  36.  —  Ein  Beispiel  eines  Fürstenrechts,  ge- 
halten unter  K.  Maximilian  L,  150d,  s.  bei  Pütter,  Entwickel.  Bd.  I. 
S.  319. 

<0  In  die  Reichsregimentsordnung  (auf  dem  Reichstage  zu  Worms  1521 
errichtet)  §.  7  wurde  der  Vorbehalt  eingerückt :  „  Ob  auch  Sachen  fürfielen, 
Fürstenthum,  Herzogthum,  Grafschaft  etc.  belangend,  so  vom 
Reich  zu  Lehen  rühren,  so  einem  Theil  gänzlich  und  endlich  abge- 
sprochen werden  sollten,  derselben  Erkenntniss  wollen  Wir  uns  hierin 
auch  vorbehalten  haben.''  —  Diese  Bestimmung  wurde  auch  in  die 
Kammergerichsordnung  v.  1555  als  Thl.  H.  Tit.  YH.  aufgenommen  und 
blieb  daher  praktisches  Recht.  —  üeber  die  Streitigkeiten  wegen  der  Aus- 
dehnung dieser  Bestimmung  s.  Lei  st,  Staatsr.  §.  150. —  t.  Berg,  1.  c. 
§.  117.  —  Vergl.  auch  Pütt  er,  Entwickel.  Bd.  H.  S.  IIL  —  Es  verstand 
sich  aber  von  selbst,  dass  in  dieser  Sache  der  Kaiser  nicht  ohne  Vernehmung 
des  Reichshofrathes  entscheiden  konnte.  —  Vergl.  oben  §.  84.  Note  9  u.  10; 
und  §.  97.  Note  6u.  7.  ~  Meine  Schrift  über  hohen  Adel  und  Eben- 
bürtigkeit (1853)  S.  96.  Note  •). 
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an  dem  Reichshofrath  yerhandelten  Sachen  einige  Enrfttrsten 
und  Fürsten  beiderlei  Religion  zu  Rathe  zu  ziehen  ^) ,  eine  still- 
schweigende  Abschaffung  des  alten  Fttrstenrechts ,  und  eine 
Uebertragnng  seiner  Befugnisse  an  den  Reichshofrath'^). 

III.  Da  jedoch  der  Einfluss ,  welchen  der  Kaiser  auf  die 
Erkenntnisse  des  Reichshofrathes  ausüben  konnte,  fUr  die 
reichsständische  Freiheit  bedenklich  schien,  so  wurden  einige 
Fälle  ausgezeichnet,  in  welchen  ein  Erkenntniss  nur  durch 
einen  förmlichen  Reichsschluss  zu  Stande  kommen  sollte, 
nämlich  1)  wenn  bei  der  Abstimmung  in  Streitsachen  reichs- 
ständischer oder  doch  reichsunmittelbarer  Personen  eine  itio 
in  partes  der  katholischen  und  protestantischen  Beisitzer  bei 
einem  der  beiden  obersten  Reichsgerichte  (Reichskammer- 
gericht und  Reichshofrath)  eintrat^);  2)  wenn  es  sich  um  die 
Achtserklärung  eines  Reichsstandes  handelte^),  oder  um 
Entsetzung  eines  solchen  von  der  Reichsstandschaft  oder 
Landeshoheit,  oder  um  Suspension  in  ihrer  Ausübung  ^^) ;  auch 
war  3)  durch  die  Praxis  ein  Rekurs  an  den  Reichstag 


^)  J.  P.  0.  Art  Y.  §.54.  „.  .  .  libenunque  sit  Suae  Miyestati  in  causis 
majoribus  et  unde  tumultus  in  imperio  timeri  possint,  insuper 
etiam  quorundam  utriusque  religionis  Electorum  et  Principnm  sententias  et 
vota-requirere."  —  Beispiele  von  solchem  Einfordern  von  Gutachten  der 
Kurfürsten  finden  sich  schon  in  früherer  Zeit,  z.  B.  unter  E.  Rudolph  IL, 
1580.  —  Pütter,  Entwickel.  Bd.  n.  S.  210. 

')  V.  Berg,  1.  c  S.  37. 

^)  Ausdrücklich  war  dies  nur  für  den  Process  am  Reichshofrath 
vorgeschrieben:  J.  P.  0.  art  Y.  §.  55;  Reichshofrathsordnung, 
Tit  V.  §.  22  (8.  §.  100.  Note  40) :  wegen  Gleichheit  des  Grundes  wurde 
aber  auch  das  Gleiche  angenommen,  wenn  der  Fall  am  Reichskammergericht 
eintrat  Gönner,  Staatsr.  §.  311.  Nr.  XXYU.  —  Siehe  unten  §.  99.  Yin. 
Note  16.  ift. 

»)  Schon  un  J.  P.  0.  art  YIU.  §.  3  war  auf  Feststellung  des  Yer- 
fahrens  bei  der  Achtserkl&rung  eines  Reichsstandes  gedrungen  worden;  sie 
erfolgte  aber  erst  in  der  W.-K.  Karls  YI.  (1711)  art  XX.  Danach  sollte 
die  Sache  bis  zum  Aktenschluss  von  einem  der  beiden  höchsten  Reichsgerichte 
verhandelt,  sodann  aber  an  den  Reichstag  abgegeben,  von  einer  besonders 
ans  den  drei  Reichstagscoll^gien  in  gleicher  Anzahl  der  Religionen  zu  er- 
nennenden Deputation  geprüft  und  auf  deren  Relation  ein  förmlicher  Reichs- 
schluss gefasst  werden.  J.  Carrach,  reichsgrundgesetzmässiger  Bericht 
von  der  Reichsacht,  HaDe  1758.  —  Pütter,  Entwickel.  II.  114. 

«)  W.-K.  art  I.  §.  3.  4.  —  Siehe  oben  %,  91.  IL 
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die  Erkenntnisse  der  beiden  obersten  Reiehsgerichte 
sfthrt  und  fttr  zulässig  erachtet  worden^  wenn  eine  lieber- 
ikreitnng  ihrer  verfassangsmässigen  Befugnisse  be- 
\i  wurde  *^).  So  grosser  und  anerkannter  Missbraach 
diesen  Rekurse  an  den  Reichstag  getrieben  wurde,  so 
doch  die  Reichsgesetzgebung  nicht  dazu,  "hier  eine  emst- 
le  Abhilfe  zu  schaffen  ^^). 

IV.  VoQziehbar  war  jedoch  ein  solcher  Reichsschluss  nur 
;h  erlangter  kaiserlicher  Bestätigung  (§.  92.  VÜL). 

§.  99. 
n.   Höchste  Reichsgerichte. 
1)  Das  kaiserliche  und  Reichskamniergericht*). 

I.  Die  Aufrichtung  des  ewigen  Landfriedens  unter  Kaiser 
:imilian  L  auf  dem  Reichstage  zu  Worms  1495  Hess  die 


")  Der  Rekurs  an  den  Reichstag  sollte  eigentlich  nur  da  stAtt  haben, 
«0  ein  ordentliches  Rechsmittel  (remedtum  rei^isiotua  8,  gwppUcaHoiüi) 
ein  Erkenntniss  der  obersten  Reichsgerichte  nicht  statthaft  war.  Er 
galt  nicht  als  ordentliches  Rechtsmittel:  er  war  daher  weder  an 
omalien  noch  an  Fatalien  gebunden  und  hatte  auch  keinen  Suspensiy- 
kl;  doch  konnte  die  Reichsversanunlung  Inhibitorien  erlassen,  wenn  sie 
ie  BekuzBbeschwerden  für  begründet  hielt  Moser,  histor.  und  rechtl. 
Betnchtang  des  Rekurses  etc.  an  den  Reichskonvent,  Frkf.  1737.  — 
(F.  W.  Grimm)  der  Rekurs  an  die  allg.  Reichsyersamml.,  Regensb.  1784. 
--  La  tt  er  loh,  de  recursus  etc.  ad  comitia  genuine  fundamento,  Lips. 
1789.  —  Pütter,  Abbildung  des  heut  Zustandes  beider  höchster  Reichs- 
fBrichte,  Gott  1794.  —  ▼.  Berg,  1.  c  S.  449.  —  Danz,  Grundsätze  des 
Badisgerichtsproc.  S.  698. 

^)  Die  hauptsächlichste  Veranlassung,  warum  die  Rekurse  an  den 
Beichstsg  immer  häufiger  geworden  waren,  lag  darin,  dass  wegen  des 
CoterbleibenB  der  Reichskammergerichtsvisitationen  (g.  99.  XV.)  das  re- 
medium  reoidonU  nicht  mehr  gebraucht  werden  konnte.  Da  diese  Visi- 
titiaien  nicht  mehr  in  Gang  gesetzt  werden  konnten,  so  blieb  auch  dos 
küertiche  Versprechen  in  der  W.-K.  art  XVII.  g.  3:  „Den  in  letzteren 
Zoten  ad  comitia  genommenen  häufigen  recursüma  Ziel  und  Maass  zu 
Ktien'*  ohne  Wirkung. 

»)  T.  Fahnenberg,  Lit  d.  R-K-Gerichts,  Wetzlar  1792.  —  Moser, 
TOtt  der  Justizverfiassung,  1774  (N.  St-R  VIII.).  —  v.  Senckenberg, 
von  der  kais.  höchsten  Gerichtsbarkeit,  Frkf.  1760.  —  Malblank,  An- 
leitung zur  Eenntniss  d.  Verf.  des  kais.  n.  R-K.-G.  u.  s.  w.  IV  Thle.  NOm- 
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Einsetzung  eines  ständigen  Gollegialgerichtshofes  als 
obersten  Reichsgerichtshofes,  bei  welchem  nicht  nur  der  Vor- 
sitzende, sondern  auch  die  ttbr igen  Mitglieder  fortwährend 
angestellt  und  versammelt  wären ;  als  eine  Nothwendigkeit 
erscheinen  ^).  Diese  Einrichtung  wurde  sonach  auch  zu  Worms 
am  7.  August  1495  unter  dem  Namen  ,, kaiserliches  und 
Beichskammergericht'^  {Camerae  Imperialis  Judicium) 
beschlossen,  und  dieses  am  31.  Oktober  1495  zu  Frankfurt 
eröffiiet  Nach  mehrfacher  Verlegung  seines  Sitzes  kam  es 
endlich  1689  nach  Wetzlar,  wo  es  bis  zur  Auflösung  des 
Reichs  verblieb. 

n.  Die  besondere  Eigenthümlichkeit  dieses  Gerichtes  war, 
dass  es  nicht;  wie  die  älteren  kaiserlichen  Hofgerichte,  von 
dem  Kaiser  allein,  sondern  von  dem  Kaiser  und  den 
Reichsständen  gemeinschaftlich  besetzt  und  unterhalten 
wurde.  Hierin  liegt  der  Grund,  wesshalb  K.  Maximilian  I. 
sich  nur  sehr  schwer  entschloss,  zur  Errichtung  des  Kammer- 
gerichtes seine  Zustimmung  zu  geben,  indem  er  durch  die 
Einräumung  des  Mitbesetzungsrechtes  an  die  Reichsstände  die 
hergebrachten  Rechte  des  Kaisers  zum  Nachtheile  der  Nach- 


berg u.  Altdorf  1791— 95  (besonders  Bd.  I.  n.  u.  IV.).  —  v.  Harpprecht, 
Staatsarchiv  des  R.-K.-G.,  Ulm  1757—69.  VI-;  dessen  Gesch.  d.  R-K-G. 
in  d.  J.  1545—58,  Ulm  1785.  —  Reuss,  Beitr.  z.  neuesten  Geschichte  der 
reichsger.  Verf.  u.  Prax.,  Ulm  1785 — 92.111.  —  Hoscher,  Jahrbücher  des 
K-K.-G.,  Lemgo' 1789—91.  —  Brainl,  Lehrsätze  über  die  Praktik  der 
beiden  höchsten  Reichsgerichte,  Wien  1776.  —  Pütter,  inst  §.  263  flg.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  311.  —  Leist,  Staatsr.  §.  125  flg.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  146.  148.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  1858.  Thl.  ü.  §.61. 
§.  73.  in.  —  Ueber  das  Verfahren,  am  Eammergerichte  und  Reichshof- 
rath  siehe  Pütter:  Nova  epitome  processus  imperii  amborum  tribnnalium 
supremorum.  Edit.  FV.  Götdng.  1786.  —  Danz,  Grunds,  de»  Reichsgerichts- 
processes,  Stuttgart  1795;  besonders:  y.  Berg,  Grundr.  der  reichsgerichtl. 
Verfassung  und  Praxis,  Göttingen  1797. 

')  P  ü  tt  e  r ,  Entwickel.  1. 308.  —  Durch  die  Anstellung  ständiger  Urtheiler 
ausser  dem  Vorsitzenden  (Richter)  unterschied  sich  die  Einrichtung  des 
Reichskammergerichts  wesentlich  von  der  Einrichtung  des  Reichshofgerichts 
unter  K.  Friedrich  U.  1235  (oben  §.  98.  Note  3).  —  Nur  in  diesem 
Sinne  war  übrigens  das  Reichskammergericht  das  erst«  stehende  Reichs- 
gericht (8.  unten  §.  100).  —  Pütter,  Entwickel.  I.  310.  —  Vergl.  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  61. 
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folger  anf  dem  kaiserlichen  Throne  ungebührlich  zu  schmälern 
beAlrchtete »). 

ni.  Das  Kammergericht  war  nrsprttnglich  hauptsächlich 
bestimmt^  als  Gerichtshof  in  Landfriedensbrachsachen 
zu  dienen^),  und  behielt  auch  die  Gerichtsbarkeit  in  diesen 
Sachen  bis  zur  Auflösung  des  Seichs^);  es  gewann  aber 
alhnählig  den  entschiedensten  Einfiuss  auf  die  Bildung  des 
gesammten  gemeinen  deutschen  Rechts  und  erschien 
fortan  als  der  Bewahrer  der  Rechtseinheit  in  Deutschland, 
and  seine  Praxis  wurde  das  massgebende  Vorbild  für  die 
Rechtspflege  in  den  einzelnen  Territorien. 

IV.  Ueberhaupt  stand  das  Eammergericht  wegen  seiner 
Unabhängigkeit  von  kaiserlichen  Weisungen  in  dem  höchsten 
Ansehen  als  reichsconstitutionsmässig  unantastbares  Bollwerk 
des  gesammten  deutschen  Rechtszustandes  ^) ;  daher  kann  nur 
sehr  bedauert  werden,  dass  es  in  der  dermaligen  deutschen 
BnndesYerfassung  durch  keine  andere  ähnliche  Einrichtung 
ersetzt  worden  ist. 

V.  Ursprünglich  bestand  das  Reichskammergericht  aus 
einem  Kammerrichter  als  Vorsitzenden,  der  ein  Fürst 
oder  ein  Graf,  mindestens  ein  Reichs -Freiherr  sein  musste, 
und  aus  sechszehn  Beisitzern  (Assessoren),  zur  Hälfte  Doctoren 
des  Rechts,  zur  Hälfte  von  AdeP).    Später  wurde  die  Zahl 


')  Hieraus  erklären  sich  auch  die  Vorbehalte  der  kaiserlichen  Gerichts- 
barkeit, wovon  oben  §.  84.  Note  9.  10  und  §.  98.  Note  5.  6  gehandelt 
worden  ist. 

*)  Landfrieden  v.  1495.  §.  1. 

^)  Die  Reichsgerichte  konnten  in  Landfriedensbruchsachen  sowohl  auf 
Antrag  der  Beschädigten,  als  des  kaiserlichen  Fiskals,  als  auch  von  Amts- 
wegen verfahren.  —  v.  Berg,  Grundriss  der  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Prax. 
S.  390  flg. 

*)  Eine  Reihe  von  ausdrücklichen  Garantien  der  Unabhängigkeit  des 
Reichskammergerichts,  sowohl  gegen  persönliche  Einmischung  des  Kaisers 
als  des  Reichshofraths,  enthält  die  W.-E.  art  XYI.  §.  4.  6.  7.  8.  16  u.  17. 
(Siehe  oben  §.  84.  Note  8). 

^  K.-G.-0.  1495.  §.  1:  „Zum  ersten  das  Gamergericht  zu  besetzen 
mit  eynem  Richter,  der  ein  Geistlich  oder  Weltlich  Fürst,  oder  ein  Graf 
oder  Freiherr  sei,  und  sechzehn  Yrtailern,  die  all  wir  mit  Rat  und 
Willen  der  Samblung  (Reichsversammlung)  jetzt  hie  kiesen  werden,  aus 
dem  Reych  teutscher  Nacion,  dye  redlichs,  erbars  Wesens,  Wissens, 
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der  Beisitzer  mehrmals  vermehrt^),  nach  dem  westphälischen 
Frieden  sollte  dieselbe  sogar  bis  auf  50  gebracht  werden^). 
Allein  diese  Zahl  konnte  wegen  des  nnregelmässigen  Eingehens 
der  ständischen  Beiträge  (sog.  Kammerziele)  niemals  an- 
gestellt werden  i^) ;  sie  wurde  desshalb  1729  auf  25  herab- 
gesetzt und  selbst  diese  Zahl  wurde  erst  vom  J.  1782  an 
wirklich  eingehalten.  Seit  1550  wurden  dem  Kammerrichter 
zwei  Präsidenten  beigegeben ^^):  diese  beiden ,  sowie  der 
Kammerrichter  und  ein  Assessor  wurden  von  dem  Kaiser  er- 
nannt, die  übrigen  Assessoren  aber  Ton  den  Beichsständen, 
und  zwar  von  jedem  Kurfürsten  einer,  von  den  drei  eyan- 
gelischen  Kurftlrsten  abwechselnd  noch  ein  vierter,  die  anderen 
von  den  übrigen  Reichsständen  nach  Kreisen,  mit  Rücksicht 
auf  die  Religionseigenschaft  der  ELreise.  Im  Ganzen  waren 
der  Kammerrichter,  ein  Präsident  und  13  Assessoren  katho- 
lisch, ein  Präsident  und  12  Assessoren  protestantisch. 
VI.  Die  präsentirten  Mitglieder  des  Kammergerichtes 
mussten  sich  vor  ihrer  wirklichen  Aufnahme  einer  strengen 
Prüfung  am  Kammergerichte  selbst  unterwerfen.  Sie  vmrden 
durch  ihr  Amt  reichsunmittelbar  und  waren  unabsetz- 
bar, ausser  durch  rechtliches  Urtheil  des  Kammergerichts 
selbst  oder  einer  Kammergerichtsvisitation  ^^). 


üebung  und  ye  der  halb  tail  der  ürtailer  der  Recht  gelert  und  ge- 
wirdigt,  und  der  ander  halb  tail  auf  das  geringest  aus  der  Ritter- 
schaft geboren  sein  sollen;  und  was  die  sechtzehn  ürtailer  oder  der 
merer  tail  in  Sachen  erkennen  und  ob  sie  spennig  und  auf  yeglichem 
Tail  gleich  wären,  welchem  dann  der  Richter  einen  Zufall  thut 
(d.  h.  beistimmt)  dabei  soll  es  bleiben." 

>)  Durch  die  Reichsschiasse  v.  1521.  1530.  1566.  1570  wurde  die  Zahl 
der  Beisitzer  auf  18.  24.  30  u.  41  gebracht 

8)  J.  P.  0.  art  V.  §.  53. 

*<*)  Die  Bezeichnung  „Eammerziele"  erklärt  sich  daraus,  weil  die 
jährlichen  ständischen  Beiträge  zur  Sustentation  des  Kammergerichts  in 
zwei  Zielen,  d.  h.  Terminen,  einzuzahlen  waren. 

«*)  Nach  dem  J.  P.  0.  art  Y.  §.53  sollten  sogar  vier  Präsidenten 
angestellt  werden.    Dies  kam  nicht  zur  Ausföhrung. 

**)  Ein  Absetzungsgrund  war  in  der  K.-G.-0.  Concept  t.  1613.  Thl.  I. 
Tit  m.  §.  3  besonders  ausgezeichnet:  wenn  sie  nämlich  sich  nicht  „dw 
alten  Religion  oder  der  Augsburgischen  Confession  gemäss 
halten,  sondern  sich  besonderen  Secten  anhängig  machen.*'  Yeigl.  eben- 
das.  Thl.  I.  Tit  VI. 
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VIL  Es  waren   am  Kammcargerichte  12  Advokaten  nnd 
\  90  Proknratoren,  welche  das  Gericht  seihst  anstellte,  ausserdem 
n  der  Fiskal-Proknrator  nnd  der  Fiskal-Anwalt 
Kaiser   prftsentirt  ^^.     Die  Kanzleibedienten  und  Boten 

nnd  besoldete  der  Karftlrst  von  Mainz. 
VilL  Die  Geschäfte  wurden  in  Senaten  erledigt ^^),  bei 
Bildung  auf  gleiche  Zahl  der  katholischen  und  pro- 
tisehen  Mitglieder  Rttcksicht  genommen  ^^)y  oder  diese 
fingirt  wurde'®).  Ergab  sich  Stimmengleichheit 
einem  Senate,  so  wurde  noch  ein  anderer  Senat  zugezogen 
g.  AdjunctiorOy  und  wenn  hindurch  keine  Majorität  erlangt 
konnte,  kam  die  Sache  an  das  Plenum'^);  beruhte 
Stimmengleichheit  aber  auf  Meinungsverschiedenheit  der 
ionsthefle  {Mo  in  partes  der  Kammergerichtsassessoren), 
j  m  wurde  die  Sache  an  den  Beichstag  abgegeben  '^). 
:  IX.  Das  Beichskammergericht  war  angewiesen,  nach  den 
Mteidiflgesetzen  und  den  gemeinen  geschriebenen  Rechten  zu 
mrfiihren  und  zu  erkennen  ^^).'  Besondere  Normen  fUr  sein 
fVerfaliren  hatte  es  in  der  mehrfach  revidirten  Reichskam- 
^  mergeriehtsordnung    (von  1495,    1548  und  1555)^)    und   in 

o)  V.  Berg,  1.  c.  §.  70.  71. 

**)  Man  onterachied  Judicial-Benaie  von  acht  and  neun,  Extrajtidicial- 
Saiate  von  Tier  und  fünf  und  sechs  und  sieben  Mitgliedern.  Leist, 
I   SiuEtsr.  §.  133. 

»)  J.  F.  O.  art  V.  §.  5a  —  Dem  Wortlaut  nach  war  die  Bildung 
ciaes  Senats  mit  gleicher  Stimmenzahl  beider  Confessionen  nur  für  den 
I  FaU  Torgeschrieben,  wenn  bei  der  Sache  Protestanten  Parthei  oder  In- 
tenrenieDten  waren. 

*^)  Dies  war  noth wendig,  wenn  in  einem  Senate  eine  ungleiche  Zahl 
10B  Mitgiiedem  sass ,  und  üio  in  parte»  statt  fand ,  d.  h.  die  Stimmen  der 
I  Beiigion  nach  sich  theilten;  man  unterschied  demnach  paritas  vera  und 
I  forüaaßeia,    R-S.  T.  1788.  art  VI.  B.  —  Leist,  Staatsr.  §.  134. 

^)  In  dem  FUmim  sollte,  wenn  etwa  wieder  Stimmengleichheit  eintrat, 
egentlich  die  Stimme  des  Präsidenten  entscheiden  (siehe  Note  7).  Dies 
voDten  die  Protestanten  aber  nicht  anerkennen,  und  sonach  konnte  es 
kommen,  dass  eine  Sache  ganz  liegen  blieb,  wenn  sie  nicht  etwa  an  den 
Bpjchfitag  abgegeben  wurde.    Leist,  Staatsr.  §.  134. 

•«)  J.  P.  0.  art  V.  §.  55  (vergl.  oben  §.  98.  Note  8). 

»)  KL^.-O.  V.  1495.  §.3;  v.  1555.  Thl.  I.  Tit.  57.  —  Concept  der 
K.^..O.  ThL  I.  Tit  71. 

•)  Siehe  oben  §.  78.  V.  —  Abgedruckt  ist  die  K.-G.-0.  v.  1495  in  der 
K.  Samml.  d.  R.-A.  ^,  6;  die  K.-G.-0.  v.    1555,  ebendas.  HL  43.  -- 
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einigen  Beicbsschlttssen ,  Visitationsabschieden  nnd  Beschltüs- 
Ben  2*). 

X.  Ganz  eigenthttmlich  war  das  dem  Reicbskammer- 
gericbte  durch  die  Kammergericbtsordnung  von  1555.  Tbl.  11. 
§.  36  ausdrttcklicb  beigelegte  Recbt,  Aber  zweifelhafte  proces- 
snaliscbe  Fragen  selbst  Beschlüsse  {decreta  oder  aenatusconsulta 
cameralia)  zu  fassen  und  diese  als  interimistisch,  d.  h.  bis  zum 
Erlasse  eines  Beichsgesetzes  verbindliche  Nonnen  zu  publiciren, 
in  welchem  letzteren  Falle  sie  sodann  gemeineBescheide 
(decreta  communia)  hiessen^*). 

XI.  Das  Reichskammergericht  war  competent:  A.  als 
ausschliessliche  Instanz  in  bürgerlichen  und  peinlichen 
Sachen  des  Reichskammergerichtspersonals  und  in  Fiskalsachen, 
welche  das  Kammergericht  selbst  unmittelbar  betrafen,  z.  B. 
die  Beitreibung  der  Kammerziele  *^).  B.  Klagsachen  gegen 
Reichsunmittelbare  konnten  bei  dem  Reichskammergericht 
sofort  (in  erster  Instanz)  angebracht  werden,  soweit  nicht 
das  denselben  zustehende  Recht  der  Austräge  (§.  101)  in 
Betracht  kam:  wo  dies  Platz  griff,  konnte  die  Sache  nur  in 
höherer  (zweiter)  Instanz  an  das  Kammergericht  kommen^). 


Unter  K.  Rudolph  U.  war  1613  ein  Cancept  einer  erneuerten  und  ver- 
besserten Kammergericlitsordnung  abgefasst  worden,  welches  aber  niemals 
formelle  gesetzliche  Giltigkeit  erlangte;  materiell  aber  allerdings  gel- 
tendes Recht  enthielt,  da  dieses  Projekt  nur  aus  wirklich  giltigen  Gesetzen 
zusammengesetzt  worden  war.  Abgedr.  in  Schmauss,  S.  300  flg.  — 
V.  Zwierlein,  Concept  der  K.-G.-0.  mit  Anmerk.  1744  (3.  Ausg.  1783).  — 
Yergl.  Gerstlacher,  Handbuch  der  deutsch.  Rechtsges.  I.  S.  24  flg.;  — 
dessen  Corp.  Jur.  I.  S.  240  flg. 

«»)  Reichsschlüsse  von  1720,  1775,  1788 ;  Visitationsabschiede  und  Be- 
schlüsse von  1713,  1767.  —  (v.  Balemann)  Yisitationsschlüsse,  die  Ver- 
besserung des  reichskammergerichtl.  Justizwesens  betr.  Lemgo  1779,  1780. 

^)  Sammlungen  der  gemeinen  Bescheide  des  Kammergerichts,  s. 
in  (v.  Ludolf)  Corp.  jur.  cameral.  1724.  —  de  Gramer,  Observ.  jur. 
univ.  V.  Obs.  1387.  —  v.  Balemann,  a.  a.  0.  S.  197  flg.;  Nachtrag 
S.  1  flg.  S.  256  etc.  —  Siehe  Lei  st,  Staatsr.  §.  125. 

«)  V.  Berg,  1.  c.  §.  115.  359.  360. 

««)  K.-G.-0.  (Concept)  Tbl.  H.  Tit.  30  (siehe  unten  §.  101.  Note  6).  — 
Reichsunmittelbare  konnten  daher  regelmässig  in  erster  Instanz  bei  dem 
Kammergerichte  nur  belangt  werden  in  Landfriedens-  und  Religions- 
friedensbruchsachen,  in  Fiskalsachen,  d.  h.  wegen  Verletzung 
der  allgemeinen  Reichsbürgerpflichten,  auf  Antrag  der  Beichsflskale,  und  in 
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G.  In  Civilprocessen  gegen  Mittelbare  (landsäSBige) 
Personen  konnte  das  Kammergericht  regelmässig  nur  ab 
Gericht  höherer  Instanz,  and  zwar  im  YerhältnisB  zu  den 
Landesgerichtshöfen  regelmässig  nur  als  dritte  nnd  letzte 
Instanz  angegangen  werden  ^^),  nnd  auch  dieses  nicht  hin- 
sichtlich jener  Länder,  welche  das  priviUffium  de  non  appellando 
hatten,  wie  z.  B.  die  kurfürstlichen  Territorien  ^^).  Die  Appel- 
lationssumme war  regelmässig  400  Thaler:  durch  kaiserliches 
Privilegium  war  sie  mitunter  sehr  bedeutend  (bis  auf  1500 
Thaler)  erhöht  ^^;.  D.  Das  Reichskammergericht  nahm  Be- 
schwerden wegen  verzögerter  oder  verweigerter  Bechtspflege 
{guerela  protractae  vel  denegatae  justüiae)  aus  allen  deutschen 
Ländern  an,  selbst  aus  jenen,  welche  ein  privüegium  de  non 
evocando  hatten  ^).  £.  Es  war  das  Kammergericht  zugleich 
Cassationshof  bei  Beschwerden  über  unheilbare  Nichtig- 
keiten gegen  die  höheren  Landesgerichtsböfe  in  Civil-  und 
Criminalsachen  sowohl  der  Landsässigen  als  der  Beichsunmittel- 


solchen  Elagsachen  ihrer  Unterthanen  wegen  Missbrauchs  der  Landesataats- 
gewalt,  in  welchen  weder  die  Austrage,  noch  die  Territorialgerichte  als 
competent  anzusehen  waren;  desgleichen  konnten  auch  Beschwerden  über 
verweigerte  und  verzögerte  Rechtspflege  unmittelbar  bei  dem  Kammer- 
gerichte eingereicht  werden,  y.  Berg,  1.  c.  §.  105. 108. 109. 113.  —  Leist, 
Staatsr.  §.  147.  —  Ausserdem  konnten  Beichsunmittelbare  ausnahmsweise 
sofort  vor  dem  Kammergerichte  belangt  werden,  wegen  Zusammenhanges 
(cantinentia)  und  Connexität  der  Sachen;  ferner  wenn  der  Kläger  auf  das 
privüegium  miaeralnlum personarum  Anspruch  hatte;  in  Provokationssachen, 
und  wenn  aus  einem  besonderen  Ausnahmsgrunde  die  Austrägaiinstanz 
ausMen  musste.    v.  Berg,  1.  c.  §.  106.  107.  110.  111.  112. 

.  *^)  Mittelbare  konnten  nur  ausnahmsweise  sofort  (in  erster  Instanz) 
bei  dem  Kammergerichte  belangt  werden,  z.  B.  wegen  Landfriedensbruch, 
oder  wenn  der  Landesherr  selbst  seine  unterthanen  vor  dem  Kanmiergericht 
beklagen  wollte,  oder  wenn  der  Beklagte  unter  einer  zwischen  verschiedenen 
Landesherren  streitigen  Gerichtsbarkeit  stand.  Jedoch  wurde  im  ersteren 
Fall  (Landfriedensbruch)  gegen  Mittelbare  doch  gewöhnlich  vor  den  Landes- 
gerichten verfahren,    v.  Berg,  §.  108.  113.  —  Leist,  Staatsr.  §.  149. 

»)  Siehe  oben  §.  93.  Note  19. 

«0  J.  R-A.  (1654)  §.  112.  —  Moser,  V.  d.  Justizverf.  L  208. 

«)  Gold.  Bulle  XI.  §.  3.  4.  -  R-A.  von  1512.  §.  58;  1519.  §.  13.  — 
K-G.-O.  (Goncept)  Tbl.  H.  Tit  28;  Dep.  Absch.  von  1600.  §.  27.  — 
Moser,  von  der  Justizverf.  L  913.  —  J.  H.  Böhmer,  de  origine  etc. 
querelae  denegatae,  s.  protractae  justitiae  1738  (£xerc.  ad  Fand.  YL  103). 
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baren*''®).  F.  Das  Kammergericht  hatte  aach  die  sog.  frei- 
willige (jerichtsbarkeit  über  Reichsnnmittelbare:  es  konnte 
daher  Gonfirmationen  ertheilen,  z.  B.  Verträge  and  Testamente 
bestätigen  y  Tutoren  bestellen  and  sicheres  Geleit  ertheilen^). 
XU.  Ganz  ausgeschlossen  war  die  Competenz  des  Kammer- 
gerichtes a)  in  Bezug  auf  gewisse  deutsche  Länder  in  Folge 
besonderer  Privilegien  ^0;  h)  in  allen  eigentlichen  Regierungs- 
Sachen  ^^) ;  c)  in  Achtssachen  der  Reichsstände  ^^) ;  d)  in  geist- 
lichen Sachen  ^^);  e)  in  den  grösseren  Reichslehensachen  und 
in  allen  Gnadensachen  ^^) ;  f)  in  peinlichen  Sachen  der  Mittel- 
baren ^). 


«»)  K.-G.-0. 1555.  Thl.  m.  Tit  34.  §.  1.  2.  —  Vergl.  ebendas.  Thl.  n. 
Tit  28.  §.  5.  —  J.  R-A.  §.  121.  122.  —  Concept  der  K.-G.-0. 1613.  Thl.  II. 
Tit  31.  g.  14.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  168. 

«»)  ▼.  Berg,  L  c.  §.  99.  362.  363. 

31)  Solche  vöUige  Exemtion  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Kammergerichts 
beanspruchte  z.  B.  Oesterreich  wegen  seines  Privilegs  von  1156  und 
mehrerer  sp&teren  Privilegien;  Böhmen  nach  der  Gold.  Bulle,  c.  VHI. 
§.  2.  —  V.  Berg,  1.  c  §.  100.  —  Leist,  Staatsr.  §.  143.  I.  —  Gönner, 
Staatsr.  g.  309.  I. 

^  Dahin  rechnete  man  insbesondere  die  Gesetzgebung,  ßlso  auch  die 
authentische  Interpretation  der  Gesetze,  und  alle  Gegenstände,  welche  aus 
dem  Gesichtspunkte  der  Zweckmässigkeit  und  des  öffentlichen  Wohls  zu 
erledigen  waren;  dagegen  gehörten  die  Forderungen  an  einzelne  Beichs- 
stände  auf  Erf&llung  ihrer  reichsverfassungsmässigen  Verbindlichkeiten  und 
die  Entscheidung  wegen  Verletzung  wohlerworbener  Rechte  unbestritten  zur 
Competenz  des  Kammergerichts,  v.  Berg,  §.  101.  —  Leist,  Staatsr. 
§.  143.  n.  —  Gönner,  Staatsr.  g.  309.  IL 

»)  Siehe  oben  §.  98.  Note.  9. 

**)  Es  galt  dies  von  allen  Sachen,  welche  nach  den  Grundsätzen  sowohl 
des  katholischen  als  des  protestantischen  Kirchenrechts  zur  geistl. 
Gerichtsbarkeit  gehörten,  v.  Berg,  1.  c  §.  104.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  309.  V.  —  Leist,  §.  143.  n.  6.  —  Daher  wurde  die  Frage,  ob  eine  Ehe 
oder  ein  Goncubinat  vorhanden  sei,  von  dem  Kammergericht  in  der  Isen- 
burgi sehen  Sache  an  das,  competente  geistliche  Gericht  verwiesen.  Siehe 
meine  Schrift  über  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  1853.  §.  50.  —  Gerst- 
lacher, Handb.  d.  B.-G.  Bd.  X.  S.  1836  flg. 

^)  Diese  gehörten  ausschliesslich  vor  den  Reichshofrath;  s^  §.  100.  — 
Vergl.  aber  die  Beichslehnsachen  oben  §.  98.  Note  5. 

»•)  R..A.  von  1580.  §.  95;  K.-G.-0.  1565.  Thl.  IL  Tit  28.  §.  5;  Con- 
cept ders.  Tit  31.  §.  14.  —  v.  Berg,  1.  c  §.  103.  —  Die  Criminayuris- 
diktion  über  Mittelbare  vnirde  stets  als  in  der  Landeshoheit  der  Beichs- 
st&nde  inbegriffen  betrachtet;  W.-K.  art.  L  $.  8;  den  Rcichsrittern 
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XIU.  Hinsichtlich  der  CriminalBachea  der  SeichBunmittel- 
baren  (ausser  den  Landfriedensbmchsachen)  Hess  sich  zwar 
theoretisch  die  Competenz  des  Eammergerichts  nicht  bezweifehi ; 
jedoch  warden  dieselben  herkömmlich  am  Reichshofrath  ver* 
handelt^"). 

XIV.  Desgleichen  war  die  Competenz  des  Eammergerichts, 
in  Missheiratfas-  and  Status-Sachen  der  Reichsunmittelbaren  zu 
sprechen,  immer  unbestritten  anerkannt,  wenn  gleich  die  Processe 
dieser  Art  in  der  letzten  Zeit  gewöhnlich  am  Beichshofrathe 
anhängig  gemacht  wurden  ^^). 

XV.  Gegen  die  Urtheile  des  Reichskammergerichts  liess 
man  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Rechtsmittel  der 
Supplikation^®),  der  Restitution*®)  und  der  Revision 
zu*^).  Durch  die  beiden  ersteren  Rechtsmittel  konnte  eine 
wiederholte  Prüfung  der  Sache  durch  das  Kammergericht  selbst 
veranlasst  werden.  Das  dritte  Rechtsmittel  hatte  dagegen  die 
Eigenthümlichkeit,  dass  dadurch  die  Sache  zur  Entscheidung 
der  sog.  Reichskammergerichtsvisitation,  d.  h.  der 
vom  Reichstag  ernannten  Deputation  verstellt  wurde,  welche 
jährlich  die  Geschäftsführung  des  Reichskanmiergerichtes  prüfen 
und  dessen  Wünsche  in  Bezug  auf  die  Reichsgesetzgebung 
vernehmen  sollte ;  es  war  jedoch  dadurch  unpraktisch  geworden, 


aber  stand  sie  nicht  unbedingt  zu  (siehe  unten  §.  103.  Note  5).  —  Die 
(wenig  praktische)  Ausnahme  bei  LandMedensbrnchaacheu  der  Mittelbaren, 
und  die  Ausnahme  hinsichtlich  der  Nullitätsquerelen  in  Criminalsachen  s. 
hier  oben  Note  25  und  29.  * 

«)  Leist,  Staatsr.  §.  164.  —  Gönner,  Staatsr.  §.350. IV. 

^)  Yergl.  die  ausführlichen  Nachweisungen  in  meiner  Schrift  über 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  g.  41—58. 

^)  Die  Supplikation  {remedntm  novae  nuppUccüioma  «.  ttUerius  d&- 
ductionui)  hatte  am  Eammergerichte  statt,  wenn  gebetene  Processe,  wie 
z.  B.  Citations-,  Mandats-  oder  Appellationsprocesse,  abgeschlagen 
worden  waren,    y.  Berg,  1.  c  §.  336. 

*^)  Das  Rechtsmittel  der  Restitution  musste  auf  neue  Thatsachen  und 
Beweise  gegründet  werden,    y.  Berg,  1.  c  §.  342  flg. 

*0  l^ie  Reyision  hatte  den  Zweck,  mittelst  wiederholter  Yergleichung 
der  schon  yorgebrachten  Thatsachen  mit  den  Gesetzen  die  Abänderung  oder 
Aufhebung  eines  beschwerenden  Urtheils  zu  erwirken.  Sie  hatte  am 
Kammergerichte  stets  Deyolutiykraft,  weil  nun  die  Sache  an  die 
Eammergerichtsyisitation  kam;  aber  nicht  in  allen  Fällen  Suspensiv- 
kraft.    Y.  Berg,  §.  346  flg. 
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dass  die  jährlichen  (ordentlichen)  Visitationen  schon  1588  auf- 
gehört hatten,  und  ausserordentliche  Visitationen  nur  selten  zu 
Stande  kamen,  ja  sogar  die  letzte,  welche  von  1767—1776 
gedauert  hatte,  ohne  Beendigung  ihres  Geschäftes  auseinand^ 
gegangen  war^^^^ 

XVI.  In  einigen  Fällen  war  auch  der  Rekurs  an  den 
Reichstag  statthaft  ^^). 

§.  100. 
2)  Der  kaiserliche  Reichshofrath  ^). 

I.  Die  Entstehung  des  Reichshofrathes  (Consilium  imperiale 
aulicum)  hängt  mit  der  uralten  Gerichtsverfassung  des  deut- 
schen Reichs  zusammen,  wonach  jeder  deutsche  Kaiser  das 
fttr  seine  Erblande  bestehende  Hofgericht  als  Reichsgericht  und 
als  Staatsrath  benutzen  konnte  uild  zu  benützen  pflegte,  so 
wie  er  auch  ein  Hofgericht  zur  Ausübung  der  kaiserlichen 
Gerichtsbarkeit  in  einzelnen  Fällen  besonders  anordnen  und 
zusammensetzen  konnte^). 


**)  Moser,  v.  d.  Justizv.  n.  728.  —  Malblank,  Anleitung  Bd.  ü.  — 
V.  Ompteda,  Gesch.  d.  yormal.  ordentlichen  E.-G.- Visitationen ,  Hegensb. 
1792.—  V.  Berg,  Darstellung  d.  Visitation  desR.-K.-G.  nachGes.  n.  Herk. 
Göttingei^  1794.  —  Pütt  er,  wahre  Bewandtniss  der  Trennung  der  K.-G.- 
Visitationen  im  Mai  1776,  Götting.  1776.  Abgedruckt  m.  Gegenbemerkungen, 
Wien  1776.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  312. 

«)  Siehe  oben  §.  98.  Note  11  u.  12. 

^)  Ausser  den  §.  99  angeführten  Schriften,  welche  von  den  beiden 
höchsten  Beichsgerichten  handeln,  siehe  besonders:  J.  Ch.  ab  Uffenbach, 
de  consilio  imp.  aulico,  Frkf.  1700.  —  Mal  blank,  Anleitung,  besonders 
Bd.  ni.  u.  IV.  —  Herchenhahn,  Gesch.  d.  Entstehung,  Bildung  und 
gegenwärtigen  Verf.  des  k.  Reichshofraths  etc.  Mannheim  1791—1793.  — 
(y.  Rieffl),  der  Reichshofrath  in  Justiz-,  Gnaden-  und  anderen  Sachen. 
4  Thle.  Augsburg  1791—1793.  —  Hanzely,  Anleitung  e.  neuesten  Reichs- 
hofrathsprazis ,  Frkf.  u.  Leipz.  2  Bde.  1784.  —  Dessen  Grundlinien  der 
heutigen  Reichshofrathspraxis ,  Frkf.  u.  Leipz.  1735.  —  J.  F.  W.  de  N.  de 
W.  Principia  processus  jud.  imp.  anl.  hodiemi  cum  differentiis  proc.  ca^. 
nebst  einem  vollst.  Formularbuch  etc.  2.  Aufl.  Frkf.  u.  Leipz.  1754.  — 
B.  F.  Mohl,  histor.  polit.  Vergleichung  der  beiden  höchsten  Reichsgerichte 
in  ihren  wichtigsten  Verhältnissen,  Ulm  1789.  —  Moser,  deutsche  Justiz- 
verf.  Tbl.  U.  S.  I.  —  Pütter,  Entwickel.  L  316  flg.  —  Dessen  Instit 
§.  275  flg.—  Gönner,  Staatsr.  §,  313  flg.--  Leist,  Staatsr.  J.  135flg.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  149. 

«)  Vergl.  oben  §.  98.  Not«  3. 
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II.  Auf  dieses  kaiserliche  Recht  hatte  aachE.Maximilianl. 
nicht  verzichtet  y  als  er  in  die  Errichtung  des  Beichskammer- 
gerichts  willigte.  Er  liess  daher  auch  durch  das  von  ihm 
(1501)  zunächst  für  seine  Erblande  eingerichtete  ständige  Hof- 
rathscoUegiom  Reichssachen  behandeln,  nnd  behauptete  sich 
nicht  nur  in  diesem  Rechte  ungeachtet  des  alsbald  (seit  1502) 
von  den  Reichsstäuden  erhobeuen  Widerspruches ,  sondern  es 
wurde  später  dieses  Collegium  sogar  nur  ausschliesslich  ftlr 
Reichssachen  alsReichshofrath  bestimmt,  und  erhielt  dem- 
gemäss  schon  am  24.  Mai  1518  von  E.  Maximilian  I.  eine 
entsprechende  Einrichtung^).  Jedoch  wurde  der  Reichshofrath 
erst  in  dem  westphälischen  Frieden  als  ein  oberstes,  dem 
Eammergerichte  gleichstehendes ,  Reichsgericht  reichsgrund- 
gesetzlich  anerkannt^). 

in.  Der  Reichshofrath  durfte,  abgesehen  von  dem  Reichs- 
hofvicekanzler,  welcher  von  Amtswegen  darin  Sitz  und 
Stimme,  und  bei  Verhinderung  des  Präsidenten  mit  Vorzug  vor 
dem  Vicepräsidenten  das  Recht  zu  präsidiren  hatte  ^),  nur  aus 
18  Personen  (Reichshofräthen)  bestehen,  einschltlssig  des 
Präsidenten  und  Vicepräsidenten^). 

IV.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Reichshofrathes  (ausser  dem 
Reichshof-Vicekanzler)  wurden  vom  Eaiser  allein  ernannt  und 
besoldet  ^) :  sie  mussten  gebome  Deutsche  sein,  und  der  Reichs- 
hofrathspräsident  und  der  Vicepräsident  mussten  dem  Reichs- 
forsten-,  Grafen-  oder  Herrenstande  angehören^).  Die  Reichs* 
hofräthe  wurden  nicht  blos  aus  österreichischen  Unterthanen, 
sondern  auch  aus  anderen  Reichsländem  genommen:  sechs 
soüten  der  evangelischen  Gonfession  zugethan  sein^). 


')  Nach  dieser  Verordnung  Maximilians  I.  sollten  von  den  achtzehn 
Mitgliedern  fünf  aus  dem  Reich,  die  übrigen  aus  den  Erblanden  genommen 
-werden.  —  Pütter,  Entwickel.  §.  317. 

4)  J.  P.  0.  art  V.  §.  54.  56. 

^)  Siehe  oben  §.  97.  —  Der  ReichshoMcekanzler  machte  aber  von 
diesem  Rechte  niemals  Gebrauch. 

«)  R.-H.-0.  V.  1654.  Tit  I.  §.  2. 

^  W.-K.  art  XXIV.  §.  1;  art.  XXV.  §.  5. 

«)  R-H.-0.  Tit  I.  §.  1.  —  W.-K.  art  XXIV.  §.  11. 

»)  J.  P.  0.  art  55.  —  Besonders  W.-K.  art  XXIV.  §.  1. 

ZOpfl,  StMtarcclit.  6.  Aufl.  I.  15 
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y.  Eb  wurde  eine  Herrenbank  und  eine  Gfelehrtenbank 
unterschieden,  worauf  die  Reichshofräthe  nach  ihrem  Stande 
Bässen  ^^):  ein  akademischer  Grad  war  aber  nicht  erforderlich. 

VI.  Auch  bei  dem  Beichshofrathe  ging  der  Aufnahme  eine 
Proberelation  und  Prüfung  vorher  ^0. 

YIL  Die  Reichshofrathskanzlei  (Reichshofkanzlei) 
wurde  von  dem  Kurfttrsten-Erzkanzler  besetzt  ^^).  Die  Rechts- 
anwälte am  Reichshofrath ,  sog.  Reichshofraths-  oder 
Reichsagenten,  deren  20 — 30  waren,  ernannte  der  Reichs- 
hofrathspräsident '^) :  der  Reichshof-Fiskal  dagegen  wurde 
vom  Kaiser  unmittelbar  ernannt  ^^). 

Vni.  Der  Kaiser  wurde  als  das  oberste  Haupt  des  Reichs- 
hofrathes  und  oberster  Richter  in  demselben  betrachtete^):  er 
konnte  aber  dieses  Richteramt  persönlich  nur  in  jenen  Fällen 
ausüben,  in  welchen  der  Reichshofrath  yerfassungsmässig  ein 
Votum  ad  imperatorem  zu  erstatten  hatte  ^^), 

JX.  Wegen  dieser  engen  Verbindung  mit  der  Person  des 
Kaisers  wurde  der  Reichshofrath  durch  den  Tod  eines  jeden 
Kaisers  sofort  aufgelöst,  d.  h.  es  wurden  damit  sämmt- 
liche  Richteramtsstellen  an  demselben  erledigt  e^) ;  ausser  diesem 
Falle  aber  konnte  kein  Mitglied  anders  als  durch  ein  Urtheil 
dieses  Gerichtshofs  selbst,  nach  vorgängiger  Untersuchung, 
abgesetzt  werden  e^).  Die  Reichshofkanzlei  vmrde  aber  bei 
dem  Tode  eines  Kaisers  bis  zur  Wiederbesetzung  des  kaiser- 
lichen Thrones  nur  geschlossen'®). 

w)  R-H.-0.  Tit  I.  §.  1  u.  9.  —  W.-K.  art  XXIV.  §.  9. 

")  W.-K.  art  XXIV.  §.  1.  2. 

«)  W.-K  art  XXV.  §.  1.  2. 

«)  R.-H.-0.  Tit.  Vn.  §.  2. 

M)  Leist,  Staatsr.  §.  138. 

^)  R-H.-0.  Tit  L  §.  1:  „Unser  kaiserlicher  Reichshofrath,  dessen 
oberstes  Haupt  und  Richter  allein  Wir,  und  ein  jeder  römi- 
scher Kaiser  selbst  ist"  —  Dem  entsprechend  wird  der  Reichshof- 
rathspräsident,  als  der  Stellvertreter  des  Kaisers,  in  der  R-H.-0.  Tit  I.  §.  4 : 
„das  nachgesetzte  Hanpt"  des  Reichshofrathes  genannt 

««)  Siehe  oben  §.  84.  Note  9.  10,  und  hier  unten  Note  39. 

«^  Leist,  Staatsr.  §.136. 

«)  W.-K.  art  XXIV.  (1790)  §.  10:  „Auch  soll  kein  Reichshofrath  seiner 
SteUe  anders,  als  nach  vorhergegangener  rechtlicher  Cognäian^  und  darauf 
erfolgtem  Spruche  Rechtens  entsetzt  werden.** 

«•)  Leist,  Staatsr.  §.  137. 
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X.  Der  Reichshofrath  hatte  einen  zweifachen  Charakter: 
1)  als  kaiserliches  BegierangscoUegiam  oder  Staats- 
rath,  wovon  im  §.  97.  IIL  gehandelt  worden  ist;  nnd  2)  als 
höchstes  Reichsgericht  In  dieser  letzteren  Eigenschaft 
hatte  der  Reichshofrath  mit  dem  Reichskammergerichte  voll- 
kommen concurrirende  (Gerichtsbarkeit ,  so  dass  theils 
dnrch  die  Wahl  des  Klägers,  theils  dnrch  Prävention  bestinmit 
wurde,  an  welchem  dieser  beiden  höchsten  Reichsgerichte  eine 
Sache  zu  verhandeln  war^^). 

XI.  Im  Allgemeinen  galten  daher  hinsichtlich  der  Zustän- 
digkeit des  Reichshofrathes  als  erste,  zweite  oder  dritte  Instanz 
dieselben  Grundsätze  wie  bei  dem  Reichskammergerichte.  Der 
Reichshofirath  war  daher  in  allen  Sachen  competent,  in 
welchen  es  das  Reichskammergericht  war,  die  wenigen  Fälle 
abgerechnet,  in  welchen  das  Reichskammergericht  ausschliess- 
liche (Gerichtsbarkeit  hatte  ^^). 

Xn.  Es  gehörten  aber  ausserdem  noch  viele  Sachen  zur 
Competenz  des  Reichshofrathes,  worin  das  Kammergericht  nicht 
zuständig  wai*;  auch  wurden  in  der  letzten  Zeit  des  Reichs 
manche  Sachen,  in  welchen  unstreitig  das  Kammergericht  auch 
competent  war,  regelmässig  an  dem  Reichshofrathe  verhandelt, 
weil  die  Partheien  ein  besonderes  Interesse  dabei  fanden,  sie 
hier  anzubringen.  Dies  war  besonders  der  Fall  bei  solchen 
Sachen,  bei  welchen  die  kaiserliche  Gnade  einen  Einfluss 
haben  konnte,  wie  z.  B.  in  den  Criminalsachen  der  Reichs* 
unmittelbaren^^. 

Xin.  Der  Reichshofrath  hatte  ausschliessliche  Competenz: 
A.  in  Sachen  der  zu  ihm  gehörenden  Personen,  mit  Ausschluss 
des  Personals  der  Reichshofkanzlei,  über  welches  der  Kurerz- 


^)  Hoff  mann  (pr.  Pütt  er),  diss.  de  summor.  imp.  trib.  concurrente 
jnrisdictione»  Göttingen  1760.  —  Das  Haus  Braunschweig-Lüneburg 
und  die  Krone  Schweden  hatten  fOr  ihre  deutschen  Besitzungen  besondere 
Privilegien  über  die  Wahl  des  Gerichtsstandes  vor  einem  der  beiden  Reichs- 
gerichte.   GOnner,  Staatsr.  §.  315. 

»)  Siehe  §.  99.  XI.  A.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  315.  X. 

«)  Siehe  §.  99.  Note  36. 37.  —  Aach  die  Rechtsstreitigkeiten  über  das 
Eeichspost-,  Münz-  und  Bücherwesen  wurden  regelmässig  am  Reichshofrathe 
verhandelt    v.  Berg,  1.  c.  §.  117. 

15  • 
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kanzler  die  Gerichtsbarkeit  hatte  ^^) ;  B.  über  die  zum  dentschen 
Reiche  gehörigen  italienischen  Länder  mit  wenigen  Aus- 
nahmen^^); G.  in  Rechtsstreitigkeiten  über  die  unmittelbar 
vom  Reiche  zu  Lehen  rührenden  Fürstenthttmer  u.  dergl. ^^); 
D.  in  Streitigkeiten  über  die  Giltigkeit,  Auslegung  und  den 
Verlust  kaiserlicher  Privilegien,  sowie  über  Erwerb  und  Ver- 
lust des  Adels  (nicht  aber  über  Adelsprobe  und  Adelsrechte), 
den  Rang  einzelner  Reichsstände  unter  sich,  und  über  kaiser- 
liche Preces^^),  E.  Der  Reichshofrath  liess  es  zwar  nicht  an 
Versuchen  fehlen,  seine  ausschliessliche  Competenz  in  Rechts- 
streitigkeiten noch  weiter  auszudehnen:  rief  aber  eben 
dadurch  jederzeit  lebhaften  Widerspruch  hervor  2'). 

XIV.  Besonders  ausgedehnt  war  die  Competenz  des  Reichs- 
hofrathes  in  Gegenständen  der  sog.  willkührlichen  Gerichts- 
barkeit ;  denn  in  dieser  Beziehung  hatte  er  nicht  nur  dieselben 
Befugnisse  wie  das  Reichskammergericht,  sondern  es  gehörte 
zu  seiner  Competenz  auch  Alles,  was  in  irgend  einer  Weise 
den  Charakter  einer  Gnadensache  an  sich  trug,  also  nament- 
lich die  Ausübung  der  kaiserlichen  Reservatrechte,  insbesondere 
die  Verleihung  der  Reichslehen  als  oberster  Reichslehnbof, 
und  überhaupt  alle  Arten  von  Privilegienverleihungen,  Verleihung 
von  Grossjährigkeit ,  Legitimation,  Moratorien,  Protektorien, 
Standeserhöhungen,  Bestätigungen  von  Primogeniturordnungen 
und  Hausgesetzen  adeliger  Familien,  worin  Abweichungen  von 
dem  gemeinen  Reichsrechte  festgesetzt  werden  sollten  u.  dgl.  ^^). 

XV.  Die  sehr  häufigen  sog.  Officialverfügungen, 
d.  h.  Verfügungen  von  Amtswegeo,  ohne  vorgängiges  förmliches 
processualisches  Verfahren,  erliess  der  Reichshofrath  nicht  in 
seiner  Eigenschaft  als  Gerichtshof,  sondern  als  Regierungs- 
coUegium  ^^). 


«)  LeiBt,  Staatsr.  §.  137.  V.;  §.  150.  —  v.  Berg,  1.  c.  §.  116. 
w)  V.  Berg,  1.  c.  §.  118. 
SS)  Siehe  oben  §.  98.  Note  5. 
«•)  Leist,  Staatsr.  §.  150.  —  v.  Berg,  1.  c.  §.  117. 
«)  Gönner,  Staatsr.  §.  315.  Vm.  —  Leist,  Staatsr.  §.  150.  —  ▼.  Berg, 
1.  c.  §.  117. 

»)  V.  Berg,  1.  c.  §.  364-375. 
»)  V.  Berg,  1.  c.  §.  366. 
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XV7.  In  Bezog  anf  die  besonders  privilegirten  Länder,  in 

shen  der  Reiehsstände,  in  peinlichen  Sachen  der  Mittel- 

nnd  in  geistlichen  Sachen,   war  die  Competenz  des 

ishofrathes   ganz    so   ausgeschlossen,    wie    die   des 

^hakammergerichts  ^). 

XYIL  Der  Beichshofrath  hatte  im  Allgemeinen  bei  seinem 
aehtUchen  Verfahren  die  Kammergerichtsordnnng  zn  be- 
^^).  Es  bestanden  aber  ausserdem  noch  besondere 
üchshofrathsordnungen,  welche  von  den  Kaisem  ohne 
inng  der  Beichsstände  erlassen  wurden,  ohne  dass  deren 
iispraeh  hiergegen  jemals  beachtet  worden  wäre  ^^). 
wurde  endlich  die  provisorische  Giltigkeit  der 
teuesten)  Reichshofrathsordnung  K.  Ferdinands  III.  vom 
Mirz  1654  in  der  Wahlkapitulation  ausdrücklich  aner- 
^.  Ausserdem  dienten  als  Normen  einige  kaiser- 
»he  Dekrete^)  und  die  Conclusa  Fleni  des  Reichshofrathes 
nach  Analogie  der  gemeinen  Bescheide  des  Reichs- 
lergerichtes^*). 

XVUL    Das  processualische  Verfahren  hatte  am  Beichs- 

Lthe  manche  Eigenthümlichkeit ;    namentlich   wurden    die 

ipte   stets  in  einer  Form  erlassen,  als  wenn  sie  von  der 

ion  des  Kaisers  selbst  ausgingen,  sowie  überhaupt  die  Ein- 


»)  Siehe  §.  99.  Note  31.  33.  34.  36. 

*•)  J.  P.O.  art  V.  §.  54:  „Ordinatio  Camerae  imperialis  etiam  in 
aiüico  seryabitur  per  omnia*' 

>>)  Die  erste  Reichshofrathsordnung  ist  von  K.  Ferdinand  I.,  3.  Apr. 
diese,  sowie  die  nachfolgende  Reichshofrathsinstruktion  K.  Ru- 
IphsIL,  die  Reichshofrathsordnung  K.  Mathias,  3.  Juli  1617  und  die 
jieiieste,  K.  Ferdinand  III.,  16.  März  1654,  s.  bei  Uffenbach,  1.  c. 
JAibog  L  —  Die  neueste  R-H.-0.  von  1654  s.  auch  bei  Schmauss, 
[1898. 

»)  W.-K  art  XXrV.  §.  8;  „Wie  dann  auch  von  Unserm  Reichshofrath 
• . .  bis  von  Uns  und  dem  gesamten  Reich  eine  den  heutigen  Umständen 
foäs  eingerichtete  vollständige  R.-H.-Ordnung  verfasst  werden  kann  .  .  . 
iealte  R.-H.-0.  beobachtet  werden  soll.'* 

**)  Die  wichtigsten  waren  das  Dekret  K.  Karls  VI.  von  1714,  und 
*e  Dekrete  K  Josephs  U.  vom  5.  April  1766  und  19.  Oktober  1767; 
Schmauss,  S.  1255.  —  Faber,  N.  Staatskanzlei,  Tbl.  XVII.  cap.  5; 
WUL  cap.  2.  —  Häberlin,  Repert  IV.  493. 

*)  Gerstlacher,  Corp.  jur.  publ.  IV.  205. 
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gaben  der  Partheien  immer  an  des  Kaisers  Majestät  gerichtet 
wurden  ^^).  Anch  gab  es  bei  dem  Reichshofiratbe  keine  Ein- 
tbeilmig  in  Senate  ^  sondern  alle  Sachen  worden  im  vollen 
Rathe  verhandelt  *'^). 

XIX.  Der  Präsident  hatte  bei  Stimmengleichheit  eine  ent- 
scheidende Stimme  ^®) :  er  hatte  aber  auch  das  Becht  in  diesem 
Falle ;  sowie  anch  dann,  wenn  die  Majorität  nnr  gering  war, 
nnd  beide  Meinungen  auf  statdichen  Gründen  beruhten,  die 
Sache  durch  ein  votum  ad  imperatorem  zur  persönlichen  Ent- 
scheidung des  Kaisers  zu  bringen  ^^).  Trat  aber  in  Seligions- 
sachen eine  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  katholischen 
und  protestantischen  Reichshofräthen  ein,  so  wurde  den  letz- 
teren eine  fingirte  Parität  der  Stimmen  beigelegt,  und  musste 
daher  die  Sache  an  den  Reichstag  abgegeben  werden  ^^). 

XX.  Oegen  die  Erkenntnisse  des  Reichshofrathes  waren 
dieselben  Rechtsmittel,  wie  gegen  die  Urtheile  des  Kammer- 


^  Es  erklärt  sich  dieses  aus  der  Verbindung  des  Beichshofirathes  mit 
der  Person  des  Kaisers  (siehe  oben  Note  15).  —  Yergl.  Hanzely ,  Grund- 
linien S.  10.  30;  dessen  Anleit.  §.  842.  —  t.  Berg,  L  c.  §.  251.  253.  — 
Danz,  Grds.  des  Beichsgerichtsproc.  §.  399.  —  Meine  Schrift:  Ueber 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  §.  56. 

'0  Die  Bildung  von  Senaten  am  Reichshofirath  war  sogar  ausdrücklich 
▼erboten.  W.-K  art  XXIV.  §.  13:  „Sollen  alle  und  jede  vor  Unsem 
Reichshofirath  gehörige  Sachen  allezeit  in  Pleno  abgehandelt,  und  weder 
zuvor  noch  hernach  vor  einige  Deputationen,  Hofkommissionen  und  was 
dergleichen  ausserordentliche  Wege  sonst  für  Namen  haben  mögen,  nimmer- 
mehr gezogen,  noch  deren  gerader  Rechtslauf  unterbrochen  oder  gehemmt 
werden.  —  R.-H.-0.  1654.  Tit  I.  §.  14. 

»)  R-H.-0.  1654.  Tit  V.  §.  16:  „Da  auch  unterschiedliche  Vota  in 
der  Anzahl  gleich  wären,  so  soll  Unser  Präsident  einem  Theile  mit  seiner 
Stimme  Beifall  thun,  und  alsdann  auf  dasselbige  als  das  Mehrere 
schliessen.'* 

M)  W.-K.  art  XVI.  §.  15;  R.H.-0.  1654.  Tit  V.  §.  18.  20.  —  Vergl. 
die  ausführlichere  Nachweisung  ober  das  Votum  ad  imperaJtarem,  oben 
§.  84.  Note  9  u.  10. 

*^)  J.  P.  0.  art  V.  §.  55:  „.  .  .  Postquam  in  pleno  etiam  Senatn, 
pari  tarnen  semper  utrinque  Judicantium  numero  examinata  fuerint,  oon- 
trariae  oriantur  sententiae,  Gatholicis  quidem  in  unam,  Augustanae  vero 
Ck)nfe8sioni8  Assessoribus  in  aliam  abeuntibus,  remittantur  ad  Gomitia  im- 
perii  universalia.**  —  Diese  Bestimmung  ist  in  wörtlicher  Uebersetzong  in 
die  R.-H.-0.  von  1654.  Tit  V.  §.  22  übergegangen.  —  Das  Verlangen  der 
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solXsBig^*).  Jedoch  wurde  hier  das  SechtBinittel  der 
gewöhnlich  auch  als  „ Supplikation'^  bezeichnet^ 

hatte  hier  nur  die  Wirkong,  dass  die  Sache  vom  Beicha- 
neaerdings  mit  Aofstellnng  eines  anderen  Beferenten 

Correferenten  geprttft  werden  mnsste^^). 

XXL  Der  Reknrs  an  den  Beichstag  fand  nnter  denselben 
mgen  wie  gegen  die  Urtheile  des  Eammergerichtes 

XXn.  Das  Visitationsrecht  des  Beichshofrathes  hatte  der 
kxler  (Mainz);  es  wurde  aber  niemals  ausgettbt^^). 

§.  101. 

in.  Reichs-Untergerichte. 

\  1)   Die  Austrägal-Instanz  ^). 

\ 

L   Schon   lange  vor  der  Errichtung  des  Beichskammer- 

leiditB  hatten  vielfach  Beichsstände  und  andere  Beichsunmit- 


i 


^IrffitHlilm 


auch  am  Rdchshofrath  eine  sog.  Beal-PsritAt  {Paräas  vera), 
pn  aa  Beiehakammergericht,  einzurichten,  ist  ohne  Erfolg  geblieben. 
i     •*)  y^L  oben  §.  99.  Note  39.  40.  41. 

")  J.  P.  O.  art.  y.  §.  54:  ,,. . .  ne  partes  ibidem  (sc.  in  Jadicio  aolico) 
ppntes  omni  remedio  saspensivo  destitnantur,  loco  revisionis  in 
(Ebneim  asitalac  lidtom  esto  parti  gravatae,  a  sententia  in  indido  aulico  lata, 
Ipleiesaream  majestatem  snpplicare,  at  acta  iadicialia  denuo  ad- 
^Ün  aüis  graritati  negotii  paribns  .  .  .  consiliariis,  et  qai  condpiendae 
llftnodae  priori  scnteutiae  non  interfüerint,  aut  certe  referentiom  et 
btrreferentiiim  partes  non  snstinnerint,  revideantur. **  —  In 
itolBcher  üeberaetzung  in  R-R-O.  1664.  Tit  y.  §.  7.  —  W.-K.  art  Xyn. 
1 14:  „Mit  der  im  Reichshofrath  anstatt  der  Eevision  gebrftuchlichen 
tqiplikstion  wollen  Wir  nach  Inhalt  des  IngtrumenÜ  Pacta  art  y.  §.  (54) 
^(^Mod  Proeeuum  judiciarium  und  nach  der  K-H.-0.  allerdings  ver- 
ttiren'«  etc.  —  Die  Processnalisten  behandelten  diese  Supplikation  regel- 
aiirig  imter  dem  Namen  der  Rerision.  —  t.  Berg,  1.  c.  §.  346. 

**)  J.  P.  O.  art  y.  §.  55:  „yisitatio  Consilii  Anlid  fiat  ab  Electore 
Mogontino  toties,  qnoties  opns  fuerit"  etc.  —  Nach  der  W.-K.  art.  XXy. 
i<L  7  sollte  der  Knrenkanzler  alle  drei  Jahre  eine  yisitation  voraehmen. 

0  H.  Ch.  Senkenberg,  flores  sparsi  ad  jus  austraegarum ,  Giess. 
1739.  —  Prehn,  ▼.  d.  Anstrftgen,  1779.  —  Moser,  v.  d.  deutsch.  Justiz- 
nrf  L  46.  -<  Malblank,  Anleitung  ly.  420  flg.  —  v.  Berg,  Grundr. 
i  Rkisger.  yer£  $.  39  flg.  —  G.  F.  Eichhorn,  de  differentia  inter 
Avtn^as  et  arbitros  comproraissarios,  Götting.  1801.  —  Patter,  inst 
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telbare  unter  sich  Emrichtungen  zu  schiedsrichterlichei'  Er 
lediguDg  ihrer  Streitigkeiten  getroffen,  woflir  die  Bezeichnvil 
Austräge  gebräuchlich  geworden  war^).  4 
n.  Diese  Einrichtungen,  welche  ursprünglich  nur  auf  W!|| 
kühr  und  gegenseitigem  Belieben  beruhten,  behielten  sich  ^ 
Reichsstände  nicht  nur  bei  der  Errichtung  des  ReicbskamoMl 
gerichtes  bevor,  sondern  sie  wurden  sogar  von  der  lieichA 
gesetzgebung  ausdrücklich  bestätigt^),  und  überdies  für  4 
Reichsstände  und  andere  reichsunmittelbare  Herren  unter  §§ 
wissen  Voraussetzungen  gesetzlich  angeordnet,  ja  sogar  maiichi| 
Personen  (oder  auch  Reichsstädten)  das  Recht,  vor  Aastrlg|| 
belangt  zu  werden,  durch  kaiserliche  Privilegien  verliehen^ 
Hiemach  unterschied  man  gewillkührte,  gesetzliche  um 
privilegirte  Austrage^). 
I 

§.  280  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  317  flg.  —  Leißt,  Staatsr.  8.  144 
—  Schmid,  Staatsr.  §.  151.  —  G obrem,  Ursprung  u.  Entwickelong 
Austrägalinstanz  in  Deutschland,  in  der  Zeitschrift  fOr  deutsches 
1858. 

*)  „Austragen '*  bezeichnet  überhaupt  soviel,  als  eine  Sache  freund- 
lich auseinandersetzen  und  gleichsam  die  Partheien  vergleichen.  Der  Avi^ 
tragsrichter  hiess  im  barbarischen  Latein  j,Äußtraega'^, 

3)  Von  den  Austrägen  handelte  insbesondere  die  K.-G.-0. 1555.  ThL  IL 
Tit  2  flg.  —  K.-G.-0.  1495.  §.  28 ,  C  o  n  c  e  p  t  d.  K-G.-O.  Tbl.  U.  Tit  2  prin« 
„ .  . .  Welche  sonderliche  gewillkürte  rechtliche  Austräge  gegen  einand«! 
haben,  der  sollen  sie  sich  laut  derselben  gegen  einander  gebraacheik^*  — 
J.  F.  0.  art.  y.  §.  56.  „Caeterum  in  aulico  non  minus,  quam  camera«i 
imperialis  judicio  Privilegium  primae  instantiae,  Austraegarum,  —  statibos 
imperii  illibata  sunto."  —  W.-K.  art.  XVni.  §.  4:  „Sondern  einen  jedeftj 
bei  seiner  Immedletät  .  .  .  üem  jure  austraegarum  tarn  legalium  quam^ 
conveTUianaUum  vel /amiUaruin  .  .  .  bleiben  lassen.*' 

*)  Eine  spätere  Beschränkung  enthält:  W.-K.  art.  XVIIL  §.  7:  „Und 
nach  Inhalt  des  Reichsabschiedes  v.  J.  1654  (§.  116)  mit  Konzession  der. 
Privilegien  erster  Instanz  oder  sonderbarer  Austräge,  auf  diejenigen,  wekiML 
dieselben  bisher  nicht  gehabt  oder  hergebracht,  förderst  an  Uns  halten.  ** 

B)  Je  nachdem  die  gewillkührten  Austräge  durch  Vertrag  oder  Testa» 
ment  begründet  wurden,  unterschied  man  auatraegae  canventianales  und 
testamentarü.  Zu  den  gewillkührten  Austragen  rechnete  man  die  in  einigea 
reich  sritterschaftlichen  Kantonen  eingerichtete  Orts  au  strägal- Ins  tanz. 
Kerner,  reichsrittersch.  Staatsr.  Tbl.  11.  S.  400.  —  Malblank,  AnL 
IV.  463  flg.  —  Die  gewillkührten  Austräge  hatten  an  sich  nur  Yerbiod^ 
lichkeit  für  die  Theilnehmer;  sollten  sie  auch  Dritte  (als  ReJchBanstaJt) 
verpflichten,  so  war  kaiserliche  Bestätigung  nOthig. 
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in.  Gesetzliche  Aasträge  (sog.  ^^Austräge  der  Ord- 
nung'^®), d.  h.  in  der  Eammergerichsordnnng  angeordnete 
Austrage)  hatten  nur  A)  KnrfQrsten,  Fürsten  nnd  Fürsten* 
massige'');  ohne  allen  Unterschied  des  Standes  des  Klägers^); 
B)  die  Prälaten,  Grafen  und  der  anmittelbare  Beichsadel,  wenn 
der  Kläger  gleichen  oder  höheren  Standes  war^).  G)  Ausser- 
dem war  anerkannt,  dass  auch  die  eigenen  Untei*thanen 
eines  Landesherm,  welche  über  Missbrauch  der  Regierangs- 
gewalt sich  beklagen  wollten,  in  erster  Instanz  vor  den  Aas- 
trägen ihres  Landesherm  klagen  mussten,  wenn  die  Sache 
nicht  zu  denjenigen  gehöii:e,  welche  an  sich  unmittelbar  bei 
den  obersten  Reichsgerichten  angebracht  werden  durfte  ^^). 
Dasselbe  galt  im  Allgemeinen  auch  hinsichtlich  der  Klagen  der 
Unterthanen  gegen  ihren  Landesherm  in  Privatsachen,  da  man 
früher  diese  nicht  scharf  von  Staatssachen  unterschied  ^^). 
Durch  die  Wahlkapitulation  Leopolds  IL  1790  wurden  aber  die 
Klagen,  welche  die  landesherrliche  Kammer  betrafen,  vor  die 
Landesgerichte  verwiesen  ^*^). 


«)  Dieser  Ausdruck  findet  sich  im  Concept  der  K.-G.-0.  Tbl.  n.  Tit.  30. 
^Weiter  ordnen  .  .  .  Wir,  dass  alle  und  jede  Persohnen  und  Sachen,  die 
der  Kaiserlichen  Jurisdiction  ohne  Mittel  unterworfen,  und  durch  sondere 
Au 8 träge  dieser  Ordnung,  oder  andere  Privilegien,  Freiheiten,  Gewill* 
ktkhre  und  rechtmässige  Gewohnheiten  nicht  ausgenommen  seynd,  an  ünserm 
Kaiserlichen  Cammergericht  vorgenommen  und  gerechtfertigt  werden  sollen. " 

^  unter  Für  stenmässigen  wurden  in  dieser  Beziehung  nur  wirklich 
ge  f  tt  r  8 1  e  te  Prälaten  nnd  Grafen  verstanden.  —  L  e  i  s  t ,  Staatsr.  §.  145.  Note  1. 

*)  Also  auch,  wenn  Bürger  oder  Bauern  klagten,  die  nicht  Unter- 
thanen der  Fürsten  oder  Fürstenmässigen  waren.  K.-G.-0. 1500.  Tit.  11.  — 
Vergl.  K.-G.-0.  1555.  Tbl.  IL  Tit  4.  §.  18  (s.  unten  Note  10). 

»)  Concept  d.  K.-G.-0.  Thl.  IL  Tit.  3  u.  5. 

»•)  K.-G.-0.  Thl.  U.  Tit.  4.  §.  18;  Concept,  ibid.  §.  21.  „Und  sollen 
solche  Austräge  der  Prälaten,  Grafen,  Bitterschaften  und  Städte,  in  aller 
Maasse  wie  abgesetzt,  auch  mit  den  Bürgern,  Bauern  und  anderen  Unter- 
thanen gegen  den  Fürsten  und  Fürstenmässigen  Statt  haben''.  —  Lei  st, 
Staatsr.  §.  147.  —  Mitglieder  der  Reichsritterschaft  konnten  in  diesem  Fall 
auch  bei  der  Ortsausträgalinstanz  (s.  Note  5)  belangt  werden.  —  Leist, 
Staatsr.  §.  145.  Note  6.  —  Kern  er,  1.  c.  II.  410. 

«1)  Leist,  Staatsr.  §.  147.  n. 

^)  W.-K.  art  XIY.  §.  6:  „Wenn  Landstände  oder  Unterthanen  wider 
ihre  Obrigkeit  in  Privatsachen,  welche  die  lande sfürstliche 
Cammer  antreffen,  Klage  führen,  so  sollen  und  wollen  Wir  diese  bei 
ihren  ordentlichen  Landesgerichten  entscheiden  lassen''  etc. 
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IV.  Die  Reichsgesetze  hatten  für  die  BUdniig  der  gesetz- 
lichen Austrage  eine  Reihe  verschiedener  Formen  festgesetzt^ 
wobei  besonders  auf  den  Rang  nnd  Stand  des  Beklagten  Rück- 
sicht genommen  worden  war  ^3).  Da,  wo  die  Ansträgalinstanz 
ans  Standesgenossen  gebildet  wurde,  galt  schon  der  Grundsatz, 
dass  der  Beklagte  die  Austrägalrichter  yorschlägt,  nnd  der 
Kläger  aus  den  Vorgeschlagenen  die  Auswahl  hat  ^^). 

y.  Die  Austräge  waren  fUr  diejenigen,  die  als  Beklagte 
ein  Recht  darauf  (Jus  auatraegarum)  hatten,  als  eine  reichs- 
gesetzliche  erste  Instanz  (als  ein  eigentliches  Reichsunter- 
gericht) erklärt  1^),  welche  von  dem  Kläger  nicht  umgangen 
werden  durfte*®). 

VI.  Das  Urtheil  sollte  von  der  Austrägalinstanz  binnen 
Jahresfrist  gesprochen  werden,  widrigenfalls  die  Sache  an 
eines  der  höchsten  Reichsgerichte  gebracht  werden  konnte*''). 
An  diese  ging  auch  die  Appellation  von  den  austrägalgericht- 
lichen  Erkenntnissen*®):  eben  dahin  musste  man  sich  auch 
wegen  ihrer  Vollstreckung  wenden  *®). 


*«)  Concept  der  K.-G.-0.  Thl.  n.  Tit  2  bie  5. 

««)  Z.  B.  Concept  der  E.-G.-0.  Thl.  n.  Tit  2:  „.  .  .  soll  der  be- 
Bchiieben  und  erfordert  Charfflrst,  Fürst  und  FOrstenmftssige  .  .  .  dem 
Klftger  yier  regierende  Kurfürsten,  Fürsten  oder  Fürstenmässige,  halb 
geistlich  and  halb  weltlich,  die  nicht  aus  einem  Haus  gebohren  seyn,  un- 
gefehrlich  benennen,  daraus  der  Kläger  einen  zum  Richter  kiesen  soll.*'  — 
Ebendas.  Thl.  n.  Tit  4.  §.  7:  „dass  der  Churfürst,  Fürst  oder  Fürsten- 
m&ssige  drey  unpartheyische  Fürsten  benennen,  aus  denen  der  Klftger 
einen  zu  erw&hlen  und  zu  erkiesen  Macht  haben  soll.** 

")  ▼.  Berg,  1.  c  §.  49.  —  K..G.-0.  1495.  §.28:  „Der  Austragsrichter 
soll  die  Sache  zu  yoUf&hren  schuldig  sein  als  unser  königlicher  oder 
kaiserliciier  Cornnrnsarius,  in  Kraft  der  Commission,  die  wir  als  B.  König 
hiermit  einem  jeden  ertheilt  haben  wollen,  und  soll  derselb  erkoren  Com- 
nuMorius  förderlich  Bechttage  setzen,  in  einer  sein  stat,  ungev&rlich,  und 
mit  sampt  seinen  unpartheyschen  Bftthen  der  Sach  zu  recht  Yerhörung, 
und  wie  sich  in  Becht  gepüren  würdt,  Entscheid  thun.  —  Uebereinstimmt 
K.-G.-0.  1555.  Thl.  2.  Tit  2.  §.  2;  Concept  ibid.  §.  1. 

^>)  Siehe  hier  oben  Note  3. 

")  Concept  der  K.-G.-0.  Thl.  II.  Tit  4.  §.  1. 

48)  K.-G.-0.  1495.  §.  28  (siehe  Note  15;  fJÜat  fort):  „Doch  sol  kein 
Parthey  die  Appeüatum  für  Unser  Königklich  oder  Kayserlich  Camergericht 
benommen  oder  abgestelt  seyn.'* 

**)  Pütt  er,  de  ordine  judiciario  ab  austraegis  obsenrando;  in  opusc 
rem  jud.  imp.  illustr.  p.  470. 
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Yn.   Aoflgenommen  yon   der  Competenz   der  Austillgal- 

£  waren  nur  diejenigen  Sachen,  welche  durch  die  Reichs- 
aiiBdrflcklich  schon  in  erster  Instanz  vor  die  höchsten 
richte  gewiesen  waren  ^). 

> 
i 

§.  102. 


^ 


2)  Kaiserliche  Hof-  und  Landgerichte^). 


I.  Nach  der  Uteren  OerichtSTcrfassnng  bestanden  theils 
m!  aOen  Beichsdomänen ,  theils  in  anderen  nnmittelbaren 
iodisllndem^  zahlreiche  kaiserliche  Hof-  nnd  Lan  dgerich  te'), 
len  welchen  die  meisten,  deren  Gerichtssprengel  mit  dem  Um- 
Ittige  der  später  entstandenen  landesherrlichen  Oebiete  znsam- 
iwnfiel,  in  die  Hände  der  Landesherren  übergegangen  nnd  in 
kidesh^Tliche  Gerichte  umgewandelt  worden  waren. 
^  n.  Doch  erhielten  sich  einige  von  diesen  kaiserlichen 
Hof-  imd  Landgerichten  bis  zor  Auflösung  des  deutschen  Reichs 


*)  So  z.  B.  die  Landfiriedensbrachsschen ,  Reichifiskalsachen,  Streitig- 
'Men  über  grOesere  Beichglehen,  Besitzstreitigkeiten,  Gesuche  und  Msndste 
•fm  dautuloj  Sachen  der  mitleidenswürdigen  Personen,  Pfändungen,  Arreste 
vd  BepressaJien  u.  s.  w.    Siehe  oben  §.  99.  ^  Leist,  Staatsr.  §.  146. 

*)  Moser,  v.d.  dentseh.  JustizTerf.  1. 1110.  n.  915.—  ▼.  Senkenberg, 
1^  i  k.  Gerichtsbarkeit,  1760.  —  Pfitter,  inst  §.  295.  —  Hftberlin, 
luidb.IL  S.  446 flg.  —Leist,  Staatsr. §.  141.  —  Gönner,  Staatsr.  8.818.— 
Sckmid,  Staatsr.  §.  158.  *-  ▼.  Berg,  Ordrss.  der  reichsgerichtL  Ver&ss. 
ia85flg. 

*)  K.  Hof-  oder  Pfalzgerichte  bestanden  nrsprOnglich  da,  wo 
tertiche  Pfalzen  {palatia)  waren:  Sachsensp.  Ldr.  Ul.  62.  {.  1. 
M  itede,  die  palenze  beten,  liegen  in*me  lande  to  sassen,  dar  die  Eoning 
Hhte  hoTe  (d.  h.  Gerichtshöfe)  hebben  sal.'*  —  Vergl.  meine  deutsche 
tehtBgesch.  8.  Anfl.  1858.  Tbl.  IL  §.  47.  —  Die  k.  Landgerichte  {judicia 
l^omäaUa)  bildeten,  so  lange  die  GauTcrfassung  bestand,  die  regehn&ssige 
bflttu  ftr  alle  ecmMaB  mqforeg,  insbesondere  für  die  Criminalsachen,  unter 
teTorsitK  des  Tom  Kaiser  ernannten  Richters  (judex  praüvnciae^  cotmb^ 
^j  greoe  des  Sachsenspiegels).  —  Hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit 
tedea  die  Hof-  oder  P&l«gerichte  und  die  Landgerichte  gleich,  S  ach  s  en  - 
*pUgel  Ldr.  HL  64.  §.  6:  „Palenzgreren  unde  landgreven  dingen  under 
knoiiSei  banne,  als  die  grere/'  —  Schon  frühzeitig  finden  sich  Spuren  der 
Teii^pmg  der  HoQsericfate:  Sachsensp.  Ldr.  UI.  62.  §.  1:  „Werle  (die 
(Veits  Pfidz)  die  is  to  goslere  (Goslar)  gel^get.'' 
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mit  dem  Charakter  von  Reichsnntergerichten,  obschon 
ihr  Fortbestand,  bei  den  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  eingetretenen 
Veränderungen  y  den  Reichsständen  vielfachen  Anlass  zu  Be- 
schwerden gegeben  hatte,  und  nicht  nur  deren  Abschaffung 
schon  im  westphälischen  Frieden  angeregt^),  sondern  auch  in 
den  neueren  Wahlkapitulationen  wiederholt  zugesichert  worden 
war*). 

ni.  Zuletzt  bestanden  nur  noch  A)  das  k.  Hof-  und  Land- 
gericht zu  Rothweil,  dessen  Grerichtssprengel  sich  über  den 
Schwäbischen,  Fränkischen,  Kur-  und  oberrheinischen  Kreis 
erstreckte ^) ;  B)  das  k.  freie  Landgericht  in  Schwaben,  oder 
k. Landgericht  in  Ober-  und  Niederschwaben,  auf  der  Leut- 
kircher  Heide  und  in  der  Gepürs,  zu  Weingarten  mit 
den  ehemaligen  Reichsstädten  Ravensburg,  Wangen  und  Isny 
und  dem  Flecken  Altorf  als  Mahlstätten,  im  Pfandbesitze  des 
Hauses  Oesterreich  ^) ;   G)  das  k.  Landgericht  des  Burggraf- 


')  J.  P.  0.  art  y.  §.  Ö6:  „Denique  cum  etiam  de  abolendis  curia  Im- 
periali  Bottwilae,  judiciis  provincialibus  Sueviae  et  aliis  hinc  inde  per 
Imperium  hactenus  usitatis  mentio  injecta  fuerit,  resque  haec  gravioris  visa 
Sit  momenti,  de  his  quoque  uiterior  deliberatio  ad  proxima  Comitia  comissa 
esto  ..." 

4)  W.-K.  art  XVm.  §.  8. 

*^)  Mauritius,  de  jud.  Rothwil.  Eil.  1666;  in  opusc.  p.  588;  und  in 
Fritsch,  Var.  exerc.  jur.  publ.  11.  229.  —  K  reut  er,  de  jud.  caes.  aul. 
BothwiL  Argent  1780.  —  Blum,  de  jud.  cur.  imp.  Rothvil.  in  append. 
commeut  de  jud.  cur.  imp.  germ.  p.  137.  —  E.  Eonrad  m.  soll  1146 
eine  Ordnung  dieses  Gerichts  gemacht  haben:  s.  dieselbe  iu  Lünig,  R.  Arch. 
Cont.  n.  Part.  gen.  p.  94;  1496  wurde  dasselbe  von  E.  Maximilian  I. 
bestätigt:  Lünig,  R.  Arch.  Cont  II.  zweiter  Forts,  p.  714.  —  Seine 
neueste  Ordnung  durch  E.  Maximilian  U.  a.  1572  s.  bei  Schlmauss, 
p.  281  flg.  —  Das  üofrichteramt  hatten  erblich  die  Grafen  von  Sulz;  nach 
deren  Aussterben  (1687)  erhielten  es  die  Fürsten  von  Schwarzenberg. 
Nach  der  H.-G.-0.  v.  1572  sollte  dieses  Gericht  ausser  dem  Hofrichter  mit 
dreizehn  Beisitzern  aus  dem  Stadtrath  zu  Rothweil  besetzt  sein;  es 
waren  jedoch  gewöhnlich  weniger.  Es  sprach  auch  in  peinlichen  Sachen 
und  nahm  auch  Appellationen  an. 

<*)  J.  P.  de  Ludewig,  de  Sueviae  tribunali  etc.  Hai.  1725.  —  (J.  K 
Wegelin),  Gründlicher  Bericht  v.  d.  k.  u.  Reichsvogtei  in  Schwaben  1756. 
—  Dessen  neueste  Gerichtsordnung  y.  1618  s.  bei  Ludolf,  Collect  statutor. 
S.  307.  —  J.  A.  Bürkhle,  des  freien  k.  L.-Gerichts  in  0.-  u.  N.-Schwaben 
gerichtl.  Process.  Frkf.  1742.  U  Bde.  —Man  beschwerte  sich  besonders  wegen 
der  Einführung  von  Stempelpapier  an  diesem  Gerichte,  und  weil  Eaiser 
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Ihmis  Nürnberg  zu  Anspach;  es  war  im  Lehensbesitze  der 
Stfkgrafen  von  Brandenburg  and  wurde  von  diesen  besetzt  ^ ; 
B)  das  k.  Landgericht  des  Herzogthams  Franken  zu  Wflrz- 
Mrg^)  mid  £)  das  k.  Landgericht  za  Bamberg.  Diese 
Nden  k.  Landgerichte  worden  von  den  Bischöfen  zn  Würz- 
lüg  und  Bamberg  besetzt  und  waren  zuletzt  auf  das  Oebiet 
ieser  geistlichen  Fiirstenthümer  beschränkt;  bei  der  Säku- 
inisation  kamen  sie  an  Bayern. 

IV.  Die  k.  Hof-  und  Landgerichte  hatten  als  Reichsunter- 
gerichte  Grerichtsbarkeit  über  Keichsunmittelbare  und  Mittelbare 
taierhalb  ihres  Sprengels^  und  zwar  a)  concurrirende  Gcrichts- 
hvkdt  mit  den  höchsten  Seichsgerichten ^  wo  diese  in  erster 
hrtanz  zuständig  waren;  b)  concurrirende  Gerichtsbarkeit  mit 
fai  landesherrlichen  Gerichten,  sofern  nicht  das  Land  das  pri- 
mUgium  de  nan  evoeando  hatte.  In  diesen  Fällen  entschied  daher 
&  Prävention^),  c)  Sie  konnten  auch  Beschwerden  über  yer- 
iSgerte  und  verweigerte  Justiz  annehmen,  d)  Von  den  Erkennt- 
lissea  dieser  k.  Hof-  und  Landgerichte  ging  die  Appellation 
«A  die  höchsten  Beichsgerichte  ^^). 


Kari  y.  die  Appellationen  von  dessen  Erkenntnissen ,  statt  an  die  Reichs- 
gencfate,  nach  Insbruck  verwiesen  hatte.  Die  Beisitzer  wurden  aus  den 
BubflgUedem  und  Bürgern  der  Mahlstädte  genommen. 

^  J.  H.  Hagen,  de  judicio  caes.  proy.  Norico.  Baruth.  1677.  -^ 
CF.  Jnnge,  unumstössl.  Grundveste  der  Hoheit  des  k.  Landgerichts,  Burg- 
gnfthams  Komberg,  1759.  —  Ordnung  des  Kampfgerichts  des  Burggrafth. 
lönbeig;  dessen  Miscell.  I.  161.  —  Ludolf,  coli,  stat  p.  1. 

')  Eine  Kampfrechtsordnnng  des  Herzogthums  Franken  aus  dem  XY. 
iakrhondert  s.  bei  Goldast,  Reichssatzungen  (1712)  I.  S.  238.  —  Bischof 
Jokann  Gottfridt  erliess  1618  eine  Landgerichtsordnung.  Gedruckt 
Wflrzbiug  1618.  fol.;  —  auch  in  Lud  elf,  obs.  var.  lU.  p.  1.  •-  Die 
ippeDation  ging  (L.-G.-O.  ThL  IL  Tit  38)  an  das  bischöfliche  Hofgericht, 
md  Ton  diesem  erst  an  die  höchsten  Reichsgerichte. 

•)  W.-K.  art  XVm.  §.  9.  11  verspricht  ausdrücklich  den  Schutz  der 
ExemtionspriTilegien  (siehe  oben  §.  93.  Note  19). 

«)  W.-K  art  XVm.  f.  10.  —  Doch  wurde  dies  nicht  ttberaU  beob- 
Kbtet  (siehe  hier  oben  Note  5  und  8).  —  Auch  wurde  mitunter  das  k. 
l^ndgericht  selbst  als  Appellationsinstanz  benutzt.  Ausdrücklich  erlaubt 
«.  R  die  WOrzboi^ger  k.  L.-G.-0.  ▼.  1618.  Thl.  H.  Tit  38  von  den  ünter- 
Saichten  des  Stifts  dahin  zu  appelliren. 
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§.  103. 
Die  Landeshoheit.   Begriff  und  Wesen  ^). 

I.  Für  die  Regierangsgewalt,  welche  dem  Landesherracher 
(der  y^Landesobrigkeit'^)  als  ein  in  eigenem  Namen, 
jedoch  mit  Unterordnung  anter  die  Reichsstaatsgewalt 
auszattbendes  Recht  in  den  einzelnen  Territorien  zustand,  war 
allmählig  die  Bezeichnung  Landesherrlichkeit  oder  Lan- 
deshoheit, hohe  Landesobrigkeit,  jus  terriUmak ^  oder 
auch  (in  grösseren  Territorien)  Landesfttrstlichkeit  ge- 
bräuchlich geworden^). 


^)  Moser,  von  der  Landeshoheit  der  deutschen  Reichsst&nde  Über- 
haupt, 1773;  der 8.  von  der  deutschen  Reichsstftnde  Landen,  deren  Land- 
Ständen ,  Unterthanen  etc.  1769;  ders.  Zusätze  z.  neuen  Staatsr.  Bd.  IL 
S.  661  flg.;  und  imEinzehien  dessen  Schriften:  von  der  Landeshoheit  in 
Regierungssachen,  in  Justizsachen,  in  Militärsachen  1772;  in  Gameralsachen; 
in  Polizeisachen;  in  Gnadensachen;  in  Steuersachen ;  im  Geistlichen;  sämmtlich 
1773.  ~  Pütter,  Beitr.  1777.  Tbl.  L  Nr.  VI  flg.XVUflg.  —  Ch.  H.  Biener, 
de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis  Germaniae  eiusdemque  efifectibus, 
1780.  —  Posse,  über  das  Staatseigenthum  in  den  deutschen  Reichslanden, 
Rostock  u.  Leipzig  1794  —  K  S.  Zachariä,  Geist  der  deutschen  Terri* 
torialTerfiBissung,  Leipzig  1800.  —  y.  Eppeln,  über  das  Prindp  der  deut- 
schen TerritorialTerfiussung,  Regensburg  1803.  —  Gönner,  Progranun  über 
das  rechtliche  Prindp  der  deutschen  TerritorialverfisuMung,  Landshut  1804.  — 
Siehe  auch  Pütter,  inst  §.  28.  116.  --  Leist,  Staatsr.  §.  20  flg.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  226  flg.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  158.  —  Meine 
deutsche  Rechtsgesdi.  3.  Aufl.  1868.  Tbl.  n.  §.  53  u.  77;  und  insbesondere 
meine  Alterthümer  des  deutsch.  Reichs  u.  Rechts  (1860)  Bd.  L  S.  70—106, 
Bd.  n.  8.  8--57. 

*)  Der  Ausdruck  „Domüd  terrae**  für  die  politischen  Territorialherren, 
welchem  zunächst  die  Bezeichnung  „Landherren  oder  Landesherren 
und  Landesherrlichkeit^'  entspricht,  findet  sich  sdion  in  der  (oben 
bei  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Reichs,  §.  78. 1.)  erwähnten  ConetUutio 
Friderici  IL  (Utin.)  a.  1232;  der  Ausdruck  ,,jw  terrüorüde**  findet 
sich  im  J.  P.  0.  art  YIIL  §.  1,  wofür  in  der  deutschen  Uebersetzung  „hohe 
Landesobrigkeit**  st^t,  woraus  die  Form  „Landeshoheit"  her* 
Torging.  Gleichbedeutend  ist  „jus  terrüorü  et  superiorüaUs'*^  in  J.  P.  0. 
art  y.  §.  30  (8.  unten  Note  4).  »  Offidell  gebraucht  den  Ausdruck  Lan- 
deshoheit die  W.-K  1792.  art  L  §.  8;  XV.  §.8.  Der  Ausdruck  „Landes- 
obrigkeit, landesherrliche  Obrigkeit'*  wurde  bald  in  subjek- 
tivem Sinne,  bald  in  objectiyem,  gldchbedeutend  mit  Landeshoheit, 
gebraucht    W.-K  art  XV.  §.  1 ;  YeigL  mit  art  XIX.  §.  6. 
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n.  Die  Rechte,  welche  man  nnter  diesem  Namen  znsam- 
menfasste,  waren  weder  zu  allen  Zeiten,  noch  in  allen  Terri- 
torien ganz  dieselben;  sie  konnten  auch  nicht  logisch  aus 
einem  Principe  abgeleitet  werden  und  wurzelten  hänfig  in 
sehr  yerschiedenen  von  einander  unabhängigen  Bechtstiteln  ^). 
Abgesehen  davon,  dass  die  Landesherren  fortwährend  mit  Olttck 
bestrebt  waren,  ihre  politischen  Befugnisse  zu  vermehren^), 
80  stand  naturgemäss  der  Umfang  der  landesherrlichen  Ke- 
gierungsrechte  mit  der  Grösse  der  Länder  im  Verhältnisse, 
da  kleine  Gebiete,  namentlich  in  Bezug  auf  Gesetzgebung, 
Gerichtsbarkeit,  Polizei-,  Finanz-  und  Militärwesen  keine  so 
umfassende  territoriale  Regierungsgewalt  erforderten  oder  ver- 
tragen konnten,  wie  diese  in  den  grösseren  Gebieten  unent- 
behrlich war^). 


^  Aus  diesem  Grunde  enthalten  auch  die  Reichsgrundgesetze  keine 
Bcgziffisbestimmung  der  Landeshoheit,  sondern  sprechen  immer  nur  von 
den  wohlerworbenen  und  hergebrachten  Freiheiten,  Rechten  u.  s.  w.  der 
Forsten  und  Stände,  welche  g^n  kaiserliche  Entziehung  und  Eingriffe 
sicher  gestellt  werden  sollen.  Vergl.  die  Gonst  Friderici  II.  (ütin.) 
a.  1282.  „Unusquisque  principum  libertatibus ,  Jurisdictionibus,  Comita- 
tibus,  Gentis,  sive  liberis  sive  infeodatis,  utatur  quiete,  secundum  terrae 
suae  consuetudinem  approbatam.*'  —  J.  P.  0.  art.  YUL  §.  1  (s.  §.  77. 
Note  14).  —  W.-E.  art  L  §.9:  „Sollen  und  wollen  auch  Kurfürsten, 
Fürsten  und  Ständen,  die  unmittelbare  freie  Reichsritterschaft  mit  ein- 
geschlossen, ihre  Regalien,  Obrigkeiten,  Freiheiten,  Privilegien  ...  in  be- 
ständiger Form  confirmiren,  sie  auch  dabei  handhaben  und  schützen."  — 
Erst  in  der  W.-K  Leopolds  IL  (1790)  und  Franz  U.  (1792)  wurden 
zum  erstenmale  in  den  Text  art  I.  §.  8  die  Worte  Landeshoheits-  und 
Regierungs-  Sachen  als  einen  Gattungsbegriff  bezeichnend  ein- 
geschoben.   Siehe  diese  Stelle  im  §.  77.  Note  14. 

*)  So  wurde  den  Landesherren  im  westphälischen  Frieden  J.  P.  0. 
art  YIIL  §.  2  (s.  §.  77.  Note  18)  das  Recht  der  Bündnisse  unter  sich  und 
mit  auswärtigen  Staaten  (somit  also  auch  das  Gesandtschaftsrecht)  beigelegt, 
und  eben  daselbst,  art  Y.  §.  80,  war  ausdrücklich  erklärt  worden,  dass 
„ex  cammum  per  iotum  Imperium  hactemu  untaia  preud^^j  auch  das  yjta 
rtformandi  exereüktm  reUgioma^*  den  Landesherren  als  Ausfluss  ihrer 
Landeshoheit  (cum  jure  terrüorii  et  superioritatis)  zustehe. 

*)  So  z.  B.  hatten  nicht  alle  Reichsritter  in  ihren  kleinen  reichsfreien 
Gebieten  die  Griminayurisdiktion  und  den  Blutbann.  Kern  er,  reichs- 
ritterschailL  Staatnr.  Thl.  L  S.  252  flg.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  166. 
Manche  wollten  desshalb  den  Reichsrittem  nur  eine  Landesherrlich- 
keit, aber  keine  Landeshoheit  beilegen  (s.  bes.  Leist,  Staatsr.  (1.  Aufl.) 
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in.  Man  pflegte  in  der  Landeshoheit  mehrere  Klassen 
von  Rechten  zu  unterscheiden:  1)  die  Regalien^  welche 
der  Landesherr  Tom  Kaiser  und  Reich  zu  Lehen  trug,  wie 
die  Gerichtsbarkeit  in  ihren  verschiedenen  Arten,  die  Graf- 
schaft, das  Herzogthum  oder  Fttrstenthum ,  ursprttnglich  in 
der  Bedeutung  als  Amt,  sogenanntes  Fürstenamt ®),  den  Heer- 
bann, das  damit  zusammenhängende  Besteueiungsrecht,  jus 
collectandi;  das  Zollrecht,  das  Mttnzrecht,  den  WUdbann,  die 
Bergwerke  und  andere  singulare  Privilegien,  wie  sie  z.  B.  in 
der  pfalzgräflichen  Gomitive  lagen^);  2)  lehenherrliche 
Rechte,  als  die  durch  den  Geburtsstand  oder  durch  die  er- 
langte Reichs-  oder  landesherrliche  Würde  (wie  z.  B.  bei  den 
Bischöfen  und  Prälaten)  bedingte  Befugniss,  ritterliche  Lehens- 
leute zu  haben  und  mit  ihnen  den  Reichskriegsdienst  zu  leisten ; 


§.  46).  Allein  es  war  dieses  ein  reiner  Wortstreit,  da  an  sich  Landes - 
herrlichkeit  und  Landeshoheit  gleichbedeutend  sind  (s.  oben  Note  2) 
und  dadurch,  ob  man  den  Reichsrittem  Landeshoheit  beilegte  oder  nicht, 
an  der  Sache  weder  in  Bezug  auf  ihre  Gebiete  noch  in  Bezug  auf  ihre 
Stellung  zu  anderen  Landesherren,  das  Mindeste  geändert  wurde.  Gönner, 
Staatsr.  §.  265,  bezeichnet  daher  die  Regierungsgewalt  der  Reichsritter  in 
ihren  Gebieten  als  einen  „  Inbegriff  von  Rechten ,  welche  der  Landeshoheit 
ganz  analog  ist"  —  Auch  hiessen  die  ihrer  Regierung  unterworfenen 
Personen  ihre  ünterthanen,  subdüi,  wie  die  Mittelbaren  in  den  Ländern 
der  Reichsstände  ( J.  P.  0.  art  V.  §.  28 ;  s.  §.  105.  Note  23).  —  Ausdrück- 
lich gewährleistet  die  W.-E.  art.  L  §.  2  den  Reichsrittem  die  Erhaltung 
bei  ihren  „Hoheiten",  wie  den  Reichsständen  (siehe  §.  77.  Note  14). 
S.  meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  §.  78.  — 
Leibnitz,  in  der  Schrift  Caesartnus  Fürstenerius ^  de  jure  supremaJhu 
ac  legationis  principum  Germardae,  1677,  unterschied  jus  auprematus 
(Landeshoheit  im  höheren  Sinne)  als  ^^jus  educendi  mäitem  et  participiendi 
negotia  publica  Earopae^'^  und  nahm  diesen  Stiprematus  ftü:  die  grösseren 
ReichsfUrsten  in  Anspruch,  im  Gegensatze  der  zunächst  auf  Gerichtsbarkeit 
und  innere  Administration  beschränkten  Landesherrhchkeit,  superiorüaa  terri- 
toriaUs,  Landesobrigkeit  oder  Landeshoheit  im  niederen  Sinne  der  kleineren 
Landesherren,  welchen  er  das  Recht,  Truppen  zu  halten,  nur  in  dem  Um- 
fange zusprach,  als  nothwendig  sei,  um  die  ünterthanen  im  Gehorsam  gegen 
die  Gesetze  zu  erhalten.  Vergl.  Pütt  er,  Lit.  L  249.  Allein  dies  aUes  hat 
auf  den  Begriff  und  das  rechtUche  Wesen  der  Landeshoheit  keinen  £in- 
fluss. 

^  Fürstenamt,  so  bezeichnet  ausdrücklich  der  Schwaben  spie  gel 
(t.  Lassberg)  c  139  das  Herzogthum  oder  anderes  Fürstenthum. 

7)  Siehe  oben  §.  85.  Vm.  IX. 
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flehatzherrliche  Rechte,  d.  h.  solche,  welche  eigent- 
in  der  Gnrnd-  oder  Vogfceiberrlichkeit  wurzelten,  aber  yom 
desherm  eben  daram  ansgeflbt  wurden,  weil  er  zugleich 
Grundherr  oder  Vogteiherr  war;  und  4)  die  sog.  1  an  des- 
rrliehen  Regalien,  d.  h.  nutzbare  Rechte,  welche  sich 
Landesherr  nach  dem  Landesbrauch  oder  Landesgesetzen 
hfiessUch  beilegte^). 

lY.  Da  der  Landesherr  mitunter  nicht  alle  gewöhnlich 

der  Landeshoheit  liegenden  Rechte  hatte,  wie  z.  B.  wenn 

Criminalgerichtsbarkeit ,  die  sog.  Zentgerichtsbarkeit  oder 

Blutbann ^)  einem  anderen  Herrn  zustand,  so  unterschied 

vollständige  und  unvollständige  Landeshoheit^^). 

fehlte  daher  nicht  an  Landeshoheitsstreitigkeiten,  die,  ab- 

n  Ton  den  zahlreichen  Versuchen  der  Selbsthilfe    und 

Im  dadurch  verafalassten  Fehden  und  Kriegen,  zu  unzähligen 

jBid  weitläufigen  petitorischen  und  possessorischen  Processen 

eranlassung  gaben  und  zu  deren  Beurtheilung'  sich  die  Publi* 

ten  in  der  Aufstellung  und  Bestreitung  yoir  Yermjithungs- 

den  Qberboten  ^^). 

Y.  Geschichtlich  hat  sich  die  Landeshoheit  hauptsächlich 

Im  der  höheren  Gevichtsbarkeit  und  zwar  auf  zweifache 


*)  Siehe  unten  §.  541. 

•)  Mitunter  wurde  sogar  die  Zentgerichtsbarkeit  und  der  Blut- 
staun  Ton  einander  unterschieden  nnd  von  verschiedenen  Herren  in  An- 
^■inch  genommen.  Siehe  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und 
Ifediti  Bd.  n.  (1860)  S.  54,  —  Siehe  über  die  Crimina^'urisdiktion  noch 
mrten  Note  19. 

*)  So  2.  B.  war  in  Frtoken  die  Landeshoheit  nicht  ein  ^yComplexuM 
regaUum^* ,  sondern  nur  „possessio  quorundum  regaUum  eminent 
^  m'S  wohin  man  dort  nur  die  Fraisch  (Crimina^urisdiktion),  den 

I^Qdbann  u.  das  Landgericht  rechnete.    Schneidt,  lliesaurus  jur  Franc. 
AMinitt  L  Heft  18.  S.  3291. 

*0  Ausser  dem  Besitze  der  hohen  Gerichtsbarkeit,  welcherimmer 
^  der  stärkste  Beweis  der  Innehabung  der  Landeshoheit  galt,  rechnete 
■SB  hierher:  die  Grundherrlichkeit  oder  das  Eigenthum  an  einem  Orte, 
tfe  Idge  des  Ortes,  die  Erhebung  von  Steuern  oder  Ausübung  des  jus 
^othoandi;  die  Ausübung  des  jus  circa  sacra  oder  des  jus  re/ormandi 
(sehe  unten  Note  19);  die  Leistung  eineft  homagium  durch  die  Einwohner; 
das  Enchdnen  der  Ritter,  Prälaten  und  St&dte  auf  den  fürstlichen  Land- 
fagOL  D.  G.  Strnben,  Tom  Beweis  der  Landeshoheit,  in  dessen 
Ä€beastunden,  Bd.  IV.  Abhandl.  XXV.  8.  142. 

2<i>n,  SUMtBMht.  S.  Aoil.  I.  ).6 
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Weise  entwickelt ,  indem  1)  eines  Theik  anf  dieselbe,  wo  sie 
durch  Grafen,  ^erzöge  lind  Fürsten  nrsprttnglicli  als  Reichs- 
beamte verwaltet  wurde,  allmählig,  und  zwar  yielfach  unter 
Einflüssen  des  Feudalismus,  der  patrimoniale  Charakter  der 
Erblichkeit  übertragen,  oder  auch  sie  bleibend  (wie  ein 
Patrimonium)  geistlichen  und  weltlichen  Corporationen  yer- 
liehen  worden  war;  und  2)  anderen  Theils  die  Grundherren 
oder  Landesherren  im  älteren  Sinne  häufig  durch  kaiserliche 
Verleihung  eme  highere  Gerichtsbarkeit  als  die  blos  vogteüiche 
oder  Niedergerichtsbarkeit  bleibend  erwarben  ^^). 

VI.  Hieraus  erklärt  sich,  wie  sich  seit  dem  XTTT.  Jahr- 
hundert ein  neuer,  höherer,  rein  politischer  Begriff  von 
Land.herrlichkeit  oder  Landesherrlichkeit,  nämlich 
im  Sinne  von  Landeshoheit  oder  Landesfürstlichkeit  bilden 
konnte  und  musste^^),  und  wie  seitdem  auch  die  Ausdrücke 
„Zwing  und  Bann,  hohe  und  niedere  Gerichte'S 
oder  „alle  Gerichte '^,  die  alten  Synonyma  von  Gerichts- 
barkeit, für  völlig  gleichbedeutend  mit  dieser  Landesherrlich- 
keit oder  der  Landeshoheit  geachtet  werden  mussten  ^^) ,  und 
zwar  um  so  mehr,  als  nicht  nur  die  kaiserlichen  Lehenbriefe 
jene  älteren  Bezeichnungen  beibehielten  ind  fortwährend  aus- 
schliesslich gebrauchten^^),  sondern  auch  das  politische  Terri- 


»)  Yergl.  oben  §.  39 ;  m  ein  e  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  n. 
§.  53;  und  besonders  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  o.  Rechts, 
1860.  Bd.  I.  S.  70  flg. ;  Bd.  n.  S.  8  flg.  >-  Im  Wesentlichen  das  Riditige 
erkannte  schon  D.  Q,  Struben,  vom  Ursprung  der  Landeshoheit,  in 
dessen  Nebenstunden  Bd.  lY.  Abhandl.  XXH,  indem  er  den  Ursprung 
der  Landeshoheit  in  die  Erbli  chkeit  der  hohen  Grerichtsbarkeit  im  Lande, 
und  in  den  alhnähügen  Ausschluss  der  concurrirenden  kaiserlichen  Juris- 
diktion setzt 

*')  Ueber  die  Entstehung  der  zweifAchen  Bedeutung  ?on  Landherr 
als  6 ru ndhe r r  und  L an d e s h e rr ,  Landherm  der  Fürsten  und  Landherm 
des  Kaisers,  und  die  allmählige  FeststeUung  des  Ausdrucks  Landesherr 
fiär  den  politischen  Territorialherm,  siehe  meine  Alterthümer  des  deutsch. 
Reichs  und  Rechts.  Bd.  L  (1860)  S.  71  flg.  86  flg.  91—96.  —  Ueber  den 
Unterschied  von  Landesherrlichkeit  (Landeshoheit)  und  Grundherrlichkeit: 
ebendaselbst,  Bd.  n.  (1860)  S.  35—37.  —  Siehe  auch  hier  oben 
§.  39.  lY.  und  die  daselbst  Note  lOangefilhrten  Schriften;  besonders  Posse, 
Tom  Staatseigenthum  in  den  deutschen  Reichslanden,  1794.  S.  27.  33  flg. 

M)  M  e  i  n  e  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  1860.  Bd.  L  S.  d& 

»)  Ebendaselbst,  Bd.  IL  S.  35—37. 


h 


§.  103.  Die  Landeshoheit  B^riff  und  Wesen.  243 

eben  so  wie  ein  gatsherrlicher  Beurk,  ein  y^Land'' 
mid  hiefls^^),  und  überdies  die  Grnndheirlichkeit  oder 
dherriicbkeit  im  alten  Sinne  und  die  hohe  Obrigkeit  oder 
Imdheirttehkeit  im  neueren  Sinne,  wenn  auch  nicht  allgemein, 
■eh  adir  häufig,  namentlich  in  den  zahlreichen  kleinen  Terri- 
|Bien  in  einer  Hand  yereinigt  waren  i^. 
L  YIL  Dieeem  geschichtlichen  Entwickelangsgange  ent- 
peehend,  blieb  aneh  in  der  späteren  Zeit  bis  zur  AnfiSsnng 
■I  Beiehs  die  Gerichtsbarkeit  das  wesentlichste  Becht  in 
nm  Begriffe  der  Landeshoheit,  ohne  welches  sie  nie  gedacht 
^nrden  konnte,  and  zwar  dorfte  nicht  nnr,  sondern  sollte 
jeder  Landesherr,  wo  nicht  die  Kleinheit  des  Gebietes 
umöglich  machte,  Gerichte  zweier  Instanzen  ftbr  bttrger- 
fiechtsstreitigkeiten  (Untergericht  und  Obergericht)  haben  ^®). 
Zent-  oder  Griminalgerichtsbarkeit  oder  der  Biot- 
in einem  Gebiete  durfte  aber  flir  sich  allein  nach  aos- 
ieher  Vorschrift  des  westphälischen  Friedens  nicht  als 
Beweis  der  Landeshoheit  ttber  dasselbe  betrachtet  werden  ^'), 

^  *)  Ebendaselbst,  Bd.  n.  S.  31.  ~  Land  und  Leute  kann  daher 
^Msowohl  ein  Gnt  mit  den  dazu  gehörigen  Hintersassen  oder  Zinsleuten, 
m  TO  ein*  politisches  Territorium  und  die  politischen  Unterthanen  be- 
;iäc]inen;  abrigens  war  die  erstere  dieser  beiden  Bedeutungen  in  der  Beichs- 
iRl  weitans  die  überwiegende.  Ebendaselbst,  Bd.  I.  8.  106  flg.  194. 
WS;  Bd.  n.  57  flg.  73.  82.  108.  112. 

*^  Ebendaselbst  Bd.  I.  S.  123  flg.;  321 

■)  Deput-Abschied  Ton  1600.  §.  15.  —  Leist,  Staatsr.  f.  156.-- 
itlBBer,  Staatsr.  §.  324,  und  besonders  dessen  Handbuch  des  gemeinen 
jlMscken  Proc  Bd.  HI.  AbhdL  87.  —  Schick,  über  das  reichsständische 
MttzeDrecht,  Giessen  1802.  —  Wo  die  Under  su  klein  waren,  um  ein 
Attgcricht  (Ho^richt)  einzurichten,  half  man  durch  Aktenversendung 
Jniistenfsknlt&ten  oder  Schöflenstühle,  oder  liess  die  Berufung  an  ein 
iuMriiches  Hof-  oder  Landgericht  su.  Die  dritte  Instanz  galt  als  kaiser- 
liches Becht,  und  konnte  nur  kraft  besonderer  kaiserlicher  Erlaubniss 
(^Mcynim  tie  non  appeUandOj  s.  oben  |.  93.  Note  19)  vod  den  Landes- 
htnai  in  ihren  Staaten  eingerichtet  werden.  Diese  Grundsätze  bestätigte 
«idrficUich  der  B.-D.-H.-S.  vom  25.  Februar  1803.  §.  27.  „  Sie  (d.  h.  die 
Mdi  übrigen  Beichsst&dte)  genieteen  in  dem  ganzen  Urnüange  ihrer  respec- 
tiiSB  Gebiete  die  Tolle  Landeshoheit  und  alle  Gerichtsbarkeit; 
Jtdodk  der  Appellation  an  die  höchsten  Reichsgerichte  unbeschadet'* 

")  J.  P.  0.  art  y.  f.  44:  „Sola  criminalis  jurisdictio,  Centgericht, 
MbiBqiie  )us  gladii  et  retentionis,  patronatus,  filialitatis.  neque  coigunctim 
Beqoe  divisim/iM  rtformandi  tribuunt.''  —  Yergl.  ibid.  art  Y.  §.  42:  „A 

16* 
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weil  YOD  alten  Zeiten  her  die  Zuständigkeit  der  Criminal- 
geriohtsbärkeit  sehr  häufig  auf  ganz  specieller  Verleihung 
beruhte  ^o). 

VIII.  Da  die  Gerichtsbarkeit  (juriscUcHo)  nach  dem  Geiste 
des  alten  deutschen  Rechts  an  sich  nicht  auf  den  Begriff  der 
blosen  Rechtsprechung  beschränkt  war,  sondern  auch  das  Recht 
der  Vollziehung,  und  somit  auch  das  Recht,  Verordnungen 
zu  erlassen,  enthielt ^^),  und  ohnehin  der  Unterschied  von 
Gesetzen  und  landesherrlichen  Verordnungen,  namentlich  in 
den  Ländern,  wo  keine  Landstände  bestanden,  wenig  Beach- 
tung fand,  so  trug  man  kein  Bedenken,  auch  das  Recht  der 
Landesgesetzgebung  als  in  der  Landeshoheit  begriffen 
anzuerkennen.  Daher  beanspruchten  die  Reichsgesetze  selbst 
häufig  nur  eine  ergänzende  und  aushilfsweise  Bedeutung,  so- 
fern dem  Geiste  ihrer  Bestimmungen  nicht  bereits  durch  die 
Gesetzgebung  oder  Praxis  der  einzelnen  Länder  entsproi^hen 
sei  ^^).  Doch  blieb  immer  der  Grundsatz  anerkannt,  dass  keine 
landesherrliche  Gesetzgebung  oder  Verordnung  absolut  gebie- 
tenden oder  verbietenden  Reichsgesetzen  widersprechen  dflrfe  ^^). 

IX.  In  der  letzten  Zeit  des  Reichs  wurde  die  Landeshoheit 
allgemein  als  eine  eigentliche,,  wenn  gleich  nicht  TÖllig  souve^ 
raine,  und  theils  durch  die  Reichs  Verfassung ,  theils  durch  die 
Rechte  der  Landstände  und  anderer  Unterthanenklassen  vielfach 


sola  qualitate  feudali  vel  subfeudali  .  .  .  jus  reformandi  non  dependet*' 
(Das  ju8  refornumdi  (siehe  unten  §.  531)  wurde  n&mlich  als  in  der  Lan- 
desherrlichkeit begriffen  gedacht). 

^)  So  z.  B.  war  namentlich  in  den  Gebieten  der  Reichsritter  nicht 
selten  die  Griminalgerichtsbarkeit,  oder  doch  der  sogenannte  Blntbann, 
d.  h.  das  Recht,  Todesurtheile  vollziehen  zu  lassen,  einem  benachbarten 
Reichsstande  verliehen.    Siehe  oben  Note  5. 

*0  Siehe  meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  47. 

**)  So  schliesst  z.  B.  selbst  die  Vorrede  der  peinlichen  Gerichts- 
ordnung K.  Karls  Y.  v.  1532  mit  den  Worten:  „Doch  wollen  Wir  durch 
diese  gnedige  erinnerung  Ghurfürsten ,  Fürsten  und  Stenden  an  jren  alten 
wohlerbrachten  rechtmessigen  und  billichen  gebreuchen  nichts  benommen 
haben.**  —  S.  meine  Ausgabe  der  peinlichen  Gerichtsordnung  K.  Karls  Y. 
nebst  der  Bamberger  und  Brandenburger  Halsgerichtsordnung  und  den  beiden 
Projecten  der  Carolina  von  1521  und  1529.   Heidelberg  1842,  S.  214. 

M)  Pütter,  inst.  §.  225.  —  Leist,  Staatsr.  §.  109.  H.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.29a  —  Silberrad  (resp.  Scheid)  de  potestate  statuum  Imp. 
leges  in  territorio  ferendi  recessibus  Imp.  contrarias,  1756. 
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« 

hKhriLnkte  Staatsgewalt  betrachtet^  daher  man  anch  denLandes- 
Inrai  alle  Regiemngsrechte  beilegte,  welche  nicht  nach  der 
ietehsrerfassüng  dem  Kaiser  oder  dem  Reichstage  besonders 
iMbehalten  und  zugewiesen  waren  ^). 

X;  Die  Landeshoheit  wurde  ihrem  geschichtlichen  Ursprung^ 
wie  alle  Gerichtsbarkeit  als  eine  Bewilligung  der  Reichs- 
giern ng  s  g ew al t  überhaupt  betrachtet  ^).   Bei  den  reichs- 
baien  Territorien   war  die  Verleihung .  der  Landeshoheit 
Zwinges  und  Bannes,  der  hohen  und  niederen  oder  aller 
icbte)  stets  mit  der  kaiserlichen  Belehnung  (Investitur)  mit 
Lande  verbunden  und  darin  begriffen.    Aber  auch  bei 
allodialen  Territorien  war  eine  kaiserliche  Verleihung 
Begiemngsrechte  {regalid)  oder  eine  Bestätigung  derselben 
der  Form  einer  Belehnung  (Investitur)  nothwendig ^*).  *  Der 
ieCharakter  des  Landes,  d.  h,  der  Grundherrschaft  in 
n,  wo  sie  dem  Landesherm  an  seinem  ganzen  Herrschafts- 
iete  oder  in  Theilen  desselben,  wie  z.  B.  an  seinen  Domänen, 
den  Hochkirchen  an  ihren  Gfltem  und  Herrschaften  regel- 

P;  zustand,  wurde  dadurch,  dass  die  Landeshoheit  darttbei* 
ehnbar  war,  in  keiner  Weise  verändei-t  ^).    Ueberdies 

")  Siehe  oben  §.  77. 85.  —  Dies  sollte  auch  die  vielfach  missverstandene 

ÜHMe  ansdrttcken:    „Jeder  Herr  ist  Kaisev  in  seinem  Lande *S  oder: 

«foiHbet  Status  tantum  potest  in  suo  territorio ,  quantum  imperator  in  im- 

fBk)^    YergL  Leist,  Staatsr.  §.  20.  Note  6.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  227. 

*)  Siehe  oben  §.  84 II.  —  Meine  deutsche  Rechtsgeseb.  3.  Aufl.  1858. 
1U.  IL  $.  5L  53.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  228. 

*)  So  wurde  z.  B.  in  dem  Concordatum  Calixtinum  v.  1122,  wodurch 
^  ^'  grosse  Investiturstreit  beendigt  wurde,  bestimmt,  dass  der  von  dem 
Sspitel  erw&hlte  Bischof  „regdUa  per  sceptrum^^  (anstatt  der  bei  der 
Belehmmg  der  weltlichen  Fürsten  gebräuchlichen  Belehnung  mit  Fahnen) 
I  vea  Kaiser  verliehen  erhalten  solle:  daher  diese  Lehen  Scepterlehen  hiessen. 
^  üeber  den  wahren  Sinn  des  Concordatum  Calixtinum  und  die  Stallung, 
-jniche  die  Bischöfe  seit  demselben  als  Landesherren  einnahmen ,  siehe  be- 
iladers meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  JRechts,  Bd.  II.  (1860) 
|iul7flg. 

^^  Dies  ist  der  Sinn  des  Sachsenspiegels  Ldr.  IIL  64.  §.  5 :  „  Ban  liet 
aia  ane  nanscap'^  (ohbe  Mannschaft,  d.  h.  ohne  vassaüagium),  —  Siehe 
■eine  dentsche  Bechtsgiesch.  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  II.  §.  53.111.;  und  beson- 
to  meine  Aherthamer  des  deutschen  Reichs  und. Rechts,  Bd.  I.  (1860) 
8. 125;  Bd.  n.  (1860)  S.  17.  23.  24.  29.  36.  37.  38.  49.  51.  53.  —  Ver|^. 
A.  F.  V.  Reinhard,  Beantwortung  der  Frage:   „Was  ist  eigentlich  daa- 
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hatte  sich  die  Landeshoheit  schon  frühzeitig  zu  einem  anf  dem 
Lande  selbst  in  der  Art  ruhenden  Real-  oder  Immobüiarrechte 
ausgebildet,  dass  ihre  Verleihung  oder  Bestätigung  in  der  Form 
einer  Investitur  vom  Kaiser  keinem  Herrn  verweigert  werden 
konnte,  der  das  Land  durch  einen  rechtlichen  Titel  erworben 
hatte  28). 

XI.  Subjekt  der  Landeshoheit  war  in  den  weltlichen  Erb- 
schaften der  durch  die  Erbfolgeordnung  zur  Regierung  ge- 
kommene Herr,  in  den  geistlichen  Ländern  der  durch  die 
Wahl  des  Kapitals  ernannte  kirchliche  Würdenträger  (Bischof 
oder  Prälat),  in  den  freien  Städten  die  Gesammtheit  der 
Bürgerschaft  oder  Rath  und  Bürgerschaft. 

Xn.  In  Folge  der  damals  allgemein  verbreiteten  und 
gangbaren,  aber  nichts  desto  weniger  ganz  unrichtigen  Ansicht 
von  der  Natur  der  Stammgutsfolge,  betrachtete  man  aber  ins- 
gemein die  Landeshoheit  in  den  weltlichen  Erbstaaten  als 
im  Ei  gen  t  hu  me  der  landesherrlichen  Familie  liegend  und 
den  jeweils  regierenden  Herrn  nur  als  einen  Nutzniesser  ^^) ; 
ebenso  stritt  man  bezüglich  der  geistlichen  Länder  darüber, 
ob  nicht  vielmehr  das  Kapitel  als  das  Subjekt  der  Landeshoheit, 
der  Bischof  oder  Prälat  aber  nur  als  ein  prodominus  zu  be- 
trachten sei^^). 


jenige,  was  regierende  Herren  etc.  vom  Kaiser  und  Reich  zn  Lehen  haben?" 
inZepernick,  Sammlung  auserlesener  Abhandlangen  aus  dem Lehnrechte, 
HaUe  1781—1783.  Bd.  m,  Nr.  ÜI.  S.  57.  5a      • 

*B)  Der  Anfang  dieser  Umbildung  zeigt  sich  schon  im  Sachsens p. 
Ldr.  m.  64.  §.  5,  wonach  der  König  es  nicht  verweigern  konnte,  dem  den  Ban 
(die  Begierungsgewalt,  Gerichtsbarkeit)  zu  leihen,  „dem  das  Gericht  ge- 
legen ist'*  —  Meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.Aufi.  1858.  Thl.  11.  §.53. 1., 
a.  meine  Alterthümer  des  dentsdien  Reichs  n.  Rechts,  1860.  Bd.  I.  S.  125; 
Bd.  n.  S.  16. 

V)  Leist,  Staatsr.  §.  24.  —  Schmid,  Staater.  §.  158.  UI. 

^)  Die  geistlichen  Gebiete  wurden,  wie  eigentliche  Kirchengttter,  nach 
canonischen  Grundsätzen  als  unveräusserlich  behandelt:  in  diesem 
Sinne  gehörten  sie  zum  Stifte;  die  Regierungsrechte  standen  aber  dem 
Bischof  zu,  dem  sie  auch  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Con- 
eordatium  Calixtinum  (s.  Note  26)  allein  vom  Kaiser  geliehen  wurden. 
Doch  gestattete  man  wde  vacante  (z.  B.  so  lange  nach  dem  Tode  eines 
Bischofs  kein  neuer  Bischof  erwählt  war)  dem  Kapitel  die  Zwiscfaen- 
regierung.  —  Leist,  Staatsr.  §.  24,  verglichen  mit  §.  21.  m.  —  Schmid, 
$.  15a  m.  Note  t). 
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XEL  Erworben  wurde  die  Landeshoheit  regelmSasig  in 
jh  Erbherrschaften  dorch  Erbfolge,  in  den  geietlichen  Staaten 
^Rh  die  Wahl  des  Kapitels;  ausserdem  anch  durch  neue 
IMeihnngy  Investituren,  Testamente,  Erbyerträge,  onvordenk- 
lAe  Yerjähning  nnd  ähnliche  Rechtstitel  ^0*  Uebrigens  war 
»eder  der  Besitz,  noch  die  Aosttbnng  einer  Landeshoheit  von 
liner  Adels-Eigenschaft  des  Erwerbers  abhängig,  nnd  konnte 
lurohl  durch  Erbfolge,  als  durch  Pfandschaft  oder  einen 
fideren  Bechtstitel  an  bürgerliche  Personen  kommen  ^^). 
\  UV.  Musste  der  Landesherr,  wie  z.  B.  die  mediatisirten 
Icidiflstände  oder  Standesherren  (§.  90),  die  Oberherrlichkeit 
fbes  anderen  Herrn  anerkennen,  so  bezeichnete  man  seih 
fkgienuigsrecht  als  eine  snbordinirte  Landeshoheit. 

klV.  In  den  weltlichen  Territorien  wurde  die  Landeshoheit 
t  selten  von  mehreren  Herren  gemeinschaftlich  ausgeübt 
;.  C  endo  min  ate),  um  Theilnngen  und  deren  Nachtheile 
^rermeiden;  dabei  unterschied  man  die  idealen  Theile,  welche 
pisem  jeden  der  mehreren  Herren  zukamen,  wie  z.  B.  ein  Halb, 
^Drittel  u.  s.  w.,  und  theilte  nach  diesem  Verhältnisse  das 
fRokommen. 


'0  Leist,  Staatar.  $.  24.  30  flg.  45.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  232.  - 
hfu  Er&itzang  durch  dreisfligj&hrige  Veijährung  wurde  als 
IIMfead  behauptet,  wenn  ein  deutscher  Staat  vom  andern  erwerben 
'«dtoL  Leist,  §.  45.  Note  8. 

**)  Hoser,  Ton  den  deutschen  Reichsst&nden ,  S.  1506.  —  So  waren 
aB.  die  reichsunmittelbaren  Besitzungen  Bettenreuthe,  Zusdorf  und  Dan- 
insveier  im  J.  1649  von  der  freien  Stadt  Ravensburg,  als  ein  bisheriger 
'^  ihres  Gebietes,  an  einen  Borgerlichen,  Hyrus  Hombergk,  damals 
|ki9Brmeister,  verkauft,  und  voq  dessen  Descendenten  mit  allen  landes- 
^Biüdien  Gerechtsamen  besessen  worden,  bis  sie  durch  eine  £rbtochter 
adie  Freiherm  t.  Rehlingen  kamen.  —  lieber  den  Fall,  wenn  es  sich 
vtAosabang  einer  Reichsstandschaft  handelt,  s.  oben  §.  92.  —  Selbst 
1^  nicfaafreien,  bei  der  Reichsritterschaft  immatrikulirten  Gebieten,  war  der 
■verber  in  Ausflbung  der  landesherrlichen  Rechte  unbehindert,  wenn  er 
ladiYolü  die  persönliche  Reception  in  die  Reichsritterschaft  nicht  erlangen 
^te.  Leist,  Staatsr.  §.  58.  V. 
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§.  104. 

Reichsgrundgesetzliche  Bestimmungen  über  die 

Landeshoheit. 

I.  Schon  in  früher  Zeit  ging  das  Streben  der  geistlichen 
und  weltlichen  Reichsstände  dahin,  sich  in  dem  Besitze  und 
der  Austtbnng  ihrer  landesherrlichen  Rechte  zn  sichern,  nnd 
•die  Einmischung  des  Kaisers  in  die  innere  Landesregierung 
auszuschliessen..  Die  ersten  hierauf  bezüglichen  kaiserlichen 
Zusicherungen  finden  sich  in  den  Constitutionen  E.FriedrichsII. 
V.  J.  1220  de  juribus  prindpum  ecclesiaatkorum  und  v.  J.  1232 
de  juribus  prindpum  secularium  (Constitutto  ütinensia)^  welche 
eben  desshalb  als  die  erste  grundgesetzliche  Anerkennung 
der  Landeshoheit  betrachtet  werden  ^). 

IL  Noch  in  weit  grösserem  Umfange  wurde  die  Landes- 
hoheit in  der  goldenen  Bulle  K.  Karls  IV.  anerkannt ,  jedoch 
nach  der  Absicht  dieses  Gesetzes  nur  in  Betreff  der  Kurfürsten, 
so  dass  die  denselben  darin  gemachten  Zugeständnisse  nur 
als  Privilegien  erscheinen  2). 

III.  In  dem  westphälischen  Frieden  wurde  die  Landes- 
hoheit der  Reichsstände  insgesammt  als  ein  ihnen  von  Alters 
her  zuständiges,  selbstständiges  Recht  anerkannt,  und  dieselbe 
als  eigentliches  Regiernngsrecht  {ju8  territoriale  ^  euperioritas) 
in  ihren  Ländern  von  anderen  zufälligen  nutzbaren  Regalien 
oder  singulären  Privilegien,  die  sie  in  Folge  besonderer  kaiser- 
licher Verleihung  noch  inne  haben  möchten,  bereits  scharf 
unterschieden,  obschon  auch  hinsichtlich  der  letzteren  die 
gleiche  Zusicherung  ihres  ruhigen  Besitzes  gegeben  wurde  ^). 
Hiermit  war  auch  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  der  Kaiser 
in  den  Territorien  kein  concurrirendes  Regierungsrecht 
mehr  habe,  wovon  nur  noch  hinsichtlich  einiger  kaiserlichen 
Reservatrechte  und  der  Jurisdiktion  der  kaiserlichen  Hof-  und 
Landgerichte  einige  Ausnahmen  fortbestanden^). 


0  Siehe  die  hanptsftchUchte  SteUe  oben  §.  77.  Note  14;  §.  78.  I. 
*)  Siehe  oben  §.  93. 

s)  J.  P.  0.  art  Vm.  §.  1  (siehe  diese  Stelle  oben  §.  77.  Kote  14). 
«)  Siehe  oben  §.  85.  102. 
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IV.  Am  entgchiedensten  wurde  aber  die  Anerkenniing  der 
ludeBhoheit  der  Reichsstände  und  der  nnmittelbaren  Beich«- 
jitteraehaft  in  den  Wahlkapitnlationen  ausgesprochen  und  ihnen 
mderholt  der  kaiserliche  Schatz  in  ihrer  Ausübung  versprochen, 
M  namentlich  zugesichert ,  dass  weder  der  Kaiser  selbst  in 
#e  Landeshoheit  eingreifen ,  noch  auch  Eingriffe  der  Reichs- 
|vichte  oder  anderer  Personen  in  dieselbe  dulden  wolle  ^); 
hsbesondere  wurde 

I  V.  den  Reichsständen  zugesichert;  dass  sie  von  dem 
iaiser  einseitig  weder  definitiv ,  noch  provisorisch ,  noch  in 
piiumaeiam  von  ihrer  Landesregierung  entsetzt  werden  sollten  *). 
|.  VL  Den  sämmtlichen  Landesherren  war  zuge- 
■dierty  dass  ihre  Landesunterthanen  zum  schuldigen  Gehorsam 
legen  sie  als  ihre  Landesobrigkeiten  angehalten^);  und 

VII.  dass  die  Landesunterthanen  von  der  landesherrlichen 
iotBiissigkeit  und  Jurisdiktion  in  keiner  Weise  eximirt  werden 
pdten^). 

VIU.  Gegen  ^^unziemliche  hässige'^  Verbindungen, 
tmtrickungen;  Zusammenthuung  der  Unterthanen,  sowie  gegen 
^rnhr  und  Empörung  derselben  sollte  von  dem  Kaiser  kräftig 
lingesehritten  ®) ;  sowie  auch 

IK.  den  Landständen  nicht  gestattet  werden,  ihre  Befug- 
mat  ungebührlich  auszudehnen  ^^). 

X.  Den  Landesherren  war  ausdrücklich  verstattet,  sich  in 
Iren  landesherrlichen  Rechten  wider  ihre  Untertbanen  durch 
Anwendung  von  Gewaltmassregeln  (;;Selbstmanutenenz^') 
a  schützen  und  sie  „zum  Gehorsame  zu  bringelQ^'i^). 

XL  Auf  der  anderen  Seite  war  anerkannt,  dass  Unter- 
Iftanen  und  Landstände  sich  mit  Klagen  gegen  ihre  Landes- 
llersdiaft  wegen  Bedrückung  durch  schlechte  Regierung,  Ver- 


*)  W.-K.  art  L  §.  2  (siehe  oben  §.  77.  Note  14) ;  W.-K.  art.  I.  §.  8. 
(ebeadas.).   Vergl.  W.-K.  art  art  XXI.  §.  1. 

*)  W.-K.  art  I.  §.  4  (vergl.  oben  §.  91.  H.  und  §.  98.  lü.). 

T  W.-K  (1792)  art.  XV.  §.  1. 

»)  W.-K.  art.  XV.  §.  2. 

*)  W.-K  art,  XV.  §.  6. 

*)  W.-K  art.  XV.  §.  3. 

")  W.-K.  art.  XV.  §.  8. 
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letzQDg  ihrer  Rechte  und  Freiheiten  n.  s.  w.  an  die  Ansträgal- 
instanz  nnd  an  die  Reichsgerichte  wenden  konnten  ^^;  doch 
sollten  solche  Klagen  ^^ nicht  leichtlich^^  angenommen,  nnd 
wenn  sie  nicht  fllr  begründet  erkannt  wttrden,  sofort  ohne 
weitere  Verhandlang  abgewiesen  werden  ^^).  Anch  sollten  anf 
iClagen  der  Unterthanen  nnd  Landstände  keine  unbedingte 
Mandate  oder  Rescripte  erkannt  werden ,  welche  in  der  Sache 
selbst  (in  meritia  causae)  eine  Entscheidung  enthielten  ^^) ,  son- 
dern wo  sich  fand,  dass  die  Unterthanen  oder  Landstände 
,,billige  Ursache  zu  klagen*'  hätten,  sollte  mit  Beob- 
achtung der  substanticdia  processus  im  schleunigen  Verfahren 
Abhilfe  geschehen  ^^).  War  die  Sache  einmal  gerichtlich  an- 
hängig, so  hatte  sich  die  Regierung  des  eigenmächtigen  Vor- 
schreitens  zu  enthalten  ^^) ,  die  Unterthanen  aber  sollten  von 
den  Reichsgerichten  „inmittelst'%  d.h.  bis  zur  richterlichen 
Entscheidung  der  Sache,  zum  schuldigen  Gehorsam  gegen  ihre 
Obrigkeit  angewiesen  werden^''). 

Xn.  Klagsachen  der  Landstände  und  Unterthanen  wider 
ihre  Obrigkeit,  „in  Privatsachen,  welche  die  landes- 
fttrstliche  Kammer  betrafen'%  waren  zur  Entscheidung 
an  die  Landesgerichte  verwiesen ^^). 

Xni.  Beschränkt  war  die  landesherrliche  Regiemngsgewalt 
durch  die  Reichsgrundgesetze  in  der  Richtung,  als  denselben 
alle  Selbsthilfe  gegen  ihre  Mtstände  und  Reichsangehörige  ^^), 


«)  W.-K  art  XIX.  §.  6.  —  Vergl.  oben  §.  101.  m.  C.  —  Die  Unter- 
thanen konnten  sich  auch  aussergerichtlich  an  den  Kaiser  mit  Bitten  nm 
Abhilfe  vegen  Missbrauchs  der  Landeshoheit  wenden:  Moser,  v.  d.  kais. 
Reg. -Rechten  und  Pflichten  Thl.  I.  S.  219;  die  Anrufung  des  Schutzes 
fremder  M&chte,  deren  Vermittelung  oder  Garantie  var  aber  untersagt 
W.-K.  art  XXyn.  §.  1—3;  kaiserl.  Resolution  vom  12.  Februar  1671,  bei 
Schmauss,  S.  1079.  —  Leist,  Staatsr.  §.  23.  —  Doch  stand  darauf 
keine  Strafe,  sondern  es  var  nur  den  Schutzbriefen  der  auswärtigen  Staaten 
rechtliche  Bedeutung  abgesprochen. 

«)  W.-K.  art  XV.  §.  4. 

")  W.-K.  art.  XIX.  §.6. 

«)  W.-K.  art.  XIX.  §.  7. 

*«)  W.-K.  art.  XV.  §.  9. 

«')  W.-K.  art  XIX.  §.  7  a.  E. 

«)  W.-K  art.  XIX.  §.  6.  —  Vergl.  oben  §.  101.  Note  12. 

**)  So  z.  B.  in  dem  ewigen  Landfrieden  Maximilians  I.  .1405.  ^ 
J,  P.  0.  art  XVII.  §.  7:    „Et  nulli  omnino  Statuum  Imperii  liceat  jus 
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und   der  Gebrauch  ihres   Bttndnissrechts   zum    Schaden   von 
Kaiser  nnd  Beich  nntersagt  war^). 

XIV.  Die  VerfaBsnng,  das  Kirchenvermögen ,  nnd  das 
VermögeD  der  frommen  und  milden  Stiftungen  in  den  nach 
dem  Lttneviller  Frieden  säknlarisirten  Landein  waren  durch 
ausdrückliche  (noch  jetzt  unbestreitbar  praktisch  giltige)  Be- 
stimmungen im  Reichsdeputationshauptschlusse  v.  25.  Febr.  1803 
gegen  willktlhrli che  Veränderungen  von  Seiten  des  neuen  Landes- 
herm  sicher  gestellt  worden  2^). 

XV.  Auch  hatte  es  der  Beichsdeputationshauptschluss  vom 
25.  Febr.  1803  als  ^^selbstverständlich''  erklärt,  dass 
^yFamiliensuccessionsrechte  von  jenseits  rheinischen 
und  ausgetauschten  (d.  h.  an  Frankreich  abgetretenen)  Be- 
sitzungen auf  die  Eutschädigungs-  und  eingetauschten  Objekte 
als  Surrogate  übergehen '' ^^). 

§.  105. 

Reichsumnittelbarkeit  und  Mittelbarkeit,   insbesondere 

Reichsritterscliaft. 

L  Das  Bestehen  der  Landeshoheit  als  einer  Begierungs- 
gewalt  unter   der   Beichshoheit    begründete    einen   wichtigen 


säum  vi  yel  armis  persequi,  sed  si  quid  sit  codtroversiae  .  .  .  unasquisque 
e  jiire'experiatar;  «ecus  fiiciens  reas  sit  fractae  pads."  —  W.-K  art.  XXI. 
§.  5-8. 

»)  J.  P.  0.  art.  Vm.  §.  2  (siehe  diese  Stelle  oben  §.  77.  Note  13). 

<«)  R.-D.-H.-S.  y.  25.  Febr.  1803.  §.  60:  „Die  dermaUge  politische 
Verfassung  der  zu  sftcularisirenden  Lande,  insoweit  solche  auf  gilt  igen 
Yertr&gen  zwischen  dem  Regenten  und  dem  Lande,  auch  anderen 
reichsgesetzlicheu  Normen  ruht,  soll  ungestört  erhalten,  jedoch 
in  demjenigen,  was  zur  Civil-  und  Militär-Administration,  und  deren 
Verbesserung  und  Vereinfekchung  gehört,  dem  neuen  Landesherm  freie 
Hand  gelassen  werden.'' —  §.  63:  „Die  bisherige  Religionsttbung  eines 
jeden  Landes  soll  gegen  Aufhebung  und  Kr&nkung  aller  Art  ge- 
schütztsein; insbesondere  jeder  Religion  der  Besitz  ihres  eigenthümlichen 
Kirchenguts  auch  Schulfonds,  nach  der  Vorschiift  des  westph&li- 
schenFriedens,  ungestört  verbleiben.  **  —  §.  65:  „Fromme  und  milde 
Stiftungen  sind  wie  jedes  Privateigenthnm  zu  conserviren,  doch  so, 
dass  sie  der  landesherrlichen  Aufsicht  und  Leitung  untergeben  bleiben." 

«)  R.-D.-H..8.  §,  45. 
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Unterschied  sowohl  in  Bezug  auf  Personen  wie  auf  Liegen- 
schaften Je  nachdem  sie  nämlich  nur  allein  derReichshoheit 
oder  überdies  auch  einer  Landeshoheit  unterworfen  waren. 
Im  ersteren  Falle  wurden  sie  als  reichsunmittelbar,  im 
zweiten  Falle  als  mittelbar  oder  landsässig  bezeichnet^). 
Mit  den  sog.  bttrgerlichen  Standesverhältnissen  oder  den  Gfe- 
burtsstandsrechten  stand  die  Beichsunmittelbarkeit  oder  Mittel- 
barkeit in  keiner  Beziehung.  Es  gab  sowohl  adelige  als 
u  nadelige  Beicbsunmittelbare  und  Mittelbare^);  eben  so  waren 
Beichsunmittelbarkeit  und  Beichsstandschaft  ganz  verschiedene 
Begriffe  ^).  In  gleicher  Weise  konnten  sowohl  einfache  bürger- 
liche oder  bäuerliche  Grundstücke  ^  als  auch  adelige  Güter 
(Rittergüter) ,  sogar  auch  ganze  Herrschaften ,  reichsunmittelbar 
oder  reichsmittelbar  sein^).  Auch  konnte  weder  von  der 
Beichsunmittelbarkeit  der  Person  auf  gleiche  Eigenschaft  ihrer 
Güter^  noch  umgekehrt,  geschlossen  werden'^). 

II.  Besondere  Bedeutung  hatte  durch  ihre  eigenthümliche 
Organisation  und  Stellung  zumBeiche  die  sog.  freie  Beichs- 
ritterschaft  in  Schwaben,  Franken  und  am  Bhein®).    Es 


0  I^^r  Ausdruck:  „dem  hl.  Reiche  ohne  alles  Mittel  unterworfen" 
findet  sich  zuerst  in  einer  Urk.  des  E.  Friedrich  III.  (lY.)  v.  1478  (siehe 
unten  Note  7).  —  J.  P.  0.  art.  V.  §.  29:  „immediate  vel  mediate  imperio 
subjectis."  —  Vergl.  J.  P.  0.  art  m.  §.  2.  —  W.-K.  art  XV.  §.  1:  „Die 
mittelbaren  Reichs-  und  der  Stände  Landesunterthanen.** 

*)  So  z.  B.  waren  sämmtliche  Angestellte  an  den  Reichsgerichten  und 
Reichskanzleien,  ohne  unterschied,  ob  Adelige  oder  ünadelige,  reichsun- 
mittelbar.   Siehe  oben  §.  99.  VI.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  18. 

3)  Dep.-Abschied  v.  1&64.  §.  29  (siehe  oben  §.  90.  Note  2  a.  E.). 

*)  W.-K.  art  IX.  §.  10:  „ .  .  .  bei  Mediatständen,  und  andern  so 
dem  Reich  immediate  nicht,  sondern  Churfürsten,  Fürsten  und  anderen 
Reichsstanden  unterworfen."  —  (Siehe  §.  90.  Note  9). 

^  Yergl.  über  dingliche  und  persönliche  Reichsunniittelbarkeit: 
Allgay  er  (resp.  Gregel)  Bestimmung  d.  wesentl.  Merkmale  im  Begriffe  d. 
heutigen  Reichsmittel-  u.  Unmittelbarkeit,  Würzb.  1795.  —  (v.  Fahnen- 
berg) Reichsunmittelbarkeit,  Reichsstandschaft,  Landeshoheit  etc.  1798.  — 
Pütter,  Beitr.  L  S.  43.  —  Dessen  inst  §.  33.  474.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  58  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  18.  §.  21.  H. 

^)  Kern  er,  Staatsr.  d.  unmittelbaren  freien  Reichsritterschaft,  3Thle. 
Lemgo  1786—89.  ~  Moser,  v.  d.  deutsch.  Reichsständen,  S.  1241  flg.  — 
Dessen  yermischte  Nachrichten  v.  reichsritterschaftlichen  Sachen,  1772. 
6  Hefte.  —  Dessen  Beiträge  zu  einer  Geschichte  d.  Reichsritterschaft,  1775. 
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IriteB  sich   nSmlich   die  ritterlichen  Geschlechter    in  diesen 
en  schon  seit  dem  Xin.  Jahrhunderte   in  Folge  der 
der  dortigen  Herzogthttmer  nach  dem  Sturze  der 
enstanfen  von  der  Landeshoheit  der  Fürsten  und  Grafen 
gig  erhalten  ^^  und  zur  Erhaltung  ihrer  Reichsunmittel« 
it  oder  Beichsfreiheit  verschiedene  Ritterbttnde  oder  ritter- 
Gesellschaften  geschlossen®).    Hieraus  waren  allmählig 
ei  grossere  Vereine  (Partheien),  hervorgegangen,  welche 
endlich  (1577)  zu  einem  gemeinsamen  Ganzen  (corpus) 
inander  schlössen'),  und  sich  zur  Besorgung  ihrer  Angelegen- 
eine besondere  wohlgegliederte  Organisation  gaben,  wo- 
seitdem  drei  sog.  Ritterkreise,  und  zwar  seit  1650 
mit  einer  Unterabtheilung  in  sog.  Ritter-GantonCi 
te  oder  Viertel  bestanden*^). 


ffiie.  —  Dessen  neueste  Geschichte  der  ReicÜsritterschaft,  1775.  2  Bde.  — 
irgmeiater,  rdchsritterschafU.  Corp.  Jur,  oder  Codex  diplomoHcus  etc. 
1707. —  Bargermeister,  Cod.  dipl.  equestr,  oder  reichsritterschaftl. 
,  Ulm  n.  1721.  —  Dessen  Thesaur,  jur.  equestr.  Ulm  1718.  3  Thl. 
Dessen  Status  equestris,  1709.  —  Dessen  BibUotheca  equestris,  IL 
1  —  Dessen  Grafen-  u.  Rittersaal,  1715  (1721).  —  Mader,  SammL 
ältlicher  Erkenntnisse  in  Reichsritterschaftssachen,  1776 — 90. 
Pl?  Hfke.  —  Dessen  reichsritterschaftl.  Magazin,  1780—90.  XIU  Hfte.  ~ 
plBig,  Reichsarchiy,  Part  spec.  contin.  III  die  freie  Reichsritterschaft  etc.  — 
I^LKlQber,  isagoge  in  elementa  jur.  publ.  quo  utuntur  Nobiles  imme- 
n  in  imp.  Rom.  Genn.  Erlangen  1793.  —  Ptttter,  inst  §.  460  flg.  — 
I Steuer,  Staatsr.  §.  263  flg.  —  Leist,  Staater.  (2.  Aufl.)  §.  66  flg.  — 
IfckHid,  Staatsr.  §.  144.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  a.  Aufl.  185a 
|U.IL  $.  72;  und  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  EbenbOrtigkeit, 
jlKS.  f.  78w  -^  K.  H.  Freih.  Roth  t.  Schreckenstein,  Geschichte  der 
{i^BttÜgen  Beichsritterschait  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rheinstrom, 
^  L  Tobingen  1859. 

I  ^  Die  erste  urkundliche  Anerkennung  einer  reichsfreien  Ritterschaft 
1^^  man  in  der  Aufforderung  des  K.  Friedrich  III.  (IV.)  an  die  Ritter- 
|>lift  in  Schwaben,  dem  schw&bischen  Bunde  zur  Erhaltung  des  LancK 
I^Bden  beizotrecen.  ürk.  t.  1478,  bei  Datt,  de  pace  publ.  p.  286.  Note  18. 
«So  dson  das  Land  zu  Schwaben  uns  und  dem  hl.  Reiche  ohne  alles 
Mittel  vor  andern  zugehörig,  und  keinen  eigenen  Fürsten  hat*' 

*),Die  Khw&bische  Ritterordnung  ist  t.  1560;  die  erste  fränkische  t. 
£60;  oadi  der  Revision  ▼.  1718  gedruckt  1772;  die  erste  rheinische  v.  1652. 
*)  Die  bn  J.  1577  gestiftete  Verbindung  der  drei  Ritterkreise  war  1650 
•Bttttt  worden. 

^  Ei  bestand  ein  anter  den  drei  Ritterkreisen  auf  deren  Yersamm- 
^^9^  {90g.  Correspondenztagen)  wechselndes  Generaldirektorium, 
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III.  Es  wurde  ein  Verzeiehniss  (Ritter-Matrikel)  Aber 
die  zur  Reichsritterschaft  gehörigen  Familien  und  Gfiter  ge- 
fbhrt^O-  Man  unterschied  Realisten  und  Personalisten, 
je  nachdem  die  Familie  immatrikolirten  reichsfreiea  Grund- 
besitz hatte  oder  nicht  ^^).  Der  Verlust  oder  die  Veränsserung 
oder  Mediatisirung  der  reichsunmittelbaren  Güter  zog  daher 
auch,  so  lange  das  Reich  bestand ,  den  Verlust  d^  persön- 
lichen Reichsunmittelbarkeit  keineswegs  nach  sich^'). 

IV.  Uebrigens  war  die  Reichsritterschaft  darauf  bedacht, 
die  bei  ihr  immatrikulirten  Güter  möglichst  innerhalb  ihrer 
Genossenschaft  zu  erhalten.    Zu  diesem  Zwecke  bestand  ein 


sodann  fdr  jeden  Ritterkreis  ein  Specialdirektorium,  im  schwäbischen 
Ritterkreis  stets  geführt  vom  Canton  Donau,  in  den  beiden  anderen 
Ritterkreisen  unter  den  Gantonen  wechselnd.  Das  Gantonsdirektorium 
bestand  aus  einem  Ritterhaüptmann,  einigen  Ritterr&then,  einem  Ausschuas 
und  dem  erforderlichen  Kanzleipersonal.  —  Die  Gantone  Messen  I.  in 
Schwaben:  1)  an  der  Donau;  2)  im  Hegau,  Algau und  am  Bodensee;  3)  am 
Neckar,  am  Schwarzwald  und  an  der  Ortenau;  4)  am  Kocher ;  ö)  im  Graich- 
gau;  n.  in  Franken:  1)  Odenwald;  2)  Gebtti^;  3)  Röhn-Werra,  mit  dem 
in  besonderer  YerfiEussung  bestehenden  Quartier  (Viertel)  Buchen;  4)  am 
Steigerwald;  5)  an  der  Altmühl;  6)  an  der  Baunach;  m.  am  Rhein: 
1)  Oberrfaein-,  2)  Mittelrhein-  und  ünterrheinstrom.  Die  beiden  Gantone 
Ober-  und  Niederrhein  waren  schon  durch  den  Lünevill er  Frieden  (1801) 
hinwegge£Edlen. 

^^)  Zur  Reception  eines  neuen  Mitgliedes  gehörte  stets  Stimmenmehr- 
heit, sowohl  der  Mitglieder  in  den  einzelnen  Gantonen,  als  auch  s&mmtlicher 
Gantone  eines  Kreises,  und  sodann  Einstimmigkeit  der  drei  Ritterkreise. 
Ein  zu  immatrikulirendes  reichsfireies  Gut  musste  mindestens  6000  Thir. 
Werth  haben.  Dass  ein  solches  Gut  vom  Kaiser  oder  einem  Landesherm 
zu  Lehen  ging,  war  kein  Hindemiss  seiner  Anerkennung  als  reichsfreL 
{Vasaüagium  non  vnooloü  hanutgtum.} 

**)  Ausserdem  konnten  noch  Grundbesitzer  vorkonmien  (die  auch 
von  E^gen  Realisten  genannt  wurden) ,  welche  ohne  persönlich  recipirt 
oder  zur  Reception  in  die  Reichsritterschaft  qualiticirt  zu  sein,  reichsfireie 
immatrikulirte  Gttter  erworben  hatten  (siehe  oben  §.  103.  XIII.).  Die 
Eeichsritterschaft  übte  aber  sie  dieselben  Rechte  aus,  wie  über  die  wirk- 
lichen Reichsritter.    Leist,  Staatsr.  §.  58. 

**)  Dies  ist  der  Sinn  der  Parämie:  jy  Immediatus  »emper  et  ubiq^  vn- 
Tneddaius.**  —  Dass  eine  reichsunmittelbare  Familie  sidi  in  dem  Gebiete 
eines  Landesherm  aufhielt,  oder  darin  ihren  Wohnsitz  nahm,  hob  ihre 
persönliche  Reichsfreiheit  keineswegs  auf.  Leist,  Staatsr.  §.  21.  IL  — 
Doch  konnte  sie  dadurch  in  ihrer  Religionsübung  beschrftnkt  werden. 
J.  P.  0  art  y.  §.  28.    (Siehe  deise  Stelle  unten  Note  23). 
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durch  kaiserliche  Privilegien  bestätigtes  sog.  ritterschaftliches 
Betraktsrecht  {retractus  equestrie)  in  der  Art,  dass  sowohl  alle 
Mitglieder  der  Reichsritterschaft,  und  nnter  diesen  vor  allen  die 
Verwandten  des  Veräosserers,  als  anch  das  Bitter-Gorpus  selbst, 
das  Recht  hatten,  die  an  einen  Fremden  veräusserten  imma- 
triknlirten  Güter  einzulösend^). 

V.  Desgleichen  suchte  die  Reichsritterschaft  den  Glanz 
der  Familien  durch  Einftihmng  eines  eigenthttmlichen  Erb- 
rechts aufrecht  zu  erhalten,  wonach  die  Töchter  nicht  nur 
von  der  Erbfolge  in  die  Stammgttter,  sondern  überhaupt 
sogar  von  aller  väterlichen,  mütterlichen  und  brüder- 
lichen Hinterlassenschaft  gegen  eine  geringe  Aussteuer  im 
Falle  der  Verheirathung,  und  vorbehaltlich  des  ledigen  Anfalls, 
ausgeschlossen  werden  sollten.  Wenn  nun  gleich  das  von  der 
Reichsritterschaft  angeblich  im  J.  1653  (Febr.  12)  errichtete 
sog.  Geislinger  Statut ^^)  nicht  nur  seiner  formellen  Giltig- 
kdt  nach  sehr  zweifelhaft^^),  seinem  Inhalte  nach  sehr  unbe- 
stimmt ^^  und  jedenfalls  soviel  gewiss  ist,  dass  es  die  kaiser- 


M)  Nach  dem  Privilegium  Leopold  sLv.  1688  war  iür  die  Ausübung 
des  Betraktes  eine  Frist  yon  drei  Jahren  (a  die  etenunciaUoma  direcloriae 
facta)  bestimmt 

^)  Abgedruckt  in  Burgmeister,  reichsritterschafU.  Corp.  Jur. 
(1707)  p.  583;  anch  in  Burgermeister,  Cod.  dipl.  I.  515,  u.  in  Em- 
minghaus,  Corp.  Jur.  Germ.  (2.  Aufl.  18^)  p.  464. 

46)  Verg].  Key  scher,  in  der  Zeitschr.  für  deutsches  Recht,  Bd.  VI. 
1842.  S.  297  flg.  Das  angebliche  Statut  spricht  selbst  am  Schlüsse  nur 
von  den  „sich  zu  diesem  Statut  verstehenden  Mitgliedern'*,  so  dass 
es  selbst  die  dissentirenden  nicht  binden  vill.  £s  soll  nur  von  45  Mit- 
gUedem  des  Kantons  Neckar-Schwarzach  unterschrieben  worden  sein. 

")  Das  sog.  Geislinger  Statut  erkennt  übrigens  das  Erbrecht  der 
Töchter  an  sich  unbedingt  an,  und  behält  ihnen  (und  ihren  ehelichen 
Leibeserben)  ausdracklich  ihren  vollen  ErbtheU  für  den  ledigen  An&ll 
▼or.  Es  setzt  keine  Abfindungs- Quote  fest,  sondern  will  darüber  gütliche  . 
Yerst&ndigung  unter  den  Interessenten,  und  wenn  diese  nicht  stattfindet, 
ein  arbitrium  des  Cantonsdirektoriums.  Der  Pflichttheil,  welcher  den 
adeligen  Töchtern  nach  dem  gemeinen  deutschen  Rechte  eben  so  gut  wie 
den  Bürgerstöchtem  aus  allem  Vermögen  ihrer  Aeltem,  welches  nicht 
Stammgut  ist,  insbesondere  der  Mutter,  und  unter  gewissen  .Voraus- 
setzungen ihrer  Brüder,  gebührt,  ist  eben  so,  wie  überhaupt  der  bei  der 
Intestaterbfolge  wesentliche  Unterschied  zwischen  Stammgut  und  freiem  Ver- 
mögen, das  nicht  diese  Eigenschaft  hat,  bei  dem  sog.  Geislinger  Statut  ganz 
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liehe  Bestätigung  nicht  erhalten  hat,  so  haben  doch  mehrere 
reichsritterschaftliche  Familien  ähnliche  Grandsätze  wirklich 
seither  praktisch  beobachtet  ^^) ,  woraus  aber  noch  keineswegs 
geschlossen  werden  darf ,  dass  sich  die  Töchter  solcher  Fami- 
lien die  Anwendung  derselben  gegen  ihren  Willen  und  somit 
die  Schmälerung  ihres  im  gemeinen  Beichsrechte  begründeten 
Pflichttheilsrechts  gefallen  lassen  mussten'*),  es  wäre  denn. 


unberücksichtigt  geblieben.  Dies  haben  auch  die  Praktiker  des  Yorigen 
Jahrhunderts  wohl  gefühlt,  und  daher  die  Bedeutung  des  Geislinger  Statuts 
Ton  jeher  auf  das  wirkliche  Stammgut  eingeschränkt.  Vergl.  Kern  er, 
Staatsr.  d.  fr.  Beichsrittersch.  I.  S.  92  flg. 

^)  Bei  der  Ritterschaft  in  Schwaben  bekam  ein  „Yerziehenes*S  d.  h. 
yerzichtetes  Fräulein  nach  allgemeinem  Gebrauch  2500  fl.  zum  Heirathgut 
(Eerner,  1.  c.  S.  94);  bei  einigen  fränkischen  Familien  sogar  nur  2000  fl. 

**)  Mit  Unrecht  würde  man  in  dem  sog.  Geislinger  Statut  mindestens 
ein  Zeugniss  einer  allgemeinen  reichsritterschafUichen  Observanz  in  dem 
Sinne  eines  rechtSYerbindlichen  Herkommens  sehen.  Wenn  das 
sog.  Geislinger  Statut  auch  gleichwohl  auf  „unvordenkliches  Herkommen 
und  üblichen  Gebrauch''  Bezug  ninmit,  so  ist  nicht  zu  übersehen  1)  dass 
eine  solche  üebung,  so  langjährig  sie  auch  sein  möchte,  die  so  sehr  gegen 
alle  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  verstdsst,  und  die  Töchter  nicht  blos 
Yon  der  Folge  in  das  Stammgut,  sondern  überdies  von  der  Intestaterbfolge, 
in  die  übrige  Hinterlassenschaft  der  Aeltem  und  Brüder  verdrängen 
will,  welche  doch  das  gemeine  Reichsrecht  jedem  Kinde  ohne  alle  Standes- 
rücksichten wenigstens  bis  zum  Betrage  des  Pf  lieh  tt  heil  s  verbürgt,  an 
sich  vielmehr  eine  ahusio  oder  corruptdctj  als  ein  usvs  banvs  ist;  2)  dass 
sich  der  Kaiser  in  mehrfachen  Rescripten,  z.  B.  Ferdinand  HI.  d.  d.  Wien 
25.  Mai  1652  (Burgmeister,  S.  663)  ausdrücklich  gegen  eine  solche 
Nichtbeachtung  des  Pflichttheüsrechts  der  adeligen  Töchter  bezüglich  der 
Hinterlassenschaft,  die  nicht  Lehen-  oder  Stammgut  ist,  erklärt  hat;  femer 
3)  dass  ohne  ausdrückliche  kaiserliche  Confirmation  (s.  unten  Nr.  XI)  keine 
solche  Bestimmung  in  ein  Ritterstatut  noch  in  ein  Hausstatut  einer  reichs« 
freien  Familie  hätte  aufgenommen  werden  dürfen,  und  dass  daher  4)  den 
neuerdings  sich  verheirathenden  Töchtern  rechtlich  nicht  angesonnen  werden 
kann,  sich  eine  Ausschliessung  imd  Beschränkung,  die  so  sehr  gegen  alle 
Grundsätze  des  Reichsreohts  anstösst,  blos  darum  auch  ge&llen  zu  lassen, 
weil  andere  vor  ihnen  aus  Gutmüthigkeit  oder  ünkenntniss  der  Rechte  sich 
dieselbe  gutwillig  haben  gefallen  lassen.  Uebrigens  soll  hiermit  nicht  ge- 
läugnet  werden,  dass  der  Adel  auch  in  anderen  Theilen  von  Deutschland 
bemüht  war,  ähnliche  Beschränkungen  der  Töchter  zu  .Gunsten  seines 
Mannsstammes  durchzusetzen.  Vergl.  die  Vereinigung  der  Ritterschaft 
des  Hochstifts  Osnabrück  über  Absteuer  und  Verzicht  adeliger  Töchter, 
bestätigt  V.  König  v.  Grossbritannien  als  Vaters  des  Bischöfe  v.  15.  Mai  1778, 
in  Moser,  patr.  Phant.  IV.  242.  —  Vergl.  das  Mandat  des  Kniftrsten 


§.  105.  Bdchsuiunittelbarkeit  Mittelbarkeit.  Beiclisritterschaft.    257 

dass  ein  jetzt  noch  giltiges   Hansstatut   sie   dazu   verpflich- 
tete ^). 

VI.  Weder  .die  Reichsritterschaft  in  ihrer  Gesammtheit,  noch 
die  einzelnen  Reichsritter  hatten  Reichsstandschaft.  Manche 
Mitglieder  derselben  hatten  im  Laufe  der  Zeit  Grafentitel  er- 
worben,  wodurch  aber  in  ihrer  staatsrechtlichen  Stellung  keine 
Veränderung  bewirkt  wurde. 

VII.  Die  Beschlüsse  des  Reichstags  über  Reichssteuern 
erstreckten  sich  nicht  auf  die  Reichsritterschaft.  Mitunter  be- 
willigte sie  aber  dem  Kaiser  in  Folge  besonderer  Verhandlung 
und  Verständigung  sogen.  Garitativ-Subsidien  (subsidia 
earUatis)^  für  welches  Ansinnen  des  kaiserlichen  Hofes  die 
Rücksicht  auf  den  kaiserlichen  Schutz,  so  wie  der  Umstand 
die  Grundlage  bildete,  dass  von  den  Reichsrittem  der  Reichs- 
kriegsdienst nicht  mehr  wie  in  früheren  Zeiten  in  Person  und 
auf  eigene  Kosten  geleistet  zu  werden  brauchte^'). 

VIH.  Die  reichsfireien  Besitzungen  der  Reichsritter  wurden 
als  wirkliche  Gebiete  (territaria)  betrachtet,  in  welchen  ihnen 
als  Gutsherren  landesherrliche  Rechte ^^),  namentlich  sogar 
das  für  wesentlich  im  Begriffe  der  Landeshoheit  liegend 
geachtete  jus  reformandi  zustand  ^^).    Doch  waren  sie  wegen 


Ferdinand  Maria  von  Bayern,  v.  20.  April  1672,  in  Lünig,  Corp. 
Jor.  Feud.  ü.  pag.  235.  —Beseler,  v.  d.  Erbverträgen,  Th.  U.  Bd.  11. 

S.  286 Dass  der  Verzicht  der  Töchter  auf  die  mütterliche  Erbschaft 

kein  nach  gemeinem  Adelsrecht  nothwendiger  war,  erkennt  auch 
Beseler,  a.  a.  0.  S.  283  an. 

^)  Hierzu  würde,  abgesehen  von  dem  Einflüsse,  welchen  die  Auflösung 
des  dentschen  Beiches  zum  Theile  hinsichtlich  der  Hausgesetze  adeliger 
Familien  hervorgebracht  hat,  jedenfalls  gehören,  dass  ein  solches  Haus- 
gesetz die  kaiserliche  Confirmation  erlangt  hätte  (siehe  unten  Nr.  XI.). 

**)  Lei  st,  de  subsidio  caritativo  nobil.  imp.  immed.  Götting.  1793.  — 
Zuletzt  soll  sich  der  Kaiser  mit  der  Reichsritterschaft  über  eine  jähr- 
liche Zahlung  von  10,000  fl.  verglichen  haben.  Häberlin,  Hdbch.  IH. 
S.  548;  eine  geringe  Summe,  im  Yerhältniss  zu  den  1475  reichsfreien 
Bittergütem,  die  man  noch  im  J.  1793  zählte. 

**)  Ueber  den  praktisch  bedeutungslosen  Streit,  ob  die  Begierungs- 
gewalt der  Beichsritter  in  ihreji Territorien  Landeshoheit  genannt  wer- 
den  dürfe,  siehe  §.  103.  Note  5. 

^  J.  F.  0.  art  V.  §.  28.  ,  Jjibera  et  immediata  Imperii  Nobilitas,  omnia- 
qne  et  singnla  ejus  membra,  una  cum  subditis  et  bonis  suis  feudalibus 
et  allodialibus,  nisi  forte  in  quibus^am  locis  ratione  bonorum  et  respectu 

ZSpfl,  StMtirecht.  5.  Aufl.  I.  17 
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der  Kleinheit  ihrer  Territorien,  und  der  Unmöglichkeit,  darauf 
vollständig  genügende  Staatseinrichtungen  herzustellen,  in  der 
Ausübung  mancher  landesherrlichen  Rechte  grossen  Be- 
schränkungen unterworfen,  theils  durch  die  Beichsgewalt,  theils 
durch  das  Gantonsdirektorinm ,  wie  namentlich  in  Bezug  auf 
Griminalsach^n  ^^),  die  Militärgewalt  und  die  Besteuerung  ihrer 
Unterthanen  *^). 

IX.  Seit  dem  J.  1853  wurde  die  Beichsritterschaft  in  den 
Wahlkapitulationen  überall  neben  den  Beichsständen  genannt, 
wo  es  sich  um  die  Zusicherung  des  Schutzes  landesherrlicher 
und  anderer  hergebrachten  Bechte  und  Freiheiten  handelte  ^^). 

X.  Die  Beichsritter  hatten  auch  wie  die  Beichsstände,  das 
Becht  der  Austräge:  die  Austrägalinstanz  bildete  aber  fiir  sie 
das  Gantonsdirektorium  2"),  welchem  auch  die  Voruntersuchung 
in  Strafsachen  der  Beichsritter  oblag;  auch  war  dieses  ftlr  sie 
in  Folge  besonderen  kaiserlichen  Auftrags  oberrormundschaflr 
Uche  Behörde.  Streitig  war,  ob  ein  Beichsritter,  der  bei  einem 
Fürsten  in  Dienste  stand,  hinsichtlich  seines  Dienstes  der  Ge- 
richtsbarkeit dieses  Fürsten  unterworfen  sei^^). 


territorii  vel  domicilii  aliis  Statibus  reperiantur  subjecti,  vigore  Pacis  reli- 
giosae  et  praesentis  conTentionis  in  jaribus  religionem  concernen- 
tibus  et  beneficüs  inde  promanantibus,  idem  ius  habeant,  qnod  supra  dictis 
Electoribns,  Principibus  et  Statibus  competit/' —  Auch  das  Begnadigungs- 
recht yerurtheilter  Verbrecher  wurde  von  den  Bdchsrittem,  die  Oriminal- 
jorisdiction  hatten,  in  Ansprach  genommen,  und  ohne  Widerspruch  des 
Kaisers  ausgeübt    Kerner,  a.  a.  0.  I.  §.  79. 

««)  Siehe  §.  103.  Note  20. 

^)  Man  unterschied  Steuern,  welche  das  Rittercorpus  ausschrieb,  und 
Privatsteuern,  d.  h.  solche,  welche  der  einzelne  Reichsritter  in  seinem 
Gebiet  erhob.  In  Bezug  auf  erstere  hatte  der  Reichsritter  ein  sog.  Sub- 
collectations-Recht  (untergeordnetes  Erhebungsrecht).  Letztere  hielt 
man  nur  für  zulässig  auf  Grund  Yon  Verträgen  mit  den  Unterthanen,-  oder 
Herkommen,  oder  reichsgerichtlicher  Urtheüe.    Kern  er,  a.  a.  0.  I.  §.  64. 

«)  W.-K  art  I.  §.  2  (s.  §.  77.  Note  14).  —  W.-K.  art.  I.  §.  9;  m. 
§.  6;  XV.  §.  6.  8.  —  Siehe  auch  oben  §.  90.  Note  11.    ' 

«')  Siehe  §,  101.  Note  5.  u.  10.  —  Leist,  Staatsr.  §.  144.  Note  6;  §.  145. 
Note  6. 

V)  (Anonym):  Rechtsbeantwortung  der  Frage,  ob  ein  unmittelbarer 
Reichsritter,  wdcher  bei  einem  Fürsten  in  Diensten  steht,  dessen  Forum 
in  Ansehung  seines  Dienstes  agnosciren  müsse?  Nümb.  u.  Leipz.  1757.  — 
Vergl.  Gönner,  Staatsrecht  §.  265.  —  Diese  Frage  könnte  ein  praktisches 
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XI.  In  Bezng  auf  die  Reichsritterschaft  war  unbestritten 
anerkannt,  dass  ihre  Statuten  und  Bitterordnungen  ohne  kaiser- 
liehe Confirmation  keine  Giltigkeit  hatten^®).  Eben  so  be- 
durften auch  die  Hausstatuten  der  reichsritterlichen  Familien, 
wenn  sie  vom  gemeinen  Beichsrechte  abweichende  Bestimmungen 
au&teUen  wollten,  der  kaiserlichen  Bestätigung  ^<'). 

•.Xn.  In  einer  ähnlichen  politischen  Stellung  zum  Beiche, 
wie  die  Beichsritterschaft,  befanden  sich  auch  einige  sogen, 
adelige  Ganerbschaften'^). 


Interesse  in  dem  analogen  Falle  gewinnen,  wenn  ein  souverainer  deutscher 
Fürst  bei  einem  anderen  eine  hohe  Militär-  oder  GiTÜbedienang  übernehmen 
sollte.    Siehe  unten  §.  249. 

w)  Gönner,  Staatsr.  §.  266.  IV. 

^)  Da  sich  schon  ein  unbeschränktes  Autonomierecht  der  R e ichs - 
stände  in  ihren  Familienverhältnissen  nicht  vertheidigen  lässt,  (s.  oben 
§.  91  VI ;  §.  214  m.)  so  kann  ein  solches  noch  viel  weniger  hinsichtlich  der 
reichsritterschaftlichen  Familien  angenommen  werden,  hinsichtlich  deren 
man  darüber  einverstanden  war,  dass  sie  in  jeder  Rücksicht  Reichsunter- 
thanen  und  den  Reichsgerichten  unterworfen  waren. 

'0  Moser,  v.  d.  deut.  Reichsständen  S.  1493fl.  —  Dessen:  Zusätze 
z.  neuen  Staatsr.  S.  1010.*—  Mader,  sichere  Nachricht  von  der  kais.  etc. 
Burg  Friedberg,  1766—1774.  3Thle.  —  Ganerben,  so  wie  Anerben, 
sind  überhaupt  gesetzlich  berufene  Erben  in  absteigender  Linie 
(Sachsensp.  Ldr.  I,  17.  §.  1.).  —  Unter  einer  adeligen  Ganerb- 
schaft verstand  man  ritterliche  Familien,  welche  eine  Burg  oder  ein  Haus 
gemeinschaftlich  hatten,  und  unter  sich,  regelmässig  sowohl  auf 
Weiber  und  Männer,  vererbten.  Siehe  besonders  Wehner,  6b9.  pract* 
voce  „Gänerben**.  —  Meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  Thl.  11.  §.  118. Note  14. 


17' 
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Achter  Abschnitt. 

Süuitsnditlielie  YeriBderugei  rar  Zeit  des  Rhembudes. 

§.  106. 

Die  Auflösung  des  Reiches.     Stiftung  des  Rheinbundes. 
Oesterreich  als  Kaiserreich  erklärt.     Projekt  eines 
preussischen  Kaiserthumes  von  Norddeutschland  ^). 

I.  Die  Unhaltbarkeit  der  dentschen  Beichsyerfassnng  war 
eigentlich  schon  seit  dem  westphälischen  Frieden  entschieden: 
ihr  Sturz  war  nnansbleiblich  und  unaufhaltsam  näher  gerückt, 
seitdem  Deutschland  in  dem  Lttneviller  Frieden  (1801)  das 
ganze  linke  Bheinufer  verloren  hatte  ^)  und  von  dem  Ueber- 
muthe  Frankreichs  höhnend  darauf  angewiesen  worden  war, 
sich  fllr  diesen  Verlust  aus  sich  selbst  zu  entschädigen^).  Die 
Säkularisation  der  geistlichen  Territorien  und  die  Mediatisirung 
der  Mehrzahl  der  Reichsstände,  wozu  man  der  Durchführung 
des  Entschädigungswerkes  halben  greifen  musste^),  war  ein 
offenbarer,  wenn  auch  nothgedrungener ,  Bechtsbruch  an 


0  Die  Literatur  ttber  das  Staatsrecht  des  Rheinbundes  siehe  oben 
S.  150.  Die  politische  Literatur  ftU*  diesen  Zeitabschnitt  s.  in  meiner 
deut  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  79.  Note  2. 

*)  Siehe  den  Abdruck  des  Lüneviller  Friedens  y.  9.  Febr.  1801  in 
G.  V.  Meyer,  Corpus  Jur.  Confoederationis  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  1. 

')  Lüneviller  Frieden  art.  Vn.  —  Nachdem  gesagt  ist,  dass  das 
deutsche  Reich  die  Verluste  auf  dem  linken  Rheinufer  als  Gesammtheit 
{„coUecUvemeni^^)  zu  tragen  habe,  heisst  es  wörtlich:  „.  .  .  TEmpire  sera 
tenu  de  donner  aux  Princes  här^ditaires,  qui  se  trouvent  ä  la  rive  gauche 
du  Rhin,  un  d^dommagemenl^  qui  sera  pris  dans  le  sein  de  TEmpire.'* 

^)  Den  Abschluss  des  Entschädigungswerkes  enthSJt  der  Reichsdepu- 
tationshauptschluss  t.  25.  Febr.  1803.  Siehe  oben  §.  78.  X.  —  VergL  die 
Üebersicht  des  Inhalts,  in  meiner  deut.  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II. 
§.  79  n. 
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diesen  bisherigen  Reichsständen,  und  der  Todesstreich ,  an 
welchem  das  Reich  selbst  zu  Grande  ging  ^),  da  nunmehr  klar 
vorlag,  dass  der  in  den  Reichsgesetzen  und  Wahlkapitulationen 
sämmdichen  Reichsangehörigen  zugesicherte  Reichsschutz  nur 
noch  ein  leerer  Name  war. 

n.  Da  überdies  die  beiden  mächtigsten  Staaten  in  Deutsch- 
land, Oesterreich  undPreussen,  keine  einheitliche  Politik 
verfolgten^),  und  daher  alsbald,  einer  nach  dem  anderen,  die 
tiefsten  Demttthigungen  von  Frankreich  erdulden  mussten''), 
das  deutsche  Reich  aber  so  weit  herunterkam,  dass  ihm  Frank- 
reich (im  Pressburger  Frieden)  sogar  nicht  einmal  mehr 
seinen  althergebrachten  officiellen  Titel  gab,  sondern  nur  noch 
von  einer  ConfSderation  Germanique  sprach®),  so  war  klar  ge- 
worden, dass  die  mittleren  und  kleinen  deutschen  Staaten 
nirgends  mehr  einen  Stützpunkt  in  Deutschland  finden  konnten. 
Somit  waren  namentlich  die  süd-  und  westdeutschen  Staaten, 
Bayern  an  der  Spitze,  ihrer  Selbsterhaltung  wegen,  und  durch 
das  Drängen  Frankreichs  genöthigt,  sich  zu  einem  besonderen 
politischen  Körper,  dem  sogen.  Rheinbund,  zu  vereinigen, 
über  welchen  der  Kaiser  der  Franzosen  Napoleon  I.  das  Pro- 
tektorat übernahm,  und  dadurch  der  Verwirklichung  seiner 
ausgesprochenen  Idee,  das  Reich  KarFs  d.  6r.  als  Franken- 
reich wieder  herzustellen,  um  keinen  geringen  Schritt  näher 
rückte.  Am  12.  Juli  1806  wurde  die  Rhein bundsakte  zu 
München  unterzeichnet^).  Am  1.  August  1806  zeigten  die 
Rheinbundsglieder  ihre  Lossagung  vom  deutschen  Reichsver- 


>)  Sehr  treffend  nannte  Klub  er,  öffentl.  R.  §.  26.  den  R.-D.-H.-S.  y. 
25.  Febr.  1803  die  ,,yorakte  des  Rheinbundes.'' 

^)  Diese  unselige  Trennungspolitik  begann  schon  mit  dem  preus- 
si sehen  Separatfrieden  zu  Basel,  5.  April  1795. 

^  So  Oesterreich  im  Pressburger  Frieden  vom  26.  December 
1805.  —  Preussien  erreichte  sein  Schicksal  im  Tilsiter  Frieden  vom 
9.  JuU  1807. 

«)Pres6burger  Frieden,  1805,  26.  Dec.  art  Vü:  ,JLes  Electeurs  de 
Bayi^re  et  de  Würtemberg,  ayant  pris  le  titre  de  Roy,  sans  näan- 
moins  cesser  d*appartenir  äla  confäd^ration  germanique,  Sa  Mtgestö 
r£mpereur  d'Allemagne  et  d*Autriche  les  reconnait  en  cette  qualit^.'' 

^)  Abgedruckt  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföderat  Germ,  3.  Aufl, 
ThL  I.  S.  79. 
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bände  an  ^®) :  und  am  6.  August  1806  legte  Franz  II.  die 
deutsche  Kaiserkrone  nieder^  indem  er  es  ftlr  eine  Unmöglich- 
keit erklärte,  nach  der  gänzlichen  Lossagung  mehrerer  vor- 
züglichen Stände  vom  Reiche  und  ihrer  Vereinigung  zu  einer 
besonderen  GonfÖderationy  die  Pflichten  des  kaiserlichen  Amtes 
länger  zu  erfüllen.  Zugleich  entband  derselbe  die  sämmtlichen 
Beichsstände  und  Beichsangehörigen  der  Pflichten,  mit  welchen 
sie  an  ihn  als  das  bisherige  reichsconstitutionsmässige  Ober- 
haupt gebunden  waren,  und  vereinigte  seine  deutschen  Beichs- 
länder  mit  den  übrigen  Besitzungen  des  österreichischen  Hauses 
zu  einem  Staatskörper,  unter  Annahme  des  Titels  als  Kaiser 
von  Oesterreich^*).  Hiermit  war  das  deutsche  Beich  voll- 
ständig aufgelöst  Preussen,  von  dieser  Wendung  der  Dinge 
eben  so  überrascht  wie  die  kleineren  norddeutschen  Staaten, 
machte  den  Versuch,  einen  norddeutschen  Beichsbund 
zu  gründen.  Bei  dieser  Gelegenheit  tauchte  zum  erstenmale 
die  Idee  eines  preussischen  Kaiserthumes  als  Kaiser- 


><^)  Vergl.  die  LosBagnngsarkunde  ▼.  1.  Aug.  1806  bei  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Gonföd.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  I.  S.  70  fl.  —  Hierin  findet  sich 
folgende  Hauptstelle:  ,Jndem  sie  sich  durch  gegenwärtige  £rklftrung  yon 
ihrer  bisherigen  Verbindung  mit  dem  deutschen  Beichskörper  lossagen,  be- 
folgen sie  blos  das  durch  frühere  Yorg&nge  und  selbst  durch  Er- 
klärungen der  m&chtigeren  Beichsst&nde  aufgestellte  System.*' 
(Das  Beispiel  Preussens  im  Baseler  Frieden  I)  „Sie  h&tten  zwar  den 
leeren  Schein  einer  erloschenen  Verfassung  beibehalten  können, 
allein  sie  haben  im  Gegentheil  ihrer  Würde  und  der  Beinheit  ihrer  Zwecke 
angemessener  geglaubt,  eine  offene  freie  Erklärung  ihres  Entschlusses 
und  der  Beweggründe,  durch  welche  sie  geleitet  worden  sind,  abzugeben. 
Vergeblich  aber  würden  sie  sich  geschmeichelt  haben,  den  gewünschten 
Endzweck  zu  erreichen,  wenn  sie  sich  nicht  zugleich  eines  mäch- 
tigen Schutzes  versichert  hätten,  wozu  sich  nunmehr  der  nämliche 
Monarch  (Napoleon  L),  dessen  Absichten  sich  stets  mit  dem 
wahren  Interesse  Deutschlands  übereinstimmend  gezeigt 
haben,  (sicl)  yerbindet.**  —  Mit  ungemeiner  Kaivetät  erklärte  der  fran- 
zösische Geschäftsträger  am  Beichstag,  Bacher,  in  einer  gleichzeitigen 
Note  y.  1.  August  1806  (in  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonföd.  Germ.  3.  Aufl. 
Thl.  L  S.  68.),  dass  der  (yon  Frankreich  10  Monate  zuyor  diktirte)  Press- 
burg er  Frieden  der  Grund  sei,  warum  Deutschland  als  ein  Beichsstaat 
nicht  mehr  bestehen  könnet' 

*')  Die  Abdankungsurkunde  E.  Franz  H.  y.  6.  Aug.  1806,  siehe  bei 
y.  Meyer,  Corp.  Jur.  ConflkL  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  8.  71. 
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sffies  Yon  IforddeutBchland  anf^^).    Dieser  Plan  kam 

h  nicht    zur  AasfUhrnng;    die   kleineren   norddeutschen 

durften  daher  sich  noch  glücklich  schätzen,  wenn  es 

gelangy  nachträglich  in  den  Bheinbond  aufgenommen  zu 

en,  und   sie  nicht,  vollkonmien  in  französische  Provinzen 

wandelt,    oder   dem    von    Napoleon  I.    geschaffenen 

eren)  Königreiche  Westphalen  einverleibt  wurden  ^^). 

[  §.  107. 

Kbersicht  der  Veränderungen,  welche  durch  die  Auf- 
■Ring  des    deutschen  Reiches   und   die   Stifbmg   des 
r  Rheinbundes  in  dem  öffentlichen  Rechtszustande 
^       Deutschlands  herbeigeftihrt  worden  sind^). 

I  Die  praktischen  Folgen  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
md  der  Stiftung  des  Rheinbundes  waren : 

I.  Sämmtliche  bisherige  Reichsstände,  welche  als  Mitglieder 
|km  Rheinbünde  beigetreten  waren,  so  wie  auch  alle  diejenigen, 
|kren  Gebiete  ausserhalb  der  Länder  der  RheinbundsfOrsten 


t 

^  *)  unter  dem  21.  Aagust  1806  wurden  dem  kursächs.  Minister  Grafen 
l.Görtz  von  dem  preuss.  Minister  v.- Hangelt z  die  vorl&afigen 
|ftr Bndlinien  za  einer  neuen  Constitution  ftlr  das  nördliche  Deutschland 
iWer  dem  Kamen  eines  norddeutschen  Reichsbundes  mitgetheilt 
^  Zweck  des  Bundes  wurde  erklärt  (fthnlich  wie  in  der  jetzigen  deutschen 
Snidesakte) :  Sicherheit  von  Aussen  und  im  Innern.  Als  die  drei  vorzttg- 
tdisten  Mitglieder  dieses  neuen  Staatensystems  sollten  Preussen,  Kursachsen 
!lDd  Hessen  zusammen  das  Direktorium  haben.  Preussen  sollte  die 
l^lrde  eines  Kaisers  yon  Norddeutschland  annehmen,  Sachsen  und  Hessen 
fie  Eönigswürde.  Yergl.  den  Text  bei  Mirus,  diplom.  Arch.  f.  d.  deut 
BoBd^ataaten  Bd.  I.  Abthl.  I.  S.  843. 

°)  Siehe  das  Yerzeichniss  der  dem  Rheinbund  beigetretenen  Staaten 
ia  meiner  deutschen  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  79.  Note  4  u.  5.  — 
^n  Auszug  aus  dem  Dekret  v.  Fontainebleau,  d.  d.  15.  Nov.  1807,  wodurch 
Napoleon  I.  das  Königreich  Westphalen  erschuf,  s.  bei  y.  Meyer, 
Corp.  Jar.  Gonföd.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  106;  die  Documente  über  die 
Tereinigung  von  Holland,  Ostfriesland,  Jever,  Lauenburg,  den  Hanse- 
stidten  u.  s.  w.  mit  Frankreich,  siehe  ebendaselbst,  Thl.  I.  S.  103  flg. 

OKlübcr,  öflfentL  Recht,  §.  48-53.  —  Maurenbrecher,  Staatsr. 
{.92£L  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  S.  37  fl.  —  J.  Held,  System  des 
M-Bechtes,  Bd.  L  (1856)  S.  460  flg. 
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lagen,  traten  in  den  Besitz  der  vollen  Sonverainetät  und 
nahmen  dieser  nenen  Stellung  entsprechende  Titel  an^. 

U.  Die  gesammte  Reichsritterschaft,  so  wie  auch 
viele  Reichsstände  worden  den  Rheinbandsfllrsten  als  Unter^ 
thanen  unterworfen^),  welche  Subjektion  man  jedoch,  dem 
Spracfagebrauche  in  der  Reichszeit  (§.  90.)  anschliessend,  als 
Mediatisirung  zu  bezeichnen  pflegt^).  Auch  diese  sogen. 
Mediatisirung  war  eben  so,  wie  die  im  J.  1803  durchgeführte 
Säkularisation,  ein  Gewaltstreich. 

III.  Für  die  Rheinbundsstaaten  wurde  die  verbindliche 
Kraft  der  Reichsgesetze  ausdrücklich  durch  die  Rheinbunds- 
akte als  erloschen  erklärt,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Rechte 
der  Gläubiger  und  Pensionäre  aus  dem  Reichsdeputationshaupt- 
schlusse  V.  25.  Febr.  1803,  und  der  ebendaselbst  getroffenen 
Bestimmungen  über  den  Rheinschifffahrts-Oktroi^). 

IV.  Alle  Rechte  und  Pflichten,  welche  sich  auf  den  durch 
die  bisherige  Reichsverfassung  begründeten  öffentlichen 
Rechtsznstand  bezogen,  erloschen  von  selbst  mit  der  Auflösung 
des  Reiches,  da  hiermit  ihr  Objekt  hin  weggefallen  war*). 

*)  VergL  z.  B.  Rheinbundsakte,  art.  4,  5. 

3)  Rheinbundsakte,  art.  25.  „Chacun  des  Rois  et  des  Princes 
confed^r^s  possädera  en  toute  souverainet^  les  terres  ^questres  enclav^es 
dans  ses  possessions;  qusmt  aux  terres  ^questres  enclav^s  entre  deux  des 
Etats  confeddr^s,  elles  seront  partagdes  quand  k  la  souverainet^  entre  les 
deux  Etats,  aussi  dgalement,  que  Mre  se  pourra,  mais  de  mani^re  ä  ce 
qu'il  n'en  resulte  ni  morcellement  ni  mdlange  des  territoires."  —  Bayern, 
Württemberg  und  Baden  hatten  die  von  ihren  Ländern  umschlossenen 
reich sritterschaftlichen  Gebiete  sogar  schon  durch  ein  Dekret  Napoleons 
vom  19.  December  1805  (vor  dem  Pressburger  Frieden)  zugewiesen  erhalten. 
Die  Reichsstadt  Augsburg  hatte  Bayern  schon  durch  den  Pressborger 
PMeden,  art.  13,  erhalten ;  durch  die  Rheinbundsakte  art.  17,  erhielt  es  jetzt 
auch  die  Reichsstadt  Nürnberg.  Auch  die  Besitzungen  des  deutschen 
Ordens  und  des  Johanniter-Ordens,  welche  bei  der  Säkularisation 
im  J.  1803  noch  verschont  worden  wären,  kamen  jetzt  zur  Yertheilnng. 
Rheinbundsakte  art.  17  fl. 

*)  Ofiiciell  spricht  z.  B.  die  deutsche  Bundesakte  art  14  von  den  „im 
J.  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichsständen  und 
Reichsangehörigen.** 

5)  üeber  den  art.  2  der  Rheinbundsakte  siehe  oben  §.  72,  IL 

^)  So  z.  B.  die  Reichshoheit  mit  allen  ihren  Wirkungen,  Beschränkungen 
der  Landesherren  und  dergl.,  die  Reichswürden  und  Aemter,  die  Reichs- 
gerichte, der  Reichslehnverband  u.  s.  w. 
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y.  Den  mediatisirten  Beichsständen  wurde,  im  Ge- 
fühle des  an  ihnen  begangenen  Unreehts,  eine  beVorzngte  persön- 
liche und  privatrechtliche  Stellung  zugesichert).  Namentlich 
sollten  ihnen  a)  ihre  Domänen  als  freies,  allodiales' 
Priyat-Eigenthum  yerbleiben,  so  wie  auch  alle  anderen 
Herren-  und  Feudalrechte  und  andere  nach  den  Grundsätzen  des 
deutschen  Beehtes  fbr  patrimonial  zu  achtenden  Rechte  und 
Benten,  sogar  die  niedere  und  mittlere  (Gerichtsbarkeit,  und 
überhaupt  aUe  Rechte,  welche  nicht  wesentlich  mit  der 
Souyerainetät  zusammenhängen^),  so  dass  die  Mediatisirten  in 
eine  den  mediatisirten  Landesherren  (atatus  exemti)  der  Reichs- 
zeit (§.  90.)  ähnliche  Stellung  gebracht  wurden,  b)  Den 
mediatisirten  Fürsten  und  Grafen  und  deren  Familiengliedem 
wurde  das  Recht  bewilligt,  in  Criminalsachen  durch 
Standesgleiche  (ein  Judicium  parium)  gerichtet  zu  werden, 
welches  aber  irrig  als  droit  d^austrigues  bezeichnet  wurde®): 
c)  auch  wurde  ihnen  das  Recht  bewilligt,  ihren  Wohnsitz 
beliebig  in  allen  Rheinbundsstaaten,  oder  anderen  in  fried- 
lichen Verhältnissen  mit  dem  Rheinbunde  stehenden  Staaten, 
oder  ihren  etwa  ausserhalb  des  Rheinbundsgebietes  liegenden 
souyerainen  Besitzungen  zu  nehmen  ^^).  d)  Sie  sollten  ihre  Kapi- 
talien und  Reyenüen  erheben  und  beziehen  können,  ohne  dess- 


^  üeber  die  praktische  Bedeutung  der  Rechte  der  Mediatisirten 
und  deren  YielfSeiche  Misshandlung  durch  die  Landesgesetz- 
gebung siehe  unten  §.  319  flg. 

*)  Rheinbunds akte,  art.  27.  „Les  Princes  ou  Comtes  actuellement 
r^gnants  conserveront  chacun,  comme  propriiU  pcUrimonüde  et  privie,  tous 
les  domaines  sans  exception,  qu*ils  poss^dent  nudntenant,  ainsi  que  tous 
les  droits  seigneuriaux  ^tfiodaux  non  esseniiellement  inh^rens  ä  la  sou- 
yerainet^,  et  notamment  les  droits  de  la  basse  et  mayerme  Jurisdiction  en 
mati^re  civUe  et  criminelley  de  Jurisdiction  et  de  police  forestihrej  de  cheufse, 
de  p^he,  de  mines,  d*usines,  de  dimes  et  prestaUons  fiodales^  de  patronage 
et  autres  semblables,  et  les  revenus  provenans  des  dits  domaines  et 
droits."'—  Ob  und  inwiefeme  den  Mediatisirten  ihre  Zoll  rechte  hier- 
nach verbleiben  sollten,  siehe  unten  §.  320. 

^)  Rheinbundsakte,  art.  28.  ,,£n  mati^re  criminelle  les  princes 
et  comtes  actueUement  r^gnans  et  leurs  hiritiers  jouiront  des  droits 
d'austrhgues,  c.  a.  d.  d*ötre  jug^s  par  Uars  pairs/^  —  Die  richtige  Bedeu^ 
tung  von  jus  austraegcarumyS.  oben  §.  101. 

**)  Rheinbundsakte,  art  31. 


n 
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halb  irgend  einer  Steuer  oder  Abgabe  unterworfen  zu  sein ^0 9 
auch  sollte  e)  gegen  die  keine  Yermögensconfiskation  als  Strafe 
ausgesprochen  werden  dürfen  ^^). 

VI.  In  Rücksicht  auf  die  vorgenommenen  Mediatisirungen 
wurde  eine  ausdrückliche  Aufzählung  der  Rechte  gegeben, 
welche  fortan  principiell  als  die  eigentlichen  Souverainetäts- 
rechte  gelten  sollten,  nämlich  Gesetzgebung,  Gerichts- 
barkeit der  dritten  Instanz,  hohe  Polizei,  Militär- 
conscription  und  Besteuerung^^). 

Vn.  In  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  der  Rheinbunds- 
akte art.  34  (sogen.  Yerzichts-Artikel)  yerzichteten  alle 
Rheinbundsfllrsten  gegenseitig  auf  alle  Rechte,  welche  dem 
Einen  in  dem  Gebiete  des  andern  gegenwärtig  wirklich 
zustanden  und  ausgeübt  wurden,  oder  etwa  als  gegen- 
wärtig zustehend  behauptet  werden  mochten.  Gegenseitig 
Yorbehalten  sind  jedoch  die  künftigen  Suecessionsrechte^^), 
ohne  Unterscheidung,  ob  sie  auf  Geblütsrecht,  oder  auf  einem 
anderen,  z.B.  lehenrechtlichen  Titel,  wie  Eyentualbelehnung 
und  dgl.  beruhen*^). 


««)  Ebendas.  art  31  a.  E. 

^*)  Ebendas.  art.  28  a.  E.  „ . . .  dans  aucun  cas  la  confiscation  de  leurs 
biens  ne  poorra  ^tre  prononcäe  ni  avoir  lieu,  mais  les  revenus  pourront 
dtre  s^questrds  pendant  la  vie  des  condamn^s/* 

^')  Rheinbandsakte,  art.  26.  „Les  droits  de  souverainet^  sont 
ceux  de  legislation,  de  Jurisdiction  supr^me,  de  häute  police,  de  conscrip- 
tion  militaire  ou  recrntement  et  d*impdf 

*4)  Rheinbundsakte,  art  34.  „Les  Rois,  Grand-Ducs  et  Princes 
conföd^r^s  renoncent,  chacun  d*eux  pour  soi,  ses  h^ritiers  et  successeurs, 
ä  tout  droit  (wtuely  qu'il  pourrait  avoir  ou  pr^tendre  sur  les  possessions 
des  autres  membres  de  la  conföd^ration,  telles  qu*elles  sont  et  telles  qu*elles 
doivent  Stre,  en  consequence  du  present  traitä;  les  droits  iventuds  de  suc- 
ccssion  demeurant  seuls  r^servös,  et  pour  le  cas  seulement  oü  viendrait  k 
s^^teindre  la  maison  ou  la  brauche,  qui  poss^de  maintenant,  ou  doit,  en 
vertue  du  präsent  traitä,  poss^der  en  souverainet^  les  territoires,  domaines 
et  biens,  sur  lesquels  les  susdits  droits  peuvent  s'^tendre.^'  Ueber  den 
Sinn  dieses  Artikels  und  seine  fortdauernde  Giltigkeit  siehe  besonders 
Kl  über,  Abhdl.  1830.  Bd.  I,  S.  1  fl.  --  Prot  d,  B.  V.  1846,  §.  62,  S.  113. 

*^)  Durch  die  allgemeine  Wortfassung  des  im  art  34  der  Bheinbunds- 
akte  angenommenen  Vorbehalts  der  künftigen  Successionsrechte  ist  für  die 
Familien  der  Rheinbundsfürsten  untereinander  der  Streitfrage  über  die  fort- 
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VIIL   Unbestreitbar  begreift   der  im  art.  34  der  Shein- 

te  erkljürte  Verzicht  alle  bisherigen  landesherrlichen 

lehensherrlichen  Rechte,  welche  ein  Eheinbnndsftirst 

r  das  Land  oder  Oebietstheile  eines  anderen Rhein- 

iftisten  bisher  in  der  Art  hatte,  dass  Letzterer  selbst 

em  snbordinirter  Landesherr  (§.  103.  XIV.)  oder 

Vasall  war^*);  nnd  eben  so  nnbestreitbar  begriff  dieser 

ieht  auch  alle  anderen  einzebenHoheits-  oder  politischen 

welche  ein  Eheinbnndsfllrst  bisher  in  dem  Lande  eines 

n  Bnndesf&rsten  gehabt  hatte/ also  auch  alle  Staats- 

vituten"). 

IX.  Dagegen  ist  eben  so  gewiss,  dass  sich  dieser  Verzicht 
auf  Privatrecht.e,  wie  z.  B.  das  Eigenthnm  an  Gütern 
,  die  ein  Eheinbandsfllrst  im  Lande  eines  anderen  nach 
«Q  privatrechtlichen  Titeb  besass  ^^). 
X  Folgerichtig  mttsste  das  Gleiche  anch  hinsichtlich  der 
hensherrlichkeit  eines  Sbeinbnndsftlrsten  tlber  Privat- 
tter  gelten,  welche  in  dem  Gebiete  eines  Anderen  lagen 
Ton  Edellenten  als  seine  Vasallen  besessen  wurden,  da 
solche  Lehensherrlichkeit  h^ut  zu  Tage  nur  noch  einen 
privatrechtlichen  Charakter  hat ;  jedoch  nahmen  die  meisten 
undsflirsten  in  dieser  Hinsicht  das  Gegentheil  an,  und 
n  ihren  Unterthanen  nicht,  den  bisherigen  Lehenver- 
d  mit  einem  auswärtigen  Fürsten  fortzusetzen,  sondern 
ipUärten  dessen  Lehensherrlichkeit  als  auf  sich  ttberge- 
pBgen  ^•). 


Wirimng  der  Eventnalbelehiiangen    yorgebeugt    worden, 

e  in  Bezog  anf  die  flbrigen  deutschen  Fürstenh&user  angeregt  werden 
Hierron  wird  unten  im  §.  257  gehandelt 

")  Unabhängigkeit  der  Mitglieder  von  jeder  Oberherrlichkeit 
i^v  der  Grundgedanke  des  Rheinbunds.  Yergl.  Rheinbundsakte  art.  7. 
l^dueiben  Napoleon's  I.  an  den  Fürst-Primas  vom  11.  September  1806: 
i)to  princes  de  la  conföd^ration  du  Rhin  sont  sout^erainSf  qui  n*ont  point 
*«oeram,'«  —  Vergl.  unten  §.  258. 

*^  Klflber,  Abhandl.  I,  S.  15  fl.  —  Ob  die  Staatsberechtigung  den 
ttonlnmdsftirBten  etwa  bisher  nach  der  Reichsverfassung  grundgesetzlich 
^  hericömmlich  gegenseitig  zugestanden  hatte,  wie  z.  B.  das  Recht 
^Kicheile,  ist  gleichgiltig.    Ebendas.  S.  14. 

•)  Klüber,  Abhdl.  I,  8.  30  fl, 

")  '^ergl.  unten  f.  523. 
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XI.  Streitig  war  unter  den  Publicisten^  ob  anch  das  Ein- 
lösnngsrecht  bei  einer  Pfandschaft  (sogen.  Territorial- 
pfandschaft), welche  ein  Bheinbnndsftlrst  von  einem  Anderen 
inne  hatte,  unter  jenem  Verzichte  begriffen  sei ;  es  hat  jedoch 
diese  Frage  aus  Mangel  an  Fällen  niemals  praktische  Bedeu- 
tung erhalten*^). 

Xn.  Die  zur  Zeit  der  Beichsyerbindung  den  bisherigen 
Landesherren  gegenüber  wohlbegrilndeten  Bechte  der  Landstände 
und  einzelner  Unterthanen  oder  Klassen  derselben  wurden,  an 
sich  betrachtet,  durch  die  Auflösung  des  Beiches  in  keiner 
Weise  berührt.  In  der  Ei-weiterung,  welche  die  Landesherrlich- 
keit durch  die  Umbildung  in  eine  volle  Souverainetät  erhielt, 
kann  daher  auch  kein  Bechtsgrund  gefunden  werden,  aus 
welchem  sich  der  bisherige  Landesherr  oder  dessen  nun- 
mehriger Nachfolger  von  der  Verpflichtung  zur  Anerkennung 
und  Achtung  der  landständischen  und  anderen  wohlerworbenen 
Bechte  der  Unterthanen  hätte  loszählen  können.  Jedoch  wurde 
in  manchen  Staaten  auch  in  dieser  Beziehung  sehr  willktthrlich 
verfahren  ^^).  Das  Beispiel  der  Missachtung  historisch  begrün- 
deter Bechte  und  deren  eigenmächtiger  Beseitigung  unter  dem 
Verwände  des  öffentlichen  Wohles,  welches  damals  nicht  selten 


^)  Man  war  darüber  einig,  dass  die  durch  Püändscliaft  (als  eine  Art 
Yon  Staatsvertrag)  begründeten  Bechte  Staatsbere-chtigungen  seien. 
Sodann  unterschied  man  mehrere  Fälle:  1)  war  die  P&ndschaft  ein  selbst^ 
st&ndiges  Gebiet,  so  sollte  man  den  art.  34  gar  nicht  darauf  beziehen,  weil 
sie  hier  der  Pfandinhaber  nicht  als  sein  Gebiet  inne  habe,  daher  er  also 
dem  Yerpf&nder  die  Einlösung  nicht  weigern  könne;  2)  war  das  PJhnd- 
objekt  ein  Hoheitsrecht,  welches  im  Lande  des  Pfiindschuldners  selbst 
auszuüben  war,  so  erlosch  das  Ausübungsrecht  des  Gl&ubigers,  als 
droit  actuet  in  fremdem  Gebiete  kraft  des  art  34  der  Bheinbundsakte;  er 
behielt  aber  sein  Fordeningsrecht  auf  Kückzahlung  der  Schuld;  3)  war  das 
Pfandobjekt  eine  Staatsberechtigung,  die  der  Schuldner  in  dem  Lande 
des  Gl&ubigers  (des  Pfandbesitzers)  selbst  auszuüben  hatte,  so  erlosch  aus 
gleichem  Grunde,  wie  im  vorigen  Falle,  das  Einlösungsrecht  des 
Schuldners,  weil  seine  bisherige  (von  ihm  verpföndete)  Staatsberechtigung 
an  sich  nicht  mehr  im  Gebiete  eines  bundesverwandten  Fürsten  bestehen 
konnte:  folgerichtig  hatte  er  aber  auch  weiter  keine  Einlösnngsp flicht, 
da  der  Gl&ubiger  das  verpfändete  Objekt  sich  aneignen  durfte.  —  Vergl. 
über  diese  Streitfrage  Kl  über,  Abhdl.  I,  S.  31  fl.  (der  jedoch  den  letztem 
Fall  ganz  übergangen  hat). 

«0  Siehe  oben  §.  72.  Note  3. 
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oben  henmter  gegeben  wurde,  hat  nicht  Yerfehlt,  in  der 
m  Zeit  vielfache  Nachahmung  Yon  Unten,  znm  merklichen 
[en  des  monarchischen  Principes  selbst,  heryorzumfen  ^^). 
Xm.  Weder  bei  der  Gründung  des  Rheinbundes,  noch 
i  dar  Auflösung  des  Beiches  war  eine  Vorsorge  fttr  die  Be- 
iimg der  allgemeinen  Reichsschulden,  (Schulden  der  Reich s- 
lerationskasse),  noch  auch  fttt  die  Versorgung  der 
Iten  des  Reiches,  wie  z.  B.  des  Reichskammergerichts- 
>Da]s,  getroffen  worden ^^).  Nur  hinsichtlich  der  Kreis- 
lalden  erkannten  die  RheinbundsfÜrsten  die  Verpflichtung 
diesdben  nach  dem  Verhältniss  ihrer  nunmehrigen  Terri- 

zu  bezahlen^). 

XIV.   Die  Bestimmungen    der  Rheinbundsakte   über   die 

tganisation  des  Rheinbundes  sind  niemals  ins  Leben  ge- 

Die  projektirte  Bundesversammlung  sollte  ihren  Sitz 

Frankfurt  haben  und  in  zwei  getrennten  GoIIegien, 

CoUeg  der  Könige  und  Grossherzoge,  und  einem  CoUeg 

Fftisten  verhandeln,  was  an  die  Einrichtung  der  irttheren 

iotGchen  Reichsdeputation  erinnert  '^),  und  in  so  ferne  nicht 

zweckmässig  ausgedacht  war,  als  voraussichtlich  nach  er- 

sr  Verständigung  unter  den  grösseren  Bundesgliedem  die 

long  der  kleineren  mit  Sicherheit  zu  erwarten  war. 


")  Mit  Recht  nennt  auch  IL  A.  Zachariä,  Staatsrecht,  §.  37,  Y.  den 
der  Rheinbondszeit  häufig  aufgestellten  Satz,  dass  alle  Rechte  der 
terthanen,  insbesondere  auch  der  Mediatisirten,  einer  will- 
Irlichen  Bestimmung  durch   die  Souveratne  unterl&gen,  sofeme  sie 

durch  die  Rheinbundsakte  neu  bestimmt,  oder  durch  das  natürliche 
hi  als  nothwendig  gesetzt  seien,  eine  despotisch-revolutio- 
re  Lehre. 
'^  Üeber  die  Frage,  ob  mit  dem  Untergang  des  deutschen  Reiches 

die  von  der  Reichsgewalt  contrahirten  Schulden  erloschen  sind,  siehe 

in  der  Lehre  von  der  Finanzhoheit. 
*)Bheinbundsakte,  art  29,    „Les  Etats  conf^dör^s  contribueront 

Kptyement  des  deUes  actueÜes  des  cerclea,  non  seulement  pour  leurs 
^  Hesnons  anciennes,  mais  aussi  pour  les  territoires ,  qui  doivent  6tre 
■  ^^ecüTemeiit  soumts  k  leur  souvendnet^." 
*)  8iehe  oben  §.  81.  Note  5. 
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Gliederstaaten.    Stuttgart  1820. 
Rudhardt,  das  Recht  des  deutschen  Bundes.    Stuttgart  1822. 
A.  Brun quell,  Staatsrecht  des  deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten. 

Erfurt  1824. 
Jordan,  Lehrbuch  des  allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechtes.  1.  Abthl. 

Gassei  1831. 
L.  A.  Reyscher,  publicistische  Versuche.    Stuttgart  1832. 
P.  A.  Pfizer,  über  die  Entwicklung  des  öffentlichen  Rechtes  in  Deutsch- 
land durch  die  Verfassung  des  Bundes.    Stuttgart  1835. 
Freiherr  F.  v.  Gruben,  Abhandlungen  über  Gegenstände  des  öffentlichen 

Rechts  des  deutschen  Bundes  und  des  Staatsrechts  der  Bundesstaaten. 

n  Hefte.    Stuttgart  1835—36. 
Maurenbrecher,  Grundsätze  des  heutigen  deutschen  Staatsrechts.  Frank- 
furt 1837.  §.  99—125. 
K.  E.  Weiss,   System   des  deutschen   Staatsrechts.     Regensburg  1843. 

§.  26—220. 
H.  A.  Zachariä,   deutsches  Staats-  und  Bundesrecht.    Göttingen  1845; 

2.  Aufl.  Bd.  I.  1853,  §.  39-42;  Bd.  H.  1854,  §.  243—2%. 
G.  A.  Grotefend,  System  des  öffentlichen  Rechts  der  deutschen  Staaten. 

L  Abth.  Cassel  1860. 
Otto  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht.    Rostock  1861. 


f 
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LWeIcker,  wichtige' 'Urkunden  itlr  den  Bechtszostand  der  deutschen 

Nation,  mit  eigenhändigen  Anmerkungen  von  J.L.  Klüber,  aus  dessen 

Papieren  mitgetheilt  und  erläutert    Mannheim  1844. 
Lt.  Meyer,  Repertorium  der  YerhandL  der  deut  B.  Y.  in  einer  System. 

üebersicht  4  Hefte.  Frkf.  1820-22. 
L  Kauwerk,  die  Thfttigkeit  der  deutschen  Bundesversammlung  (bis*1824) 

m  Hefte.  Berlin  1846. 

T.  Strave,  das  öffentl.  Recht  des  deut  Bundes.  2  Thle.  Mannh.  1846. 
\  D.  de  Schutz  f  la  conf^^ration  germanique.     Apercu  des  lois  et  des 
I    aotres  institutions  föderales.    Wiesbade  1847. 
ieVerhandlungen  der  Bundesrersamml.  von  den  revolutionären  Be- 

w^gnngen  des  J.  1830  bis  zu  den  geh.  Wiener  Ministerialconferensen, 
[    3irem  wesentL  Inhalt  nach  mitgetheilt  aus  den  Protokollen  des  Bundes. 
I  Heidelberg  1846;  (Fortsetzung  bis  1845)  1848. 
padesrechtliche  Fragen;  aktenmässig  dargestellt.  Halle  1851. 
Ir.  Ilse,  Geschichte  der  deutschen  Bundesversammlung.    Marburg  1860. 
f    Heft  L 
Iv.  Kaltenborn,  Geschichte  der  deutschen  Bundesverhältnisse  und  Ein- 

hdUbestrebnngen  von  1806-1866.  2  Bde.  Berlin  1857. 
Lb.  Th.  V.  Linde,  Archiv  ftUr  das  öfifentl.  Hecht  der  deutschen  Bundes- 
[    Staaten.  Giessen  1850--1861.  lY  Bde. 

kellen  Sammlungen:  Klüber,  Quellensamml.  zu  dem  öffentl.  K.  des 
P    deutschen  Bundes.  3.  Aufl.  Erlangen  1830.  33. 
hibesDndere  siehe  das  oben  S.  148  angeführte  Corp.  Jur.  Gonfoeder. 
\    Germ,  von  G.  v.  Meyer,  dritte,  von  mir  ergänzte  und  fortgeführte 
I     Auflage.  Frankfurt.  2  Thle.  u.  1  Heft  Fortsetzung.   1858,  1859,  1862 ; 

(vird  fortgesetzt). 


§.  108. 

Entstehungsgeschichte  des  deutschen  Bundes. 

Der  Zustand  staatsreehtlicher  Yereinzeliiiigy  welcher  iftir  die 
tottsehen  Länder  dnrch  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
lerbdgefllhrt  worden  war,  so  wie  auch  der  Rheinbund,  welcher 
fer  seine  Mitglieder  gewissermassen  die  Stelle  des  Reichsver- 
ittides  yertreten  sollte,  waren  glücklicher  Weise  von  keiner 
hugen  Dauer.  Nachdem  zwischen  Russland  und  Preussen  im 
J.  1813  (28.  Febr.)  ein  Bttndniss  zu  Kaiisch  gegen  Napoleon  I. 
geschlossen  worden  war^),  hatte  sich  der  rheinische  Bund 
dnrch  den  allmähligen  Beitritt   seiner  Mitglieder  zu   diesem 


0  Härtens,  suppl.  V.,  p.  234. 
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Vertrage  stillschweigend  aufgelöst.  Hierauf  wurde  zuerst  durch 
den  Art.  6  des  ersten  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai  1814 
festgesetzt,  dass  die  deutschen  Staaten  unabhängig  und 
durch  einen  Föderativ-Verband  vereinigt  sein  sollten^). 
Die  weitere  Organisation  des  Bundes  wurde  nach  dem  ersten 
geheimen  Artikel  dieses  Friedens  dem  2  Monate  später  zu  er- 
öfihenden  Wiener  Congresse  vorbehalten  ^).  Die  Eröffoung 
des  Wiener  Gongresses  verzögerte  sich  jedoch  noch  bis  zum 
1.  November  1814.  Hier  erklärten  sich  ftlnf  deutsche  Höfe: 
Oesterreichy  Preussen,  Bayern,  Haunover  und  Wttrtemberg^  als 
ein  Gomitö  zur  Begulirung  der  deutschen  YerfasAungsangelegen- 
heiten.  Dieses  Gomitä  löste  sich  aber  schon  am  16.  Nov.  1814 
nach  13  Sitzungen  wieder  auf,  ohne  ein  Resultat  geliefert  zu 
haben^).  Da  Bayern  und  Würtemberg  gegen  die  von 
Preussen  und  Hannover  vorgelegten  Verfassungsentwürfe  Wider- 
spruch erhoben,  und  die  übrigen  deutschen  Staaten  durch  eine 
Note  vom  16.  Novbr.  1814  Theilnahme  an  den  Berathungen 
verlangt  hatten,  so  gerieth  das  deutsche  Verfassungswerk  in's 
Stocken,  und  überhaupt  stand  der  ganze  Gongress  auf  dem 
Punkte,  sich  ohne  Beschlussfassung  aufzulösen,  weil  sich  unter 
den  Grossmächten  eine  Meinungsverschiedenheit  über  das 
künftige  Schicksal  von  Sachsen  und  Polen  ergeben  hatte. 
Als  aber  endlich  am  11.  März  1815  die  Nachricht  von  Napoleon'» 
Flucht  aus  Elba  und  von  seinem  Wiedererscheinen  in  Frank- 
reich eintraf,  fühlten  sich  die  Monarchen  neuerdings  zur  Einig- 
keit und  Eile  gedrungen,  und  nun  wurden  die  deutschen  An- 
gelegenheiten in  11  Sitzungen,  vom  23.  Mai  bis  10.  Juni  1815, 
verhandelt,  wozu  diesmal  die  Bevollmächtigten  von  36  ehe- 
maligen deutschen  Beichsständen  zugezogen  wurden.  Baden 
und  Würtemberg  hielten  sich  jedoch  jetzt  aus  Besorgniss 
vor  Napoleon  von  der  Berathung  entfernt.  Auch  hatte  Hessen- 
Homburg  keinen  Antheil  daran.  In  jenen  11  Sitzungen  kamen 
20  Artikel  zu  Stande,  die  von  36  deutschen  Staaten,  zuerst 
einzeln  am  8.  Juni  1815  angenommen,  und  dann  zusammen 

<)  I.  Pariser  Frieden,  y.  30.  Mai  1814,  Art.  6.  „Les  ^taia  de  VAÜemagne 
seront  incUpendcmta  et  vms  par  un  lien  fidhaüf}*'  —  (Bei  y.  Meyer, 
Corp.  Jör.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  242. 

s)  Elüber,  üebersicht,  S.  122  fl. 

«)  Elüber,  üebersicht,  S.  59  fl. 
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als  Bundes akte  am  10.  Juni  1815  zu  Wien  unterzeichnet 
wurden^).  Für  Baden  und  Wttrtemberg  wurde  der  Beitritt 
ausdrücklich  vorbehalten^).  Baden  trat  sodann  am  26.  Juli 
1815,  Wttrtemberg' am  1.  Sept.  1815  dem  deutschen  Bunde 
bei^).  Hessen-Homburg,  das  zur  Zeit  der  Abschliessung 
der  Bundesakte  unter  der  Hoheit  von  Hessen-Darmstadt 
stand,  wurde  erst  am  7.  Juli  1817  in  den  deutschen  Bund 
aufgenommen  ^).  Von  den  früheren  Bheinbundsflirsten,  die  zur 
Zeit  des  Wiener  Gongresses  noch  souverain  waren,  wurde  nur 
zweien,  nämlich  dem  Fürsten  von  Isenburg  und  dem  Fürsten 
von  derLeyen,  die  Bundesgenossenschaft  verweigert  ®).  Beide 
wurden  durch  die  Wiener  Gongressakte  vom  9.  Juni  1815, 
wegen  ihrer  früheren  Anhänglichkeit  an  Napoleon,  der  Hoheit 
von  Oesterreich  unterworfen^^).  Eben  so  bemühte  sich  der 
Graf  V.  Bentinck  vergeblich,  den  souverainen  Besitz  seiner 
früher  reichsunmittelbaren  Herrschaft  Eniphausen  wieder  zu 
erlangen  und  in  die  Bundesgenossenschaft  aufgenommen  zu 
werden ^^).     Dagegen  wurde   Frankfurt   wieder    als  freie 


>)  Die  Grundlage  der  Berathungen  bildete  ein  in  der  Sitzung  v.  23.  Mai 
von  dem  Oesterreichischen  ersten  Bevollmächtigten  im  Einverständ- 
nisse mit  Preussen  vorgelegter  Entwurf;  hierauf  wurde  noch  von  einer  dazu 
ernannten  Redaktions-Commission  ein  Entwurf  ausgearbeitet  (vorgelegt  am 
2.  Juni  1815).  —  üeber  die  verschiedenen  amtlichen  Entwürfe  des  Grund- 
Vertrags  des  deutschen  Bundes  vergl.  El  üb  er,  Uebersicht,  S.  61  u.  flg.  567; 
und  dessen  Akten  des  Wiener  Congr.,  Bd.  n.,  S.  293. 

*)  El  über,  Akten  des  Wiener  Gongresses,  n.  Bd.  S.  457  u.  564. 

^)  S.  die  Urk.  bei  G.  v.  Meyer,  Gorp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Tbl.  n.  S.  15. 

•)  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  8.  Aufl.  Thl.  n.  S.  51.  — 
Das  Stimmverhältniss  Hessen-Homburgs  blieb  hier  noch  ausgesetzt.  Vergl. 
unten  §.  114. 

»)  El  üb  er,  Akten  des  Wiener  Congr.  H.  Bd.  S.  579.  581. 

*»)  W.  G.-A.  art  51  u.  52.  —  Elüber,  Uebersicht,  S.  90. 

^*)  Erst  durch  ein  unter  Yermittelung  von  Gestenreich,  Preussen  und 
Russland  zu  Stande  gekommenes  Abkonunen  mit  Oldenburg,  d.  d. Berlin, 
den  8.  Juni  1825,  welches  sodann  der  deutsche  Bund  garantirte,  erhielt  der 
Graf  V.  Bentinck  die  Landesregierung  der  Herrschaft  Eniphausen  in 
dem  Masse  wieder,  wie  sie  ihm  vor  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
zugestanden,  und  Oldenburg  trat  in  Bezug  auf  ihn  und  die  Herrschaft 
Eniphausen  ganz  in  das  ehemalige  Yerhältniss  von  Eaiser  und  Reich,  so 
dass  also  die  Herrschaft  Eniphausen  als  ein  halbsouverainer  Staat  erschien, 
der  in  Bezug  auf  den  deutschen  Bund  durch  Oldenburg  vertreten  wurde, 

ZOpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  I.  18 
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Stadt  anerkannt  und  als  Bnndesglied  aufgenommen^^.  Die 
Eröfihnng  der  dentschen  BnndesyerBammlong  verzögerte  sieh 
aber  bis  zum  5.  September  1816  ^^). 

§.  109. 
Quellen  des  deutschen  Bundesrechts. 

A)   Grundverträge   oder   Grundgesetze   des  deutschen 

Bundes. 

Die  Grnndy ertrage  oder  sogen.  Grundgesetze  des 
deatschen  Bundes*),  d.  h.  diejenigen  Staatsverträge,  welche 
die  Bestimmungen  ttber  die  Eingehung  des  deutschen  Bundes, 
seine  Zwecke,  die  Form  desselben,  das  Subjekt  der  Bundes- 
gewalt und  die  Verbtirgung  der  Rechte  der  einzelnen  Mitglieder 
des  Bundes  enthalten,  sind:  1.  Die  Bnndesakte  vom  8.  Juni 
1815;  2.  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerialkonferenzen 
vom  15.  Mai  1820. 

I.  Von  den  20  Artikeln  der  deutschen  Bundesakte  betreffen 
nur  die  11  ersten  Artikel  unter  der  Rubrik:  „Allgemeine  Be- 
stimmungen^' das  eigentliche  Bundesrechi  Die  Artikel  12—19 
umfassen  dagegen  unter  der  Rubrik:  „Besondere  Bestim- 
mungen^'  vertragsmässige  Bestimmungen  zur  gleichmässigen 
Begulirung  einzelner  staatsrechtlicher  Verhältnisse  in  den  ein- 
zeben  Bundesstaaten,  über  deren  Vollzug  die  Bundesversamm- 


und  das  Oberappellationsgericht  von  Oldenburg  als  oberstes  Gericht  an  der 
Stelle  der  ehemaligen  höchsten  Reichsgerichte  anzuerkennen  hatte.  Siehe 
die  hierher  gehörigen  Aktenstücke,  bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jor.  Confoed. 
Germ.  3.  Aufl.  ThL  ü.  S.  178  ff.  —  Nunmehr  ist  die  Herrschaft  Enip- 
hausen  vertragsmässig  von  Oldenburg  erworben  und  in  Besitz  genommen 
worden  (1.  Aug.  1854),  und  somit  diese  staatsrechtliche  Singularität  voll- 
ständig beseitigt  Protok.  der  B.-Y.  1854,  Sitz.  25,  §.  248,  S.  773,  in 
G.  V.  Meyer,  jCk)rp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  608  flg. 

«)  W.  C.-A.  art.  46. 

^3)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.  (1859) 
S.  20. 

0  Dass  Grundverträge  und  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes 
ganz  gleichbedeutend  sind  (in  demselben  Sinne,  wie  von  Lex  carUrackLS 
gesprochen  werden  kann),  sagt  ausdrtlcklich  die  W.  S.  A.,  art.  3.  —  Ueber 
den  Begriff  der  Grundgesetze  vergL  v.  Dresch,  AbhandL  1832.  Nr.  U. 
S.  23.  —  Keyscher,  pubL  Vers.,  S.  114. 
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lang  zu  wachen  hat  Der  Art.  20  enthält  nnr  die  Ratifikations- 
formel.  Die  deutsche  Bundesakte  ist  im  Art.  118,  Nr.  9 
der  Wiener  Gongressakte  Yom  9.  Juni  1815  im  Ganzen  als 
ein  integrirender  Theil  derselben  erklärt^).  In  der  Wiener 
Gongressakte  sind  übrigens  (als  deren  Artikel  53—63)  nur  die 
11  ersten  Artikel  der  Bundesakte  wörtlich  aufgenommen,  jedoch 
mit  dem  ausdrücklichen  Beiftigen  (im  Art.  64  der  W.  G.-A.), 
dass  die  übrigen  Artikel,  welche  unter  der  Bezeichnung  „be- 
sondere Bestimmungen^'  zusammengestellt  siad,  dieselbe  Kraft 
und  Geltung  haben  sollen,  als  wenn  sie  ebenfalls  wörtlich  ia 
die  Gongressakte  aufgenommen  worden  wären.  Aus  dieser 
Einverleibung  der  deutschen  Bundesakte  in  die 
Wiener  Gongressakte  darf  aber  kein  Recht  der 
Mächte,  welche  diese  letztere  unterzeichnet  haben,  abgeleitet 
werden,  sich  in  die  rein  deutschen  Angelegenheiten  einzu- 
mischen. Dies  ist  auch  bereits  positiv  durch  einen  Bundes- 
beschluss  vom  18.  Sept.  1834,  Protok.  §.  455»),  und  wieder- 
holt durch  die  Bundesbeschlüsse  vom  17.  Juli  1851^),  Protok. 


*)  Ueber  den  rechtlichen  Werih  der  franz.  üebersetzung  der  deutschen 
Bnndesakte,  als  Beil.  9  der  Wiener  Congressakte,  vergl.  Klub  er,  Abhand- 
lungen (1830),  Bd.  L,  Nr.  2. 

")  Der  B.-B.  t.  18.  Sept  1834,  welcher  die  versuchte  Einmischung  der 
französischen  und  englischen  Gesandtschaft  in  Betreff  der  YerhSdt* 
nisse  der  freien  Stadt  Frankfurt  zurückwies,  ist  abgedruckt  in  G.  y.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.  S.  310. 

«)  Der  B.-B.  v.  17.  JuH  1851,  Prot  §.  75,  bei  G.  Y.  Meyer,  a.  a.  0. 
Thl.  n.  S.  552,  erkl&rt  die  mit  Noten  der  französischen  und  eng- 
lischen Gesandtschaft  v.  9.  Juli  1851  übergebenen  Protestationen  Frank- 
reichs und  Englands  gegen  den  (übrigens  bei  der  B.-Y.  gar  nie  in  Antrag 
gewesenen)  Gesammteint  ritt  von  Oesterreich  und  Preussen  in  den 
deutschen  Bund  „als  eine  fremde  Einmischung  in  die  inneren  Angelegen- 
heiten des  deutschen  Bundes,  und  eine  Anforderung  von  Bechten  und  Be- 
fugnissen, welche;  als  mit  der  deutschen  Bundesakte  in  Widerspruch 
stehend,  niemals  zugestanden  werden  können."  Der  eben  das.  erstattete 
Pr&sidialvortrag  erklärt  die  B.-V.  für  „rechtlich  gebunden"  an  ihre 
frühere  (im  B.-B.  vom  18.  Sept.  1834)  ausgesprochene  AuflGwsung,  „von 
welcher  sie  nicht  abweichen  kann,  ohne  den  Bechtsboden  ihrer  Selbstständig- 
keit zu  untergraben,  und  ihre  darauf  ruhende  Autorität  der  Willkühr  des 
Auslandes  preiszugeben."  —  Yergl.  auch  das  auf  dieselbe  Angelegenheit 
bezügliche  Protok.  d.  B.-V.  vom  6.  Sept.  1851,  §.  192;  und  Protok.  vom 
80.  Sept.  1851,  §.  161  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  ThL  H.  S.  563,  564. 

18* 
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§.  79^  und  Yom  6.  Mai  1858,  Protok.  §.  223  <^),  ausgesprochen 
worden«). 

IL  Die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerialconferenzen 
vom  15.  Mai  1820  (sog.  Wiener  Schlussakte)  umfasst^in  65 
Artikeln,  eben  so  wie  die  Bundesakte,  sowohl  die  eigentlich 
bundesrechtlichen,  als  auch  die  nach  gemeinsamen  Principien 
zu  regulirenden  inneren  Verfassungsangelegenheiten  der  deut- 
schen Staaten.  Sie  wurde  zur  Vervollständigung  und  Erläute- 
rung der  Bundesakte ;  und  zwar,  so  viel  die  Verfassmig  der 
einzelnen  Länder  anbelangt,  zum  Behufe  der  Kräftigung  des 
monarchischen  Princips,  durch  Minister  und  andere  BeyoU- 
mächtigte  sämmtlicher  deutschen  Staatsregierungen  auf  den 
sogenannten  Wiener  Ministerialconferenzen  in  den  Jahren  1819 
und  1820  berathen  und  beschlossen'')  und  sodann  yon  der 
Bundesversammlung  durch  Bundesbeschluss  vom  8.  Juni  1820 
ausdrücklich  als  ein  Grundgesetz  des  deutschen  Bundes  an- 
erkannt ^). 


5)  Durch  B.-B.  vom  6.  Mai  1858,  Protok.  §.  223,  bei  G.  v.  Meyer, 
a.  a.  0.  Tbl.  n.  S.  682,  liess  die  B.-Y.  durcb  ihr  Präsidium  dem  grossbritan- 
nischen  Gesandten  auf  s^ine  Bevorwortung  einer  Beclamation  des  General- 
majors H.  J.W.  Bentinck  eröffnen:  „dass  die  Bundesversammlung  stets  an 
dem  Grundsatze  festgehalten  hat,  nur  insofern  auf  eine  Bevorwortung  einer 
auswärtigen  Macht  in  Betreff  einer  deutschen  innern  Angelegenheit  einzu- 
gehen, als  solche  auf  den  Inhalt  der  zu  fassenden  EntSchliessung  sich  nicht 
ausdehnt." 

^)  Ueber  die  Berechtigung  des  deutschen  Bundes,  sich  selbstständig  zu 
entwickeln  und  seine  Verhältnisse  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Bundes*- 
zwecke  zu  ordnen,  siehe  v.  Linde,  Archiv  f.  d.  öffentl.  Recht  des  deut 
Bundes,  Bd.  I.  Heft  3.  (Giessen  1855)  S.  75  flg, 

^)  Die  Protokolle  dieser  Wiener  Ministerialconferenzen  sind  nicht  officiell 
gedruckt,  doch  findet  man  viele  Auszüge  in  El  üb  er 's  öffentlichem  Hechte, 
so  wie  auch  viele  hieher  gehörige  Notizen  in  C.  Welcker's  wichtigen 
Urkunden  etc.,  1844.  Nunmehr  sind  dieselben  herausgegeben  worden  von 
L.  K.  Aegidi,  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerial-Conferenzen  zur 
Ausbildung  und  Befestigung  des  deut.  Bundes.  Urkunden,  Geschichte  und 
Commentar,  Berlin  1860;  und  von  L.  Fr.  Ilse«  Protokolle  der  deutschen 
Ministerial-Conferenzen,  gehalten  zu  Wien  in  den  Jahren  1819  und  1820. 
Frankfurt  a.  M.  1860. 

^)  Ueber  die  Entstehung  und  den  rechtlichen  Werth  der  franz.  Ueber- 
setzung  der  W.  S.-A.  vergL  El  über,  Abhaudl.  Bd.  L  (1830),  I,  Nr.  3. 
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§.  110. 

B)   Bundesbeschlüsse. 

I.  Die  nächste  hauptsächlichste  Qnelle  fllr  das  Bandesrecht 
und  Zugleich  die  regelmässige  Art,  wie  das  Bundesrecfat  sich 
fortbildet,  ist  die  Abfassung  von  Beschlüssen  der  Bundes- 
yersammiungy  welche  als  Ausdruck  des  Gesammtwillens 
des  Bundes  Bundesbeschlüsse  genannt  werden,  und  den 
Charakter  statutarischer  Normen  an  sich  tragen,  welche 
sich  die  Bundesglieder  in  der  grundyertragsmässig  bestinmiten 
Weise  autonomisch  geben ^). 

n.  In  der  Regel  geschieht  daher  sowohl  die  Vorbereitung 
und  Berathung,  als  auch  die  endliche  Abstimmung  in  der  Bundes- 
yersammlung;  jedoch  ist  es  schon  mehrfach  vorgekommen, 
dass  einzelne  Angelegenheiten  in  besonderen  Ministerial- 
conferenzen  ausserhalb  der  Bnndesyersammlung  berathen 
und  darin  Beschlüsse  yorbereitet  wurden,  welche  die  Bundes- 
versammlung nachher  als  die  ihrigen  anerkannte  und  verkündete, 
wie  z.  B.  die  eben  (§.  109)  erwähnte  Wiener  Schlussakte 
vom  15.  Mai  1820;  eben  so  die  Beschlüsse  des  Ministercon- 
gresses  zu  Karlsbad  (August  1819)  über  Missbrauch  der 
Presse,  Universitäten  und  demagogische  Umtriebe,  welche  die 
Bundesversammlung  einstimmig  am  20.  Sept.  1819  zum  Bundes- 
gesetz erhoben  hat  ^).  Das  Schlussprotokoll  der  Wiener  Gabinets- 
conferenzen  v.  12.  Juni  1834,  welches  die  Grundsätze  enthält, 

«)  W.  S.-A.  art  10. 

*)  Yergl.  über  die  Karlsbader  Beschlüsse:  Schaumann,  der  Con- 
gress  zu  Karlsbad,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Entwicklung  der  deut. 
Gesammtrerfassung,  in  Raumer 's  historischem  Taschenbuch,  m.  Folge, 
2.  Jahrg.  1850,  S.  193  flg.  —  L.  K.  Aegidi,  Aus  dem  Jahre  1819.  Beitrag 
zur  deutschen  Geschichte,  nebst  urkundlicher  Beilage,  die  Registratur  Über 
die  in  der  XXXV.  Sitz,  der  Bundesversammlung  v.  20.  Sept.  1819  §.  220  ab- 
gegebenen Abstimmungen  enthaltend,  als  Programm  dem  Yerzeichniss  der  Vor- 
lesuDgen  am  Hamburgischen  akademischen  und  Real-Gymnasium  beigegeben. 
Hamburg  1861.  —  Siehe  auch  den  Präsidial-Vortrag  in  derselben  Sitzung 
der  B.-V.  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H. 
S.  89  flg.  —  Die  vollständigen  Protokolle  der  Karlsbader  Conferenzen  gibt 
Welcker,  wichtige  Urkunden  ftü*  den  Rechtszustand  der  deutschen  Nation. 
Mannheim  1844  (2.  Aufl.  1845);  Berichtigungen  hierzu  siehe  bei  Aegidi, 
a.  a.  0.  S.  12  flg. 
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über  welche  sich  die  Bevollmächtigten  der  sämmtUchen  deut- 
schen Staatsregiernngen  zum  Zwecke  ;yder  Erhaltung  der 
BnndesverfassuDg  und  Sicherung  der  landesherrlichen  Autorität 
und  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  und  zur  Bewahrung  des  in  Deutsehland  be- 
stehenden Rechtszustandes  gegen  jeden  Versuch  zu  dessen 
Verletzung^'  vereinigt  hatten'),  ist  nicht  als  Ganzes  von  der 
Bundesversammlung  zum  Bnndesbeschlnsse  förmlich  erhoben 
worden;  es  sind  aber  hieraus  die  Anordnungen  entnommen 
worden,  welche  das  Bundesschiedsgericht  (B.-B.  v.  30.  Oct.  1834), 
die  gemeinsamen  Massregeln  in  Betreff  der  Universitäten  (B.-B. 
vom  13.  Nov.  1834  Prot.  §.  546),  und  das  Verbot  der  Akten- 
versendung in  Polizei-  und  Criminalsachen  (B.-B.  v.  13.  Nov. 
1834,  Prot  §•  547)  betreffen. 

in.  Als  Grundsatz  ist  ausgesprochen,  dass  die  Bundes- 
beschlflsse  weder  mit  dem  Geiste  der  Bundesakte  in  Wider- 
spruch stehen,  noch  von  dem  Grundcharakter  des 
Bundes  abweichen  dürfen^).  Die  endgiltige  Entscheidung 
darüber,  ob  ein  Bundesbeschluss  diesem  Erfordemiss  entspricht 
oder  nicht,  steht  selbstverständlich  der  Bundesversammlung  zu. 
Uebrigens  liegt  in  der  Fassung  eines  Bundesbeschlusses  selbst 
schon  (impicite)  die  Erklärung  der  Bundesversammlung,  dass 
sie  denselben  als  dem  Geiste  der  Bundesakte  und  dem  Grund- 
charakter des  Bundes  entsprechend  betrachtet.  Die  Frage,  ob 
der  Charakter  des  Bundes  selbst  durch  einen  Bundesbeschluss 
geändert  werden  könne,  fällt  mit  der  in  der  Bundesakte  selbst 
vorgesehenen  Möglichkeit  einer  Abänderung  der  Bundes- 
gesetze in  Eins  zusammen^). 

§.  111. 
C)   Die  übrigen  Quellen  des  Bundesrechts. 

I.  Ausser  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Bundes  und  den 
Beschlüssen  der  Bundesversammlung  sind  noch  den  Quellen  des 
deutschen   Bundesrechts   beizuzählen:    1)  Staatsverträge 

^)  Abgedruckt  ist  das  SchlossprotokoU  der  Wiener  Couferenz  vom 
12.  Juni  ISM  in  Welcker,  wichtige  Urkunden.  18i4,  S.  373  fl.  (2.  Aufl. 
1845). 

«)  W.  S.-A.  art  4. 

0  Siehe  unten  §.  139.  14p. 
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aoBWärtigen  Staaten;  2)  das  Herkommen,  das  sich  so- 

in  der  BondeSYersammlimg  nnter  den  Bnndesgliedem  als 

it,  als  anch  im  Yerhftltniss  einzelner  Bandesglieder 

dem  Bande  bilden  kann.    £s  wird  jedoch  yoraossichtlich 

leiten  hierzn  kommen,  weU  die  Bandesversammlang  durch 

Abfassnng  yon  Bondesbeschlttssen,  je   nach  Bedttriniss, 

Bechtsansichten  leicht  den  entsprechenden  Ansdnick  geben 

0- 

IL  Gerichtsgebrauch  kann  dagegen,  insofeme  daraus 
den  Bond  selbst  yerpflichtendes  Recht  fliessen  soll,  anter 
Quellen  des  Bondesrechts  nicht  aufgeführt  werden,  da  eine 
nog  desselben  sowohl  durch  die  Organisation  der  Bundes- 
ais durch  den  Organismus  der  beiden  jetzt  be- 
den  entscheidenden  Instanzen  des  Bandes,  des  Austrägal- 
tes und  des  Bundesschiedsgerichtes,  ausgeschlossen  ist 
DL  Aach  hat  die  Bundesversammlung  bereits  ausdrücklich 
Itlärt,  dass  sie  alle  doktrinelle  Interpretation  der 
Indesgesetze  ftlr  sich  als  unverbindlich  betrachtet^), 
bs  sich  von  selbst  versteht ,  da  ihr  die  Befugmss  zukommt, 
p  Bundesgesetze  authentisch  zu  interpretiren. 

§.  112. 
Begriff,  Zweck  und  publicistischer  Charakter  des 
)  deutschen  Bundes. 

k  L  Der  deutsche  Bund  ist  nach  ausdrücklicher  Erklärung 
p  der  deutschen  Bundesakte  art.  1.,  und  der  Wiener  Schluss- 
Ate?.  1820  art.  1.,  „ein  völkerrechtlicher  Verein  der 
iouverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutsch- 
lands, und  zwar  ein  „beständiger^^  Bund,  d.h.  nach  der 
Erläuterung,  welche  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerial- 
mferenzen  v.  1820  art.  5.  hierzu  giebt,  ein  unauflöslicher 


*)  Em  (und  zwar  bis  jetzt  das  einzige)  Beispiel  eines  Bondesher- 
bimiens  findet  sich  unten,  §.  136,  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Mitglieder 
a  Bondestagscommissionen,  und  auch  dieses  Herkommen  ist  durch  die 
«widirte  Geschiftsordnung  §.  27  (B.-B.  v.  16.  Juni  1854,  Prot  §.  181)  in 
aoen  Bundesbeschluss  umgewandelt  worden. 

•)  Be«5hL  V.  11.  Dec.  1823.  XXIV.  Sitzung,  §.  167;  bei  v.  Meyer, 
Cwp.  jur.  ConL  Genn.  H.  ThL,  Nr.  LV,,  S.  151. 
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Vereii),  so  dass  ,,der  An  stritt  ans  diesem  Vereine  keinem 
Mitgliede  desselben  frei  stehen  kann.''  Hieraus  folgt 
zugleich,  dass  auch  keinem  Bnndesgliede  die  Bnndesmitglied- 
sehaft  aufgekündigt  werden  kann. 

IL  Als  Zwek  des  deutschen  Bundes  wird  in  der  Bundes- 
akte  art.  2.,  und  in  der  Wiener  Schlussakte  art.  1.  überein- 
stimmend ,,die  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  und 
Unverletzbarkeit  der  im  Bunde  begriffenen  einzelnen 
deutschen  Staaten^),  und  die  Erhaltung  der  inneren 
und  äusseren  Sicherheit  Deutschlands''  (d.  h.  nach  der 
älteren  Rechtssprache :  ,,des  Landfriedens")  ausgesprochen. 

in.  Darüber,  dass  der  deutsche  Bund  nicht  ein  blos  per- 
sönliches Bündniss  der  deutschen  souverainen  Fürsten,  oder 
ein  von  diesen  unter  sich  und  mit  den  freien  Städten  einge- 
gangenes Schutz-  und  Trutzbündniss,  sondern  dass  er  ein 
wirklicher  Staatenbund  ist  und  sein  soll,  dass  er  daher 
auch  von  den  souverainen  deutschen  Fürsten  als  Inhabern  der 
gesammten  Regierungsgewalt  und  namentlich  der  Repräsen- 
tativgewalt in  ihren  Staaten,  für  diese  ihre  Staaten  abge- 
schlossen worden  ist,  und  dass  also  diese  Staaten  selbst 
sich  vermittelst  ihrer  Staatsregierungen  in  der  be- 
ständigen unauflöslichen  Grcmeinschaft  befinden,  welche 
der  deutsche  Bund  heisst,  ist  unter  den  Stiftern  und  Mitgliedern 
des  Bundes  und  in  der  Bundesversammlung  niemals  zweifel- 
haft gewesen.  Daher  bezeichnet  auch  die  Wiener  Schlussakte 
ausdrücklich  den  deutschen  Bund  in  seinem  Inneren  als  eine 
Gemeinschaft  selbstständiger  unter  sich  unabhängiger 
„Staaten  mit  wechselseitigen  gleichen  Vertragsrechten  und 
Vertragsobliegenheiten,  in  seinen  äusseren  Verhältnissen  aber 
als  eine  in  politischer  Einheit  verbundene  Gesammt- 


*)  Ueber  den  Sinn  der  Worte:  „Unabhängigkeit  und  Unverletz- 
barkeit", insbesondere  darüber»  dass  darunter  nicht  nur  die  SouYerainet&t 
der  Bundesglieder,  sondern  auch  die  Unabhängigkeit  derselben  und  ihrer 
Staaten  von  jeder  Art  einer  auswärtigen  Oberherrlichkeit,  wie  Lehens- 
herrlichkeit (Suzerainetä),  und  ungeschmälerte  Erhaltung  in 
ihrem  Besitztande,  wie  er  zur  Zeit  der  Gründung  des  deutschen  Bundes 
war,  zu  verstehen  ist,  siehe  unten  §.  444  (Besondere  Eigenschaften  der 
deutschen  Staatsgebiete)  und  §.  523  (Staatsrechtliche  Veränderungen  in 
Bezug  auf  das  Lehenswesen  in  Folge  der  Auflösung  des  deutschen  Beichs). 
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macht^^  Ueberdies  sind  auch  bereits  in  der  Bnndesversamm- 
Inng  selbst  die  bestimmtesten  Erklärungen  darüber  abgegeben 
worden,  dass  die  Bandesglieder  den  deutschen  Bund  als  einen 
Staatenbund  betrachten^),  ^^^  werden  daher  auch  die  ein- 
zelnen im  Bunde  vereinigten  (verbündeten)  Staaten  durch- 
weg als  ,,Bundesstaaten'^  bezeichnet^). 

IV.  Diese  Auffassung  des  deutschen  Bandes  als  Staaten- 
bund ist  auch  ganz  seinem  Wesen  entsprechend,  indem  man 
hierunter  nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  eine 
bleibende  Vereinigung  mehrerer  vollkommen  souverainer 
Staaten  zu  bestimmten  politischen  Zwecken  mit  orga- 
nischen Einrichtungen  für  die  Wirksamkeit  der  Bundesgewalt 
versteht  *)• 

V.  Es  nähert  sich  sogar  der  deutsche  Bund  in  einiger  Be- 
ziehung einem  Bundesstaate,  nämlich  insofeme,  als  er  der 
Bundesgewalt  einige  Einwirkung  auf  gewisse  einzelne,  innere 
politische  Verhältnisse  in  den  deutschen  Staaten  erlaubt^).  Doch 
ist  der  deutsche  Bund  von  einem  Bundesstaate  noch  immer 
deutlich  genug  dadurch  unterschieden,  dass  1)  die  volle 
Souverainetät  der  Bandesglieder  überall  und  wiederholt  in  den 
Grundverträgen  des  Bundes  anerkannt  ist  und  als  die  Quelle 


»)  Vergl.  z.  B.  den  Bandes-Präsidialvortrag  v.  5.  Nov.  1816,  Protok. 
B.-V.,  §.  4.  „Deatschland  war  im  Laufe  der  Zeit  weder  berufen,  die  Form 
einer  Einherrschaft  oder  auch  nur  eines  wahren  Bundesstaates  zu 
gewähren,  ebensowenig  aber  entsprach  es  dem  Bedürfnisse  der  allwaltenden 
Stimme  der  Zeit,  ein  blosses  politisches  Schutz-  und  Trutzbündniss 
zu  schüessen,  sondern  in  der  Zeitgeschichte  ist  Deutschland  dazu  berufen, 
einen  zugleich  die  Nationalität  sichernden  Staatenbund  zu  büden.  Dieses 
ist  Deutschlands  Bestimmung,  dieses  der  Standpunkt  der  deutschen  Nation 
in  der  Reihe  der  übrigen  Völker  Europens/* 

s)  So  z.  B.  definirt  die  W.  S.-A.  art.  2.  den  Bund  als  eine  Gemeinschaft 
unabhängiger  „Staaten*';  und  der  B.-B.  v.  30.  Oktober  1834,  die  Bildung 
des  Bundesschiedsgerichts  betreffend ,  spricht  tou  den  durch  die  siebzehn 
Stimmen  des  engeren  Käthes  repräsentirten  „Staaten."  Der  Ausdruck 
„die  Bundesstaaten/'  findet  sich  sogar  schon  in  der  Bundesakte  selbst 
art.  13, 14, 16, 17, 18  u.  19.  Desgleichen  spricht  die  Executionsordnung 
vom  3.  August  1820,  art  YI,  von  „Bundesregierungen**  im  Sinne  von 
▼erblindeten  Regierungen. 

*)  Die  unterschiede  zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat,  s.  oben 
§.  63.  64. 

»)  Vergl.  die  B.-A.  art.  12—19. 
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erscheint,  woraus  die  Bandesgewalt  selbst  entspringt^), 
und  dass  2)  der  deutsche  Bund  nicht  den  Yollständigen  Staats- 
zweck sich  zur  Aufgabe  gesetzt  hat,  sondern  nur  bestimmte 
einzelne  politische  Zwecke  verfolgt,  wesshalb  auch  jene  inneren 
Staatsverhältnisse,  auf  die  dem  Bunde  einige  Einwirkung  ge- 
stattet ist,  nach  der  Einleitung  zum  Art  12  der  Bundesakte 
und  nach  Art.  53  der  Wiener  Schlussakte  nur  als  besondere, 
d.  h.  ausnahmsweise  oder  singulare  Verhältnisse  dargestdlt 
werden. 

VI.  Der  sprechendste  Beweis  daftlr  aber,  dass  der  deutsche 
Bund  auf  der  Grundlage,  welche  er  durch  die  Bundesakte  und 
die  Wiener  Schlussakte  von  1820  erhalten  hat,  kein  Bundes- 
staat ist,  liegt  darin,  dass  die  Bewegung  im  Jahre  1848 
hauptsächlich  dahin  gerichtet  war,  den  deutschen  Staatenbund 
in  einen  Bundesstaat  umzuwandeb. 

§.  113. 

Verhältniss  des  deutschen  Bundes  zinn  deutschen 
Reiche  und  zum  Rheinbunde. 

I.  Der  deutsche  Bund  sollte  als  ein  Staatenbund  nach 
der  Absicht  seiner  Stifter  eine  neue,  den  Zeitverhältnissen 
angemessene  politische  Gestaltung  Deutschlands  hinsichtlich 
der  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  aus  der  Katastrophe 
von  1806  — 1814  hervorgegangenen  souverainen  deutschen 
Staaten  zu  einander  und  zu  auswärtigen  Staaten  begründen. 
Es  wurde  daher  von  der  Wiederherstellung  des  deutschen 
Reiches  und  von  der  Wiedererrichtung  einer  eigentlichen 
Beichsstaatsgewalt  Umgang  genommen,  sowie  auch  von  der 
Wiederherstellung  der  mediatisirten  Standesherren  und  der 
Beichsritterschaft  ^). 

n.  Der  deutsche  Bund  betrachtet  sich  eben  so  wenig 
als  Rechtsnachfolger  des  im  Jahre  1806  förmlich  aufgelösten 


0)  Zur  Zeit  des  Beichsstaates  erschien  gerade  umgekehrt  die  Regierungs* 
gewalt  der  Landesherren  als  eine  Concession  der  Reichsstaatsgewalt 

*)  Die  Standesherren  Übergaben  desshalb  auf  dem  Wiener  Congresse 
eine  förmliche  Rechtsverwahning  d.  d.  13.  Juni  1815;  in  Klüber*s  Akten 
d.  Wien.  Congr.  Bd.  II.  S.  384 flg.;  yergL  dessen  üebersicht,  S.  119.327. 
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deutschen  Reichs^),  als  er  Rechtsnachfolger  des  Rheinbundes 
ist,  welcher  ohnehin  nnr  einen  Theil  der  deutschen  Länder 
lUD&ssty  und  sich  schon  vor  dem  ersten  Pariser  Frieden  faktisch 
aufgelöst  hatte. 

m.  Bei  der  gänzlichen  Verschiedenheit  der  Gnindlagen 
der  politischen  Vereinigung  der  deutschen  Staaten  kann  gar 
nicht  daran  gedacht  werden,  dass  an  die  deutsche  Bundes- 
yersanunlung  die  in  der  Eigenihttmlichkeit  der  deutschen  Reichs- 
verfassung  begründeten  Befugnisse  der  Reichsgewalt  überhaupt 
und  des  Reichstages  insbesondere  übergegangen  wären;  viel- 
mehr sind  nach  ausdrücklicher  Erklärung  der  Wiener  Schluss- 
akte  Tom  15.  Mai  1820  art.  3  und  9  für  die  Befugnisse  der 
Bundesversammlung  ausschliesslich  die  Bestimmungen  der 
Grundverträge  des  Bundes  und  die  darin  bezeichneten  Bundes- 
zwecke massgebend. 

IV.  Die  fortwährende  Giltigkeit  der  Reichsgesetze ,  sowie 
der,  innere  Staatsverhältnisse  betreffenden  Bestimmungen  der 
Rheinbundsakte  muss  auch  von  dem  deutschen  Bunde  in  seiner 
Gesammtheit  nach  denselben  allgemeinen  Grundsätzen  (und 
mit  denselben  Einschränkungen)  anerkannt  werden ;  wie  von 
den  emzelnen  deutschen  Staaten,  also  namentlich  in  Bezug 
auf  die  Beurtheilnng  geschichtlich  begründeter,  wohlerworbener 
Rechte  der  einzelnen  Souveraine,  Staaten,  Gorporationen  oder 
Privatpersonen  ^). 

V.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  deutsche  Bund 
aber  auch  ausdrücklich  die  fortdauernde  Anwendung  von  Rechts- 
normen aus  der  Reicbszeit  anordnen  kann,  und  dies  ist  auch 
bereits  fttr  einige  Fälle  bereits  ausdrücklich  geschehen^). 


<)  Ausdrücklich  ist  dies  von  der  B.-Y.  in  dem  B.-6.  y.  28.  Jan.  1858 
Protok.  §.  39,  bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  IL 
8.  676,  die  Bedamation  des  Grafen  Carl  zu  Eltz-Kempenich  betreffend,  er- 
klärt worden. 

s)  Siehe  oben  §.  72. 

*}  So  z.  B.  ist  in  der  B.-A.  art  15  ausdrücklich  die  Fortdauer  der  auf 
den  BheinschifflTahrtsoctroi  durch  den  R-D.-H.-S.  v.  25.  Februar  1803  ange- 
wiesenen Beuten  und  anderer  in  demselben  getroffenen  Verfügungen  Über 
Pensionen  und  Schuldenwesen  anerkannt;  die  W.  S.-A.  art  23  verfügt  die 
Anwendung  der  von  den  Beichsgerichten  subsidiär  J»efolgten  Bechtsquellen 
bei  aastrfigalgerichtlichen  Entscheidungen  unter  Bundesgliedem  u.  s.  w. 
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VI.  Insoweit  der  dentsche  Bnnd  die  älteren  Beichsgesetze 
als  subsidiäre  praktische  Bechtsqaellen  anerkennt,  mnss  man 
ihm  auch  das  Recht  beilegen,  dieselben  authentisch  zu  inter* 
pretiren,  da  die  authentische  Interpretation  nichts  Anderes  ist, 
als  die  Aufstellung  eines  neuen  Gesetzes^). 

YII.  Eben  so  kann  auch  der  deutsche  Bund  aus  der 
Beichszeit  herstammende,  sowohl  begründete,  als  bestrittene 
und  zweifelhafte  Rechtsverhältnisse,  Rechtsansprüche  u.  dergl. 
(unbeschadet  der  Rechte  Dritter)  als  begründet  oder  fortbe- 
stehend anerkennen,  z.  B.  Standesrechte,  wie  den  sog.  hohen 
Adel  einer  Familie,  Pensionsansprüche,  Forderungen  von 
Gläubigern  an  die  Gesammtheit  ^).  Ob  aber  Stimmenmehrheit 
genügt,  oder  Stimmeneinhelligkeit  erfordert  wird,  damit  durch 
einen  solchen  anerkennenden  Bundesbeschluss  sämmtliche  Mit- 
glieder  verpflichtet  werden,  hängt  von  der  Beschaffenheit  des 
Gegenstandes  ab''). 

VIII.  In  keinem  Falle  kann  aber  einer  authentischen  Inter- 
pretation eines  Reichsgesetzes   oder   der  Anerkennung  eines 


B)  So  hat  z.  B.  die  B.-Y.  auf  Reklamation  des  Grafen  Hallberg  den 
R.-D.-H.-S.  V.  25.  Febr.  1803,  §.  24,  „mit  Rücksicht  auf  die  von  den  Mit- 
gliedern der  ehemaligen  Reicbsdeputation  abgegebenen  Erklärungen"  dahin 
(und  zwar  Tollkommen  richtig)  interpretirt :  „dass  den  im  §.  24  des 
R.-D.-H.-S.  mit  Gütern  und  mit  Renten  entschädigten  Reichsgrafen  auf 
die  bestimmt  zugewiesenen  Entschädigungsobjekte  eine  gleiche  Berechti- 
gung zustehe,  und  die  zur  Vorbereitung  des  Entschädigungsgeschäftes  vorge- 
schriebene Klassifikation  nur  bezweckt  habe,  bei  Yertheilung  des  Ersatzes 
die  möglichste  Erhaltung  des  Reichs-  und  Ereisverbandes  zu  sichern,  nicht 
aber  auch  noch  nach  erfolgter  Zuweisimg  der  Ersatzobjekte  eine  bloss 
subsidiarische  Berechtigung  für  die  letzte  Klasse  zu  begründen.'^  — 
Prot  der  B.-V.  v.  24.  März  1824,  §.  72.  —  Vergl.  meine  deut.  R-Gesch. 
3.  Aufl.  (1858)  Thl.  H.  §.  66. 

^)  So  hat  z.  B.  der  deut.  Bund  1881,  Sitzg.  v.  9.  Sept.,  den  hohen  Adel 
der  Grafen  von  Pappenheim;  1845,  Sitzg.  v.  12.  Juni,  den  hohen  Adel 
der  Grafen  von  Bentinck  anerkannt;  desgleichen  Pensionsrechte  der  Mit- 
glieder und  Diener  desJohanniterordens  (B.-B.  v.  17.  Juli  1817,  §.  351), 
Pensionsrechte  der  Mitglieder  und  Angehörigen  des  Reichskammer- 
gerichts (B.-B,  V.  14.  Juli  1817,  §.  330)  u.  s.  w. 

^)  Vergl.  meine  Abhandlung,  über  das  Yerhältniss  der  Beschlüsse  des 
deutschen  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  und  gerichtlichen 
Entscheidungen,  im  Archiv  f.  civil.  Prax.  Bd.  XXVH.  Heft  3,  S.  417  flg. 
(Auch  in  besonderem  Abdruck,  Heidelberg  1844).  —  Siehe  unten  §.  307. 
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angeblich  zur  Beichszeit  bestandenen  RechtByerbältnisses  durch 
den  Bund  rückwirkende  Kraft  in  der  Art  beigelegt  werden^ 
dass  desshalb  bereits  früher  in  anderem  Sinne  ergangene  rechts- 
kräftige Urtheile  der  Landesgerichtshöfe  umgestossen  werden 
dfirften  ^) ;  desgleichen  bleibt  es  auch  in  schwebenden  Processen 
immer  Sache  des  Bichters^  zu  beurtheilen,  welche  Bedentang 
ein  Bnndesbeschlnss^  welcher  Bechtsverhältnisse  als  zur  Beichs- 
zeit begründete  anerkennt,  für  die  Entscheidung  des  einzelnen 
Falles  sowohl  in  materieller  Beziehung,  als  nach  dem  proces- 
sualischen  Stadium,  in  welchem  sich  die  Sache  bereits  befindet, 
haben  könne  ^). 

IX.  Als  Bechtsnachfolger  des  deutschen  Beiches  können 
nur  die  einzelnen,  durch  seine  Auflösunjg  souverain  ge- 
wordenen Landesherren  und  Staaten  betrachtet  werden, 
und  auch  diese  nur  so  weit,  als  durch  die  Erwerbung  (Appro- 
priation) der  Souyerainetät  die  früher  dem  Kaiser  und  Beiche 
zugestandenen  obersten  Begierungsrechte  mit  der  Landeshoheit 


")  Diess  hat  die  B.-V.  in  der  Reklamationssache  des  Grafen  Hallberg 
in  dem  Note  5  angefCÜirten  Bundesbeschluss  anerkannt  und  darum  sich  da- 
selbst nur  filr  befugt  erachtet,  ihre  Interpretation  auszusprechen;  sie  hat 
aber  hiermit  keineswegs  das  auf  entgegengesetzte  Grundsätze  gebaute  rechts- 
kräfitige  Erkenntniss  des  Oberappellationsgerichtes  des  Königreichs  WOrtem- 
berg  aufgehoben  oder  umgestossen,  noch  sich  zu  einem  solchen  Vorgehen 
für  befugt  erkannt  Protok.  der  B.-Y.  vom  24.  März  1824,  §.  72;  yergL 
mit  Protok.  von  1817,  §.  365;  1818,  §.  238;  1822,  §.  105.  145.  —  Claus, 
der  unerledigte  Rechtsfall  des  Grafen  Hall b er g,  Frankfurt  a.  M.  1834. 

^)  Die  Frage  ist  hier,  ob  der  Bundesbeschluss  als  Norm,  oder  als  Zeug- 
niss,  oder  Beurkundung  oder  Entscheidung,  oder  als  Machtspruch  zu 
betrachten  sei?  Yergl.  meine  in  Note  7  angefahrte  Abhandlung,  S.  428  fl., 
und  hierzu  meine  Antikritik  der  vom  H.  Prof.  Yollgraff  herausgegebenen 
sog.  kritischen  Beleuchtung  meiner  Abhandlung.  Heidelberg  1845;  s.  auch. 
F.  G.  Eckenberg,  Antikritischer  Beitrag,  betr.  des  H.  Prof.  Yollgraff 
s.  b.  kritische  Beleuchtung.  Leipz.  1845.  S.  Benfei,  Einiges  über  die  Be- 
deutung des  die  gräfl.  Familie  Bentinck  betr.  Bundesbeschlusses  vom 
12.  Juni  1845.  Gdttingen  1846.  —  Dass  es  dem  freien  richterlichen  Er- 
messen überlassen  bleiben  muss,  welchen  Einfluss  der  Inhalt  eines  Bundes- 
beschlusses  auf  die  Entscheidung  eines  anhängigen  Rechtsstreites 
haben  müsse,  ist  ausdrücklich  anerkannt  in  dem  in  der  Bentinck*schen 
Sache  in  der  B.-Y.  erstatteten  Commissionsberichte  vom  12.  Decbr.  1852, 
Protok.  §.  306.  307.  Siehe  die  betreffende  Stelle  in  meiner  Schrift:  üeber 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  1853  S.  319.  —  Herrn.  Wasser  schieben, 
juristische  Abhandlungen,  Giessen  1856,  Nr.  I. 
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rereiniget  worden  sind^^.  Hieraus  ergibt  sich;  dass  es  allei^ 
dings  eine,  zwar  nicht  dem  deutschen  Bunde  als  solchem^ 
wohl  aber  den  sämmtlichen  einzelnen  deutschen  Souverainen 
obliegende  B  e  c  h  t  s  p  f  1  i  c  h  t  ist,  die  Beichs-  und  EreisschuldeOi 
wie  z.B.  die  Schulden  der  Beichsoperationskasse  nach 
dem  Verhältnisse  ihrer  Gebiete,  sowie  sie  jetzt  bestehen, 
abzutragen  ^^),  und  dass  die  Weigerung,  eine  solche  rechtliche 
Verbindlichkeit  anzuerkennen,  nur  auf  einer  ganz  unrichtigen 
Vorstellung  von  der  publicistischen  Bedeutung  der  Auflösung 
des  Beichsverbandes  beruhen  kann^^). 


40)  Alle  Rechtsnachfolge  im  Yerhältniss  zum  deutschen  Reiche  Iftugnet 
Eohler,  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  mittelbar  gewordenen,  Tor- 
mals  reichsst&nd.  Adels,  S.  293;  eben  so:  J.  Held,  Syst  des yerf.-Rechts, 
Bd.  L  (1856)  S.  35.  Diese  Ansicht  hat  aher  die  constante  Staatsprazis 
gegen  sich.  Gerade  aus  dieser  Appropriation  leiten  die  Souveraine  sogar  viel- 
üxh  lehensherrliche  Rechte  über  die  Mediatisirten  ab.    Siehe  untein  §.  523. 

4*)  Hinsichtlich  der  Kreisschulden  ist  diese  Verpflichtung  unter  den 
Rheinbundsgliedem  durch  die  Rheinbundsakte  art  29  positiv  anerkannt 
worden.  Siehe  oben  §.  107  Note  24.  —  Im  B.-B.  v.  5.  Okt  1820,  §.  160 
erkennt  die  B.-V.  zwar  „keine  rechtliche  Verbindlichkeif'  des  Bundes  zur 
y«ahlnng  der  Beichsoperationskasse-Schulden,  aber  doch  die  „Billigkeif* 
an,  dass  den  Privatgläubigem  „einige  Befiriedigung  ex  ctequo  ei  bona 
werde.**  —  Durch  B.-B.  vom  5.  Nov.  1835,  §.  444,  wurde  nach  einer  fast 
Zwanzigjährigen  Verhandlung  die  Sache  in  der  Art  beendigt,  dass  ein  Theil 
der  angemeldeten  Forderungen  vom  Bunde  „aus  sprechenden  Billig- 
keitsgründen** anerkannt,  andere  Forderungen  aber  theils  definitiv, 
theüs  als  nicht  zu  dieser  Liquidation  gehörig,  zurückgewiesen  wurden.  — 
VergL  die  Finalbeschlflsse  über  die  Befriedigung  von  Forderungen  an  die 
Beichsoperationskasse  v.  5.  Novbr.  1835,  15.  Nov.  1838  und  la  Febr.  1839 
bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  8.  Aufl.  Tbl.  H.  S.  356. 

^)  Gänzlich  läugnet  die  rechtliche  Verbindlichkeit  der  deutschen 
Souveraine  und  Staaten  zur  Zahlung  der  Reichsschulden  Maurenbrecher, 
.Staatsr.  §.  85,  Note  c;  §.  92,  Nr.  5,  weil  mit  dem  Untergange  der  Reichs- 
gewalt die  persona  debürix  untergegangen  sei ,  mit  Hinweisung  auf 
L.  7,  §.  1.  Dig,  quod  cti^que  vmversitatis  nomine  (3,  4.)  yyQuod  tm»^ 
persitae  debet,  ainguli  non  debent^^  Allein  hierbei  ist  übersehen,  dass  durch 
die  Auflösung  des  Reiches  nicht  Deutschland  (weder  das  Land  noch  das 
Volk)  aufgehört  hat,  sondern  dass  nur  eine  Staatsform  verändert  worden, 
also  der  eigentliche  Schuldner  allerdings  noch  vorhanden  ist  (s.  oben  §.  72), 
nnd  dass  das  Hereinziehen  civilistischer  Grundsätze,  welche  nur  das  Ver- 
hältniss  von  Privatpersonen  zu  Gemeinheiten,  die  im  Staate  bestehen, 
zum  Gregenstande  haben,  völlig  ungeeignet  ist  Neben  einer  solchen  Theorie, 
wie  sie  Maurenbrecher  aufstellt,  ist  f&r  jeden  Staatenbund  oder  Bundes- 
staat aller  Kredit  unmöglich.  —  Die  Regulirung  des  ans  der  Reicfasceit 
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MitgKeder  des  deutschen  Bundes. 

I.  Die  Mitglieder  des  deutschen  Bandes  sind  in  der  Bundes- 
akte  vom  8.  Juni  1815^  axt.  6^  namentlich  aufgeführt,  und  zwar 
waren  es  deren  ursprünglich  38,  Würtemberg  und  Baden, 
welchen  der  Beitritt  vorbehalten  war,  mitgerechnet^). 

U.  Im  Jahre  1817  wurde  Hessen-Homburg  neu  auf- 
genommen ^);  dagegen  kam  durch  das  Aussterben  von  Sachsen- 
Gotha  am  11.  Febr.  1825,  und  die  Erbtheilung  der  herzoglich 
sächsischen  Häuser  vom  12.  Nov.  1826 3),  ein  Bundesglied 
in  Abgang. 

in.  Am  23.  November  1847  ist  auch  das  fiirstliche  Haus 
Anhalt-Cöthen  im  Mannstamme  erloschen.  Das  Land  fiel 
durch  Erbschaft  an  Anhalt-Dessau  und  Bernburg  als 
Mitregenten,  und  ging  sodann  durch  Familien -Vertrag  vom 
4.  Febr.  1853,  ratificirt  am  2.  und  7.  Mai  1853,  an  Anhalt- 
Dessau  allein  über,  wonach  die  vereinigten  Herzogthttmer  die 


herrührenden  Schuldenwesens  hat  zwischen  den  Bundesgliedem  vielÜEkche 
aostrftgalgerichtliche  Yerhandlnngen  veranlasst  Eine  Uebersicht  des  Inhalts 
der  in  diesem  Betreff  ergangenen  austrägalgerichtlichen  ürtheUe  siehe  bei 
G.  T.  Strnye,  öffentl.  Becht  des  deutschen  Bundes  Bd.  I.  S.  429  fl.  — 
Siehe  auch  v.  Leonhardi,  das  Austragalverfeihren  des  deutschen  Bundes, 
n  Bde.  Frkf.  1838.  45. 

0  Vergl.  §.  108,  Note  6.  —  Bei  dieser  Zählung  ist,  wie  auch  die  B.-A. 
thut,  Reuss  jüngere  Linie  nur  für  ein  Bundesglied  gerechnet.  Zur 
Zeit  der  Abfassung  der  B.-A.  bestand  aber  Beuss  jüngere, Linie  aus 
drei  souverainen  Häusern:  Reuss- Schleiz,  Reuss-Lobenstein- 
LobensteinundReuss-Lobenstein-Ebersdorf.  Im  J.  1824(7.Mai) 
erlosch  Reuss-Lobenstein-Lobenstein;  seine  Besitzungen  gingen  an 
Renss-Lobenstein-Ebersdorf  über.  (S.  noch  B.-B.  y.  29.  Jan.  1829, 
Sitz.  I,  §.  7.)  Durch  Cession  des  letzten  Fürsten  von  Rcuss-Loben- 
Btein-Ebersdorf  (Heinrich  LXXH.  t  17.  Febr.  1853)  v.  1.  Okt.  1848 
sind  sAmmtliche  souveraine  Besitzungen  von  Reuss  jüngerer  Linie  in 
dem  Hause  Schleiz  vereinigt  worden. 

«)  Siehe  §.  108,  Note  8. 

3)  Seitdem  bestehen  anstatt  der  in  der  B.-A.,  Art  6,  aufgeführten  Herzogl. 
Sächsischen  Häuser:  die  Herzogthümer  1)  Sachsen-Meiningen-Hild- 
burghausen; 2)  Sachsen- Altenburg;  3)  Sachsen- Coburg -Gotha. — 
Protok.  d,  B..V.  v.  25.  Jan.  1827.    Sitz.  I,  §.  4. 
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Bezeichnimg  y;Herzogtham  Anhalt  -  Dessau- Cöthen^' 
erhielten  *). 

IV.  Durch  Uebereinkunft  vom  7.  Decbr.  1849  entsagten 
die  Fürsten  von  HohenzoUern-Hechingen  und  Hohen- 
zoUern-Sigmaringen  der  Regierung  zu  Gunsten  des  Königs 
Yon  Preussen,  als  des  Hauptes- des  Gesammthauses  Hohen- 
zollern:  die  Fflrstenthttmer  wurden  hierauf  dem  Königreiche 
Preussen  einverleibt.  Somit  sind  gegenwärtig  35  Bundes- 
glieder vorhanden. 

§.  115. 
Aufiiahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 

I.  Die  Aufiiahme  neuer  Mitglieder  in  den  deutschen  Bund 
kann  nur  durch  einstimmigen  Beschluss  der  Bundesversanmilung 
und  darf  nur  unter  der  Voraussetzung  geschehen,  dass  die 
Gesammtheit  der  Bundesglieder  solche  mit  den  bestehenden 
Verhältnissen  vereinbar  und  dem  Vortheil  des  Ganzen  ange- 
messen findet^).  Ausser  dem  Landgrafen  von  Hessen-Hom- 
burg (1817)  ist  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  kein 
neues  Bundesglied  aufgenonmien  worden^). 

n.  Den  deutschen  Standesherren  ist  die  Einräumung 
einiger  Guriatstimmen  im  Plenum  der  Bundesversanmilung  durch 
Art.  6  der  Bundesakte  als  eine  Möglichkeit  in  Aussicht  gestellt 
worden.  Bis  jetzt  ist  aber  die  Bundesversammlung  noch  in 
keine  hierauf  bezügliche  Berathung  eingetreten'). 


«)  Vergl.  Protok.  der  B.-V.  vom  9.  Juni  und  7.  Juli  1853  §.  151  und 
188;  bei  6.  v.  Meyer,  Gorp.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  Tbl.  II.  S.  592. 

«)  W.  S.-A.,  art  6. 

*)  Siehe  §.  114,  Note  2.  —  Das  Stunmverh&ltniBB  des  Landgrafen  von 
Hessen- Homburg  wurde  erst  declarirt  im  Protok.  der  B.-y.  v.  17.  Mai 
1838,  Sitz.  Vm.  §.  113;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl. 
Tbl.  n.  S.  352. 

3)  Auf  dem  Gongresse  zu  Aachen  (Sitz.  v.  7.  Nov.  1818)  wurde  auf 
Reklamation  der  Standesherren  die  Gerechtigkeit  ihrer  Forderung  anerkannt, 
durch  die  endliche  Einräumung  von  Guriatstimmen  eine  ihrer  früheren 
Stellung  im  deutschen  Reiche  entsprechende  Stellung  im  deutschen  Bunde 
zu  erhalten,  ohne  deren  Gew&hrung  selbst  die  ihnen  in  der  B.-A.,  art.  14, 
zugesicherte  Ebenburt  mit  den  souverainen  Häuserii  allmählig  bedeutungslos 
werden  {jjtxmber  en  d^euStude*')  könnte.  Die  Einleitung  der  Verhand- 
lungen auf  dem  Bundestage  soll  aber  so  lange  verschoben  werden  (ad 
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§.  116. 

Bundesgebiet. 

I.  Das  Bandesgebiet  ist  der  Inbegrifif  der  im  deutschen 
Bunde  vereinigten  Staatsgebiete  ^).  Nach  der  Bundesakte  art.  1 
sind  von  den  Fürsten ,  die  zugleich  europäische  Mächte  sind, 
Oesterreich*)  und  Preussen^)  nur  für  ihre  früher  zum 
deutschen  B e i c h e  gehörigen  Besitzungen,  Dänemark  nur 
ftir  Holstein^)  (später  auch  für  den  von  ihm  erworbenen 
Theil  des  Herzogthums  Sachsen-Lanenburg)^),  und  die 
Niederlande  nur  für  Luxemburg  dem  Bunde  beigetreten. 


caiencUu  graecasf),  bis  Oesterreich  und  Preussen,  die  sich  auf  dem 
Aachener  Congresse  sehr  entschieden  für  die  Gewährung  der  Bitte  der 
Standesherren  aussprachen,  es  an  der  Zeit  finden  würden,  den  Impuls  zu 
geben.  —  Das  Protokoll  findet  sich  in  Martens,  recueil,  Supplem.  T.  IX., 
p.  287;  auch  in  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Grerm.  3.  Aufl.  Thl.  II. 
S.  75. 

*)  In  art.  6  der  W.  S.-A.  wird  der  Ausdruck:  „ein  Bundesgebiet^* 
(sehr  sprachwidrig)  für  ein  in  dem  Bundesverbände  begriffenes  Staats- 
gebiet gebraucht. 

*)  Die  Erklärung  Oesterreichs  über  jene  seiner  Länder,  welche  es 
als  zum  deutschen  Bunde  gehörig  betrachtet,  findet  sich  in  dem  Prot  der 
B.-V.  V.  6.  April  1818,  §.  77;  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn. 

3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  62.  —  Als  Grund,  warum  die  Lombardei,  obschon 
ein  vormaliges  Reichsland,  nicht  ebenfalls  als  Bundesland  aufgeführt 
wurde,  wird  hierin  angegeben,  dass  der  Kaiser  wünsche,  hierdurch  „dem 
Bunde  zu  bewähren,  wie  wenig  es  in  seiner  Absicht  liege,  dessen  Yer- 
theidigungslinie  über  die  Alpen  auszudehnen.'^  ~  Ueber  die  politische 
Tragweite  dieser  Ausscheidung  der  Lombardei  und  die  namentlich  für 
Oesterreich  hieraus  erwachsenen,  bei  Gelegenheit  des  italienischen 
Krieges  (1859)  zu  Tage  gekommenen  Nachtheile,  vergl.  (meinen)  Auf- 
satz: „Deutschland  als  Grossmacht"  in  Kolatscheck,  Stimmen  der  Zeit, 
1861,  Nr.  42. 

')  PreuBsen  erklärte  als  Bundeslande:  Pommern,  Brandenburg^ 
Schlesien,  Sachsen,  Westphalen,  Cleve-Berg  und  Niederrhein.    Prot,  vom 

4.  Mai  1818,  §.  105;  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl. 
ThL  n.  S.  63.  -  Ueber  das  staatsrechtliche  Yerhältniss  des  Fürstenthums 
Neuen  bürg  {Neufchatd)  zu  dem  k.  preussischen  Hause  s.  IL  J.  F.  Schulze, 
die  staatsrechtl.  Stellung  des  Fürstenüiums  Neuenburg.  Jena  1854.  ~  Yergl« 
Heidelberg.  Jahib.  1854,  Nr.  48. 

«)  B.-A.  art.  1. 

>)  Erklärung  des  Königs  von  Dänemark,  im  Prot  der  B.-Y.  vom 

5.  Novbr.  1816,  §.  3.  —  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
3.  Aufl.  ThL  n.  S.  16. 

Z  «  p  f  1 ,  SUttanoht.  6.  Aafl.  I.  19 
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n.  Durch  Bnndesbeschlnas  tom  11.  April  1848  (Protok. 
§.  258)  war  auch  die  Provinz  Preusseu  (Osi-  und  Weet- 
Prenssen)  dem  Bundesgebiete  einverleibt  worden ;  dessgleichen 
durch  Bundesbeschluss  vom  22.  April  1848  (Protok.  §.  319) 
ein  Theil  des  Grossherzogthums  Posen  und  durch 
Bundesbeschluss  vom  1.  und  2.  Mai  1848  (Protok.  §.378  und 
§.  389)  die  Festung  Posen  und  ihr  Rayon  %  Durch  Bundes- 
beftchluss  vom  3.  Oktober  1851  (Protok.  §.  178)  erklärte  aber 
die  Bundesversammlung  7  dass  diese  Theile  der  preussischen 
Monarchie  nicht  als  zum  Gebiete  des  deutschen  Bundes  ge- 
hörig zu  betrachten  sind''). 

ni.  Hannover  war  bei  dem  Abschlüsse  des  Bundes  nur 
zufällig  (persönlich)  mit  England  vereinigt;  und  galt  daher 
von  jeher  als  selbstständiges  Königreich,  so  dass  also  England 
als  solches  nie  Bundesmitglied  war^). 

IV.  Nachdem  Oldenburg  von  der  ihm  schon  im  Jahre 
1818  von  Bussland  abgetretenen  Erbherrschaft  Jever  im  Jahre 
1823  Besitz  ergriffen  hatte,  wurde  dieselbe  ebenfalls  als  Bundes- 
land erklärt^).  In  Folge  der  Anerkennung  der  Oldenbur- 
gischen Hoheit  im  Berliner  Abkonunen  vom  8.  Juni  1825  ist 
auch  die  dem  Grafen  Bentinck  gehörige,  nunmehr  (1854) 
vollständig  an  Oldenburg  übergegangene  freie  HeiTSchaft  E  n  i  p  - 
hausen  ein  Theil  des  deutschen  Bundesgebietes  geworden  ^®). 

V.  Das  Bundesgebiet  umfasst  sonach  alle  Länder,  die 
heutzutage  den  politischen  Begriff  von  Deutschland  aus- 
machen^^). 


0)  Siehe  unten  §.  183,  Note  7. 

7)  G.  Y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  U.  S.  564. 

")  Die  völlige  Trennung  Hannovers  von  England  besteht  wieder 
seit  dem  Tode  Wilhehn*s  lY.,  20.  JuU  1837. 

9)  Oldenbnrg'sche  Erklärung,  im  Protok.  y.  27.  Not.  1823,  $.  148; 
in  Q.  T.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confbed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.  S.  151. 

^^)  Berliner  Abkommen,  art  2;  abgedruckt  in  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0., 
3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  180  flg.  —  üeber  die  ToUstandige  Erwerbung  der  Herr- 
schaft Knip hausen  durch  Oldenburg  siehe  oben  §.  106,  Note  11. 

^0  üeber  den  Begriff  von  Deutschland,  vergl.  Elüber,  Abhandl.  L, 
Nr.  YII.,  S.  213.  —  Eine  Zusammenstellong  der  Bestimmungen  der  Wiener 
Congressakte,  des  Frankfurter  Territorialrecessea  und  anderer 
üebereinkOnfte  aus  den  Jahren  1815  bis  1821,  die  aberrheinischen  Gebiete 
betreffend,  findet  sich  in  v.  Meyer,  Corp.  Const.  Germ.  I.,  S.  34  flg.;  der 
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§.  117- 

Abtretung  von  Bundesländern. 

L  Abtretungen  von  Ländern,  welche  dem  Bandesgebiete  ein- 
verleibt sind,  an  auswärtige  Staaten,  widersprechen  dem 
Zwecke  des  Bnndes,  da  dieser  znr  Erhaltung  der  Integrität 
der  gegenwärtig  daran  theilnehmenden  Staaten  geschlossen  ist 
Es  darf  daher  auch  kein  Theil  eines  Bundeslandes  an  Aus- 
wärtige ohne  Zustimmung  der  Gesammtheit  abgetreten  wer- 
den; dagegen  ist  die  freiwillige  Abtretung  eines  Bundeslandes 
im  Ganzen  oder  theilweise  an  ein  anderes  Bundesmitglied  an 
diese  Voraussetzung  nicht  gebunden^). 

n.  Eine  solche  Abtretung  hat  erst  einmal  stattgefunden, 
nämlich  von  Seiten  des  Königs  der  Niederlande,  als  Gross- 
herzog's  von  Luxemburg,  an  Belgien,  in  Gemässheit  des  Art.  2 
des  Londoner  Vertrags  vom  19.  April  1889.  Der  EOnig  der 
Niederlande  hat  aber  an  die  Stelle  des  abgetretenen  Theiles 
von  Luxemburg  mit  Genehmigung  der  Bundesversammlung 
neben  den  Resten  dieses  Grossherzogthumes  das  Herzogthum 
Limburg  als  deutsches  Bundesland  erklärt.  Der  deutsche 
Bund  hat  zu  dieser  Veränderung  in  der  19.  Sitzung  v.  5.  Sep- 
tember 1839,  Protok.  §.  251,  seine  Zustimmung  ertheilt^). 

§.  118. 
RechtsgleicKheit  der  Bimdesglieder. 

Die  Gleichheit  der  Rechte  aller  Bundesglieder  ist  in  der 
Bnndesakte  (art.  3)  positiv  ausgesprochen,  jedoch  ist  dieser 

Frankfurter  Territorialrecess  t.  20.  Joli  1819  findet  sich  auch  in 
dessen  Corp.  Jur.  Gonfoeder.  Genn.  3.  Aufl.  Tbl.  L  S.  343.  ~  Vergleiche 
G.  W.T.  Laneizolle,  Uebersicht  derdent  ReichsstAadsc^afts-  und  Terri- 
torialverliftltniflBe  tor  dem  frane.  Eefokitionekrieg,  die  seitdeBi  eingetretenen 
Verftnderungen  und  die  g^j^enwftrtigen  Bestandtheile  des  deutschen  Bundes 
and  der  Bundesstaaten.    Berfin  1880. 

«)  W.  S.-A.  «rt  6.  —  Siehe  unten  §.  140. 

*)  Die  hierauf  beza^ichen  Aktenstacke  sidie  in  G.  ▼.  Meyer,  Gorp, 
Jur.  Gonfoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  U.  6. 368  fl.  —  Sine  abersichtliche  Dar- 
stellung der  aber  diese  Angelegenheit  in  der  Bundesrersammiung  gepflogenen 
Yerhaadlungen  findet  sieh  bei  G.  t.  Struye,  ^fiSentl.  R.  des  deut.  Bundes, 
I,  S.  307  fig. 
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GmndBatz  ebendaselbst  (art.  4  and  6)  in  Bezng  auf  die  Ab- 
stimmungsverhältnisse  in  der  BnndesYersammlnng  mit  Bttcksicht 
auf  die  Grösse  der  Länder  nnd  die  Stärke  der  Bevölkening 
in  der  Art  modificirt,  dass  den  Bundesgliedem  ein  nach  dem 
Umfange  ihrer  Pflichten  nnd  Lasten  yerhältnissmässiges 
Stimmgewicht  beigelegt  ist. 

§.  119. 
Rangverschiedenheit  der  Bundesglieder. 

I.  Daraus,  dass  den  Bundesgliedem  gleiche  £  echte  bei- 
gelegt sind,  folgt  aber  nicht,  dass  auch  alle  Bnndesglieder 
gleichen  Rang  hätten.  Dies  ist  weder  in  einem  Bundesgesetze 
ausgesprochen,  noch  nach  dem  europäischen  völkerrechtlichen 
Ceremoniel  bei  der  Verschiedenheit  der  politischen  Macht  und 
Titel  der  einzelnen  Bundesglieder  überhaupt  möglich« 

n.  Nur  so  viel  ist  bundesgesetzlich  anerkannt  (B.-A.  art  4 
und  8),  dass  weder  die  Ordnung,  in  welcher  die  Bundesglieder 
in  der  Bundesakte  aufgeführt  sind,  noch  die  Ordnung,  wie  sie 
in  der  Bundesversammlung  sitzen  und  stimmen,  ihren  gegen- 
seitigen Bang  -  Ansprüchen  einigen  Abbruch  thun  solle,  daher 
auch  bis  jetzt  noch  keine  Rangstreitigkeiten  am  Bundestage 
vorgekommen  sindO- 

in.  Unter  den  herzoglich  sächsischen  Häusern  ist  durch 
Verträge  (1851,  1853  und  1854)  festgesetzt  worden,  dass  in 
allen  Ausfertigungen,  in  welchen  die  Staaten  genannt  werden, 
solches  nach  dem  Alter  der  Linien  geschieht,  und  bei  Con- 
ferenzen,  wobei  auch  Bevollmächtigte  anderer  Staaten  conkur- 
riren,  das  Gleiche  hinsichtlich  der  herzoglich  sächsischen 
Bevollmächtigten  zu  beobachten  ist^. 


0  Bayern  stimmt  zufolge  der  in  der  B.-A.  art.  4  und  B  ersichtlichen 
Ordnung  im  engeren  Käthe  vor  Sachsen;  im  Plenum  aber  stimmt 
Sachsen  vor  Bayern.  In  der  ersten  Plenar- Sitzung  nach  Wiederher- 
stellung der  B.-Y.  (Protok.  10.  Mai  1850,  §.  2.)  erkl&rte  Bayern,  ,,das8 
ihm  unter  allen  Umständen  nach  den  bestehenden  Verhältnissen"  auch  im 
Plenum  die  Stimme  vor  Sachsen  zukomme;  es  steUte  aber  keinen  An- 
trag, um  keine  „Formschwierigkeiten"  zu  erheben. 

«)  Vergl.  Prötok.  der  B.-V.  ?om  17.  Juli  1851,  §.  83.  —  Protok.  vom 
9.  Febr.  1854,  §.  32,  S.  55.  —  Hiemach  ist  die  Bangordüung:  1)  Meiningen, 
2)  Altenburg,  3)  Coburg- Gotha. 


r" 
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§.  120. 
Titelveränderungen  einzelner  Bundesglieder, 

Seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  haben  bisher  fol- 
gende Veränderungen  in  der  Bezeichnung  und  den  Prädikaten 
der  einzelnen  Bundesglieder  stattgefunden:  A)  Die  Stimme 
von  Dänemark  als  Herzog  von  Holstein  wird  in  Folge 
der  Erwerbung  des  Herzogtbumes  Sachsen -Lauenburg  als 
Holsteinische  und  Sachsen- Lauenburgische  Stimme 
geführt  1).  —  B)  Seit  dem  Jahre  1824  wird  yon  Holstein- 
Oldenburg  die  Stimme  am  Bundestage  in  Folge  der  seit  der 
Erwerbung  der  Erbherrschaft  Jeyer  von  dem  Herzoge  vorge* 
nonunenen  Titel  -  Veränderung  nur  als  Oldenburg  gefllhrt^X 
und  seit  dem  28.  Mai  1829  von  Oldenburg  der  grossherzog- 
liche Titel  gebraucht,  welcher  diesem  Hause  schon  durch  die 
Wiener  Gongressakte,  art.  34,  zugestanden  worden  war^).  — 
G)  In  Folge  der  Succession  in  die  Herzoglich  Sachsen  -  Qothar 
und  Altenburgischen  Lande  nach  dem  Erlöschen  dieses  Hauses 
im  Mannstamme  am  11.  Febr.  1825;  bestehen  anstatt  der  her- 
zoglich sächsischen  Häuser  Sachsen-Gotha,  Sachsen-Coburg, 
Sachsen-Meiningen  und  Sachsen-Hildburghausen  nun- 
mehr die  Herzogthttmer  Sachsen-Meiningen-Hildburg- 
hause n,  Sachsen-Alten  bürg  und  Sachsen-Goburg- 
Gotha^).  —  D)  Am  16.  Aug.  1844  hat  die  Bundesversammlung 
beschlossen ;  dass  von  Seiten  des  deutschen  Bundes  den  die 
Begierung  führenden  Herzogen  von  Braunschweig,  Nassau, 
Sachsen  -  Coburg  -  G  o  t  h  a ,  Sachsen  -Meiningen,  Sachsen- 
Altenburg;  Anhalt-Dessau,  Anhalt-Bernburg  und  Anhalt- 
Köthen  ftir  ihre  Person  statt  des  bisher  geführten  Prädikats 
„Durchlaucht^^  das  Prädikat  ;,Hoheit'^  werde  beigelegt 
werden,  sobald  die  erforderliche  Notifikation  über  die  dessfalls 


*)  Vergl.  §.  116,  Note  5. 

*)  Prot  der  B.-V.  v.  15.  Januar  1824,  §.  2.  (v.  Meyer,  Corp.  Jnr. 
Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  II.,  S.  152.) 

»)  Protok.  der  B.-V.  vom  4.  Juni  1829,  §.88.  (v.  Meyer,  Corp.  Jur, 
Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL  S.  212.) 

«)  Yei^l.  die  B.-A.,  art  6,  und  Prot  der  B.-V.  y.  25.  Jan.  1827,  §.  4. 
(Dieses,  nebst  dem  gemeinschaftlichen  Patente  der  Herzoge  von  Sachsen, 
V.  12.  u.  15.  Noy.  1826,  s.  bei  ▼.  Meyer,  a.  a.  0.  ThL  n.  8.  185  u.  flg.) 
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beliebte  Yerändenuig  des  Prädikats  von  Seite  der  regierenden 
Herzoge  bei  der  Bondesversammlimg  eingegangen  sein  wird. 
In  der  yartraaenivoUen  Erwartung,  dass  die  gedachten  Herzoge 
weder  in  dentscher  noch  in  einer  fremden  Sprache  sich  einer 
Bezeichnnng  bedienen;  oder  eme  solche  in  Anspruch  nehmen 
werden,  wodurch  Zweifel  darttber  entstehen  könnten,  dass  durch 
das  Prädikat  „Hoheit'^  ein  anderes  als  das  der  „herzog- 
liehen^'  Hoheit  gemeint  sei,  wird  von  der  näheren  Bezeichnnng 
desselben  Umgang  genommen.  Aosdrücklich  wurde  noch  bei- 
gefflgt,  dass  dieser,  nur  die  Courtoisie-Frage  d^  regierenden 
Herzoge  erledigende  Beschluss  die  wechs^eitigen  Rangver- 
hältnisse unter  den  souverainen  Häusern  durchaus  nicht  be- 
rtthren  und  vielmehr  hinsichtlich  des  Ranges  und  Yortrittes 
alles  und  jedes  in  der  bisherigen  Lage  verbleiben  solle  ^).  — 
E)  Noch  im  Jahre  1848  fllhrte  das  Königreich  der  Nieder- 
lande die  Stimme  nur  für  „Luxemburg^';  seit  der  Wieder- 
herstellung der  Bundesversammlung  (1850)  aber,  ftlr  Luxem- 
burg und  Limburg^^. 

§.  121. 

Subjekt  der  Bundesgewalt.     Bundesversammlung. 

Bundespräsidium, 

I.  Subjekt  der  Bnndesgewalt  ist  die  Gesammtheit  alier 
Bundesglieder,  welche  aber  nicht  selbst  zusammentreten, 


B)  Separat  Frotok.  der  B.-Y.  vom  16.  August  1844,  Sitzung  XXYH. 
(v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  431.)  —  Veigl. 
Die  Praedikats frage,  eine  Abhandlung  aus  dem  Gebiete  des  deutschen 
Staatsrechts.    Giessen  1845. 

*)  Die  Veranlassung  zu  dieser  Yer&nderung  liegt  in  den  Vorgängen 
des  Jahres  1849  (s.  unten  §.  186,  Note  6).  Es  soll  dadurch  au^gedrflckt 
«erden,  dass  Limburg  nicht  ein  mit  Luxemburg,  sondern  mit  dfim 
Königreich  der  Niederlande  vereinigtes  Herzogthum  ist,  und  in  dem- 
selben auch  nur  die  niederländische  Verfassung  gilt  Auch  hat 
sowohl  Luxemburg  als  Limburg  eine  besondere  Regierung,  deren  jede 
unabhängig  von  der  anderen,  Instruktionen  an  den  gemeinschaftliehea 
Bundestagsgesandten  erlässt  Uebrigens  bilden  Luxemburg  und  Lim- 
burg keine  Curie,  auch  erkennt  die  B.-V.  nicht  deren  lokale  Begie- 
rungen,  sondern  nur  deren  gemeinschaftliches  Staatsoberhaupt, 
den  König  der  Niederlande,  als  alleinigen  Inhaber  der  elften  Stimme 
im  engeren  Rathe  an. 
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Atfoli  emen  penoaneBten 

FmokAiit  a.  M.  die  BnndeftveriamniliiDg,  oder  den 

deslag  (eröffiiet  am  S.Not.  1816)  repräsentiit werden >). 

IL  Die   einselaen   Bundeatagsgesaodten   bilden   ttbrigens 

selbstständigee  und  unabhängigee  GoUegiiim,  sondera  sie 

nach  aoadrücklicher  Bestimmtuig  in  der  W.  S.-A*  art.  8 

and  anbedingt  in  allen  Verhältniaaen  an  die  von 

Committenten  ertbeilten  j  oder  von  denselben  einzuholenden 

trnktionen  gebunden,  und  diesen  allein  wegen  deren 

Befolgong,  sowie  wegen  ihrer  Oesebäftsfühning  flber- 

venuitworäieh. 

HL  Den  Vorsitz  bei  der Bündesyersammlang  hat  Oester- 

§.  122. 

Innere  Organisation  der  Bundesversammlung. 

Engerer  Rath  und  Plenum. 

Die  Bundesyersammlnng   hat  gmndgesetzlich   zwei   ver- 
ene  Verhandlungsarten  bei  ihren  Geschäften  und  Schluss- 
lügen.     Sie  verhandelt  nämlich  entweder 
I)  im  engeren  Rath,  der  die  regelmässige  Form  der  Ver- 
handlung bildet  (Bundesakte,  Art.  4);  oder 
im  Plenum,  als  ausnahms weiser  Verhandlungsform  in 
gewissen  bundesgesetzlich  bestimmten  Fällen  (Bnndesakte, 
Art.  6). 

§.  123. 
rschiede   zwischen   dem  engeren  Rathe   und  dem 
Plenum,  insbesondere  Zahl  imd  Verhältniss  der 
Stiomien  im  engeren  Rathe  und  im  Plenum. 

Die  Unterschiede  zwischen  beiden  Formen  der  Verhand- 
liegen: 
)  In  der  Zahl  der  Stimmen  und  in  der  Versdiiedenheit  des 
StimmgewichteS;  welches  den  einzelnen  BnndesgUedem 

<)  Die  Grundgesetze  des  Bundes  gebnmcliM  gewöhnlich  die  Bezeioh- 
3andeBver«ammlang*';  doch  findet  sich  auch  die  Bezeichnung 
»iBBdestag*'  s.  B.  in  W.  S.-A.  art  8.  —  Als  fraiuiösische  Uebersetsong 
lU  yfa  DiÜt^  gebiMcht 

«)  B..Ä.  art  5, 
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in  demPlennm  oder  in  dem  engeren  Bathe  zukommt  Im 
Plenum  sind  nämlich  nach  art.  6  der  B.-A.  69  Stimmen 
unter  die  ursprünglichen  38  Bundesglieder  Yertheilt,  so 
dass  jedes  Bundesmitglied  wenigstens  eine  Stimme fUhrt, 
Tierzehn  Staaten  aber  mehrere  Stimmen  (4,  3  oder  2) 
und  zusammen  45  Stimmen  haben.  In  Folge  der  oben 
(§.  114)  erwähnten  Veränderungen  in  der  Bundesmitglied- 
schaft bestehen  gegenwärtig  im  Plenum  nur  noch  66 
Stimmen.  Im  engeren  Bathe  sind  dagegen  die  ursprüng- 
lichen 38  (jetzt  35)  Bundesglieder  durch  die  B.-A.  art.  4 
in  17  Stimmen  eingetheilt,  so  dass  nur  elf  Staaten  ein- 
zelne Stimmen  fbhren,  von  den  sieben  und  zwanzig 
übrigen  aber  immer  mehrere  in  eine  Gesammtstimme 
oder  Curie  vereinigt  sind,  und  sonach  sechs  Guriat- 
stimmen  bestehen^). 

2)  Ein  anderer  Unterschied  besteht  zwischen  der  Verhandlung 
in  dem  Plenum  und  im  engeren  Bathe  in  der  Verschieden- 
heit der  Berechnung  der  Majorität.  Im  engeren 
Bathe  entscheidet  nämlich  nach  der  B.-A.  art.  7  Abs.  2 
absolute  Majorität,  d.  h.  es  genügt,  wenn  sich  für  eine 
Meinung  überhaupt  mehr  als  die  Hälfte  aller  Votanten 
ausgesprochen  hat.  In  dem  Plenum  entscheidet  aber  nur 
eine  Majorität  von  zwei  Drittheilen  der  Votanten, 
d.  h.  der  Bundesglieder,  welche  ihre  Stimme  wirklich 
abgegeben  haben ^).     Eine   eigenthümliche  Ausnahme 


<)  Hessen-Homburg  ist  erst  durch  B.-B.  v.  17.  Mai  1838,  §.  138, 
in  eine  Curie  eingetheilt,  und  stimmt  hiemach  im  engeren  Rathe  in  der 
XYI.  Stinune,  im  Plenum  vor  den  freien  St&dten. 

>)  Dies  will  die  B.-A.  art  7,  Abs.  2,  durch  die  Wortfassung  ausdrücken, 
dass  im  engeren  Rathe  die  absolute,  im  Plenum  aber  nur  eine  auf  zwei 
Drittheilen  „der  Abstimmung'*  beruhende  Mehrheit  entscheidet  A.  M. 
war  Brunnquell,  a.a.  0.,  L,  S.  98.  —  Vergl.  aber  A.  Doerr,  Beitr.  zu 
der  Lehre  von  der  Organisation  der  Bundesregierung,  in  der  Zeitschr.  f. 
deut  R.  V.  Reyscher  und  Wilda,  1843.  Bd.  Vü.  Heft  2,  S.  243  fl.  — 
Die  Bestimmung  in  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  der  B.-y. 
vom  14.  Nov.  1816,  I.,  dass  zu  einer  giltigen  Beschlossnahme  im  engeren 
Rathe  die  Abgabe  von  wenigstens  9,  im  Plenum  von  wenigstens  46  einver- 
standenen Stimmen  gehöre,  gab  aber  Anlass  zu  Zweifeln,  obschon  dieselbe, 
richtig  verstanden,  nur  von  dem  Falle  sprach,  wenn  alle  Stimmen  wirklich 


\ 
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Yon   diesen  Ornndfiätzen  findet  bei   der  Wahl  von  Mit- 
gliedem  zu  Bandestagscommissionen  statt  ^).  ^ 

3)  Nur  im  engeren  Rathe  kann  die  Berathung  oder  Er- 
örterung eines  Gegenstandes  stattfinden,  selbst  wenn  die 
Beschlossfassung  im  Plenum  zn  geschehen  hat^). 

§.  124. 
Von  den  Curiatstimmen  im  engeren  Rathe  insbesondere. 

I.  Die  im  engeren  Rathe  bestehenden  Gesammtstimmen 
dürfen  immer  nur  yon  dem  Bundestagsgesandten  eines  der 
in  der  Curie  yerbundenen  Staaten  geführt,  d.  h.  abgegeben 
werden :  doch  dürfen  auch  die  nich^stimmf)lhrenden  Gesandten 
der  übrigen  Mitglieder  der  Curie  in  den  Sitzungen  der  Bundes- 
versammlung gegenwärtig  sein  %  und  zum  Zwecke  der  Erläute* 
mng  und  zur  Beförderung  eines  allgemeinen  Einverständnisses 
ihre  besonderen  Ansichten  und  Gründe,  beziehungsweise  die 
ihrer  Regierungen,  gleichsam  als  ein  votum  consuUatwum,  dar- 
legen ^). 

U.  Es  ist  den  Mitgliedern  der  Curiatstimmen  überlassen, 
in  welcher  Weise  sie  sich  über  die  Führung  der  Curiatstimme 
unter  einander  verständigen  wollen.  Halbe  u.  dergl.  Bruch- 
theile  von  Stimmen  können  in  der  Bundesversammlung  nicht 
abgegeben  werden.  Jedoch  ist  in  der  neuesten  Zeit  der  Fall 
vorgekommen,  dass  Bundesregierungen,  welche  in  eine  Curie 


abgegeben  worden  waren.  Nnnmehr  ist  die  Sache  durch  die  revidirte  Ge- 
schäftsordnung der  B.-Y.  vom  16.  Juni  1854,  §.  11,  geordnet  Siehe  nnten 
§.  128,  m,  C. 

»)  VergL  unten  §.  135.  —  Mit  Unrecht  behauptet  eine  gleiche  Ausnahme 
auch  für  die  Wahl  eines  Oberfeldherrn  des  Bandes,  Doerr,  a.  a.  0. 
S.  258.  —  Jedenfalls  ist  der  Streit  hierüber  durch  die  revidirte  Ge- 
schäftsordnung der  B.-Y.  vom  16.  Juni  1854,  §.  10  u.  25,  unpraktisch  ge- 
worden.   (Siehe  unten  §.  128.) 

*)  B.-A.  art.  7 ;  W.  S.-A.  art.  12. 

0  ^^®s  war  schon  in  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  der  B.-Y. 
T.  14.  Nov.  1816,  I,  a.  E.  bestimmt  Damit  stimmt  Oberein  die  revidirte 
Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854,  §.  17. 

«)  B.-B.  V.  26.  März  1821,  Protok.  §.  73,  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  AufL  ThL  ü.  S.  131.  —  Ausdrüddich  sagt  dies  auch  die 
revidirte  Geschäfl»ordnuDg  v.  16.  Juni  1854,  §.  17. 
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eingetheilt  sind,  ihre  spedellen  Ansichten  tiber  eine  znr  Ver- 
handlung stehende^  und  an  einen  AnsschoBft  zur  Begntachtnng 
verwiesene  Angelegenheit  durch  den  stimmflihrenden  Gesandten 
haben  zu  Protokoll  geben  lassen,  ohne  dass  desshalb  von  der 
Bundesyersammlung  eine  Bemerkung  gemacht  worden  wäre^). 
ni.  In  der  13.,  16.  und  17.  Stimme  ist  durch  solche 
Priyatconyentionen  ein  Wechsel  (TurnuS;  Alternation) 
in  der  Stimmführung  eingerichtet  worden.  Der  Bundestags- 
gesandte, welcher  nach  dem  Turnus  die  Curiatstimme  ftihrt, 
ist  in  diesen  drei  Curien  berechtigt,  dieselbe  in  allen  minder 
wichtigen  Sachen,  d.  h.  wo  überhaupt  Bundestagsgesandte 
selbstständig  zu  handeln  beäigt  sind  und  eine  Meinungsver- 
schiedenheit nicht  denkbar  ist,  auch  ohne  vorherige  Ver- 
ständigung mit  den  Bundestagsgesandten  der  tibrigen  Mit- 
glieder der  Curie,  wenn  solche  überhaupt  aufgestellt  sind,  und 
er  nicht  etwa  ohnehin  für  sämmtliche  Mitglieder  bevollmächtigt 
ist,  abzugeben.  In  denjenigen  Fällen  aber,  wo  eine  Meinungs- 
verschiedenheit möglich  und  überhaupt  die  Sache  von  einiger 
Wichtigkeit  ist,  hat  sich  der  stimmführende  Gesandte  mit  den 
übrigen  Gesandten  der  Curie,  wenn  solche  aufgestellt  sind, 
vorerst  zu  benehmen  und  zu  verständigen.  Wenn  die  Ver- 
ständigung nicht  erfolgt  oder  überhaupt  Instruktionseinholung 
nothwendig  wird  und  die  von  den  Regierungen  eingehenden 
Instruktionen  nicht  gleichlautend  sind,  so  gelten  in  jeder  der 
drei  Curien,  welche  einen  Turnus  eingeführt  haben,  andere 
Grundsätze  über  das  Zustandebringen  der  Gesammtstimme  ^). 


')  Veigl.  die  Erkläinng  des  Bondestagsgesandten  der  12.  Stimme  für 
die  grossherzogliche  Begierung  von  Sachsen- Weimar-Eisenach  und 
des  Bundestagsgesandten  der  16.  Stimme  for  die  Staatsregierung  von  Reuss 
jüngere  Linie,  die  Kurhessische  Yerfieissungs- Angelegenheit  betreffend,  im 
Protokolle  der  B.-V.  v.  5.  Dec.  1861,  §.  300,  S.  747  flg.  749. 

*)  In  der  13.  Stimme  (Braunschweig  und  Nassau)  besteht  seit 
1816  ein  Wechsel  in  der  Stimmführung  von  drei  zu  drei  Monaten.  Gegen- 
wärtig ist  der  nassauische  Gesandte  auch  für  Braunschweig  bevoll- 
mllchtigt  Für  den  Fall  abweichender  Instruktionen  findet  ein  Turnus  in 
der  Weise  statt,  dassbaldBraunschweig,  bald  Nassau  die  entscheidende 
Stimme  hat  Das  Entscheidungsrecht  wechselt  von  Gegenstand  zu  Gegen- 
stand, jedoch  so,  dass  der  Staat,  der  in  einer  Sache  einmal  gestimmt  hat, 
auch  bei  den  etwaigen  spiUeren  Abstimmungen  in  derselben  Sache  bis  zu 
deren  Erledigung  die  entscheidende  Stimme  f&hrt.  —  Das  Bestehen  einer 


f.  121  Gwiatatimmai  ia  engeren  Bathe.  S99 


IV.  Fir  4ie  13.  Stimme,  die  Curie  der   giDwherzoglieh 
hcneglieh  säohfliflehen  Hiufler,  führt  ein  yqd  den  Mit- 
eaneinschaftlieh  bestellter  CreBandter  die  Stimme.  Die 
kng  wird  «nter  den  MitgUedem  in  der  Art  bewirkt, 
Weimar  %n  diesem  Behife  2  Stimmeiii  Heiningen  1, 
Iteabnrg  1  and  Gobnrg  1  Stimme  ftthrt,  nnd  Majorität 
rheidet,  daher  anch,  wenn  zn  Weimar  noeh  eine  Stimme 
Lommt,  der  weimarigehe  Gesandte  die  Cnriatstimme  ab- 
kann, <dme  vorher  mit  de»  anderen  Gesandten  in  Con- 
treten  in  mttssen.    Falls  anf  der  einen  Seite  Sacbsen- 
feimar,  anf  der  anderen  die  drei  herzogliehen  Begiemngen 
I  entscheidet  aber  abweebsehid  (altemirend)  bald  die 
le  von  Weimar,  bald  die  übereinstimmende  Instruktion 
eben  Hänser.  In  der  14.  Curie  der  beiden  Meeklen- 
firg   führt    Schwerin   die   Stimme  allein^).     Fttr  die 


über  die  Ffihnmg  der  16.  Stmrnie  (Liechtenstein,  beide 
IB88,  Schau mbnrg-Lipp e,  Lippe,  Waldeck  and  Hessen-Uom- 
g),  aber  nickt  die  Art  der  üebereinknnft,  ist  bei  der  BundesTersamm- 
zor  Anzeige  gekommen,  Prot  1851,  f.  20.  49.  63.  Es  besteht  gegen- 
eine  monaUiche  Altemation  in  der  Stimmftthnmg  unter  den  oben 
sieben  Mitgliedern  der  sechszehnten  Stimme.  Gewöhnlich  lassen 
DdHere  dieser  Staaten  tou  einem  unn  demselben  Gesandten  vertreten 
IM^).  Lippe-Sckaumburg  und  Liechtenstein  haben  jedes  seinen 
Gesandten.  Die  Stanme  der  beiden  HohenEollern  wird  seit 
ünrecbong  dieser  Fflnrtenditkmer  durch  Preussen  nicht  mehr  gefilhrt 
obea  §.  114);  doch  lahlt  Preussen  fortwAhrend  die  betreffenden  Bei- 
zten zur  Bundeskansleikasse.  Bei  Verschiedenheit  der  Ansichten 
teer  Curie  entscheidet  die  Mi^oritit  —  In  der  17.  Stimme,  der  Curie 
Tier  freien  Stftdte,  besteht  seit  1816  ein  Turnus  von  Jahr  zu  Jahr, 
der  Reihenfolge:  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen,  Hamburg, 
mit  nidit  seltenen  Ausnahmen  von  dieser  Zeitfirist  nach  Yorg&ngiger 
Jeder  der  freien  Stftdte  kommt  ein  Viertel  der  Gesammt- 
xn.  Bleibt  bei  Differenz  der  Instruktion  der  Versuch  der  Ver- 
erfblglos,  so  entscheidet  audi  in  dieser  Curie  die  Majorität  Bei 
ti  gibt  die  eben  stimmfAhrende  Stadt  den  Ausschlag. 
*)  Aas  den  BnadesprotokoUen  ist  hierüber  nichts  bekannt,  als  dass 
Keeklenburg-Strelitz,  unter  Bezugnahme  auf  seine  mit  Schwerin 
ia'iliiiiik  Privatabereinkunft,  in  der  ersten  Sitzung  des  engeren  Rathes 
^  B.-Y^  nach  Wiederherstellung  des  Bundestags,  am  2.  September  1860, 
'^^k  §.  3,  S.  4,  sich  dagegen  yerwahrte,  als  ob  es  „durch  die  Aeusse- 
^A^en,  zu  welchen  sein  BeroUmftchtigter  bei  Torkommenden  Abstimmungen 
^  engeren  Bathe  der  B.-V.  veranlasst  sein  werde,  sich  die  Ausübung 
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15.  (Gnriat-)  Stimme  Aihrt  Oldenburg  die  Stimme.  Inder 
Gnrie  selbst  hat  Oldenburg  4  Stimmen,  von  den  übrigen 
Mitgliedern,  Anhalt-Dessau  (-Cöthen),  Anhalt-Bern- 
burg und  die  beiden  Schwarzburg,  hat  jedes  eine  Stimme. 
Die  Majorität  bildet  sich  wie  bei  der  12.  Curie,  so  dass  also 
Oldenburg  die  Gksammtstimme  abgeben  kann,  so  wie  ihm 
eines  der  anderen  Mitglieder  beitritt. 

V.  Wenn  die  nach  der  Privatconvention  der  Mitglieder 
einer  Gesammtstimme  zur  Stimmführung  berechtigte  ßegierung 
die  Abgabe  der  Stimme  mit  oder  ohne  genügenden  Grund  ver- 
weigert oder  unterlässt,  so  sind  die  übrigen  Mitglieder  der 
Curie,  wenn  nicht  auch  für  sie  ein  von  der  Bundesversammlung 
iür  genügend  erkannter  Grund  zur  Unterlassung  der  Abstim- 
mung vorliegt,  sowohl  berechtigt,  als  verpflichtet,  die 
Gesammtstimme  abzugeben  ^). 

VI.  Können  sich  die  Mitglieder  einer  Curie  nicht  über  ihre 
Abstimmung  vereinigen,  und  erweisen  sich  dabei  auch  die  vor- 
stehenden Bestimmungen  über  die  Bildung  einer  Majorität  in 
der  Curie  als  unzulänglich,  so  kann  die  betreffende  Curiat- 
stimme  gar  nicht  abgegeben  werden '^). 


der  beiden  Mecklenburg  nur  gemeinschaftlich  zustehenden  Stimme  anra- 
massen  beabsichtige/*  —  Gegenwärtig  haben  beide  Mecklenburg  nur 
einen  und  denselben  Gesandten.  Für  den  Fall  einer  sich  nicht  ausgleichenden 
Differenz  in  den  Ansichten  der  beiden  Regierungen  gibt  Mecklenburg- 
Schwerin  zweimal  nacheinander,  hierauf  Mecklenburg-Strelitz 
einmal  u.  s.  w.  den  Ausschlag  filr  die  Abstimmung. 

^)  In  diesem  Sinne  erklärte  sich  das  Bundespräsidinm  unter  Zustim- 
mung der  B.-V.  auf  die  (Note  5)  angefahrte  Verwahrung  von  Me eklen - 
burg-Strelitz,  ebendas.  (Protok.  v.  2.  Sept  1850,  §.  3,  S.  4):  „die  in- 
neren Angelegenheiten  der  Curien  seien  zwar  dem  üebereinkommen  der 
einzelnen  Mitglieder  derselben  überlassen;  so  die  Stimmführung:  indessen 
könne  nicht  anerkannt  werden,  dass  die  Abwesenheit  einzelner  Mitglieder 
der  Curie  die  übrigen  hier  vertretenen  Mitglieder  der  Curie  ihrer  Ver- 
pflichtung entbinde,  sich  an  den  Berathungen  und  Abstimmungen  der 
hohen  Versammlung  zu  betheiligen.'*  —  Vergl.  noch  unten  §.  127,  I. 

7)  Dieser  Fall  ereignete  sich  bei  der  15.  (Curiat-)  Stimme  in  der 
Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  12.  August  1858,  in  der  Schleswig- 
Holsteinischen  Sache. 
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§•  124». 

Von  der  Bevollmächtigung  eines  Bundestagsgesandten 
flir  mehrere  Viril-  oder  Curiatstimmen. 

I.  Die  Bundesgrundgesetze  enthalten  kein  ansdrfickliches 
Verbot  der  BeroUmäehtigang  eines  and  desselben  Bundestags- 
gesandten  fUr  mehrere  Staatsregiernngen.  Jedoch  ergibt  sich 
ans  dem  Präsidialyortrage  des  Fürsten  Mettern  ich  in  der 
30.  Sitzmig  der  Wiener  Ministerialconferenzen  am  15.  Mai  1820 
und  dem  hieran  anschliessenden  Beschlüsse  der  Gonferenz, 
dass  man  es  allgemein  als  selbstverständlich  betrachtete, 
dass  mindestens  für  jede  der  17  Stimmen  im  engeren  Bathe 
ein  besonderer  Bundestagsgesandter  aufgestellt  sei^).  Es 
ist  dies  auch  unumgänglich  erforderlich  zur  gehörigen  Besetzung 
des  engeren  Rathes,  zur  erschöpfenden  Berathung  und  zur 
Gewinnung  genügender  Arbeitskräfte  für  die  Berichterstattungen 
und  zur  gehörigen  Vertretung  der  oft  sehr  entgegenge- 
setzten Interessen  der  Bundesglieder.  Es  beruhet  somit 
die  Organisation  des  engeren  Rathes  wesentlich  auf  der  Vor- 
aussetzung der  Vertretung  der  17  Stimmen  durch  mindestens 
eben  so  viele  Bundestagsgesandte,  und  muss  sonach  die  stän- 
dige Beauftragung  des  Bevollmächtigten  einer  der  17  Stimmen 
mit  der  Führung  noch  einer  anderen  Stimme  im  engeren  Rathe 


1)  Präsidial  vor  trag  des  Fürsten  Mette  mich  in  der  30.  Sitzung 
der  Wiener  Ministerialconferenzen  am  15.  Mai  1820  über  die  Form  der 
Verhandlungen  am  Bundestage:  „Während  dieser  Periode  (der  Sitzungs- 
periode im  Gegensatze  der  Ferienzeit)  müssen  alle  17  Stimmen  des  engem 
Baths  durch  eigne  Bevollmächtigte  vertreten  werden.  Ausserordent- 
liche Verhinderungen  des  einen  oder  des  andern  Bevollmächtigten 
können  allein  nur  ausnahmsweise  die  Uebertragung  seiner  Stimme 
begründen.  Solche  Verhinderungen  müssen  jedoch  stets,  nebst  den  sie 
motivirenden  Umständen,  demPrasidio  und  durch  dasselbe  der  Bundes- 
versammlung angezeigt  werden."  —  Die  Conferenz  beschloss  hierauf: 
^,t>iesen  Vortrag,  dessen  Inhalt  der  Kaiserliche  Hof  durch  Präsidialpropo- 
sition an  den  Bundestag  zu  bringen  gedenke,  an  die  resp.  Höfe  und  Be- 
gierungen  einzuschicken,  damit  sie  desshalb  ihren  Gesandten  zu  Frankfurt 
vorläufige  Instruktion  zu  ertheilen  gut  finden  möchten.**  —  Dass  dies  ge- 
schehen ist,  beweist  die  hiermit  übereinstimmende  ununterbrochene  Praxis 
am  Bundestage. 
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als  eine  Incompatibilität  betrachtet  werden,  und  zwar 
hauptsächlich  im  wohlverstandenen  Interesse  jener  Staats- 
regiemng  selbst ,  welche  den  Bevollmächtigten  als  ihren 
Staatsdiener  zuerst  aufgestellt  hat. 

II.  In  dem  Yorgedachten  Präsidialyortrage  des  Fürsten 
Metternich  und  dem  znstinmiendeii  Gonferenzbetichlassd  vom 
15.  Mai  1820  liegt  zugleich  die  Anerkennung ,  dass  es  den 
Mitgliedern  einer  jeden  Curie  freisteht,  einen  gemein- 
schaftlichen Bevollmächtigten  ständig  fllr  die  Führung 
der  Guriatstimme  aufzustellen.  Dies  ist  auch  in  der  Bunde«- 
versamndung  nie  beanstandet  worden,  und  ^klärt  sich  voll* 
ständig  daraus,  dass  eine  jede  Curie  ihre  Stimme  im  engeren 
Bathe  nur  als  Gesammtstimme  nach  vorgängiger  Vereinbarung 
abgeben  kann  ^).  Durch  diese  Gestattung  der  Ernennung  eines 
und  desselben  Bundestagsgesandten  für  die  Mitglieder  der 
nämlichen  Curie  ist  auch  den  ökonomischen  Rücksichten,  welche 
dieselben  von  der  Aufteilung  eigener  Bundestagsgesandten 
innerhalb  der  Curie  abhalten  können,  genügende  Rechnung 
getragen.  Grössere  Staaten  können  es  ohnehin  weder  ihren 
Interessen  noch  ihrer  Würde  angemessen  finden,  den  Bundes- 
tagsgesandten  einer  anderen  Regierung  ständig  mit  der 
Führung  ihrer  Stimme  zu  beauftragen. 

in.  Mit  der  Gestattung  der  ständigen  Bevollmächtigung 
eines  gemeinschaftlichen  Bundestagsgesandten  fttr  die  Mil^lieder 
einer  Curie  hängt  die  Bestimmung  im  §.  16  der  revidirten 
Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854  zusanmien,  wonach  jeder 
Gesandte,  welcher  die  Plenarstimmen  mehrerer  Bundes- 
staaten fahrt,  solche  einzeln  in  der  für  das  Plenum  festgesetzten 
Ordnung  abzugeben  hat^).  Auch  hieraus,  dass  die  revidirte 
Geschäftsordnung  hier  nur  von  den  Plenarstimmen  spridtt» 
ergibt  sich,  dass  die  ständige  Beauftragung  des  Bevollmäeh'* 
tigten  einer  der  17  Stimmen  des  engeren  Bathes  durch  noch 
eine  andere  Staatsregierung  zur  Führung  ihrer  Stimme  im 
engeren  Rathe  als  unverträglich  mit  dem  Organismus  desselben 
vorausgesetzt  wurde.  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  daas  die 
Thätigkeit  des  Plenum 's  eine  ganz  andere  ist,  als  die  des 
engeren  Rathes,  indem  in  Ersterem  nur  Stimmen  einfach  abge- 

«)  Siehe  oben  §.  124,  n. 

»)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThI.  U.  8.  597. 
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geben  werden,  aber  kein  Gegenstand  berathen  oder  erörtert 
werden  kann^). 

IV.  Was  die  vorübergehende  zeitweilige  Uebertragnng 
einer  Viril-Stimme  durch  eine  Staatsregiernng  an  den  Ge- 
sandten eines  anderen  Bnndesgliedes  anbelangt,  so  findet  sich 
eine  ausdrückliche  Bestimmung  hierüber  in  der  revidirten  Ge- 
sehäftsordnang  y.  16.  Juni  1851,  §.  14,  nnr  fttr  den  Fall  des 
Ablebens  eines  Gresandten.  Die  Uebertragung  der  Stiomie 
ist  hier  fttr  die  Zwischenzeit  bis  zur  definitiven  Wiederbesetzung 
der  Gesandtschaftsstelle  fttr  zulässig  und  nothwendig  erklärt, 
insofeme  der  verstorbene  Gesandte  nicht  selbst  schon  eine 
Substitution  erhalten  hatte  ^). 

y.  Ausserdem  sind  in  der  Bundesversammlung  noch 
einige  (wenige)  Fälle  vorgekommen,  in  welchen  eine  Staats- 
regierung den  Bundestagsgesandten  einer  anderen  Stimme 
im  engeren  Hathe  einstweilig  mit  der  Führung  ihrer 
Stimme  beauftragt  hat  Der  erste  Fall  dieser  Art  ereignete 
sich  in  der  22.  Sitzuug  der  Bundesversammlung  am  27.  Nov. 
1823,  worin  die  Abberufung  des  k.  würtembergischen 
und  zugleich  die  Bevollmächtigung  des  k.  bayerischen 
Bundestagsgesandten  durch  S.  Majestät  den  König  von  Wttrtem- 
berg  zur  einstweiligen  Führung  der  würtembergischen 
Stimme  angezeigt,  und  diese  Bevollmächtigung  von  der  Bundes- 
versammlung angenommen  wurde  ^).  Schon  am  13.  Mai  1824 
trat  aber  ein  neuer  würtembergisoher  Bundestagsgesandter 
in  die  Bundesversammlung  ein^).  Bei  Gelegenheit  dieses 
Falles  äusserte  sofort  das  Präsidium,  dass  es  sich  aus  dem 
höheren  allgemeinen  Gesichtspunkte  der  Bundestags -Disciplin, 
zum  Theil  auch  in  Folge  der  vertraulichen  Bemerkungen 
mehrerer  Gesandten,  vorbehalte,  seiner  Zeit  im  Interesse  der 
Gesammtheit  die  Frage  zur  Sprache  zu  bringen,  inwiefern  es 
mit  dem  Geiste  und  dem  Zwecke  der  Bundesverfassung 
undmit  der  Bestimmung  der  Bundesversammlung  ver- 
einbar sei,  dass  —  ausserordentliche  und  auf  kurze 
Dauer    beschränkte,    genau   zu  bezeichnende  Fälle   ausge- 


«)  Siehe  oben  §.  123,  3. 

s)  Siehe  unten  §.  125,  XII. 

^  Protokoll  der  B.-V.  ▼.  1823  §.  140.  S.  610. 

')  Protokoll  der  B.-V.  v.  1824  §.  83.  8.  174, 
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nommen  —  eine  Virilstimme  im  engeren  Bathe,  ohne 
direkte  Bestellnng  eines  eigenen  Bevollmächtigten,  blos  durch 
eine  direkt  von  einem  Bandesfürsten  ausgegangene  Sab* 
stitution  eines  anderen  Gesandten  vertreten  werden  könnte, 
oder  ob  nicht  vielmehr  die  Bundesstaaten,  welchen  die  Bundes- 
akte eine  Virilstinmie  beilegt,  mit  dem  Rechte  auch  die 
Verpflichtung  haben,  einen  eigenen  Gesandten  in  der 
Bundesversanmilung  zu  unterhalten  ?  ^)  Die  Sache  wurde  aber 
damals  nicht  weiter  verfolgt. 

VI.  Ein  ähnlicher  Fall  trat  erst  wieder  in  der  24.  Sitzung 
der  Bundesversammlung  vom  11.  Juli  1861,  Protgk.  §.  198, 
ein.  Hier  kam  die  Ernennung  des  grossherzoglich  und  herzog- 
lich sächsischen  Bundestagsgesandten  zum  Bevollmächtigten 
für  Keuss  j.  L.  für  so  lange,  als  nicht  über  die  Wiedeiv 
anstellung  eines  einzigen  Gesandten  für  die  16.  Stimme  (Curie) 
eine  Vereinigung  stattgefunden  habe,  zur  Anzeige,  wobei  sofort 
von  mehreren  Seiten  Bedenken  ausgesprochen  wurden. 

VII.  In  gleicher  Weise  wurde  in  der  4.  Sitzung  der  Bundes- 
versammlung vom  23.  Jan.  1862  der  grossherzoglich  badische 
Bundestagsgesandte  von  dem  Fürsten  von  Waldeck  und 
Pyrmont  mit  der  Stimmführung  bis  zur  erfolgten  Neu- 
wahl eines  gemeinschaftlichen  Gesandten  der  16.  Stimme  be- 
vollmächtigt. Auch  in  diesem  Falle  wurde  die  principielle 
Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Vertretung  eines  Mitgliedes 
einer  Curie  durch  den  Gesandten  einer  anderen  selbstständigen 
Stimme  angeregt,  und  nunmehr  die  Niedersetzung  eines  Aus- 
schusses zur  Berichterstattung  beschlossen.  Die  Wahl  dieses 
Ausschusses  wurde  auch  in  der  folgenden  (5.)  Sitzung  der 
Bundesversammlung  vom  30.  Jan.  1862,  Protok.  §.  49,  vorge- 
nommen^). Eine  Entscheidung  der  Principienfrage  durch  die 
Bundesversanmilung  steht  somit  in  Aussicht. 


«)  Protokoll  der  B.-V.  v.  1824,  Sitzung  vom  24.  März,  Separatproto- 
koll §.  1  a.  E.  S.  171. 

^)  Im  Gegensätze  zu  den  hier  oben  unter  I— IE.  als  bandesrechtlich 
vertheidigten  Ansicht  erklärte  Preussen  in  dieser  Sitzung  vom  30.  Jan. 
1862,  Protok.  §.  49,  dass  es  die  Beschränkung  in  der  Ernennung  eines 
Bundestagsgesandten  als  die  Beschränkung  eines  Souverainetätsrechtes  be- 
trachte, die  nur  durch  freiwilligen  Verzicht  der  Bundesglieder  geschehen 
könne,  und  wozu  es  die  Hand  nicht  bieten  wolle. 
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ym  Nicht  zu  yerwechseln  mit  der  BevoUmächtii^Dg  des 

einer  Viril-  oder  Gariatstinume  durch  ein  anderes, 

falls  zn  einer  Virilstimme  berechtigtes  oder  in  eine  andere 

eingetheiltes  Bnndesglied,    ist  die  Substitution 

anderen  Bundestagsgesandten,  welche  im  Falle  der  vor- 

lenden  Y^hinderung  oder  Abwesenheit  eines  Bundes- 

idten  durch  diesen  selbst  geschieht,  welchen  Fall 

der  PriLsidialvortrag  des  Fürsten  Metternich  in  der 

Wiener  Conferenzsitzung  vom  15.  Mai  davon  unterschieden 

Eine  solche  Substitution  ist  durch  die  reyidirte  Geschäfts- 

»mg  ypm  16.  Juni  1854  §.  10  nicht  nur  fUr  zulässig  erklärt, 

sogar  deacL  Bundestagsgesandten  zur  Pflicht  gemacht 

len,  mit  der  Auflage,  dem  Präsidium  wo  möglich  am  Tage 

der  nächsten  Sitzung  hiervon  Anzeige  zu  machen  ^^). 

§.  125. 
Die  Gesciläftsordnung  der  Bundesversammlung, 
I.  Ordnung  der  Sitzungen  überhaupt. 

Da  un  Plenum  keine  Berathung  oder  Erörterung,  sondern 
eine  Abstimmung  über  die  vor  dasselbe  gewiesenen 
nstfinde  stattfinden  kann,  und  daher  selbst  diese  vorher 
engeren  Bathe  vorbereitet  sein  müssen  (§.  123,  Nr.  3), 
war  nur  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  fttr  die  Verband* 
n  im  engeren  Rathe  nothwendig.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
n  am  14.  November  1816  von  der  Bundesversammlung  eine 
rlänfige  Geschäftsordnung  entworfen 0;  An  deren 
e  nunmehr  die  revidirte  Geschäftsordnung  vom 
Jnni  1854  (Protok.  §.  181)  getreten  ist,  nachdem  bereits 
Bnndesbeschluss  v.  16.  August  1851,  Protok.  §.  115,  auf 
diage  der  Vereinbarungen  der  ersten  Gommission  auf  den 
Bresdener  Conferenzen  einige  Punkte  in  vier  Sätzen 
pr  Beschleunigung  des  Geschäftsganges  verbessert  hatte, 
Mehe  im  Wesentlichen  und  zum  Theil  wörtlich  in  die  revidirte 
^ehaftsordnung  übergegangen  sind.  Durch  die  revidirte  Ge- 
^hlftsordnung  v.  16.  Juni  1854  ist  hinsichtlich  der  Ordnung 
'Versitzungen  überhaupt  Folgendes  bestimmt  worden: 

")  Siehe  unten  §.  125,  X. 

*)  Abgedrnckt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Genn.  3  Aufl. 
lU.  E  &  36  flg. 

Zirfl,  Biurtiredit.  ft.  AniL  I.  20 
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I.  Die  Sitzungen  der  Bundesversamnilnng  werden  bis  auf 
Weiteres  im  Taxis'schen  Palaste  mindestens  wOchentlich  ein- 
mal, nnd  zwar  regelmässig  Donnerstags  gehalten^). 

n.  Bei  gehäuften  Geschäften  oder  in  besonderen  Fällen, 
oder  auf  den  Antrag  einzelner  Gesandten  finden  ausser- 
ordentliche Sitzungen  in  Gemässheit  diesfallsiger  Verab- 
redungen oder  einer  Anzeige  des  Präsidiums  statt.  In  der  Ein- 
ladung wird  der  Grund  der  ausserordentlichen  Sitzung  angegeben'). 

lU.  Aus  der  Beschaffenheit  der  jedesmaligen  Gegenstände 
der  Verhandlung  geht  hervor,  ob  sich,  nach  Massgabe  der 
Bundesakte,  blos  die  engere  Bundesversammlung,  oder  auch 
das  Plenum  mit  denselben  zu  beschäftigen  hat^). 

IV.  Die  Sitzungen  sind  theils  förmlich,  theils  ver- 
traulich^). 

V.  Die  vertraulichen  Sitzungen  dienen  zum  Zweck 
vorläufiger  Erörterung  und  Austauschung  der  Ansichten.  Sie 
sind  ohne  amtliche  Form  und  Wirkung.  Es  wird  desshalb 
während  derselben  kein  Protokoll  aufgenommen,  und  kein  Ge- 
sandter ist  an  die  hierin  abgegebenen  Aeusserungen  gebunden  ^). 

VI.  Mit  förmlichen  und  vertraulichen  Berathnngen  wird 
den  Umständen  nach,  auch  in  der  nämlichen  Sitzung  abge- 
wechselt. Insbesondere  soll  eine  vertrauliche  Erörterung  und 
Besprechung  jeweils  stattfinden,  bevor  Termin  zur  Abstimmung 
über  einen  Gegenstand  angesetzt  wird,  oder  wo  nach  erfolgter 
Abstimmung  noch  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  auszu- 
gleichen ist'). 

VII.  Die  Ansage,  und  bei  eintretender  Verhinderung,  die 
Absage  der  Sitzung  steht  dem  Präsidium  zu.    Der  Grund  der 


«)  Bevid.  G.-O.  §.  1.;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ. 
3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  597.  —  Nach  der  vorläufigen  G.-O.  v.  14.  Nov.  1816 
sollten  wöchentlich  zwei  Sitzungen  am  Montag  und  Donnerstag  ge- 
halten werden.  Seit  1819  hielt  aber  die  B.-V.  nur  wöchentlich  eine  Sitzung 
am  Donnerstag  Vormittags  um  10  ühr. 

8)  Reyid.  G.-O.  §.  2. 

«)  Ebendas.  §.  8. 

B)  Ebendas.  §.  4. 

«)  Ebendas.  §.5.  —  Aufzeichnungen,  welche  tlber  vertrauliche 
Sitzungen  gemacht  werden,  heissen  Begistraturen. 

7)  Ebendas.  §.6.  —  Im  B.  -  B.  vom  16.  Aug.  1851,  Satz  I,  a  Imea  2, 
Protokoll  §.  115,  lautete  die  entsprechende  Bestimmung:  „Der  Berathung 
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Absagmig  wird  in  dem  betreffenden  Notifikatoriam  angegeben, 
welches  am  Tage  vor  der  Sitzung  erfolgt^). 

Vni.  Die  Ansagezettel  enthalten  die  Adresse  der  Ge- 
sandten,  so  wie  Zeit  und  Form  der  Versanmünng  und  sollen, 
mit  Ausnahme  ganz  dringender  Fälle,  am  Tage  vor  derselben, 
spätestens  bis  drei  Uhr  Nachmittags,  jedem  Gesandten  zuge- 
stellt werden^). 

DL  Die  Gregenstände  der  Berathung  werden  in  dem  An- 
sagezettel  soweit  möglich  angegeben,  und  muss  dies  geschehen, 
insofern  eine  Abstimmung  behufs  einer  in  die  Sache  selbst 
eingehenden  Schlussfassung  oder  die  Wahl  eines  Ausschusses 
stattfinden  soU  ^o). 

X.  Jeder  Gesandte  hat  im  Falle  seiner  Abwesenheit  oder 
sonstigen  Verhinderung  einen  anderen  Gesandten  zu  snb- 
stituiren  und  solches  dem  Vorsitzenden  wo  möglich  am 
Tage  Yor  der  nächsten  Sitzung  anzuzeigen.  Unterlässt  er  dies, 
so  wird  seine  Stimme  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit 
oder  Einstimmigkeit  beigezählt^^). 

XI.  Bei  Beschlussnahmen  gewöhnlicher  Art,  zu  wel- 
chen im  engeren  Rathe  die  absolute  Stimmenmehrheit,  im 
Plenum  die  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen  der  Stimmen  er- 
fordert wird,  kommen  sämmtliche  zur  Abstimmung  berechtigte 
Stimmfährer,  jedoch  ohne  Bttcksicht  auf  diejenigen, 
welche  sich  etwa  im  einzelnen  Falle  aus  genügend 
befundenen  Gründen  der  Abstimmung  enthalten, 
in  Betracht**). 

Xn.  Bei  etwaigem  Todesfalle  eines  (gesandten  bleibt, 
wenn  der  Verstorbene  eine  Substitution  ertheilt  hatte,  diese  so 
lange,  bis  dessen  Goomiittent  wegen  Führung  seiner  Stinmie 
eine  andere  Verfügung  getroffen  hat,  bei  Giltigkeit  Ist  dies 
nicht  der  Fall  gewesen,  so  hat  die  Bundesversammlung  zu  der 
Wiederbesetzung  der  GesandtschaftssteUe  oder  einstweiligen 
Uebertragnng  der  Stimme  an  einen  anderen  Gesandten,  nach 

und  Beschluss&SBung  in  förmlicher  Sitzung  soU  stets  eine  yertrauliche 
Erörterong  und  Besprechung  Torausgehen." 

8)  Revid.  G.-O.  §.  7. 

•)  Reyid.  G.-O.  §.  8. 

^)  Ebendas.  §.  10. 

«0  Ebendas.  §.  10.  —  Yergl.  noch  unten  §.  128. 

*>)  Ebendas.  §.  11.  —  Siehe  auch  unten  §.  127. 

20* 
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Verhältniss  der  Entferniingeii ,  eine  möglichst  kurze  Frist  zu 
bestimmen,  widrigenfalls  die  betreffende  Bnndesregiemng  bei 
allen  Beschlüssen,  welche  späterhin  zu  fassen  sind,  der  Mehr- 
heit oder  Einstimmigkeit  beitretend  geachtet  wird  ^^). 
XIIL  Der  Präsidirende  ist  beftigt  die  Sitzung  zu  eröffifien, 
sobald  die  bestimmte  Stunde  geschlagen  hat*^). 

XIV.  Die  vorläufige  Ordnung  der  Sitze  und  der  Abstim- 
mungen richtet  sich  in  der  engeren  Bundesversammlung  nach 
der  Reihenfolge,  in  welcher  die  Bundesstaaten  im  vierten  Artikel 
der  Bundesakte  aufgeführt  sind,  so  wie  bei  den  Plenar-Sitzungen 
nach  derjenigen,  welche  der  sechste  Artikel  derselben  angibt, 
mit  Rücksicht  auf  diejenigen  Aenderungen,  welche  sich  hierin 
im  Laufe  der  Zeit  ergeben  haben  und  zur  Kenntniss  der  Bundes- 
versammlung gebracht  worden  sind^^). 

XV.  Jeder  Gesandte,  welcher  die  Plenar-Stimmen  mehrerer 
Bundesstaaten  führt;  hat  solche  einzeln  und  in  der  gedachten 
Ordnung  abzugeben^®). 

§.  126. 
n.    Ordnung  der  Gegenstände   der  Verhandlung  und 

Berathung  derselben. 

L  Die  Gegenstände  der  Verhandlungen  der  Bundesver- 
sammlung smd  entweder  A)  bereits  durch  die  Bundesakte  vor- 
geschrieben, oder  B)  der  Antrag  und  Vorschlag  derselben  g^ 
schiebt  durch  einzelne  Bundesstaaten,  oder  C)  sie  werden  durch 
sonstige  Anträge  an  die  Versammlung  veranlasst^). 

II.  Die  Anträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  werden 
durch  deren  Stimmführer  selbst  an  die  Versammlung 
gebracht  und  derselben  schriftlich  übergeben,  nachdem  solche 
dem  Präsidium  so  zeitig  schriftlich  mitgetheilt  worden  sind, 
dass  der  betreffende  Gegenstand  noch  auf  die  nächste  Tages- 

«)  Revid.  G.-O.  §.  13.  —  Siehe  auch  unten  §.  128,  m,  A.  —  (Ueber 
den  hier  übergangenen  §.12  der  revidirten  Geschäftsordnung  siehe  unten 
§.  128,  I.  und  in,  C. 

")  Revid.  G.-O.  §.  14. 

")  Ebendas.  §.  15.    Siehe  oben  §.  119. 

»«)  Ebendas.  §.  16.  —  Der  hierauf  folgende  §.  17  der  revid.  G.-O. 
ist,  so  weit  er  die  StimmfOhrung  in  den  Gurien  behandelt,  schon  oben 
§.  124,  I,  mitgetheilt;  vergL  auch  noch  unten  §.  135. 

*)  Revid.  GeBch.-Ord.  v.  16.  Juni  1854,  §.  18. 
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oidnimg  gesetzt  werden  kann.  Auf  Anträge,  die  sich  im  Ver* 
laufe  der  Diskussion  eines  auf  die  Tagesordnung  gesetzten 
Gegenstandes  entwickelten,  hat  Letzteres  jedoch  keinen  Bezug  2). 

in.  Sonstige  Anträge,  so  wie  überhaupt  alle  an  die  Bundes- 
versammlung eingehenden  Schreiben  gelangen  zunächst  in  die 
Hände  des  Präsidirenden.  Dieser  wird  dieselben  mit  der  Be- 
merkung der  Empfangszeit  versehen,  sie  nach  Nummern  mit 
kurzer  Anfahrung  der  Personen  und  des  Gegenstandes  in  ein 
Register  eintragen  lassen  und  davon  in  der  nächsten  ordent- 
lichen Sitzung  die  Anzeige  und  Verzeichnung  in's  Protokoll 
verfügen.  Während  drei  Tagen  nach  derselben  werden  solche 
Schriftstücke  zur  Einsicht  der  Gesandten  in  dem  Bureau  der 
Eanzleidii'ektion  aufgelegt.  Hinsichtlich  derjenigen  Eingaben, 
welche  vom  Präsidium  nach  Form  oder  Gegenstand  gänzlich  un- 
statthaft gefunden  werden,  geschieht  die  Vorlage  behufs  deren 
definitiver  Beseitigung  nur  vertraulich  in  der  nächsten  Sitzung  ^). 

IV.  Alle  bei  der  Bundesversammlung  einkommenden  An- 
träge und  Vorschläge,  so  wie  überhaupt  alle  an  dieselbe 
gelangenden,  nach  Form  oder  Gegenstand  nicht  gänzlich  un- 


«)  Revid.  a-0.  §.19. 

•)  Ebendas.  §.  20.  —  Hinsichtlich  der  Eingaben  von  Privat- 
personen bestehen  folgende  Bestimmungen:  Alle  Eingaben  an  die  B.-Y. 
müssen  in  deutscher  Sprache  abgefasst  sein,  B.-B.  vom  5.  Dec.  1816: 
hei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  ü.  S.  37.  — 
Beobachtung  der  Schicklichkeit  bei  Abfassung  der  Eingaben  von  Privat- 
personen, und  insbesondere  Aufstellung  einer  bekannten,  geschäftstüchtigen 
Person,  als  Bevollmächtigten  zur  Empfangnahme  der  zu  erwartenden  Reso- 
lutionen, unter  Bedrohung,  dass  sonst  die  Gesuche  nicht  zugelassen  oder 
unberücksichtigt  gelassen  werden,  fordert  der  B.-B.  vom  11.  Decbr.  1817, 
Prot  §.  412;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  ü. 
8.  61.  —  Man  beauftragt  am  zweckmässigsten  einen  angesehenen  Frank- 
furter Advokaten  mit  der  Einreichung  der  Eingaben  an  die  B.-Y.  und  mit 
den  sonstigen  Geschäften  eines  Insinuations- Mandatars.  —  Anonyme  Ein- 
gaben werden  nicht  berücksichtigt.  B.-B.  v.  30.  Jan.  1817.  —  Schriftsteller, 
welche  ihre  Werke  der  B.-V.  überreichen  wollen,  haben  dies  durch  den 
Gresandten  ihres  Staates  zu  thun.  Auch  werden  von  der  B.-Y.  keine  Zu- 
eignungen angenommen,  wozu  die  Erlaubniss  nicht  vorher  nachgesucht 
worden  ist  B.-B.  v.  3.  Juli  1823.  —  So  lange  Censur  bestand,  mussten 
die  bei  der  B.-Y.  einzureichenden  Druckschriften  der  Censur  des  Staates 
unterstellt  werden,  in  welchem  sie  gedruckt  wurden.  Wurden  sie  in  Frank- 
furt gedruckt,  so.  übte  die  Bundes -Kanzlei- Direktion  selbst  die  Censur. 
B.-B.  V.  15.  Januar  1824, 
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statthaften  Eingaben  sollen  sofort  und  längstens  innerhalb 
vierzehn  Tagen  nach  ihrem  Eingange  znr  geschäftlichen  Be- 
handlung in  der  Bandesversammlnng  gebracht  werden^). 

V.  Die  Ansschnssberichte  sollen,  wo  es  sich  nicht  um  ganz 
einfache  oder  besonders  dringende  Gregenstände  handelt ,  und 
desshalb  der  Ansschnss  das  GegentheU  beschliesst,  schon  vor 
der  Sitzung,  in  welcher  der  Gegenstand  zur  Verhandlung 
kommt,  gedruckt  und  spätestens  mit  den  Ansagezetteln  unter 
die  Gesandten  vertheilt  werden^). 

VI.  Um  in  allen  Fällen  die  Schlussfassung  thunlichst  zu 
beschleunigen,  werden  die  Regierungen  ihre  RevoUmächtigten, 
soweit  möglich,  schon  im  Voraus  mit  ausreichender 
Instruktion  versehen^). 

Vn.  Wo  es  der  Einholung  einer  besonderen  In- 
struktion bedarf,  oder  wo  überhaupt  ein  auf  Aussetzung 
der  Abstimmung  gerichteter  Antrag  Unterstützung  findet,  ist 
in  aUen  nicht  sehr  dringenden  Sachen  die  Abstimmung  und 
Schlussfassung  auszusetzen,  und  zu  diesem  Zwecke  eine  Frist 
zu  bewilligen,  welche  in  der  Kegel  nicht  weniger  als  vierzehn 
Tage  und  nicht  mehr  als  vier  Wochen  betragen  soll.  Hier- 
durch sind  jedoch  diejenigen  Gesandten,  welche  ihre  Abstim- 
mung sofort  oder  doch  vor  dem  festgesetzten  Termin  zu  Proto- 
koll geben  wollen,  daran  nicht  gehindert  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  erfolgt  im  Uebrigen  die  Abstimmung  in  der  vom  Präsidium 
hierzu  anberaumten  Sitzung;  ein  weiterer  Aufschub  derselben 
ist  nur  statthaft,  wenn  die  Versammlung  dies  aus.  besonderen 
Gründen  beschliessf). 

§.  127. 

in.     Von   dem  Rechte   und   der  Verbindlichkeit   der 

Bundesglieder,  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten. 

I.  Die  Bundesgesetzgebung  enthält  kein  ausdrttckliches 
Gebot,  dass  sämmtliche  Bundesglieder  in  allen  einzelnen  Fragen 

*)  Roy  id.  6e8ch.-0rd.  §.  21.    Diese  Bestimmang  ist  aus  dem  B.-B.  v. 
16.  Aug.  1851,  Sat2  I,  Protok.  §.  115  herübergenommen. 

>)  Bevid.  Ge8ch.-0.  §.  22. 

•)  Beyid.  O.-O.  §.  23.  —  Wörtlich  aas  dem  B.-B.  v.  16.  Aug.  1851, 
Protok.  115,  SatE  n. 

ti,  T)  B^d.  Oe8ch.-Ord.  §.  24.  —  Ans  dem  B.-B.  TOm  16,  August  1851, 
Prot  §.  flöJ^Satz  m. 
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ihre  Stimmen  abgeben  müssen.  Es  liegt  jedoch  in  der  Natnr 
der  Sache  y  dass  jedes  Mitglied  im  Allgemeinen  ebensowohl 
verpflichtet  als  berechtigt  ist^  sich  an  den  Verhand- 
lungen nnd  Abstimmungen  in  der  Bundesversammlung  zu  be- 
theiligen ^X  wenn  gleich  ein  Zwang  zur  Erfüllung  dieser 
Verpflichtung  gegen  den  Bund  nicht  weiter  denkbar  ist,  als 
er  in  dem  Eintritt  der  bundesgesetzlichen  Bechtsfolgen  einer 
Versäumniss  an  der  Abstimmung  (§.  128)  liegt. 

n.  Es  besteht  auch  keine  ausdrückliche  Vorschrift  darüber^ 
ob  und  wann  sich  ein  Bundesglied  der  Abstimmung  enthalten 
dürfe  oder  etwa  sogar  enthalten  müsse.  Es  finden  sich  jedoch 
mehrere  ^ Fälle,  in  welchen  sich  einzelne  Bundesglieder  der 
Abstimmung  enthalten  haben,  und  zwar  theils  bei  direkter 
Betheiligung,  wie  z.  B.  bei  Beklamationen  von  Privat- 
personen, oder  bei  Streitigkeiten  mit  anderen  Bundesgliedem, 
oder  bei  Beschlussnahmen  über  die  eigenen  Landesverfassungs- 
angelegenheiten, wie  Uebernahme  der  Garantie  der  Verfassung 
durch  den  Bund  u.  dergl.,  theils  bei  mittelbarer  Betbeili- 
gung,  z.  B.  wegen  naher  verwandtschaftlicher  Verhältnisse 
mit  dem  Bundesgliede ,  dessen  Handlungsweise  der  Beurthei- 
lung  unterliegt^). 

lU.  Insbesondere  findet  man,  dass  auch  von  den  übrigen 
Mitgliedern  einer  Curie  auf  die  Abgabe  der  Curiatstimme  ver- 
zichtet wurde,  wenn  ein  oder  mehrere  Mitglieder  derselben 
als  direkt  Betheiligte  sich  der  Abstimmung  enthalten  zu  müssen 
glaubten^). 

IV.  Auch  haben  mitunter  sich  Bundesglieder  dann  der  Ab- 
stimmung enthalten,  wenn  sie  die  Gompetenz  der  Bundes- 
versammlung zur  Fassung  des  in  Frage  stehenden  Beschlusses 
in  Abrede  gestellt  hatten^). 


^)  Siehe  die  Erklärung  des  Bundespraesidium's  in  der  Sitzung  der  B.-V. 
2.  September  1850,  oben  §.  124,  Note  6. 

^)  Eine  Zusammenstellung  der  einzelnen  Fälle  findet  sich  in  Dörr, 
a.  a.  0.  (Zeitschr.  f.  deut  R,  B.  VH,  S.  277  flg.) 

')  Beispiele  bei  Dörr,  a.a.  0.  S.  278.  279.   Siehe  aber  oben  §.  124,  V. 

*)  Beispiele  bei  Dörr,  a.  a.  0.  S.  279.  —  Zum  Theile  aus  diesem 
Qronde,  zum  Theile  ohne  besondere  Motivirung  enthielten  sich  mehrere 
Bnndesglieder  der  Abstimmung  in  den  Sitzungen  der  B.-Y.  v.  24.  März  1860, 
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V.  Uebrigens  lässt  sich  aus  diesen  Vorgängen  noch  nicht 
schliessen,  dass  sich  bei  der  Bandesyersammlung  bereits  ein 
Herkommen  gebildet  habe,  wonach  nnnmehr  eine  Verpflich- 
tung der  einzelnen  Mitglieder  festgestellt  wäre,  im  Falle  der 
Betheiligung  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten ,  indem  das, 
was  einzelne  Bundesglieder  in  einzelnen  Fällen  freiwillig  ge- 
than  haben;  den  übrigen  nicht  präjudiciren  kann.  Auch  ist 
die  Bundesversammlung  an  sich  nicht  als  ein  richterliches 
Collegium  constituirt,  sondern  fasst  regelmässig  nur  als  eine 
politische  Versammlung  Beschlüsse,  in  welcher,  ihrem  Grund- 
charakter gemäss,  jedes  Mitglied  vollkommen  berechtigt  ist, 
seine  eigenen  Interessen  geltend  zu  machen^),  lieber- 
dies  besteht,  namentlich  so  viel  die  Beschlussfassungen  über 
politische  Verhältnisse  der  einzelnen  Bundesglieder  zu  ihren 
Landständen  oder  einzelnen  Unterthanen  anbelangt,  noch  gar 
keine  Gleichheit  der  Fälle,  wie  sie  die  Bildung  eines  Her- 
kommens erfordern  würde. 

VI.  Nur  da,  wo  die  Bundesversammlung  ausnahms- 
weise selbst  als  wahre  richterliche  Behörde  entscheidet, 
wie  dies  z.  B.  nach  dem  B.-B.  vom  15.  Novbr.  1842,  §.  283, 
über  die  Errichtung  einer  richterlichen  Instanz  für  die  Media- 
tisirten  und  auch  nach  der  Wiener  Gongress-Akte,  art.  46, 
hinsichtlich  der  über  die  Constitution  der  freien  Stadt  Frank- 
furt sich  ergebenden  Streitigkeiten  der  Fall  ist,  darf  das  be-, 
theiligte  Bundesglied  nicht  mitstimmen  ^). 

VU.  Nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  v.  16.  Juni 
1854,  §.  11  und  §.  25,  hat  die  Bundesversammlung  die  Ent- 
scheidung über  die  Frage,  ob  die  Gründe,  aus  welchen  sich 
ein  Bundesglied  der  Abstimmung  enthalten  will,  fUr  genügend 


Prot  §.  107,  und  vom  20.  M&rz  1860,  Prot  §.  113,  die  Eorhessische  Yer- 
feiBsungsangelegenlieit  betr.;  bei  6.  y.  Meyer,  Corp.  Jor.  Gonfoed.  Germ. 
Bd.  m.  (1862)  S.  17.  18. 

B)  Ausdrücklich  hat  die  Mecklenbarg-Schwerin*8che  Regierung 
in  der  t.  Eettenbarg*schen  Sache  (Protok.  1853,  §.  152,  S.  451)  erkl&rt, 
„dass  ein  Verzicht  auf  ihr  Stimmrecht  wegen  des  hier  zur  Frage  stehenden, 
auch  für  künftige  Fälle  massgebenden  Princips  nicht  gerechtfertigt 
erscheinen  würde."  Sie  stimmte  demnach  für  den  Antrag  der  Minorität 
der  Reklamationscommission. 

*)  YeigL  das  Bayerische  Votum  in  dem  Protok.  d.  B.-V.  ▼.  2.  Dec 
1816,  §.  36.  —  Vergl.  unten  §.  15a 
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aeliten  seien,  ihrem  Ermessen  im  einzelnen  Falle  vorbe- 
Wird  diese  Frage  bejaht,  so  bleibt  die  Stimme  des 
der  AbstimiQnng  enthaltenden  Bnndesgliedes  bei  Berech- 
der  Majoritäten  ohne  Berficksichtignng '') :  wird  jene 
aber  yerneint,  so  wird  das  Bnndesglied,  welches  dem- 
;htet  sieh  der  Abstimmung  enthält,  so  behandelt,  als 
es  sich  an  derselben  rersäamt  hätte  ^). 

►  §.  128. 

IV.   Von  der  Versämnniss  der  Abstimmung. 

L  Schon  die  vorlänfige  Geschäftsordnung  der  BundesTcr- 

ng  Yom  14.  Not.  1816,  I,  a  Unea  14,  hatte  den  Yer- 

en  an  der  Abstimmung  durch  die  Bedrohung  mit  dem 

nachüieile  entgegen  zu  wirken  gesucht,  dass  die  Stimmen 

Säumigen  nach  Ablauf  der  ihnen  zur  Nachbringnng  ver- 

n    Fristen    ohne  Weiteres    zur  Vervollständigung   der 

heit    oder   Einstimmigkeit    beigezählt   werden    sollten^). 

Bestimmung  stand  aber  aUerdings,  dem  Wortlaute  nach, 

Cden  unmittelbar  vorhergehenden  Bestimmungen  (a  linea  Vi 
13)  im  Widerspruche,  indem  daselbst  zu  einer  Beschluss- 
me  gewöhnlicher  Art  in  der  engeren  Bundesversamm- 
die  „Abgabe'^  von  wenigstens  neun,  sowie  im  Plenum 
wenigstens  sechs  und  vierzig  „einverstandenen" 
en  erfordert  wurde  ^),  und  tiberdies  da,  wo  es  auf  An- 
e  oder  Abänderung  der  Grundgesetze,  auf  organische 
deseinrichtungen,  sxxi  jura  »ingulorufn  oder  Religionsange- 
jjl^K^heitgn  ankommt,  sowohl  im  engeren  Rathe  als  im  Plenum, 
Ae  „Abgabe  sämmtlicher  Stimmen  einverstanden" 
'ttfolgt  sein  musste,  um  eine  giltige  Beschlussnahme  zu  be- 


0  Bevid.  Oe8ch.-Ord.  §.  11.  (s.  oben  §.125,  XI.) 
*)  Bevid.  Gesch.-Ord.  §.  25  (s.  §.  128).  —  Diese  Bestiminung  ist  aus 
te  B..B.  y.  16.  August  1851,  Protok.  §.  115,  Satz  lY.  a  Unea  2  heraber- 

fBlOBIllieiL 

*)  Siehe  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jor.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  n. 
S.  3&  ^  S.  noch  hier  unten  Note  7. 

")  OenftQ  betrachtet  war  der  Widerspruch  nur  scheinbar.  (Siehe  §.  123, 
Hotel) 


314  §•  1^'  ^01^  dsi*  VersaunmisB  der  Abstimmung. 

U.  Um  den  Missständen,  welche  ans  der  Verzögenuig  and 
VersänmnisB  der  Abstimmungen  entstanden,  zu  begegnen,  worde 
durch  den  auf  Grundlage  der  Dresdener  Conferenz- 
beschlüsse  gefassten  Bundesbeschluss  r.  16.  August  1851, 
Satz  IV,  Protok.  §.  115  sofort  in  der  Bundesversammlung  die 
Bestimmung  in  Wirksamkeit  gesetzt :  „Die  Stimmen  derjenigen 
Bevollmächtigten,  welche  den  zur  Abstimmung  festgesetzten 
Termin  versäumen,  werden,  wenn  ihnen  nicht  ein  weiterer 
Aufschub  aus  erheblichen  Gründen  von  der  Bundesversamm- 
lung bewilligt  wird,  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit 
oder  Einstimmigkeit  ohne  Weiteres  zugezählt.^' 

m.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundesversamm- 
lung V.  16.  Juni  1854  enthält  hierüber  folgende  Bestimmungen: 
A)  Eine  Versäumniss  an  der  Abstimmung  kann  eintreten: 
1)  wenn  ein  Gesandter  im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Ver- 
hinderung unterlassen  hat,  sich  einen  anderen  Bundestags- 
gesandten zu  substituiren  ^) ;  2)  wenn  eine  Staatsregiemng 
unterlassen  hat,  bei  dem  Tode  ihres  Gesandten  dessen  Stelle 
innerhalb  der  von  der  Bundesversammlung  zu  bestimmenden 
möglichst  kurzen  Frist  wieder  zu  besetzen,  oder  die  Stimme 
durch  Substitution  an  einen  anderen  Gesandten  einstweilen  zu 
übertragen^);  und  3)  wenn  sich  ein  Gesandter  an  dem  zur 
Abstimmung  bestimmten  Termine  ohne  Instruktion  befindet, 
und  die  Versammlung  nicht  aus  besonderen  Gründen  einen 
weiteren  Aufschub  bewilligt^).  4)  Diesen  Fällen  steht  gleich, 
wenn  ein  Gesandter,  obschon  anwesend,  ohne  erhebUche,  von 
der  Bundesversammlung  flir  genügend  erkannte  Gründe  sich 
der  Abstimmung  enthält^).  B)  Die  Bechtsfolge, der  Ver- 
säumniss besteht  eben  so,  wie  dies  der  Bundesbeschluss  vom 
16.  August  1851  bestimmt  hatte,  nach  der  revidirten  Ge- 
schäftsordnung v.  16.  Juni  1854  darin,  dass  die  versäumte 
Stimme  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit  oder 
Einstimmigkeit  ohne   Weiteres   zugezählt   wird^). 


>)  ReTid.  G.-O.,  §.  10.  (8.  oben  §.  125,  X.) 
<)  Ebendas.  §.  13.  (s.  oben  §.  125.  XH.) 
B)  Ebendas.  §.  25.  Abs.  1. 
8)  Ebendas.  §.  25.  Abs.  2. 

')  Ebendas.  §.  10.  18.  25.  —  Nach  der  vorläufigen  Gesch.-Ord.  vom 
14.  Nov.  1816,  I,  Abs.  14  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
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C)  Hmsiehtlich  der  in  der  provisorischeii  Oesehäftsordnong  vom 
14.  Nov.  1816  ausgezeichneten  Fälle  (Annahme  neueir  Grund- 
gesetze oder  Abänderung  der  bestehenden  organischen 
Bundeseinrichtongen,  jura  singulorum  und  Religionsange- 
legenheiten),  über  welche  sowohl  in  der  engeren  Bnndes- 
yersammlung  als  im  Plenum  ,ydie  Abgabe  sämmtlicher 
Stimmen  einverstanden"  erfordert  wurde,  um  eine  giltige 
Beschlnssfassnng  zu  erwirken^  ist  nunmehr  durch  die  revi- 
dirte  (Geschäftsordnung  vom  16.  Jnni  1854,  §.  12,  die  Ab- 
änderung gemacht  worden,  dass  den  genannten  Gegenständen 
auch  noch  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund 
beigesetzt,  dagegen  nicht  mehr  die  „Abgabe"  sämmüicher 
Stimmen  einverstanden  gefordert  wurde.  Die  revidirte  Ge- 
schäftsordnung hat  sich  vielmehr  darauf  beschränkt,  hier  nur 
die  schon  in  der  Bundesakte  art.  7  und  in  der  Wiener  Schluss- 
akte art.  13 — 15  hinsichtlich  dieser  Gegenstände  getroffene 
Bestimmung  zu  wiederholen,  dass  über  dieselben  kein  Beschluss 
durch  Stimmenmehrheit  stattfinden  könne.  Demnach  kann 
also  nunmehr,  weil  von  dem  früheren  Erfordernisse  der  „Ab- 
gabe" der  sämmtlichen  Stimmen  Umgang  genommen  worden 
ist,  auch  hinsichtlich  dieser  besonders  ausgezeichneten  Gregen- 
stände  die  erforderliche  Einstimmigkeit  durch  Einrech- 
nung  versäumter  Stimmen  erreicht  werden^). 

IV.  Obschon  aus  der  Fassung  des  §.  12  der  revidirten 
Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854  das  Bestreben  hervor- 
leuchtet, die  Fälle,  in  welchen  Einstimmigkeit  zur  Beschluss- 


3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  33)  wurde  dem  Bundestagsgesandten,  der  sich  versäumt 
hatte,  das  t^rotokoll  bis  zur  nächsten  Sitzung  behufs  der  Kachbringung 
seiner  Abstimmung  offen  gehalten,  bevor  die  Zuzählung  der  versäumten 
Stimme  zur  Mehrheit  oder  Einstimmigkeit  geschah.  Dies  fällt  jetzt  hin- 
weg. —  Der  Fall,  dass  in  Folge  der  Yersäunmiss  eines  Bundesgliedes  oder 
seines  Gesandten  an  der  Abstimmung  eine  Stimmengleichheit  der 
Yotanten  sich  ergibt,  ist  sowohl  in  der  vorläufigen  als  in  der  revidirten 
Geschäftsordnung  nicht  erwähnt  üebrigens  ist  dieser  Fall  schon  in  der 
Bundesakte  art.  7,  Abs.  3,  vorgesehen.    (Siehe  unten  §.  134,  Ü.) 

^  Dass  dies  der  richtige  Sinn  des  §.  12  der  revid.  Gesch.-Ord.  ist, 
ergibt  sich  aus  den  Berathungen,  besonders  aus  Protok.  1854,  §.  181.  Die 
von  einigen  Stimmen  beantragte  Wiederherstellung  der  Fassung  der  pro- 
visorischen Geschäftsordnung  von  1816,  wurde  durch  Stimmenmehrheit 
abgelehnt 
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fassnng  erforderlich  ist,  vollständiger  aufzuzählen,  als  dies  in 
der  proTisorischen  Geschäftsordnung  von  1816  geschehen  war, 
so  sind  doch  auch  hier  nicht  alle  derartigen  Fälle  erschöpft^). 
Da  aber  hinsichtlich  dieser  übrigen  Fälle,  als  der  minder 
wichtigen,  schon  nach  der  provisorischen  Geschäftsordnung 
von  1816  die  versäumten  Stimmen  den  abgegebenen  zugerechnet 
werden  durften,  um  die  erforderliche  Einhelligkeit  zu  erzielen, 
so  kann  es  durchaus  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  dies 
auch  jetzt  nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  ebenfalls 
statthaft  ist,  indem  nunmehr  der  Grundsatz  der  Zurechnung 
der  versäumten  Stimmen  bei  den  wichtigen,  früher  ausgenom- 
menen Fällen  durchgeführt  worden  ist.  Ein  Zweifel  könnte 
etwa  nur  hinsichtlich  derjenigen  Gegenstände  bleiben,  welche 
an  sich  nicht  in  den  Kreis  der  Bundesgesetzgebung  gehören, 
und  worüber  nur  der  Zweckmässigkeit  wegen  mitunter  in  der 
Bundesversammlung  verhandelt  und  die  erzielte  Verständigung 
unter  den  Bundesgliedem  in  der  Form  eines  Bundesbeschlusses 
kund  gegeben  wird,  wie  z.  B.  die  Gewährung  von  Unter- 
stützung literarischer  Unternehmungen,  gelehrter  Gesellschafl;en, 
Privilegien  gegen  Nachdruck  gewisser  Werke  u.  dergl.  Da 
aber  in  allen  diesen  Beziehungen  unläugbar  stets  jura  singu- 
lorum  in  Frage  stehen  (§.  143  u.  145),  der  §.  12  der  revidirten 
Geschäftsordnung  aber  diese  ausdrücklich  mitbegreift,  so  ist 
anzunehmen,  dass  auch  bei  dergleichen  Gegenständen  und  bei 
Einrichtung  anderer  gemeinnützigen  Anordnungen  nunmehr  die 
verjsäumten  Stimmen  der  Einhelligkeit  beigezählt  werden  dürfen. 
Eine  Härte  kann  hierin  um  so  weniger  gefunden  werden,  als 
es  in  solchen  Sachen  wie  überall,  wo  jura  singulorum  in  Frage 
kommen,  in  der  Macht  jedes  interessirten  Bundesgliedes  steht, 
durch  zeitige  Abgabe  einer  verneinenden  Stimme  die  ganze 
Beschlussfassung  zu  hindern. 

§.  129. 
V,  Ordnung  des  Geschäftsgangs  in  den  Sitzungen. 

Ueber  den  Geschäftsgang  in  den  Sitzungen  bestimmt  die 
revidirte  Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854: 


»)  Siehe  unten  §.  140. 
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I.  Den  Anfang  der  Sitzung  macht  die  Verlesung,  beziehungs- 
weise Berichtigung  des  Protokolls  der  letzten  Sitzung,  faJls 
dasselbe  bis  dahin  nicht  bereits  allseitig  anerkannt  und  unter- 
zeichnet ist^). 

n.  Hierauf  folgen  die  von  dem  Präsidium  und  den  ein- 
zelnen Gesandten  Namens  ihrer  Regierungen  zu  machenden 
Mittheilungen  und  einzubringenden  Anträge,  nebst  vorläufiger 
Beralhung  und  Schlussfassung  über  jede  einzelne  derselben, 
wodurch  bestimmt  wird,  ob  a)  der  Gegenstand  sich  ausnahms- 
weise sofort  oder  nach  Ablauf  einer  zu  bestimmenden  Frist 
zur  Berathung  oder  Schlussfassung  eigne,  oder  ob  b)  die  Tor- 
gängige  Verweisung  an  einen  Ausschuss  erforderlich  geachtet 
werde,  und  letzteren  Falls  c)  ob  ein  bereits  vorhandener  Aus- 
schuss damit  zu  beauftragen  oder  ein  neuer  zu  wählen  sei, 
nnd  aus  wieviel  Mitgliedern  dieser  zu  bestehen  habe^). 

m.  Sodann  folgt  die  Vornahme  der  weiter  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzten  oder  sonst  dem  Antrage  des  Präsidiums 
gemäss  zu  verhandelnden  Gegenstände,  sei  es  zur  Bericht- 
erstattung, vorläufigen  Abstimmung,  Erörterung,  Vorbereitung 
derselben  fUr  etwaige  Behandlung  im  Plenum,  Ansetzung  eines 
Termins  zur  Abstimmung;  endlich  die  Abstimmung  oder  die 
Sohlussziehung  und  deren  Genehmigung;  auch  Bestimmung 
über  etwaige  Bekanntmachung  des  gefassten  Beschlusses^). 

IV.  Schliesslich  findet  Verabredung  bezüglich  der  nächsten 
Zusammenkunft  und  vorläufige  Anzeige  der  Gegenstände  statt, 
welche  darin  vorkommen  dürften^). 

V.  Als  allgemeine  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang 
gelten  nachfolgende  Segeln:  a)  die  drei  Hauptstufen, 
welche  für  die  Behandlung  eines  jeden  Gegenstandes  anzu- 
nehmen sind,  nämlich:  der  erste  Antrag,  die  Erörterung 
und  die  endliche  Abstimmung  darüber,  werden  in  der 
Begel  in  drei  Sitzungen  vertheilt,  wozu  unter  Umständen  eine 
vierte  zur  Schlussziehung  kommt.  Die  Berathung  eines 
Gegenstandes  kann  in  derselben  Sitzung,  in  welcher  er  ein- 
gebracht worden  ist,  nicht  stattfinden,  wenn  nicht  alle  Stimmen 


0  Kevid.  Oesch.-Ord.  §.  26. 
*)  Ebendas.  §.  27. 
3)  Ebendas.  §.  28. 
«)  Ebendas.  §.  29. 
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hiermit  einyerstanden  sind,  b)  Das  Präsidinm  kann,  mn  Zweifel 
über  die  einzelnen  Abstimmungen  zn  heben^  wie  auch  nm  die 
Zahl  der  Abstimmenden  für  die  eine  oder  andere  Meinung  zu 
berichtigen,  eine  wiederholte  Umfrage  anstellen,  c)  Dessgleichen 
kann  ein  Mitglied,  welches  bereits  gestimmt  hat,  sei  es,  dass 
etwa  in  späteren  Abstimmungen  neue  Gründe  vorgebracht 
worden,  die  bei  der  Erörterung  nicht  vorgekommen,  und  von 
denen  es  sich  überzeugt  fühlt,  oder  wenn  es  solches  sonst  zur 
Aufklärung  von  Missverständnissen  rathsam  glaubt,  nach  be- 
endigter Umfrage  um  Aufschub  der  Schlussziehung  ersuchen, 
nach  dessen  Bewilligung  sodann  die  weitere  Erörterung  vor- 
genommen wird,  d)  Die  endlichen  Abstimmungen  über  einen 
Gegenstand  werden,  sobald  zu  solchen  eine  Frist  festgesetzt 
worden,  schriftlich  eingegeben  oder  zum  Protokoll  diktirt  Wird 
hierbei  die  definitive  Redaktion  der  Abstimmung  vorbehalten, 
so  muss  diese  spätestens  am  Tage  nach  der  Sitzung  dem 
Protokollführer  zugestellt  werden^). 

VI.  Auf  Eingaben  oder  Schreiben,  welche  der  Bundesver- 
sammlung zukommen ,  wird  durch  Zusendung  von  Auszügen 
aus  dem  Protokolle  geantwortet,  welche  den  dessfallsigen  Be- 
schluss,  den  Umständen  nach,  mit  oder  ohne  HinzufUgung  der 
Gründe,  enthalten^).  Handelt  es  sich  nur  um  eine  Auskunft 
über  die  Lage  einer  Sache,  so  ist  die  Kanzleidirektion  eine 
solche  zu  ertheilen  ermächtigt^). 

VU.  In  den  Sachen,  wo  an  eine  Bundesregierung  ein  be- 
sonderes Ersuchen  gerichtet  oder  ein  Beschluss  in  ihrer  Ange- 
legenheit gezogen  wird,  ist  ein  Auszug  aus  dem  Protokoll,  von 
dem  Präsidium  ausgefertigt,  unterschrieben  und  untersiegelt, 
der  betreffenden  Gesandtschaft  zuzustellen^). 


B)  Eben  das.  §.  30,  lit  a — d.  —  Die  Festsetzung  des  Tages ,  an  vel- 
chem  die  Erörterung  stattfinden  soll,  wird  von  Manchen,  mit  Rücksicht 
auf  ein  ähDÜchcs  Verfahren  auf  dem  Reichstage  (s.  oben  §.  96,  V.),  auch 
Verl assn ahme  genannt 

^)  Die  Form  solcher  Beschlüsse  ist:  „Auszug  des  Protokolls  der  .  .  . 
Sitzung  der  deutschen  Bundesversammlung  vom  etc.  Die  deutsche  Bundes- 
versammlung hat  beschlossen:  etc.  Frankfurt  den  etc.  (L.  S.)  Die  Bundes- 
Eanzlei.'^ 

')  Revid.  Gesch.-Ord.  §.  30,  Lit  L 

^)  Ebendas.  §.  30,  Lit.  g. 
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§.  130. 

« 

VI.     Ordnung   der  Protokollführung   und  des  Archivs 

der  Bundesversammlung. 

I.  Mit  der  ProtokoUfÜhrung  in  den  Sitzungen  ist  der  Kanzlei- 
direktor beanftragt.  Im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung 
des  Kanzleidirektors  trifft  die  Bundesversammlung  wegen  Ver- 
tretung desselben,  auf  Vorsehlag  des  Präsidiums,  die  erforder- 
liehen Vorkehrungen*). 

n.  Das  Protokoll  enthält  die  Anzeige  der  bei  einer  Sitzung 
anwesenden  stimmführenden  Gesandten  und  des  Protokoll- 
führers, die  Erklärungen  und  Anträge,  die  Ausschnssvorträge 
nnd  die  sonst  in  den  Verhandlungen  vorgetragenen  Hauptgründe, 
ohne  namentliche  Anführung  desjenigen,  welcher  dieselben  vor- 
gebracht, die  Abstimmung  jedes  Einzelnen,  die  Beschlüsse,  zu- 
letzt das  Verzeichniss  der  Eingaben^). 

in.  Schriftlich  übergebene  oder  diktirte  Abstimmungen 
werden  wörtlich  zum  Protokoll  genommen*). 

IV.  Sobald  das  Protokoll  gehörig  geordnet  ist,  und  zwar 
regelmässig  vor  der  nächsten  Sitzung,  cirkulirt  dasselbe  zur 
Einsicht  und  Unterschrift  der  einzelnen  Gesandtschaften.  Wird 
dasselbe  nicht  sofort  allseitig  anerkannt  und  unterzeichnet,  so 
wird  es  nach  Hebung  der  dessfallsigen  Anstände  in  der  nächsten 
Sitzung  vollzogen^). 

V.  Die  gedruckten  Protokolle,  die  Erklärungen,  Anträge 
und  Vorträge,  deren  Vorausdruck  beschlossen  worden  ist,  so 
wie  die  der  Versammlung  etwa  in  hinreichender  Zahl  zuge- 
sandten Eingaben  werden  unverzüglich  zur  Vertheilung  gebracht. 
Auf  diesen  Aktenstücken  wird  von  der  Bundeskanzlei  das 
Datum  der  Vertheilung  bemerkt^). 

VI.  Die  Aufsicht  über  die  Urkunden  und  Akten  steht 
jederzeit  dem  Vorsitzenden   zu:   jedem  Bundestagsgesandten 


*)  Revid.  Gesch.-Ord.  v.  16.  Juni  1854,  §.  31,  Abs.  1  u.  2. 
*)  Ebendas.  §.  32,  Abs.  1. 
3)  Ebendas.  §.  32,  Abs.  2. 
«)  Ebendas.  §.  83. 
s)  Ebendas.  §.  34. 
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aber  der  Zutritt  zn  dem  Archive,  die  EinsichtDahme  der  ein- 
zelnen Aktenstücke  nnd  die  Verabfolgang  begehrter  Abschriften. 
Wo  die  Aasfolgong  einzelner  Originaldokumente  Anstand  finden 
sollte,  entscheidet  hierüber  die  Versammlung®). 

§.  131. 

VlI.  Druck  der  Protokolle.    OefiFentliche  und  Separat- 
protokolle. 

I.  Die  förmlichen  Protokolle  der  Bundesversammlung  werden 
zum  Gebrauche  der  Bundestagsgesandten  und  der  verbündeten 
Staatsregierungen  in  einer  amtlichen  (sog.  Original-  oder  Folio-) 
Ausgabe  durch  den  Druck  vervielfältigt 

II.  Nach  der  vorläufigen  G^chäftsordnung  der  Bundes- 
versammlung vom  14.  Nov.  1816  III.  7,  e,  sollte  die  Bundes- 
versammlung in  jedem  besonderen  Falle  bestimmen;  wie 
die  Protokolle  bekannt  zu  machen,  und  besonders  ob  sie  dem 
Druck  für  das  Publikum  zu  übergeben  seien.  In  dem  Plenar- 
beschluss V.  14.  Nov.  1816  (Prot  §.  12),  wodurch  die  Giltig- 
keit  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  anerkannt  wurde, 
war  die  Bekanntmachung  der  Bundestagsverhandlungen  durch 
den  Druck  ausdrüiklich  als  Begel  festgesetzt  worden. 

in.  Die  Bundesversammlung  liess  bis  zum  Jahre  1828 
für  das  Publikum  eine  Ausgabe  in  Quart  erscheinen^),  worin 
jedoch  die  nur  zur  Kenntnissnahme  der  Bundestagsgesandten 
und  deren  Gommittenten  bestimmten  Separatprotokolle  nicht  ent- 
halten waren.  Diese  Ausgabe  fand  auch  bei  d^m  Publikum 
nur  sehr  geringe  Theilnahme. 

IV.  Der  Bundesbeschluss  vom  5.  Febr.  1824  (Sitzg.  lY^ 
Protokoll  §.  39)  sicherte  den  Redaktionen  der  Frankfurter 
Zeitungen  die  Mittheilung  der  Protokolle  der  förmlichen 
Sitzungen  zu,  und  gestattete  ihnen,  dieselben  jedesmal  am 
dritten  Tage  nach  der  in  der  Kanzlei  erfolgten  Vertheilung 
derselben  unter  die  Bundestagsgesandtschaften,  in  ihre  Blätter 


«)  Revid.  Ge8ch.-Ord.  §.  35. 

<)  Die  Qnartausgabe  besteht  im  Ganzen  ans  19  Bänden  Protokolle  nnd 
5  Bänden  Nachträge.  Die  amtliche  (FoUo-)  Ausgabe  liefert  jährlich  einen, 
wohl  auch  zwei  starke  Folio -Bände. 
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anfzanehmen.  Zugleich  wurde  es  den  Regierungen  der  Bundes- 
staaten anheimgestellt,  diese  Protokolle  auch  den  Bedaktionen 
der  in  ihren  Staaten  erscheinenden  Tagesblätter^  nach  eigener 
,  Auswahl^  zukommen  zu  lassen :  dagegen  sollte  in  die  Zeitungen 
nichts  anderes  in  Bundessachen  aufgenommen  werden  dürfen, 
als  wörtlich,  was  die  denselben  mitgetheilten  Bundesprotokolle 
enthielten,  damit  nur  genuine  Nachrichten  ttber  Bundestags- 
yerhandlungen  in's  Publikum  kämen  ^). 

y.  Bald  nachher  nahm  die  Bundesversammlung  aus  Anlass 
eines  speciell  zur  Sprache  gebrachten,  das  deutsche  Ver- 
tfaeidigungswesen  betreffenden  Falles  wahr,  dass  wohl  mehrere 
ihrer  Verhandlungen  nicht  zur  Aufnahme  in  die  zur  Publicität 
gelangenden  Protokolle  der  förmlichen  Sitzungen  geeignet 
wären,  und  dass  die  bisherige  Uebung,  die  gesammten  Ver- 
handlungen des  Bundestags,  wenige  Ausnahmen  abgerechnet, 
der  Oeffentlichkeit  zu  übergeben,  zu  Missbräuchen  Veranlassung 
gegeben  habe.  In  dieser  Erwägung  wurde  der  Bundesbeschluss 
V.  1.  Juli  1824  (XIX.  Sitz.  Prot.  §.  116)  gefasst,  wonach  der 
Bundes-Eanzlei-Direktion  aufgegeben  wurde,  „künftighin  nach 
Massgabe  der  verhandelten  Gegenstände  zweierlei  Protokolle 
jede  Sitzung  aufzunehmen  und  zwar  öffentliche  und  Separat- 
protökoUe"^). Diese  letzteren,  welche  das  enthalten,  was 
die  Bundesversammlung  zur  Veröffentlichung  nicht  ftlr  geeignet 
hält,  werden  für  die  Bundestagsgesandten  und  die  Regierungen 
nur  durch  Diktatur,  oder  durch  den  Druck  loco  dictaturae 
vervielfältigt  ^). 

VI.  In  der  Sitzung  v.  7.  April  1848  wurde  dagegen  be- 
schlossen, die  Bundesprotokolle  wieder  so  zu  veröffentlichen, 
wie  dies  vor  dem  Bundesbeschlusse  v.  1.  Juli  1824  geschehen 


^)  Die  Handliabang  dieser  Bestimmung  wurde  den  Regierungen  auch 
noch  einmal  später,  durch  B.-B.  v.  21.  Juni  1838  (Prot.  §.  155)  in  Erinne- 
rung gebracht.  —  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Thl.  n.  S.  358. 

»)  G.  y.  Meyer,  X^orp.  Jur.  Confoed.  Germ.  8.  Aufl.  Thl.  II.   S.  156. 

^)  Die  zur  Fertigung  der  Ab8chrifl;en  bei  der  Diktatur  zu  verwen- 
denden gesandtschaftlichen  Individuen  haben  sich  in  der  Kanzlei  durch 
Zeugnisse  der  Gesandten  zu  legitimiren  (2.  Prftlim.  -  Conferenz  vom  9.  Okt 
1816).  —  Bei  der  Diktatur  soll  Niemand,  als  der  im  wirklichen  Staatsdienst 
steht,  zugelassen  werden  (3.  Prä]un.-Gonferenz  v.  15.  Okt  1816). 

Z»pfl,  Staattroeht.  5.  Aufl.  I.  21 
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war^).  Alsbald  wurde  auch  der  Inhalt  der  BnndesprotokoUe 
von  den  Frankfurter  politischen  Blättern  wieder  veröffentlicfat, 
nnd  damit  bis  zur  AnflOsong  der  Bnndesyersammlnng  fort- 
gefahren. 

VU.  Nach  der  Wiederherstellung  der  Bondesyersammlnng 
ist  durch  Bnndesbeschlnss  vom  7.  Nov.  1851  (Protok.  §.  208) 
beschlossen  worden  ®) :  1)  die  Verhandlungen  einer  jeden  Sitzung 
der  Bundesversammlung  werden,  in  soweit  deren  alsbaldigen 
Bekanntmachung  nichts  entgegensteht,  ihrem  wesentlichen  In- 
halte nach  mit  möglichster  Beschleunigung  durch  die  hierzu 
ausersehenen  Tagesblätter  veröffentlicht  2)  Die  Bekanntmachung 
der  Sitzungsprotokolle  ist  unter  vorgängiger  Ausscheidung  des- 
jenigen, was  schlechthin  geheim  zu  halten  ist,  nach  Ablauf 
einer  jeweils  näher  zu  bestimmenden  Periode  und  längstens 
nach  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Datum  des  betreffenden 
Protokolls  an  gerechnet ,  gestattet.  Hierbei  behält  sich  die 
Bundesversammlung  diejenigen  Massnahmen  vor,  welche  zur 
Sicherung  eines  wortgetreuen  Abdrucks  der  Ptotokolle  als 
erforderlich  erscheinen.  3)  Es  wird  ein  aus  flinf,  je  für  ein 
Jahr  gewählten  Mitgliedern  der  Bundesversammlung  bestehen- 
der Ausschuss  niedergesetzt,  welcher  a)  den  Vollzug  des 
Beschlusses  sub  Nr.  1  unverzttglich  einzuleiten  und  der  Bundes- 
versammlung hierwegen,  so  weit  nöthig,  die  geeigneten  Vor- 
schläge zu  machen,  b)  die  treue,  dem  Zweck  entsprechende 
Abfassung  der  fUr  die  öffentlichen  Blätter  bestimmten  ß^sumds 
der  Sitzungen,  unter  Ausscheidung  des  nicht  zur  gleichbaldigen 
Veröffentlichung  Geeigneten,  zu  leiten  und  zu  tiberwachen  und 
für  deren  möglichst  rasches  Erscheinen  Sorge  zu  tragen, 
c)  die  successive  Bekanntmachung  der  Sitzungsprotokolle  durch 
Festsetzung  des  Termines,  wann  solche  gestattet,  und  durch 
Ausscheidung  desjenigen,  was  unbedingt  geheim  zu  halten  ist, 
vorzubereiten  hat.  Jedem  Bundestagsgesandten  steht  frei,  be- 
züglich auf  die  Veröffentlichung  der  seine  Regierung  speciell 
betreffenden  Angelegenheiten  an  den  Ausschuss  Bemerkungen 
gelangen  zu  lassen  oder  desfalls  Anträge. an  die  Bundesver- 


B)  Die  Abstimmangen  am  Bundestage  sind  mitgetheilt  In:  Bundesrecht* 
liehe  Fragen,  1841,  S.  235  fl. 

«)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  ThL  IL  S.  565. 
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sammlimg  zu  stellen.  Bei  vorkommenden  Meinungsverschieden- 
heiten im  Ausschüsse  ist  die  streitige  Frage  auf  Verlangen  des 
dissentirenden  Theils  der  Bundesversammlung  zur  Entscheidung 
vorzulegen.  Endlich  wird  dieser  Ausschuss  beauftragt  d)  zu 
geeigneter  Zeit  der  Bundesversammlung  darüber  Vortrag  zu 
erstatten,  wie  sich  dieser  Beschluss  in  der  Erfahrung  erprobt 
habe,  und  welchen  Modifikationen  derselbe  hiemach  etwa  zu 
unterwerfen  sein  dürfte. 

Vin.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundesver- 
sammlung vom  16.  Juni  1854,  §.  30  Lit.  e,  beschränkt  sich 
auf  die  Erklärung,  dass  die  Veröffentlichung  der  Bundestags- 
verhandlungen nach  Massgabe  des  Bundesbesehlusses  vom 
7.  Nov.  1851  und  der  Bestimmungen  stattfinde,  welche  in  Folge 
der  eingeleiteten  Revision  desselben  festgesetzt  werden. 

IX.  In  der  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  10.  Jan. 
1856  (Protok.  §.  14)  wurde  beschlossen,  den  Bundesbeschluss 
vom  7.  November  1851^  vom  Beginne  des  laufenden  Jahres  an 
wieder  in  Vollzug  zu  setzen''). 

X.  Unter  dem  8.  März  1860  (Protok.  §.  92)»)  beschloss 
die  Bundesversammlung,  ihre  Protokolle  wieder  (ähnlich  wie 
in  den  Jahren  von  1816 — 1828)  in  einer  besonderen  Samm- 
lung „in  der  Regel,  und  zwar  alsbald  nach  dem 
Drucke  der  für  die  hohen  Regierungen  bestimmten 
Exemplare''  zu  veröffentlichen,  lieber  diejenigen  Fälle,  in 
welchen  ausnahmsweise  ein  Gegenstand  unbedingt  oder  zeit- 
weise geheim  zu  halten  ist,  beschliesst  die  Bundesversammlung 
sofort  in  der  Sitzung,  in  welcher  das  Protokoll  aufgenommen 
wird.  Hierneben  verbleibt  es  bei  dem  Beschlüsse  v.  7.  Nov. 
1851,  wonach  unter  Leitung  eines  Ausschusses  die  Verhand- 
lungen einer  jeden  Sitzung  der  Bundesversammlung,  insoweit 
als  deren  Bekanntmachung  nichts  entgegensteht,  ihrem  wesent- 
lichen Inhalte  nach  sofort  durch  die  Tagesblätter  veröffentlicht 
werden. 

XI.  Diese  Sammlung  erschien  das  J.  1860  hindurch  wie  früher 
in  Quartformat  Der  buchhändlerische  Absatz  derselben  war  aber 


7)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  11.  S.  641. 
•)  Ebendaselbst  Thl.  lU.  (1862)  S.  13.  —  Vergl.  auch  das  Proto- 
koll der  B.-V.  vom  17.  März  1860,  §.  101,  ebendaselbst  S.  15  flg. 

21* 
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sofort  und  blieb  seither  ein  so  geringer  gegen  die  Erwartung, 
zu  welcher  das  vielseitige  und  theilweise  heftige,  bis  dahin  in 
der  Tagespresse  laut  gewordene  Verlangen  nach  der  Publi- 
cation  der  Bundesprotokolle  zu  berechtigen  schien,  dass  sich 
die  BundesYcrsammlung  schon  unter  dem  31.  Januar  1861 
Protokoll  §.  36  veranlasst  fand,  dem  Verleger  (Inhaber  der 
Bundesdruckerei,  C.  Krebs-Schmitt)  auf  sein  Ansuchen  der  Er- 
sparung  von  Kosten  halber  zu  gestatten,  vom  Anfange  dieses 
Jahres  (1861)  an  das  officielle  Folioformat  auch  für  die  an  das 
Publikum  abzusetzenden  Exemplare  beizubehalten^). 

§.  132. 
Vin,  Wappen,  Siegel  und  Titel  der  Bundesversammlung. 

I.  Bei  Ausfertigungen  bediente  sich  der  deutsche  Bund 
bis  zum  Jahre  1848  des  Wappens  und  Siegels  des  Präsidium's 
mit  der  Umschrift:  „Kaiserlich  Oesterreichische  Bundespräsidial- 
kanzlei.'^  Schreiben  der  Bundesversammlung  an  auswärtige 
Staaten  ftihrten  die  Unterschrift:  „Der  deutsche  Bund  und  in 
dessen  Namen  der  Kaiserlich  Oesterreichische  präsidirende  (xe- 
sandte  der  Bundesversammlung.^' 

n.  Durch  Bundesbeschluss  v,  9.  März  1848  0.  (XVI.  Sitzg. 
Protok.  §.  137)  wurde  „der  alte  deutsche  Reichsadler'^ 
mit  der  Umschrift:  „Deutscher  Bund''  als  Bundes wappen 
angenommen;  desgleichen  wurden  „die  Farben  des  ehe- 
maligen deutschen  Beichspaniers  —  schwarz,  roth, 
gold  —  als  Farben  des  deutschen  Bundes  erklärt.  In  der 
XXI.  Sitzung  vom  20.  März  1848  Protok,  §.  161  ^)  wurde  be- 
schlossen: „das  Bundes  Wappen  und  die  Bundesfarben  sind  so- 
fort in  den  Bundesfestungen  anzubringen,  und  das  durch 
die  Bundeskriegsverfassung  §.  36  ftlr  den  Fall  eiues  Bundes- 
krieges vorgeschriebene  gemeinschaftliche  Erkennungs- 
zeichen aller  Bundestruppen  diesen  Emblemen  zu  entnehmen. 
Die  Siegel  der  Bundesbehörden  haben  das  Bundeswappen  zu 
«ihren." 


•)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  HI.  (1862) 
a  27. 

*)  Ebendas.  Tbl.  H.  S.  465. 
*)  Ebendas.  TbL  U.  S.  467. 
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in.  Hieran  anschliessend  erklärt  die  revidirte  Geschäfts- 
ordnung der  Bundesversammlung  v.  16.  Juni  1854  §.  30,  Lit.  h., 
Abs.  1:  77  Das  Sie  gel ,  dessen  sich  die  Bundesversammlung 
und  die  Bundeskanzlei  bedient,  ist  der  deutsche  Reichsadler 
mit  der  Umschrift  ,, Deutscher  Bund^'  respective  ,, deutsche 
Bundeskanzlei.''  Die  Adresse  der  Bundesversammlung  ist  nach 
der  revidirten  Oeschäftsordnung  §.  30  Lit.  h.  Abs.  2:  ,,An 
die  hohe  deutsche  Bundesversammlung''. 

IV.  Durch  Bundesbeschluss  vom  30.  Juli  1846  5),  welcher 
durch  Bundesbeschluss  vom  6.  September  1851,  Prot.  §.  140 
erneuert  wurde  ^),  ist  bestimmt  worden,  dass  die  Bezeichnung 
der  Geschützrohre  der  Artilleriedotation  der  beiden  neuen  Bundes- 
festnngen  Ulm  und  Rastatt  in  dem  alten  deutschen  Reichsadler 
ohne  Krone,  Scepter  und  Schwert,  mit  der  Unterschrift: 
„Deutscher  Bund"  zu  bestehen  habe.  Der  Erlass  des 
Beichsministeriums  vom  13.  November  1848,  wonach  diese 
Unterschrift  wegbleiben  sollte,  ist  hiermit  wieder  aufgehoben 
worden. 

€.  133. 
IX.   Vertagung  der  Bundesversamnilung. 

I.  Die  Bundesversammlung  ist  nach  art.  7  der  Bundesakte 
„beständig",  hat  aber  die  Befugniss,  wenn  die  ihrer  Be- 
rathung  unterzogenen  Gegenstände  erledigt  sind,  sich  auf  eine 
bestimmte  Zeit,  jedoch  nicht  länger  als  auf  vier  Monate,  zu 
vertagen. 

n.  Die  Abfassung  der  näheren,  die  Vertagung  und  die 
Besorgung  der  etwa  während  derselben  vorkommenden  dringen- 
den Geschäfte  betreffenden  Bestimmungen  blieben  der  Bundes- 
versammlung selbst  vorbehalten.  Die  Bundesversammlung 
fasste  demzufolge  Über  die  Vertagung  einen  Bescbluss'  vom 
26.  Juni  1817  (Protok.  §.  267)  i),  welcher  später  durch  den 
Beschluss  vom  20.  Septbr.  1819  (Protok.  §.  221)2)  i^  einigen 
Punkten  abgeändert  wurde. 


5)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL  S.  440. 
«)  Ebendas.  S.  563. 

0  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  50. 
*)  Ebendas.  S.  100. 
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in.  Nunmehr  hat  die  revldirte  Geschäftsordnung  der 
Bundesversammlung  vom  16.  Juni  1854  §.  36 — 42  hierttber 
folgende  Bestimmung  getroffen :  A.  (§.  36)  Die  Vertagung  findet 
in  der  Regel  innerhalb  der  Monate  Juli  bis  Oktober  statt 
Der  Anfangs-  und  Endtermin,  so  wie  die  Verlegung  der  Ver- 
tagung auf  eine  andere  Jahreszeit,  oder  deren  gänzliche  Aus- 
setzung in  einem  einzelnen  Jahre  hängt  von  dem  Stande  der 
Gresehäfte  ab.  Nach  yorgängiger  vertraulicher  Erörterung  be- 
schliesst  hierüber  die  Versammlung.  B.  (§.  37)  Das  Bundes- 
präsidium und  die  Bundeskanzlei  werden  als  fortwährend 
im  Amte,  daher  auch  das  EinreichungsprotokoU  immer 
als  eröffnet  betrachtet.  C.  (§.  38)  Der  präsidirende  Ge- 
sandte muss  jederzeit,  wenn  er  abgeht,  also  auch  bei  ein- 
tretender Vertagung  der  Bundesversammlung,  einen  anderen 
Bundestagsgesandten  zu  den  Präsidialgeschäften  substituiren. 
D.  (§.  39)  Ausser  dem  Präsidialgesandten  oder  dessen  Stell- 
vertreter müssen  zum  wenigsten  vier  Bundestagsgesandte 
sich  am  Sitze  des  Bundestags  befinden,  welche  jedoch  nur 
einzig  dazu  im  Vereine  mit  dem  Präsidialgesandten  sich  zu 
versammeln  haben,  a)  um  in  Eenntniss  der  Eingaben  und  Ge- 
schäftslage erhalten  zu  werden;  b)  um  mit  dem  Präsidium  zu 
ermessen,  ob  ein  dringender  Fall  vorhanden  sei,  welcher  die 
frühere  Einberufung  der  Bundestagsgesandten  erheische.  Tritt 
dieser  Fall  der  Eile  ein,  so  wird  die  Einberufung  durch  den 
präsidirenden  Gesandten  geschehen ;  und  wäre  der  Präsidirende 
selbst  abwesend,  so  hat  dessen  Stellvertreter  ihn,  er  selbst 
aber  die  Bundestagsgesandten  von  dem  Orte  aus,  wo  er  sich 
aufhält,  alsbald  zur  Bückkehr  einzuladen;  c)  um,  wenn  im 
Laufe  der  Ferien  Fälle  vorkommen,  welche  auf  der  einen  Seite 
nicht  gestatten,  die  dabei  zu  ergreifenden  Massregeln  bis  zur 
Wiedereröffnung  der  Sitzungen  zu  verschieben,  auf  der  anderen 
aber  nicht  wichtig  genug  sind,  um  eine  frühere  Einberufung 
der  Bundestagsgesandten  zu  veranlassen,  zusammenzutreten, 
darauf  dasjenige  zu  veriUgen,  was  keinen  Aufschub  leidet, 
unter  der  Verpflichtung,  bei  Wiedereröffnung  der  Sitzungen 
davon  der  Bundesversammlung  Bericht  abzustatten,  und  deren 
Bestätigung  zu  bewirken.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst, 
dass  alle  in  Frankfurt  anwesenden  Bundestagsgesandten  an 
diesen  Geschäften  des  sonach  aus  dem  Präsidium  oder  dessen 


§.  134  CtosebiftikraB  dee  BondeBiwteidiuiDs.  327 

^r  und  sftmmilichen  Anwesenden,  wenigstens  aber 
Tier  zn  wählenden  Bandestagsgesandten  bestehenden  Ans- 
Theil  zn  nehmen  berechtigt  sind,  somit  von  selbst  zn 
Iben  gehören.    £.  (§.  40)  Die  Auswahl  derjenigen  vier 
idestagsgesandten,  welche  bei  diesem  Aossehusse  zn  ver- 
m  sich  yerbindlich  zn  machen  hätten,  geschieht  durch 
iche  Einignng  derselben  anter  sich,  wobei  jedoch  er- 
ichenfalls  die  Stimmenmehrheit  entscheidet    Keiner  der 
idestagsgesandten  kann  gegen  seinen  Willen  zweimal  on- 
lar  nach  einander  dazu  yerbnnden  sein.    F.  (§.  41)  Wenn 
der  Vertagong   yorbereitende   Commissionen   er- 
sind, 80  kann  jene  die  ungehinderte  Fortsetzung  ihrer 
nicht  hindern.     O.  (§.  42)   Nach  wieder  eröffnetem 
lestage  hat  der  Ausschuss  eine  Anzeige  seiner  seitherigen 
Gresehäftsthätigkeit  zu  ttbergeben. 

§.  134. 
X.  Geschäftskreis  des  Bundespräsidiums. 

L  Der  Vorsitz  in  der  Bnndesyersamiulungy  welcher  nach 

Bandesakte  art.  5  yon  Oesterreich  geftibrt  wird  (§.  121,  III), 

kein   solches    politisches    Vorrecht,    wodurch  etwa 

eich  als  ein  besonderer  politischer  Faktor  in 

herrschende  Stellung  gegenüber  yon  den  übrigen 
desgliedem  gebracht  worden  wäre.    Das  Präsidium  in  der 

hen  Bundesyersammlung  ist  daher  auch  nicht,  wie  das 
idiam  der  nordamerikanischen  Union,  mit  besonderen 
etlichen  politischen  Befugnissen  ausgerüstet :  es  hat  weder 
Becht  der  Sanktion  der  Bundesbescblüsse,  noch  ein  Veto, 

auch  die  exekutiye  Gewalt  als  ein  ausschliessliches  Recht 
enfiber  yon  den  anderen  Bundesgliedem.  Es  ist  daher  das 
idinm  der  deutschen  Bundesyerfassung  seinem  Wesen  nach 

ein  Ehrenrecht,  und  seine  Bestimmung,  die  Führung 
^fa  ihm  anyertrauten  Geschäftsordnung  nach  Massgabe 
ißt  Geschäftsordnung  der  Bundesyersammlung  ^).  Es  hat  mithin 


*)  In  dieser  Weiie  wird  von  Oesterreich  selbst  seine  Stellang  in 
ia  BosdesrerBsinmlang  aofgefasst    Yergl.  die  Eröi&iangsrede  des  Grafen 
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das  Präsidiam  die  Vollmachten  und  Greditive  der  (Jesandten, 
die  Eingaben  und  Anträge  an  die  Bundesyersammlong  anzu- 
nehmen und  vorzubereiten,  die  Sitzungen  und  deren  Tages- 
ordnung zu  bestimmen^  den  Bundestag  zu  vertagen  und  wieder 
zu  eröffnen,  den  Vorsitz  in  den  Sitzungen  zu  führen,  die  Um* 
frage  und  Stimmenzählung  vorzunehmen  und*  das  Archiv  za 
beaufsichtigen  ^). 

n.  Da  die  Einräumung  eines  Ehrenrechtes  stets  eine  Aus- 
zeichnung für  den  damit  Beehrten  überhaupt,  und  zwar  eine 
um  so  anerkennungswürdigere  ist,  je  höher  die  Stellung  des 
Verleihenden  und  je  mehr  sie  ein  Ausdruck  besonderen  Ver- 
trauens ist,  so  erklärt  sich,  dass  das  von  der  Gesammtheit  der 
deutschen  Fürsten  dem  Kaiser  von  Oesterreich  übertragene 
Bundes -Präsidium  von  diesem  nicht  anders,  als  eine  höchst 
werthvolle  und  keineswegs  als  eine  gleichgiltige  Stellung  im 
Organismus  des  Bundes  betrachtet  werden  kann,  so  wie  auch 
nicht  zu  verkennen  ist,  dass  die  Führung  des  Bundespräsidiums 
durch  ein  Bnndesglied  für  den  diplomatischen  Verkehr  nicht 
ohne  Bedeutung  ist,  indem  hierdurch  die  Einheit  Deutschlands 
nach  Aussen  eine  angemessene  Repräsentation  erhält^).  Durch 
die  Anerkennung  dieser  selbstverständlichen  und  thatsächlichen 
Folgen  des  an  ein  Bundesglied  (Oesterreich)  übertragenen 
Bundespräsidiums  wird  jedoch  der  Charakter  desselben  als 
eines  Ehrenrechtes    nicht    im  Mindesten   verändert  und  sind 


Buol-Schauenstein  in  der  ersten  Sitzung  der  B.-V.  am  5.  Nov.  1816 
(Protok.  §.  4):  ,,Die  Bnndesakte  beroft  Se.  Migestät  den  Kaiser  v.  Oester- 
reich zum  Vorsitze  des  deutschen  Bundestags.  Allerhöchst  dieselben  er- 
kennen hierin  dafi  erneuerte  Vertrauen  der  deutschen  Bundesstaaten,  wohin 
Oesterreichs  Regenten  yon  jeher  strebten  .  .  .  Feierlich  soll  ich  hier,  nach 
ausdrücklichem  Auftrag  Sr.  Mi^estät  des  Kaisers,  die  Versicherung  nieder- 
legen: Se.  Msgestät  betrachten  sich  als  vollkommen  gleiches  Bundes- 
glied, Sie  erkennen  in  dem  eingeräumten  Vorsitze  beim  Bundestag  kein 
wahres  politisches  Vorrecht,  sondern  ehren  darin  nur  die  schöne 
Bestimmung  einer  Ihnen  vertrauten  Geschäftsleitung." 

s)  VergL  oben  §.  125  u.  flg. 

')  Vergl.  die  Depesche  des  Grafen  von  Rechberg  an  den  k.  k.  öster- 
reichischen Gesandten  Freiherm  v.  Werner  v.  ö.  Nov.  1861,  abgedruckt 
in  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung  t.  2L  Januar  1862  Nr.  24  in  der 
ausserordentlichen  Beilage. 
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daher  die  Bedenken,  welche  desshalb  m  neuester  Zeit  erhoben 
werden  wollten^),  völlig  unbegründet. 

m.  Das  wichtigste  Recht  des  Bundes-Präsidiums  ist  das* 
jenige,  welches  ihm  die  Bundesakte  art.  7  Abs.  3  beilegt,  bei 
Stimmengleichheit  im  engeren  Bathe  die  entschei- 
dende Stimme  abzugeben.  Dieser  Fall  kann  aber,  da  im 
engeren  Rathe  17  Stimmen  sind,  und  zu  seinen  Beschluss- 
fassungen regelmässig  absolute  Stimmenmehrheit  gehört 
(§.  123,  Nr.  2),  nur  eintreten,  wenn  sich  ein  Mitglied  der  Ab- 
stimmung enthält  oder  an  derselben  versäumt^),  oder  eine 
Curiatstimme  nicht  abgegeben  wird,  weil  sich  die  Theilhaber 
nicht  vereinigen  konnten^). 

IV.  Bei  Wahlen  der  Mitglieder  von  Bundestagscommissionen, 
bei  welchen  relative  Stimmenmehrheit  im  engeren  Rathe  gentigt, 
hat  nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854, 
§.  27  Lit.  c,  Abs.  2,  nunmehr  das  Präsidium  die  Entscheidung, 
wenn  sich  die  mit  gleicher  Stimmenzahl  Gewählten  nicht  über 
den  Eintritt  in  den  Ausschuss  einigen  können*^); 

y.  In  Bezug  auf  die  Bundesbeamten  hat  das  Präsidium 
nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854, 
§.  31,  das  Recht  des  Vorschlags:  auch  hat  hiemach  der 
Vorsitzende  die  Gewählten  in  Eid  und  Pflicht  ftlr  den  Bund 
zu  nehmen^);  desgleichen  hat  er  die  Gerichtsbarkeit  tiber  die 
Bundesbeamten,  und  übt  auch  über  dieselben  die  Disciplinar- 
gewalt,  so  weit  nicht  in  dieser  Beziehung  die  Mitwirkung  der 
Bundesversammlung  vorbehalten  ist®),  aus. 


4)  Yergl.  die  Depesche  des  k.  preussischen  Staatsministers  v.  Bern- 
Btorff,  an  den  k.  prenss.  Gesandten  Freiherm  von  Werther  in  Wien, 
vom  2.  Febr.  1862;   in  der  Neuen  Preussischen  (Kreuz-)  Zeitung  Nr.  46. 

5)  VergL  oben  §.  127.  128. 
«)  Siehe  oben  §.  124,  VI. 
7)  Siehe  unten  §.  135. 

«)  Siehe  noch  unten  §.  137.  —  In  dieser  Weise  ist  von  jeher  verfahren 
worden.  Yergl.  die  Kegistratur  über  die  VI.  Präliminarconferenz  der  Ge- 
sandten vom  30.  Okt  1816;  in  der  Quartausgabe  der  B.-Protok.  I,  S.  236. 
Prot  d.  B.-V.  V.  23.  Dec  1816,  §.  70;  vorläufige  Ge8ch.-Ord.  vom  14.  Nov. 
1816,  Nr.  IV.  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL 
S.  35  flg.) 

9)  Siehe  hierüber  unten  §.  137,  m. 
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VI.  Bei  dem  Ableben  eines  Bnndestagsgesandten  hat  das 
Präsidinm  nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  v.  16.  Jnni 
1854,  §.  13,  in  Ermangelung  einer  sonstigen  gesandtschaftlichen 
Person  oder  ihr  geschehenen  Snbstitntion ,  die  Obsignation 
des  Nachlasses  vorzunehmen^^). 

§.  135. 
XL  Die  Bundestags  -  Commissionen. 

I.  Zur  Berichterstattung  behufs  der  YorbereituDg  der  zu 
fassenden  Beschlüsse  bedient  sich  die  Bundesversammlung 
verschiedener  Ausschüsse,  welche  sie  aus  ihrer  Mitte  wählt. 
Diese  heissen  Bundestags-Commissionen. 

II.  Die  Bundesversammlung  hat  für  diese  Commissionen 
in  der  Sitzung  v.  29.  April  1819  (Prot.  §.  65)  eine  besondere 
Geschäftsordnung  beschlossen^).  Hierdurch  war  bestimmt 
worden,  dass  die  Wahl  aller  Commissionen  auf  die  bisher 
schon  übliche  Weise,  durch  die  Mehrheit  der  Stimmen  im 
engeren  Rathe  zu  geschehen  hat,  nachdem  die  Zahl  der 
Mitglieder,  welche  dieselben  ausmachen  sollten,  bestimmt 
worden  ist. 

UI.  Nach  einem  bei  der  Bundesversammlung  ausgebildeten 
Herkommen  genügte  bei  dieser  Wahl  schon  relative  Stimmen- 
mehrheit 2). 

IV.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundes  Ver- 
sammlung V.  16.  Juni  1854,  §.  27  Lit.  c^  Abs.  2  hat  nunmehr 
in  Bezug  auf  die  Wahl  folgende  Bestimmung  getroffen:  „Die 
Wahl  geschieht  in  der  Art,  dass  mittelst  geheimer  Abstimmung 
so  viel  Namen  bezeichnet  werden,  als  der  Ausschuss  Mitglieder 
enthalten  soll.  Diejenigen  Gesandten,  auf  welche  die  meisten 
Stinmden  gefallen,  sind  Mitglieder,  und  diejenigen,  welche 


^®)  So  ist  es  auch  schon  früher  bei  vorgekommenen  Fällen  stets  ge- 
halten worden.  Vergl.  Prot.  d.  B.-V.  v.  22.  Febr.  1821,  §.  37;  und  Prot 
vom  1.  März  1821,  §.  42,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Geim. 
3.  Aufl.  Thl.  U.  S.  129. 

0  Abgedruckt  bei  O.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  ü,  S.  80. 

>)  Die  Gesch.-Ord.  f.  d.  6.-C.  v.  29.  April  1819  setzt  dieses  Her- 
kommen als  rechtlich  bestehend  bereits  voraus.  Vergl.  Dörr,  in  der  Zeit- 
schrift V,  Bey scher  u.  Wilda  f.  deut  B.  Bd.  Vn.  S.  251. 
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nach  ihnen  die  meisten  haben,  Stellvertreter  des  Ans- 
schnsses.  Tritt  Stimmengleichheit  ein,  so  werden  sich 
die  Betreffenden  darüber  einigen,  wer  in  den  Ansschnss  eintritt ; 
in  Ermangelung  einer  dessfallsigen  Verständigung  entscheidet 
hierüber  das  Präsidium.  Die  Wahl  des  Referenten  erfolgt, 
auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  des  Ausschusses,  mit- 
telst Vereinbarung,  oder  in  Ermangelung  einer  solchen  durch 
Abstimmung  des  Ausschusses  ^)^^ 

V.  Durch  diese  Bestimmung  ist  das  bisherige  Herkommen 
bezüglich  der  Wahl  der  Gonunissionsmitglieder  nach  relativer 
Stimmenmehrheit  zum  Bundesbeschlusse  erhoben;  auch  ist  dar 
durch  die  frühere  Bestimmung  der  Geschäftsordnung  für  die 
Bnndestagscommissionen  vom.  29.  April  1819  §.  2,  Nr.  3,  hin- 
sichtlich des  Verfahrens  bei  eintretender  Stimmengleichheit  ver- 
ändert, beziehungsweise  geradezu  umgekehrt  worden^). 

VI.  Schon  durch  den  Bundesbeschluss  v.  26.  März  1821 
(Protok.  §.  73)  war  bestimmt  worden,  dass  auch  die  nicht 
Btimmflihrenden  Gesandten  der  Curiatstimmen  in  die  Bundes- 
tagscommissionen als  Mitglieder  gewählt  werden  können  f). 
Dies  bestätigt  die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundes- 
versamndung  vom  16.  Juni  1854  §.  17  a.  E.  durch  folgende 
Bestinmiung:  „Ebenso  können  zu  allen  Commissionen  auch 
diejenigen  Gesandten  der  Curiatstimmen  gewählt  werden  und 
ihre  Arbeiten  bei  der  Commission  fortsetzen,  welche  zur  Zeit 
der  Wahl  oder  der  Fortsetzung  der  Commissionsarbeiten  den 
Sitzungen  der  Bundesversanmüung  ohne  Stimmfllhrung  bei- 
wohnen." 

Vn.  Gewöhnlich  besteht  eine  Bundestags-Commission  aus 
drei  Mitgliedern.    Es  steht  jedoch  lediglich  in  dem  Ermessen 


')  Wer  Vorsitzender  des  Ausschnsses  sei,  ist  nicht  gesagt  Es  scheint 
das  Mitglied  gemeint  zu  sein,  welches  die  meisten  Stimmen  erhalten  hat 

*)  Nach  der  Gesch.-Ord.  t  d.  B.-C.  v.  29.  April  1819,  §.  2  Nr.  3,  hatten 
sich  die  zur  Besetzung  der  letzten  Stelle  in  der  Reklamationscommission 
mit  gleicher  Stinmienzahl  Gewählten  nur  in  dem  Falle  unter  einander  über 
einen  Wechsel  in  bestimmten  Fristen  zu  vereinigen,  wenn  das  Präsidium 
von  seinem,  ihm  in  Fällen  der  Stimmengleichheit  zustehenden  wOum  deci- 
tnmm  keinen  (Gebrauch  machen  wollte. 

■)  Abgedruckt  bei  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed,  Germ.  B.  Aufl. 
Thl.  n.  S.  131. 
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der  Bnndesyersammltuig ,  flir  einzelne  Fälle  eine  zahlreichere 
Gommission  zu  ernennen.  Nnr  in  Bezog  anf  die  sog.  Rekla* 
mations-Commission,  d.  h.  die  Gommission  zur  Begatachtong 
der  Privateingaben,  ist  in  der  Geschäftsordnung  ftir  die  Bundes* 
tagscommissionen  y.  29.  April  1819  §.  2  vorgeschrieben,  dass 
sie  aus  f  ü  n  f  Mitgliedern  bestehen  soll,  welche  dreimal  im  Jahre 
gewählt  werden:  1)  zu  Ostern  für  die  Eingaben  von  Ostern 
bis  zu  den  Sommerferien ;  2)  bei  Wiedereröffiiung  des  Bundes- 
tags, ftlr  die  Eingaben  von  Anfang  der  Ferien  bis  zu  Ende 
des  Jahres  und  3)  zu  Neujahr,  fOr  die  Eingaben  von  Neujahr 
bis  Ostern.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  der 
Bundesversammlung  unbenommen  ist,  für  die  .Beurtheilung  einer 
Privateingabe  wegen  ihrer  besonderen  Wichtigkeit  oder  Weit- 
läufigkeit eine  besondere  Gommission  zu  ernennen. 

VIII.  Der  Beförderung  der  Geschäfte  wegen  ist  die  Re- 
klamations-Gommission  angewiesen,  in  ihren  Arbeiten 
und  zu  verabredenden  regelmässigen  Sitzungen  fortzufahren, 
sofern  nur  drei  der  Mitglieder  gegenwärtig  sind^).  Die  bei 
den  anderen  Gommissionen,  welche  die  Geschäftsordnung  für 
die  Bundestagscommissionen  vom  29.  April  1819  §.  3  aufführt, 
den  Mitgliedern  eingeräumte  Befugniss,  sich  in  Verhinderungs- 
fällen selbst  ein  anderes  Mitglied  der  Gommission  zu  s üb- 
st ituiren,  sofern  bei  Gommissionen  von  drei  Mitgliedern 
zwei  verbleiben,  bei  Gommissionen  von  einer  grösseren  Zahl 
aber  mindestens  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  gegenwärtig  ist, 
muss  als  durch  die  oben  (IV.)  angeftlhrte  Bestimmung  der 
revidirten  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  vom 
16.  Juni  1854  §.  27  aufgehoben  betrachtet  werden,  und  ist 
nunmehr  der  Eintritt  derjenigen  Gesandten,  welche  nächst 
den  Gewählten  die  meisten  Stimmen  erhalten  hatten,  als 
Stellvertreter  (was  nach  der  Geschäftsordnung  für  die 
Bundestagscommissionen  v.  29.  April  1819  nur  bei  den  daselbst 
unter  Nr.  4  verzeichneten  Gommissionen  stattfand)  zur  allge- 
meinen Kegel  erhoben  worden^);  es  haben  daher  auch  die 


«)  GeBch.-Ord.  f.  d.  B.-C.  v.  29.  April  1819,  §.  2. 

^)  Der  Fall,  wenn  keine  anderen  Gesandten  ausser  den  zu  Gommis- 
sionsmitgliedem  Gewählten  Stinunen  erhalten  haben,  ist  in  der  revidirten 
Geschäftsordnung  der  Bundesversanunlung  nicht  vorgesehen.    Der  Natur 
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Unteraeheidiingeii  der  CoEimissionen  naeh  der  Ver- 
lenheit  der   Gegenstände ,    mit  Ausnahme  der   Rekla- 
itions-Commissionen,    gegenwärtig   keine   praktische 
mtang  mehr. 

IX.  Die  Reklamations  -  Gommissionen   endigen   mit   yoU- 
;m  Vortrag   ttber   sämmtliche  zu  ihrer  Erörterung  ver- 

Eingaben,  alle  anderen  Gommissionen  endigen  mit  dem 
ihnen   an  die  Bundesversammlung  abgestatteten  8chlns8- 

X.  Selbstverständlich  ist  die  Bundesversanunlung  nicht 
die  Motive  gebunden ,  welche  ihre  Commissionen  in  den 

^ten  Gatachten  aussprechen^). 

§.  136. 
XII.   Die  Bundescommissionen. 

Verschieden   von    den   Bundestags- Commissionen 

135)  sind  die  Bundes-Commissionen,  d.  h.  Commis- 

itHy  welche  zwar  durch  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 

Behandlung  gewisser  Angelegenheiten  angeordnet  werden, 

nicht  aus  Bundestagsgesandten  bestehen.   Dahin  gehören 

die  technische  Militärcommission  des  Bundes  ^),  die  (Mhere) 
itnduntersnchungscommission  zur  Untersuchung  der  dema- 

shen  Umtriebe^)  und  die  (1853  aufgelöste)  Archiv -Com- 
mon zu  Wetzlar  zur  Bewahrung  und  Auseinandersetzung 

ehemaligen    reichskammergerichtlichen    Archivs  ^).     Der 


Sadie  nach  moss  nunmehr  die  Bundesversanunlung  in  solchem  Falle 
neue  Wahl  eine  unvollständig  gewordene  Commission  ergänzen. 

•)  Ge8ch.-Ord.  f.  d.  B.-C.  v.  29.  April  1819,  §.  5. 
i  *)  AnsdrUcklich  erklärt  dies  der  in  der  Sitzung  vom  13.  März  1845, 
plok.  §.  107,  erstattete  Commissionsbericht  S.  241. 
l  0  ^^  Geschäftsordnung  der  technischen  Militaircommission  der 
|k  B.-y.  V.  15.  März  1819  siehe  bei  v.  Meyer,  a.  a.  0.  3.  Aufl.  Thl.  IL 
ll'TS  flg.  ~  YergL  auch  B.-B.  vom  29.  Juli  und  5.  Aug.  1819,  ebendas. 
k«7. 

*)  B.-B.  V.  20.  Sept  1819,  ebendas.  S.  99.  —  B.-B.  vom  20.  Juni, 
L  Aug.  und  10.  Okt.  1833,  ebendas.  S.  285  flg. 

*)  Angeordnet  wurde  die  Archiv  -  Commission  durch  B.-B.  vom 
fc  Jan.  1821,  Prot  §.  15.  —  Die  Auseinandersetzung  des  reichskammer- 
lericktlidien  Archivs  dauerte  bis  in  das  Jahr  1852,  in  welchem  nach  Be- 
BB^gong  ihres  Geschäftes  die  Archiv -Commission  aufgelöst  wurde.    Die 
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Umfang  der  Befugnisse  solcher  Commissionen  richtet  sich 
lediglich  nur  nach  den  von  der  Bondesversammlnng  ihnen  er- 
theilten  Instruktionen. 

§.  137. 
Xm.   Die  Bandes  -  Kanzlei. 

I.  Das  Kanzlei -Personal  der  Bundesyersammlnng  besteht 
aus  einem  Eanzleidirektor  (der  zugleich  die  Protokolle  in  den 
Sitzungen  zu  führen  hat),  einem  Registrator,  einem  Kassier, 
einem  Kassencontroleur,  zwei  Kanzellisten,  dem  Druckcorrektor, 
welcher  zugleich  die  SteUe  eines  dritten  Kanzellisten  versieht, 
und  zwei  Kanzleidienem  ^).  Für  das  Kassenwesen  ist  ein 
Kassier,  ein  Gontroleur  und  ein  Kassendiener  angestellt^). 

n.  Die  Ernennung  der  Bundesbeamten  geschieht  nach  der 
revidirten  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  vom 
16.  Juni  1854  §.  31  ,,von  der  Bundesversammlung  auf  den 
Vorschlag  des  Präsidiums"  in  geheimer  Abstimmung.  Nimmt 
die  Bundesversanunlung  ein  vorgeschlagenes  Individuum  nicht 
an,  so  hat  dies  einen  neuen  Vorschlag  zur  Folge.   Der  Gewählte 


untrennbaren  Theile  des  Archivs  sind  zu  Wetzlar  verblieben  und 
unter  die  Obhut  von  Preussen  gestellt  worden.  Yergl.  B.-B.  v.  25.  Novbr. 
1851  (Protok.  §.  233);  B.-B.  v.  24.  Juni  1852  (Protok.  §.  167  und  §.  168); 
B.-B.  V.  28.  Okt  1852  (Prot  §.  256);  B.-B.  v.  28.  April  1853  (Prot  §.  119); 
B.-B.  V.  29.  Mai  1856  (Protok.  §.  170).  —  Vergl,  Dietz,  Nachrichten  vom 
Archiv  des  ehemal.  R.-E.-G.  zu  Wetzlar,  in  P.  W  ig  and,  Wetzlarische 
Beiträge,  1837.  Heft  2.  S.  114;  besonders  aber  P.  Wigand,  Denkschrift, 
das  ehemal.  R.-K.-G.-Archiv  zu  Wetzlar  btr.  in  dessen:  Denkwürdigkeiten, 
gesammelt  aus  dem  Archive  des  R.-E.-Gerichts  zu  Wetzlar.  Leipz.  1854.  — 
Das  Archiv  des  vormaligen  oberreinischen  Kreises  hat  die  Krone 
Bayern  nach  B.-B.  vom  11.  Sept  1828  in  Verwahrung  genommen  und  zu 
Aschaffen  bürg  untergebracht  Durch  B.-B.  vom  5.  Jan.  1860,  Protok. 
§.  2,  wurde  der  k.  bayerischen  Regierung  dessen  Verbringung  nach  Würz- 
burg  gestattet 

*)  Vorl&uf.  Gesch.-Ord.  der  B.-V.  v.  14.  Nov.  1816,  IV.  —  Die  Stelle 
eines  Druckcorrektors  wurde  durch  B.-B.  v.  23.  Dec  1816  (Prot  §.  70) 
geschaffen;  (bei  6.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  8.  Aufl.  Thl.  H. 
8.  38).  —  üeber  die  Besoldungsverhältnisse  siehe  B.-B.  vom  30.  Juli  1821 
(Prot  §.  228);  B.-B.  vom  28.  Juni  1827,  §.  13  (Separat  Protok.  §.  4);  bei 
G.  V.  Meyer,  a.  a.  0.  II,  8.  146,  189. 

«)  B.-B.  V.  14.  Okt  1830  (Prot  §.  246) ; .  B.-B.  v.  27.  Jan.  1831  (Prot 
§.  15);  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  H,  S.  219. 
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wird  von  dem  Vorsitzenden ,  nnd  zwar  der  Kanzleidirektor  in 
der  BnndesyerBammlong ,  in  Eid  und  Pflicht  fttr  den  Bund 
genommen. 

lU.  Die  vorläufige  Greschäftsordnang  der  Bundesver- 
samndong  vom  14.  Not.  1816,  IV,  Abs.  5,  übertrug  dem  FrUr 
sidium  die  Befugniss,  ^^die  Angestellten  des  Bundes,  im  Falle 
nicht  gehörig  erfüllter  Amtspflicht  wieder  zu  entlassen,  nicht 
minder  die  der  Bundesversammlung  zustehende  Jurisdiktion 
über  die  gemeinschaftlichen  Beamten  auszuüben^^  Durch  den 
Bundesbeschluss  v.  6.  Mai  1841,  H.  Nr.  6  (Prot.  §.  142)  über 
die  Gerichts-,  Heimaths-  und  Pensionsverhältnisse 
der  im  Dienste  des  Bundes  befindlichen  Personen  wurde  die 
Gerichtsbarkeit  des  Präsidiums  über  dieselben  wiederholt  an- 
erkannt, und  deren  Umfang  dahin  erläutert,  „dass  dieselbe  die 
aus  dem  Dienstverhältnisse  herv^orgehende  Disciplinarge- 
walt  und  alle  diejenigen  Befugnisse  in  sich  begreife,  welche 
nach  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  den  Ge- 
sandten hmsichtlich  ihres  Personals  zugestanden,  und  mit  den 
Civil-  und  Griminalgesetzen  jener  Staaten,  welchen  die  be- 
treffenden Individuen  als  Untert hauen  angehören  und  wo 
deren  Heimath  begründet  ist,  vereinbar  sind. 

IV.  Die  Aufaahme  in  den  Dienst  des  Bundes  geschieht  — 
wo  nicht  eine  bestimmte  Dienstzeit  im  Anstellungsdekrete 
ausgesprochen  ist  —  bleibend  auf  Wohlverhalten^). 
Die  Entlassung  der  Kassen-,  Registratur-  und  Kanzlei-Beamten 
und  Diener  aus  den  Bundesdiensten,  sowie  die  Versetzung  in 
eine  andere  Stelle  kann  nur  auf  Grund  eines  Beschlusses  der 
Bundesversammlung  geschehen^).  Ein  Klagerecht  gegen  dien 
Bund  auf  eine  gerichtliche  Untersuchung,  oder  wegen  vermeint- 
licher, aus  der  Dienstentlassung  oder  Dienstentsetzung  abge- 
leiteter Entschädigungsansprüche  ist  den  Beamten  und  Dienern 
des  Bundes  ausdrücklich  abgesprochen^). 


0  B.-B.  V.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142),  n,  7.  —  lieber  die  Besoldangs- 
Erhöhimgen  der  Bundeskanzleidiener  siehe  B.-B.  vom  3.  Mai  1860,  Prot 
§.  133,  in  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  Thl.  m.  (1862)  S.  18. 

*)  Revidirte  GescL-Ord.  der  B.-V.  v.  16.  Juni  1854,  §.  31,  Abs.  3. 
Dasselbe  verfügte  schon  der  B.-B.  v.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142)  n,  7. 

»)  B.-B.  V.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142),  ü,  7  a.  E. 
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V.  Den  im  Dienste  des  Bundes  angestellten  Personen  sind 
während  dieser  Dienstes-Eigensch$ift  im  allgemeinen  alle  j^ne 
Vorrechte  beigelegt,  deren  sich  das  Personal  der  einzelnen 
Bnndestagsgesandtschaften  in  Beziehung  auf  Jnrisdiktions-  und 
Exterritorialitäts- Verhältnisse  zn  erfreuen  hat^. 

VI.  Der  Eintritt  in  die  Dienste  des  Bundes  ändert  nichts 
an  den  bis  dahin  erworbenen  Heimathsrechten  und  Unter- 
thansverhältnissen  des  Eintretenden.  Die Heimathsreohte 
mttssen  yor  der  Aufnahme  in  den  Dienst  des  Bundes  vollständig 
nachgewiesen  und  von  der  betreffenden  Begierung  anerkannt 
sein.  Die  Erlaubniss  zur  Verehelichung  eines  Bediensteten  des 
Bundes  hat  von  der  Regierung  auszugehen,  in  deren  Untere 
thanenverbande  derselbe  steht;  sie  setzt  jedoch  den  Nachweis 
voraus,  dass  der  Verehelichung  kein  Anstand  in  dienstlieher 
Beziehung  von  Bundeswegen  entgegenstehe.  Die  Ehefrauen 
und  Kinder  der  Bediensteten  des  Bundes  theilen  die  Heimaths- 
reohte der  Letzteren'). 

Vü.  Die  Bediensteten  des  Bundes  erwerben  durch  treue 
Erftlllung  ihrer  Pflichten  Anspruch  auf  Pensionen  aus  Bundes- 
mitteln für  sich  und  ihre  Wittwen  und  Waisen,  fOr  Letztere 
bis  zu  deren  vollbrachtem  zwanzigsten  Jahre.  Die  Grösse  der 
Pensionen  richtet  sich  nach  der  Dauer  der  Dienstzeit  und  der 
Höhe  der  Besoldung.  Ein  Anspruch  auf  einen  Normalruhe- 
gehalt wird  aber  von  dem  Bediensteten  jedenfalls  erst  nach 
zehnjähriger  befriedigender  Dienstleistung,  und  nur  dann  er- 
worben, wenn  die  Dienste  dem  Bunde  mit  Ausschluss  eines 
jeden  anderen  Dienstverhältnisses  geleistet  worden  sind.  Nach 
vierzig  Dienstjahren  wird  der  unverktirzte  Fortgenuss  der 
ganzen  fixen  Besoldung  gewährt^). 


«)  B.-B.  V.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142),  ü,  5. 

')  Ebendas.  I,  1—4. 

*)  Die  specieüen  Bestimmungen  über  die  Berechnang  dieser  Pensionen 
8.  ebendas.  in,  8—17.  Die  Bestimmungen  des  B.-B.  v.  6.  Mai  1841,  über 
die  Heimaths-,  Pensions-  und  Gerichtsbarkeitsverhältnisse  der  Beamten  und 
Diener  des  Bundes  hat  die  revidirte  Geschäftsordnung  §.  31,  Abs.  4,  aus- 
drücklich bestätigt 
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§.  138. 

XIV.    Verhältniss    der  Bundestagsgesandten  und   der 
Bundesversammlung  zur  freien  Stadt  Frankftirt. 

L  Die  Bandestagsgesandten  und  die  sie  begleitenden  ge- 
sandtschaftlichen  Personen  gemessen  für  sich,  ihre  Familie 
and  Dienerschaft  in  der  freien  Stadt  Frankfurt  alle  jene  Aus- 
zeichnungen und  Vorrechte ;  welche  überhaupt  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  den  Gesandten  und  ihrem  Gefolge 
zustehen.  Nach  dem  Bundesbeschlusse  vom  22.  Oktober  1816, 
welcher  als  Note  dem  Senate  der  freien  Stadt  Frankfurt  zu- 
gesandt worden  ist^),  gemessen:  A)  die  Wohnungen  gesandt- 
schaftlicher Personen  die  völlige  Exterritorialität.  B)  Die 
Gesandten  und  gesandtschaftlichen  Personen  nebst  ihrer  Familie 
und  Dienerschaft  sind  von  aller  städtischen  Jurisdiktion,  mithin 
von  aller  Civil-,  Griminal-  und  polizeilichen  Gerichtsbarkeit  der 
Stadt  Frankfurt  befreit.  Diese  Befreiung  erstreckt  sich  auch 
auf  die  Obsignation  bei  Sterbfällen.  C)  Keine  Behörde  der 
Stadt  kann  sich  amtlicher  Weise  an  die  Bundesversammlung 
oder  eine  einzelne  Gesandtschaft  aus  derselben  wenden,  sondern 
es  hat  der  Senat  zur  Führung  des  Verkehrs  mit  der  Bundes- 
versammlung und  den  Gesandtschaften  eine  Gommission  aus 
seiner  Mitte  zu  ernennen,  welche  die  Stelle  eines  Ministeriums 
des  Auswärtigen  in  dieser  Beziehung  einnimmt.  D)  Um  Colli- 
sionen  vorzubeugen,  verpflichten  sich  die  Bundestagsgesandten, 
ein  jeder  ein  Verzeichniss  der  zu  seiner  Gesandtschaft  ge- 
hörenden gesandtschaftlicben  Personen,  sowie  ihrer  Familie 
und  Dienerschaft,  der  Gommission  einzureichen,  auch  sie  von 
den  dabei  eintretenden  Veränderungen  sofort  zu  benachrichtigen. 
E)  Dabei  erklärten  die  Gesandten,  auf  den  sonstigen  Gebrauch, 
auch  anderen,  nicht  zur  Gesandtschaft  gehörigen  Unterthanen 
ihrer  Souveraine,  oder  Fremden,  Schutzbriefe  ftir  den  Aufent- 
halt oder  iür  die  Treibung  eines  Gewerbes  zu  ertheilen,  keinen* 
Anspruch  machen,  und  selbstverständlich  den  in  ihren  Diensten 
stehenden  Personen  nicht  gestatten   zu   wollen,   Handwerks- 


^)  Abgedrackt  in  6.  v.  Meyer,  Corp.  Jor.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Tbl.  n.  S.  29  fl. 

Z  9  p  n ,  StutBrecht.  6.  Aufl.  I.  22 
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arbeiten  ansserbalb  der  Wohnung  des  Gesandten  oder  fUr  an- 
dere zn  einer  Bandestagsgesandtschaft  nicht  gehörige  Personen 
zu  verfertigen.  Doch  wurde  der  Bundesversammlung  in  ihrer 
Gesammtheitdie  Befugniss  vorbehalten^  in  geeigneten  Fällen 
Schutzbriefe  ftir  den  Aufenthalt  in  Frankfurt  zu  ertheilen. 
F)  Zur  Dienerschaft  eines  Bnndestagsgesandten  gehörige  Indi- 
viduen, welche  bei  entstehenden  Händeln  oder  Wider- 
setzlichkeiten gegen  Polizeiverfügungen  verhaftet 
worden  sind,  sollen,  sobald  sie  sich  legitimiren,  in  das  Hans 
des  Gesandten  verbracht  werden.  Die  Gesandten  werden,  wenn 
sie  es  nicht  vorziehen,  ein  solches  Individuum  des  Dienstes  za 
entlassen,  unverzflglich  auf  die  ihnen  in  geeignetem  Wege  zu- 
gehenden Mittheilungen  alle  erforderliche  Auskunft  gewähren, 
besonders  wo  das  Zeugniss  einer  solchen  Person  zur  Aufklä- 
rung der  Sache  nöthig  sein  sollte ;  auch  werden  sie  den  gegen 
ein  solches  Individuum  gejführten  Beschwerden  dergestalt  Folge 
geben,  dass  dasselbe  von  derjenigen  Behörde,  der  es  unter- 
worfen ist,  zur  Untersuchung,  und  wenn  es  schuldig  befunden 
wird,  zur  Strafe  gezogen  und  zur  Genugthuung  angehalten 
werde.  G)  In  Fällen  eines  angeschuldigten  oder  erwiesenen 
Verbrechens  ist  aber  ein  solches  Individuum,  falls  es  wegen 
augenblicklicher  Gefahr  von  der  Polizei  in  Verhaft  genommen 
sein  sollte,  ebenfalls  sofort  an  den  Gesandten  abzuliefern,  und 
ihm  sowie  in  anderen  Fällen  dieser  Art,  in  welchen  keine  Ver- 
haAung  erfolgt  ist,  zu  überlassen,  ob  er  dasselbe  dem  Senate 
zur  Untersuchung  und  Bestrafung  ausliefern,  oder  in  sichere 
Verwahrung  in  seiner  Wohnung  gebracht,  an  seine  Begierung 
behufs  der  Untersuchung  und  Bestrafung  senden  wolle.  H)  Eine 
Haussuchung  in  der  Wohnung  eines  Bundestagsgesandten 
kann  nur  in  dringenden  Criminal-Fällen,  und  zwar  erst  nach 
vorhergehender  gebührender  Anzeige  und  mit  ausdrücklicher 
Genehmigung  des  Gesandten,  und  in  seiner  oder  in  der  daza 
verordneten  Person  Gegenwart  vorgenommen  werden.  I)  Es 
machen  jedoch  die  Bundestagsgesandten  keinen  Anspruch  auf 
eine  Befugniss,  Personen,  welche  zu  ihrer  Gesandtschaft  nicht 
gehören,  und  von  der  Polizei  oder  den  Gerichten  verfolgt 
werden,  wissentlich  in  ihrer  Wohnung  einen  Zufluchtsort  (Asyl) 
zu  ertheilen,  sondern  verpflichten  sich  vielmehr,  selbige  auf 
die  erste,  ihnen  davon  gebührend  gemachte  Anzeige  der  Behörde 


§.  138.  Die  Bandeatagsgesandten  o.  die  freie  Stadt  Frankfiirt    839 

verabfolgen  zn  lassen  ^).  K)  Die  Bandestagsgesandten  gemessen 
ftlr  sich  und  ihr  Qefolge  auch  gänzliche  Befreiung  von  städ- 
tischen Steuern  und  Abgaben  aller  Art,  sowie  von  aller  Ein- 
quartierung und  Beluition.  Sie  haben  das  Recht,  von  Fremden 
verfertigte  Mobilien  fOr  ihren  und  der  Ihrigen  Gebrauch  selbst 
ausser  der  Messzeit  einftlhren  zu  lassen :  sind  aber  verpflichtet, 
hinsichtlich  aller  Mobilien  und  Consumtibilien ,  welche  sie 
kommen  lassen,  erforderliche  Gertifikate  unter  ihrer  Untei^ 
Schrift  und  Siegel  dahin  auszustellen,  dass  diese  Gegenstände 
ihnen  gehören,  und  zu  ihrem  oder  der  Ihrigen  alleinigen  Qe- 
brauche  bestimmt  sind.  Die  Erben  eines  Bundestagsgesandten 
oder  einer  zu  seinem  Gefolge  gehörenden  Person  gemessen 
Freiheit  von  Bezahlung  des  Abzugsgeldes  selbst  in  dem  Falle^ 
dass  die  Erbschaft  nach  einem  nicht  zum  deutschen  Bunde 
gehörigen  Staate  ausgeführt  werden  sollte.  L)  Die  Verhältnisse 
des  jedesmaligen  Bundestagsgesandten  der  Stadt  Frankfurt  zu 
derselben  sind  ihrer  eigenen  Bestimmung  überlassen.  M)  Nach 
dem  Anschlüsse  Frankfurts  an  den  Zollverein  wurde 
mit  dieser  freien  Stadt  von  der  Bundesversammlung,  1888  Nov., 
ein  Uebereinkommen  getroffen,  wie  die  nunmehr  nöthig  ge- 
wordenen Gontrollmassregeln  hinsichtlich  der  zollfreien 
Bezüge  der  Bundestagsgesandtschaflen  und  ihres  Personals  ftlr 
die  Dauer  des  Zollvereins  einzurichten  seien.  Es  wird  hiemach 
ftlr  jede  Bundestagsgesandtschaft  ein  Frei -Conto  von  fl.  3500 
eröffiiet  und  nach  dessen  Erschöpfting  erneuert.  Hierauf  ist 
auch  der  Verbrauch  der  Mitglieder  der  Militärcommission,  welche 
ähnliche  Zollbefreiung  wie  die  Gesandtschaften  gemessen,  ein- 
zutragen. Der  Verbrauch  des  Bundeskanzleidirektors  und  der 
fibrigen  zur  Bundespräsidial-Eanzlei  gehörigen  Personen,  sowie 
des  Bundeskassiers  und  Bnndes-Eassen-Controleurs  werden  dem 
Frei -Conto  des  jeweiligen  k.  k.  Bundespräsidialgesandten  in 
Aufrechnung  gebracht  3). 

n.  Ein  besonderes  Recht  ist  der  Bundesversammlung 
überdies  durch  die  Wiener  Congressakte  v.  9.  Juni  1815^ 


>)  üeber  die  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle  vergl.  R  t.  Mohl, 
Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860)  S.  637-^764. 

»)  Siehe  B.-B.  vom  29.  Nov.  1838,  §.  361.    G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Gonfoed.  Genn.  3.  Aufl.  ThL  11.  8.  359  flg. 

22* 
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art.  46y  in  Bezug  auf  die  freie  Stadt  Frankfurt  beigel^ 
nämlich  die  Befagniss,  die  Verfassangsstreitigkeiten 
zu  entscheiden,  welche  sich  in  derselben  erheben  können ^). 
Die  Bnndesyersammlnng  hat  dieser  Bestimmung  der  Wiener 
Coügressakte  bereits  in  einem  Falle  die  Ausdehnung  gegeben, 
dass  sie  auch  ohne  vorhandene  Verfassungsstreitigkeit  in  der 
Bürgerschaft  oder  deren  verfassungsmässigen  Organen ,  sowie 
auch  ohne  irgend  ein  ^Anrufen  von  Seiten  wirklich  oder  an- 
geblich Betheiligter,  sich  für  befugt  erkannte,  die  „Ungiltig- 
keif  einiger  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  Ver- 
fassuugsgesetze,  als  ,,nicht  legal''  entstanden,  auszusprechen, 
und  sich  hinsichtlich  der  Verfassnugsveränderungen  überhaupt 
eine  Einwirkung  als  „competenzmässiges  Recht"  vor- 
zubehalten ^). 

§.  139. 
Gegenstände,  welche  vor  das  Plenum  gehören. 

I.  Die  Gegenstände,  über  welche  nur  im  Plenum  ent- 
scheidende Beschlüsse  gefasst  werden  dürfen,  sind  A)  nach  der 
Bundesakte,  art.  6:  1)  Abfassung  und  Abänderung  von 
Grundgesetzen  des  deutschen  Bundes^);   2)  organische 


*)  W.  C.-A.  art.  46:  ,,Le8  discnssions,  qui  pourront  s^^ever,  soit  aar 
r^tablissemeilt  de  la  Constitution  (de  la  ville  de  Francfort),  soit  snr  son 
maintien,  seront  du  ressort  de  la  Di^te  Germanique,  et  ne  pourront  ^tre 
d^cid^es  que  par  elle.^*  —  In  Gemässheit  dieser  Bestimmung  ist  im  J.  1816 
bei  der  B.-Y.  eine  Reklamation  Yon  Seiten  der  alten  Geschlechter  der 
adeligen  Ganerbschaft  Alt-Limpurg  zu  Frankftirt  a.  M.  auf  die  Besetzung 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Stellen  des  Senats  erhoben  worden.  Yergl. 
Prot.  V.  2.  Dec.  1816,  §.  36;  und  den  in  dieser  Sache  ergangenen  Bundes- 
beschluss  vom  13.  März  1845,  Protok.  §.  102  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  431. 

»)  B.-B.  V.  12.  Aug.  1852,  Prot  §.  231,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  ThL  n.  S.  581.  —  Vergl.  hierüber  mein  Rechts- 
gutachten über  die  fortdauernde  Giltigkeit  der  in  der  fir.  Stadt  Frankfurt 
den  Israeliten,  Landbewohnern  und  Beisassen,  gesetzlich  yerliehenen  Gleich- 
stellung mit  den  christlichen  Stadtbürgem.  1852.  S.  60  fl. 

*)  Die  B.-A.  art.  6  erwähnt  als  hierher  gehörig  noch  ausdrücklich 
,3e8chlüsse,  welche  die  Bundes-Akte  selbst  betreffen.'^  Diese  Erwähnung 
war  aber  an  sich  ganz  überflüssig,  da  die  Bundesakte  selbst  Grundgesetz 
i3ty  und  bis  zur  Abfiissung  der  W.  S.-A.  sogar  das  einzige  Grundgesetz 
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BnndeseinrichtiiBgeii ,  und  3)  sonstige  gemeinnützige  An- 
ordnungen; B)  nach  der  Wiener  Sehlassakte  art.  12 
kommen  noch  hinzu :  4)  Kriegserklärungen  und  Friedens- 
schlüsse; 5)die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 
IL  Bei  entstehenden  Zweifeln  soll  nach  der  Wiener  Schluss- 
akte art.  12  vorerst  im  engeren  Bathe  entschieden  werden, 
ob  eine  Sache  vor  das  Plenum  gehört  oder  nicht. 

§.  140. 

Von  den  Gegenständen,  über  welche  keine  Beschlüsse 
durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  können*). 

A,     Uebersicht  und  Au&ählung  der  hieher  gehörigen 

Fälle. 

I.  Als  Begel  ist  in  der  Bundesakte  art.  7  und  in  der 
Wiener  Schlussakte  art.  11  sowohl  für  die  Beschlussfassungen 
im  Plenum  wie  im  engeren  Bathe  die  Stimmenmehrheit 
aufgestellt 

n.  Die  Ausnahmsfälle,  in  welchen  weder  im  Plenum 
noch  im  engeren  Bathe  (je  nachdem  nämlich  die  Abstimmung 
in  dem  einen  oder  dem  änderen  zu  geschehen  hat)  eine  Be- 
schlussfassung durch  Stimmenmehrheit  stattfinden  kann,  zer- 
fallen in  zwei  Klassen,  1)  solche  Fälle,  in  welchen  nur  allein 
Stimmen einhelligkeit  entscheidet,  und  2)  solche  Fälle, 
in  welchen  ohne  Zustimmung  des  besonders  betheiligten 
Bundesgliedes  kein  dasselbe  verbindender  Beschluss  möglich 
ist*^).  A)  Die  Fälle,  in  welchen  Stimmeneinhelligkeit 
erfordert  wird,  sind  nach  der  Bundesakte  uud  Wiener  Schluss- 
akte:   1)  Beschlussfassungen  über   alle  jene    Gegenstände, 


war.  —  Yergl.  über  die  verschiedenen  Ansichten  von  dem  Sinne  und  der 
Bedentong  dieses  Stelle,  A.  Dörr,  a.  a.  0.  S.  288  fig. 

<)  K  Franck,  über  die  Bildung  der  Beschlüsse  des  engeren  Rathes 
und  des  Plenum^s  der  deut.  B.-Y.  durch  Stimmenmehrheit  und  Stimmen- 
einheit   Ein  bundesrechtlicher  Versuch.    Mainz  1857. 

*)  In  der  Praxis  wird  es  sich  zwar  regelmässig  so  stellen,  dass,  wenn 
das  betheiligte  Bundesglied  zustimmt,  auch  Stimmeneinhelligkeit 
vorhanden  ist,  und  darum  behandeln  die  Bundesgesetze  die  hier  unter- 
schiedenen beiden  Klassen  von  Fällen  stets  miteinander,  ohne  besondere 
Scheidung;  vergl.  B.-A.  art.  7;  W.  S.-A.  art.  13. 
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deren  Entscheidnng  nach  der  Bandesakte  und  Wiener  Schlnss- 
akte  nur  im  Plennm  geschehen  darf  (§.  139)  mit  alieiniger 
Ausnahme  der  Beschlossfassangen  über  Kriegserklärungen 
und  Friedensschlüsse^);  2)  Beschlussfassungen  über  Reli- 
gionsangelegenheiten^);  3)  wenn  die  Rechte  und  Pflichten 
eines  Bundesgliedes  wegen  Veränderung  des  gegenwär- 
tigen Besitzstandes  eine  Abänderung  erleiden  sollen^); 
4)  wenn  ein  Bundesglied  seine  Souverainetät  oder  einen  Theil 

')  B.-A.  art.  7;  W.  S.-A.  art.  13  a.  64.  —  Man  ersieht  hieraus,  dass 
Kriegserklärungen  und  Friedensschlüsse  die  einzigen  Gegen- 
ständer sind,  bei  welchen  die  in  der  B.-A.  art  7,  Abs.  2,  aufgesteUte  Regel 
Platz  greifen  kann,  dass  im  Plenum  regelmässig  eine  Mehrheit  von  zwei 
Drittheilen  entscheiden  solle.  Es  ist  diese  Art  der  Beschluss&ssung  also 
Yiel  mehr  eine  Ausnahme,  als  eine  Regel;  denn  in  allen  anderen  Yor 
das  Flenum  gewiesenen  Gegenständen  kann  nur  Stimmeneinhellig- 
keit entscheiden.  Diese,  keineswegs  einzige,  üngenauigkeit  in  der  Redak- 
tion des  Textes  der  B.-A.  ist  auf  Rechnung  der  Eilfertigkeit  bei  der  Ab- 
&8sung  zu  setzen. 

*)  B.-A.  art  7;  W.  S.-A.  art  13.  —  Das  Erfordemiss  der  Stimmen- 
einhelligkeit bei  Religionssachen  ist  eben  so  wie  die  nachfolgende  Bestimmung 
tberjura  stngulorum  aus  der  Reichsyer&ssung  (dem  westphälischen  Frieden) 
beibehalten  worden  (siehe  oben  §.  81,  Y.).  Die  weitere  Bestimmung  des 
westphälischen  Friedens  aber  die  Itio  in  partes,  welche  hauptsächlich  zum 
Schutze  der  protestantischen  Reichsstände  gegen  das  Uebergewicht  der 
katholischen  Stimmen  auf  dem  Reichstage  eingeführt  worden  war ,  fand  in 
der  Bundesakte  keine  Aufnahme,  da  die  gegenwärtige  Zahl  der  katholischen 
Stimmen  am  Bunde  (nur  drei,  nämlich  Oesterreich,  Bayern  und 
Liechtenstein)  den  protestantischen  Bundesgliedern  keinen  Grund  zur 
Besorgniss  geben  kann.  Sachsen,  dessen  königliches  Haus  zwar  katho- 
lisch ist,  wurde  schon  zur  Reichszeit  nur  als  protestantische  Stimme  be- 
trachtet; s.  oben  §.  91,  IX.  —  üeber  den  Begriff  von  Religionsan- 
gelegenheiten vergl.  V.  Dresch,  Abh.  1822,  Nr.  II,  S.  37.  —  Vei^gL 
hierüber  die  Berichte,  und  Abstimmungen  über  die  Beschwerde  des 
EL  Y.  Eettenburg  auf  Matgendorf  (Mecklenburg-Schwerin)  wegen 
beeinträchtigter  Religionsfreiheit,  Prot  d.  B.-V.  vom  17.  März  1853,  §.  75, 
und  9.  Juni  1853,  §.  152. 

^)  W.  S.-A.  art  6.  —  Solche  Veränderungen  sind  bis  jetzt  noch  nicht 
mit  Einfluss  auf  das  Stimmgewicht,  sondern  nur  mit  Einfluss  auf  die 
matrikularmässigen  Geldbeitrag»  und  auf  die  Stellung  des  Militär -Gontin- 
gentes  vorgekommen.  Vergleiche  die  Abtretung  des  Sachsen-Coburg- 
Gothaischen  Fürstenthums  Lichtenberg  an  Preussen.  Protok.  d. 
B.-V.  vom  26.  Sept  1834,  §.  468  und  die  Abtretung  des  Schaumburg- 
Lippe*6chen  Amtes  Blomberg  an  Lippe  vom  14.  April  1842  §.  105 
(y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  Tbl.  n,  S.  311  u.  400). 
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seiner  Länder  an  einen  auswärtigen,  nicht  verbündeten 
Fürsten  abtreten  will^);  5)  wenn  einem  deutschen  Bundes- 
forsten  durch  Erbschaft  andere  Bundesstaaten  zufallen ,  hat 
der  Bund  durch  Stimmeneinhelligkeit  zu  bestimmen,  ob  und 
in  wiefern  ihm  die  bisher  darauf  haftenden  Stimmen  im  Plenum 
beigelegt  werden  können '').  B)  Ohne  freie  Zustimmung  der 
Betheiligten  dürfen  weder  im  Plenum,  noch  im  eugeren  Bathe 
Beschlüsse  gefasst  werden  1)  über  jura  singulorum^  und 
2)  wenn  einzelnen  Bundesgliedern  eine  besondere  Leistung  ftlr 
den  Bund  zugemuthet  werden  wilP). 

ni.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni 
1854,  §.  12,  nennt  als  Gegenstände,  über  welche  kein  Be- 
schluss  durch  Stimmenmehrheit  stattfindet,  nur:  Annahme 
neuer  Grundgesetze  oder  Abänderung  der  bestehenden, 
organisclie  Bundeseinrichtungen,  jura  singubrum,  die  Auf« 

«)  W.  8.-A.  art.  6.  —  Siehe  oben  §.  117. 

7)  W.  8.-A.  art  16. —  Bisher  hat  sich  die  B.-V.  noch  nicht  bewogen 
gefunden,  eine  solche  Bewilligong  zu  ertheilen.  Der  Antrag  von  Anhalt- 
Dessau,  ihm  die  Fortführung  der  Yirilstininie  von  Anhalt- Göthen  im 
Plenum  zu  gestatten,  wurde  durch  B.-B.  y.  7.  Nov.  1851  (Prot  §.  209,  bei 
G.  V.  Meyer,  Porp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.  S.  565)  abge- 
schlagen, und  die  von  dem  herzogl.  Hause  Anhalt-Göthen  geführte 
Plenarstimme  mit  dem  Erlöschen  dieses  Hauses  im  Mannsstamme  für  hin- 
weggefiülen  erklärt  —  Wegen  der  Stimmführung  im  engeren  Rathe 
enth&lt  die  W.  S.-A.,  art  16,  keine  Bestimmung.  Tritt  also  der  Erb&U 
lediglich  unter  Mitgliedern  einer  Curie  ein,  so  ist  dadurch  nichts  weiter 
verändert,  als  dass  nun  das  erbende  Haus  auch  den  Bruchtheil  der  Stinmie 
des  ausgestorbenen  Hauses  führt,  wie  sich  dies  bei  dem  Erlöschen  von 
Anhalt-Cöthen  gezeigt  hat  Gehen  aber  Bundesstaaten,  welche  an  einer 
Gesammtstimme  Antheil  hatten,  durch  Erbfolge  und  dergl.  an  ein  Haus 
über,  welches  bereits  eine  ganze  Stimme  im  engeren  Rathe  führt,  so  gelten 
die  Antheile  an  der  Curiatstimme  fOr  erloschen,  da  im  engeren  Rathe 
ohnehin  kein  Bundesglied  mehr  wie  eine  Stinmie  führen  kann.  In  dieser 
Weise  sind  die  Antheile  von  HohenzoUern-Hechingen  und  Sigma- 
ringen an  der  16.  Stinmie  mit  dem  üebergange  dieser  Fürstenthümer  an 
Preussen  im  J.  1850  erloschen.  Der  FaU,  wie  es  gehalten  werden  soll, 
wenn  ein  Bundesstaat,  auf  welchem  ein  Antheil  an  einer  Curiatstimme 
ruht,  an  ein  Bundesglied  durch  Erbschaft  n.  dergl.  überginge,  welches  in 
einer  anderen  Curiatstimme  steht,  ist  nirgends  vorgesehen,  und  würde, 
wenn  er  eintreten  soUte,  eine  besondere  BeschlussfiASSung  der  B.-Y.  nöthig 
machen. 

8)  B.-A.  art.  7 ;  W.  S.-A.  art.  15.  —  Siehe  oben  Note  4. 
»)  W.  S.-A.  art  15. 
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nähme  neaer  Mitglieder  in  den  Bond  and  Beligions- 
angelegenheiten.  Es  darf  aber  hieraas  nicht  geschlossen 
werden,  dass  nanmehr  die  Beschlassfassang  darch  Stimmen- 
mehrheit in  den  anderen  bei  dieser  Aafzählang  übergangenen 
Fällen^  in  welchen  sie  nach  der  Bandesakte  and  Wiener  Schlass- 
akte  aasgeschlossen  ist;  habe  wieder  hergestellt  werden  wollen : 
hierza  wäre  mindestens  eine  bestimmte  aosdrttckliche  Erklärong 
in  der  revidirten  Geschäftsordnang  nöthig  gewesen,  da  nicht 
angenommen  werden  kann,  dass  die  Bandesversammlang  bei 
der  Revision  ihrer  Geschäftsordnang  nar  so  beiläafig  aaschrttck- 
liche  Bestimmangen  der  Grandgesetze  des  Bandes  habe  be- 
seitigen wollen. 

IV.  Die  Eigenschaft  eines  Gegenstandes,  dass  darüber 
kein  Beschlass  durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  kann, 
hat  keineswegs  zar  Folge,  dass  derselbe  von  der  Bandesver- 
sammlang  gar  nicht  in  Berathang  gezogen  oder  ihre  G  o  m  p  e  - 
tenz  als  sofort  aasgeschlossen  betrachtet  werden  dürfte,  sobald 
etwa  ein  Mitglied  von  vomehinein  erklären  würde,  dass  es  der 
von  den  übrigen  Stimmen  beabsichtigten  Beschlassfassang 
nicht  beitreten  wolle;  vielmehr  schreibt  die  Wiener  Schlnss- 
akte  art.  13  gerade  mit  Bücksicht  aaf  diesen  Fall  vor,  dass 
der  definitiven  Abstimmung  eine  genaue  Prüfung  und  Er- 
örterung der  den  Widerspruch  einzelner  Bandesglieder  be- 
stimmenden Gründe  vorangehen  müsse,  und  deren  Darlegung 
in  keinem  Falle  verweigert  werden  dürfe*^). 

V.  Hat  aber  die  Bundesversammlung  über  einen  Gegen- 
stand dieser  Kategorie  bereits  einmal  in  bundesverfassungs- 
massiger  Weise  allgemeine  Grundsätze  festgestellt,  so 
dass  es  sich  nur  allein  noch  darum  handelt,  wie  „beschlossene 
Gesetze  und  Einrichtungen  zur  Ausführung  zu  bringen 
sind^',  so  findet  hinsichflich  dieser  letzteren  Frage  nach  der 
Wiener  Schlussakte  art.  11  allerdings  wieder  die  regelmässige 
Beschlussfassung  nach  Stimmenmehrheit  statt ^^). 

*^)  AasdrQckllch  erklärt  dies  der  Commissionsbericht  in  der  v.  Eetten- 
bnrgVhen  Sache,  erstattet  in  der  Sitzung  der  B.-Y.  vom  17.  M&rz.l853, 
§.  75,  S.  254. 

*0  In  diesem  Sinne  liat  sich  die  österreichische  Abstimmnng  in 
der  T.  Ketten  bar  gesehen  Sache  (Sitzung  d.  B.-y.  v.  9.  Juni  1853,  Prot 
f.  152,  8.  445)  ausgesprochen. 
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^  §.  141. 

B.   Einzelne  besonders  ausgezeichnete  Fälle: 
1)   Die  authentische  Interpretation  der  Bundesgesetze. 

I.  So  wie  einem  Richter  die  Anwendung  eines  Gesetzes 
anf  einen  vorliegenden  Fall  nicht  möglich  ist,  ohne  dass  er 
sich  eine  Ansicht  von  dem  Sinne  nnd  Geiste  des  anzuwenden- 
den Gesetzes  bildet,  also  dasselbe  interpretirt ,  so  kann  auch 
die  BandesYersammlung  ihre  normativen  Beschlüsse  nicht 
praktisch  anf  einzelne  Fälle  anwenden,  ohne  anf  den  Sinn  nnd 
Geist  derselben  Rücksicht  zn  nehmen,  nnd  hierüber  können 
in  der  Bundesversammlung  eben  so  wohl  verschiedene  An- 
sichten hervortreten,  und  sind  schon  oft  hervorgetreten,  wie 
dies  auch  in  RichtercoUegien  und  anderen  RegierungscoUegien 
zu  geschehen  pflegt. 

U.  Wo  es  sich  nur  um  die  Feststellung'  des  Sinnes  eines 
Bundesbeschlusses  zum  Behufe  der  Anwendung  desselben 
auf  einen  einzelnen  gegebenen  Fall  handelt,  hat  die 
Bundesversammlung  regelmässig  keine  Veranlassung,  über  den 
Sinn  des  anzuwendenden  Bundesbeschlusses  als  selbststän- 
digen Gegenstand  abzustimmen,  sondern  es  wird  jede  Stimme 
den  Ausdruck  ihrer  Ansicht  mit  ihrer  Abstimmung  in  der 
Hauptsache  verbinden  und  diese  selbst  nach  ihrer  Auf- 
fassung von  dem  Sinne  und  Geiste  des  anzuwendenden  Bundes- 
beschlusses einrichten. 

in.  Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenn  die  Bundesver- 
sammlung, sei  es  auf  Antrag  eines  Bundesgliedes  0,  oder  aus 
eigenem  Ermessen,  beschliesst,  einen  Bundesbeschluss  zum 
Behufe  seiner  richtigen  und  gleichförmigen  Anwendung  authen- 
tisch  zu  interpretiren.  Die  Frage,  welche  Verhandlungsart 
und  Abstimmungsweise  bei  der  authentischen  Interpretation 
von  Bundesgesetzen  anzuwenden  sei,  namentlich  ob  sie  immer 


*)  Ein  solcher  Antrag  eines  Bundesgliedes  auf  die  Ertheilung  einer 
authentischen  Interpretation  vor  der  Abstimmung  über  einen  vorliegenden 
Fall  unterliegt  selbst,  wie  jeder  andere  nicht  besonders  grundgesetzlich  aus- 
gezeichnete Berathungsgegenstand,  der  Verhandlung  im  engeren  Rathe  und 
der  BeschlussÜBussung  durch  Stimmenmehrheit. 
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vor  das  Plennm  gehöre  oder  nicht,  ist  bereits  in  der  Buides- 
yersammlnng  selbst  angeregt  worden^).  Am  richtigsten  wird 
man  hier  von  dem  Grandsatze  ausgehen,  dass  eine  authen- 
tische Interpretation  nichts  anderes,  als  die  Aufstellung  eines 
neuen  Gesetzes  ist,  und  daraus  ergibt  sich  die  Folgerung, 
dass  zu  der  authentischen  Interpretation  alles  dasjenige,  aber 
auch  nicht  mehr,  gehört,  als  was  zu  der  Abfassung  des  zu 
interpretirenden  Gesetzes  selbst  erforderlich  gewesen  ist  und 
zu  seiner  förmlichen  Abänderung  nöthig  sein  würde.  Hier- 
aus ergibt  sich  von  selbst  die  Unterscheidung,  dass  die  Gesetze, 
die  nur  im  Plenum  errichtet  werden  können,  auch  nur  im 
Plenum  interpretirt  werden  dürfen,  die  übrigen  aber,  die  im 
engeren  Bathe  errichtet  worden  sind,  auch  von  diesem  inter- 
pretirt werden  können.  Dieselbe  Unterscheidung  ist  auch  hin- 
sichtlich der  Frage  zu  machen,  ob  Stimmeneinhelligkeit  oder 
Stimmenmehrheit  zu  der  authentischen  Interpretation  erforder- 
lich sd^). 

§.  142. 
2)  Die  organischen  Einrichtungen  des  Bundes. 

Organische  Einrichtungen  sind  nach  der  Wiener  Schluss- 
akte art.  13.  bleibende  Anstalten  als  Mittel  zur  Erfül- 
lung der  Bundeszwecke  0*  Die  sehr  bald  äusserst  fbhlbar 
gewordene  Schwierigkeit,  organische  Einrichtungen  zu  Stande 
zu  briDgen,  weil  dieselben  nur  durch  Stimmeneinhelligkeit 
beschlossen  werden  können  (§.  139,  140.  A,  1),  nöthigte  die 
Bundesversammlung,  einen  Ausweg  in  der  Weise  zu  ergreifen, 
dass  sie  da,  wo  Yoraussichtlich  die  Stimmeneinhelligkeit  nicht 
erzielt  werden  kann,  nur  provisorische  Beschlüsse  fasst, 


«)  Vergl.  die  Beil.  25,  §.  41,  zu  dem  Prot  der  B.-V.  vom  B.  Juni  1820 
§.  190.  (Prot  Xn,  S.  143  flg.,  der  Quartausgabe.) 

>)  Diese  Unterscheidungen  sind  auch  auf  den  Wiener  Ministerialconfe- 
renzen  von  1820  gemacht  worden.  Klub  er,  §.  120,  not  d.  —  A.  M.  ist 
Brunquell,  I,  S.  275  fl.  —  Yeigleiche  aber  v.  Dresch,  Beitr.,  Nr.  1; 
Rey scher.  Versuche,  S.  217;  und  besonders  Dörr,  a.  a.  0.  (Zeitschr.  f. 
deut  E.  1843,  Bd.  VH),  S.  304  u.  flg. 

*)  üeber  den  Begriff  der  organischen  Einrichtungen  vergl.  ▼.  Dresch. 
Beitr.  1822,  Nr.  2,  S.  31. 
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wdehe  als  einstweilige  Aushilfe,  nnd  vorObergehende;  nicht 
definitive  Einrichtangen  im  engeren  Bathe  nach  Stiiftnenmehr- 
heit  gefasst  werden  können  ^).  So  anangenehm  es  schon  viel- 
foch  in  der  Bundesversammlung  empfanden  worden  ist,  dass 
organische  Einrichtungen,  welche  von  der  Majorität  als  höchst 
nothwendig  und  zweckmässig  erkannt  worden  waren,  an  dem 
Widerspruche  einzelner  Bundesglieder  gescheitert  sind,  so  hat 
sich  die  Bundesversammlung  doch  niemals  entschliessen  können, 
das  Erfordemiss  der  Stimmeneinhelligkeit  bei  organischen  Ein- 
richtungen aufzugeben  und  hat  dasselbe  erst  neuerdings  wieder 
in  der  revidirten  Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854  §.  12 
als  fortdauernd  giltig  anerkannt. 

§.  143. 
3)  Die  Jura  Singulomm. 

I.  Jura  singulomm  (§.  139)  sind  nach  der  Erklärung  der 
Wiener  Schlussakte  art.  15  solche  Rechtsverhältnisse,  in  Bezug 
auf  welche  die  deutschen  Staaten  „nicht  als  Glieder  des 
Bundes  in  ihrer  vertragsmässigen  Einheit,  sondern 
als  einzelne  selbstständige  Staaten'^  in  Betracht 
kommen^),  wesshalb  denn  auch  ohne  freie  Zustimmung  der 
Betheiligten  kein  dieselben  bindender  Beschluss  gefasst 
werden  kann^).  Die  Fälle,  in  welchen  jura  singulorum  als 
vorhanden  angenommen  wenden  sollen,  sind  in  den  Bundes- 
gesetzen nicht  speciell  aufgezählt  worden  und  hat  sich  daher 
auch  bei  einzelnen  Vorkommnissen  eine  grosse  Meinungsver- 
schiedenheit in  der  Bundesversammlung  gezeigt.  Zufolge  des 
in  der  Wiener  Schlussakte  art.  15  aufgestellten  Begriffes  ge- 


*)  VeiKl*  d^  ^^  ^'  J^  ^^1^  znm  proyisorischen  Bandesbeschluss 
erhobene  Commissionsgatachten,  bei  v.  Meyer,  Corp.  Jor.  Confoed.  Genn. 
3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  83  flg. 

*)  Yergl.  noch  über  diesen  Begriff  das  durch  B.-B.  v.  29.  Juli  1819  als 
Proidsorium  angenommene  Commissionsgutachten  bei  G.  y.  Meyer,  Corp. 
Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  II.  S.  86. 

«)  B.-A.  art  7;  W.  S.-A.  art.  15;  revidirte  Ge8ch.-Ord.  d.  B.-V.  v. 
16.  Juni  1854,  §.  12.  —  Stimmt  also  das  betheiligte  Bundesglied  zu,  so 
kann  die  Beschluss£BU3Sung  auch  wohl  durch  die  Majorität  der  Stimmen 
geschehen,  insofern  nicht  aus  anderen  Gründen  noch  Stimmeneinhelligkeit 
erforderlich  ist  —  Yergl.  oben  §.  140,  n. 
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hören  dahin  A)  alle  Soaverainetätsrechte  der  deatschen 
BandeBgUeder,  soweit  nicht  eine  Beschränknng  hinsichtlich 
deren  Aostlbung  durch  die  Orundgesetze  des  Bandes  und  ver- 
fassangsmässige  Bundesbeschlüsse  begründet  worden  ist  ^. 
B)  Es  gehört  dahin  femer  die  Bewilligung  von  dinglichen  nnd 
persönlichen  Vorrechten,  wie  die  Anerkennung  des  hohen  Adels, 
Privilegien,  Auszeichnungen  u.  dergl.,  zu  Gunsten  von  Personen, 
hinsichtlich  deren  die  Bundesglieder  nicht  schon  in  den  Grund- 
Verträgen  des  Bundes  eine  Verpflichtung  zu  einer  derartigen 
Einräumung  übernommen  haben  ^).  G)  Der  Interimsbeschlnss 
vom  29.  Juli  1819  rechnete  unter  die  jura  singvlorum  auch 
die  Fälle,  wo  ein  Bundesglied  Leistungen  übernehmen  soll, 
welche  die  anderen  nicht  gleichmässig  tragen.  Dieser  Fall 
ist  zwar  in  der  Wiener  Schlussakte,  art.  15,  auch  namentlich 
und  mit  gleicher  Rechtswirkung,  wie  die  jura  dnguhhimj 
jedoch  als  ein  von  denselben  unterschiedener  Fall  aufgeführt 
worden. 

n.   Die  Bestimmung,  dass  über  jura  singulorum  kein  Be- 
schluss  ohne  Zustimmung  der  Betheiligten  gefasst  werden  soll, 


3)  Dieser  Satz  ist  p  r  i  n  c  i  p  i  e  11  za  keiner  Zeit  streitig  gewesen.  Vergl. 
den  Bundes-Pr&sidial- Vortrag  am  15.  Novbr.  1816  (I.  Sitzung):  „Wir 
wollen  uns  zum  Ziele  unserer  Bestimmung  setzen :  die  Heiligkeit  der  Bundes- 
akte in  ihren  Grundbegriffen  mit  unbeirrter  inneren  freien  Wirk- 
samkeit der  einzelnen  Regierungen  nach  Lokal-  und  Zeit- 
bedürfniss.**  —  Provisor.  Competenzbestimmung  derB.-V.  vom 
12.  Juni  1817,  §.  5.  (3):  „Da  der  Begriff  der  Souverainetät  der  einzelnen 
Bundes-Staaten  der  Bundesakte  zum  Grunde  gelegt  ist,  so  liegt  unbezweifelt 
jede  Einmischung  der  Bundesversammlung  in  die  inneren  administra- 
tiven Verhältnisse  ausserhalb  der  Gränzen  ihrer  Competenz.**  —  Vergl. 
Reyscher,  Versuche,  S.  116  fi.  —  In  der  Praxis  haben  sich  hierüber  aber 
mancherlei  Anstände  ergeben,  z.  B.  über  die  Gränzen  der  landesherrlichen 
Gewalt  in  Bezug  auf  Press  fr  eiheit,  die  bürgerliche  und  politische  Gleich- 
stellung der  Israeliten  mit  der  christlichen  Bevölkerung  u.  s.  w. 

*)  Wenn  daher  auch  die  Mehrheit  der  Bundesglieder  sich  für  ein 
solches  Zugeständniss  aussprechen  würde,  so  könnte  daraus  doch  rechtlich 
keine  Verpflichtung  eines  dissentirenden  Bundesgliedes  zu  einer  gleichen 
Gewährung  abgeleitet  werden.  —  Vergl.  hierüber  die  Ausführungen  in 
meiner  Abhandlung  über  das  Verhältniss  der  Beschlüsse  des  deut.  Bundes 
zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  im  Arch.  f.  civ.  Prax.  1844, 
Bd.  XX Vn,  S.  422:  und  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Eben- 
bürtigkeit, 1853,  S.  227  fl. 
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It  die  eigentliche  bnndesmäBsige  Garantie  der 
nyerainetät  der  einzelnen  Bandesglieder ,  insbesondere 
ichtlich  der  Selbstständigkeit  ihrer  inneren  Landes- 
gi er  an  g.  Es  kann  daher,  wenn  nicht  diese  Bestimmnng 
h  bedeatnngslos  werden  soll,  auch  die  präjadicielle 
rfrage  nicht  darch  Stimmenmehrheit  entschieden  werden^ 
ptra  smffulorum  vorhanden  sind,  wenn  ein  Bandesglied  anter 
tg  aof  dieselben  seine  Zastimmang  za  einem  Beschlnsse 
eigert^).  Es  bleibt  in  einem  solchen  Falle  nichts  übrig, 
die  Herbeifiihrong  einer  Verständigang  durch  fortgesetzte 
'handlang.  Bisher  haben  die  minder  mächtigen  Bundesglieder 
formliche  Erklärung  der  Beistimmung  ihre  Ansicht  der 
Bandesgenossen  untergeordnet,  wenn  ihnen  dieselben  ein* 
ig  oder  doch  in  Mehrzahl  zu  erkennen  gegeben  haben, 
sie  ihre  Berufung  auf  jt/ra  tingulorum  nicht  fUr  begründet 
^faten^).  Sollte  dagegen  einmal  der  Fall  eintreten,  dass 
Ihes  der  mächtigsten  Bnndesglieder  sich  auf  jura  singulorum 
berufen  Veranlassung  fände,  und  von  seinem  Widerspruche 
it  freiwillig  abstehen,  die  Bundesversammlung  aber  diesen 
it  fllr  gegründet  anerkennen  wollte,  so  wäre  eben  damit 
kr  Bond  von  einem  Schisma  bedroht. 

*)  Vergl.  V.  Dresch,  Beitr.  1822,  Nr.  11,  ^  37. 

*)  So  z.  B.  Baden,  nachdem  die  B.-Y.  darch  Beschluss  v.  5.  Juli  1832 

tUnyertrftglichkeit  des  badischen  Pressgesetzes  v.  28.  Juni  1831  mit 
Bondesgesetzgebong  aber  die  Presse  erklärt  hatte.  —  Vergl.  den  £in- 
£g  der  Bad.  Verord.  v.  8.  Juli  1832,  Reg.-Bl.  Nr.  LH.    „Nachdem  mit- 
t  eines  Ton  der  Bundesversammlung  unter  d.  5. 1.  M.  gefassten  Beschlusses 
rftaere  sämmtlichen  Bundesgenossen  einmüthig  erklärt  haben"  etc.  — 
Ob  der  gräfl.  Ben tinck* sehen  Sache  hat  die  B.-V.  unter  Verwahrung  von 
rOldenburg  durch  Stimmenmehrheit  in  der  Sitzung  v.  12.  Mai  1853 
:(hot  f.  132)  beschlossen,  die  Regierungen  um  die  auf  landesgesetzlichem 
Wcfe  zu  bewirkende  öffentliche  Bekanntmachung  des  B.-B.  v.  12.  Juni  184ö, 
v^dorch  der  hohe   Adel  der  Familie  Bentinck    ebenfalls  nur  durch 
StiBmenmehrheit,  und  namentlich  unter  Verwahrung  Oldenburg *s  aus- 
krochen war,  zu  ersuchen,  mit  der  Auflage  die  erfolgte  Bekanntmachung 
ier  B.-V.  binnen  drei  Monaten  anzuzeigen.    Diesem  B.  -  B.  ist  von  sämmt- 
ickeR  Bundesregierungen  entsprochen  worden;  von  Oldenburg  aber  erst 
^,  bei  Gelegenheit  des  Vergleiches   mit   der  gräfl.  Bentinck 'sehen 
FiBulie.   Siehe  oben  §.  108,  Note  11. 
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§.  144.  4 

4)  Die  Interessen  oder  sogenannten  politischen  Recfafl 

der  Bundesglieder.  ^ 

Es  ist  bereits  bei  dem  deatschen  Bande  einmal  bei 
legenheit  eines  sehr  heftigen  Streites  zwischen  Prenssen 
Anhalt-Göthen  wegen  der  Ausdehnung  der  prei 
Zollgesetse  anf  sämmtliche  anf  der  Elbe  nach  den  an  hall 
sehen  Landen  verführten  Waaren  ^),  die  Frage  angeregt  w( 
ob  auch  Interessen  (das  utile),  oder,  wie  man  in  neuei^ 
Zeit  sich  auszudrücken  angefangen  hat,  die  ,, politisch^ 
Rechte^'  der  einzelnen  Bundesglieder  nach  den  Gnmdsltii 
über  jura  singulorum  zu  behandeln  seien^  oder  ob^  wenn  glä< 
wohl  darüber  von  der  Bundesyersammlung  kein  BescUi 
durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  könne,  doch  ein  8ol< 
zwischen  einzelnen  Bundesgliedem  schwebender  Streit  als 
Rechtsstreit  zu  behandeln  sei,  und  daher  doch  weni( 
nach  der  Bundesakte  art.  11  eine  austrägalgerichtliel 
Entscheidung  verlangt  werden  körnte  oder  nicht  ^). 
Frage  ist  nun  zwar  in  der  Bundesversammlung  zu  keil 
Entscheidung  gekommen^).  Vom  allgemeinen  jui 
Standpunkte  aus  betrachtet,  erscheint  aber  allerdings  der 
griff  der  jura  singulorum  nur  da  passend,  wo  von  besondi 
Rechten  eines  Bundesgliedes  gegenüber  von  der  Gesammthei 
des  deutschen  Bundes  die  Rede  ist,  nicht  aber  da,  wo  ein  Bund« 
glied  gewisse  Interessen,  die  dem  Rechte  eines  anderen  einzi 


0  Die  an  dem  Bundestage  bezüglich  dieses  Streites  gepflogenen  Ycfj 
handlungen  finden  sich  übersichtlich  zusammengestellt  bei  G.  y.  Strui 
öffentl.  R.  d.  deut  Bundes,  Bd.  I,  S.  173  fl. 

«)  Protok.  der  B.  -  V.  von  1820,  (Quart- Ausgabe)  Bd.  Xu,  S.  92  u. 
S.  149  flg.  —  Heffter,  Beitr.  z.  deut.  Staats-  und  Fürsten-Recht»  S. 

3)  Der  Streit  wurde  durch  Vergleich  beendigt    Siehe  die  Anzeige 
Anhalt- Cöthen,  in  der  Sitzung  der  B.-Y.  y.  7.  März  1822  (Prot  §.  72> 
Auch  ein  später  (1827)  begonnener  Streit  zwischen  Preussen  und 
anhaltischen  Häusern  Göthen  und  Dessau  wurde  ausserhalb  der  Bub< 
yersammlung  verglichen  (siehe  die  Anzeige  der  anhaltischen  Hänser 
der  2.  Sitzung  der  B.-Y.  v.  1829  (Prot  §.  15).    Die  anhaltischen 
traten  in  das  preussische  Zollsystem  ein,   wodurch  ein  wesentliite 
Schritt  zur  Begründung  des  deutschen  Zollvereins  gemacht  wnrde. 
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Bnndesgliedes  widerstreiten,  gegen  diesesin  Ansprach  nimmt 
Allein  hieraus  folgt  noch  nicht,  dass  ein  Bandesglied;  welches 
anter  Berofang  aaf  seine  Interessen  die  Rechte  anderer 
Bandesglieder  verletzt,  in  einem  hierüber  entstehenden  Streite 
gar  keine  Autorität  anzuerkennen  schuldig  sei.  Vielmehr  setzt 
die  Bandesakte  art.  11  hinsichtlich  aller  Streitigkeiten  der 
Bundesglieder  unter  einander,  welche  Anlass  zu  Krieg  oder 
anderen  Gewaltbandlnngen  geben  könnten,  eine  austrägal- 
gerichtliche  Entscheidung  fest^). 

§.  145. 
5)  Die  gemeinnützigen  Anordnungen. 

I.  Gemeinnützige  Anordnungen  sind  nach  der  Bundesakte^ 
art.  6,  und  der  Wiener  Schlussakte  art  64,  Beschlttsse  über 
solche  zu  den  Befugnissen  der  einzelnen  Bundesregierungen 
gehörige  Gegenstände,  welche  die  Bundesversammlung  zu  ihrer 
Berathung  zieht,  weil  sie  für  sämmtliche  Bundesstaaten  auf 
irgend  eine  Art  von  gemeinsamer  Wichtigkeit  oder 
Bedeutung  sind,  und  durch  ihre  Behandlung  nach  gleich- 
förmigen Grundsätzen  in  sämmtlichen  Bundesstaaten 
ftir  alle  Einzelnen  ein  grösserer  Vortheil  zu  erwarten 
steht  0. 

n.  Jede  gemeinnützige  Anordnung  steht  ihrem  rechtlichen 
Wesen  nach  unter  dem  Gattungsbegriffe  der  jura  singulorunif 
d.  h.  es  handelt  sich  hier  immer  um  Einrichtungen,  hinsicht- 
lich   deren    die   Bundesglieder   keine   Verpflichtung   in    den 


*)  Diese  Ansicht  findet  sich  auch  in  der  Correlation  über  den  Anhalt- 
PreuBsischen  Streit  (Prot.  d. B.-y.  v.  5.  Juli  1821  §.  190) ausgesprochen.  — 
Das  Gegentheil  sachte  auszuführen:  Karl  Fried r.  Eichhorn,  Betrach- 
tungen über  die  Verf.  des  deut.  Bundes.  Berlin  1833;  welchem  beistimmt 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  120,  Note  e.  —  Die  Widerlegung  findet 
sich  schon  vollständig  bei  Dresch,  Beiträge,  Tübingen  1822,  Nr.  Y,  und 
sodann  in  desselben  AbhandL,  München  1830,  Nr.  1.  —  Klüber, 
OeffentL  R.  §.  175.  —  Brunnquell,  a.a.O.  S.  303.  —  YergL  besonders: 
Ueber  die  austrägalgerichtl.  Entscheidung  von  Streitigkeiten  unter  den  Mit- 
gliedern des  deut  Bundes.  Wien  1833. —  H.  A.  Zachariä,  deut  Staatsr. 
2.  Aufl.  §.  268,  m.  ->  Weiss,  Staatsr.  §.  112,  Note  e. 

*)  üeber  den  Begriff  TOn  gemeinnützigen  Anordnungen  vergl.  y.  Dresch, 
Bdtr.  1822,  Nr.  n,  8.  36. 
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Bnndesgrnndgesetzen  ftbernoinmen  hab^  und  die  isdi  nidilals 
Folgemngen  ans  Aesn  an^kannten  BundeBzweeken  ra  belraditen 
sind  Es  handelt  sich  hier  also  stets  mn  Massregdn,  wdehe 
an  sich  in  den  Kreis  der  Begiemngsrechte  der  einzdnen  Bondes- 
glieder  gehören,  aber  nunmehr  ans  Bficksiefaten  Aet  Zweek- 
mässigkeit  gemeinschaftfich  nnd  übereinstimmend  getroffen 
werden  wollen. 

ffl.  Durch  B.-B.  vom  30.  Jan.  1817,  Sitz.  VL  §.30,.  wurde 
beschlossen,  ein  Verzeichniss  der  eingehenden  Vorschläge  zu 
gemeinnützigen  Anordnungen  anzulegen,  weldies  in  der  letzten 
Sitzung  des  Jahres  der  Bundesversammlung  flberrdcht  und 
dem  Protokolle  beigef&gt  werden  soll. 

IV.  Bisher  ist  die  Bundesversammlung  mit  der  Zustande- 
bringung  solcher  Anordnungen  nicht  sehr  glücklich  gewesen^; 
günstigere  Resultate  haben  dagegen  mitunter '  die  ausserhalb 
derselben  unter  den  einzelnen  Bundesstaaten  gepflogenen  Nego- 
tiationen  gehabt^). 

V.  Der  Grund,  wesshalb  die  Versuche,  sich  über  gemein- 
nützige Anordnungen  zu  verständigen,  in  den  ersten  vierzig 
Jahren  seit  der  Errichtung  des  Bundes  nicht  leicht  gelingen 
konnten  oder  auch  nur  selten  gemacht  wurden,  liegt  nicht  an 
einem  etwaigen  Fehler  seiner  Organisation,  sondern  hanptr 
sächlich  in  der  grossen  Anzahl  und  Natur  der  in  den  einzelnen 
Staaten  bestandenen,  in  den  früheren  Zuständen  wurzelnden 
Special  -  Interessen ,  welche  nicht  leichtfertig  der  Einführung 
häufig  noch  unerprobter  allgemeiner  Grundsätze  geopfert  werden 
durften,  sondern  eine  allmählige,  bedachtsam  vorschreitende 
Ausgleichung  erforderten,  wenn  nicht  die  Wohlfahrt  der  Theile 
zerstört  werden  wollte,  ohne  welche  doch  die  angestrebte  Wohl- 
fahrt des  Ganzen  nur  eine  Chimäre  ist.  Es  erschien  demnach 
vielfach  als  angemessener,  gemeinnützige  Einrichtungen  durch 


<)  Ueber  die  Yereinbaningen  bezüglich  der  Flass-Schifffahrt  siehe 
unten  §.  478. 

9)  Hieher  gehören  der  Abschluss  des  deutschen  Zollvereins,  die  damit 
in  Verbindung  stehende  Münzconvention ,  die  Vereinbarungen  deutscher 
Staaten  über  Einführung  von  Passkarten  und  Briefmarken,  das  Tele- 
graphenwesen, den  Betrieb  der  Eisenbahnen;  der  Vertrag  von  Gotha, 
15.  Juli  1851 ,  die  Uebemahme  der  Auszuweisenden  und  Heimathlosen  be- 
treffend u.  8.  w. 
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besondere  Verträge  der  zu  einander  zunächst  in  Verkehrs- 
beziehnngen  stehenden  Staaten  in's  Leben  zu  mfen  und  von 
den  engeren  Kreisen  allmählig  auf  weitere  Kreise  zu  übertragen. 

VI.  Diese  Erweiterung  und  Ausdehnung  gemeinntttziger 
Einrichtungen  konnte  naturgemäss  nicht  ausbleiben;  so  wie 
ihre  Zweckmässigkeit  sich  einmal  in  einem  gewissen  Kreise 
erprobt  hat,  da  das  Verkehrsleben  selbst  nicht  nur  keine  Ein* 
schränkung  duldet,  sondern  jeder  anscheinend  noch  so  geringe 
Fortschritt  unaufhaltsam  zu  weiterer  Entwickelung  und  Aus- 
dehnung auf  einen  grösseren  Kreis  hindrängt. 

Vn.  Es  hat  sich  auch  im  Laufe  der  Zeit  gezeigt,  dass 
das  anfängliche  Abschliessen  von  Uebereinkünften  unter  den 
bei  einer  nützlichen  Einrichtung  zunächst  interessirten  Staaten 
und  der  allmählige  Beitritt  anderer  Staaten,  welche  dasselbe 
Bedür&iss  fiihlen,  der  geeignete  Weg  war,  um  endlich  auch 
zahlreichere  und  umfassendere  Bundesbeschlüsse  über  gemein- 
nützige Anordnungen  zu  ermöglichen.  Hierzu  musste  sich  die 
Bundesversammlung  um  so  mehr  aufgefordeii;  finden,  als  auch 
die  seit  dem  Jahre  1848  stärker  hervorgetretenen  Einheits- 
bestrebungen im  Volke  zu  solchen  Schöpfungen  drängen,  und 
eben  die  bisherige  Thatenlosigkeit  in  der  gedachten  Beziehung 
dem  Bunde  selbst  vielfach  harte  Vorwürfe  zugezogen  hat. 

Vin.  So  grosse  Bereitwilligkeit  zur  Abfassung  von  Bundes- 
beschlüssen über  weitere  von  der  Nation  ersehnte  gemeinnützige 
Anordnungen  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  deutschen 
Staatsregierungen  auf  den  Dresdener  Gonferenzen  (1850)^) 
and  seitdem,  d.  h.  seit  der  Wiederherstellung  der  Bundesver- 
sammlung (1850),  insbesondere  Bayern  an  der  Spitze,  an 
den  Tag  gelegt  hat,  so  ist  doch  in  deren  Schoose  selbst  ein, 
wie  es  scheint,  zur  Zeit  schwer  überwindlicher  Widerstand 
stand  einer  der  mächtigsten  Staatsregierungen  (Preussen) 
hervorgetreten  und  deren  Mitwirkung  bei  mehreren  Anlässen  ver- 
weigert worden,  obschon  auch  von  dieser  Seite  gleichzeitig  die 
Anerkennung  der  Zweckmässigkeit  der  in  Frage  stehenden  gemein- 
nützigen Anordnungen  ausdrücklich  anerkannt  zu  werden  pflegte^). 


«)  Siehe  unten  §.  199  und  479^* 

>)  Yergl.  die  k.  preussischen  ablehnenden  Erklärungen  bezüglich 
der  Mitwirkung  zur  Einführung  Yon  gleichem  Mass  und  Gewicht  in  der 

ZSpfl,  Staatvecht.  5.  Anfl.  I.  23 
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Unverkennbar  könnte  die'so  sehr  wünschenswerthe  nnd  nöthige 
Kräftigung  des  Ansehens  des  Bandes  nicht  dadurch  gewinnen, 
wenn  etwa  systematisch  daran  festgehalten  werden  wollte,  dass 
das  ftlr  die  Gesammtnation  Erspriesliche  nicht  in  der  Bandes- 
versammlnng,  sondern  wie  früher  nnr  ausserhalb  derselben  und 
nur  durch  Specialverträge  unter  einzelnen  Staaten  zu  Stande 
gebracht  werde  ^). 

IX.  Es  ist  seit  der  Wiederherstellung  der  Bundesversamm- 
lung nur  gelungen,  eine  Einigung  der  Bundesglieder  tlber  die 
Einführung  der  allgemeinen  deutschen,  von  dem  Reichsverweser 
Erzherzog  Johann  am  26.  November  1848  verkündigten 
Wechselordnung,  beziehungsweise  der  gleichmässigen 
Entscheidung  der  über  einige  Bestimmungen  derselben  ent- 
standeinen Controversen  ^,  sodann  über  ein  allgemeines  deut- 
sches Handelsgesetzbuch^),  über  die  gegenseitig  zu 
gewährende  Rechtshilfe,  so  wie  auch  die  Feststellung  all- 
gemeiner für  ganz  Deutschland  giltiger  Normen  bezüglich  der 
Heimathsverhältnisse,  beziehungsweise  die  gegenseitige 
Uebemahme  der  Ausgewiesenen  und  Heimathlosen  ^^)  in  so 
weit  anzubahnen,  dass  eine  endliche  Beschlussfassung  und 
Bundesgesetzgebung  über  diese  Oegenstände  in  Aussicht  steht. 


21.  Sitzung  vom  28.  Juni  1860,  Protok.  §.  172 ;  26.  Sitzung  v.  27.  Oct.  1860, 
§.  220;  29.  Sitzung  vom  22.  November  1860,  §.  248;  25.  Sitzung  v.  18.  Juli 
1861,  §.  212;  bezüglich  der  Einführung  einer  gemeinsamen  Patentgesetz- 
gebung, in  der  34.  Sitzung  v.  5.  Dec.  1861,  §.  309;  bezüglich  eines  allge- 
meinen deutschen  Gesetzes  wider  den  Nachdruck,  in  der  5.  Sitzung  vom 
30.  Januar  1862,  Protok.  §.  50;  bezüglich  der  Einführung  einer  gemein- 
schaftlichen Civil-  und  Grimiualgesetzgebung  für  die  deutschen  Bundes- 
staaten, in  der  6.  Sitzung  v.  6.  Febr.  1862  Prot  §.  58. 

^)  Yergl.  die  energische  Erklärung  des  k.  bayer.  Bundestagsgesandten 
von  der  Pfordten  in  der  6.  Sitzung  vom  6.  Febr.  1862. 

7)  B.-B.  vom  13.  April  1861,  12.  Sitzung  Protok.  §.  13. 

8)  B.-B.  vom  31.  Mai  1861,  18.  Sitzung  §.  151. 

9)  B.-B.  vom  8.  August  1861 ,  28.  Sitzung  Protok.  §.  238. 
w)  B.-B.  vom  25.  JuH  1861,  26.  Sitzung  Prot.  §.  222. 
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§.  145  a. 

6)  Andere  freie  Vereinbarungen  der  Bundesglieder. 

L  Von  den  gemeinnützigen  Anordnungen  im  Sinne 
der  Bandesakte  art.  6  und  der  Wiener  Schlussakte  art.  64 
sind  zwar  dem  Begriffe,  aber  nicht  dem  rechtlichen  Wesen 
nach  jene  Sachen  zu  unterscheiden,  welche  sich  den  Bundes- 
gliedern  aus  irgend  einer  beliebigen  Rücksicht  der  Onade,  der 
Ermunterung,  der  Billigkeit,  des  Anstandes,  der  ZuträgUchkeit 
und  Angemessenheit  als  Gegenstände  einer  gemeinsamen  Be- 
schlussfassung empfehlen,  obschon  sie  eben  sowohl  ausserhalb 
der  Bundeszwecke  liegen,  als  sie  auch  nicht  für  das  öffentliche 
Wohl  der  Bundesstaaten  von  Bedeutung  sind,  wie  z.  B.  Verein- 
barungen über  die  Unterstützung  literarischer  Unternehmungen  ^), 
historischer  Institute  ^),  wohlthätiger  Vereine  ^),  Ankauf  von  Er- 
findungsgeheinmissen ,  Privilegien  flir  Erfindungen  oder  gegen 
Nachdruck  ^),  Pensionsverleihungen,  wo  keine  Pensionsansprüche 
rechtlich  begründet  sind^)  u.  dergl. 

*)  Vergl.  z.  B.  den  B.-B.  v.  16.  August  1844,  27.  Sitzung,  Prot  §.  258, 
die  der  Gesellschaft  fOr  Deutschlands  ältere  Geschichtskunde  be- 
willigten und  noch  femer  zu  bewilligenden  Unterstützungen  betr.,  in 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  11.  S.  430. 

«)  Vergl.  z.  B.  den  B.-B.  vom  28.  Juli  1853,  24.  Sitzung,  Prot  §.  214, 
die  Unterstützung  des  germanischen  Museum's  in  Nürnberg  betr., 
siehe  auch  den  B.-B.  vom  6.  November  1856,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  253; 
vom  9.  Septbr.  1858,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  375 ;  B.-B.  vom  11.  Juli  1861, 
24.  Sitzg.,  Prot  §.  203.  —  Durch  B.-B.  v.  4.  Jan.  1855,  1.  Sitz.,  Prot  §.  7, 
ist  dem  germanischen  Museum  die  bis  dahin  in  Frankfurt  a.  M.  aufbewahrte 
Bibliothek  der  vormaligen  Nationalversammlung  überlassen  worden;  siehe 
G.  V.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  n.  S.  593.  633.  660.  686.  III.  Lief.  1,  S.  158. 

»)  Siehe  z.  B.  den  B.  -  B.  vom  24.  Mai  1855,  16.  Sitzung,  Prot  §.  194, 
die  Unterstützung  des  deutschen  Wohlthätigkeits-  (Hilfs-)  Vereins  in 
Constantinopel  betr.;  eben  das.  IL  S.  638.  B.-B.  vom  1.  Aug.  1861, 
27.  Sitzg.  §.  232,  desgl.  den  deutschen  Wohlthätigkeitsverein  zu  St  Peters- 
burg betr.;   eben  das.  ni.  S.  235. 

*)  Siehe  z.  B.  den  B.-B.  v.  11.  April  1840;  den  Nachdruck  von  Göthes 
Werken  betr.  —  Siehe  unten  §.  475*» 

5)  So  z.  B.  zur  Unterstützung  von  Angehörigen  des  Bundeskanzlei- 
personals;  siehe  oben  §.  137.  —  Vergl.  den  B.-B.  vom  6.  April  1854,  die 
Pensionirung  von  Ofiicieren  der  vormaligen  schlesswig-holsteinischen  Armee 
betreffend. 

23* 
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n.  Unter  den  zahlreichen  Vereinbarungen  dieser  Art,  welche 
in  der  Form  von  Bundesbeschlflssen  za  Stande  gekommen 
sind,  verdienen  eine  besondere  Erwähnung:  1)  die  auf  den 
Antrag  des  k.  bayerischen  Bundestagsgesandten,  Freiherm 
Yon  Aretin  beschlossene  Sammlung  und  Aufstellung 
aller  in  den  deutschen  Bundesstaaten  geltenden 
Gesetze  und  Verordnungen  in  der  Bibliothek  der 
Bundesversammlung;  Bundesbeschluss  v.  18.  Jan.  1821, 
Protok.  §.  10»);  2)  der  Bundesbeschluss  v.  23,  August  1829, 
Protok.  §.  153,  wodurch  die  Bundesregierungen  um  unentgeld- 
liche  Einsendung  ihrer  Gesetz-  und  fiegierungs- 
blätter  an  die  Bundesversammlung  ersucht  wurden''). 

in.  Auch  bei  dieser  Art  von  Gegenständen  ist  in  der 
Bundesversammlung  nie  bezweifelt  worden,  dass  darüber  nur 
durch  freie  Vereinbarung  aller  Bundesglieder  Beschlüsse  gefasst 
werden  können,  obschon  sie  in  den  Bundesgesetzen  gar  nicht 
besonders  benannt  sind.  Unverkennbar  gehören  auch  diese 
Gegenstände  unter  den  Gattungsbegriff  der  jura  singulorum. 
So  wenig  daher  ein  Bundesbeschluss  über  sie  zu  Stande  kommen 
könnte,  wenn  ein  Bundesglied  widerspricht  (§.  128,  IV.),  so 
wenig  kann  es  einem  Bedenken  unterliegen,  dass  darüber  ein 
förmlicher  Bundesbeschluss  gefasst  werden  kann,  wenn  alle 
Bundesglieder  sich  zustimmend  erklärt  haben  ^). 

§.  146. 
Die  Competenz  der  Bundesversammlung. 

I.  Charakter  der  Bundesgewalt  als  oberster  politischer 
Autorität  in  Deutschland.     Abänderlichkeit  der 

Bundesbeschlüsse. 

I.  Die  Bundesgewalt  ist  der  Inbegriff  der  Kechte,  welche 
dem  Bunde  in  seiner  Gesammtheit  über  die  einzelnen  Bundes- 
glieder zustehen. 


ö)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  TU.  EL  S.  125. 

')  Ebendas.  TM.  n.  S.  213. 

*)  Ausdrücklicli  erklärt  dies  der  Präsidialyortrag  in  der  10.  Sitzung  v. 
23.  Juni  1836,  Protok.  §.  171,  die  ünanwendbarkeit  von  Stempelpapier 
und  Sportein  auf  Austrägal-  und  Compromissverhandlungen  betr.  eben- 
daselbst Tbl.  n.  S.  346. 
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n.  Sie  ist  die  höchste  politische  Antorität  und 
Gentralgewalt  in  Dentschland,  eben  daram,  weil  sie  durch 
die  YereinigUDg  aller  deutschen  Souveraine  und  der  freien 
Städte  gebildet  wird,  und  ihre  Beschlüsse  als  der  Ansdrnck 
ihres  freien  nnd  vertragsmässigen  Oesammtwillens  erscheinen. 

UL  Da  der  Bond  eine  vertragsmässig  begründete  politische 
Corporation  ist,  so  kommt  der  Bnndesgewalt  der  Charakter 
einer  politischen  Collegialgewalt  zu. 

IV.  Hierans  folgt,  dass  die  Bundesversammlung  von  keinem 
einzelnen  Mitgliede  des  Bundes  eine  Weisung  anzunehmen  hat 
oder  von  demselben  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann. 

V.  Die  Grundgesetze  des  Bundes  schweigen  darüber,  ob 
von  einem  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  noch  ein 
Rekurs  der  Betheiligten  an  die  sämmtlichen  einzelnen  souve- 
rainen  Bundesglieder  selbst  zulässig  sei.  Jedenfalls  ist 
soviel  gewiss,  dass  einem  solchen  Rekurse  der  Charakter  eines 
eigentlichen  Rechtsmittels  nicht  zukommen  würde,  und  dass 
die  Personen  sämmtlicher  Souveraine  nicht  als  eine  höhere 
Instanz  betrachtet  werden  können,  weU  sie  selbst  schon  in 
der  Bundesversammlung  vollständig  repräsentirt  werden.  Ein 
Rekurs  an  die  Person  der  Souveraine,  worin  die  betreffenden 
Verhältnisse  besser  erörtert  und  aufgeklärt  oder  bei  der  Be- 
handlung der  Sache  auf  dem  Bundestage  etwa  vorgefallene 
Ordnungswidrigkeiten  gerügt  werden,  kann  aber  wohl  den 
Bundesgliedem  Veranlassung  geben,  eine  neue  Verhandlung 
der  Sache  in  der  Bundesversammlung  einzuleiten  und  sich  da- 
selbst über  eine  abändernde  Beschlussfassung  zu  vereinigen  ^). 

VI.  Ueberhaupt  können  die  Bundesbeschlüsse  in  der  Regel 
von  der  Bundesversammlung  wieder  aufgehoben  oder  abge- 
ändert werden,  sei  es,  dass  dieselben  unter  veränderten  Um- 
ständen als  nicht  mehr  zweckmässig  oder  nöthig  erscheinen, 
oder  dass  die  Bundesversammlung  nachher  die  Ueberzeugung 
gewinnen  sollte,  dass  dieselben  auf  unrichtigen  Voraussetzungen 


*)  Ein  solcher  Rekurs  an  die  Souveraine  ist  bereits  einmal  von  einem 
Bondesgliede  (Reuss-Lobenstein  und  Ebersdorf  im  Jahre  1825  ein- 
gelegt worden.  Derselbe  findet  sich  in  El  üb  er,  Abhandl.  Bd.  II,  Nr.  lü, 
S.  261  fl.  —  Die  Sache  wurde  ausserhalb  der  Bundesversammlung  durch 
Vergleich  (13.  Mai  1828)  erledigt. 
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beruhen  oder  ttber  ihre  Competenz  hinausgehen,  gerade  so, 
wie  ein  jeder  gesetzgebender  Körper  oder  ein  Regiernngs- 
collegium  die  von  ihm  ausgegangenen  Gesetze  oder  Erlasse 
wieder  aufheben  und  abändern  kann. 

VII.  Ausnahmen  hiervon  finden  statt  1)  in  denjenigen 
(wenigen)  Fällen,  in  welchen  die  Bundesversammlung  aus- 
nahmsweise nicht  als  politische  Autorität  einen  Beschluss  ge* 
fasst,  sondern  als  richterliche  Behörde  ein  definitives 
rechtliches  Erkenntniss  gegeben  hat,  wie  dies  in  Beschwerde- 
Sachen  der  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundesgmnd- 
gesetzlich  garantirten  Rechte  durch  eine  Landesgesetzgebung 
und  bei  Streitigkeiten  über  die  Verfassungszustände  in  der 
freien  Stadt  Frankfurt  der  Fall  sein  kann^)  und  hinsichtlich 
der  in  ihrem  Namen  und  Auftrag  von  dem  obersten  Gerichtshof 
eines  deutschen  Bundesstaates  gesprochenen  Urtheile  jederzeit 
der  Fall  ist^):  und  2)  wenn  aus  einem  Beschlüsse  für  ein 
Bundesglied  Rechtsverhältnisse  erwachsen  sind,  in  welche  ohne 
dessen  Zustimmung  einzugreifen  der  Bund  nicht  mehr  be- 
rechtigt ist*). 

§.  147, 
IL  Positive  Bestimmungen   über   die   Competenz   der 

Bundesversammlung. 

A.  Die  provisorische  Competenzbestiimnung  vom 

12.  Juni  1817. 

I.  Die  Bundesversammlung  hatte  schon  in  der  Sitzung  vom 
19.  Dec.  1816  eine  Commission  beauftragt,  eine  Competenz- 
Bestimmung  auszuarbeiten.  Das  von  der  Commission  ein- 
hellig erstattete  Gutachten  wurde  von  der  Bundesveraammlung 
in  der  Sitzung  v.  12.  Juni  1817  (Protok.  §.  223)  einstweilen 
als  Provisorium  angenommen 0.  Es  enthält  nachstehende 
Bestimmungen : 


*)  S.  unten  §.  158:  „die  Bondesyersammlung  als  richterliche  Instanz/' 

3)  Siehe  unten  §.  164  Vü. 

*)  Ausdrücklich  hat  dies  ausgesprochen:  das  bayerische  Votum  in 
der  11.  Sitzung  vom  24  März  1860,  Protok.  §.  107. 

0  Abgedruckt  ist  die  provisor.  Competenzbestimmung  bei  6.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl,  II,  S.  40  fl. 
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A)  Hinsichtlich  der  inneren,  den  Band  selbst 
betreffenden  Verhältnisse^):  1)  Die  Bundesyersamm- 
Inng  erkennt  die  Bandesakte  als  die  einzige  Gnmdlage  ihrer 
Wirksamkeit,  sich  aber  zugleich  als  berufen,  dieselbe  in  ihren 
einzelnen  Bestimmungen  und  Andeutungen  zu  entwickeln 
und  zu  vollenden.  2)  Der  Bundestag  ist  competent  Schlüsse 
zu  fassen,  wodurch  selbiger  die  verfassungsmässige  Erhaltung 
des  Bundesvereines  im  Ganzen  bezweckt.  3)  Wenn  auf 
irgend  eine  Art  die  innere  Sicherheit  des  deutschen  Bundes 
wirklich  gestört  oder  bedroht  ist,  und  diese  Störung  oder 
Bedrohung  durch  die  Bundesversammlung  anerkannt  wird, 
80  tritt  der  Fall  ein,  wo  der  Bundestag  Berathung  über  die 
Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  Buhe  zu  pflegen  und 
die  dahin  gerichteten  Beschlüsse  zu  fassen  hat.  4)  Sobald 
bei  einer  Angelegenheit  nicht  blos  das  Wohl  der  einzelnen 
deutschen  Staaten,  sondern  zugleich  das  der  Gesammtheit 
berücksichtigt  werden  muss,  so  ist  die  Bundesversammlung  als 
die  einzige,  die  Gesammtheit  vertretende  Behörde  berufen,  dar- 
über zu  berathen. 

B)  Hinsichtlich  der  inneren  auf  die  einzelnen 
deutschen  Staaten  sich  beziehenden  Verhältnisse 
des  Bundes^)  ist  die  Bundesversammlung  berufen :  1)  wegen 
jeder  eigenmächtigen,  wirklichen  oder  offenbar  und  unmittelbar 
drohenden  Störung  des  Gebiets  eines  einzelnen  Bundes- 
staats von  einem  anderen  Bundesstaate,  welche  bei  ihr  durch 
den  bedrohten  oder  wirklich  angegriffenen  Theil  zur  Anzeige 
gebracht  wird,  oder  sonst  mit  Gewissheit  zu  ihrer  Eenntniss 
gelangt,  Berathung  zu  pflegen  und  hierüber  Schutz  gewährende 
Beschlüsse  zu  fassen:  2)  die  Garantie  der  Verfassungen 
einzelner  deutscher  Staaten  zu  übernehmen,  wenn  Fürst  und 
Stände  einstimmig  dies  beantragen:  3)  .die  Bundesversanmilung 
ist  berufen,  darauf  zu  achten,  dass  die  in  der  Bandesakte 
art  12,  13,  14,  16  und  18  den  einzelnen  Staaten  zur  Aus- 
führung vorgeschriebenen  Verhältnisse  in  Erfüllung  gebracht 
werden.  4)  Dort,  wo  die  Gongressakte  ausdrücklich  der 
Bundesversammlung    die    Berichtigung    constitutioneller 


^)  Provis.  Competenzbest.  §.  3. 
3)  Ebendas.  §.  4. 
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Angelegenheiten  übertragen  bat,  ist  dieselbe  angezweifelt  zor 
Einwirknng  berufen.  5)  Wenn  die  Regierung  eines  Bandes- 
staats eine  Verfügung  in  Beziehung  auf  Personen  oder  Corpo- 
rationen  treffen  sollte,  welche  mit  den  Grundgesetzen  und  den 
Verfügungen  des  Bundes  in  Widerspruch  stände,  oder  für 
die  innere  oder  äussere  Sicherheit  desselben  gefährlich 
werden  könnte,  so  ist  die  Bundesversammlung  zur  Einwirkung 
behufs  der  Abstellung  dieser  Verfügungen  berufen. 
6)  Streitigkeiten  der  deutschen  Bundesglieder  unter  sich 
sind  auf  den  Grund  des  art.  11  der  Bundesakte  ungezweifelt 
der  Gompetenz  des  Bundes  unterworfen.  7)  Der  Bund  ist  an- 
bezweifelt  befugt,  sich  mit  allen  den  Gegenständen  zu  be- 
schäftigen, worauf  sich  die  art.  6,  18  und  19  der  Bundesakte 
beziehen. 

C)  Hinsichtlich  der  inneren  Angelegenheiten 
des  Bundes,  welche  Privatpersonen,  Gorporationen 
oder  ganze  Klassen  betreffen^):  1)  Insofern  die  Bundes- 
oder Gongressakte  für  Einzelne,  fUr  Gorporationen  oder 
ganze  Klassen  Bestimmungen  und  Hinweisungen  enthält^ 
deren  nähere  vollkommene  Entwickelung  der  Bundes- 
versammlung vorbehalten  ist,  so  haben  diese  allerdings  ein 
wohlbegründetes  Kecht,  deren  Berichtigung  bei  dem 
Bundestage  in  Antrag  zu  bringen,  sowie  Anträge  und  Vor- 
schläge dessfalls  zu  übergeben.  2)  Einzelne,  sowie  ganze 
Gorporationen  und  Klassen  können  sich  an  die  Bundes- 
versammlung wenden,  wenn  die  oben  erwähnten,  in  der  Bundes- 
akte bestimmten  Gerechtsame,  oder  solche,  welche  ihnen 
in  derselben  bereits  ausdrücklich  eingeräumt  worden, 
ohne  noch  erst  einer  näheren  Entwickelung  zu  bedürfen, 
verletzt  werden,  und  auf  dessfalls  zuvor  an  die  unmittelbare 
Regierung  gerichtete  Vorstellung  keine  Abhilfe  der  gegründeten 
Beschwerde  erfolgt.  3)  Sodann  ist  die  Bundesversammlung 
auch  als  competent  anerkannt  bei  Beschwerden  von  Unter- 
thanen  einzelner  Bundesstaaten  wegen  Justizverweige- 
rung, und  wenn  bei  Streitigkeiten  zwischen  einem 
Souverain  und  seinen  Unterthanen  die  innere  Ruhe  des 


*)  Provis.  Competenzbest  §.  5. 
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Landes  gefährdet  und  mit  dieser  auch  die  allgemeine  Ruhe 
bedroht  sein  sollte. 

D)  Hinsichtlich  der  äusseren  Verhältnisse  ist 
die  Bundesversammlung  competent  in  allen  Beziehungen, 
welche  den  Bund  in  seiner  Gesammtheit  als  Macht  berühren  ^) : 
auch  hebt  die  provisorische  Gompetenzbestimmung  einige  be- 
sondere Fälle  namentlich  hervor,  wenn  nämlich  ein  Landes- 
herr die  Bundesversanunlung  um  ihre  Verwendung  bei  einer 
auswärtigen  Regierung  für  einen  seiner  Unterthanen  angeht, 
oder  eine  auswärtige  Macht  die  Verwendung  der  Bundesver- 
Sammlung  in  einer  Angelegenheit  nachsucht,  welche  einen 
Bundesstaat  betrifft^). 

II.  Die  Bestimmungen  der  provisorischen  Gompetenzbestim- 
mung vom  12.  Juni  1817  werden  von  der  Bundesversammlung 
noch  fortwährend  als  massgebend  betrachtet.  Es  lag  auch 
nicht  in  der  Absicht,  durch  die  in  die  Wiener  Schlussakte  von 
1820  ttber  die  Gompetenz  der  Bundesversammlung  aufgenom- 
menen Bestimmungen  die  provisorische  Gompetenzbestimmung 
zu  beseitigen  oder  aufzuheben,  oder  die  Gompetenz  der  Bundes- 
versammlung allein  auf  jene  Fälle  einzuschränken,  welche  in 
der  Wiener  Schlussakte  aufgenommen  worden  sind^. 

§.  148. 

B.    Die  Bestimmungen   der  Wiener   Schlussakte   über 
die  Gompetenz  der  Bundesversammlung. 

I.  Die  Wiener  Schlussakte  v.  15.  Mai  1820  schliesst  sich 
hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die  Gompetenz  der  Bundes- 
versammlung an  die  Sätze  der  provisorischen  Gompetenz- 
bestimmung an,  brachte  aber  Mehreres,  ohne  in  der  Sache  selbst 
etwas  zu  verändern,  in  genauere  Fassung,  und  hob  namentlich 
das  leitende  Princip  schärfer«  hervor,  wodurch  eben  eine  Auf- 
zählung der  einzelnen  Fälle,  welche  sich  ohnehin  schwerlich 


5)  Provia.  Competenzbest  §.  6. 

^)  Eben  da  8.  §.5,  Nr.  3,  Lit.  c  u.  d.  --  Hierron  wird  bei  Darstellung 
der  auswärtigen  Verhältnisse  aasführlicher  gehandelt. 

^  YergL  das  Commissionsgutachten  in  der  v.  Kette nburg^schen 
Sache,  Sitzung  der  B.-V.  v.  17.  März  1853  (Prot.  75,  S.  252). 
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mit  erschöpfender  und  fUr  alle  Zukunft  genügender  Vollständig- 
keit entwerfen  lassen  möchte,  yon  geringerer  Wichtigkeit  ge- 
worden ist. 

n.  Das  Princip  für  die  Competenz  der  Bundesversamm- 
lung ist  in  folgenden  Bestimmungen  der  Wiener  Schlussakte 
ausgesprochen:  l)Der  Umfang  und  die  Schranken,  welche 
der  Bund  seiner  Wirksamkeit  vorgezeichnet  hat,  sind  in  der 
Bundesakte  als  dem  Grundvertrage  und  ersten  Grundgesetze 
dieses  Vereins  bestimmt.  Indem  dieselbe  die  Zwecke  dieses 
Vereins  ausspricht,  bedingt  und  begränzt  sie  zugleich  dessen 
Befugnisse  und  Verpflichtungen^).  2)  Der  Gesammtheit 
der  Bundesglieder  steht  die  Befugniss  der  Entwickelung 
und  Ausbildung  der  Bundesakte  zu,  indem  die  Erfüllung 
der  darin  aufgestellten  Zwecke  solche  nothwendig  macht 
Die  dessfalls  zu  fassenden  Beschlttsse  dtlrfen  aber  mit  dem 
Geiste  der  Bundesakte  nicht  im  Widerspruche  stehen, 
noch  von  dem  Grundcharakter  des  Bundes  abweichen  ^).  3)  Die 
Bundesversammlung,  aus  den  Bevollmächtigten  sämmtlicher 
Bundesglieder  gebildet,  stellt  den  Bund  in  seiner  Gesammt- 
heit vor  und  ist  das  beständige  verfassungsmässige  Organ 
seines  Willens  und  Handelns^).  Hiermit  ist  klar  ausge^ 
sprechen,  dass  die  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  inner- 
halb der  Gränzen  ihrer  Competenz  eine  im  Wesen  zweifache 
ist,  nämlich  Berathen  und  Vollziehen,  und  sind  demnach 
auch  die  Gegenstände  ihrer  Thätigkeit  fUr  sie  entweder  Be- 
rathungs-  oder  Vollziehungsgegenstände^).  4)  Die 
Bundesversammlung  übt  ihre  Hechte  und  Obliegenheiten  nur 
innerhalb  der  ihr  vorgezeichneten  Schranken  aus.  Ihre  Wirk- 
sam keit  ist  zunächst  durch  die  Vorschriften  der  Bundes- 
akte und  durch  die  in  Gemässheit  derselben  beschlossenen 
oder  ferner  zu  beschliessenden  Grundgesetze,  wo  aber 
diese  nicht  zureichen,  durch  die  im  Grundvertrage  bezeichneten 


0  W.  S.-A.  art.  3. 

^)  Ebendas.  art  4. 

3)  Ebendas.  art  7,  vergl.  mit  art  31  (siehe  unten  Nr.  6). 

*)  Es  erhellt  von  selbst,  dass  ein  und  derselbe  Gegenstand,  je  nach 
den  verschiedenen  Stadien  seiner  Behandlung  am  Bundestage,  für  die 
Bundesversammlung  bald  Berathungsgegenstand,  bald  Vollzugsgegenstand 
sein  kann. 
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Bnndeszwecke  bestimmt^).  5)  Die  Bandesyersammlnng 
ist  berufen  zur  Aafrechthaltnng  des  wahren  Sinnes  der 
Bundesakte^  die  darin  enthaltenen  Bestimmnngen,  wenn  über 
deren  Anslegnng  Zweifel  entstehen  sollten,  dem  Bnndes- 
zweck  gemäss  zu  erklären,  und  in  allen  vorkommenden 
Fällen  den  Vorschriften  dieser  Urkunde  ihre  richtige  Anwen- 
dung zu  sichern^).  6)  Die  Bundesversammlung  bat  das 
Recht  und  die  Verbindlichkeit,  für  die  Vollziehung  der 
Bundesakte  und  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes  der  in 
Gemässheit  ihrer  Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse, 
der  durch  Austräge  gefällten  schiedsrichterlichen  Er- 
kenntnisse, der  unter  die  Gewährleistung  des  Bundes  ge- 
stellten compromissarischen  Entscheidungen  und 
der  am  Bundestage  vermittelten  Vergleiche,  so  wie  ftir  die 
Aufrechthaltung  der  von  dem  Bunde  übernommenen  beson- 
deren Garantien  zu  sorgen''). 

ni.  Fasst  man  diese  einzelnen  Bestimmungen  der  Wiener 
Schlussakte  zusammen,  so  ergibt  sich,  dass  der  Grundgedanke, 
und  somit  das  Kriterium,  wonach  die  Competenz  der  Bundes- 
versammlung im  einzelnen  Falle  zu  ermessen  ist,  darin  liegt, 
ob  ein  Gegenstand  als  nach  den  Bundesgrundverträgen 
und  den  darin  aufgestellten  Bundeszwecken  ihrer  Thätig- 
keit,  sei  es  zur  Beschlussfassung  oder  zur  Vollziehung,  unter- 
stellt und  zugewiesen  betrachtet  werden  kann  oder  nicht  In 
Bezug  auf  die  einzekien  Bundesglieder  im  Verhältnisse  zur 
Bundesversammlung  ist  dies  ganz  gleichbedeutend  mit  der 
Untersuchung  über  die  Frage,  ob  ein  Gegenstand  unter  die 
Kategorie  der  jura  singvhrum  gehöre  oder  nicht  ^). 

IV.  Was  aber  die  einzelnen  Fälle  der  Gompetenz 
der  Bundesversammlung  anbetriffi;,  welche  in  der  Wiener 
Schlussakte  angefahrt  sind,  so  sind  sie  im  Wesentlichen  keine 
anderen,  als  die  schon  in  der  provisorischen  Gompetenzbestim- 
mung  V.  12.  Juni  1817  (§.  147)  aufgeführt  sind,  und  ist  die 
gesammte  Wiener  Schlussakte  nichts  anderes,  als  die  weitere 
Entwickelung  dieser  einzelnen  Fälle. 

8)  W.  S.-A.  art  9. 

*)  Eben  das.  art  17. 

^  Ebendas.  art  31. 

^  Siehe  oben  §.  143,  vergl.  unten  §.  150. 
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V.  Sollten  Zweifel  entstehen,  ob  in  einem  vorliegenden 
Falle  die  C  o  m  p  e  t  e  n  z  der  Bundesversammlnng  begründet  ist 
oder  nicht;  so  entscheidet  dieselbe  hierüber  selbstverständlich 
und  nach  Massgabe  des  art.  17  der  Wiener  Schlnssakte  selbst 
und  allein. 

§.  149. 

C.     Positive  Bestimmungen   über   das   Verfahren   der 
Bundesversanmilung  von  Amtswegen   oder   auf 

Anträge. 

In  Bezug  auf  die  zu  ihrer  Gompetenz  gehörigen  Gegen- 
stände entwickelt  die  Bundesversammlung  theils  unaufge- 
fordert, theils  nur  auf  Antrag  der  Betheiligten  ihre 
Thätigkeit. 

A.  Erst  er  es  ist  der  Fall  in  Bezug  auf  Grundgesetze, 
organische  Einrichtungen,  die  militärischen  und  finanziellen 
Verhältnisse  des  Bundes,  die  Erfüllung  der  bundesgesetzlichen 
Verpflichtungen  der  Bundesglieder  gegen  den  Bund,  femer  in 
Bezug  auf  alle  auswärtigen  Verhältnisse,  sodann  bei  Störungen 
des  Besitzstandes  durch  Feindseligkeiten  der  Bundesglieder 
unter  einander,  und  bei  Bedrängung  einer  Regierung  durch 
ihre  rebellischen  Unterthanen,  Sicherung  der  NeutraUtät  der 
Bundesglieder  bei  Kriegen  auswärtiger  Mächte,  Kriegserklä- 
rungen und  Friedensschlüsse  des  Bundes  und  Interpretation  der 
Bundesbeschlttsse  0-  Ueberdies  soll  die  Bundesversammlung 
noch  unaufgefordert  sorgen  fQr  die  Einführung  landständischer 
Verfassungen  in  allen  deutschen  Bundesstaaten,  flir  gleich- 
lautende Bestimmungen  über  Pressfireiheit,  Nachdruck,  Handels- 
verkehr, bürgerliche  Verbesserung  der  Juden,  nähere  Bestim- 
mung der  Rechte  der  StandesheiTcn,  Festsetzung  einer  beständigen 
Stimmordnung  unter  den  Bundesgliedern,  fKr  Aufrechthaltung 
der  Bestimmungen  des  Reichsdeputationshauptschlusses  vom 
25.  Februar  1803  ttber  den  Rheinschififahrtsoctroi  und  dessen 
Renten,  und  die  ebendaselbst  bestimmten  Pensionen  und  Susten- 
tationen  ^). 

0  B.-A.  art.  10.  —  W.  S.-A.  art.  18,  19,  26,  28,  31,  45,  50,  51,  52.  — 
Bundesbeschl.  v.  28.  Juni  1832,  art  6. 

«)  B.-A.  art.  6,  8,  14,  15,  16,  18,  19.  —  W.  S.-A.  art  54,  63,  66. 


r 
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B.  Auf  Anfforderang 

einzeliKer  BandesBtaaten  hat  der  Bund  einzaschreiten 
(abgesehen  von  dem  Falle,  dass  die  Anträge  eines  Bandes- 
[  Staates  die  Bnndesangelegenheiten  selbst  bertlhren,  B.-A. 
art.  5),  wenn  Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Bandes- 
I  gliedern  unter  sich  entstehen  nnd  die  Vennittlung  der 
:  BondesYersammlang  oder  die  Exekution  eines  Austrägal- 
gerichtserkenntnisses  yerlangt  wird;  femer  wenn  ein 
Bnndesglied  Schatz  des  Besitzstandes  oder  Hilfe  gegen 
aufrührerische  Unterthanen  verlangt,  oder  ein  Bandesstaat 
die  Vermittlang  des  Bandes  in  seinen  eigenen  oder  aach 
I  seiner  Unterthanen  Angelegenheiten  mit  auswärtigen  Staaten 
!  anspricht  ^),  oder  wenn  eine  Bandesregierang  die  Garantie 
\  einer  von  ihr  emgefQhrten  landständischen  Verfassung 
I  nachsacht,  oder  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen 
I  macht,  oder  wenn  sich  ein  Bandesglied  durch  die  in 
einem  andern  Bandesstaate  erschienenen  Druckschriften 
Ttf letzt  glaubt^). 

Aaf  Aufforderung  einzelner  Privatpersonen  oder 

}   Corporationen  ist  die  Bundesversammlung  competent 

^    bei  Rekursen  und  Reklamationen  wegen  Justizverweigerung 

^    oder  wegen  Verletzung  der  ihnen  durch  die  Bundesver- 

r    fassong  garantirten  Rechte ;  auch  wenn  es  sich  um  Rechte 

f.   handelt,  die  durch  die  Landesverfassung  begründet  sind, 

}    jedoch  hier  nur,  wenn  der  Bund  die  Garantie  der  Ver- 

^   fassong  übernommen  hat^),  insofern  nämlich  nicht  schon 

t    aus  allgemeinen  Gründen  *)  der  Bund  einzuschreiten  befugt 

ist    Auch  bei  Reklamationen  von  Privatpersonen,  welche 

nach  der  W.  S.-A.  art.  30  Anlass  zu  einem  Austrägalver- 

fahren  unter  mehreren  Bundesgliedern  geben  können,  ist 

die  Bandesversammlung  competent,  einzuschreiten. 


*)  Die  Unterthanen,  welche  gegen  eine  auswärtige  Macht  Beschwerde 
■  führen  haben ,  dOrfen  sich  nicht  direkt  um  Verwendung  an  die  B.-Y., 
mdem  nur  an  ihren  Landesherm  wenden.  Competenzbest  vom  12.  Juni 
BIT,  §.  5,  C.  3.  c 

0  Ckimpetenzbestimmung  v.  12.  Juni  1817,  §.  4.  —  Yergl.  das  Bundes- 
^resBgesetz  vom  20.  Sept  1819,  §.  6. 

*)  W.  S.-A.  art  19,  53,  60. 

*)  Ebendas.  art  61. 
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c)  Endlich  kann  die  Bnndesversammlang  sogar  auf  die  Auf- 
fordernng  auswärtiger  Staaten  thätig  werden^  wenn 
nämlich  diese  über  Verletzungen  durch  ein  Bundesglied 
klagen  (W.  S.-A.  art.  36),  oder  wenn  von  zwei  streitenden 
fremden  Mächten,  deren  Streit  Bundesglieder  bedroht,  die 
Vermittlung  des  Bundes  begehrt  oder  angenommen  wird 
(W.  S.-A.  art  43),  oder  wenn  eine  auswärtige  Macht  die 
Verwendung  der  Bundesversammlung  bei  einem  Bundes- 
gliede  wegen  einer  Beschwerde  gegen  einen  Unterthan 
desselben  nachsucht^). 

§.  150. 
D.   Die  Competenz  der  Bundesversammlung: 

1)  In  Bezug  auf  die  Souverainetätsrechte  der  Bundes- 
glieder ^). 

I.  In  keiner  Beziehung  ist  die  Competenz  der  Bundesver- 
sammlung bereits  so  streitig  und  Gegenstand  sehr  ernster 
Erörterungen  geworden,  als  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der 
Bundesbeschlttsse  zu  den  Souverainetätsrechten  der 
Bundesglieder  2). 

n.  Schon  die  provisorische  Gompetenzbestim- 
mung  der  Bundesversammlung  vom  12.  Juni  1817  §.  5  Nr.  3 
sprach  als  Grundsatz  aus:  „Da  der  Begriff  der  vollen 
Souverainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten  der  Bundesakte 
zum  Grunde  gelegt  ist,  so  liegt  unbezweifelt  jede  Einmischung 
der  Bundesversammlung  in  die  inneren  administrativen 
Verhältnisse  ausserhalb  der  Gränzen  ihrer  Competenz.^'  Als 
Ausnahmen,  in  welchen  die  Competenz  des  Bundfes  zu  ge- 
eignetem Einschreiten  begründet  sein  sollte,  wurden  daselbst 
nur  aufgeführt:  1)  der  Fall  einer  Justizverweigerung 
oder  einer  derselben   gleichstehenden  Verzögerung   in   einem 

7)  Competenzbestimmung  y.  12.  Juni  1817,  §.  ö,  C.  3.  d.,  1  u.  2. 

«)  V.  Gruben,  Abhandl.  Heft  1.  Stuttgart  1835. 

*)  So  z.  B.  in  der  Sache,  das  badische  Pressgesetz  betr.  1832,  in  der 
Bentinck*schen  Sache  (siehe  die  Erklärung  01denburg*s,  Protok.  der 
B.-V.  1852,  §.  271);  in  der  Frankfurter  Verfassungsfrage  1852;  in  der 
von  Eettenbnr gesehen  Sache  1853;  in  Bezug  auf  die  sogen,  deutschen 
Grundrechte  u.  s.  w. 
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Bundesstaate;  nnd  2)  der  Fall  von  solchen  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Sonyerain  nnd  seinen  Unterthanen,  welche  die 
innere  Enhe  des  Landes  nnd  mit  dieser  auch  die  allge- 
meine Ruhe  gefährden.  Auch  war  3)  überdies  anerkannt 
wol'den,  dass  sich  die  Einzelnen,  Corporationen  und  Klassen, 
welchen  die  Bundesakte  bestimmte  Rechte  zugesichert  hatte, 
hilfesuchend  an  die  Bundesversammlung  wenden  dürfen^). 

in.  Die  Wiener  Schlussakte,  welche  schon  im  art.  32 
ausdrflcklich  erklärt,  dass  der  Bundesversammlung  eine  un- 
mittelbare Einwirkung  auf  die  innere  Verwaltung  der 
Bundesstaaten  nicht  zusteht,  enthält  im  art.  53  darüber  noch 
folgende  besondere  Vorschrift:  „Die  durch  die  Bundesakte  den 
einzelnen  Bundesstaaten  garantirte  Unabhängigkeit  schliesst 
zwar  im  Allgemeinen  jede  Einwirkung  des  Bundes  in 
die  innere  Staatsverwaltung  aus.  Da  aber  die  Bundes- 
glieder sich  in  dem  zweiten  Abschnitt  der  Bundesakte  über 
einige  besondere  Bestimmungen  vereinigt  haben,  welche  sich 
theils  auf  Gewährleistung  zugesicherter  Rechte, 
theils  auf  bestimmte  Verhältnisse  der  Unterthanen 
beziehen,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die 
Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen  übernommenen 
Verbindlichkeiten,  wenn  sich  aus  hinreichend  begründeten  An- 
zeigen der  Betheiligten  ergibt,  dass  solche  nicht  stattgefunden 
habe,  zu  bewirken*).  Die  Anwendung  der  in  Gemässheit 
dieser  Verbindlichkeiten  getroffenen  allgemeinen  Anord- 
nungen auf  die  einzelnen  Fälle  bleibt  jedoch  den 
Regierungen  allein  überlassen.'^  Im  Uebrigen  hat 
auch  die  Wiener  Schlussakte  dieselben  Fälle,  in  welchen  die 
provisorische  Competenzbestimmung  vom  12.  Juni  1817  schon 
ein  ausnahmsweises  Einschreiten  der  Bundesversammlung  für 
begründet  erklärt  hatte,  ebenfalls  anerkannt,  und  noch  weiter 
ausgeftlhrt^). 


^)  Diese  dritte  Ausnahme  ist  in  der  provisor.  Competenzbestimmung  y. 
12.  Juni  1817,  im  §.  5,  unter  Nr.  1  u.  2,  aufgeführt.    S.  oben  §.  147,  I,  C. 

*)  Üeber  die  Fnige,  ob  und  in  wie  weit  Corporationen  und 
Privaten  die  Interessen  der  Gesammtheit  in  Verfassungs- 
angelegenheiten bei  der  Bundesversammlung  zu  vertreten 
befugt  sind,  siehe  unten  §.  333. 

^)  Yergl  W.  S.-A.  art.  25.  26.  29.  54  u.  flg. 
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IV.  Es  ist  bereits  in  der  Bnndesyersammlimg  die  Frage- 
angeregt  worden,  ob  nicht  dnrch  die  Schlnssbestimmiuig  des 
art.  53  der  Wiener  Schlnssakte  die  Gompetenz  der  Bnndes- 
yersammlnng  ausgeschlossen  sei,  die  von  den  Regierangen 
erlassenen  Verordnungen  und  Gesetze  zu  prüfen  und  deren 
Uebereinstimmnng  mit  den  allgemeinen  Anordnungen  der 
Bundesbeschlüsse,  bezüglich  der  den  Unterthanen,  Gorporationen 
oder  einzelnen  Personen  und  Klassen  zugesicherten  Rechte  zu 
tiberwachen?  Es  ist  aber  einleuchtend,  dass  alle  Gewährung 
von  Rechten  dieser  Kategorie  in  den  Bundesgrundgesetzen 
und  späteren  Bundesbeschlüssen  rein  illusorisch  sein  würde, 
wenn  nicht  der  Bundesversammlung  dieses  Prüfungsrecht  und 
die  Befugniss  zustände,  auf  die  Beseitigung  der  widersprechen- 
den oder  ungenügenden  Verordnungen  der  einzelnen  Regierungen 
zu  dringen  und  sie  zur  vollständigen  ErflUlung  der  bundes- 
gesetzlichen Zusagen  anzuhalten^). 

V.  Auch  die  Frage  ist  bei  der  Bundesversammlung  mehr- 
fach zur  Sprache  gekommen,  ob  ein  Bundesglied  kraft  seiner 
Souverainetät  befugt  sei,  seinen  Unterthanen  durch  Landesgesetze 
mehr  politische  Rechte  einzuräumen,  als  ihnen  die  Bundes- 
gesetze ausdrücklich  beilegen.  Nach  der  Natur  der  Sache  und 
nach  der  Analogie  der  Rechtsgrundsätze,  die  zur  Zeit  des 
deutschen  Reiches  galten^),  muss  diese  Frage  bejaht  werden, 
mit  der  sich  von  selbst  verstehenden  und  sogar  für  die  Bundes- 
beschlüsse selbst  nach  positiver  Vorschrift  der  Wiener  Schluss- 
akte art.  4  geltenden  Einschränkung,  dass  die  innere 
Gesetzgebung  eines  Staates  nicht  mit  dem  Geiste  und  Grund- 
charakter des  Bundes  oder  den  bundesverfassungs- 
mässigen  Verpflichtungen  der  Regierung,  so  wie  auch 
nicht mit  den  Bundesbeschlüssen,  welche  jede  Regierung 
nach  art.  32  der  Wiener  Schlussakte  zum  Vollzug  zu  bringen 
hat,  im  Widerspruche  stehen  darf  ^).    Daher  wurde  schon  in 


^)  Ganz  in  diesem  Sinne  hat  sich  der  Commissionsbericht  in  der 
V.  Ketten  bürg' sehen  Sache  (Sitzung  der  B.-V.  v.  17.  März  1853,  Prot 
§.  75,  S.  253),  und  besonders  energisch  das  Oesterreichische  Yotom 
(Sitzung  d.  B.-Y.  v.  9.  Juni  1853,  Prot.  §.  152,  S.  444)  ausgesprochen. 

7)  Leist,  deut.  Staatsr.,  §.  175;  Gönner,  deut  Staatsr.,  §.  290,  381, 
333.  —  Siehe  oben  §.  103. 

8)  Siehe  oben  §.  110,  m.  —  Siehe  besonders  unten  §.  334.  335. 
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Aet  Wiener  Schlnssakte  vom  15.  Mai  1820  art.  57  ausge- 
sprochen, dasSy  da  der  deutsche  Bnnd,  mit  Ansnahme  der 
fireien  Städte,  ans  souverainen  Fürsten  bestehe,  dem  hiemach 
gegebenen  Ornndbegriffe,  d.  h.  dem  monarchischen 
Princip  znfolge,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Ober- 
hanpte  des  Staates  vereinigt  bleiben  muss,  und  der  Souverain 
dnrcb  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der  Ansttbong 
bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden 
werden  darf.  Dessgleichen  hat  die  Wiener  Schlussakte  art.  58 
positiv  erklärt  y  dass  die  im  Bunde  vereinigten  -  souverainen 
Forsten  durch  keine  landständische  Verfassung  an  der  ErAU- 
Inng  ihrer  bundesmässigen  VerpiSichtungen  gehindert  oder  be- 
schränkt werden  dttrfen. 

VI.  Diese  Grundsätze  sind  sodann  durch  den  Bundesbe- 
Bchluss  (die  sechs  Artikel)  vom  28.  Juni  1832,  Prot.  S.  863, 
neuerdings  bestätigt  worden^).  Demzufolge  hat  sodann  die 
Bundesversammlung  in  Bezug  auf  das  badische  Pressgesetz 
vom  28.  December  1831  durch  Beschluss  vom  5.  JuU  1832, 
Prot.  §.  230,  ausgesprochen:  „dass  dieses  Gesetz  fttr  unver- 
einbar mit  der  Bundesgesetzgebung  zu  erklären  sei,  und  daher 
nicht  bestehen  dürfe  ^^y^  Hiemach  ist  auch  von  der  badischen 
Begierang  durch  Verordnung  vom  8.  Juli  1832  jenes  Pressge- 
setz wieder  ausser  Wirkung  gesetzt  worden  ^^). 

Vn.  Ebenfalls  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  diesen  Gmnd- 
sätzen  erklärte  sich  die  deutsche  Bundesversammlung  in  der 
Sitzung  vom  23.  August  1851,  Prot.  §.  120  ^^^^  ^^t^^  Bezug- 
nahme auf  aii;.  2  der  Bundesakte  und  art.  1  der  Wiener  Schluss- 
akte „flir  berechtigt  und  verpflichtet,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  in  keinem  Bundesstaate  Institutionen  und  Zu- 
stände bestehen,  welche  fttr  die  innere  Buhe  und  Ordnung  des- 


*)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Tbl.  n.  S.  248.  249. 

^^)  Siehe  den  vollständigen  Abdruck  dieses  Bundesbeschlusses,  eben- 
daselbst Tbl.  n.  S.  250. 

*0  Bad.  Reg.-ßl.,  Nr.  XLII,  1832.  —  üebrigens  bestimmte  schon  §.  17 
derBad.  Verf.-Ürk.  ausdrücklich:  ,.Die  Pressfreiheit  wird  nach  den  künf- 
tigen Bestimmungen  der  Bundesversammlung  gehandhabt 
werden." 

«)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  ü.  S.  560. 

ZSpfl,  Staatveoht.  5.  Aufl.  I.  24 
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Belhen  and  dadurch  für  die  allgemeine  Sicherheit  des  Bundes 
bedrohlich  sind.  Die  Bandesversammlnng  fordert  daher  die 
hohen  Bnndesregierungen  auf,  die  in  den  einzelnen  Bnn- 
desstaaten,  namentlich  seit  dem  Jahre  1848  getroffe- 
nen staatlichen  Einrichtungen  und  erlassenen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  einer  sorgfältigen  Prüfung  zu 
unterwerfen,  und  dann,  wenn  sie  mit  den  Grundgesetzen  des 
Bundes  nicht  in  Einklang  stehen,  diese  nothwendige  Ueberein- 
stimmung  ohne  Verzug  wieder  zu  bewirken.'' 

VIII.  In  demselben  Gteiste  wurde  von  der  Bundesversamm- 
lung gleichzeitig,  in  derselben  Sitzung  v.  23.  August  1851, 
Prot.  §.  121 1^)  beschlossen,  dass  „die  in  Frankfurt  unter  dem 
27.  Dec.  1848  erlassenen,  in  dem  Entwürfe  einer  Verfassung 
des  deutschen  Reichs  y.  28.  März  1849,  wiederholten  sogen. 
Grundrechte  des  deutschen  Volks,  weder  als  Keichs- 
gesetz,  noch,  so  weit  sie  nur  auf  Grund  des  Einftth- 
rungsgesetzes  vom  27.  Dec.  1848,  oder  als  Theil  der 
Reichsverfassung  in  den  einzelnen  Staaten  für  verbindlich 
erklärt  sind,  fUr  rechtsgiltig  gehalten  werden  können.  Sie 
sind  desshalb  in  so  weit  in  allen  Bundesstaaten  als  aufge- 
hoben zu  erklären.  Die  Regierungen  derjenigen  Staaten,  in 
denen  Bestimmungen  der  Grundrechte  durch  beson- 
dere Gesetze  ins  Leben  gerufen  sind,  sind  verpflichtet,  so- 
fort die  erforderlichen  Einleitungen  zu  treffen,  um  diese  Be- 
stimmungen ausser  Wirkung  zu  setzen,  insofern  sie 
mit  den  Bundesgesetzen  oder  den  ausgesprochenen  Bundes- 
zwecken in  Widerspruch  stehen.''  In  Folge  dieses  Beschlusses 
hat  die  Bundesversammlung  theils  einzelne  Staaten  besonders 
zur  Beseitigung  solcher  Bestimmungen  aus  ihrer  Landesverfas- 
sung aufgefordert,  theils  von  denselben  entsprechende  Anzeigen 
erhalten  *^). 


*3)  Ebendas.,  Tbl.  U.  S.  561. 
M)  Siebe  unten  §.  334. 
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§.  151. 

2)  Verhaltniss  der  Bundesgewalt  zu  den  Unterthanen 
und  Gerichtshöfen  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

I.  Die  Bnndesbeschlüssey  welche  innerhalb  der  Competenz 
der  Bnndestersammlnng  in  grandverfassungsmässiger  Weise 
entstanden  sind,  verpflichten  die  sämmtlichen  souyerainen 
Bnndesglieder  in  Gemässheit  ihrer  eigenen  in  den  Grand- 
y ertragen  des  Bundes  ansgesprochenen  Willensbestimmang. 
Insofern  daher  dnrch  Bandesbeschlüsse  allgemeine  Nor- 
men aufgestellt  werden,  kommt  ihnen  auch  in  Bezug  auf  die 
souverainen  Bundesglieder  der  Charakter  von  Ge- 
setzen zu,  und  in  diesem  Sinne  spricht  die  Wiener  Schlussakte 
selbst  von  Bundesgesetzen ^). 

II.  Da  sich  aber  die  Bundesgewalt  als  eine  politische 
Collegialgewalt  (§.  146)  ihrem  Begriffe  nach  nur  über  die 
Mitglieder  des  völkerrechtlichen  Vereins,  d.  h.  nur  über  die 
Souveraine  selbst  erstrecken  kann,  so  ist  auch  durchaus 
kein  Beschluss  der  Bundesversammlung  für  die  Un- 
terthanen in  den  einzelnen  Bundesstaaten  überhaupt,  noch 
auch  für  die  Gerichtshöfe  in  denselben  als  Gesetz  ver- 
bindlich, so  lange  er  nicht  von  der  betreffenden  Staats- 
regierung  speciell  zur  Damachachtung  publicirt  ist.  Der 
Einrückung  von  Bundesbeschlüssen  in  die  zu  Frankfurt 
erscheinenden  Zeitungen,  welche  die  Bundeskanzlei  schon  seit 
1829  manchmal  unter  der  Bezeichnung  „officieller  Artikel'* 
veranlasste,  und  die  jetzt  in  Folge  des  Bundesbeschlusses  vom 
10.  Jänner  1856  regelmässig  stattfindet,^  kommt  die  rechtliche 
Wirkung  einer  Gesetzes-Publikation  eben  so  wenig  zu,  als  der 
Aufnahme  dersdben  in  die  für  das  Publikum  bestimmte  Aus- 
gabe der  Protokolle  der  Bundesversammlung. 

ni.  Die  Bundesversammlung  ist  nicht  befugt,  ihre  Be- 
schlüsse als  für  die  Unterthanen  und  Gerichte  verbindliche 
Gesetze  in  den  Bundesstaaten  selbst  zu  publiciren:  da 
aber  die  Bundesglieder  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des 


*)  Vergl.  z.  B.  W.  S.-A.  art  11. 
<)  Siehe  oben  §.  131.  IX. 

24' 


372    §•  151.  Yerhaitniss  d.  B.-V.  za  den  ünterthanen  o.  Gerichten. 

art.  32  der  Wiener  Schlussakte  die  Obliegenheit  haben ,  bei 
Vermeidong  des  Execntionsverfahrens  die  Bundesbeschlfisse 
zum  Vollzug  zu  bringen,  so  sind  sie  bnndesgrandgesetzlich 
verpflichtet,  diejenigen  Bnndesbeschlüsse,  welche  nach  der  Ab- 
sicht der  BundesTersammlahg  als  Oesetze  in  den  Bundes- 
staaten gelten  sollen,  zur  Darnachachtnng  (and  nicht'blos 
zur  Kenntnissnahme)  ihrer  Ünterthanen  nnd  Gerichte  in 
ihren  Gebieten  zn  verkünden^). 

IV.  Dagegen  hat  sich  in  der  Bondesversammlnng  eine 
Meinungsverschiedenheit  darüber  ergeben,  ob  die  Bundesglieder 
auch  schuldig  sind,  solche  Bundesbeschltisse  in  ihren  Gebieten 
zu  verkünden,  welche  keine  allgemeinen  Normen  ent- 
halten, und  also  ihrem  Inhalte  nach  keine  Gesetze  sind  oder 
sein  können,  wie  z.  B.  wenn  die  Bundesversammlung  einer 
Familie  die  standesherrlichen  Vorrechte  nach  art.  14  der  B.-A. 
beilegt.  In  dem  einen  Falle,  in  welchem  bisher  diese  Frage 
zur  Entscheidung  kam,  hat  die  Bundesversammlung  durch 
einen  nach  Stinmienmehrheit  gefassten  Beschluss  entschieden, 
dass  die  Publikation  stattfinden  solle  und  von  den  Regierungen 
die  Anzeige  davon,  dass  dies  geschehen,  zu  machen  sei^). 


')  Es  liegt  dies  in  der  Natur  der  Sache,  indem  es  sonstjü  der  Will - 
kühr  eines  jMen  einzelnen  Bundesmitgliedes  liegen  wQrde,  ob  ein  zu  all- 
gemeiner gesetzlicher  Geltung  in  Deutschland  bestimmter  Bundes- 
beschluss  dazu  in  seinem  Gebiete  gelangen  würde.  Aus  diesem  Grunde 
hat  z.  B.  auch  die  B.-V.  im  Jahre  1832  davon  Eenntniss  nehmen  zu  müssen 
geglaubt,  dass  der  B.-B.  y.  28.  Juni  1832  (die  sechs  Artikel,  s.  §.  150,  VI) 
von  einigen  deutschen  Staaten,  wie  Bayern,  E.  Sachsen,  Würtem- 
berg,  Grosshrz.  Hessen  und  Sachsen-Meiningen  mit  dem  Beifügen 
pubUcirt  worden  ist,  dass  dadurch  den  Verfassungen  und  den  vei^s^sungs- 
massigen  Rechten  der  Stände  kein  Eintrag  geschehen  solle.  Es  wurde 
desshalb  in  dem  Prot  der  B.-V.  vom  8.  Nov.  1832  die  Erklärung  nieder- 
gelegt, „dass  durch  diese  Beisätze  einzelner  Regierungen  der  allgemeinen 
Verbindlichkeit  des  B.-B.  y.  28.  Juni  1832  kein  Eintrag  geschehen  könne, 
sowie  solches  ohnehin  auch  nicht  in  der  Absicht  der  einzelnen  Regierungen 
gelegen  habe''.  Siehe  Q.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Thl.  n.  S.  249. 

4)  Es  ist  dies  in  der  Bentinck 'sehen  Sache  geschehen,  durch  B.-B. 
y.  12.  Mai  1853  (Prot.  §.  132,  S.  375).  —  Bemerkenswerth  ist  die  Abstim- 
mung yon  Würtemberg,  ebendaselbst  S.  372,  dass  Bundesbeschlüsse 
über  ein  Standesyerhältniss,  worüber  die  B.-A.  art.  14,  der  B.-V.  allein 
das  Entscheidungsrecht  gebe,  gar  keiner  allgemeinen  Pnbli- 
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V.  Die  BundeBversanmiliuig  erkennt  keine  Befngniss 
der  Gerichtshöfe  der  Bundesstaaten  an,  einem  von  ihr  ge- 
&88ten  und  von  der  betrefifenden  Landesregiening  gehörig  pa- 
blieirten  Bandesbeschlasse  diese  Eigenschaft  und  die  davon 
abhängige  Oiltigkeit  und  Verbindlichkeit  im  Allge- 
meinen abzusprechen. 

VL  Davon  ganz  verschieden  aber  ist  die  Frage ,  welche 
Folge  einem  im  Allgemeinen  als  giltig  und  verbindlich 
anerkannten  Bundesbeschlusse  bezüglich  der  Anwendung 
im  einzelnen  Falle  zu  geben  sei.  Dieser  Frage,  d.  h.  dem 
Urtheile  der  Gerichte  darüber ,  ob  und  welchen  Einfluss  ein 
Bundesbeschluss ,  als  ein  giltiger  betrachtet ,  auf  die  Beur- 
tbeilnng  eines  zur  richterlichen  Entscheidung  stehenden  Falles 
haben  könne ,  wird  dadurch,  dass  die  Bundesversammlung 
ihrem  Beschluss  m  theai  alle  Erfordernisse  der  Giltigkeit  sichert, 
in  keiner  Weise  präjudicirt^). 

§.  152.    . 
3)   VerhäJtniBS  der  Bundesgesetzgebung  zu  den 

deutschen  Landständen  ^). 

I.  In  den  deutschen  Bundesstaaten,  in  welchen  landstän- 
dische Verfassungen  bestehen,  ist  schon  wiederholt  die  Frage 


kation  bedfirfen,  sondern  eine  solche  dorchaus  unnöthig  sei,  weil 
ein  Bundesbeschluss  über  solche  Standesverhältnisse  schon  mit  der  Publi- 
kation au  die  betreffenden  Betheiligten  rechtskräftig  werde  and 
Ton  Privaten  und  Gerichten  eben  so  anerkannt  wenden  müsse,  wie  auch 
die  Giltigkeit  eines  richterlichen  ürtheils  in  irgend  einer  Civilsache  nicht 
von  seiner  allgemeinen  Publikation  abhänge/'  —  So  viele  Familien  auch 
Tor  und  nach  18^  von  der  Bundesversammlung  als  standesherrliche  aner- 
kannt worden  waren,  so  hatte  doch  ausser  obigem  Falle  niemals  eine  An- 
ordnung einer  allgemeinen  Publikation  eines  solchen  Anerkenntnisses  von 
Bundeswegen  stattgefunden. 

^)  Genau  in  dieser  Weise  erklärt  sich  das  in  der  B ent in ck' sehen 
Sache  (Sitzung-  der  B.-Y.  v.  12.  Mai  1853)  erstattete  Commissionsgut- 
achten  (Prot  §.  132,  S.  368).  —  Yergl.  Wasserschieben,  juristische 
Abhandlungen.    Giessen  1856.  —  Siehe  auch  oben  §.  113  Note  9. 

*)  V.  Gruben,  Abhandlungen,  Hft  2,  Stuttgart  1856.  —  Th.  Kind, 
von  der  Stellung  sowohl  der  constitut  Bundesregierungen  als  der  Stände- 
versammlungen Deutschlands  zu  dem  deut  Bund  und  zu  Deutschlands 
Einheit    Leipzig  1838. 
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angeregt  wordeD,  ob  der  Sonverain,  welcher  nnbezweifelt  an 
die  Mitwirkung  der  Landstände  bei  der  Landesgesetzge- 
bung gebunden  ist,  solche  Bundesgesetze,  welche  in  die 
innere  Landesregierung  eingreifen,  ohne  vorherige  Zustimmung 
der  Landstände ;  verkünden,  und  hiermit  einseitig  die  be- 
stehenden Landesgesetze  abändern  oder  aufheben  könne? 

n.  Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  ist  in  Betracht  zu 
ziehen,  dass  die  gegenwärtig  bestehenden  landständischen 
Verfassungen  sämmtlich  in  den  Bundesgrundgesetzen  selbst  in 
dem  Sinne  wurzeln,  als  sie  namentlich  in  der  Bundesakte 
art.  13  und  in  der  Wiener  Schlussakte  fttr  alle  deutschen 
Staaten  vorgeschrieben  und  befohlen  worden  sind,  und  also 
selbst  als  eine  positiv  buüdesverfassungsmässige  Institution 
und  als  ein  organischer  Bestandtheil  der  politischen  Ge- 
sammtverfassung  Deutschlands  erscheinen.  Auch  ist  so 
viel  gewiss,  dass  es  bei  der  Abfassung  der  Bundesakte  durch- 
aus nicht  in  der  Absicht  der  Souveraine  gelegen  hat,  die 
RechtsgUtigkeit  der  Bundesbeschltlsse  von  einer  landständischen 
Genehmigung  abhängig  zu  machen,  so  wenig  als  zur  Zeit  des 
Reiches  die  Verbindlichkeit  eines  Reichsgesetzes  von  der  Zu- 
stimmung der  Landstäude  der  einzelnen  Länder  abhängig  war  ^). 

in.  Vielmehr  liegt  der  Bundesakte  offenbar  die  Ansicht 
zu  Grunde,  dass,  der  Zusicherung  landständischer  Verfassungen 
im  Art.  13  der  Bundesakte  ungeachtet ,  nichts  desto  weniger 
die  Gesammtheit  der  Bundesglieder,  der  Bund,  die  höchste 
politische  Autorität  in  Deutschland  verbleiben  müsse, 
und  dass  die  landständischen  Befugnisse  nie  die  Bundesgewalt 
sollten  beschränken,  oder  die  Ausführung  eines  Bundes- 
beschlusses verhindern  können.  Diese  Grundsätze  sind, 
wie  bereits  gezeigt  wurde,  durch  die  Wiener  Schlussakte, 
art.  32,  57  und  58  und  die  auf  diesen  Grundlagen  ergangenen 
Bundesbeschlüsse  auch  in  der  neuesten  Zeit,  von  der  Bundes- 
versammlung aufrecht  erhalten  worden^). 

IV.  In  mehreren  deutschen  Staaten  ist  zur  Beseitigung 
aller  Zweifel  und  zur  Verhütung  von  Streitigkeiten  zwischen 


«)  Siehe  oben  §.  81,  VH. 

^  Siehe  oben  §.  150.  —  Yergl.  auch  den  Pr&sidialyortrag  vom 
20.  Sept.  1819,  Sitz.  XXXV,  §.  220,  Nr.  1.  b.  v.  Meyer,  Thl.  IT,  p.  89  flg. 
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der  Regierung  and  den  Landständen  in  den  VerfassangBur- 
kunden  aasdrOcklich  ansgesprochen  worden,  dass  die  Bnndea- 
beschlttsse  durch  die  von  dem  Souverain  verfügte  Publikation 
sofort  Gesetzeskraft  erhalten  und  also  von  den  Gerichten  und 
den  Unterthanen  als  verbindlich  anerkannt  werden  müssen  ^X 
woraus  sich  sodann  von  selbst  ergibt,  dass  die  etwa  entgegen- 
stehenden Landesgesetze  hiermit  als  aufgehoben  oder  abgeän- 
dert zu  betrachten  sind,  und  die  Landstände,  soweit  es  nöthig, 
ihre  Mitwirkung  hierzu,  so  wie  auch  zur  Aufbringung  der  er- 
forderlichen Mittel  zur  Ausführung  der  Bundesbeschlttsse  nicht 
versagen  können  <^). 

V.  In  den  anderen  deutschen  Staaten,  welche  keine 
derartige  Bestimmung  in  ihre  Verfai^ungen  oder  bereits  that- 
sächlich  in  ihre  Staatspraxis  aufgenommen  haben,  und  deren 
Regierungen  oder  Landstände  mitunter  ein  besonderes  Interesse 
zeigen,  dem  Bunde  gegenüber  die  möglichste  Selbstständigkeit 
zu  behaupten,  muss  ebenfalls  die  bundesmässige  Ver- 
pflichtung der  Regierung  anerkannt  werden,  die  Bundes- 
beschlüsse zur  praktischen  Geltung  zu  bringen  ®) ;  es  ist  jedoch 


4)  So  z.  B.  Bad.  Verf.-Urk.  v.  22.  Aug.  1818,  §.  2.  „Alle  organischen 
Beschlüsse  der  BundesYersammlung,  welche  die  verfassungsmässigen  Ver- 
hältnisse Deutschlands  oder  die  Verhältnisse  deutscher  Staatsbür- 
ger im  allgemeinen  hetreffen,  machen  einen  Theil  des  hadischen 
Staatsrechtes  aus«  und  werden  für  aUe  Klassen  von  Landesangehörigen 
yerhindlich,  nachdem  sie  vom  Staatsoberhaupte  puhlicirt  worden 
sind.'*  —  Im  Wesentlichen  gleichlautend:  Würtemherg,  Verf.-Ürk.  v.  1819, 
§.  3;  Braunschweig,  neue  Ld8chfts.-Ord.  y.  1832  §.  12;  Oldenhurg, 
Verf.-Ürk.  v.  1852  art  2;  Coburg-Gotha,  Grd.-Ges.  v.  1852  §.  2;  Reuss, 
j.  Lin.  Grd.-GeB.  1852  §.  2.  —  Siehe  auch  üie  in  Note  5  angeführten  Ver- 
fiissongsgesetze. 

^)  Ausdrücklich  erwähnen  die  landständische  Mitwirkung  bei  Auf- 
bringung der  Mittel  zum  Vollzug  der  Bundesbeschlüsse:  Würtemherg, 
Verf.-Urk.  v.  1819  §.  3;  K.  Sachsen,  Verf.-Ürk.  v.  1831  §.  89  u.  Ges. 
V.  5.  Mai  1851  §.  1;  S.-Altenbürg,  Grd.-Ges.  v.  1831  §.  12;  S.-Mei- 
ningen,  Grd.-Ges.  1829  §.  81b;  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept.  1848  §.  91; 
Waldeck,  Verf.-Ürk.  v.  1852 §.85;  Schwarzburg-Sondershausen, 
Verf.-Ges.  v.  1849  §.  114  u.  Ges.  y.  2.  Aug.  1852  §.  39;  Oldenburg, 
Verf.-Ürk.  y.  1852  art.  187  §.  2;  Keuss,  j.  Lin.  Grd.-Ges.  v.  1852  §.  68. 

>>  Ausdrücklich  erklärt  es  die  W.  S.-A.  art  32,  fOr  eine  Verpflichtung 
der  Regierungen,  die  Bundesbeschlüsse  zu  yoUziehen,  und  bedroht  daher 
diese  im  ünterlassungsMe  zunächst  mit  dem  Exekutionsyerfahren. 
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ZU  diesem  Behnfe  der  landesyerfassniigsmässige  Weg 
in  der  Weise  einzoschlagen,  dass  die  Begienmg  die  durch  die 
Bnndesbescblfisse  nothwendig  gewordenen  Abänderungen 
der  bestehenden  Landesgesetzgebnng  der  landständiscben  Za- 
stimmang  unterbreitet,  und  alle  landesverfassungsmässigen 
Mittel  anwendet,  um  dieselbe  zu  erlangen''). 

VI.  Die  Verbindlichkeit  eines  Bundesbeschlusses  f)lr  die 
Staatsregierung  selbst  bleibt  jedoch  nach  dem  Wortlaute 
und  Gleiste  der  bestehenden  Bundesgesetzgebung  völlig  unbe^ 
rtthrt  von  der  etwaigen  Weigerung  der  Landstände,  dieselbe 
anzuerkennen  ^). 

VII.  Da  die  Bundesbeschlüsse  regelmässig  nur  prin- 
cipielle  Andeutungen  enthalten,  und  bezüglich  der 
Durchführung  der  in  ihnen  aufgestellten  Grundsätze'  ohnehin 
eben  so,  wie  dies  zur  Zeit  des  Reiches  mit  den  Reichsgesetzen 
der  Fall  war,  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  pflegen,  dass  die 
durch  örtliche  Verhältnisse  und  Zustände  in  den  einzelnen 
Staaten  bedingten  und  wünschenswerthen  Modifikationen  in 
besonderen  Einführungsgesetzen  angebracht  werden  können, 
so  ist  nicht  leicht  zu  befürchten,  dass  eine  Landesregierung 
auf  einen  unüberwindlichen  Widerstand  ihrer  Landstände 
stossen  und  dadurch  in  die  Lage  kommen  werde,  ihrer  im 
Art.    32    der   Wiener  Schlussakte    ausgesprochenen    bundesr 

^)  Diesen  Weg  hat  bisher  die  Krone  Bayern  regehn&ssig  eingehalten 
Daher  hat  Bayern  in  der  Sitzung  v.  23.  Augast  1851  den  beiden  daselbst 
gefassten  Bundesbeschlüssen  (s.  oben  §.  150,  Vn  n.  \111)  seine  Zustimmung 
nur  ,,in  der  Voraussetzung*^  ertheilt,  „dass  es  jeder  Regierung,  welche  zu 
Aenderungen  in  staatlichen  Einrichtungen  und  gesetzlichen  Bestimmungen 
aufgefordert  werden  sollte,  frei  stehen  müsse,  zur  Bewirkung  der  frag- 
lichen üebereinstimmung  den  durch  die  Verfassung  des  Landes 
YOTgeschriebenenWeg  einzuschlagen.''  Prot  18&3,  §.  120.121;  S.  270, 
272.  Vergl.  auch  die  Erklärung  v.  Bayern.  Prot  d.  B.-V.  13.  Jan.  1848, 
§.  27,  8.  38.  —  Ausdrücklich  sagt  Wal  deck,  Verf.-Urk.  v.  1852  §.  97: 
„Soweit  durch  allgemeine  Bundesgesetze  und  Beschlüsse  Abänderungen 
dieser  Verfassung  nöthig  werden,  sind  solche  auf  yerfiEissungsmässigem  Wege 
auszuführen.'* 

8)  W.  8.-A.  art  32.  —  Siehe  auch  oben  §.  150.  —  K  Sachsen, 
Verf.-Ürk.  v.  1831  §.  89  und  Ges.  v.  5.  Mai  1851 :  „In  Ausführung  der 
Tom  deutschen  Bund  gefassten  Beschlüsse  kann  die  Regierung  dusch  die 
ermangelnde  Zustimmung  der  Kammern  nicht  gehindert  werden.*'  —  Ebenso : 
Reuss,  j.  Lin.  Grd.-Ges.  1852  §.  68. 
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massigen  Verpflichtung ,  die  Bondesgesetze  in  ihrem  Gebiete 
zur  Geltang  zn  bringen,  nicht  genügen  zh  können^). 

VUL  Sollte  dieser  ansserordentliche  Fall  wider  Erwarten 
aber  dennoch  eintreten ,  so  ist  es  Sache  der  Bundesversamm- 
Imig,  jene  Massregeln  zn  berathen  und  zu  beschliessen,  von 
welchen  nach  der  Lage  des  Falles  die  DorchfUhrong  der  Bob- 
desbeschlflsse  am  sichersten  nnd  zweckmässigsten  erwartet 
werden  könnte.  Die  Erwägung,  ,,welche  innerhalb  ihrer  Com- 
petenz  liegenden  Mittel  und  Wege,  namentlich  ob  die  Absen- 
dnng  von  besonders  zu  instruirenden  Gommissionen  in  An- 
wendung zn  bringen  sind^',  hat  sich  die  Bandesversammlung  bei 
Abfassung  des  Bundesbeschlnsses  vom  23.  August  1851,  Prot. 
§.  120^®)  ausdrücklich  vorbehalten.  Nach  Umständen  könnte 
sogar  eine  (für  das  betreffende  Land  jedenfalls  sehr  kostspie- 
lige) Bundesexecution  angeordnet  werden  ^^). 

IX.  Es  darf  übrigens  nicht  verkannt  werden,  dass  in  den 
landständischen  Verhältnissen  in  dem  Zeiträume  von  mehr  als 
vierzig  Jahren,  welche  seit  der  Abfassung  der  Bundesakte  und 
der  Wiener  Schlussakte  abgelaufen  sind,  ein  grosser  Um- 
schwung stattgefunden  hat  Während  damals  in  den  meisten 
Staaten  überhaupt  noch  kerne  Landesvertretungen  oder  nur 
sehr  schwache  Anfänge  derselben  vorhanden  waren,  hat  das 
landsiändische  Wesen  allmählig  eine  grosse  Bedeutung  gewon- 
nen namentlich  in  Bezug  auf  die  Landesgesetzgebung,  wozu 
die  Unproduktivität  der  Bundesversammlung  in  Bezug  auf  die 
gemeinnützigen  Anordnungen  und  die  eben  hierdurch  bewirkte, 
mehr  oder  minder  unfreiwillige  Beschränkung  ihrer  Thätigkeit 
auf  ^elfach  missliebige  Polizeimassregeln  nicht  wenig  beige- 
tragen hat.  Es  wird  daher  unläugbar  das  Vorgehen  der  Bun- 
desversammlung mit  einer  gemeinsamen  Gesetzgebung  in  der 
bisherigen  Form  der  Bundesbeschlüsse  vielfach  von  landstän- 
dischen Körperschaften  mit  misstrauischem  Auge  und  wie  ein 
Versuch  einer  Schmälerung  ihrer  nunmehr  erlangten  legislativen 


*)  Die  Begienmg  kann  in  dringenden  F&llen  durch  proyisorische 
Gesetze,  oder  nach  Umständen  durch  Auflösung  der  widerspenstigen  Kam- 
mern und  Berufung  eines  neuen  Landtages  die  üebereinstimmung  der  Lan- 
desgesetzgebung mit  den  Bundesgesetzen  einzuleiten  suchen. 

«•)  Siehe  oben  §.  150.  YH ' 

")  W.  8.-A  art  82. 
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Beftignisse  betrachtet ,  sogar  wenn  der  Inhalt  längst  nnd  tief 
gefühlten  Bedürfnissen  der  Oesammtnation ,  wie  z.  B.  das 
kürzlich  zn  Stande  gekommene  Handelsge£fetzbnch,  eine  unbe- 
streitbar anerkennungswttrdige  Abhilfe  gewährt.  Selbst  der 
Umstand,  dass  unter  letzterer  Voraussetzung  die  Landesver- 
tretungen  die  von  ihnen  einzeln  zu  begehrende  Zustimmung 
nicht  wohl  verweigern  können,  wenn  das  Land  nicht  der  Vor- 
theile  der  gemeinsamen  Anordnung  entbehren  soll,  wird  als 
eine  Herabdrttckung  des  landständischen  Zustimmungsrechtes 
auf  einen  blossen  Schein  aufgefasst.  Ueberdies  sind  wirklich 
in  den  letzten  Jahren  ^älle  eines  Widerstandes  landständischer 
Körperschaften  gegen  die  Durchftlhrung  missliebiger  Bundes- 
beschlüsse vorgekommen  und  sind  daraus  den  betreffenden 
Bundesregierungen  wie  der  Bundesversammlung  selbst  mannig- 
fache Schwierigkeiten  erwachsen,  welche  sich  bei  fernerer 
Wiederholung  solcher  Vorgänge  nur  steigern  können.  Es  wird 
sich  daher  immer  mehr  die  Nothwendigkeit  herausstellen, 
solchen  Conflikten  durch  eine  Einrichtung  vorzubeugen,  welche 
den  Landesvertretungen  in  einer  oder  der  anderen  Weise  eine 
Theilnahme  an  der  Bundesgesetzgebung  einräumt. 

§.  152  a. 

Mittheilung  der  Motive  über  Competeuz-  oder  Incom- 
petenzerklärungen  der  Bundesversammlung  an  die 

Betheiligten. 

In  der  Begel  pflegt  die  Bundesversammlung  bei  Eröflnung 
ihrer  Entscheidungen  an  die  Betheiligten  (Reklamanten) 'keine 
oder  doch  nur  sehr  allgemeine  Motive  beizuftigen.  Nur 
dann  wird  hier  und  da  eine  Ausnahme  gemacht,  wenn  die 
Reklamanten  ein  Interesse  daran  haben  können,  diese  Motive 
kennen  zn  lernen,  was  namentlich  der  Fall  ist,  wenn  Mangel 
an  Competenz'die  Bundesversammlung  hinderte,  auf  eine 
Reklamation  einzugehen,  so  dass  darin  ein  Anhalt  fUr  die  Be- 
urtheilung  der  Frage  gefunden  werden  ^kann,  ob  eine  Abhilfe 
der  erhobenen  Beschwerde  auf  anderem  Wege  möglich  sei^). 


*)  Ausdrücklich  hat  sich  in  dieser  Weise  erklärt:  das  Gutachten  des 
Ausschusses  in  Militftrangel^nheiten ,  betr.  die  Bitte  des  vorigen  Marine- 
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Die  Bnndesprotokolle  enthalten  mehrfache  Beispiele,  dass  die- 
sem Principe  gemäss  die  Motive  ihrer  fieschlttsse  den  Rekla- 
manten mitgetheilt  worden  sind^. 


§.  153. 

Die  Landfriedens-  und  Rechtsverfassung  des  Bundes. 

A.  Im  Allgemeinen,  verglichen  mit  der  Land- 
friedens- und  Rechts-Verfassung  zur  Reichszeit; 
insbesondere    fortdauernder    Mangel  eines    ständigen 

Bundesgerichtes. 

I.  So  wie  das  deutsche  Reich  seinem  Wesen  nach  ein 
Landfriedens-Staat  war,  d.  h.  so  wie  seine  politischen  In- 
stitutionen hauptsächlich  auf  die  Erhaltung  des  Landfrie- 
dens berechnet  waren  und  die  gesammte  Rechtsverfassung 
des  Reiches  hiermit  im  engsten  Zusammenhange  stand,  so  ist 
auch  der  deutsche  Bund  seinem  Wesen  nach  ein  Landfrie- 
dens-Bund, d.  h.  er  hat  den  Grundgedanken  der  ehe- 
maligen Reichsverfassung  beibehalten  und  zu  dem  seinigen 
gemacht,  und  daher  auch  seine  Rechtsverfassung  hiemach  ein- 
gerichtet und  ausgebildet. 

II.  Indem  die  Bundesakte  art.  2  die  äussere  und  innere 
Sicherheit  Deutschlands  als  den  eigentlichen  Bundes- 
zweck erklärt,  hat  sie  den  Gedanken  des  Landfriedens 
eben  so  klar  als  bestimmt  ausgesprochen,  wenn  gleich  das 


Zahlmeisters  2.  Klasse,  Christian  Schäfer,  um  Mittheilung  von  Ent- 
scheidungsgrOnden  Prot,  der  20.  Sitzung  vom  17.  Juni  1858  §.  278;  in 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  ü.  S.  683. 

<)  Yeigl.  z.  B.  den  B.-B.  in  der  9.  Sitzung  vom  4.  März  1858,  im 
Prot  §.112,  eben  das.  Thl.  II.  S.  678;  betr.  die  Vorstellung  u.  Gesuch 
des  Herzogs  Carl  von  Looz-Corswaren  bezüglich  seiner  Successions- 
rechte  auf  das  Fürstenthum  Rheina-Wolbeck.  —  B.-B.  in  der  12.  Sitzung 
T.  6.  März  1858,  Prot  §.  160  ebendas.  Thl.  n,  S.  679,  betr.  die  Be- 
schwerde des  Dr.  Eduard  Freyberg  zu  Berlin,  wegen  angeblich  ver- 
weigerter Justiz. 
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Wort ,, Landfrieden^'  in  den  BnndesgrondgesetaKen  nicht  ge- 
braucht wird.  Es  hagdelte  sich  sonach  nur  darum ,  die  Ein- 
richtungen,  welche  die  Durchibhrung  dieses  Grundgedankens 
erfordert,  in  einer,  den  eingetretenen  politischen  Veränderungen 
in  Deutschland  entsprechenden  Weise  zu  treffen.  Hierbei 
musste  namentlich  das  von  entschiedenem  Einflüsse  sein,  dass 
die  einzelnen  deutschen  Staaten  nunmehr  vollkommen  sou- 
verain  geworden  waren,  und  dass  der  deutsche  Bund  nach 
der  Absicht  seiner  Stifter  nur  ein  Staatenbund  von  (mit 
sehr  geringen  Ausnahmen)  monarchischen  Staaten,  und 
kein  Bundesstaat  werden  sollte. 

in.  Es  ergibt  sich  hieraus  von  selbst,  dass  jene  Einrich- 
tungen der  Bechtsverfassung  des  ehemaligen  deutschen  Beiches, 
welche  die  yOlkerrechtliche  und  staatliche  Unselbststän- 
digkeit  der  einzelnen  deutschen  Länder  als  Grundlage  Yor- 
aussetzten,  der  nunmehr  vOllig  veränderten  politischen  Stellung 
und  nunmehrigen  Selbstständigkeit  der  deutschen  Staaten  ent- 
sprechend umgebildet  werden  mussten. 

IV.  Die  Folge  hiervon  war,  dass  man  von  der  Einrich- 
tung einer  obersten  richterlichen  Gewalt  in  dem  Sinne 
und  Umfange,  wie  solche  früher  bei  Kaiser  und  Beich 
gewesen  war  und  von  den  Beichsgerichten  ausgeübt 
wurde,  Umgang  nahm  und  eine  solche  oberstrichterliche  Ge- 
walt weder  der  Bundesversammlung  selbst  beilegte,  noch  auch 
die  Einrichtung  eines  obersten  ständigen  Bundesgerichtshofes 
an  der  Stelle  der  ehemaligen  Beichsgerichte  für  angemessen 
erachtete. 

V.  Dass  Letzteres  nicht  geschah,  und  dass  namentlich 
das  Beichskammergericht,  der  alt -ehrwürdige  Wächter 
sowohl  der  Einheit  in  der  deutschen  Bechtsbildung,  als  der 
Unabhängigkeit  der  Bechtspflege  gegen  kaiserliche  und  lan- 
desherrliche Eingriffe  durch  keine  andere  zeitgemässe  Einrich- 
tung ersetzt  wurde,  ist  sehr  zu  beklagen.  Mit  dem  Aufhören 
der  richterlichen  Thätigkeit  deiSi  Beichskammergerichtes  verlor 
die  Praxis  in  den  einzelnen  Ländern  das  Vorbild,  nach  wel- 
chem sie  sich  seit  Jahrhunderten  zu  richten  gewohnt  war,  und 
ebeuso  versiegte  hiermit  jene  lebendige  Quelle,  aus  deren  Stu- 
dium die  Wissenschaft  bis  dahin  das  Lehrgebäude  des  ge- 
meinen Bechtes  entwickelt  und  fortgebildet  hatte,  welches  alle 
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dentsehen  Staaten  mit  gerechtem  Stolze  als  das  Gesammteigen- 
thum  der  deutschen  Nation  betrachteten. 

VI.  Es  ist  ttbrigens  schon  anf  dem  Wiener  Oongresse 
anerkannt  worden,  dasS;  wenn  es  der  Verfassung  an  einem 
Bnndesgericht  fehle,  man  nie  werde  die  Ueberzengnng  auf- 
heben können,  dass  dem  Rechtsgebäude  in  Deutschland  der 
letzte  und  nothwendigsteSchlussstem  mangele^-  Doch 
geschah  nichts  weiter  f&r  diesen  Ausbau  der  deutschen  Rechts- 
verfassung  bis  zu  den  Dresdener  Conferenzen,  wo  dieser 
Gegenstand  mit  entschiedenem  Ernste  aufgegriffen  und  zur  Be- 
rathung  über  die  Einführung  eines  Bundesgerichts  eine  Com- 
mission  (die  vierte)  gewählt  wurde,  welche  das  Ergebniss  ihrer 
Berathungen  unter  dem  28.  April  1851  zu  Dresden  zusammen- 
stellte. In  der  neunten  Ministerialconferenz  daselbst  am 
15.  Mai  1851  wurde  beschlossen,  die  Resultate  der  Gommis- 
sionsberaihung  der  Bundesversammlung  zur  weiteren  ernsten 
und  sorgfältigen  Berathung  zu  überweisen^).  Nach  dem  von 
der  vierten  Dresdener  Commission  ausgearbeiteten  Entwürfe 
sollte  das  Bundesgericht  aus  einem  Präsidenten  und  mindestens 
sechs  Beisitzern  bestehen,  welche  sämmtlich  am  Sitze  des  Ge- 
richtes, d.  h.  am  Orte  der  Bundesversammlung  wohnen  sollten« 
Die  Competenz  dieses  Gerichtshofes  sollte  auf  staatsrechtliche 
und  civibrechtliche  Streitigkeiten  beschränkt  sein,  aber  in  dieser 
Beziehung  nicht  nur  die  Competenz  des  bisherigen  Bundes- 
Austrägalgerichtes  und  Bundesschiedsgerichtes  umfassen,  son-' 
dem  auch  über  diese  hinaus  zweckmässig  erweitert  werden. 
Der  Charakter  eines  Strafgerichtshofes  sollte  aber  von  diesem 
Bundesgerichte  möglichst  entfernt  gehalten  werden. 

VII.  In  der  14.  Bundestags-Sitznng  vom  8.  Juli  1851, 
Prot.  §.  67,  wurde  beschlossen,  einen  Ausschuss  niederzusetzen, 
der  die  gedachten  Vorschläge  der  vierten  Dresdener  Commis- 
sion bearbeiten  soUte;  in  der  folgenden  15.  Sitzung,  Prot.  §.  76, 


<)  Elüber,  Akten  des  Wiener  Congresses  U.  S.  16  flg. 

*)  Die  Abstimmungen  der  Beyollm&ditigten  der  deutschen  Staaten  in 
der  Dresdener  Ministerialconferenz  vom  15.  Mai  1851  finden  sich  auch  in 
dem  hier  unter  Nr.  Vlll.  aufgeftlhrten  Entwurf  eines  Vortrags  des  Bundes- 
tags-Ausschusses vom  23.  Januar  1860. 
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wurde  dieser  Ausschuss  gewählt.  Nichtsdestoweniger  rnhte  die 
Sache,  ausser  dass  in  einem  Vortrage  der  Beklamations-Com- 
mission  in  der  Sitzung  vom  3.  März  1853,  Prot.  §.  50,  bemerkt 
wurde,  „wie  es  aus  allgemeinen  Rücksichten  wflnschenswerth 
sei,  dass  die  deutschen  Regierungen  auf  die  ernste  Berathung 
der  Frage  wegen  Errichtung  eines  Bundesgerichtes  eingehen 
mögen,  um  auch  Privatpersonen,  sie  mögen  gegründete  oder 
ungegrtindete  Ansprüche  gegen  Bundesregierungen  verfolgen, 
die  Berechtigung,  darüber  einen  gerichtlichen  Ausspruch  zu 
erlangen,  ftlr  die  Zukunft  zu  sichern.^' 

VIII.  In  der  34.  Sitzung  vom  Jahre  1859,  Prot  §.  305, 
stellte  Baden  einen  Antrag,  die  Berathnngen  über  die  Errich- 
tung eines  Bundesgerichtes  sofort  wieder  aufzunehmen  und 
überreichte  zugleich  eine  Denkschrift,  welche  hierauf  bezüg- 
liche Vorschläge  enthielt.  Es  wurde  auch  in  derselben  Sitzung 
beschlossen,  diesen  Antrag  nebst  der  darin  in  Bezug  genom- 
menen Denkschrift  dem  Ausschusse  zuzuweisen,  und  in  der 
36.  und  37.  Sitzung,  Prot.  §.  331,  337  wurde  dieser  Ausschuss 
um  zwei  Mitglieder  verstärkt.  Demselben  vmrde  sodann  schon 
in  seiner  Sitzung  vom  23.  Januar  1860  von  dem  Referenten 
ein  ausftlhrlicher  Entwurf  eines  Vortrages  vorgelegt;  jedoch  ist 
es  bei  der  bisherigen  Abneigung  von  Preussen,  diese  hoch- 
wichtige Angelegenheit  in  der  Bundesversammlung  zum  Ab- 
schlösse gelangen  zu  lassen,  noch  nicht  zur  Erstattung  des 
Vortrages  in  der  Bundesversammlung  gekommen. 

IX.  Uniäugbar  leistet  sonach  die  gegenwärtige  deutsche 
Bundesverfassung  auf  der  Grundlage,  welche  sie  aus  der  alten 
Reichsverfassung  herübergenommen  hat,  ftlr  die  Einheit  und 
Vollständigkeit  der  Rechtspflege  weniger,  als  Letztere 
geleistet  hatte.  Es  wird  daher,  so  lange  in  dieser  Beziehung 
keine  Abhilfe  geschieht,  welche  allerdings  ihre  grossen 
Schwierigkeiten  hat,  und  keineswegs  so  leicht  zu  bewerkstel- 
ligen und  unbedenklich  in  ihren  Folgen  ist,  als  es  auf  den 
ersten  Anblick  scheinen  möchte,  doch  immer  eine  ftlhlbare 
Lücke  in  der  Bundesverfassung  bleiben^). 


')  Yergl.  meinen  Aufsatz:  die  Vorarbeiten  für  ein  st&ndisches  Bnn- 
deagericht  in  Deutschland  in  der  deutschen  Yierte^jahrsschrift,  Stuttgart 
und  Tübingen,  1851,  Nr.  56,  S.  81  flg. 
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« 

X.  Dagegen  hat  die  LandfriedensyerfassQng  bezüg- 
lich der  Exekation,  d.  h.  der  Handhabung  nnd  Vollziehung 
der  Bandesbeschlüsse,  bnndesaasträgalgerichtlichen  und  bun- 
desschiedsgerichtlichen Erkenntnisse  in  so  fem  an  Stärke 
gewonnen;  als  nach  der  Reichsverfassung  der  Erfolg  der 
vom  Kaiser  und  Reiche  angeordneten  Vollstreckungen  haupt- 
sächlich von  dem  guten  Willen  der  Reichskreise  abhing  ^). 
Doch  sind  auch  in  dieser  Beziehung  in  der  Bundesverfassung 
noch  sehr  erhebliche  Mängel  zu  versptlren,  wie  z.  B.  na- 
mentlich der  Mangel  aller  Vorsorge  fllr  die  Aufstellung  eines 
zu  selbstständigem,  energischem  Einschreiten  ohne  vor  gängige 
Instruktionsholung  in  ausserordentlichen  Zeitumständen 
befugten,  d.  h.  mit  diktatorischer  Gewalt  vorübergehend 
begleiteten  Bundesorgans  ^).  Andere  Mängel  der  Landfriedens- 
verfassüng  des  Bundes  sind  dagegen  durch  keine  Gesetzgebung 
oder  Anordnung  zu  beseitigen,  weil  sie  in  der  Beschaffenheit 
der  Elemente  selbst  liegen,  aus  welchen  der  Bund  gebildet  ist. 


4)  Die  Einrichtung  des  Exekutionsvexfahrens,  siehe  anten  §.  170  flg. 

6)  Das  Bedürfhiss  der  Einrichtung  eines  solchen  Bundesorgans  hahen 
die  Vorgänge  in  den  Jahren  1848—49  wohl  zur  Genüge  nachgewiesen. 
Auf  den  Antrag  der  hadischen  Regierung  hatte  die  B.-Y.  in  der  Sitzung 
T.  3.  Mai  1848,  Pjot  §.  406,  S.  532  flg.,  einstimmig  die  Errichtung  einer 
solchen  aus  drei  Personen  bestehenden  Exekutivbehörde  beschlossen;  es 
kam  aber  dieser  Beschluss  nicht  zur  Ausführung.  Wenn  solche  Einrich- 
tungen nicht  in  ruhigen  Zeiten  berathen  und  beschlossen  werden,  so  ist 
stets  zu  befürchten,  dass  sie  im  Augenblicke  der  Gefedir  nicht,  oder  zu 
spät  zu  Stande  kommen.  —  In  der  Sitzung  v.  8.  Juli  1851,  Prot.  §.  67, 
wurde  auf  Antrag  des  Präsidiums  auch  ein  „politischer  Ausschuss  von 
sieben  MitgUedem  beschlossen,  um  über  die  Arbeiten  der  ersten  und 
zweiten  Commission  der  Dresdener  Conferenz,  die  Massnahmen  für 
Sicherheit  und  Ordnung  im  Bunde  betr.  zu  berichten.  —  In  der  gemein- 
schaftlichen Erklärung  von  Oesterreich  und  Preussen  in  derselben  Sitzung 
(Prot.  §.  68,)  wird  es  ausdrücklich  (S.  130)  als  die  „dringendste  An- 
forderung** erklärt,  dass  der  innere  Friede  Deutschlands  befestigt,  und 
den  Kräften  der  Zerstörung,  die  ihn  seit  den  Ereignissen  des  Jahres  1848 
zerrütteten,  Einhalt  gethan  werde'*.  Sodann  heisst  es  eben  das.  weiter: 
„Zu  den  wichtigsten  Erfolgen  der  Dresdener  Berathungen  gehört  es 
desshalb,  dass  sie  auch  in  der  Erkenntniss  dessen,  was  zur  Erhaltung  der 
inneren  Sicherheit  Deutschlands  nothwendig  ist,  die  den  wesentlichen 
Grundsätzen  nach  bereits  bestehende  Uebereinstimmung  der  Regierungen 
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So  z.  B.  ist  offenbar,  dass  wenn  einmal  etwa  eine  Bnndes- 
exekution  gegen  eines  der  mächtigeren  Bandesglieder  be- 
schlossen werden  wollte,  diese  im  Wesen  mit  einem  Schisma 
im  Bande  gleichbedeatend  sein  and  in  ihrer  äusseren  Er- 
scheinung bei  der  Darchflihrang  von  einem  Kriege  der  deut- 
schen Staaten  unter  einander  nicht  zu  unterscheiden  sein 
würde «). 

§.  154. 

B.    Die  bundesgrundgesetzlichen  Bestimmungen   über 
Landfrieden  und  Rechtsverfassung : 

a)   In  Bezug  auf  Erhaltung  des  Landfriedens  unter 

den  Bundesgliedem  selbst. 

I.  Das  erste  und  eigentliche  Landfriedensgesetz  des  deut- 
schen* Bandes  ist  art.  11  der  Bnndesakte.  Abgesehen  von  der 
darin  ausgesprochenen  Verpflichtung,  sowohl  ganz  Deulschland, 
als  jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  auswärtigen  An- 
griff in  Schutz  zu  nehmen,  und*  keine  Bündnisse  zu  schliessen, 
welche  gegen  die  Sicherheit  des  Bundes  oder  einzelner  Bundes- 
staaten gerichtet  wären,  wovon  besonders  bei  der  Darstellung 
der  auswärtigen  Verhältnisse  gehandelt  werden  wird,  ist 
daselbst  das  Verbot  der  Selbsthilfe  in  derselben  Weise 
ausgesprochen,  wie  dies  zur  Zeit  der  Reichsverfassung  bestand. 
Es  machen  sich  nämlich  in  der  Bundesakte  art.  11,  Abs.  4 
die  Bundesglieder  verbindlich,  „einander  unter  keinerlei  Vor- 


ausdrücklich  beurkunden.  Von  dieser  Erkenntniss  für  das  aUgemeine  Wohl 
Gewinn  zuziehen,  sie  rasch  und  entschieden  zurThatzu  gestal- 
ten, ist  unstreitig  die  n&chste  Aufgabe  dieser  hierzu  mit  dem  ganzen  An- 
sehen des  Bechtes  und  der  Macht  ausgerüsteten  hohen  Versammlung  .  .  . 
Auf  militärische  und  polizeiliche  Vorkehrungen  wird  sich  aber  die  Thätig- 
keit  des  Bundes  nicht  beschränken  dürfen/*  (Die  nächste  Folge  dieses 
Antrags  waren  die  B.-B.  vom  23.  August  1851;  siehe  oben  §.  150.) 

^)  Betrübende  Beispiele  bieten  bereits  der  Krieg  mit  Dänemark  in 
Holstein  1848;  die  Aufstellung  preussischer  Truppen  einerseits  und  der 
Bundestruppen  (Baiem  und  Gestenreicher)  andererseits  in  Kurhessen  (Okt 
u.  Nov.  1850). 
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zn  bekriegesy  noch  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt 
rerfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlnng 
ibrmgen.    Dieser  liegt   alsdann   ob,    die  Vermittelnng 
einen  Aosschnss  za  versachen  nnd  falls  dieser  Yersnch 
hiagen  sollte,  nnd  demnach  eine  richterliche  Ent- 
eidang  nothwendig  wflrde,  solche  durch  eine  wohl- 
ordnete Austrägalinstanz  zn  bewirken,  deren  Ans- 
eh  die  streitenden  Theile  sich  sofort  zu  unterwerfen 
n. 

n.  Diese  Bestimmungen  sind  in  der  Wiener  Schlussakte 
21,  22  n.  23  neuerdings  anerkannt,  nnd  namentlich  hin- 
ich  des  bundesgmndgesetzlichen  Austrägalverfahrens  weiter 
rt    Zugleich  (art.  24)  wurde  ausgesprochen,  „dass  es 
den  Bundesgliedem  freistehe,  sowohl  bei  den  einzelnen 
ommenden  Streitigkeiten,  als  für  alle  künftige  Fälle,  wegen 
onderer  Austräge  oder  Gompromisse  übereinznkom- 
,  wie  denn  auch  frühere  Familien-  oder  Yertrags- 
Bträge    durch    Errichtung    der    Bundes -Austrägal-Instanz 
aufgehoben,  noch  abgeändert  werden.'' 
m.  „Da  Eintracht  und  Friede  unter  den  Bundesglie- 
nngestört  erhalten''  d.  h.  da  jedem  Landfriedens- 
ehe vorgebeugt  werden  soll,  „so  hat  die  Bnndesver^ 
lang  nach   der  Wiener  Schlussakte   art.  18,  wenn   die 
Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes  auf  irgend  eine 
fiise  bedroht  oder   gestört   ist,   über  Erhaltung   oder 
erherstellnng  derselben  Rath   zu  pflegen,  und  die  dazu 
eten  Beschlüsse  nach  Anleitung  der  in  den  folgenden 
ehi  enthaltenen  Bestimmungen  zu  fassen." 
IV.  Wenn  nämlich  „zwischen  Bundesgliedem  Thätlich- 
iten  zn  besorgen,  oder  wirklich  ausgeübt  worden 
,  so  ist  die  Bundesversammlung  (W.  S.-A.  art.  19) 
len,  vorläufige  Massregeln  zu   ergreifen,   wodurch 
T  Selbsthilfe  vorgebeugt  nnd  der  bereits  unternom- 
len  Einhalt  gethan  werde.    Zu  dem  Ende  hat  sie  vor 
lern  f&r  Aufrechthaltung  des  Besitzstandes  Sorge  zn 
|BigeD." 

i  V.  „Wenn  die  Bundesversammlung  von  einem  Bundes- 
0ßit  zum  Schutze  des  Besitzstandes  angerufen  wird,  und  der 
jUngste  Besitzstand  streitig  ist,  so  soll  sie  (W.  S.-A. 

Z5pn,  fltMtmebt.  ».  Aofl.  L  25 
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art.  20)  für  diesen  besonderen  Fall  befagt  sein ,  ein  bei  der 
Sache  nicht  betheiligtes  Bnndesglied  in  der  Nähe  des  zn 
schützenden  Gebietes  aufzufordern,  die  Thatsache  des 
jüngsten  Besitzes  und  die  angezeigte  Störung  des- 
selben ohne  Zeitverlust  durch  seinen  obersten  Gerichtshof 
summarisch  untersuchen  und  darüber  einen  rechtlichen 
Bescheid  abfassen  zu  lassen,  dessen  Vollziehung  die 
Bundesversammlung,  wenn  der  Bundesstaat,  gegen 
welchen  er  gerichtet  ist,  sich  nicht  auf  vorgängige  Auffor- 
derungen freiwillig  dazu  versteht,  durch  die  ihr  zu  diesem 
Ende  angewiesenen  Mittel  zu  bewirken  haf  In  dieser  Weise 
ist  also  auch  das  alte  reichsrechtliche  Verfahren  in  posses- 
sorio  mmmariissimo  in  Landeshoheitsstreitigkeiten  in  das  Bun- 
desrecht herüber  genommen  worden. 

§.  155. 

b)    Bundesgrundgesetzliche  Bestimmungen    in  Bezug 
auf  die  innere  Riihe  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

I.  Die  Wiener  Schlussakte  art.  25  erkennt  es  als  Grund- 
satz an,  dass  die  Erhaltung  der  inneren  Ruhe  und  Ord- 
nung in  den  Bundesstaaten  den  Regierungen  allein 
zustehe.  Es  ist  dies  ganz  im  Einklänge  mit  der  Grundauffas- 
sung der  staatsrechtlichen  Stellung  der  einzelnen  Regierungen 
zum  Bunde,  wonach  die  Landesregierung  principiell  Sache  der 
ersteren  ist  und  soweit  als  unter  den  Begriff  der  jura  ringtUo- 
rum  gehörig  betrachtet  werden  muss,  als  nicht  das  Ctegentheil 
aus  den  positiven  Bestimmungen  der  Bundesgesetze  und  den 
allgemeinen  Bundeszwecken  nachzuweisen  ist.  Es  kann  daher 
nach  der  Wiener  Schlussakte  art.  25  nur  als  Ausnahme,  in 
Rücksicht  auf  die  innere  Sicherheit  (den  Landfrieden)  des 
gesammten  Bundes  und  in  Folge  der  Verpflichtung  der  Bun- 
desglieder zu  gegenseitiger  Hilfeleistung,  die  Mitwirkung 
der  Gesammtheit  zur  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der 
Ruhe,  im  FaUe  einer  Widersetzlichkeit  der  Unter- 
thanen  gegen  die  Regierung,  eines  offenen  Aufruhrs, 
oder  gefährlicher  Bewegung  in  mehreren  Bundesstaaten, 
stattfinden. 


§.  155.  Erhaltung  der  inneren  Hohe.  387 

n.  Hieran  reihen  sich  folgende  Bestimmnngen  der  Wiener 
Schlnssakte  art.  26.:  ,,Wenn  in  einem  Bundesstaate  durch  Wi- 
dersetzlichkeit der  Unterthanen  gegen  die  Obrigkeit 
die  innere  Ruhe  anmittelbar  gefährdet,  und  eine  Verbreitang 
anfirtthrerischer  Bewegungen  zu  ftlrchten,  oder  ein  wirklicher 
Aufruhr  zum  Ausbruch  gekommen  ist,  und  die  Regierung 
selbst,  nach  Erschöpfung  der  verfassungsmässigen  und  ge- 
setzlichen Mittel,  den  Beistand  des  Bundes  anruft,  so 
liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die  schleunigste 
Hilfe  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  veranlassen. 
Sollte  im  letztgedachten  Falle  die  Regierung  notorisch 
ausser  Stande  sein,  den  Aufruhr  durch  eigene 
Kräfte  zu  unterdrücken,  zugleich  aber  durch  die  Um- 
stände gehindert  werden,  die  Hilfe  des  Bundes  zu  begehren, 
so  ist  die  Bundesversammlung  nichts  desto  weniger  verpflichtet^ 
auch  unaufgerufen  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und 
Sicherheit  einzuschreiten.  In  jedem  Falle  aber  dtlrfen  die 
verfügten  Massregeln  von  keiner  längeren  Dauer  sein,  als  die 
Regierung,  welcher  die  bundesmässige  Hilfe  geleistet  wird,  es 
nothwendig  erachtet.^'  Art.  27 :  „Die  Regierung,  welcher  eine 
solche  Hilfe  zu  Theil  geworden,  ist  gehalten,  die  Bundesver- 
sammlung von  der  Veranlassung  der  eingetretenen  Unruhen 
in  EenntniBS  zu  setzen  und  von  den  zur  Befestigung  der  wie- 
derhergestellten gesetzlichen  Ordnung  getroffenen  Massregefai 
eine  beruhigende  Anzeige  an  dieselbe  gelangen  zu  lassen.^^ 
Art.  28:  „Wenn  die  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung 
in  mehreren  Bundesstaaten  durch  gefährliche  Verbindungen 
und  Anschläge  bedroht  sind,  und  dagegen  nur  durch  Zusam- 
menwirken der  Gesammtheit  zureichende  Massregeln  ergriffen 
werden  können,  so  ist  die  Bundesversammlung  befugt  und  be- 
rufen, nach  vorgängiger  Rücksprache  mit  den  zunächst  bedrohten 
Regierungen  solche  Massregeln  zu  berathen  und  zu  beschliessen.'^ 

HI.  An  diese  bundesgrundgesetzliche  Bestimmung  reihen 
sich  die  zahkeichen  Beschlüsse  der  Bundes versanmilung  poli- 
zeilichen Inhalts,  sowie  die  Bundesbeschlüsse  über  die  Presse, 
Vereine  u.  dergl.,  deren  an  den  geeigneten  Orten  besondere 
Erwähnung  geschehen  wird. 

IV.  Um  den  Störungen  des  Landfriedens  in  den  Bundes- 
staaten wegen  Streitigkeiten  zwischen  Regierungen  und  ihren 

25* 
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Landständen  vorzubeugen,  hat  die  BundesyerBammlong  zu 
deren  Medlicher  Erledigang  eine  entscheidende  Instanz  nnter 
dem  Namen  eines  Bnndesschiedsgerichtes  durch  Bundes- 
heschluss  vom  30.  Oktbr.  1834  angeordnet 

§.  156. 

c)    Bundesgrundgeaetzliche    Bestimmungen    in    Bezug 
auf  die  Rechtspflege  in  den  Bundesstaaten: 

1)  Nothwendigkeit  von  Gerichten  dritter  Instanz: 

Aktenversendung. 

I.  Obgleich  sich  die  Stifter  des  deutschen  Bundes  nicht 
Aber  die  Einrichtung  eines  beständigen  Bundesgerichtshofes  mit 
einer  ähnlichen  Competenz,  wie  die  des  Reichskammergerichts 
gewesen  war,  verständigen  konnten,  und  obgleich  somit  der 
auf  die  Landfriedens-Idee  gebauten  Bechtsverfassung 
der  eigentliche  Schlussstein  fehlt ^),  so  war  es  doch  nicht 
ihre  Meinung,  die  Bechtspflege  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
nunmehr  lediglich  der  Willktthr  der  einzelnen  Regierungen 
,  zu  tiberlassen  und  den  Unterthanen  jeden  Schutz  gegen  Ver- 
kümmerung der  Rechtspflege,  welchen  sie  zur  Zeit  des  Reichs- 
verbandes durch  Anrufen  der  'Reichsstaatsgewalt  oder  der 
Reichsgerichte  finden  konnten,  zu  entziehen. 

U.  Um  den  Unterthanen  der  Bundesstaaten  ftlr  den  Weg- 
fall der  höchsten  Reichsgerichte  wenigstens  einen  theilweisen 
Ersatz  zu  gewähren,  wurde  in  der  Bundesakte  art.  12  die 
Justizpflege  nach  drei  Instanzen  als  ein  im  deutschen 
Bunde  ftlr  alle  Bundesstaaten  festgestellter  Grundsatz  aus- 
gesprochen^), und  somit  den  Staaten,  in  welchen  bisher  noch 
keine  dritte  Instanz  eingerichtet  gewesen  war,  weil  ihnen  die 
Reichsgerichte  als  solche  gedient  hatten,  die  Einrichtung  einer 
solchen  zu  Pflicht  gemacht.  Von  der  Art  und  Weise,  wie  dieser 
bundesgrundgesetzlichen  Vorschrift  in  den  einzelnen,  insbeson- 
dere in  den  kleineren  Staaten  zu  genügen  ist,  so  wie  von 


0  Siehe  oben  §.  153. 

^)  In  dieser  Weise  erklärt  sich  über  den  Sinn  des  art  12  der  Bandes- 
akte, die  proYisor.  Competenzbestimmung  der  B.-Y.  v.  12.  Juni  1817,  §.  5, 
Nr.  3,  lit  a,  Abs.  2. 
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dem  hierbei  imter  gewissen  Voraussetzimgeii  bnndesgrund* 
gesetzlich  den  Parteien  gestatteten  Rechte  der  Aktenver- 
sendnng  an  eine  deutsche  Jnristenfakultät  oder  einen  Schöf- 
fenstahl wird  im  §.  446  ausführlich  gehandelt 


§.  156  a. 

2)  Bundesgrundgesetzliche  Zusicherungen  von  Abhilfe 
im  Falle  einer  Justizverweigerung. 

I.  So  wie  sich  schon  die  Reichsgesetzgebung  emstlichst 
hatte  angelegen  sein  lassen,  die  Unterthanen  in  den  einzelnen 
Ländern  gegen  Justizverweigerung  und  Verzögerung 
der  Rechtspflege  zu  schützen,  so  hat  auch  die  Bundesgesetz- 
gebung nicht  uuterlassen,  in  gleicher  Weise  schützende  Normen 
aufzustellen^).  Schon  in  der  provisorischen  Gompetenzbestim- 
mung  der  Bundesversammlung  vom  12.  Juni  1817,  §.  5,  Nr.  3, 
Lit.  a.  wurde  es  als  eine  selbstverständliche  Folgerung  aus  der 
eben  erwähnten  Bestimmung  des  art.  12  der  Bundesakte  er- 
klärt, dass,  wenn  der  Fall  einer  in  Rechtssachen  eintretenden 
Justizverweigerung  oder  einer  derselben  gleich  zu  achtenden 
Verzögerung  vorkommen  sollte,  die  Bundesversammlung  so 
befugt  als  verpflichtet  sein  würde,  erwiesene  begründete 
Beschwerden  tiberwirklich  gehemmte  oder  verweigerte 
Rechtspflege  anzunehmen,  um  darauf  die  gerichtliche 
Hilfe  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  durch  ihre  Verwen- 
dung zu  bewirken. 

II.  Hiermit  übereinstimmend  wurde  sodann  in  die  Wiener 
Schlussakte  vom  15.  Mai  1820,  art.  29  die  Bestimmung  auf-* 
genommen:  „Wenn  in  einem  Bundesstaate  der  Fall  einer 
Justiz-Verweigerung  eintritt,  und  auf  gesetzlichen 
Wegen  ausreichende  Hilfe  nicht  erlangt  werden  kann,  so 
liegt  der  Bundesversammlung  ob,  erwiesene,  nach 
der  Verfassung   und   den  bestehenden  Gesetzen  jedes 


<)  Unabhängige,  unparteiische  Rechtspflege  und  Unteilassen  aller  Ea- 
binetsjustiz  wird  insbesondere  anbefohlen  in  der  W.  £.  (1792)  art  XYI, 
§.  4;  XVII,  §.  6,  7;  XVm,  §.  3,  4;  XIX,  §.  3,  4;  XXI,  §.  5,  6.  (Siehe 
auch  oben  §.  84 ;  §.  99,  XI,  D ;  §.  102,  lY,  c) 
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Landes  zn  benrtheilende  Beschwerden  ttber  verwei- 
gerte oder  gehemmte  Bechtspflege  anzunehmen,  nnd 
daranf  die  gerichtliche  Hilfe  bei  der  Bundesregierang, 
die  zu  Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zn  bewirken/^ 

m.  Die  Fassong  der  Bestimmung  ttber  das  Einschreiten 
der  Bundesversammlung  im  Falle  einer  Jastizverweigerung  in 
der  Gompetenzbestimmung  vom  12.  Juni  1817  und  in .  der 
Wiener  Schlussakte  unterscheidet  sich  sehr  wesentlich  dadnrch, 
dass  nach  der  ersteren  Fassung  nur  von  einer  ,,Verwen* 
dung^'  der  Bundesversammlung,  in  der  letzteren  Fassung  aber 
von  einem  „Bewirken^'  der  gerichtlichen  Hilfe  die  Bede  ist 
Die  Bundesversammlung  hat  also  nach  der  Wiener  Schlussakte 
das  Becht,  der  Bundesregierung,  welche  zu  Beschwerde  ge- 
gründeten Anlass  gegeben  hat,  durch  einen  förmlichen,  nach 
der  Regel  der  Stimmenmehrheit  zu  fassenden  Beschluss,  die 
Bewirkung  der  Abhilfe  eben  so  bestimmt  aufzugeben  und 
Nachweis  ttber  den  Vollzug  zu  begehren,  wie  in  den  anderen 
Fällen,  in  welchen  eine  Regierung  ihrer  bundesmässigen  Ver- 
pflichtung nicht  nachkommen  wttrde^). 

IV.  Wo  ein  Gericht  einen  Kläger  abgewiesen,  oder  gegen 
eine  Partei  entschieden  hat,  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass 
eine  Justizverweigemng  vorliegt^).  Zu  einer  „sachlichen 
Prttfung^^  ergangener  gerichflicher  Erkenntnisse  ist  die  Bun- 


*)  Oben  §.  151.  —  Ganz  diesen  Grondsätzen  gem&ss  hat  die  B.-y.  in 
der  Sitzung  vom  7.  Oktober  1830,  Prot  §.236,  auf  die  Beschwerde  des 
Freiherm  t.  Sierstorpff  wider  den  Herzog  Karl  von  Braunschweig 
wegen  Gassimng  eines  zum  Yortheil  des  ersteren  ergangenen  landesgericht- 
lichen ürtheils,  beschlossen:  1)  Die  am  9.  Jänner  1.  J.  auf  Befehl  Sr. 
Durchlaucht  des  Herzogs  YonBraunschweig  yorgenommene  Cassation 
des  vom  herzoglichen  Landesgerichte  unter  d.  4.  desselben  Monats  abge- 
gebenen und  publicirten  Erkenntnisses  in  der  Sache  des  Freiherm  t.  S., 
wegen  yerletzter  Ehrerbietung  gegen  Se.  herzogl.  Durchlaucht,  wird  für 
wirkungslos  erklärt  und  die  herzogliche  Regierung  wird  auf- 
gefordert, die  Ausführung  dieses  Erkenntnisses  nicht  zu 
behindern.  2)  Wird  einhellig  erkannt,  es  verstehe  sich  von  selbst,  dass 
aus  Anlass  der  yorliegenden  Beschwerde  der  Rückkehr  des  Freih.  t.  S. 
und  seiner  Familie  nach  Braunschweig  und  seinem  Aufenthalte  daselbst 
TOn  Seiten  Sr.  Durchlaucht  des  Herzogs  kein  Hinderniss  weiter  in 
den  Weg  gelegt  werden  könne.'' 

>)  Eben  so  äussert  sich  ein  Bericht  der  Reklamationseommission, 
Sitzung  T.  3.  März  1863,  Prot  §.  50,  S.  206. 


§.  166a.  Abhilfe  bei  JnstizyerweigeniBg.  391 

desyersammlimg  llberbanpt  nicht  competent  ^) :  sie  ist  es  daher 
selbst  dann  nicht;  wenn  sie  die  Ueberzeagong  gewänne,  dass 
die  Landesgerichte  den  Fall  unrichtig  entschieden  hätten,  da 
sie  weder  Appellhof  noch  Gassationshof  in  dem  Sinne  ist,  wie 
dies  die  ehemaligen  obersten  Beichsgerichte  waren  ^). 

V.  Desgleichen  ist  nach  dem  Wortlaute  nnd  Sinne  des 
art  29  der  Wiener  Schlnssakte  die  Bundesversammlong  nicht 
competent,  eine  Beschwerde  über  Jastizverweigernng  in 
Sachen  auzanehmen,  welche  durch  die  Landesgesetzge- 
bung ausdrücklich  der  Cognition  der  Gerichte  entzogen  sind, 
wie  dies  z.  B.  nach  dem  k.  Hannover' sehen  Landesverfas- 
sungsgesetz  vom  6.  August  1840  §.  39  bezüglich  behaupteter 
Verletzung  wohlerworbener  Rechte  durch  einen  Staatsvertrag 
oder  durch  die  Gesetzgebung  der  Fall  ist®). 


*)  Aasdrücklich  erklärt  dies  der  über  die  Beschwerde  des  Dr.  Eduard 
Freyberg  zu  Berlin  wegen  angeblich  verweigerter  Justiz  ergangene  B.-B. 
V.  26.  M&rz  1858,  12.  Sitzung,  Prot  §.  160,  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jnr. 
Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  ü.  S.  679. 

>)  In  dieser  Weise  hat  sich  die  B.-y.  über  die  Beschwerde  des  Grafen 
T.  Hallberg  ausgesprochen.  (Prot  d.  B.-Y.  24.  März  1824,  §.  72.  (Siehe 
oben  §.  113,  Note  5  u.  8.) 

*)  Auch  Preussen  hat  bei  mehr&chen  Gelegenheiten  in  der  Bundes- 
yersammlung  geltend  gemacht,  dass  nach  seiner  Bechtsverfassung 
(Eabinetsordren  t.  2.  Not.  1822  u.  4.  Dec.  1831)  keineswegs  allgemein  in 
Ansehung  der  aus  Staatsverträgen  abgeleiteten  Rechte  und  Verpflichtungen 
die  richterliche  Cognition  statthafl^  sei,  sondern  nur  in  FäUen,  wo  Sinn  und 
Bedeutung  der  Staatsverträge  zweifelhaft  sei  (yergL  Prot  der  B.-Y.  vom 
26.  März  1841,  §.  99,  S.  162;  Prot  v.  24.  Aug.  1844,  §.  262,  S.  777,  779): 
und  nach  einer  k.  Verordnung  t.  25.  Jan.  1823,  Ges.  Samml.  S.  19,  haben 
überdies  die  Gerichte  Tor  Ab&ssung  eines  Erkenntnisses  die  Aeusserung 
des  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten  einzuholen  „und  sich 
darnach  bei  der  Entscheidung  lediglich  zu  richten^*.  Noch  bestimmter 
erklärte  sich  Preussen  in  einer  an  das  Reichsministerium  gerichteten 
Erklärung  t.  19.  Febr.  1849,  dass  die  Ausschliessung  des  Rechts- 
wegs nicht  etwa  eine  lediglich  in  Bezug  auf  die  westphälischen  Ansprüche 
angeordnete  Massregel  sei,  sondern  eine  allgemeine  gesetzliche  Bestim- 
mung, wodurch  kein  neuer  Rechtsstand  eingeführt,  sondern  nur  die  be- 
stehende Unterscheidung  fBstgehalten  werde,  vermöge  welcher  die  Verbind- 
lichkeiten, welche  nicht  Yon  irgend  einer  fiskalischen  Behörde  begründet 
seien,  sondern  bei  welchen  das  Staatsoberhaupt  selbst  in  seinem 
Uoheits rechte,  durch  Friedensschlüsse  sich  zu  verpflichten  oder  nicht 
zu  yerpflichten,  in  Betracht  komme,  eine  richterliche  Cognition 
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VI.  In  der  Wiener  Schlussakte  art.  63  wird  den  mittelbar 
gewordenen  Fürsten  ^  Grafen  und  Herren  nnter  gewissen  Vor- 
aussetzungen wegen  verweigerter  gesetzlicher  und  verfassungs* 
massiger  Bechtshilfe  ein  ganz  besonderer  Schutz  der  Bundes- 
versammlung zugesichert,  wovon  im  §.  158  Nr.  VI.  2  besonders 
gehandelt  wird. 

§.  156  b. 

3)      Der    Bundesbeschluss     vom     8.    August     1861, 

XXVin.  Sitzung,  Prot.  §.  238.  die  in  den  deutschen 

Bundesstaaten     in     bürgerlichen     Eechtsstreitigkeiten 

gegenseitig  zu  gewährende  Rechtshilfe  betreflfend. 

Um  einem  längst  allgemein  gefühlten  Bedürfnisse  abzu- 
helfen, wurde  der  in  Nürnberg  zur  Berathung  des  Handelsge- 
setzbuches niedergesetzten  Gommission  von  der  Bundesver- 
sammlung der  Auftrag  ertheilt,  einen  Gesetzentwurf  über  die 
in  den  deutschen  Bundesstaaten  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 


Uberall  nicht  zulässig  sei.  Die  Bundesyersammlang  hat  demgemtes  auch 
bisher  die  gegen  Prenssen  auf  den  Grund  des  art  29  der  W.  S.-A.  erho- 
benen Beschwerden  westphälischer  Gläubiger  wegen  Justizverweigerung  ab- 
gewiesen. Yergl.  den  Vortrag  der  Reklamationscommission  v.  3.  März 
18&3,  Protok.  §.50,  S.  206.  -—  Sehr  bemerkenswerth  ist  dagegen  das 
bayerische  Votum,  in  der  Sitzung  der  B.-Y.  vom  24.  Aug.  1844,  Prot 
§.  262,  S.  795  flg.,  worin  ausgeftüirt  wird,  dass  derartige  Grundsätze  nicht 
nur  in  keinem  anderen  deutschen  Staate  gelten,  sondern  dass  sich  auch 
die  B.-Y.  selbst  in  Sachen  des  Grafen  t.  Ei elmanns egge  gegen  die  k.  dä- 
nisch e  Regierung  (Prot  1837,  §.  251)  in  einem  förmlichen  Beschluss  be- 
reits gegen  die  Richtigkeit  des  Satzes,  „dass  auch  die  Entscheidung  über 
die  ans  einem  Staatsvertrage  abzuleitenden  Rechte  und  Yerpflichtungen 
dem  Rechtswege  entzogen  sein  solle,"  ausgesprochen  hat,  und  dass  endlich 
nach  einer  neueren  k.  preuss.  Verordnung  v.  26.  Nov.  1843  (GteB.-SamniL 
Nr.  33,  S.  369)  den  Gerichten  die  selbstige  Auslegung  von  Staatsverträgen 
wieder  eingeräumt  und  dabei  nur  die  Verpflichtung  auferlegt  worden  sei, 
in  Prozessen,  bei  deren  Entscheidung  es  auf  die  völkerrechtliche  Giltigkeit, 
die  Anwendbarkeit  oder  die  Auslegung  von  Staatsverträgen  ankommt,  vom 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  die  zum  Zweck  der  recht- 
lichen Beurtheilung  erforderliche  Auskunft  einzuholen.  Auf  die  exorbitante 
und  singulare  Beschaffenheit  der  k.  preuss.  Verordnung  v.  25.  Jan.  1823 
hat  schon  Heffter,  Beitr.  1829,  Vorwort,  S.  XIV,  hingewiesen.  —  VeiigL 
auch  J.  L.  Elüber,  die  Selbstständigkeit  des  Richteramtes  im  Verhältnisa 
m  einer  preuss.  Verordnung  v.  25.  Jänner  1823.    Frankf.  a.  HL  1832. 
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keiten  gegenseitig  zu  gewährende  Rechtshilfe  auszuarbeiten. 
Der  von  dieser  Commission  vorgelegte  Gesetzentwurf  findet 
sich  als  Beilage  zu  §.  220  des  Prot  der  26.  Sitzung  der  deut- 
schen Bundesversammlung  vom  25.  Juli  1861^).  Durch  Bun- 
desbeschluss  vom  8.  August  1861,  28.  Sitzung,  Prot.  §.  238  *) 
sind  bereits  die  Regierungen  der  deutschen  Bundesstaaten  auf- 
fordert worden,  sich  darüber  auszusprechen,  ob  und  in  welchem 
Umfange  sie  geneigt  sind,  diesem  Gesetzentwurfe  ihre  Zustim- 
mung zu  ertheilen,  und  steht  sonach  die  Erhebung  desselben 
zum  Bnndesbeschlusse  in  Aussicht^). 

§.  157. 

d)  Bundesgrundgesetzliche  Bestimmungen  in  Bezug  auf 

die   Forderungen   von  Privatpersonen  gegen  Bundes- 

glieder.    (Art,  30  der  Wiener  Schlussakte.) 

I.  Da  mit  der  Auflösung  der  ehemaligen  obersten  Reichs- 
gerichte die  Instanzen  weggefallen  waren,  vor  welchen  auch 
mehrere  deutsche  Staatsregierüngen  zusammen  von  Gläubi- 
gem oder  anderen  Privatpersonen,  welche  Entschädigungsfor- 
derungen u.  dergl.  geltend  machen  wollten,  belangt  werden 
konnten,  und  da  hiemach  die  Rechtsverfolgung  solchen  Privat- 
personen ausserordentlich  dadurch  erschwert  werden  musste, 
wenn  sie  jede  Staatsregiemng  einzeln  belangen  und  gegen 
jede  besonders  etwa  den  Beweis  fuhren  sollten,  in  welchem 
Antheile  nach  den  neueren  Territorialveränderungen  dieselbe 
zur  Tilgung  der  Schuld  beizutragen  habe,  so  wurde  aus  billiger 
Rücksicht  auf  die  nunmehr  höchst  ungünstige  Stellung  solcher 
Privatpersonen  in  die  Wiener  Schlussakte  art.  30  die  Bestim- 
mung aufgenommen:  „Wenn  Forderungen  von  Privatpersonen 
desshalb  nicht  befriedigt  werden  können,  weil  die  Verpflich- 
tung, denselben  Genüge  zu  leisten,  zwischen  mehreren 
Bnndesgliedern  zweifelhaft  oder  bestritten  ist, 
so  hat  die  Bundesversammlung,  auf  Anmfen  der  Betheiligten, 
zuvörderst  eine  Ausgleichung  auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen, 


0  In  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Con£  Germ.  Thl.  HI,  LieL  2.  S.  236. 

s)  Eben  das.  Thl.  m.  Lief.  2.  S.  236. 

^  Ueber  den  Inhalt  dieses  Gesetzentwurfes,  siehe  unten  §.  446  a. 
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im  Fall  aber^  dass  dieser  Yersach  ohne  Erfolg  bliebe^  nnd  die 
in  Ansprach  genommenen  Bnndesglieder  sich  nicht  in  einer  m 
bestimmenden  Frist  Aber  ein  Compromiss  vereinigen,  die 
rechtliche  Entscheidung  der  streitigen  Vorfrage  durch  eine 
Aasträgal-Instanz  zn  veranlassen'^^). 

n.  Dnrch  diese  Bestimmung  der  Wiener  Schlussakte  ist 
keineswegs  den  betheiligten  Privatpersonen  das  Becht  beige- 
legt, die  von  ihnen  in  Ansprach  genommenen  Bundesglieder 
selbst  vor  das  Bundesausträgalgericht  zu  fordern,  oder  den- 
selben gegenüber  als  Gegenparthei  vor  dem  nur  zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter 
sich  berafenen  Bundesausträgalgerichte  aufzutreten,  sondern 
es  ist  nur  Sache  der  Bundesversammlung,  auf  Anrufen 
der  betheiligten  Privatpersonen  die  betreffenden  Bundes- 
glieder  anzuweisen  und  anzuhalten,  die  Vorfrage  der 
Passivlegitimation  durch  ein  freigewähltes  Compromiss 
oder  die  Bundesausträgalinstanz  unter  sich  verhandeln  und 
entscheiden  zu  lassen^. 

ni.  So  wie  aber  ein  jedes  richterliche  Urtheil  nur  unter 
den  Partheien  Rechtsverhältnisse  feststellen  kann,  so  hat  in 
diesem  Falle  das  compromissarische  oder  austrägalgerichtliche 
Erkenntniss  auch  nur  die  Wirkung,  unter  den  mehreren 
Bundesgliedern  zu  bestimmen,  welches  von  ihnen  als 
Schuldner  oder  zu  welchem  Antheile  es  als  Mitschuldner  von  der 
betheiligten  Privatperson  in  Ansprach  zu  nehmen  ist  Hier- 
durch ist  also  ein  weiterer,  zwischen  der  bezeichneten  Staats- 
regierung und  der  betheiligten  Privatperson  über  die  recht- 
liche Natur,  den  Grund  und  Betrag  der  Forderang  und 


*)  Hinsichtlich  der  Prozesse,  welche  bereits  zur  Zeit  der  Anflösung  des 
Reiches  an  dem  Reichskammergerichte  gegen  mehrere  jetzige  Bundesglieder 
als  Streitgenossen  anh&ngig  waren,  hat  die  B.-Y.  die  mehreren  Beklagten 
veranlasst,  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Gericht  zur  Erledigung  der  Pro- 
zesse zu  yereinigen.    Yergl.  E lab  er,  öffsnü.  Recht,  §.  177. 

^)  Yergl.  die  badische  Erkl&rung,  in  der  Sitzung  d.  B.-Y.  t.  5.  Juni 
1823,  Prot  §.  97,  S.  230;  Gutachten  der  Exekutionscommission,  Prot  Tom 
13.  März  1845,  §.  107,  S.  241.  -^  Ausdrücklich  erklärt  auch  der  B.-B.  yom 
15.  Sept  1842,  Prot  §.  286,  Nr.  2,  S.  637,  dass  die  betheiligten  Priyat- 
personen  vor  der  Anstrfigalinstanz  nicht  alsParthei  auftreten  können. 
(Siehe  unten  $.  159,  lY;  §.  165,  YI. 
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tiber  die  ZnläSBig^eit  von  Einreden  u.  dergl.  Tor  den  Landes* 
gerichten  zu  führender  Bechtsstreit  nicht  nur  nicht  aos- 
geBchloBsen,  sondern  vielmehr  erst  angebahnt  und  möglich 
gemacht').  Dies  ergibt  sich  nicht  nur  daraus,  dass  das 
Ansträgalgericht  nach  der  bestimmten  Erklärung  der  Wiener 
Schlussakte  art.  30  nur  eine  ,,V erfrage^'  zu  entscheiden  hat, 
sondern  es  spricht  dafür  auch  der  weitere  Grund,  dass  durch 
das  austrägalgerichtliche  Urtheil  nach  der  Absicht  der  Wiener 
Schlussakte  art  30  keine  Staatsregierung  in  eine  schlechtere 
Lage  versetzt  werden  darf,  als  in  welcher  sie  sich  befinden 
würde,  wenn  sie  den  Privatpersonen  gegenüber  sofort  die  Bolle 
des  richtig  in  Anspruch  genommenen  Schuldners  übernommen 
und  die  Vertretungspflicht  freiwillig  zugestanden  hätte  ^). 

IV.  Bestritten  ist,  ob  der  art.  30  der  Wiener  Schlussakte 
auch  da  Anwendung  finden  könne,  wenn  Forderungen  von 
Privatpersonen  desshalb  nicht  befriedigt  werden,  weil  die  Ver- 
pflichtung, denselben  Genüge  zu  leisten,  nicht  blos  zwischen 
mehreren  Bundesgliedern  hinsichtlich  der  Passiv-Legi- 
timation bestritten,  sondern  weil  überhaupt  j e d e  Verpflich- 
tung, die  Forderungen  zu  befriedigen,  d.  h.  das  Vorhandensein 
eines Bechtsgrundesder Forderung  an  sich, von  den  mehreren 
Bundesgliedem  bestritten  wird^).  Es  ist  wohl  unverkennbar, 
dass  die  ganze  Bestimmung  des .  art.  30  der  Wiener  Schluss- 


*)  Siehe  die  oben  angef&hrte  badische  Erkl&mng:  Prot  1823,  S.  234. 
Ganz  diesem  Grundsätze  gemäss  hat  auch  das  O.-A.-Gericht  der  freien 
Städte  zu  Lübeck  als  Ansträgalgericht  wegen  der  zwischen  Freussen 
und  Bayern  streitig  gewesenen  Verpflichtung  zur  Vertretung  der  Witt- 
wenpension  der  verstorbenen  Frau  Fürstin  Berkeley,  Wittwe  des  letzten 
Markgrafen  von  Anspach  und  Bayreuth,  in  einem  Urtheile  v.  18.  Mai 
1830  zu  Recht  erkannt:  „dass  die  Krone  Bayern  jene  Wittwenpension  von 
jährlich  20,000  fl.  rhn.  in  ihrem  ganzen  UmÜBuige  und  mit  Einschluss 
Bämmtlicher  Rückstände  zu  yertreten  habe/^  —  Siehe  hierzu  besonders  die 
bayerischen  Erklärungen  in  den  Prot,  der  B.-V.  vom  Jahre  1845,  §.  18, 
S.  52;  §.  107,  S.  244  flg.;  §.  265,  S.  634  flg.  —  YergL  mit  dem  Gutachten 
der  Exekutionscommission,  in  derselben  Sache,  ebend.  §.  18  u.  §.  209. 

*)  Sehr  gut  hat  dies  ausgeführt  die  angeführte  bayerische  Erklärung, 
Prot  1845,  §.  265,  S.  638. 

B)  Vergleiche  den  Vortrag  der  Reklamationscommission  in  der 
Sitzung  der  B.-V.  ▼.  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  205.  —  Daselbst  wird 
erwähnt,  dass  auch  in  den  Verhandlungen  der  Dresdener  Ministerialconfe- 
renzen  t.  J.  1851  diese  Frage  erörtert  worden  seL 
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akte  jederzeit  ilasorisch  gemacht  werden  könnte,  wenn  diese 
Frage  verneint  werden  dürfte,  indem  sodann  .die  von  einer 
Privatperson  in  Anspruch  genommenen  Regierungen  nichts 
weiter  nothwendig  hätten,  um  einer  Verweisung  der  Sache  an 
die  Austrägalinstanz  durch  die  Bundesversammlung  ausza- 
weichen,  als  dem  Bechtsgrunde  der  Schuld  ihre  Anerken- 
nung gemeinschaftlich  zu  verweigern^).  Mindestens  muss  die 
Bundesversammlung  für  befugt  erachtet  werden,  in  einem 
solchen  Falle  die  von  den  Privatpersonen  beigebrachten  Be- 
scheinigungen ihrer  Ansprüche  zu  prüfen,  und  wenn  sie  die 
Weigerung  der  Bundesglieder  fllr  unbegründet  erachtet,  die 
Entscheidung  der  Vorfrage  nach  Massgabe  des  art.  30  der 
Wiener  Schlussakte  an  die  Austrägalinstanz  zu  verweisen^). 

V.  Wollte  aber  auch  diese  Frage  verneint  werden,  so 
müsste  man  doch  immerhin  anerkennen,  dass  den  betheiligten 
Privatpersonen  das  Recht  zustehe,  jede  der  mehreren  Regie- 
rungen bei  ihren  Landesgerichten  einzeln  zu  belangen,  da 
die  Wiener  Schlussakte  art.  30  den  Privatpersonen  nur  eine 
Erleichterung  bei  der  Verfolgung  ihrer  Rechtsansprüche 
gegen  mehrere  Bundesglieder  gewähren,  aber  keineswegs  das 
zur  Voraussetzung  ihrer  Rechts  Verfolgung  machen  wollte, 
dass  sie  bei  ihr  vorerst  einen  Antrag  auf  Einleitung  des 
austrägalgerichtlichen  Verfahrens  anbringen.  Würde  daher 
eine  der  Staatsregierungen  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  den 
Rechtsgrund  der  Forderung  an  sich   nicht   anzuerkennen 


>)  Der  über  die  Reklamation  des  R.  K.  Grayen  wegen  des  Witthums 
der  verstorbenen  Prinzessin  Berkeley  erstattete  Bericht  der  Ezekutions- 
conunission,  Prot  v.  13.  März  1845,  §.  107,  S.  241,  hebt  diesen  Einwand 
gleichfalls  hervor,  glaubt  ihn  aber  durch  die  Bemerkung  beseitigen  zu 
können,  „dass  sich  ein  solches  Bestreiten  ohne  genügenden  Grund 
von  Bundesregierungen  gegenüber  von  Privaten  nicht  erwarten  lasse !'^ 
Dabei  ist  nur  übersehen,  wie  abweichend  die  Ansichten  über  das, 
was  ein  genügender  Grund  ist,  sein  können.  —  Dagegen  neigt  sich  der 
Note  5  angeführte  Gommissionsbericht  v.  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  205, 
der  hier  im  Texte  aufgestellten  Ansicht  zu,  und  noch  bestimmter  hat  sich 
in  diesem  Sinne  die  Beklamationscommlssion  in  dem  Gutachten  über  das 
westphälische  Schuldenwesen  v.  18.  Dec.  1834  erklärt,  worauf  der  Gommis- 
sionsvortrag  v.  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  203,  zurückverweist 

^)  Hierfür  erklärt  sich  ausdrücklich  der  in  Note  6  angeführte  Bericht 
der  Executionscommission  v.  13.  März  1845,  Prot  §.  107,  S.  241. 
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vermöge,  den  Privatpersonen  die  Bechtsverfolgung  vor  den 
Landesgerichten  durch  eine  besondere,  ftir  den  einzelnen 
Fall  erlassene  Verfügung  verwehren  wollen,  so  wüden  die  Be- 
theiligten beftagt  sein,  sich  auf  den  Grund  des  art.  29  der 
Wiener  Schlussakte  mit  einer  Beschwerde  wegen  Justizverwei- 
gerung an  die  Bundesversammlung  zu  wenden^). 

VI.  Dagegen  ergibt  sich  aus  dem  Geiste  und  Wortlaut 
des  art.  30  der  Wiener  Schlussakte,  und  ist  auch  bereits 
in  einem  Falle  von  der  Bundesversammlung  ausgesprochen 
worden^),  dass  das  in  ihm  angeordnete  Austrägalverfahren 
„nicht  stattfindet,  wo  kein  Streit  zwischen  mehreren 
Bundesgliedem  über  die  Grösse  ihrer  passiven  Betheiligung 
ist,  sondern  sich  diese  vertragsmässig  über  die  Grösse  dieser 
Betheiligung  geeinigt  haben." 

Vn.  Desgleichen  ist  von  der  Bundesversammlung  aner- 
kannt worden,  dass  der  art.  30  der  Wiener  Schlussakte  keinesfalls 
auf  die  Gläubiger  des  ehemaligen  Königreichs  Westphalen 
Anwendung  finden  kann,  weil  bei  Berathung  dieses  nunmehri- 
gen 30.  (ursprünglich  15.)  Artikels  der  Wiener  Schlussakte 
nach  Ausweis  des  17.  Protokolls  der  Wiener  Verhandlungen 
über  die  Schlussakte  von  dem  k.  hannoverschen  Bevollmäch- 
tigten ausdrückliche  Verwahrung  gegen  eine  solche  Anwendung 
eingelegt  worden  ist,  und  sämmtliche  Bevolhnächtigte  der 
deutschen  Bundesglieder  beistimmend  erklärt  haben,  dass  bei 
der  Abfassung  dieses  Artikels  durchaus  nicht  von  den  west- 
phälischen  Forderungen  habe  die  Bede  sein  können  ^^). 

Vni.  Wenn  eine  Staatsregierung,  die  durch  ein  austrägal- 
gerichüiches  Erkenntniss  in  Gemässheit  des  art.  30  der  Wiener 
SchluBsakte  fttr  schuldig  erkannt  worden  ist,  einer  Privatperson 


^  Dies  ist  anerkannt  in  dem  Vortrage  der  Reklamationscommission  v. 
3.  M&rz  1853,  Prot.  §.  50,  S.  203. 

»)  B.-B,  v.  28.  Jannar  1858,  4.  Sitzung,  Prot.  §.  39,  die  Ansprüche  des 
Grafen  Carl  zu  Eltz-Eempenich  in  Eltville  auf  einen  Antheil  an  dem 
BheinzoUe  zu  Engers  etc.  betr.,  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed. 
Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  676. 

*•)  Siehe  den  Vortrag  der  Keklamationscommission  v.  3.  März  1853, 
Prot  §.  50,  S.  201,  202,  205,  206;  vergl.  den  Vortrag  von  Preussen,  Han- 
nover, Kurhessen  u.  Braunschweig  in  der  Sitzung  vom  16.  Mftrz  1843, 
Prot.  §.  94. 
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gegenüber  eine  Forderang  zu  vertreten^  dieser  Privatpenmi 
die  Rechtsverfolgang  vor  ihren  Landesgerichten  dennoch  ver- 
weigern würde,  so  hat  die  bethefligte  Privatperson  das  Recfal^ 
sich  gestützt  anf  art.  29  der  Wiener  Schlnssakte  mit  einer 
Beschwerde  wegen  Jostizverweigernng  an  die  BnndesTersamm- 
lung  zn  wenden"). 

§.  157  a. 

e)  Zulässigkeit  eines  gerichtKchen  Verfahrens  über 
bestrittene  Forderungen  von  Privatpersonen  gegen  den 

deutschen  Bund. 

I.  Die  Frage,  ob  der  Bund  von  Privatpersonen  ans 
Privatrechtstiteln  mit  gerichtlichen  Klagen  bejangt  werden 
könne,  ist  schon  in  den  Jahren  1835 — 1837  mehrfach  in  der 
Bundesversammlung  zur  Sprache  gekommen^).  Die  vierte 
Commission  der  Dresdener  Gonferenzen  hatte  diesen  Fall 
namentlich  als  einen  derjenigen  aufgenommen,  in  welchen  der 
Bund  vor  dem  beabsichtigten  Bundesgericht  Recht  nehmen 
solle,  mit  dem  ausdrücklichen  Beifügen^):  „unbeschadet  eines 
etwa  vorhandenen  besonderen  Gerichtsstandes,^^  wobei  sie 


*^)  In  dem  Vortrage  der  Exekationscommissioii  vom  13.  März  1845, 
Prot  §.  107,  S.  243,  war  die  Ansicht  ausgesprochen  worden,  dass  in  sol- 
chem Falle  der  Privatperson  das  Recht  zustehe,  bei  der  B.-Y.  sofort 
die  Vollziehung  des  austrägalgerichtlichen  Erkenntnisses,  gestQtzt  auf 
§.  12  der  Exekutionsordnung  t.  3.  Aug.  1820  zu  beantragen,  indem  sie 
hinsichtlich  dieser  Vollziehung  als  eine  Parthei  zu  betrachten  sei  Es 
ist  aber  hiergegen  sehr  treffend  in  der  hierauf  in  derselben  Sitzung  abge- 
gebenen bayerischen  Erklärung  (Prot  S.  247,  248)  ausgeführt  worden, 
dass  die  Privatperson,  welche  unstreitig  keine  Partheirolle  in  einem  Processe 
vor  dem  Bundesausträgalgericht  haben  könne,  auch  hinsichtlicb  der  Voll- 
ziehung des  austrägalgerichtlichen  Erkenntnisses  nicht  als  Parthei  auf- 
treten könne,  und  also  auch  dessen  Vollzug  nicht  aus  dem  Grunde  des  §.  12 
der  Ezekutionsordnung  verlangen  könne,  sondern  dass  sie  viehnehr  in  der- 
artigen Fällen  auf  den  Grund  des  art  29  der  W.  S.-A.  wegen  Jnstizver- 
weigerung  Beschwerde  zu  erheben  habe.  Vergl.  auch  noch  Prot  d.  B.-V. 
V.  1846,  §.  209,  265. 

*)  Prot  der  B.-V.  1835,  6.  Sitzung,  S.  111,  114;  18.  Sitzung,  8.  302, 
308;  1837,  7.  Sitzung,  S.  238;  11.  Sitzung,  S.  371;  18.  Sitzung,  S.  516; 
22.  Sitzung,  S.  620,  621. 

«)  Entwurf,  art.  IL  2. 
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nach  Ausweis  des  Berichtes  an  das  forum  rei  aitaey  contractus 
n.  dergL  dachte,  also  solche  besondere  Gerichtsstände 
als  dermal  schon  begründet  betrachtete.  Auch  in  der  badi- 
sehen  Denkschrift  vom  Jahre  1859  über  die  Errichtung  eines 
Bnndesgerichtes  nnd  in  dem  hierdurch  hervorgerufenen  Entwurf 
eines  Ausschussvortrages  vom  23.  Januar  1860^)  wurde  das 
zu  errichtende  Bundesgericht  als  die  competente  Instanz  für 
derartige  Klagsachen  in  Vorschlag  gebracht. 

n.  Im  Jahre  1854  gab  ein  besonderer  Fall  der  Bundes- 
yersammlung  Veranlassung,  sich  mit  dieser  Frage  zu  beschäf- 
tigen^). Es  wurde  hierbei  mehrseitig,  insbesondere  von  Wttr- 
temberg  in  seiner  Abstimmung  in  der  31.  Sitzung  vom 
19.  Oktober  1854,  Protokoll  §.  315  als  eine  Forderung  des 
Bechtes,  nicht  blos  der  Billigkeit,  anerkannt,  dass  das  Bun- 
desärar, gleich  dem  Fiskus  der  einzelnen  Bundesstaaten  (und 
dem  ehemaligen  Reichsfiskus)  sich  vor  einem  Gerichte  in  ein 
rechtliches  Verfahren  über  civilrechtliche  Ansprüche  einlasse. 
Dem  Einwände,  dass  es  mit  der  hohen  Stellung  der  Bundes- 
versammlung nicht  wohl  verträglich  sei,  sich  der  Entscheidung 
eines  Gerichtshofes  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  unterzu- 
ordnen, wurde  durch  die  Erwiderung  begegnet,  dass  dies, 
so  lange  kein  ständiges  Bundesgericht  vorhanden  ist,  doch 
schon  in  dem  Falle  nicht  vermieden  werden  könne,  wo 
das  Bundesärar  selbst  privatrechtliche  Forderungen  aus  Ver- 
trägen u.  dergl.  gegen  Privatpersonen  zu  verfolgen  hat,  indem 
es  sodann  nicht  anders  als  an  dem  Forum  (domicilii,  con- 
tracttiSf  rei  sitae)  seines  Schuldners  klagen  kann,  und  sodann 
im  Falle  einer  Widerklage  nothwendig  dasselbe  Gericht  als 
Forum  reconventionis,  d.  h.  als  Widerbeklagter,  anerkennen  muss. 
Auch  konnte  nicht  verkannt  werden,  dass  der  Bund,  je  mehr 
er  Eigenthum  erwirbt,  z.  B.  Grundstücke  im  Bayon  der  Bun- 
desfestungen, oder  Vertragsgeschäfte  mit  Privaten,  z.  B.  über 


5)  Siehe  oben  §.  153,  Vm. 

«)  26.  Sitznng  d.  B.-V.  vom  17.  Aug.  1854,  Prot  §.260,  S.  787;  31. 
Sitzung  Tom  19.  Oktbr.  1854,  §.  315,  S.  918  flg.  in  G.  y.  Meyer,  Corp. 
Jor.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  H.,  S.  618  flg.  —  Es  handelte  sich  um 
die  Geltendmachung  der  P&ndrechte  eines  Minderjährigen  (Palm'sche 
Pflegschaft)  an  einem  yon  der  Festungsbaudirektion  in  Ulm  für  das 
Bundeseigenthum  erworbenen  Grundstücke. 
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Lieferungen  n.  dergl.  abschliesst,  desto  häufiger  in  die  Lage 
komme,  in  civilrechtliche,  einer  richterlichen  Entscheidung  be- 
dürftige Streitigkeiten  mit  Privatpersonen  verwickelt  zu  werden. 

III.  Das  Ergebniss  der  im  Jahre  1854  in  der  Bundesversamm- 
lung gepflogenen  Verhandlungen  ist  aber,  dass  die  Bnndesversamm- 
lang  zur  Zeit  für  Klagsachen  von  Privatpersonen  gegen  den 
Bund  (das  Bandesärar)  ans  Privatrechtstiteln  kein  Foram  als 
in  der  Art  begründet  anerkennt,  dass  sie  sich  vor  demselben  als 
Beklagte  einzulassen  schuldig  wäre,  sondern  sie  behauptet  das 
Becht,  über  die  Statthaftigkeit,  die  rechtliche  Begründung  und 
den  Umfang  solcher  Forderungen  selbst  zu  entscheiden.  Doch 
hat  die  Bundesversammlung  aus  Billigkeitsrücksichten,  und 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  analoge  Stellung  des  Fiskus 
der  einzelnen  Bundesstaaten  zu  derartigen  Forderungen,  sich 
in  dem  im  Jahre  1854  vorgekommenen  Falle  dem  Ausspruche 
eines  Appellationsgerichtes  eines  deutschen  Bundesstaates  (zu 
Neuburg  in  Bayern)  gleichsam  compro missarisch  unter- 
worfen, indem  sie  dasselbe  dem  Kläger  (Pahn'sche  Pflegschaft 
in  Ulm)  als  das  Gericht  bezeichnete,  vor  welchem  das  Bundes- 
ärar ihm  zu  Recht  stehen  werde,  was  auch  sofort  geschehen  ist^). 

lY.  In  gleicher  Weise  ist  von  der  Bundesversammlung 
seitdem  in  allen  denjenigen  Fällen,  wo  eine  Privatperson  kla- 
gend civilrechtliche  Ansprüche  gegen  die  Bundesversamndung 
zu  verfolgen  beabsichtigte,  ein  Mittelgericht  (Appellationsge- 
richt) eines  deutschen  Bundes  als  das  Gericht  bezeichnet  worden, 
dessen  Ausspruch  sich  das  Bundesärar  (ohne  Zulassung  wei- 
terer Appellation)  als  Beklagte  unterwirft^). 

V.  Auf  den  Wunsch  der  Bundesversammlung  ist  dem 
deutschen  Bunde  ftlr  Rechtsstreitigkeiten  der  vorgedachten  Art 

^)  Siehe  die  in  Note  4  angegebenen  BundesprotokoUe. 

«)  Vergl.  den  B.-B.  v.  22.  März  1855,  Prot  §.  119,  die  Reklamation 
des  J.  B.  Do  seh  und  Ulrich  Busch  Erben  zu  Castel,  wegen  Entschä- 
digung ftlr  gepachtete  Festungsgrundstücke  in  Mainz;  in  G.  y.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.,  S.  635;  —  B.-B.  vom  24.  Mai  18Ö5, 
Protok.  §.  191,  betreff,  die  Reklamation  des  SchifiPwirths  Ziegler  gegen  die 
Festungskasse  in  Ulm;  B.-B.  v.  5.  März  1857,  Prot  §.  119,  betr.  die  An- 
sprüche der  Besitzer  der  Brandmühle  auf  den  Münsterweiher  bei  Mainz; 
ebendas.  Thl.  n.,  S.  667;  —  B.-B.  v.  13,  April  1861,  Prot  §.  97,  betr. 
die  Eigenthumsansprüche  auf  den  Crispinusfelsen  in  Luxemburg,  ebendas. 
Thl.  in.,  S.  29. 
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die  Freiheit  von  Gerichtssporteln  im  Jahre  1855  von  W Ar- 
te m  her  g,^)  im  Jahre  1856  von  Bayern®)  und  im  Jahre  1858 
im  Grosflherzogthnm  Hessen^)  zugesichert  worden. 

§.  158. 

e)    Die  Bundesversammlung    als    richterliche  Instanz. 
UnStatthaftigkeit  von  Machtsprttchen  der  Bundes- 
versammlung in  Rechtssachen, 

I.  Die  Bundesversammlung  ist  ebenso^  wie  dies  der 
Reichstag  zur  Zeit  der  Reichsverbindung  war,  ihrem  Wesen 
nach  ein  politischer  Körper.  Sie  beräth,  beschliesst  und 
ordnet  die  Vollziehung  ihrer  Beschlüsse  an  innerhalb  der  ihrer 
Competenz  durch  die  Bundesgrundgesetze  gesetzten  Schranken, 
ohne  alle  Förmlichkeiten  eines  gerichtlichen  Verfahrens. 

n.  Eigentliche  Rechtsprechung,  sei  es  über  Bun* 
desglieder  oder  deren  Unterthanen,  Uegt  weder  in  der  Com- 
petenz der  Bundesversammlung,  noch  ist  auch  ihre  Zusam- 
mensetzung hierauf  berechnet.  Da  man  aber  doch  fttr  gewisse 
Verhältnisse  eigentlicher  Rechtssprüche  nicht .  ganz  entbehren 
konnte,  so  wurden  zu  diesem  Zwecke  eigene  mit  der  Bundes- 
versammlung in  organischem  Verhältniss  stehende  Instanzen 
eingerichtet,  und  zwar  A)  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
unter  den  Bundesgliedern  selbst  eineBundesausträgal- 
in  stanz  (§.  159  u.  flg.)  und  B)  zur  Entscheidung  der  Streitig- 
keiten zwischen  einzehien  deutschen  Staatsregierungen 
und  ihren  Landständen  das  Bundesschiedsgericht 
(§.  166  u.  flg.) 

lU.  Abgesehen  von  der  eigenthümlichen  Thätigkeit,  welche 
die  Bundesversammlung  in  Bezug  auf  die  Bundes-Austrägal- 
instanz  und  das  Bundesschiedsgericht  zu  äussern  hat,  gibt  es 
nach  der  bestehenden  Bundesverfassung  nur  zwei  Arten  von 
Streitigkeiten,  in  welchen  der  Bundesversammlung  selbst 
das  Recht  der  Entscheidung  als  richterlicher  In- 
stanz beigelegt  ist,  und  zwar  ohne  Unterscheidung,  ob  diese 
Streitigkeiten  rechtlicher  oder  politischer  Natur  sind,  nämlich 

')  Prot  d.  B.-V.  V.  15.  Nov.  1855,  §.  805;  ebendas.  Thl.  n.,  S.  6^. 
8)  Prot  d.  B.-V.  V.  24.  Jan.  1856,  f.  38;  eben  das.  TU.  IT.,  S.  642. 
»)  Prot  d.  B.-V.  V.  1.  Juli  1858,  §•  287;  ebendas.  ThJ.  D.,  S.  684. 

Z  S  p  f  1 ,  staaterecht.  5.  Aufl.  I.  26 
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1)  Zufolge  aosdrUcklicher  Bestimmung  im  art.  46  der  Wiener 
Gongressakte  hinsichtlich  aller  Streitigkeiten,  welche  üher 
die  Verfassung  der  freien  Stadt  Frankfurt  entstehen  ^),  nnd 

2)  zufolge  des  Bundesbeschlusses  vom  15.  Sept.  1842  (Prot. 
§.  283)  hinsichtlich  der  Beschwerden,  welche  vormalige 
Beichsangehörige  (Mediatisirte)  auf  den  Grund  des 
art.  63  der  Wiener  Schlussakte  wegen  Kränkung  der  ihnen 
in  der  Bundesakte  art.  14  gewährleisteten  Rechte  durch 
landesherrliche  Verordnungen  oder  durch  ein- 
seitige legislative  Erklärungen,  d.  h.  durch  die 
Landesgesetzgebung,  an  die  Bundesversammlung 
bringen  2). 

IV.  In  erst  crem  Falle  verfährt  die  Bundesversammlung 
lediglich  in  den  gewöhnlichen  Formen  und  nach  den  allge- 
meinen Grundsätzen  ihrer  Beschlussfassung.  In  dem  zweiten 
Falle  ist  dagegen  die  Sache  durch  das  sonst  in  Rechtssachen 
der  Reklamanten  zuständige  Landesgericht  zweiter  Instanz  in 
kürzester  Frist  nach  der  bei  diesem  Gerichte  geltenden  Pro- 
cessordnung  so  zu  instruiren,  dass  jdieselbe  in  ihrem  ganzen 
Umfange  spruchreif  wird.  Die  definitive  Entscheidung  erfolgt 
hierauf  nach  dem  Ermessen  «der  Bundesversammlung  von  ihr 
selbst  oder  durch  das  Bundesschiedsgericht  in  Folge 
eines  besonderen  von  der  Bundesversammlung  ihm  ertheilten 
Auftrags  ^). 

V.  In  allen  anderen  streitigen  Rechtssachen,  d.  h.  in  allen 
Sachen,  fUr  deren  Entscheidung  nach  der  Verfassung  der  ein- 
zelnen Staaten  in  diesen  selbst  competente  Gerichte  bestehen; 
so  wie  in  allen  denjenigen  Sachen,  für  deren  rechtliche  Ab- 
urtheilung  durch  Herkommen  oder  Familienstatute  und  Com- 
promisse  der  souverainen  und  anderer  zu  autonomischen  Ein- 
richtungen dieser  Art  befugten  Familien  und  Personen  oder 
durch  Staatsverträge  rechtsprechende  Instanzen  eingerichtet 
und  angeordnet  sind^);  ist  die  Gompetenz  der  Bundesversamm- 


«)  Siehe  oben  §.  138.  H. 

<)  Siehe  hierüber  auch  unten  §.  321. 

5)  B.-B.  V.  15.  Sept  1842,  26.  Sitzung,  Prot.  §,  283,  in  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.,  S.  408.  —  lieber  die  Bildung 
des  BundesBchiedsgerichtes  in  diesem  Falle,  siehe  unten  §.  167,  Y. 

«)  Hinsichtlich  der  souverainen  Familien  erkennt  dies  ausdracklich 
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Inng  zu  einer  Entscheidung  durchaus  ausgeschlossen.  Es  mttsste 
daher  als  eine  von  der  Bundesversammlung  selbst  ausgeübte 
oder  versuchte  Kabinetsjustiz  betrachtet  werden,  wenn  die 
Bundesversammlung  durch  einen  Macht spruch  hemmend  in 
den  Gang  der  Rechtspflege  der  Landesgerichte  oder  sonstigen 
rechtsbegründeten  Instanzen  eingreifen ,  oder  das  in  einer  da- 
selbst anhängigen  Sache  zu  fällende  Urtheil  vorschreiben 
wollte  ^). 

VI.  Da  die  Wiener  Schlussakte  art.  29  die  Bundesver- 
sammlung ausdrücklich  verpflichtet ,  solchen  Eingriffen  in  die 
Unabhängigkeit  der  Rechtspflege  mit  ihrer  ganzen  Autorität 
entgegenzutreten,  wenn  solche  in  einem  Bundesstaate  von  der 
Landesregierung  versucht  werden  sollten  ^),  so  ist  eben  hiermit 
die  UnStatthaftigkeit  ähnlicher  Eingriffe  durch  die  Bundesver- 
sammlung selbst  nicht  nur*  deutlich  anerkannt,  sondern  auch 
zugleich  als  ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit  stehend, 
vorausgesetzt  ^).  Bisher  ist  auch  noch  kein  Fall  vorgekommen. 


an,  W.  S.-A.  art  24;  hinsichtlich  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen 
und  Herren,  B.-A.  art.  14.  —  Ein  Beispiel  einer  Feststellnng  eines  Gerichts- 
standes durch  einen  Staatsvertrag,  enthält  die  üebereinkunft  zwischen 
Oldenburg  und  dem  Grafen  von  Bentinck  (sog.  Berliner  Abkommen) 
Yom  8.  Juni  1825;  bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aafl. 
Thl.  n.  S.  180  flg. 

B)  Yergl.  meine  Abhandlung  über  das  Yerhaltniss  der  Beschlüsse  des 
deut.  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  oder  gerichtlichen 
Entscheidungen,  im  civü.  Arch.  1844  Bd.  27.  Hfl.  3,  S.  388  flg.  ~  Ueber 
die  Versuche,  die  Bundesversammlung  zu  einem  solchen  Machtspruche  in 
dem  rechtshängigen  Bentinck'schen  Prozesse  zu  veranlassen,  siehe  ins- 
besondere: W.  A.  Boden,  die  von  der  ehemal.  deut.  Bundesversammlung 
und  der  ehemal.  provisor.  Centralgewalt  für  Deutschland  in  dem  gräflich 
Bentinck* sehen  Erbfolgestreit  beschlossene  und  auszuführen  versuchte 
Kabinet^ustiz,  aus  den  Bundesprotokollen  dargelegt,  Frankf.  1850.  —  Der 
Bentinck'sche  Frocess  und  die  Oldenburger  Zeitung.  Beitrag  zur 
Charakteristik  der  öfifentlichen  Rechtszustände  Deutschlands.  Oldenbg.  1854. 

^)  Siehe  oben  §.  156  a. 

^)  üeber  die  Befugniss  der  Gerichte  gegenüber  von  solchen  Macht- 
sprüchen, wenn  solche  gegen  alle  Voraussicht  je  ergehen  sollten,  kann  kein 
Zweifel  obwalten.  Vergl.  ausser  meiner  in  Note  5,  angef.  Abhandlung: 
H.  A.  Zachariä,  deut.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  95,  Note  12.  „Die  Bedeutung 
einer  solchen  Erklärung  der  B.-V.  für  die  gerichtliche  Entscheidung  des 
anhängigen  Rechtsstreites  wird  zweifellos  nach  den  anerkannten 
Grundsätzen  überSelbstständigkeit  desRichteramtes  zu  beurtheüen 

26* 
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in  welchem  die  BandesverBammlaog  in  die  richterliche  Ent- 
scheidung eines  anhängigen  Rechtsstreites  direkt  eingegriffen 
hätte  y  sondern  sie  hat  stets  an  dem  Orandsatze  festgehalten, 
dass  die  Bedeutimg  eines  Bundesbeschlusses  ftlr  die  richter- 
liche Entscheidung  eines  einzehien  Falles  Sache  der  Ge- 
richte sei  8). 

sein."  —  Selbst  die  Vertheidiger  der  klägerischen  Ansprüche  im  Ben- 
ti nck* sehen  Process  haben  nicht  vermocht,  dieses  direkt  zu  läugnen,  son- 
dern haben  nur  zu  läugnen  versucht,  dass  der  von  ihnen  gewünschte  Bnn- 
desbeschluss  ein  Machtspruch  oder  eine  von  der  Bundesversammlung 
geübte  Eabinet^'ustiz  sein  würde.  Yergl.  K.  Yollgraff,  kritische 
Beleuchtung  der  Schrift  des  H.  Prof.  Zoepfl,  über  das  Yerhältniss  der 
Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichts- 
barkeit, Frankf.  1845;  E.  A.  Tabor,  die  Statusfrage  des  hohen  Adels, 
mit  besonderer  Beziehung  auf  die  rechtl.  Wirkungen  des  B.-B.  v.  12.  Juni 
1845  auf  den  gräfl.  Aldenburg-Bentinck'schen  Erbfolgestreit  Göt- 
tingen, 1845;  derselbe:  Ueber  die  vorgebliche  Eabinetsjustiz  der  deutschen 
Bundesversammlung  und  provisorischen  Centralgewalt  in  der  gräfl.  Ben- 
tinck' sehen  Sache.  Frankf.  1850.  —  J.  Pözl,  die  Competenzfrage  in  dem 
gräfl.  Beut inck' sehen  Successionsstreite,  München,  1853.  —  Siehe  aber 
dagegen:  Benfey,  Einiges  über  die  Bedeutung  des  die  gräfl.  Familie 
Bentinck  betr.  Bundesbeschlusses  vom  12.  Juni  1845,  Göttingen  1845. — 
Eckenberg,  Antikritischer  Beitrag,  betr.  des  H.  Prof.  Yollgraff  s.  b. 
kritische  Beleuchtung  der  Schrift  des  H.  Prof.  Zoepfl  über  das  Yerhältniss 
der  Beschlüsse  des  deut.  Bundes  u.  s.  w.  Leipzig,  1845.  —  Michaelis, 
über  die  gegenwärtige  Lage  des  Bentinck'  sehen  Erbfolgestreites  ( Votum^ 
Hft.  3),  Tübingen,  1845.  —  Welcker,  der  reichsgräfl.  Bentinck'sche 
Erbfolgestreit,  Heidelberg,  1847,  und  insbesondere  meine  Antikritik  der 
vom  H.  Prof.  E.  Yollgraff  herausgegebenen  sogen,  kritischen  Beleuch- 
tung etc.,  Heidelberg,  1845,  und  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und 
Ebenbürtigkeit,  Stuttgart,  1853. — Wasserschieben,  Jurist.  Abhandlungen. 
Giessen,  1856. 

«)  Siehe  oben  §.  113  YHI,  Note  9,  u.  §.  151,  YI,  Note  5  (Bentinck'sche 
Sache);  vergl.  §.  113,  Note  5  u.  8  (Hai Ib er g* sehe  Sache).  —  Die  Bundesver- 
sammlung ist  in  der  Bentinck*  sehen  Sache  niemals  weiter  gegangen,  als 
dass  sie  durch  den  B.-B.  v.  12.  Juni  1845  den  hohen  Adel  der  gräflichen  Familie 
Bentinck  anerkannt  hat  Die  Anträge  der  Bentinck'  sehen  Agnaten, 
diesem  Bundesbeschlusse  die  Deutung  zu  geben,  als  sei  damit  auch  die 
Successionsunf&higkeit  des  beklagten  Besitzers  des  Bentinck 'sehen  Fa- 
milienfideicommisses  wegen  Geburt  aus  standesungleicher  Ehe  ausge- 
sprochen, wurden  von  der  Bundesversammlung  jederzeit,  auch  nach  ihrer 
Wiederherstellung,  abschlägig  beschieden.  Dagegen  war  es  den  Agnaten 
gelungen,  von  der  provisorischen  Centralgewalt  einen  Beschlusa 
vom  8.  Novbr.  1849  zu  erwirken,  worin  ohne  alle  Rücksicht  auf  die 
Rechtshängigkeit  des  Bentinck 'sehen  Erbfolgestreites  „die  aus  der 
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§.  159. 

Von  der  Bundesausträgalinstanz  insbeBondere  ^). 

a)  Uebersicht   der  bundesgesetzliclien   Bestimmungen 

über  das  AusträgalgericLt. 

Die  bandesgesetzlichen  Normen  über  das  Aasträgalgerickt 
enthalten 

L  in  der  Bandesakte  art.  11; 
IL  in  der  Wiener  Schiassakte  art.  21—24; 


nng  des  Grafen  W.  O.  F.  Bentinck  mit  Sara Margaretha  Gerdes 
ssene  Descendenz  als  der  Familienrechte  des  gr&fl.  B  ent ine k* sehen 
antheilhaftig  und  daher  als  unfähig  zur  Erbfolge  und  Regierung  in 
Herrschaft  Kniphausen"  erklärt,  und  die  oldenburgische  Re- 
g  angefordert  wurde,  „in  Gemässheit  dieses  Beschlusses  das  Geeig- 
zur  Herstellung  der  rechtmässigen  Regierung  in  der  Herrschaft  Knip- 
as en   zu    veranlassen."  —  Auf  das  Ansinnen   der  Bentinck*schen 
n.  diesen  Erlass  des  damaligen  Reich^ustizministeriums  (R  y.  Mohl) 
welchen  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  95,  Note  12, 
treffend  als  einen  „1  e i c h t f e r t i g e n"  bezeichnet,  der  ,,gl ücklicher- 
eise  keinen  Erfolg  gehabt  hat'*  —  zu  vollziehen,  ist  die  wiederher- 
Ute  Bundesversammlung  nicht  eingegangen;   die  hierüber  erstatteten 
missionsberichte  haben  (mit  Recht)  derselben  die  Befugniss  vindicirt, 
unvollzogen  gebliebenen  Erlasse  der  provisorischen  Centralgewalt  nach 
bundesgesetzlichen   Bestimmungen   über  ihre    eigene  Competenz   zu 
en,  und  haben  diese  zu  einem  solchen  Erlasse  durchaus  nicht  für  be- 
det  erkannt  —  Yergl.  den  Commissionsvortrag  vom  20.  Septbr.  1851; 
insbesondere  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit, 
,  §.  34  flg. 

*)  Literatur:  v.  Dalwigk,  die  Austrägalinstanz,  zur  Erläuterung 
art.  11  der  B.-A.,  Mainz,  1817.  —  R.  Mohl,  die  öffentliche  Rechts- 
des  deutschen  Bundes.  Stuttgart,    1822.  —  Heffter,  Beiträge  1829, 
.  in,  S.  165  flg.  —  V.  Dresch,  Abhandlungen,  1830,  Nr.  U,  S.  27  flg. 
G.  V.  Struve,  erster  Versuch  auf  dem  Felde  des  deutschen  Bundes- 
■techtes,  betr.  die  verfassungsmässige  Erledigung  der  Streitigkeiten  zwischen 
deuichen  Bundesgliedem.    Bremen,  1830.  —  Arnold,  über  richterl.  und 
rfoOziehende  Gewalt  des  Bundes,  1835.  —  Leonhardi,  das  Austrägalver- 
^hhinh  des  deutochen  Bundes,  I.  Bd.  Frankfurt.  1838;  H.  Bd.  1845.  — 
'Y.  T.  Lindelof,  von  dem  Rechte  der  Bundesausträgalgerichte,  Wiederein- 
setznng  in  den  vorigen  Stand  gegen  Fristversäumnisse  zu  ertheilen,  Darm- 
stadt, 1838.  —  Vergl.  auch  die  §.  144,  Note  4,  angef.  Schriften. 
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ni.  in  der  vorlänfigen  Austrägalordnnng  vom 
16.  Juni  1817,  Prot  §.  2312); 

IV.  in  folgenden  Bnndesbeschlflssen:  l)Be8chlnss  der 
Plenarversammlung  vom  3.  August  1820,  §.  2,  das  bei 
Aufstellung  der  Austrägalinstanzen  zu  beobachtende  Verfah- 
ren betreffend^);  2)  Bundesbeschluss  vom  19.  Juni  1823,  Prot. 
§.  106,  über  die  Fristen^);  3)  Bundesbeschluss  vom  22.  Mai 
1828,  §.  91,  die  Mittheilungen  an  die  Partheien  über  den 
Stand  der  Sache  betreffend^);  4)  Bundesbeschluss  vom 
7.  Oktober  1830,  Prot.  §.  234,  über  die  Vorladungen  und 
Zustellungen  an  die  Partheien ^);  5)  Bundesbeschluss  vom 
28.  Februar  1833,  Prot.  §.  70,  über  unbedingte  Mandate«); 
6)  Bundesbeschluss  vom  25.  Juni  1835,  Prot.  §.  230,  die  Un- 
zulässigkeit von  Nichtigkeitsklagen  betreffend^);  7)  Bun- 
desbeschluss vom  23.  Juni  1836,  Prot.  §.  171,  über  die  Unan- 
wendbarkeit  von  Stempelpapier  und  Sporteln^); 
8)  Bundesbeschluss  vom  19.  Oktober  1838,  Prot.  §.  320,  über 
die  Errichtung  besonderer  Austrägalsenate*®)  und  9)  Bundes- 
beschluss vom  15.  September  1842,  Prot.  §.  286,  über  drei 
Fragen:  a)  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
gegen  Fristversäumnisse,  b)  die  Rechtsfolge  der  Bezeichnung 
eines  Bundesgliedes  als  Kläger  im  Falle  des  art.  30  der 
Wiener  Schlussakte,  namentlich  hinsichtlich  der  Beweislast, 
und  c)  die  Beweiskraft  der  Erklärung  einer  Regierung  am 
Bundestag  vor  dem  Gerichtshof  betreffend^*). 


«)  Abgedruckt  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
ThL  II,  S.  47.  Diese  vorläufige  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817  ist 
nach  dem  B.-B.  vom  3.  August  1820,  Nr.  I.  so  lange  zu  beobachten,  bis 
eine  anderweite  üebereinkunft  stattgefunden  haben  wird.  VergL  W.  S.-A. 
art  21. 

5)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  111. 

«)  Ebendas.  Thl.  n..S.  148. 

»)  Ebendas.  Thl.  H.  S.  198. 

«)  Ebendas.  Thl.  n.  S.  218. 

T)  Ebendas.  Thl.  n.  S.  285. 

«)  Ebendas.  Thl.  U.  S.  324. 

»)  Ebendas.  Thl.  II.  S.  346. 

«)  Ebendas.  Thl.  H.  S.  353. 

<«)  Ebendas.  Thl.  U.  S.  408.  409. 
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§.  159». 

b)  Die  Bundesversammlung  als  Bundesausträgalinstanz 

und  das  Austrägalgericht. 

L  In  der  Austrägalordnung  vom  16.  Jani  1817  ist  auB- 
Icklich  erklärt,  dass  die  Bundesyersammlnng  selbst 
unmittelbar  als  Ansträgalinstanz  des  Bandes  be- 
ichtet werden  soll ').    Es  bat  dies  seinen  Grand  darin,  dass 
unpassend  schien,   den    soaverainen  Fürsten   and   freien 
Iten  Deutschlands  einen  anderen  Gerichtsstand,  als  vor  der 
Gresammtheit  repräsentirenden  Versammlang  anzuweisen« 
sind  daher  alle  Streitigkeiten  der  Bandesglieder  bei  der 
idesversammlung  anzabringen  and  ist  von  dieser  die  gttt- 
ihc  Vermittelang  zu  versuchen^). 

n.  Die  Processleitang  and  die  richterliche  Entscheidung 
ichieht  aber  nach  misslungenem  Vermittelungsversuche  nicht 
ireh  die  Bundesversammlung  selbst,  sondern  durch  eine 
itte  oberste  Jnstizstelle  eines  Bundesgliedes  „im 
amen  und  anstatt  der  Bundesyersammlung,  ver- 
öge  derselben  Auftrags '^^).  Die  im  einzelnen  Falle 
laftragte  oberste  Justizstelle  ist  und  heisst  in  dieser  Be- 
^hung  Austrägalgericht^);  doch  wird  dieselbe  auch  als 
„gewählte  Ansträgalinstanz"  bezeichnet^). 
ni.  Obschon  der  Bundesversammlung  nach  Ertheilung 
dieses  Auftrags  an  einen  obersten  Gerichtshof  eines  Bundes- 
gliedes alle  weitere  Einwirkung  auf  die  Processleitung  und  die 
Entscheidung  des  Streites  bundcsgrundgesetzlich  entzogen  ist  ^), 
10  ist   doch    ihre    Erklärung   als  Ansträgalinstanz    des 

0  Aastr&galordnung  v.  16.  Jani  1817,  IIL,  1:  .^Ausgegangen  tod 
dem  art  XI  der  Bandesakte  und  dem  würdevollen  Standpunkte 
liiDmtlicher  deutscher  Regierungen  kann  die  deutsche  Bundesversammlung 
aor  sich  selbst  und  keine  auswärtige  Behörde  unmittelbar  als 
Ansträgalinstanz  anerkennen.** 

*)  Siehe  unten  §.  161. 

>)  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  III,  3;  siehe  unten  §.  162. 

*)  W.  S.-A.  art  21,  23. 

*)  So  z.  B.  in  der  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  in,  8; 
W.  8..A.  art  22. 

*)  W.  S.-A.  art.  22;  siehe  onten  §.  163. 
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Bundes  kein  blosses  oder  leeres  Ehrenprädikat,  indem. 
ihr  sowohl  nach  der  Natur  der  Sa  che ,  als  aach  nach  ihnip 
bisherigen  Uebang  das  sehr  wesentliche  Recht  zusteht,  dig 
Vorfrage  zu  entscheiden,  ob  sich  eine  bei  ihr  angebraiAM 
Streitsache  überhaupt  zum  Austrägalverfahren  eignet  odfl 
nicht'').  4 

§.  160. 

c)   Fälle,  in  welchen   das   bundesausträgalgericht 
Verfahren  begründet  ist  oder  nicht. 

I.  Aus  der  Verbindung,  in  welche  die  Anordnung  ei 
Bundesausträgalinstanz  mit  dem  Zwecke  der  Erhaltung 
Landfriedens  in  Deutschland  in  der  Bundesakte  art.  11  gesi 
worden  ist,  erhellt,  dass  alle  solche  Streitigkeiten 
Bundesglieder  unter  einander,  welche  zu  Akten  der  vSl 
kerreohtlichen  Selbsthilfe,   Krieg   oder   anderen    6< 
waltmassregeln  Veranlassung   geben    können,    durch 
Verfahren  vor  der  Bundesausträgalinstanz  im  friedlichen  W< 
erledigt  werden  sollen^). 

IL  Streitigkeiten  unter  Bundesgliedern,  wobei  diese  nicl 
in  der  Eigenschaft  als  souveraine  Fürsten  od 
Staaten,  sondern  als  Privatpersonen  in  Betracht  koi 
men,  d.  h.  solche  Streitigkeiten,  welche  ihrer  Natur 
nicht  geeignet  sind,  eine  völkerrechtliche  Verwickelung  herbi 
zuftlhren,  gehören  daher  nach  dem  Geiste  des  art  II  di 
Bundesakte  nicht  vor  die  Austrägalinstanz  ^). 


^  Siehe  hierüber  unten  §.  160  a.  ■ 

0  B.-A.  art  11.  „Die  Bundesglieder  machen  sich  ebenfaila  TerbiadlioM 
einander  unter  keinerlei  Verwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitj^eüJ 
mit  Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammliu^ 
anzubringen,'^  etc. 

«)  Klüber,öffentl.R.§.  177.  — Brunque{ll,a.a.0.S.115.  -  Hefftei 
Beitr.  S.  182, 188  flg.—  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  118,  Nr.  1.—  Weisi 
Staatsr.  §.  109,  110.  —  y.  Leonhardi,  Au8trägalver£ahren ,  Bd.  I,  S. 
Nr.  n,  1  u.  S.  95,  Nr.  2.  —  Die  hier  im  Texte  gemachte  ünterscheidi 
macht  auch  ebenso  das  austrägalgerichtliche  Erkenntniss  des  O.  H.  Ge-i 
richtes  zu  Mannheim,  in  Sachen  Lippe-Detmold  g^gen  Lippe,  tobI 
20.  Dec  1838,  (bei  v.  Leonhardi,  Austrägalverfahren,  Bd.  IL  &  229  fL\ 
—  Es  wird  daselbst  ausgesprochen,  dass  es  nicht  auf  die  Eigenschaft  det  -: 
Forderung  oder  ihres  Gegenstandes  ankomme,  ob  diese  nftmlich  Staatsrecht- 
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in.  Die  Bundesakte  hat  die  einzelnen  Fälle,  welche  unter 
die  eine  oder  die  andere  Kategorie  fallen,  nicht  einzeln  auf- 
gezählt: eben  so  wenig  ist  dies  in  anderen  Bundesgesetzen 
geschehen.  Aas  der  Beschaffenheit  der  Fälle,  welche  bereits 
von  der  Bondesversammlang  an  die  Austrägalinstanz  verwiesen 
worden  sind,  lässt  sich  jedoch  entnehmen:  A.  Beschwerden, 
welche  ein  Bandesglied  als  Privatbesitzer  von  Gütern, 
Senten  oder  Gerechtsamen  in  dem  Gebiete  eines  anderen  Bun- 
desstaates wegen  deren  Besteuerung,  desgleichen  auch  wegen 
Besteuerung  seiner  daselbst  gelegenen  Domänen,  fiskalischer 
Gttter  oder  Güter  der  milden  Stiftungen  seines  Landes,  oder 
Einzelner  seiner  Unterthanen  gegen  die  andere  Staatsregierung 
erheben  zu  können  glaubt,  sind,  weil  das  Bundes glied  oder 
dessen  Fiskus  hier  als  Forense  erscheint,  nur  vor  den  Lan- 
desbehörden der  belegenen  Sache  anzubringen  und  von 
diesen  nach  den  Landesgesetzen  zu  entscheiden^).  B.  Eine 
Ausnahme  findet  statt,  wenn  sich  das  beschwerte  Bundesglied 
oder  dessen  Fiskus  auf  einen  Staatsvertrag  als  Grund  der 
von  ihm  angesprochenen  Befreiung  seiner  oder  seiner  Stiftungen 
und  Unterthanen  Güter,  die  im  jenseitigen  Gebiete  liegen,  be- 
rufen kann.  In  diesem  Falle  ist  das  Bundesausträgalverfahren 
statthaft^).  G.  Dasselbe  gilt,  wenn  Bundesglieder  über  die 
Zuständigkeit  von  solchen  Hoheitsrechten,  welche  ein 
Bundesglied  in  dem  Territorium  eines  anderen  überhaupt  nach 
der  Bundesverfassung  noch  haben  kann,  wie  z.  B.  vertrags- 

Hcher  oder  privatrechtlicher  Natur  seien,  wie  z.  B.  eine  Darlehens-  oder 
andere  Kapitalforderung,  sondern  nur  darauf  komme  es  an,  ob  ein  Bundes- 
glied das  beanspruchte  Becht  in  seiner  Eigenschaft  als  Souterain 
oder  in  der  Eigenschaft  als  Privatmann  yerfolge,  und  beziehungs- 
weise verfolgen  könne. 

>)  Ausdrücklich  ist  dies  erklärt  in  den  Entscheidungsgründen  des  von 
dem  k.  preuss.  geh.  Obertribunal  zu  Berlin  in  Austrägalsachen 
der  iÜrstL  wal deck* sehen  Regierung,  Klägerin,  wider  die  grossh.  hes- 
sische Regierung,  Beklagte,  wegen  Besteuerung  im  hessischen  Gebiet 
gelegener  wal  deck' scher  Domänen  und  Besitzungen  waldeck 'scher 
öffentlichen  Anstalten  und  frommen  Stiftungen  und  Privatpersonen  ergange- 
nen Urtheüs  v.  12.  Nov.  1845 ;  in  den  Prot,  der  B.-V.  v.  19.  Febr.  1846, 
§.  62,  S.  107. 

<)  Siehe  das  eben  angeführte  austragalgerichtliche  ürtheil  des  königl. 
preuss.  geh.  Obertribunals  zu  Berlin,  in  den  Prot,  der  B.-Y.  v.  19.  Febr. 
1846,  §.  62,  S.  107,  108. 
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massige  Staatsservituten^),  oder  über  Erbrechte  an  Landes- 
theilen  und  die  Sonverainetät  über  dieselben  streiten^): 
desgleichen  D.  wegen  NichterfttUnng  staatsvertragsmässiger 
Verbindlichkeiten''),  insbesondere  E.  wegen  aller  Arten  von 
Staatsschuldfordemngen  oder  Schnldverpflichtnngen  der  Staaten, 
welche  mit  den  Länderabtretnngen  zusammenhängen  oder  sonst 
auf  Staatsverträgen  beruhen  ^),  und  F.  wegen  aller  Sachen,  in 
welchen  die  Bundesversammlung  die  Bundesglieder  nach 
Massgabe  des  art.  30  der  Wiener  Schlussakte  zum  Austrägal- 
verfahren  gegen  einander  anweisst*).  G.  Ob  auch  Streitig- 
keiten über  Interessen  der  Bundesglieder,  oder  sog.  politische 
Rechte  derselben  vor  das  Austrägalgericht  gehören,  ist  in  der 
Bundesversammlung  zwar  schon  Gegenstand  lebhafter  Erör- 
terungen gewesen,  aber  durch  keinen  Bundesbeschluss  über 
diese  Frage  entschieden  worden;  aus  allgemeinen  Gründen 
muss  aber  diese  Frage  der  Theorie  nach  bejaht  werden  ^®). 


6)  Wird  diese  Präjudicial-Frage  streitig,  so  hat  darüber  die 
Bundesyersammlung  zu  entscheiden.  Siehe  §.  160  a. 

^)  Dieser  Art  war  z.  B.  der  Streit  zwischen  Schaumburg-Lippe 
und  Lippe,  wegen  Herausgabe  der  Aemter  Schieder  und  Blomberg,  und 
wegen  der  im  J.  1709  eröffneten  Brackischen  Erbschaft;  siehe  y.  Leon- 
hardi,  a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  383  flg.  Das  austrägalgerichtliche  ürtheil  des  bad. 
0.  H.  Gerichtes  zu  Mannheim  t.  20.  Dec.  1838  (ebendas.  Bd.  II,  S.  224  fl.) 
hebt  besonders  (S.  230,  231)  hervor,  dass  der  klagende  Theil  nicht  blos 
das  bürgerliche  oder  Patrimonialeigenthum  der  Aemter  Schieder 
und  Lipperode,  wie  ein  apanagirter  Prinz  in  Anspruch  nehme,  sondern  es 
sich  namentlich  um  die  Frage  handle,  „mit  welchen  hoheitlichen 
Rechten,  und  namentlich,  ob  mit  dem  Rechte  der  Souverainet&t  diese 
Aemter  an  Schaumburg-Lippe  übergehen  sollen?" 

7)  So  z.  B.  die  gemeinschaftliche  Beschwerde  (1832)  von  Hannover, 
Oldenburg,  Braunschweig  und  Nassau,  Bremen  undFrankfurt 
gegen  Kurhessen,  wegen  verletzter  Vertragsverbindlichkeit,  durch  Ein- 
tritt des  Kurfärstenthums  in  den  k.  preuss.  Mauth-  und  Zollverband;  diese 
Sache  wurde  von  der  B.-V.  1833  (Sitz.  Vn,  Prot  §.  55)  an  die  oberste 
Justizstelle  zu  Wien  als  Austrägalgericht  gewiesen.  Yergl.  v.  Leonhardi 
a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  502  flg. 

^)  Von  dieser  Art  waren  die  meisten  Streitigkeiten  unter  Bundesgliedem, 
welche  auf  den  Grund  der  B.-A.  art  11  u.  W.  S.-A.  art  21  zur  austr&gal- 
gerichtlichen  Verhandlung  kamen.  Yergl.  die  üebersicht  bei  v.  Leonhardi, 
a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  XH  flg. 

•)  Siehe  oben  §.  157. 

*•)  ßiehe  hierüber  oben  §.  144,  Note  4. 
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H.  In  Bezog  anf  persönliche  Beleidigungen  unter  sou- 
verainen  Bundesgliedem,  welche  nach  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen allerdings  Veranlassung  zu  Kriegen  werden  könnten, 
enthält  die  Bundesgesetzgebung  keine  Bestimmungen,  und  zwar 
wohl  aus  dem  Grunde,  dass  man  deren  Vorkommen  gar  nicht 
fllr  denkbar  hielt.  Dass  in  einem  solchen  Falle  aber  eine 
Verweisung  der  Sache  vor  ein  oberstes  Gericht  eines  Bundes* 
gliedes  als  Bundesausträgalgericht  nicht  geeignet  sein  könnte, 
erhellt  schon  daraus,  dass  es  diesem  Gerichte  an  allen  Normen 
fth:  die  Entscheidung  fehlen  würde.  Hier  würde  es  jedoch  die 
Aufgabe  der  Bundesversammlung  sein,  unter  allen  Umständen 
den  Landfrieden  aufrecht  zu  erhalten,  und  die  Sache  als  eine 
politische  Angelegenheit  zu  vermittehi,  beziehungsweise  den 
Beleidiger  zu  einer  entsprechenden  Genugthuung  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  anzuhaltend^). 

IV.  Unstreitig  und  in  zahlreichen  Beschlüssen  der  Bundes- 
versammlung ausgesprochen,  ist,  dass  nur  Streitigkeiten 
unter  Bundesgliedern  von  der  Bundesversammlung  zum 
austrägalgerichtlichen  Verfahren  verwiesen  werden  kön- 
nen, also  keinertei  Art  von  Streitigkeiten  von  Bundesgliedem 
mit  ihren  Familiengliedern,  Landständen  oder  anderen  Privat- 
personen ^2).  Wohl  aber  kann  in  derartigen  Sachen  die  Com- 
petenz  der  Bundesversammlung  zur  Selbstentscheidung 
in  anderer  Weise  begründet  sein^'). 


^^)  Der  FaU,  dass  ein  deutscher  Souverain  bei  der  BnndesTersammluog 
jf&nnlichen  Antrag  gestellt  bat,  ibm  Genugthuung  wegen  persönlicher  Be- 
leidigung durch  einen  anderen  deutschen  Souverain  zu  verschaffen,  ist  be- 
reits einmal  bei  Gelegenheit  der  Streitigkeiten  zwischen  Hannover  und 
Braunschweig  vorgekommen.  Yergl.  den  hannoverschen  Vortrag 
in  der  Sitzung  der  B.-V.  v.  9.  April  1829,  Prot.  §.  67,  S.  138.  Der  König 
von  Hannover,  damals  zugleich  König  von  England,  verlangte  von  der 
Bundesversammlung,  die  Verschaffung  einer  „vollen  und  schnellen 
Genugthuung**  von  Seiten  des  Herzogs  Karl  von  Braunschweig, 
auf  den  Grund  der  art  18,  19,  36  u.  37  der  W.  S.-A.  —  Dabei  wurde  von 
Seiten  Hannovers  die  Unzulässigkeit  eines  Austrägalverfahrens  ausge- 
führt; eben  das.  S.  149. —  Die  Zulässigkeit  des  Austrägalverfahrens  auch 
in  solchen  Fällen,  behauptet  dagegen  G.  v.  Struve,  erster  Versuch,  S.  4  fl. 

«)  Siehe  oben  §.  157,  Note  2. 

^')  So  z.  B.  wenn  Familienglieder,  Landstände  oder  andere  Privatper- 
sonen wegen  Justizverweigerung  (§.  156)  oder  wegen  Verweigerung  bundes- 
gmndgesetzlich  gewährleisteter  Rechte ^  oder  wegen  einseitiger  Aufhebung 
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V.  Ueberhanpt  findet  aber  anch  bei  Streitigkeiten 
Bnndesgliedem   die  Anordnung   eines   bnndesansträgalgerii 
liehen  Verfahrens  in  soweit  nicht  statt,  als  sich  die  Bund« 
versammlnng    nach    den    bandesrechtlichen    Grands&l 
über   ihre    Gompetenz    für    befagt    erachten    moss, 
Streitigkeit  ohne  Verweisung  an  ein  Ansträgalgericht   selbi 
in  den  gewöhnlichen  Formen   eines  Bnndesbeschlnssi 
zu  entscheiden^^). 

§.  160  a. 

d)    Das  Entscheidungsrecht    der  Bundesversammh 
ttber    die    Qualifikation    eines    Falles    zur    ausi 

gerichtlichen  Entscheidung. 

I.    Wenn  im  einzelnen  Fall  Zweii^el   darüber    erhol 
werden  y  ob  eine  Sache  sich  zum  bundesaustr^algerichtlii 
Verfahren  eignet  oder  nicht,  so  entscheidet  hierüber  die  Bni 
desversammlung  selbst  in  der  gewöhnlichen  Form 
Beschlussfassung. 

n.  Es  ergibt  sich  dies  als  selbstverständlich  daraus, 
die  Bundesversammlung  selbst  und  unmittelbar  die  Austrägt 
Instanz  ist^,  jede  Instanz  aber  über  ihre  Competenz 
entscheidet,  sowie  auch  keine  andere  Autorität  vorhanden  i^ 
welche  diese  präjudicielle  Vorfrage  zu  entscheiden 
fugt  wäre,  und  überdies  die  dritte  oberste  JustizsteUe  eii 
Bundesgerichtes  überhaupt  nur  dann  und  in  soweit  als  Ai 
trägalgericht  handeln  kann,  als  sie  von  der  Bundesversai 
lung  hierzu  im  einzelnen  Falle  ernannt  und  beauftragt  w^ 
den  ist  2). 

in.  Die  Gompetenz  der  Bundesversammlung  zur  Sei 
entscheidung  dieser  Vorfrage  kann  aber  um  so  wenige: 
Grund  bezweifelt  werden,  als  schon  nach  der  Wortfassnng  dl 
art.  11  der  Bundesakte  nur  solche  Streitigkeiten  unter  Bandet 


in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehender  Verfassungen  (§.  147,  148)  M 

schwerden  erheben.  ij 

")  Siehe  §.  IGOa.  L  j 

0  Siehe  §.  159  a.  , 

*)  Siehe  den  Vortrag  von  Hannover  in  der  Sitzung  der  B.-V. 

9.  April  1829,  Prot.  §.  67,  S.  149. 
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gliedern  austrägalgerichtlich  zu  behandeln  sind,  wobei  ^^eine 
richterliche  Entscheidung  nothwendig  würde".  Dies 
setzt  voraus  y  dass  die  Sache  überhaupt  zur  richterlichen  Ent- 
scheidung quäl  ificirt  und  diese  möglich  oder  bundesrecht- 
lich statthaft  ist  Dies  ist  aber  nur  dann  der  Fall,  wenn 
die  bundesrechtlichen  Grundsätze,  welche  ftir  die  Entscheidung 
eines  als  Austrägalgericht  zu  ernennenden  Gerichtshofes  mass* 
gebend  sein  sollen,  an  sich  fest  stehen  und  nur  deren  An- 
wendung im  einzelnen  Falle  in  Frage  ist. 

IV.  Wo  aber  solche  massgebende  bundesrechtliche  Grund- 
sätze nicht  vorhanden  oder  zweifelhaft  sind,  oder  wo  die  Bun- 
desgrundgesetze oder  andere  bundesrechtliche  Normen  nicht 
ausreichen  oder  ihr  Sinn  ungewiss  ist  und  sie  daher  vorerst 
noch  einer  Auslegung  bedürfen,  und  wo  also  der  Streit  zwi- 
schen einzelnen  Bundesgliedem  zugleich  eine  den  Bund  in 
seiner  Gesammtheit  berührende  politische  Principien- 
frage  enthält,  wie  z.  B.  die  Frage  nach  dem  Sinne  eines 
Artikels  der  Bundesakte,  oder  eines  Bundesbeschlusses,  oder 
die  Frage,  ob  ein  Bundesglied  überhaupt  eine  gewisse  Art  von 
Oberherrlichkeit,  Lehensherrlichkeit  u.  dergl.  über  das  Staats- 
gebiet eines  anderen  Bundesgliedes  beanspruchen  dürfe  ^), 
hat  die  Bundesversammlung  vorerst  diese  präjudicielle 
Principien frage  selbst  zu  entscheiden^),  da  sie  als  das 
verfassungsmässige  Organ  des  Bundes  ausdrücklich  dazu  be- 
rufen ist,  das  Bundesrecht  zu  ergänzen,  wo  die  Grundgesetze 
nicht  ausreichen^),  und  die  zweifelhaften  Bestimmungen  der- 
selben zu  erklären  und  in  allen  vorkonunenden  Fällen  deren 
richtige  Anwendung  zu  sichern^).  Auch  ist  einleuchtend, 
welche  Verwirrung  in  das  Bundesreeht  gebracht  werden  würde, 
wenn  die  Geltung  des  einen  oder  anderen  Principes  von  den 
subjectiven    doktrmellen,    und    möglicherweise    sich    wider- 

3)  Siehe  hier  unten  Note  9  und  §.  259,  §.  444. 

*)  VergL  T.  Linde,  Archiv  för  das  öffentliche  Becht  des  deut  Bundes, 
Bd.  I,  Hit  2  (Giessen,  1854),  S.  2  flg.  —  Ob  die  BundesTersammlung  diese 
Entscheidung  in  der  Form  einer  authentischen  Interpretation  (§.  141)  oder 
nur  eines  einfachen  Bundesbeschlusses  mit  Bezug  auf  den  yorliogenden  FaU 
gibt,  hängt  von  ihrem  Ermessen  und  den  Anträgen  der  Interessenten  ab. 

»)  W.  S.-A.  art.  9. 

«)  W.  S.-A.  art.  17. 
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sprechenden  Ansichten  der  Landesgerichte  abhängig  sein  sollte, 
welche  in  den  einzelnen  Fällen  von  den  Partheien  zam  Bon- 
desansträgalgericht  gewählt  werden^). 

V.  Aas  den  Protokollen  der  Bundesversammlang  ergibt 
sich,  dass  bereits  in  mehreren  Fällen  in  derselben  vorerst 
darttber  verhandelt  wurde,  ob  die  Sache  sich  zum  Austrägal- 
verfahren  eigne  oder  nicht  ^),  was  nicht  möglich  gewesen  wäre, 
wenn  die  Bnndesversammlnng  ohne  alle  Unterscheidung  ge- 
halten wäre,  über  die  bei  ihr  angebrachten  Streitigkeiten  von 
Bundesgliedem  unter  einander  das  Austrägalverfahren  einzu- 
leiten. Auch  hat  die  Bundesversammlung  in  ihrer  bisherigen 
Uebung  stets  an  dem  Grundsatze  festzuhalten,  dass  die  Ent- 
scheidung über  die  Vorfrage,  ob  das  austrägalgerichtliche 
Verfahren  im  einzelnen  Falle  statthaft  sei,  zu  ilu'er  eigenen 
Competenz  gehöre  und  in  der  Form  eines  gewöhnlichen 
Bundesbeschlnsses  von  ihr  auszugehen  habe^). 

VI.  WUl  die  Bundesversammlung  in  einem  Falle  auch  die 
Entscheidung    der   obigen   Vorfrage    dem    aufzustellenden 


7)  Siehe  den  B.-B.  t.  20.  Januar  1848,  die  EurheBsen -Wald eck* sehe 
Streitigkeit  betr.,  hier  unten  Note  9.  —  VergL  auch  den  B.-B.  v.  11.  Dec. 
1823,  Prot  §.  167,  über  die  ünverbindlichkeit  doktrineller  Interpretationen 
für  die  Bundesversammlung.     Siehe  oben  §.  111. 

8)  VergL  z.  B.  den  Streit  zwischen  Anhalt  und  Preussen  in  den 
Jahren  1827—1829  über  sögen,  politische  Rechte  (siehe  oben  §.  144);  den 
hier  oben  in  Note  2  angeführten  Hannoverischen  Vortrag  v.  9.  April 
1829,  Prot.  §.67,  S.  149;  den  Streit  zwischen  Lippe-Schaumburg  und 
Lippe  (siehe  oben  §.  160,  Note  6,  und  den  Commissionsvortrag,  welcher 
den  B.-B.  vom  5.  August  1830,  d.  h.  die  Einleitung  des  Austrägal Verfahrens 
zur  Folge  hatte);  die  Streitsache  zwischen  Kurhessen  und  Waldeck, 
(1844 — 1848),  die  von  diesem  behauptete  Lehensherrlichkeit  betreffend,  siehe 
die  folgende  Note  9. 

»)  So  z.  B.  wurde  durch  B.-B.  v.  20.  Januar  1848,  Prot.  §.  43,  der 
Antrag  von  Kur h essen  auf  Einleitung  eines  Austrägalverfahrens  in  der 
so  eben  in  Note  8  erwähnten  Streitsache  durch  Stimmenmehrheit  als  un- 
statthaft abgewiessen,  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  weil  die  Majorität 
annahm,  dass  eine  vasallitische  Stellung  eines  BundesfÜrsten  gegen  einen 
anderen  mit  der  Souverainetät  der  Bundesglieder  absolut  unverträglich  und 
schon  durch  die  Bundesgrundgesetze  ausgeschlossen  sei,  and  dass  eine 
Frage,  welche  die  Grundlagen  der  Gesammtverfassung  des  Bundes  berühre, 
nicht  der  Competenz  eines  Gerichtshofes  unterstellt  werden  könne.  ^  Siehe 
unten  §.  259,  §.  444. 
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Ansträgalgerichte  überlassen,  so  mass  dies  durch  einen  förm- 
lichen Bandesbeschluss  ausgesprochen  werden  ^^). 

§.  161. 
e)   Der  Vermittlungsversuch  am  Bundestage, 

Nach  den  (§.  160)  angeführten  bundesgesetzlichen  Bestim- 
noiungen  gelten  flir  das  bundesverfassungsmässige  Austrägal- 
verfahren  folgende  Grundsätze: 

I.  Dasjenige  Bundesglied,  welches  sich  durch  ein  anderes 
Bundesglied  beschwert  erachtet  und  somit  als  Kläger  aufzu- 
treten beabsichtigt,  hat  die  Streitigkeit  bei  der  Bundesversamm- 
lung durch  gehörige  Darstellung  seiner  Ansprüche  an- 
zubringen 0- 

U.  Hiemächst  hat  die  Bundesversammlung  in  den  nach 
Vorschrift  der  Bundesakte  art.  11  bei  ihr  anzubringenden 
Streitigkeiten  vor  Allem  eine  gütliche  Vermittlung  durch 
einen  Ausschuss  von  zwei  oder  mehreren  Mitgliedern  zu 
versuchen,  dessen  Ernennung  den  Partheien  bekannt  gemacht 
wird  ^).  Dabei  wird  die  Bundesversammlung  ermessen,  ob  eine 
Zeitfrist  ftir  die  Erledigung  des  Vermittlungsgeschäftes  bestimmt 
werden  soll.  Jedem  der  streitenden  Theile  steht  es  jedoch 
frei,  bei  der  Bundesversammlung  auf  eine  solche  Fristsetzung 
anzutragen. 

III.  Der  Ausschuss  wird  hierauf,  unter  Bestimmung  eines 
kurzen  Termins,  von  dem  beklagten  Theile  gleichfalls  eine 
Darstellung  der  Sache  und  seiner  Einreden  begehren,  um,  in 
Vergleichung  derselben  mit  der  Darstellung  des  Klägers,  an- 
gemessene Vorschläge  zur  gütlichen  Beilegung  der  entstandenen 
Streitigkeiten  entwerfen  zu  können.  Bei  eintretenden  Schwierig- 
keiten wird  der  Ausschuss,  so  wie  überhaupt  von  dem  Erfolge, 
der  Bundesversammlung  Bericht  erstatten. 

IV.  Kommt  der  Vergleich  zu  Stande,  so  vnrd  die  Ver- 
gleichsurkunde, in  Urschrift,   die  gegenseitigen  Ratifikations- 


*^)  Vergl.  den  B.-B.  vom  5.  August  1830,  die  in  Note  8  erwähnte 
Lippe*8che  Streitsache  betreffend;  siehe  unten  §.  163. 

*)  Austrägalordnung  t.  16.  Juni  1817,  n.  a. 

«)  B.-A.  art.  11.  W.  S.-A.  art  21.  —  Austrägal Ordnung  y.  16.  Juni 
1817,  II.  &,  c,  d. 
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Urkunden  aber  werden  in  beglaubter  Abschrift  in  den)  Bundes- 
archive  niedergelegt ,  und  der  Bund  übernimmt  die  Garantie 
des  Vergleichs. 

y.  Dadurch,  dass  der  Beklagte  in  das  Vermittlungs- 
verfahren  ohne  Protestation  eintritt,  verzichtet  er  keineswegs 
auf  die  Bestreitung  der  Statthaftigkeit  des  Austrägalverfahrens 
überhaupt,  sondern  kann  seine  Einwendungen  hiergegen  im 
Laufe  des  Vermittlungsverfahrens  eben  so  wohl  vorbringen, 
als  vor  der  Abfassung  des  Bundesbeschlusses,  welcher  dessen 
Einleitung  anordnet.  Dies  kann  um  so  weniger  beanstandet 
werden,  als  die  Bundesversammlung  das  Vermittlungsverfahren 
meistens  sogleich  einzuleiten  pflegt,  so  wie  eine  Streitsache 
unter  Bundesgliedem  bei  ihr  zur  Anzeige  kommt,  ohne  die 
klägerischen  Anträge  vorerst  zu  prüfen.  Findet  die  Bundes- 
versammlung die  Einwendungen  des  Beklagten  gegen  die 
Statthaftigkeit  des  Austrägalverfahrens  begründet  und  die  Sache 
zu  ihrer  Selbstentscheidung  oder  vor  ein  gewöhnliches  Landes- 
gericht gehörig  ^),  so  hat  sie  das  Vermittlungsverfahren  wieder 
aufzuheben  und  das  nach  Beschaffenheit  des  Falles  Geeignete 
zu  beschliessen. 

L  Wenn  der  zur  Vermittlung  der  Streitigkeiten  angeord- 
nete Ausschuss  (§.  161)  der  Bundesversammlung  die  Anzeige 
von  dem  misslungenen  Vergleichsversuche  gemacht  hat,  so  hat 
der  Beklagte  binnen  vier  bis  sechs  Wochei),  von  dem 
Tage  der  Anzeige  an  gerechnet,  dem  Kläger  drei  unpar- 
theüsche  Bundesglieder  vorzuschlagen,  aus  welchen  dieser 
eines  binnen  gleicher  Frist  wählt  Geht  jene  Frist  vorüber, 
ohne  dass  der  Beklagte  drei  Bundesglieder  vorschlägt,  so  geht 
das  Vorschlagsrecht  an  die  Bundesversammlung  über,  und  der 
Kläger  hat  sodann  aus  den  drei  Bundesgliedem  zu  wählen, 
welche  dieselbe  vorschlagen  wird^). 

n.  Die  dritte  oberste  Justizstelle  des  auf  die  eine 
oder  die  andere  Art  gewählten  Bnndesgliedes  ist  hiemächst 


')  Siehe  oben  §.  160  u.  §.  160  a. 

*)  Austrftgalordnnng  v.  16.  Jon!  1817,  m,  2. 
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ab  das  BichtercoUeginm  zn  betrachten,  welches  ^^im  Namen 
und  anstatt  der  Bündesversammlnng  so  wie  ver- 
möge derselben  Auftrags^'  als  Ansträgalgericht  oder 
sogen,  gewählte  Ansträgalinstanz  (§.  159a.  U.)  zu  han- 
debd  hat. 

III.  Die  BnndesYersammlang  hat  dem  als  Ansträgalge- 
richt gewählten  Gerichtshofe  diese  seine  Bestimmung   nicht 

nnr  bekannt  zu  machen,  sondern  ihm  andi,  unter  MitÜieilung 
der  Yergleichsverhandlungen,  förmlichen  Auftrag  zur  austrägal- 
gerichtUchen  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Sache  zu 
ertheilen  ^). 

IV.  Sänmitliche  dritte  oberste  Justizstellen  der  deutschen 
Bnadesglieder  sind  fähig,  auf  diese  Weise  als  Ansträgalgericht 
gewählt  zu  werden:  ob  es  das  eigene  oberste  Gericht  eines 
Bundesstaates,  oder  ein  von  mehreren  Bundesgliedem  gemein- 
sames Gericht  dritter  Instanz  ist,  macht  keinen  Unterschied. 

V.  Wenn  ein  Bundesglied  erwählt  wird,  in  dessen  Staate 
mehrere  Gerichte  dritter  Instanz  bestehen,  und  der  Kläger 
hat  sich  über  die  Wahl  der  Gerichtsstelle  nicht  ausgesprochen 
so  wird  die  Bundesversammlung  die  Auswahl  treffen^). 

VI.  Die  U ehern  ahme  des  Austrägalauftrages  von  der 
bestimmten  dritten  obersten  Justizstelle  ist  als  Bun des pf licht 
anzusehen.  Nur  ganz  besondere,  der  Bundesversammlung  etwa 
unbekannt  gewesene  Verhältnisse,  welche  eine  völlige  Un- 
fähigkeit zur  Uebernahme  der  ansträgalgerichtlichen  Funktion 
enthalten,  können  zur  Entschuldigung  dienen,  sind  aber  binnen 
vierzehn  Tagen,  von  dem  Tage  des  erhaltenen  Auiftrags  an 
bei  der  Bundesversammlung  vorzubringen^). 

Vn.  Nach  der  vorläufigen  Austrägalordnung  vom  16.  Juni 
1817,  III,  5,  sollte  der  also  eintretende  oberste  Gerichtshof, 
wenn  er  aus  mehreren  Senaten  besteht,  die  Austrägalsache 
in  Pleno  verhandeln  und  entscheiden.  Durch  Bundesbeschluss 


*)  Austrägalordnung  y.  16.  Juni  1817,  m,  3. 

5)  Ebendas.  HI,  3,  a  Unea  2,  und  4,  a  Unea  2  und  3. 

«)EbendaB.  m,  4.  —  Als  Gründe  der  Unfähigkeit  zur  Uebernahme 
der  Austrägal-Instanz  sind,  da  die  Bundesgesetzgebung  nichts  anderes  be- 
stimmt, dieselben  Gründe  zu  betrachten,  aus  welchen  sich  Richtercollegien 
nach  gemeinen  Rechten  für  unfähig  zur  Yeriumdlong  einer  Rechtssache 
erklären  dürfen. 

ZSpfl,  Staatirecht  5.  Aufl.  I.  27 
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Tom  19.  Okt  1838,  Prot  §.  320,  warde  aber  diese  Bestimmiuig 
dahin  abgeändert,  dass  denjenigen  Regierungen,  deren  oberste 
Gerichte  aus  mehreren  Senaten  bestehen,  und  ausser  dem 
Präsidenten  oder  Direktor  mehr  als  zwölf  Mitglieder  zähleiii 
gestattet  ist,  einen  besonderen  Senat  für  die  Austrägal- 
siachen  zu  bilden,  der  jedoch  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden 
wenigstens  aus  dreizehn  Mitgliedern  bestehen  soll.  Ein 
solcher  Austrägalsenat  ist  entweder  aus  zwei  Senaten  des 
obersten  Gerichtshofes  unter  Beobachtung  einer  bestimmten 
Beihen folge  zu  bilden,  oder  es  sind  diejenigen  Mitglieder, 
aus  welchen  der  Austrägalsenat  bleibend  bestehen  soll,  im 
Voraus  zu  benennen  und  zur  Stellvertretung  ftlr  verhinderte 
oder  abgegangene  Mitglieder  zwei  Ersatzmänner  zu  bezeichnen, 
auch  ist  bei  dem  Austritt  eines  Mitgliedes  oder  Ersatzmannes 
die  festgesetzte  Zahl  sogleich  wieder  zu  ergänzen.  In  dem 
ersteren  Falle,  nämlich  wenn  eine  Reihenfolge  stattfindet,  muss 
jede  Austrägalsache  bis  zu  deren  Beendigung  bei  einem  und 
demselben  Austrägalsenate  verbleiben.  Sowohl  die  Reihenfolge, 
nach  welcher  die  Bildung  des  Austrägalgerichts  aus  alterai- 
renden  Senaten  statt  haben  soll,  als  auch  die  persönliche  Zu- 
sammensetzung der  bleibenden  Austrägalsenate  sind  bei  der 
Bundesversammlung  stets  in  Evidenz  zu  halten,  danat 
noch  vor  der  Wahl  eines  Austrägalgerichts  über  die  Zusammen- 
setzung der  Austrägalsenate  bei  sämmtlichen  obersten  Justiz- 
stellen der  Bundesglieder  kein  Zweifel  bestehen  könne  ^). 

§.  163. 

g)   Das  Competenz-Prüfungsrecht  des  zum  Austrägal- 

gericht  gewählten  Gerichtshofs. 

I.  Wenn  nach  Anleitung  der  vorläufigen  Austrägal- 
Ordnung  vom  16.  Juni  1817  der  oberste  Gerichtshof  eines 
Bundesstaates  zum  Austrägalgericht  gewählt  ist,  so  steht 
demselben  dieLeitung  desProcesses  und  die  Entschei- 
dung des  Streites  in  allen  seinen  Nebenpunkten  unein- 


6)  Siehe  den  B.-B.  v.  19.  Okt  1888,  Prot  §.  320,  bei  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jor.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  353. 
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geschränkt  und  ohne  alle  weitere  Einwirkung  der 
Bundesversammlnng  oder  der  Landesregierung  zu^). 
n.  Bestritten  ist,  ob  auch  der  zum  Austrägalgericht  ge- 
wählte Gerichtshof  befugt  sei,  seine  Competenz  selbst  noch  zu 
prüfen.  Während  dieses  Recht  von  der  einen  Seite  für  das 
Austrägalgericht  als  em,  jedem  Grerichte  nothwendig  zustehen- 
des Recht  in  Anspruch  genommen  wird,  so  wird  dies  auf  der 
anderen  Seite  aus  dem  Grunde  bestritten,  weil  das  Austrägal- 
gericht ttberhaupt  keine  selbstständige  Competenz  hat,  sondern 
nur  im  Auftrage  der  Bundesversammlung  als  der  eigentlichen 
Austrägalinstanz  handeln  kann^).  Es  sind  aber  hier  noth- 
wendig einige  Unterscheidungen  zu  machen:  A.  Leitender 
oberster  Grundsatz  ist,  dass  das  Bundesaustriigalgericht 
nach  der  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  m,  5,  nur  im 
Namen  und  im  Auftrage  der  Bundesversammlung  selbst 
erkennen  kann^).  Der  Gegenstand  der  ihm  zugewiesenen 
Entscheidung  wird  daher  durch  den  Inhalt  des  Auftrags, 
d.  h.  durch  den  Beschluss  der  Bundesversanmilung  bestimmt, 
welcher  die  Gonstituirung  des  Gerichtshofes  als  Austrägalin- 
stanz enthält^).  B.  Der  als  Austrägalgericht  gewählte  Gerichts- 
hof ist  daher  nicht  befugt,  ttber  einen  Gompetenzpunkt  zu 
erkennen,  über  welchen  die  committirende  Bundesversammlung 
bereits  selbst  entschieden  hat^).  G.  Soweit  die  commit- 
tirende Bundesversammlung  über  den  Gompetenzpunkt 
nicht  selbst  entschieden,  sondern  ihn  zur  Entscheidung 
des  gewählten  Gerichtshofes  verstellt  hat,  ist  unstreitig  dieser 


«)  W.  S.-A.  art  22;  auch  wörtlich  in  dem  B.-B.  v.  3.  August  1820 
(Plenarversammlung  §.  2)  art.  n. 

«)  VergL  oben  §.  159a,  §.  160a. 

5)  Vergl.  oben  §.  162,  H. 

*)  Dieser  Grundsatz  ist  ausdracklich  anerkannt  in  den  Entscheidungs* 
grOnden  des  von  dem  geh.  Obertribunal  in  Berlin  am  19.  December  1845 
gesprochenen  austrftgalgerichtlichen  Erkenntnisses  in  Sachen  Wal  deck 
gegen  Grossherzogthum  Hessen,  Prot  der  B.-Y.  1846,  §.  62,  S.  105. 

*)  Ausdrücklich  so  erklärt  in  den  EntscheidungsgrOnden  des  austrftgal- 
gerichtlichen  Erkenntnisses  des  0.  H.  Gerichts  zu  Mannheim  y.  20.  Dec 
1838  in  Sachen  Schaumburg-Lippe,  gegen  Lippe-Detmold  wegen 
HeraoBgabe  der  H&lfte  der  Aemter  Schieder  und  Blombeig,  bei  ▼.  Leon - 
hardi  AustrftgalTerÜELhren,  B.  n,  S.  228. 

27* 


420  §-  1^  Yerfehren  des  Aostiilgalgerichts. 

beftigt,  denselben  zu  prüfen  und  zn  entscheiden^).  D.  EbCTSO 
ist  der  als  Austrägalgericht  gewählte  Gerichtshof  competent 
darüber  za  entscheiden,  ob  der  Inhalt  der  förmlichen  EJage, 
jenem  der  bei  der  Bnndesversammlong  angebrachten  Beschwerde, 
beziehungsweise  dem  von  der  Bandesversammlüng  dem  Ana- 
trägalgerichtshof  ertheilten  Auftrage  gemäss  ist,  oder  d^n 
hierdurch  bezeichneten  und  begränzten  Umfang  der  austrägid- 
gerichtlichen  Entscheidung  fiberschreitet,  d.  h.  ob  etwa  eine 
wesentliche  Veränderung  des  thatsächlichen  oder  rechtlichen 
Klagfundamentes  oder  des  Elag-Petitums  stattgefunden  habe^. 
E.  Endlich  ist  der  zum  Austrägalgericht  gewählte  Gerichtshof 
auch  competent,  flber  das  Vorhandensein  der  Voraussetznngeft 
selbstständig  zu  erkennen,  von  welchen  der  Bundesbeschlnss 
vom  3.  August  1820,  art  m.  (Plenarversanrndung  §.  2.)  die 
Zulässigkeit  von  Widerklagen,  Interventionen  und  Litisdennn- 
ciationen  in  Austrägalsachen  abhängig  gemacht  hat^). 

§.  164. 

h)  Das  Verfahren  des  Austrägalgerichts. 
1)  Allgemeine  Grundsätze. 

L  Nach  der  vorläufigen  Austrägalordnung  vom  16.  Juni 
1817,  III,  6,  geschieht  die  Instruktion  des  Processes,  d.  h.  über- 
haupt die  processualiscbe  Verhandlung  der  Ansträgal-Sachen, 
nach  der  Processordnung,  welche  der  betreffende  oberste 
Gerichtshof  überhaupt  beobachtet,  und  ganz  in  derselben  Art, 
wie  die  sonstigen  alldort  zu  instruirenden  Rechtssachen  ver- 
handelt werden. 


^  Dies  war  der  Fall  in  der  eben  (Note  5)  angefahrten  Sache  von 
Lippe-Schaumburg  gegen  Lippe-Detmold. 

7)  In  dieser  Weise  erkl&rt  sich  das  in  Note  4  angefahrte  austrSgal- 
gerichtliche  Erkenntniss  des  geh.  Obertribunals  zu  Berlin  in  Sachen  Wal- 
deck gegen  Gr.  Hessen,  Prot  der  B.-y.  1846,  §.  62,  S.  106,  106. 

^)  Yergl.  die  Entscheidungsgrttnde  des  anstHlgalgerichtlidien  ürtheils 
des  0.  H.  Gerichtes  zu  Mannheim  ▼.  22.  Dec.  1838,  in  Widerklagssachen 
▼<m  Lippe-Detmold  gegen  Schaumburg-Lippe,  die  SouverainetAt 
des  Amtes  Blomberg  und  Ersatzforderung  betreffend,  bei  v.  Leonhardi, 
Austrfigal?erMren,  Bd.  U,  S.  254,  2&ö.  —  VergL  unten  §.  164. 
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U.  Das  Erkenntnis 8  in  der  Hauptsache^  (d.  h.  die 
Entscheidung  ttber  die  sog.  materiaUa  eausae)  erfolgt  aber,  in 
Gemässheit  einer  ebendaselbst  in,  7,  anfgestellten  Vor- 
schrift in  Ermangelang  besonderer  Entscheidnngsqaellen,  nach 
den  in  Deutschland  ^^hergebrachten  gemeinen  Rechten.'^ 
Die  Wiener  Schlussakte,  art  23,  bestimmt  dies  noch  ge- 
nauer dahin,  dass  das  Austrägalgericht  in  Fällen,  wo  keine 
besonderen  Entscheidongsnormen  vorhanden  sind,  ,;nach  den 
in  Rechtsstreitigkeiten  dei*selben  Art  vormals  von  den  Reichs- 
gerichten befolgten  Rechtsquellen ,  insofern  solche  auf 
die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundesglieder  noch 
anwendbar  sind,  zu  erkennen  habe^). 

ni.  Das  Erkenntniss  in  der  Hauptsache  muss  längstens 
binnen  Jahresfrist,  vom  Tage  der  (bei  dem  Austrägalge- 
richt) überreichten  ersten  Klage  oder  Beschwerdeschrift,  er- 
folgen. Sollte  dies  ausnahmsweise  nicht  thunlich  sein,  so  hat 
das  Austrägalgericht  einen  Bericht  an  die  Bundesversammlung 
zu  erstatten,  die  Gründe  eines  nothwendig  geglaubten  längeren 
Verzugs  anzuzeigen  und  die  Bewilligung  oder  Missbilligung 
vom  Bundestage  zu  empfangen^).  Auch  kann  die  betreffende 
Landesregierung  sowohl  von  der  Bundesversammlung  als  auch 
von  den  streitenden  Theilen  angegangen  werden,  im  Falle 
einer  Zögerung  von  Seiten  des  Gerichtes,  die  zur  Beförderung 
der  Entscheidung  nöthigen  VeriUgungen  zu  erlassen^). 

IV.  Die  Erkenntnisse  des  Austrägalgerichts  werden  „im 
Namen  und  aus  Auftrag  der  Bundesversammlung^^ 
abgefasst,  und  von  dem  Austrägalgerichte  den  Parteien  eröff- 
net. Es  müssen  denselben  jederzeit  die  vollständigen  Entr 
Scheidungsgründe  beigefügt  werden  ^). 

V.  Ist  das  Erkenntniss  nur  ein  Zwischenurtheil,  so 
wird  das  Verfahren  an  dem  Austrägalgerichte  fortgesetzt,  ohne 


<)  Siehe  oben  §.  72  und  §.  113.  —  Dieselbe  Bestimmnng  ist  aach 
wörtlich  in  den  B.-B.  v.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2)  art.  IV.  über- 
gegangen. 

^)  Austrägaiordnung,  lU,  8. 

^)  W.  8.-A.  art.  22  a.  E.  —  Auch  wörtUch  in  dem  B.-B.  ?.  3.  August 
1820,  (Plenarvers.  §.  2)  art.  n. 

«)  B.-B.  vom  3.  August  1820,  (Plenars.  §.  2)  art  Y,  vergl.  mit  der 
Austrägaiordnung  y.  16.  Juni  1817,  IQ,  5. 
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dass  es  einer  Benachricbtigang  der  BnndesTerfiammliing 
dem   gefällten   Zwischennrtheile    bedarf.     Ist    das   Erl 
niss  aber  ein  definitives,  so  bat  der  Gtericbtsbof  die 
und  das  Erkenntniss  der  BundesYersammlnng  zu  fibers< 
um  auf  dessen  Befolgung  balten  zu  können^). 

VI.  Ueber  den  Kostenpunkt  soll   das   erwählte 
trägalgericbt  nach  gemeinrecbtlicben  Grundsätzen 
nen  und  bei  deren  Bestimmung  die  bei  ihm  voi^esehriel 
Taxordnung  befolgen,  ohne  weitere  Oebttfaren  in  Ansatz 
bringen*).     In  Uebereinstimmung   hiermit   wurde    durch 
Bnndesbeschluss  vom  23.  Juni  1836,  Prot.  §.  171,  weiter 
gesetzt ''),  dass  der  Anwendung  des  Stempelpapiers,  so  wie 
Erhebung  von  Sportein,  sowohl  bei  den  auf  Grand  der 
tikel  21,  24  und  30  der  Wiener  Schlussakte  vorkommenc 
Austrägal-  und  Gompromiss -Verhandlungen,  als  bei  dem  m 
dem  art.  20  der  Wiener  Schlussakte  in   Streitigkeiten 
den   jüngsten  Besitz    eingeleiteten  Verfahren   nicht   statt 
geben  sei. 

Vn.  Die  von  dem  Austrägalgerichte  gefällten  End^i 
nisse  sind  gemäss  des  art.  1 1  der  Bundesakte  flir  die  strei 
den  Theile  yerbindlich  ^).    Sie  sind  sofort  nach  ihrer  Er 51 
nung  als  rechtskräftig  anzusehen  und  zu  befolgen^), 
sind  demnach    gegen    austrägalgerichüiche  Erkenntnisse 
sogenannten  ordentlichen  Rechtsmittel  durchaus  nnzuläsi 
Es  gibt  keine  zweite  oder  höhere  Instanz,  an  welche  tob 
Erkenntnisse  des  Austrägalgerichts  Berafong  eingelegt 
könnte. 

VUI.  Von  den  ausserordentlichen  Rechtsmitteln 
in  der  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  wie  der  Bnndf 
beschluss  vom  3.  August  1820,  VI,  erläutert,  „wegen  neu  ai 
gefundener  Thatsachen    und  Beweismittel   nur   allein 
„Rechtsmittel   der  Resitution  ex  capite  novorum^^   ftir  zuli 
erklärt  worden.    Ob  auch  eine  Nullitätsquerel  wegen  uiti 

^ 

B)  Austrägalordnung  IQ,  5.  ^ 

«)  B.-B.  V.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2).  art  Y.  a  Unea  % 
7)  Bei   G.  T.  Meyer,   Corp.  Jnr.  Gonfoed.  Germ,  a  Aufl.  TU.  W 
S.  346. 

*)  Austrägalordnung,  m,  9. 

•)  B.-B.  V.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2),  art  VL 
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heilbarer  Nichtigkeiten  zugelassen  werden  solle,  war 
längere  Zeit  Gegenstand  der  Berathong :  endlich  entschied  sich 
die  Bundesversammlung  auf  einen  ausführlichen  CommissionsYor- 
trag  vom  17.  Juli  1834  (Prot.  §.  365)  durch  Bundesbeschluss 
vom  25.  Juni  1835  (Prot.  §.  230)  dahin,  dass  durchaus  keine 
Nichtigkeitsklage  ftlr  statthaft  zu  erachten,  und  ttberhaupt 
von  jeder  bundesgesetzlichen  Bestimmung  über  die  Zulässig- 
keit  von  Nichtigkeitsbeschwerden  zu  abstrahiren  sei  ^^). 

IX.  Das  Restitutionsgesuch  ex  capite  novorum  ist,  von  dem 
Zeitpunkt  (Tage)  der  Auffindung  der  Nova  an,  binnen  vier 
Jahren  anzubringen^^),  und  hat  keine  Suspensivkraft, 
d.  h.  es  kann  dadurch  die  Vollziehung  des  austrägalgericht- 
liehen  Erkenntnisses  nicht  aufgehalten  werden  ^^). 

X.  Das  „Restitutionsmitter^  ist  bei  der  Bundesver- 
sammlung anzukündigen  d.  h.  einzuführen,  und  diese  über- 
sendet solches  dem  obersten  Gferichtshofe,  an  welchem  die  Sache 
zum  erstenmale  verhandelt  und  entschieden  wurde.  Dieser  hat 
sodann  über  die  Statthaftigkeit  oder  UnStatthaftigkeit  der 
Restitution  und  über  die  Erheblichkeit  und  rechtliche  Wirkung 
der  neu  aufgefundenen  Thatsachen  und  Beweismittel  zu  er- 
kennen ^^). 

XI.  Die  Ableistung  des  Restitutions- Eides  geschieht  bei 
dem  Austrägalgerichte,  durch  den  Vorstand  derjenigen  Be- 
hörde, unter  deren  Aufsicht  und  Genehmigung  die  Restitution 
nachgesucht  wird  und  von  demjenigen  Beamten  des  die 
Restitution  nachsuchenden  Theils,  welcher  die  Sache  be- 
arbeitet hat,  entweder  in  Person  oder  durch  Specialbevoll- 
mächtigte. Sind  mehrere  Beamte  dabei  verwendet  worden,  so  soll 


^0)  Den  GommissionsYortrag  vom  17.  Juli  1834  (Prot  §.  365)  und  der 
B.-B.  V.  25.  Juni  1835  (Prot.  §.  230),  s.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Con- 
foed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n,  S.  324  flg.  —  üeber  die  vor  dieser  Entschei- 
dung bestandenen  Zweifel,  vergl.  v.  Drescli,  Abhdl.  1830,  m,  S.  118  flg. 
—  Heffter,  Beitr.  S.  252  flg.  —  Auch  gegen  die  Erkenntnisse  der  höch- 
sten Reichsgerichte  gab  es  keine  Nullit&tsquerelen.  Gönner,  Handbuch  des 
Proc  Bd.  in,  Abth.  65,  §.  12,  S.  472. 

1«)  Austr&galordnnng  m,  9.  —  B.-B.  v.  3.  August  1820,  (Plenar- 
Versammlung  §.  2)  art.  VI. 

«)  B.-B.  Y.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2),  art  VI.  a.  E. 

«')  Austrägalordnung,  m,  10;  B.-B.  v.  3.  August  1820,  VII  (Pte- 
narrersammlung  §.  2). 
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den  anderen  Theile  frei  «tehen,  den  Beamten  zn  benemieay 
welcher  den  Bestitationseid  abzustatten  hat^^). 

Xn.  Die  BnndesFersammlnng  verfttgt  die  VoUziehong  der 
BnndegaoiBirägal-Erkenntnisse,  insofern  denselben  nicht  sofort 
oder  nicht  vollständig  Folge  geleistet  wird.  Fallen  bei  der 
Vollziehnng  Streitigkeiten  vor,  welche  eine  richterliche  Ent- 
scheidung fordern  y  so  steht  diese  dem  Änsträgalgerichte  zu, 
welches  das  zn  vollziehende  Erkenntniss  gefasst  hat^^). 

§.  165. 
2)   Besondere  Bestimmungen, 

In  Bezng  anf  einzelne  Punkte  des  ansträgaJgeriehtlichea 
Verfahrens  finden  sich  in  der  Bnndesgesetzgebnng  nur  noch 
folgende  Bestjnunnngen : 

I.  Zur  Theilnahme  (Intervention)  an  einem  Rechtsstreite 
oniter  Bnndesstaaten  kann  ein  drittes  Bnndesglied  von  dem 
Änsträgalgerichte  nur  dann  zugelassen  werden  ^  wenn  dieses 
Gericht  eine  wesentliche  Verbindung  der  Bechtsverhältnisse 
(materielle  Conneiätät)  mit  dem  anhängigen  Bechtsstreite 
anerkennt.  Auch  eine  Widerklage  hat  nur  in  diesem  Falle 
der  materiellen  Gonnexität  bei  dem  erwählten  Änsträgal- 
gerichte statt,  und  ttberdies  nur,  wenn  sie  sogleich  bei  der 
Einlassung  auf  die  Vorklage  angebracht  wird^). 

n.  Hinsichtlich  der  Fristen  bestimmt  der  Bundesbeschluss 
vom  19.  Juni  1823  (Prot.  §.  106) ,  dass  in  allen  den  Fällen, 
in  welchen  ein  Verfahren  vor  einer  Austrägalinstanz  nach  der 
Verfligung  der  Wiener  Schlnssakte  art.  30,  angeordnet  ist^), 
das  oberste  Gericht,  welches  das  Austrägalgericht  bildet,  be- 
auftragt und  ermächtigt  wird,  alle  Fristen  von  Amtswe- 


**)  AustrftgalordnuBg,  m,  11. 

«^  Ebendas.  UI,  12. 

*)  Aastr&galordnung  ▼.  16.  Juni  1817,  lU,  3.  —  Hiernach  können 
woU  auch  Litisdenunciationen  hü  dem  auBtragalgerichtlichen  Ver- 
fahren voricoaunen,  und  YeraDlassung  zur  Intervention  eines  dritten  Bun- 
desgliedes  werden.  Adcitationen  dritter  Bundesglieder  durch  das 
Austrägalgericht  selbst,  als  gerichtliche  Aufforderungen  zur  Betheilignng  an 
einer  Partheirolle,  liegen  aber  völlig  ansser  seiner  Competenz. 

<)  Siehe  oben  §.  157  a. 
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gen  zu  beachten,  bei  Nichtbefolgong  einer  ergangenen 
Veri&gong,  wofür  eine  peremtorische  Frist  gesetzt  war, 
Yerzichtleistnng  auf  die  unterlassene  Handlang  anzuneh- 
men,  und  eben  das  auszusprechen,  was  sonst  auf  (Gontu- 
macial-)  Antrag  des  anderen  Theils,  als  Folge  der  Unterlas- 
sung, zum  Behufe  der  endlichen  Entscheidung  auszusprechen 
sein  würde  ^).  Der  Grund  dieses  Beschlusses  liegt  darin,  dass 
einer  Verschleppung  des  zum  Vortheile  von  Privatpersonen  in 
der  Wiener  Schlussakte  art.  30  angeordneten  austrägalgericht- 
liehen  Verfahrens  unter  Bundesgliedem  vorgebeugt  werden 
wollte. 

m.  Durch  Bundesbesehluss  vom  15.  Sept.  1842,  Protok. 
§.  286,  wurde  unter  Nr.  1.  die  Frage  entschieden,  ob  die 
Bundesausträgalgerichte  befugt  seien,  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  gegen  Fristversäumnisse  zu  ertbei- 
leo.  Die  Entscheidung  fiel  dahin  aus,  „dass  die  Austrägal- 
gerichte eben  so  berechtigt  als  verpflichtet  sind,  bei 
Gesuchen  der  Parteien  um  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  gegen  Fristversäumnisse  nach  Massgabe  ihrer  Process- 
Ordnung  zu  verfahren,  und  nach  Prüfung  der  Entschuldigung 
gründe  darüber  zu  entscheiden^'^). 

IV.  Obgleich  Privalpersonen ,  deren  Reklamationen  zur 
Einleitung  des  Austrägalverfahrens  nach  dem  art.  30  der  Wie- 
ner Schlussakte  Anlass  gegeben  haben,  an  diesem  Verfahren 
selbst  keinen  Antheil  zu  nehmen,  sondern  vielmehr  deren  Be- 
sultat  abzuwarten  haben,  so  steht  es  denselben  dennoch  frei, 
bei  der  Bundesversammlung  Beft^rderungsgesuche  einzureichen. 
Durch  Bundesbesehluss  vom  22.  Mai  1828  (Prot.  §.  91),  ist 
der  Bundeskanzleidirektion  überlassen  worden,  in  solchen 
Fällen  den  Reklamanten  die  erforderliche  Aufklärung  über  den 
Stand  der  Sache,  beziehungsweise  über  die  von  der  Bundes- 
versammlung auf  das  Beförderungsgesuch  erlassene  Verfügung 
zu  ertheilen^). 

V.  Nach  Bundesbesehluss  vom  7.  Okt  1830  (Prot  §.  234), 


•)  B.-B  V.  19.  Juni  1823  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Genn., 
3.  Aufl.,  Tbl.  n,  S.  148. 

«)  Siehe  den  Abdruck  des  B.-B.  v.  15.  Sept.  1842,  §.  286,  bei  v.  L  e  o  n- 
hardi,  AuBtrftgalyerfabren,  n,  S.  67;  bei  G.  y.  Meyer,  L  c,  Tbl.  U,  406. 

»)  B.-B.  V.  22.  Mai  1828,  bei  G.  ▼.  Meyer,  L  c.  II.,  S.  198. 
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Bollen  die  Oberappellationsgerichte  in  allen  Fftllen,  wo  sie  als 
Ansträgalgerichte  eine  unmittelbare  Zustellung  an  An- 
wälte der  streitenden  Theile  nicht  bewirken  können, 
davon  ihren  Regierungen  Vorlage  machen,  und  diese 
haben  sodann  durch  ihre  Bundestagsgesandtschaften 
die  geeignete  Mittheilnng  an  jene  Regierungen ,  welche  es  an- 
geht, zu  machen^). 

VI.  Bezüglich  der  Frage,  ob  die  Austrägalgerichte  auch 
unbedingte  Mandate  erkennen  dttrfen,  bestimmt  der  Bun- 
desbeschluss  vom  28.  Febr.  1833,  Prot.  §.  70,  „dass  ein  Aus- 
trägalgericht  zwar  mit  unbedingten  Mandaten  vor- 
schreiten könne,  wenn  ttber  Neuerungen  während 
der  Rechtshängigkeit  einer  bei  demselben  in  gerichtlicher 
Verhandlung  stehenden  Streitsache  geklagt  wird,  vorausgesetzt, 
dass  an  den  Erfordernissen  zu  einer  Verfügung  dieser  Art  in 
anderer  Beziehung  kein  Mangel  erscheint;  jedoch  hat  sich  das 
Gericht  hierbei  der  Androhung  von  Geldstrafen  zu  ent- 
halten, und  die  Veranlassung  der  Vollstreckung  des  auf  das 
erlassene  Mandat  ergehenden,  an  die  Bundesversammlung  ein- 
zusendenden schliesslichen  Erkenntnisses  dieser  lediglich  za 
fiberlassen  '^ ''). 

VU.  Da  sich  Zweifel  darüber  erhoben  hatten,  welchen 
Einfluss  die  Uebemahme  der  Parteirolle  als  Kläger  bei  einem 
austrägalgerichtlichen  Verfahren  äussern  könne,  zu  welchem 
Bundesglieder  von  der  Bundesversammlung  auf  den  Grund  des 
art.  30  dei'  Wiener  Schlussakte  angehalten  werden,  so  wurde 
durch  Bundesbeschluss  vom  15.  Sept.  1842,  Prot  §.  286  unter 
Nr.  2  bestimmt:  „dass  —  da  die  Zutheilung  der  Parteirolle 
des  Klägers  in  Streitigkeiten,  welche  nach  art  30  der 
Schlussakte  zur  Verhandlung  kommen,  die  Bedeutung  nicht 
hat,  wie  im  gewöhnlichen  Processverfahren  —  an  diese  un- 
eigentliche Bezeichnung  auch  keinerlei  rechtliche  Fol- 
gen, und  namentlich  nicht  in  Beziehung  auf  die  Beweislast, 
geknüpft  werden  können''^). 


«)  B.-B.  y,  7.  Okt.  1830,  ebendaselbst  II,  S.  218. 
7)  B.-B.  T.  28.  Febr.  1833,  ebendas.  n,  S.  285. 
«)  Ebendas.  11.  409. 
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VIII.  Endlich  war  auch  die  Frage  znr  Beantwortung  in  der 
BnndesyerBanmüang  gekommen,  ob  nicht  den  in  Streitigkeiten 
zwischen  Bondesgliedem  von  den  betheiligten  Begierangen 
am  Bdlidestage  abgegebenen  Erklärungen,  beziehungsweise 
Zugeständnissen,  gleiche  Beweiskraft  in  dem  austrägalgericht- 
liehen  Verfahren,  me  den  bei  dem  Gerichtshöfe  selbst  einge- 
gebenen Erklärungen  der  streitenden  Theile  zuzugestehen  sei? 
Die  Bundesversammlung  beschloss  jedoch  am  15.  Sept.  1842, 
Prot  §.  286,  Nr.  3,  „von  der  Feststellung  einer  positiven 
Norm  Umgang  zu  nehmen,  und  es  der  BeurÜieilung  der  Äus- 
ti^algerichte  zu  überlassen,  ob  und  welcher  Werth  den  Er- 
klärungen am  Bundestage  nach  Processordnung  und  Rechts- 
principien  mit  Bttcksicht  auf  die  ganze  Sachlage  vor' Gericht 
beizulegen  sei^'^). 

§.  166. 

Das  Bundesschiedsgericht  ^). 

a)   Dessen  Gompetenz. 

In  Folge  der  auf  den  Wiener  Ministerial-Conferenzen  im 
Jahr  1834  getroffenen  Vereinbarung  unter  den  deutschen  Bun- 
desstaaten^) ist  durch  Beschluss  der  Plenarversammluug  des 
Bundestages  vom  30.  Okt.  1834  eine  neue  eigenthümliche 
richterliche  Instanz  unter  dem  Namen  Bundesschiedsge- 
richt eingeftihrt  worden^). 

I.  Der  Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichtes  lag  die  Ab- 
sicht zu  Grunde,  eine  Instanz  zu  erschaffen,  durch  welche 
Irrungen  und  Streitigkeiten,  die  in  einem  Bundesstaate  zwi- 
schen der  Begierung  und  den  Ständen  (und  in  den  freien 
Städten  zwischen  den  Senaten  und  den  verfassungsmässigen 
bürgerlichen  Behörden  derselben)  Hber  die  Auslegung 


•)  Ebendas.  n,  409. 

*)  T.  Gruben,  Betrachtungen  über  das  bnndesgesetzliche  Schiedsge- 
richt; in  s.  Abhdlg.  2.  Hft,  1836,  S.  151  flg.  —  Das  neue  Schiedsgericht 
und  die  constitutionellen  Staaten  in  Deutschland.  Frankfurt  1835.  — 
K  S.  Zachariä,  im  politischen  Journal,  Hamb.  1835.  Febr. 

s)  Siehe  oben  §.  110. 

^  Abgedruckt  ist  dieser  Plenarbeschluss  ?om  30.  Oktober  1834,  bei 
6.  T.  Meyer,  Corp.  Jur.  .Gonfoed«  Germ.,  3.  Aufl.,  ThL  n.,  S.  316. 
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der  Verfassangy  oder  über  die  Gränzen  der  bei  der  Aosttbimg 
bestimmter  Rechte  des  Regenten  den  Ständen  eingeräumten 
Mitwirkung,  namentlich  durch  Verweigerung  der  zur 
Ftthrung  einer  den  Bnndespflichten  und  der  Landesveifassnng 
entsprechenden  Regierung  erforderlichen  Mittel  entstehen, 
schiedsrichterlich  entschieden  werden  können^). 

II.  Die  Bundesglieder  haben  sich  gegen  einander  ver- 
pflichtet, die  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten,  nachdem  idle 
verfassungsmässigen  und  mit  den  Gesetzen  vereinbarlidhen 
Wege  zu  deren  genügender  Beseitigung  ohne  Erfolg  einge- 
schlagen worden  sind,  vor  dem  Bundesschiedsgerichte  zu  ver- 
anlassen, ehe  sie  die  Dazwischenkunft  des  Bundes  nach- 
suchen ^). 

ni.  Eine  Pflichtigkeit  der  Landstände,  sich  vor 
dem  Bundesschiedsgerichte  in  den  Streit  einzulassen ,  ist  nicht 
ausgesprochen,  und  eben  so  wenig  ist  denselben  ein  Recht 
beigelegt,  die  Regierung  vor  das  Bundesschiedsgericht  zu  for- 
dern. Die  Aufnahme  einer  solchen  Bestimmung,  wodurch  dem 
Bundesschiedsgerichte  in  gewissem  Sinne  ein  Gerichtszwang 
beigelegt  worden  wäre,  wurde  als  unvereinbar  mit  dem  Be- 
griffe eines  Schiedsgerichtes  betrachtet:  es  kann  daher 
das  Bundesschiedsgericht  nur  in  Thätigkeit  treten,  wenn  sich 
eine  Regierung  mit  ihren  Landständen  im  einzelnen  Falle 
darüber  vereinbart,  dass  ihre  Streitigkeiten  von  demselben 
entschieden  werden  sollen^). 

IV.  Nur  die  Bundesversammlung  kann  unter  Umständen 
darauf  hinwirken,  dass  eine  Regierung  ihre  Landstände  zur 
gemeinschaftlichen  Betretung  des  Rechtsweges  vor  dem  Bun- 


«)  Plenarbeschluss,  v.  30.  Okt  18B4,  art  1  and  11. 

>)  Ebendas.  art  1  a.  E. 

^)  Da  es  sich  stets  nur  um  eine  Vereinbarung  der  Regierung  und 
der  Landstande  über  die  Verstellung  einer  Streitsache  zum  bundesschieds- 
gerichtlichen Erkenntniss  handelt,  so  können  auch  die  Landatände 
hierauf  abzielende  Anträge  an  die  Regierung  steUen.  AuBdrQcklich 
ist  dies  anerkannt  in  einem  Besripte  des  Geheimen  Bathes  in  Würtem- 
berg,  bei  Mittheilung  des  B.-B.  y.  30.  Okt  1834  an  den  landständischen 
Ausschuss;  siehe  G.  y.  Meyer,  Corp.  Consta,  Germ,  I.  S.  78,  Note  2.  — 
Bisher  ist  noch  in  keinem  Falle  eine  solche  Vereinbarung  zwischen  einer 
Begierung  und  ihren  Landst&nden  erzielt  worden. 
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dessehiedsgerichte  auffordert,  indem  sie  derselben  so  lange  dies 
nicht  geschehen  ist,  die  erbetene  Einschreitnngyerweigem  kann^). 

V.  Es  ist  den  Bnndesgliedem  freigestellt,  anch  ihre 
Streitigkeiten  anter  einander,  anstatt  durch  das  Bnndes- 
aosträgalgericht  anf  dem  Wege  des  Bandesschiedsgerichtes 
entscheiden  zu  lassen.  In  solchem  Falle  wird  die  Bundesver- 
Sammlung  nach  erhaltener  Anzeige  von  einer  derartigen  Ver- 
einbarung die  Einleitung  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens 
nach  Analogie  des  Verfahrens  bei  Streitigkeiten  zwischen  einer 
Regierung  und  ihren  Landständen  veranlassen^). 

VI.  Im  Bundesbeschlusse  vom  15.  September  1842,  Prot 
§.  283,  hat  sich  die  Bundesversammlung  auch  vorbehalten,  die 
Beschwerden  der  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundes- 
grundgesetzlichen  Bechte  durch  landesherrliche  Verordnungen 
oder  die  Landesgesetzgebungen,  wenn  sie  nicht  selbst  darüber 
entscheiden  will,  durch  das  Bundesschiedsgericht  entscheiden 
zu  lassen^). 

§.  167, 
b)   Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichts. 

lieber  die  Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichtes  enthält 
der  Beschluss  der  Plenarversammlung  vom  30.  Oktober  1834 
folgende  Bestimmungen: 

I.  „Um  das  Schiedsgericht  zu  bilden,  ernennt  jede  der 
siebzehn  Stimmen  des  engeren  Rathes  der  Bundesversamm- 
lung aus  den  von  ihr  repräsentirten  Staaten,  von  drei  zu 
drei  Jahren,  zwei  durch  Charakter  und  Gesinnung  ausge- 
zeichnete Männer,  welche  durch  mehrjährigen  Dienst  hinläng- 
liche Kenntnisse  und  Geschäftsbildung,  der  eine  im  juridi- 
schen, der  andere  im  administrativen  Fache  erprobt 
haben.  Die  erfolgten  Ernennungen  werden  von  den  einzelnen 
Regierungen  der  Bundesversammlung  angezeigt  und  von  dieser, 


')  Vergl.  B.-B.  v.  30.  Okt  1834,  art.  1. 

^)  Ebenda s.  art  XU.  —  Es  verstand  sich  dies  eigentlich  von  selbst, 
da  schon  die  W.  S.-A.  art  24  den  Bandesgliedern  vorbehalten  hatte,  ihre 
Streitigkeiten  auch  durch  andere  Compromissse  oder  Austrage  entscheiden 
zu  lassen,  als  die  Bundesausträgalinstanz.   Siehe  oben  §.  154.  II. 

»)  Siehe  oben  §.  158,  m.  2  und  IT. 
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sobald  die  Anzeigen  von  allen  siebzehn  Stimmen  eingegangen 
sind,  öffentlich  bekannt  gemacht.  Eben  so  werden  die  durch 
freiwilligen  Rücktritt,  durch  Krankheit  oder  Tod  eines  Spruch- 
mannes vor  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  eintretenden  Erledi- 
gungen von  den  Regierungen  fQr  die  noch  übrige  Dauer  der 
dreijährigen  Frist  sofort  ergänzt.  Das  Verhältniss  dieser  34 
Spruchmänner  zu  den  Regierungen,  welche  sie  ernannt 
haben,  bleibt  unverändert,  und  es  gibt  ihnen  die  Ernennung 
zum  Spruchmann  auf  Gehalt  oder  Rang  keinen  Anspruch  ^'  ^). 

n.  „Wenn  in  dem  Falle  einer  Streitigkeit  einer  Regierung 
mit.  ihren  Landständen  der  Weg  emer  schiedsrichterlichen 
Entscheidung  betreten  wird,  so  erstattet  die  betreffende  Re- 
gierung hiervon  Anzeige  an  die  Bundesversanmilimg  und  es 
werden  aus  der  bekannt  gemachten  Liste  der  Spruchmänner 
in  der  Regel  sechs  Schiedsrichter  und  zwar  drei  von  derRe- 
gierung  und  drei  von  den  Ständen  ausgewählt;  die  von 
der  betheiligten  Regierung  ernannten  Spruchmänner 
sind  von  der  Wahl  zu  Schiedsrichtern  ftir  den  gegebenen  Fall 
ausgeschlossen,  sofern  nicht  beide  Theile  mit  deren 
Zulassung  einverstanden  sind.  Es  bleibt  dem  Uebereinkommen 
beider  Theile  ttberlassen,  sich  auf  die  Wahl  von  zwei  oder 
vier  Schiedsrichtern  einzuschränken,  oder  deren  Zahl  auf 
acht  auszudehnen^). 

ni.  Die  gewählten  Schiedsrichter  werden  von  der  betreffen- 
den Regierung  der  Bundesversammlung  angezeigt.  Erfolgt  in  dem 
Falle  der  Vereinbarung  tlber  das  Schiedsgericht,  und  nachdem 
die  Regierung  den  Ständen  die  Liste  der  Spruchmänner 
mitgetheilt  hat,  die  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  binnen  vier 
Wochen,  so  ernennt  die  Bundesversammlung  die  letzteren  an- 
statt des  säumigen  Theils^). 

IV.  Die  Schiedsrichter  werden  von  der  Bundesversammlung, 
mittelst  ihrer  Regierungen,  von  der  auf  sie  gefallenen  Ernen- 
nung in  Kenntniss  gesetzt  und  aufgefordert,  einen  Obmann 
aus    der   Zahl    der   übrigen   Spruchmänner   zu  wählen;   bei 


0  B.-B.  T.  SO.  Okt  1834,  art  H. 
*)  Ebendas.  art  in,  a  Unea  1. 
>)  Ebendas.  art  in,  a  Unea  2. 
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Gleichheit  der  Stimmen  wird  ein  Obmann  von  der  Bnndesver- 
gammlnng  ernannt^). 

y.  In  dem  Falle,  wo  die  Bandesversammlnng,  anstatt 
selbst  zu  entscheiden,  das  Erkenntniss  ttber  eine  Beschwerde 
von  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundesgrundverfas- 
snngsmässigen  Rechte  durch  landesherrliche  Verordnungen  oder 
die  Landesgesetzgebung  dem  Bundesschiedsgericht  aufträgt '^), 
wird  dasselbe  nach  dem  Bundesbeschlusse  vom  15.  September 
1842)  26.  Sitzung,  Prot.  §.  283  Nr.  3,  dadurch  gebildet,  „dass 
die  Bundesversammlung  durch  Stimmenmehrheit  vier  Mi^ 
glieder  aus  der  Liste  der  Spruchmänner  erwählt  und  in  Ab- 
gangs- und  Sterbefällen  ersetzt,  so  wie  dass  von  diesen  er- 
wählten vier  Mitgliedern,  oder  bei  Stimmengleichheit  unter  ihnen, 
von  der  Bundesversammlung,  ein  ftlnftes  Mitglied  als  Obmann 
aus  derselben  Liste  gewählt  wird.'' 

§.  168.. 
c)  Verfahren  vor  dem  Bundesschiedsgericht. 

HinsichÜich  des  Verfahrens  vor  dem  Bundesschiedsgerichte 
bestimmt  der  Beschluss  der  Plenarversammlung  vom  30.  Ok- 
tober 1834: 

L  Die  von  der  betreffenden  Regierung  der  Bundesversamm- 
lung eingereichten  Akten,  in  welchen  die  Streitfragen  bereits 
durch  gegenseitige  Denkschriften  oder  auf  andere  Art  festge- 
setzt sein  müssen,  werden  dem  Obmann  tlbersendet,  welcher 
die  Abfassung  der  Relation  und  Gorrelation  zwei  Schiedsrich- 
tern überträgt,  deren  Einer  aus  den  von  der  Regierung,  der 
andere  aus  den  von  den  Ständen  Erwählten  zu  nehmen  ist^). 

n.  Denmächst  versammeln  sich  die  Schiedsrichter,  ein- 
schliesslich des  Obmannes,  an  einem  von  beiden  Theilen  zu 
bestimmenden,  oder  in  Ermangelung  einer  Uebereinkunft,  von 
der  Bundesversammlung  zu  bezeichnenden  Orte,  und  entscheiden 


«)  Ebendas.  art.  IV. 

B)  Siehe  oben  §.  166,  VI;  vergL  §.  158,  m,  2. 

^  Bei  GL  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  ThL  IL  S.  408. 

*)  B.-B.  Y.  30.  Okt  1834,  art,  V. 
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naeh   ihrem  Gewissen  and  nach  eigener  Einsicht 
den  streitigen  Fall  nach  Mehrheit  der  Stimmea^). 

lU.  Sollten  die  Schiedsrichter  zur  FUlnng  des  definitiven 
Sprnches  eine  nähere  Ermittelung  oder  Anfklärong  von  lliat- 
Sachen  ftlr  unumgänglich  nothwendig  erachten,  so  werd^i  sie 
dies  der  Bundesversammlung  anzeigen,  welche  die  Ergänzung 
der  Akten  durch  den  Bundestagsgesandten  der  betheiKgten  Re- 
gierung bewirken  lässt^). 

IV.  Sofern  nicht  in  dem  zuletzt  bezeichneten  Falle  eine 
Verzögerung  unvermeidlich  wird,  muss  die  Entscheidung  späte- 
stens binnen  vier  Monaten,  von  der  Ernennung  des  Ob- 
mannes an  gerechnet,  erfolgen,  und  bei  der  Bundesversamm- 
lung zur  weiteren  Mittheilung  an  die  betheiligte  Regierung 
eingereicht  werden^). 

V.  Die  Kosten  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens  fallen 
dem  betheiligten  Staate  in  ihrem  ganzen  Umfange  zur  Last; 
sollten  sich  tlber  den  Betrag  derselben  Anstände  ergeben,  so 
werden  diese  durch  Festsetzung  von  Seiten  der  Bundesver- 
sammlung erledigt^). 

VI.  Wenn  jedoch  das  Bandesschiedsgericht  wegen  einer 
Beschwerde  von  Mediatisirten  gegen  ihre  Landesregierung  in 
Thätigkeit  gesetzt  wird  (§.  167,  V.),  so  hat  es  nach  dem 
BundesbescUusse  vom  15.  September  1842,  26.  Sitzung,  Prot 
§.  283,  Nr.  4,  bezüglich  der  Kosten  zu  erkennen,  „von  wel- 
cher Seite  oder  in  welchem  Masse  von  beiden  Seiten  antheilig^' 
dieselben  zu  tragen  sind. 

§.  169. 

d)  Rechtliche  Bedeutung  der  Erkenntnisse  des 

Bundesschiedfigerichts. 

I.  Der  schiedsrichterliche  Anspruch  hat  die  Kraft  und  Wir- 
kung eines  austrägalgerichtlichen  Erkenntnisses,  und 


<)  Ebendas.  art  VI. 
3)  Ebendas.  art  VlI. 
«)  Ebendas.  art  YIU. 
*)  Ebendas.  art.  X. 
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die  bnndesgeBetEliche  Exekationsordnung  findet  hierauf 
ihre  Anwendung^). 

n.  Bei  Streitigkeiten  Aber  die  Ansätze  eines  Budgets  ins- 
besondere erstreckt  sich  diese  Kraft  und  Wirknng  auf  die 
Dauer  der  StenerbewiUignngsperiodey  welche  das  in  Frage 
stehende  Budget  umfasst^). 

§..   170. 
Die  Ezekutionsordnung  des  Bundes: 

a)  deren  Entstehung. 

I.  Schon  im  Jahre  1819  wurde  von  der  Bundesrersamm- 
lung  das  Bedürfiiiss  einer  definitiven  Exekationsordnung,  mit 
Bestimmung  von  ausreichend  kräftigen  Mitteln^  um  sowohl  die 
Beschlüsse  des  Bundestags,  als  auch  die  Erkennt- 
nisse der  A.usträgalinstanz  in  ungehinderte  VoUziehung 
zu  setzen,  anerkannt  0. 

n.  Die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  enthält 
hierüber  die  Grundbestimmungen  in  den  art  31 — 34,  und  zur 
weiteren  Entwickelung  derselben  wurde  in  dem  31.  Artikel 
vorbehalten,  eine  besondere  Exekutionsordnung  folgen  zu  lassen. 
Diese  wurde  auch  schon  auf  den  damaligen  Ministerial-Con- 
ferenzen  in  Wien  entworfen  und  genehmigt,  und  hierauf  am 
Bundestage  in  der  Plenarversammlung  vom  3.  August  1820, 
§.  3,  zum  förmlichen  Bundesbeschlusse  erhoben^). 

§.  171. 
b)    Grundsätze  über   die  Anordnung  einer  Exekution. 

Die  definitive  Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820 
enthält  folgende  Bestimmungen^): 

I.  „Die  Bundesversammlung  hat  das  Recht  und  die 
Verbindlichkeit,   flir  die  Vollziehung  der  Bundesakte 

4)  B.-B.  y.  30.  Okt  1834,  art  IX,  a  Unea  1. 

3)  B.-B.  y.  30,  Okt.  1834,  art  EX,  a  Unea  2. 

*)  VergL  die  35.  Sitzung  der  B.-V.  1819,  Prot  §.  219. 

*)  Vergl.  den  Präsidialyortrag  v.  3.  Aug.  1820,  bei  G.  y.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  II.  S.  113. 

*)  Abgedruckt  ist  die  Exekutionsordnung  y.  3.  Aug.  1820  eben  das. 
S.  113  flg. 

Z  tf  p  n ,  StMtsreoht.  6.  Anfl.  I.  28 
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und  ttbrigen  Grundgesetze  des  Bundes,  der  in  GemSBsheit  il 
Competenz  von  ihr  gefassten  Besehlflsse,  der  durch  Austrage 
gefäDten  schiedsrichterlichen  Erkenntnisse,  der  unter  die  Ge- 
währleistung des  Bundes  gestellten  compromissaiischen  Ent- 
scheidungen und  der  am  Bundestage  vermittelten  Vergleiche, 
sowie  fbr  die  Aufrechthaltnng  der  von  dem  Bunde  ttbemom- 
menen  besonderen  Garantien,  zu  sorgen,  auch  zu  diesem  Ende 
nach  Erschöpfung  aller  anderen  bundesverfassungsmässigen 
Mittel,  die  erforderlichen  Exekutionsmassregeln  in  Anwendung 
zu  bringen  2). 

n.  Zur  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  wählt  die  Bandes- 
versammlung jedesmal  ftir  den  Zeitraum  von  sechs  Monaten, 
mit  Einschluss  der  Ferien,  aus  ihrer  Mitte  eine  Gommission 
von  ftinf  Mitgliedern  mit  zwei  SteUvertretem  (sog.  Exe- 
kutions-Gommission)  dergestalt,  dass  bei  deren  jedesma- 
liger Erneuerung  wenigstens  zwei  neue  Mitglieder  darin  auf- 
genommen werden.  An  dieselbe  werden  alle  der  Bundesver- 
sammlung zukommenden  Eingaben  und  Anzeigen  abgegeben, 
welche  auf  die  im  ersten  Artikel  bezeichneten  Vollziehungs- 
gegenstände Bezug  haben  ^). 

in.  Dieser  Gommission  liegt  es  ob,  zuvörderst  zu  prttfen, 
ob  der  bundesmässigen  Verpflichtung  vollständige  oder  unzu- 
reichende Folge  geleistet  worden  sei,  und  darüber  Vortrag  an 
die  Bundesversammlung  zu  erstatten.  Erhält  diese  dadurch 
die  Ueberzeugung,  dass  in  dem  gegebenen  Falle  die  gesetz- 
lichen Vorschriften  gar  nicht,  oder  nicht  hinreichend  befolgt 
worden  sind,  so  hat  sie  nach  Beschaffenheit  der  Umstände 
einen  kurzen  Termin  anzuberaumen,  um  von  den  Gesandten 
der  Bundesstaaten,  welche  solches  angeht,  entweder  die  Erklä- 
rung der  hierauf  erfolgten  Vollziehung  oder  die  genügende 
und  vollständige  Nachweisung  der  Ursachen,  welche  der  Folge- 
leistung noch  entgegenstehen,  zu  vernehmen.  Nach  erfolgter 
Erklärung,  oder  in  Ermangelung  dieser,  nach  Ablauf  der  be- 
stimmten Frist,  hat  die  Bundesversanmilung  auf  das  von  der 
Gommission  darüber  abzugebende  Gutachten  zu  beurtheilen,  in 
wie  ferne  die  Sache  erledigt,  oder  der  Fall  der  NichterfUlung 


*)  Exekutionsordnungy  art  I;  W.  S.-A.  art  31. 
>)  Exekutionsordnang,  art.  n. 
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der  bnndesmässigen  Verpflichtang  begründet,  nnd  sonach  das 
geeignete  Exekntionsyerfahren  zu  beschliessen  ist^). 

lY.  Ehe  die  Bundesversammlung  die  wirkliche  Ausführung 
ihres  wegen  der  Exekution  und  der  dabei  anzuwendenden 
Mittel  gefassten  Beschlusses  verftigt,  wird  sie  denselben  der 
Regierung  des  betheiligten  Bundesstaates  durch  dessen  Bundes- 
tagsgesandten mittheilen  uud  zugleich  eine  angemessene  moti- 
virte  Aufforderung  zur  Folgeleistung,  unter  Bestim- 
mung einer  nach  Lage  der  Sache  zu  bemessenden  Zeit  fr  ist, 
ergehen  lassen*). 

y.  Wenn  hierauf  die  Befolgung  angezeigt  wird,  so  hat 
die  Gommission  ihr  Gutachten  darüber  abzugeben,  und  der 
Bundestag  zu  beurtheilen,  in  wie  ferne  solches  zur  Genüge 
gescheiten  ist.  Ergeht  keine  solche  Anzeige,  oder  wird  solche 
nicht  genügend  befunden,  so  wird  ohne  Verzug  der  wirkliche 
Eintritt  des  angedrohten  Exekutions-Verfahrens 
beschlossen  und  zugleich'  der  Bundesstaat,  der  zu  diesem 
Beschlüsse  Anlass  gegeben  hat,  davon  nochmals  m  Eenntniss 
gesetzt  ^), 

VI.  Da  jede  Bundesregierung  die  Obliegenheit 
hat,  auf  VollziehuDg  der  Bundesbeschlüsse  zu  hal- 
ten, der  Bundesversammlung  aber  eine  unmittelbare  Einwir- 
kung auf  die  innere  Verwaltung  der  Bundesstaaten  nicht  zu- 
steht, so  kann  in  der  Regel  nur  gegen  die  Regierung 
selbst  ein  Exekutionsverfahren  statt  finden.  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  treten  jedoch  ein,  wenn  eine  Bun- 
desregierung, in  Ermangelung  eigener  zureichender  Mittel, 
selbst  die  Hilfe  des  Bundes  in  Anspruch  nimmt,  oder  wenn 
die  Bundesversammlung  unter  den  (im  art.  26  der  Schlussakte) 
bezeichneten  Umständen  zur  Wiederherstellung  der  allgemeinen 
Ordnung  und  Sicherheit,  unaufgerufen  einzuschreiten  ver- 
pflichtet ist.  Im  ersten  Fall  muss  jedoch  immer  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Anträgen  der  Regierung,  welcher 
die   bundesmässige  Hilfe  geleistet  wird,  verfahren,  und  im 


<)  Exekutionsordnung,  art.  III. 
^)  Eben  das.  art.  IV. 
0)  Ebendas.  art.  V. 
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zweiten  Falle  ein  Gleiches,  sobald  die  Begierang  wieder 
in  Tfaätigkeit  gesetzt  ist;  beobachtet  werden^). 

§.  172, 
c)  Ausführung  der  Exekution. 

I.  Die  Exekütionsmassregeln  werden  im  Namen 
der  Gesammtheit  des  Bandes  beschlossen '  i^nd  ansge- 
führt.  Die  Bnndesyersammlang  ertheilt  zu  dem  Ende, 
mit  Berücksichtigung  der  Lokalamstände  und  sonstigen  Ver- 
hältnisse, einer  oder  mehreren  bei  der  Sache  nicht  betheiligten 
Regierungen,  den  Auftrag  zur  Vollziehung  der  beschlossenen 
Massregeln  und  bestimmt  zugleich  die  Stärke  der  zu  verwen- 
denden Mannschaft,  und  die  nach  dem  jedesmaligen  Zwecke 
des  Exekutionsverfahrens  zu  bemessende  Dauer  desselben^). 

II.  Die  Regierung,  an  welche  der  Auftrag  gerichtet  ist, 
und  welche  solchen  als  eine  Bnndesp flicht  zu  übernehmen 
hat,  ernennt*  zu  diesem  Behufe  einen  Civilcommissair,  der 
nach  einer  von  der  Bundesversammlung  zu  ertheilenden 
besonderen  Instruktion,  das  Exekutions verfahren  unmittelbar 
leitet.  Wenn  der  Auftrag  an  mehrere  Regierungen  ergangen 
ist,  so  bestimmt  die  Bundesversammlung,  welche  derselben  den 
Givilcommissär  zu  ernennen  hat.  Die  beauftragte  Regierung 
wird  während  der  Dauer  des  Exekutions -Verfahrens  die  Bun- 
desversammlung von  dem  Erfolge  desselben  in  Kenntniss  er- 
halten, und  sie,  sobald  der  Zweck  vollständig  erfOllt  ist,  von 
der  Beendigung  des  Geschäfts  unterrichten^). 

III.  Wenn  eine  Regierung  sich  weigert,  die  Aus- 
führung der  ihr  aufgetragenen  Exekutions-Massregel  zn  über- 
nehmen, so  hat  die  Bundesversammlung  über  die  Erheblichkeit 
oder  Unzulänglichkeit  der  Weigerungsgründe  zu  entschei- 
den. Erkennt  sie  diese  Gründe  fUr  erheblich,  oder  findet  sie 
selbst  Anstände,  das  Exekutions-Verfahren  durch  die  früher 
bezeichnete  Regierung  vornehmen  zu  lassen,  so  hat  sie  solches 
einer    anderen   Bundesregierung    zu    übertragen.     Dasselbe 


7)  W.  S.-A.  art.  32;  Exekutionsordnung,  art.  YL 
*)  W.  S.-A.  art.  33;  Exekutionsordnung,  art  VIL 
*)  W.  S.-A.  art  34;  Exekutionsordnung,  art  YIU. 


§.  172.  AaBfbhnmg  der  Exekution.  437 

findet  auch  statt,  weon  die  znerst  ernannte  Regierung  ohne 
anerkannte  hinlängliche  Entschuldignngsgründe,  auf  Ableh- 
nung des  Antrags  beharrt,  und  diesen  desshalb  unerfUllt 
lässt;  in  solchem  Falle  bleibt  jedoch  letztere  zum  Schaden- 
ersatz gehalten,  und  für  alle  sonst  daraus  entstehenden  nach- 
theiligen Folgen  dem  Bunde  verantwortlich^). 

IV.  Wenn  nicht  nach  einer  bestimmten  Erklärung  der 
Bundesversammlung  Gefahr  auf  dem  Verzuge  haftet,  soll  die 
mit  dem  Exekutionsverfahren  beauftragte  Regierung  den  be- 
theiligten Bundesstaat  von  dem  ihr  ertheilten  Auftrage  be- 
nachrichtigen, mit  der  Anzeige:  dass,  wenn  binnen  drei 
Wochen  eine  genügende  Erfüllung  der  Beschlüsse,  auf  welche 
diese  Massregeln  Bezug  haben,  nicht  nachgewiesen  sein  *  sollte, 
die  wirkliche  bundespflichtmässige  -Vollziehung  der  letz- 
teren unfehlbar  erfolgen  werde  *). 

V.  Die  obere  Leitung  der  angeordneten  Vollziehung 
steht  auch  in  ihrem  Fortgange  der  Bundesversammlung 
zu ;  an  diese  werden  aUe  darauf  sich  beziehenden  Berichte  und 
sonstigen  Anzeigen  gerichtet.  Die  aus  ihrer  Mitte  gewählte 
Exekutions  -  Commission  erstattet  ihr  darüber  nähere  Anträge, 
worauf  sie  ihre  Beschlüsse  fasst  und  an  die  mit  der  Exe- 
kution beauftragte  Regierung  die  nöthigen  Anweisungen 
erlässt  ^). 

VI.  Sobald  der  Vollziehungsanftrag  vorschriftsmässig 
erfüllt  ist,  hört  alles  weitere  Exekutions  verfahren  auf,  und 
die  Truppen  müssen  ohne  Verzug  aus  dem  mit  der  Exekution 
belegten  Staate  zurückgezogen  werden.  Die  mit  der  Voll- 
ziehung beauftragte  Regierung  hat  zu  gleicher  Zeit  der  Bun- 
desversammlung davon  Nachricht  zu  geben.  Entstehen  wegen 
eines  verlängeiiien  Aufenthalts  Beschwerden,  so  hat  die  Bun- 
desversammlung über  den  Qrund  derselben,  und  die  daraus 
erwachsenden  Entschädigungs-Ansprüche  zu  erkennen^). 


^  Exekntionsordnung,  art.  IX. 
^)  Ebendas.  art.  X. 
B)  Ebendas.  art  XI. 
«)  Ebendas.  art  Xm. 
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§.  173. 

d)   Von  der  Exekution  der  Austrägal-  und  schieds- 
gerichtKchen  Erkenntnisse  insbesondere. 

I.  Die  Vollstreckung  der  compromissarischen  nnd  Ansträgal- 
Erkenntnisse  (so  wie  der  Erkenntnisse  des  Bundesschieds- 
gerichtes) kann  nur  auf  Anrufen  der  Parteien  von 
der  Bundesversammlung  veranlasst  werden.  Diese  hat,  nach 
gutachtlicher  Vernehmung  ihrer  Gommission,  das  Geeignete 
hierauf  zu  verfügen  ^). 

n.  Das  Erkenntniss  selbst  darf  in  keinem  Falle 
der  Gegenstand  einer  Berathung  und  eines  Be- 
schlusses der  Bundesversammlung  werden. 

III.  Wenn  indess  gegen  die  Vollziehung  noch  zulässige 
Einreden  vorgebracht  werden,  die  ein  weiteres  rechtli- 
ches Verfahren  veranlassen  können;  so  sind  diese  unver- 
züglich an  dasselbe  Austrägalgericht  (und  beziehungsweise 
Bundesschiedsgerichts)  zu  verweisen,  von  welchem  das 
Erkenntniss  ausgegangen  ist. 

IV.  In  Gemässheit  des  hierauf  erfolgten  weiteren  Aus- 
spruchs ist  durch  die  Bundesversammlung  das  erforderliche 
Exekutionsverfahren  nach  den  gegebenen  Vorschriften  zu  ver- 
anlassen. 

V.  Ergeben  sich  ähnliche  Umstände  bei  Compromissen 
und  gütlichen  Vergleichen,  so  ist  in  gewöhnlicher  Art,  jedoch 
mit  möglichster  Beschleunigung,  ein  Austrägalgericht  zu 
ernennen,  welches  über  die  gegen  die  Vollstreckung  selbst 
noch  vorkommenden  Einreden  und  Zweifel  rechtlich  zu  erken- 
nen hat*). 


*)  Exekutionsordnung  v.  3.  Ang.  1820,  art  XII.  —  üeber  die 
Gleichstellung  der  bnndesschiedsgerichtlichen  Erkenntnisse 
mit  den  bundesausträgalgerichtlichen,  siehe  oben  §.  169.  —  üeber  den  Be- 
griff der  „Parteien*^  siehe  oben  §.  157. 

•)  Diese  sämmtlichen  Bestimmungen  (Nr.  II— V)  finden  sich  in  der 
Exekutionsordnung,  art  Xn  a  linea  2. 
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§.  174. 
e)  Von  den  Kosten  der  Exekution. 

Bezüglich  der  Kosten  einer  von  der  Bundesyersammlnng 
angeordneten  Exekution  enthält  der  art.  XIY.  der  Ezekntions- 
ordnang  vom  3.  August  1820  folgende  Bestimmungen: 

I.  Die  Kosten  der  Exekution  sind  auf  den  wirklichen 
nach  dem  Zwecke  zu  bemessenden  Aitfwand  zu  beschränken. 

II.  Die  Bundesregierung,  gegen  welche  die  Exe- 
kution verfllgt  worden,  hat  dieselben,  so  weit  sie  liquid  sind, 
ohne  Aufenthalt  zu  berichtigen,  oder  hinreichende  Sicher- 
heit dafür  zu  steUen. 

m.  Einwendungen  oder  Beschwerden,  welche  noch 
dagegen  erhoben  werden,  sind  bei  Exekutionen,  die  nicht  in 
Folge  förmlicher  Rechtsstreitigkeiten  verhängt  wor- 
den, durch  die  Bundesyersammlnng  auf  erstatteten  Vortrag 
der  Exekutions-Commission  auszugleichen;  bei  Exekutionen 
austrägalgerichtlicher  Erkenntnisse  aber  sind  dieselben 
durch  das  Austrägalgericht,  welches  das  Erkenntniss  er- 
lassen hat,  zu  entscheiden. 

.  IV.  Der  Landesregierung  bleibt  es  in  den  im  art.  26  der 
Schlussakte  bezeichneten  FäUen,  d.  h.  wo  die  Bandesexekution 
wegen  Aufruhrs  im  Lande  u.  dergl.  nothwendig  geworden 
war,  überlassen,  die  Schuldigen  zur  Bezahlung  der  durch  ihre 
Vergehen  veranlassten  Kosten  im  gesetzlichen  Wege  anzu- 
halten. 

V.  Wenn  in  Folge  einer  vom  Bunde  an  eine  Regierung 
ergangenen  Aufiforderung  oder  auf  Requisition  der  Regierung 
eines  Bundesstaates,  Hilfstruppen  zur  WiederhersteUung  der 
öffentlichen  Ruhe  in  einem  Bundesstaat  abgesendet  werden,  so 
haben  diese  nach  Bundesbeschluss  vom  23.  August  1832,  31. 
Sitzung,  Prot.  §.  332  ^),  da,  wo  sie  einrücken,  unbeschadet  des 
ihrer  Regierang  nach  dem  art.  14  der  Exekutionsordnung 
ausserdem  noch  zustehenden  Ersatzes  der  zu  liqnidirenden 
Kosten,    Einquartirung   und  Natnralverpflegung    zu 


0  Bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  IL, 
S.  253. 
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erhalten  y  und  die  Hilfe'  empfangeDde  Regiening  hat  dafür, 
dass  die  Einquartirang  und  Nataralyerpflegnng  nach  dem 
Reglement  des  Hilfe  leistenden  Staates  gehörig  erfolge,  Sorge 
zn  tragen. 

VI.  Für  den  Fall,  dass  die  aufiührerisehen  Bewegungen, 
welche  eine  Bandesexekation  nothwendig  gemacht  haben,  nicht 
sowohl  gegen  einzelne  Bandesregiernngen,  als  vielmehr  gegen 
den  Band  and  den  band^svertragsmässigen  Zastand 
von  ganz  Deutschland  gerichtet  waren,  fehlt  es  an  einer 
aosdrttcklichen  Bestimmang  bezüglich  der  Kosten.  Die  Natnr 
der  Sache  and  die  Billigkeit  bringt  es  aber  mit  sich,  dass  in 
diesem  Falle  den  einzelnen  Bandesstaaten ,  in  welchen  der 
Aasbrach  des  Aufrahrs  erfolgte,  die  Kosten  der  Exekntion 
nicht  allein  aufgebürdet,  sondern  von  der  Oesanuntheit  getragen 
and  matrikalarmässig  aasgetheilt  werden. 

§.  175. 
Kritik  der  deutschen  Bundesverfassung. 

1)   Die  Schwierigkeit   einer   deutschen  Gesammt- 

Verfassung  überhaupt. 

Zu  keiner  Zeit  ist  verkannt  oder  bestritten  worden,  dass 
die  deutsche  Bandesakte  ein  Werk  der  Eile  and  anter  dem 
Drange  drohender  kriegerischer  Gefahren,  somit  anter  Um- 
ständen za  Stande  gebracht  worden  war,  welche  die  Orfinder  des 
deutschen  Bandes  nöthigten,  sich  auf  die  allgemeinsten  Umrisse 
und  die  nothdttrftigsten  Orundlagen  der  Bundesverfassung  zu 
beschränken^).  Der  Ausbau  und  die  Entwickelung  der  Bun- 
desverfassung musste  daher  den  künftigen  S^eiten  selbst  über- 
lassen werden;  auch  war  in  vielen  Beziehungen  unmöglich,  bei 
der  neuen  politischen  (Gestaltung,  in  welche  Deutschland  durch 


*)  Aosdracklich  ist  dies  anerkannt,  in  dem  Vortrage  des  politischen 
AussclinsseB  (Reu  v.  Blittersdorff)  in  der  15.  Sitzung  der  B.-Y.  Tom 
8.  März  1848,  Prot  §.  183,  S.  228.  „Schon  die  GrandverfasBung  des  Ban- 
des war  eine  mangelhafte  und  ungenügende.'*  —  YergL  auch  den  Artikel 
„der  deutsche  Bund''  von  L.  Y.  Aegidi,  in  Bluntschli  o.  Brater, 
Staatswörterbuch,  Bd.  m.,  S.  1  flg. 
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die  Stiftang  des  Bundes  gebracht  worden  war,  schon  alle  die 
Verhältnisse  zn  übersehen  oder  vielmehr  vorauszusehen, 
welche  einer  positiven  und  gemeinsamen  Begelung  bedürfen 
würden.  Bei  der  Gründung  des  deutschen  Bundes  fand  man 
gewisse  gegebene  Elemente  vor,  welche  man  theils  nicht  be- 
seitigen konnte,  theils  nicht  beseitigen  wollte:  nämlich  die 
Souverainetät  der  einzelnen  Bundesglieder,  und 
die  ausserordentliche  Verschiedenheit  der  im  Bunde  zu 
vereinigenden  Staaten  an  Macht,  d.  h.  Grösse  und  Hilfs- 
quellen des  Landes  und  der  Zahl  der  Bevölkerung.  In  diesen 
noch  jetzt,  eben  so  wie  damals,  vorhandenen  Elementen,  na- 
mentlich in  der  Machtverschiedenheit  der  Bundesglieder, 
liegen  Schwierigkeiten  verborgen,  welche  nicht  weniger  bei 
dem  Ausbau,  als  bei  der  Gründung  des  Bundes  empfunden 
wurden.  Diese  Schwierigkeiten  sind  von  solcher  Bedeutung, 
dass  der  vielfachsten  langjährigen  Bemühungen  der  verbün- 
deten Regierungen  und  der  steigenden  Ungeduld  der  Nation 
ungeachtet,  welche  letztere  endlich  Deutschland  nahezu  an  den 
Abgrund  einer  Revolution  geführt  hatte,  nach  einem  mehr  als 
vierzigjährigen  Bestände,  die  Bundesverfassung  nur  weniges 
über  ihre  ersten  Grundlagen  hinausgerückt,  und  es  fast  noch 
als  eine  Begünstigung  des  Schicksals  zu  betrachten  ist,  dass 
Deutschland,  nachdem  es  sogar  (1848 — 1850)  diese  Grundlage 
seiner  politischen  Gesammtexistenz  verloren  hatte,  sich  auf 
derselben  endlich  wieder  zusammenfinden  konnte.  Es  liegt 
hierin  der  erfahrungsmässige  Beweis,  dass,  so  gross  und  be- 
merklich auch  die  Mängel  der  deutschen  Bundesverfassung 
sind,  nichts  desto  weniger  doch  in  derselben  eine  Grundlage 
enthalten  ist,  welche  ohne  allgemeinen  Schaden  nicht  oder 
doch  mindestens  so  lange  nicht  aufgegeben  werden  kann,  als 
die  angegebenen  Elemente,  die  Souverainetät  der  Bundesglieder 
und  die  Machtverschiedenheit  der  Bundesstaaten  fortdauern 
und  bestehen  werden. 
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§.  176. 

2)    Einfluss   der  auf  die   Souverainetät    der  Bundes- 
glieder genommenen  Rücksichten  bei  der  Bestimmung 

des  Stimmgewichtes. 

Der  Rücksicht  auf  die  Soüverainetät  der  einzahlen 
Bundesglieder  glaubten  es  die  Stifter  des  Bundes  schuldig  zn 
sein,  den  Grundsatz  der  Bechtsgleichheit  an  die  Spitze 
des  Systemes  zu  stellen  0-  Obschon  sich  sofort  zeigte,  dass 
es  bei  der  Machtverschiedenheit  der  Bundesglieder,  von 
welchen  zwei,  Oesterreich  und  Preussen,  sogar  zugleich 
europäische  Mächte  ersten  Banges,  und  noch  zwei 
andere  Bundesglieder  (die  Niederlande  und  Dänemark) 
Träger  auswärtiger  Kronen  sind,  yon  Haus  aus  eine  Unmög- 
lichkeit war,  die  Rechtsgleichheit  in  voller  Strenge  durchzu- 
ftlhren^),  so  wurde  doch  jenes  Grundsatzes  wegen,  das 
Stimmgewicht  der  Bundesglieder  in  einer  Weise  geordnet, 
dass  dadurch,  wenn  es  je  in  der  Praxis  so  zur  Geltung  ge- 
bracht werden  wollte,  wie  es  dem  Wortlaute  der  Bundesakte 
nach  möglich  ist,  der  Schwerpunkt  künstlich  verrückt  und  auf 
eine  Seite  geschoben  sein  würde,  wo  er  nach  der  Natur  der 
gegebenen  Verhältnisse,  und  somit  in  Wahrheit,  niemals  sein 
kann.  Berücksichtigt  man  nämlich,  dass  bei  Zugrundlegung 
der  Bundesmatrikel  ein  Bundesglied  allein  (Oesterreich) 
nahezu  ein  Drittel,  ein  anderes  (Preussen,  mit  Hinzurech- 
nung der  hohenzoUernschen  Fürstenthümer)  mehr  als  ein  Vier- 
tel, ein  drittes  (Bayern)  nahezu  ein  Achtel  der  Gesammt- 
bevölkerung  Deutschlands  befasst  ^),  und  dass  die  sieben 
grösseren  Bundesstaaten,  d.h.  diejenigen,  deren  betrefPende 
Bevölkerung  bundesmatrikularmässig  mindestens  zu  einer  Mil- 


«)  Siehe  oben  §.  118. 

*)  Dies  zeigt  sich  z.  B.  namentlich  in  der  Verweisung  der  kleineren 
Bundesglieder  in  Curiatstinimen,  und  in  der  Zutheilung  mehrerer  Stimmen 
im  Plenum  an 'die  grösseren  Bundesglieder.    Siehe  oben  §.  128. 

3)  Die  Gesammtbevölkerung  Deutschlands  beträgt  nach  der  seit  1839 
beibehaltenen  Bundesmatrikel  30,164,392  Seelen.  Davon  kommen  auf 
Oesterreich  9,482,227;  auf  Preussen,  einschlOBSig  der  hohenzol- 
lern'schen  Fürstenthümer,  7,998,499;  auf  Bayern  3,560,000. 
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lion  und  darttber  vBranschlagt  ist,  nämlich  OeBterreich,  PreuBsen, 
Bayern,  Sachsen,  Hannover,  Wlirtemberg  nnd  Baden,  zusam- 
men mehr  als  fflnf  Sechstheile  der  Gesammtbeyölkemng 
Dentschlands  begreifen  ^),  so  ist  einleuchtend,  dass  das  Stimm- 
gewicht dieser  Staaten,  sowohl  im  engeren  Rathe  als  im 
Plenum  der  Bundesrersammlung ,  mit  ihren  Machtverhält- 
nissen gegenüber  den  übrigen  Bundesstaaten,  die  zusammen 
nicht  ein  Sechstheil  der  Gesammtbevölkerung  Deutschlands 
begreifen,  durchaus  in  keinem  Verhältnisse  steht  ^).  Wenn 
nun  demungeachtet  in  der  Bundesakte  art.  4  jedem  der  sieben 
grösseren  Staaten,  und  namentlich  Staaten,  wie  Oester- 
reich,  Freussen  und  Bayern,  in  dem  engeren  Bathe  nur 
ein  Stimmgewicht  von  V^  beigelegt  ist,  welches  Verhältniss 
sich  auch  im  Wesentlichen  im  Plenum  gleich  bleibt^),  so  ist 

*)  Königreich  Sachsen,  1,200,000  Seelen;  Hannover,  1,305,351; 
Würtemberg,  1,395,462;  Baden,  1,000,000;  diese  mit  der  in  Note  3 
angegebenen  Beyölkerung  von  Oesterreich,  Preussen  und  Bayern, 
betragen  zusammen  bundesmatrikularmässig:  25,941,539  Seelen.  (In  Wirk- 
lichkeit ist  die  Seelenzahl  überall  bedeutend  grösser.) 

B)  Wie  gross  das  Missverhältniss  zwischen  wirklicher  Machtbedeutung 
und  Stimmgewicht  der  Bundesglieder  ist,  erhellt  daraus,  dass  Liechten- 
stein, dessen  Bevölkerung  von  5,546  Seelen  beiläufig  Voooo  der  bundes- 
matrikularmässigen  Gesammtbevölkerung  Deutschlands  ausmacht,  und  das 
zu  einem  bundesmatrikularmässigen  Simplum  von  30,000  fl.,  (wovon  z.  B.  auf 
Oesterreich  9429  fl.  56  kr.  treffen)  nicht  mehr  als  fünf  Gulden,  ein 
unddreissigKreuzer  beiträgt,  dennoch  im  Plenum  eine  volle  Stimme, 
somit  gegenwärtig  i/m  Stimmgewicht  hat,  also  seine  Stimme  gerade  ein 
Viertheil  so  viel  bedeutet,  als  die  Stimme  von  Oesterreich  und  jedem 
der  fanf  deutschen  Königreiche  (siehe  Note  6). 

«)  Von  den  jetzt  im  Plenum  vorhandenen  66  Stimmen  (s.  §.  123),  haben 
Oesterreich,  Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Hannover  und  Wür- 
temberg, jedes  vier  Stimmen,  also  V««=*/33,  also  zwischen  Vic  und 
Vi7  Stimmgewicht:  Baden  hat  5/66  =  7«  Stimmgewicht.  Die  sieben 
grösseren  Staaten  Deutschlands  haben  sonach  zusammen  im  Plenum 
nur  27  Stimmen  von  66,  also  nicht  einmal  die  Hälfte  aller  Stimmen,  ge- 
schweige die  zu  einem  einfachen  Mehrheitsbeschlüsse  erforderliche  Stimm- 
zahL  Uniäugbar  war  daher  das  System  der  Stimmen -Vertheilung  zur 
Keichszeit  den  grösseren  Staaten  weit  vortheilhafter  und  politisch  gerechter, 
d.  h.  mit  den  Machtverhältnissen  besser  in  Einklang  gesetzt  Denn  damals 
bildeten  die  sieben  grösseren  Fürsten  (Kurfürsten)  far  sich  eines  der 
drei  CoUegien  des  Reichstags,  und  hatten  somit  ein  volles  Drittel  des 
Stimmgewichts,  und  überhaupt,  wenn  sie  verneinten,  dadurch  die  Sicher- 
heit der  Verhinderung  jedes  ihnen  missliebigen  Reichsschlusses  (s.  §.  93,  96); 
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offenbar,  dass  gerade  die  mäehtigsten  Staaten  Deutschlands, 
die  allein  möglichen  Hanptträger  einer  gemeinsamen  deatschen 
Politik,  so  wie  die  Hanptträger  der  militärischen  nnd  finanziel- 
len Lasten  nnd  Opfer  in  Zeiten  der  Gefahr,  so  gat  wie  be- 
deutungslos gemacht  sind,  wenn  die  kleinen  Staaten  ihre 
Stimmen  vereinigen  und  als  compakte  Masse  den  grösseren 
deutschen  Staaten,  und  den  deutschen  Grossmächten  insbeson- 
dere, entgegentreten  würden.  Somit  könnten  nach  dem  Sy- 
steme der  Bundesakte  die  kleineren  Staaten,  die  zusammen 
kaum  ein  Sechstheil  und  selbst  dann,  wenn  ihnen  sämmtliche 
grössere  Bundesstaaten  ausser  Oesterreich,  Preussen  und 
Bayern  beitreten,  noch  kein  volles  Drittheil  der  deut- 
schen Macht  repräsentiren,  die  deutsche  Politik  regieren ;  darin 
aber,  dass  sie  dies  in  Wirklichkeit  nicht  thun,  liegt  eben 
der  schlagende  erfahrungsmässige  Beweis  ftlr  die  innere 
Unwahrheit  des  in  der  Bundesakte  aufgestellten  Systems 
des  Stimmengewichts''). 


in  der  ordentlichen  Reichsdeputation,  die  nur  aus  zwei  Gollegien  be- 
stand, hatten  sie  sogar  die  volle  Hälfte  des  Stimmgewichts,  und  die  gleiche 
Sicherheit  der  Verneinung  (s.  §.  81  Note  5).  Auch  in  der  Rheinbund 8- 
akte  war  aus  gleichen  politischen  Rücksichten  und  mit  sicherem  politischen 
Takte  eine  Verhandlung  in  zwei  Collegien,  Colleg  der  Könige  und  Gross- 
herzoge, und  Colleg  der  Fürsten  angeordnet  gewesen  (s.  §.  107).  Hätte 
Baden  den  ihm  bekanntlich  von  Napoleon  I.  angebotenen  Eönigstitel 
angenommen,  so  würde  sich  wohl  auch  bei  der  Gründung  des  deutschen 
Bundes  der  Gedanke  an  die  Einrichtung  eines,  dem  alten  KurfÜrstencolleg 
analogen,  den  Machtverhältnissen  der  sieben  grösseren  Bundesglieder 
entsprechenden  Kaiser-  und  Königs- Collegs  dargeboten  haben. 

7)  £s  erhellt  hieraus,  dass  gerade  die  kleinen  Staaten  Deutschlands, 
in  welchen  sich  die  Unzufriedenheit  mit  der  bestehenden  Bundesverfassung 
nicht  selten  am  lebhaftesten  geäussert  hat,  am  wenigsten  Ursache  haben, 
mit  derselben  unzufrieden  zu  sein;  denn  ein  so  grosses  Stimmgewicht,  wie 
ihnen  die  Bundesakte  einräumt,  wird  ihnen  voraussichtlich  bei  keiner 
Staatsveränderung  in  Deutschland  mehr  eingeräumt  werden,  sie  sei,  welche 
sie  wolle.  Auch  haben  alle  Nationalvertretungsentwürfe  in  den  Jahren 
1848—1850  gezeigt,  dass  man  dabei  nur  die  Bevölkerungszahl  der 
einzelnen  Staaten  zu  Grunde  zu  legen  gesonnen  war,  womit  die  politische 
Bedeutung  der  kleinen  Staaten  thatsächlich  zu  Grabe  getragen  würde. 
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§.  177. 

3)  Einfluss  der  europäischen  Machtstellung  von  Oester- 
reich und  Preussen  auf  den  Charakter  des  Bundes. 

Eine  andere  Schwierigkeit  für  die  Entwickelnng  der  Bun- 
desverfassung,  welche  ebenfalls  in  gegebenen  Verhältnissen 
wurzelt,  und  die  zu  verändern  nicht  in  der  Macht  der  Bandes- 
gUeder  steht,  liegt  darin,  dass  den  beiden  grössten  Bundes- 
gliedem,  Oesterreich  und  Prenssen,  die  Eigenschaft 
als  europäische  Mächte  zukommt.  Diese  Machtstel- 
lung bringt  es  mit  sich,  dass  sich  keiner  dieser  beiden 
Grossstaaten  dem  anderen  unterordnen  kann;  und  doch 
beruht  die  Wohlfahrt  Deutschlands  darauf,  dass  dieselben  in 
allen  grossen  Fragen  der  Politik,  sowohl  der  äusseren 
als  der  inneren,  einig  mit  einander  gehen,  und  durch  ihre 
Einigkeit  ein  solches  moralisches  Gewicht  in  der  Bun- 
desversammlung ausüben,  dass  die  übrigen  Bundesstaaten  sieh 
hierdurch  veranlasst  sehen,  dem  von  ihnen  gegebenen  Änstosse 
zu  folgen  und  dass  hierdurch  der  Grundfehler  der  Bundesverfas- 
sung, welcher  in  der  Stimmvertheilung  liegt  (§.176),  aufgewogen 
wird.  Würde  dagegen  aber  einmal  der  Fall  eintreten,  dass 
eine  Meinungsverschiedenheit  der  beiden  deutschen 
Grossmächte  in  einer  Frage  der  grossen  Politik  zu  einem 
förmlichen  Zerwürfnisse  unter  ihnen  führte,  so  läge  zwar 
nach  dem  Systeme  der  Bundesakte  ein  formelles  Mittel 
zur  Erreichung  eines  gemeinsamen  Beschlusses  in  der  Abstim- 
mung der  Bundesglieder  in  der  Bundesversammlung.  Hier- 
durch würden  aber  eben  wieder  die  kleinen  Staaten  den  Aus- 
schlag geben,  und  je  nachdem  sie  sich  der  einen  deutschen 
Grossmacht  anschliessen,  die  andere  nöthigen,  sich  der  Politik 

r 

der  ersteren  unterzuordnen.  Hiermit  würde  aber,  der  Sache 
nach,  diese  andere  Grossmacht,  wenigstens  in  dem  Falle,  wenn 
sie  durch  einen  Mehrheitsbeschluss  zu  einem  positiven  Han- 
deln gegen  ihren  Willen  verpflichtet  werden  sollte,  faktisch 
aufhören,  Grossmacht  zu  sein,  weil  sie  nun  nicht  mehr  ihrem 
eigenen  Entschlüsse,  sondern  einem,  von  dem  in  der  grossen 
Politik  sogar  am  wenigsten  gewichtigen  Theile  voü  Deutschland, 
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gegebenen  Anstosse  folgen  mttsste  ^).  In  diesem  Falle  wäre  d 
eine  GroBsmaebt  in  Deutscbland  wirklieb  aufgegangei 
d.  b.  als  solcbe  vernicbtet ;  die  Unnatur  eines  solcben  Verhi| 
nisses  ist  aber  zu  gross,  als  dass  sein  Eintritt  jemals  mSglU 
sein  könnte  ^).  Würde  aber  die  eine  dentscbe  Grossmacht  ih 
formell  in  der  Bundesakte  begründete  Unterwürfigkeit  iiiiti 
einen  solchen  Majoritätsbescbluss  eintretenden  Falles  nidit  ai 
erkennen,  und  sich  dem  Ergebniss  der  Abstimmung  nicht 
wollen,  so  wäre  eben  damit  ein  Schisma  im  Bunde  eing< 
welches  denselben  zur  Thatlosigkeit  in  den  europäischen 
gelegenheiten  nöthigen,  oder  denselben  geradezu  seiner 
lösung  entgegen  führen  würde.  Die  Schwierigkeit,  welche 
Ausbau  des  Bundes  aus  dem  Dualismus  von  Oesterreil 
und  Preussen  und  dem  hierin  wurzelnden,  bald  mehr 
minder  hervortretenden,  Antagonismus  dieser  beiden 
mächte  entgegensteht,  lässt  sich  aber  in  keiner  Weise 
gen,  da  man  weder  die  Vernichtung  der  einen  di< 
Grossmächte  durch  die  andere,  noch  die  Hinausweisai 
der  einen  aus  Deutschland,  noch  endlich  die  Anflösong  bei< 
in  kleinere  Staaten  wollen  kann  und  sich  auch  dieselben 
derartige  Behandlung  eben  so  wenig  gefiftllen  lassen 
als  das  übrige  Europa  dabei  in  der  Stellung  eines  theib» 
losen  Zuschauers  verharren  könnte.  Hieraus  ergibt  sich 
von  selbst,  dass  der  Erweiterung  der  Bundesgewalt  über 
grossen  Mitglieder  des  Bundes,  oder  der  Umbildung  des 
tenbundes  in  einen  deutschen  Bundesstaat,  unttberstei^f 
Hindemisse  entgegen  stehen. 


*)  Weniger  bedenklich  stellt  sich  das  Verhältnis  in  dem  umgekel 
ten  Falle,  wenn  nämlich  durch  einen  Mehrheitsbeschloss  das  tob 
der  Grossmächte  an  den  Bund  gestellte  Ansinnen  zu  thätiger  Mitwiri 
bei  einer  von  ihr  beabsichtigten  Staatsaktion  abgelehnt  wird.  Hierüi 
wird  wenigstens  ihr  Charakter  als  Grossmacht  nicht  angegriffen « 
ihr  dann  frei  bleibt,  die  ihr  nach  ihrer  europäischen  St-ellung  &o<ft 
wendig  dünkende  Massregel  für  sich  allein  durchzufuhren. 

*)  Dass  z.  B.  Preussen,  den  in  dem  Aufrufe  des  Königs  Tom21. 
1848   „an  mein  Volk  und  die   deutsche  Nation"  enthaltenen  Ai 
„Preussen  geht  fortan  in  Deutschland  auf,"  nicht  in  dem 
verstand,  dass  es  fortan  auf  die  ihm  als  Grossmacht  in  Deutscbland 
biihrende  Stelle  verzichten  wolle,  hat  der  Gang  der  Ereignisse  klar 
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§.  178. 

4)   Der  Einfluss   der   europäischen  Machtstellung   von 
Oesterreich  und  Preussen  auf  die  auswärtigen  Ange- 
legenheiten des  Bundes. 

Noch  eine  andere  Schwierigkeit,  welche  ebenfalls  mit  dem 
Dasein  zweier  Grossmächte  im  Bunde  zusammenhängt,  ergibt 
sich  hinsichtlich  der  Behandlung  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten. Allerdings  soll  nach  den  Grundverträgen  der 
Bund  als  Gesammtmacht  handeln 0^  ef  findet  aber  hierzu 
wenig  Gelegenheit  y  indem  der  Natur  der  Sache  nach  die  bei- 
den Grossmächte  in  ihm  die  Verhandlung  der  grossen  Fragen 
der  äusseren  Politik  vorneweg  nehmen,  und  dieselben,  zur 
Vermeidung  der  oben  (§.  176, 177)  gezeigten  Uebelstände,  nur 
dann  dem  Bunde  zu  unterbreiten  pflegen,  wenn  sie  bereits  sich 
unter  einander  über  den  einzuhaltenden  Gang  verständigt  haben 
und  dadurch  versichert  sind,  .dass  von  den  übrigen  Staaten 
die  Zustimmung  nicht  verweigert  werden  wird.  Daher  kam 
es,  dass  seit  der  Gründung  des  deutschen  Bundes  niemals 
Deutschland  als  Ganzes,  als  Bund,,  auf  dem  Schauplatze 
der  diplomatischen  Verhandlungen,  wie  z.  B.  bei  europäischen 
Gongressen  aufgetreten  ist,  noch  dabei  eine  Rolle  gespielt  hat; 
welche  seiner  Gesammtmacht  entspricht,  und  dies  konnte  nicht 
verfehlen,  das  deutsche  NationalgefUhl  zu  verletzen.  Uebrigens 
darf  nicht  übersehen  werden,  dass  dieses  Missbehagen  sich 
vorzugsweise  nur  in  den  deutschen  Mittel  -  und  Kleinstaaten 
fühlbar  machte,  da  sie  sich  von  allem  unmittelbaren  Einflüsse 
auf  die  grosse  Politik  thatsächlich  ausgeschlossen  erkennen 
müssen  und  nur  dadurch  politische  Bedeutung  gewinnen  kön- 
nen, dass  sie  bei  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
Oesterreich  und  Preussen  die  Vermittlung  übernehmen^). 


«)  Siehe  oben  §.  112,  147. 

')  Wenn  die  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  die  Verständigung 
zvischen  Oesterreich  und  Preussen  in  vorkonunenden  Fällen  zu  ver- 
mitteln, und  das  Einyerständniss  dieser  Grossmächte  zu  erhalten  sich 
bestreben,  so  leisten  sie  dadurch  wirklich  Grosses  für  Deutschland,  und 
eifüllen  dadurch  ihren  geschichtlichen  Beruf.  NamentUch  ist  es  Bayern, 
welchem  der  grösste  Theil  dieser  Aulgabe  naturgemäss  zufällt.  Wenn  auch 
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In  den  beiden  Grossstaaten  Oesterreich  und  Prenssen 
wir4  jedoch  ein  solcher  Mangel  des  diplomatischen  HandehiB 
von  Deutschland  als  einer  Gesammtheit  nicht  empfanden,  oder 
doch  mhigeren  Blickes  als  eine  Unvermeidlichkeit  erkannt,  eben 
weil  das  Bewnsstsein  der  Bedentang  des  eigenen  Staates  and 
seines  anmittelbaren  Einflasses  aaf  die  europäischen  Angele- 
genheiten dafbr  Ersatz  leistet,  und  sogar  das  partiknlarstaat- 
liche  Selbstgefühl  steigert,  und  weil  die  Beyölkerong  dieser 
Staaten  weiss,  dass  da,  wo  Oesterreich  und  Prenssen 
vereinigt  stehen,  auch  Deutschland,  wenn  gleich  nicht 
dem  Namen  doch  der  Sache  nach,  steht  und  stehen  muss, 
und  dass  seine  Interessen  jedenfalls  gewahrt  sind,  wo 
seine  beiden  grössten  Staaten  Hand  in  Hand  gehen.  Der 
Einfluss  der  kleinen  Staaten  auf  den  Gang  der  auswärtigen 
Politik  und  die  Wahrung  deutscher  Interessen  könnte  aber  nie 
ein  grösserer  werden,  als  er  jetzt  ist,  wie  man  auch  den  Band 
aus-  oder  umbilden,  und  mit  welchem  Namen  man  auch  die 
Gesammtpolitik  ausschmücken  möchte.  Diese  kleinen  Staaten 
würden  selbst  bei  Erschaffung  eines  Bundesstaates  aus  Mangel 
an  materieller  Macht  in  demselben  so  bedeutungslos  bleiben, 
wie  im  Staatenbunde.  Sie  würden  aus  diesem  Grunde  auch 
sogar  in  dem  Falle,  dass  sich  eine  der  deutschen  Grossmächte 
jemals  von  Deutschland  lossagen,  und  dadurch  der  Dualismas 
von  Oesterreich  und  Prettssen  im  Bunde  gehoben  werden 
wollte,  doch  keine  andere  Rolle,  als  die  von  Satelliten  der 
dann  allein  noch  mit  ihnen  in  Verbindung  bleibenden  und  an 
ihre  Spitze  tretenden  deutschen  Grossmacht  spielen  können^). 
Die  Folge  davon,  dass  die  auswärtige  Politik  Deutschlands 
von  den  beiden  deutschen  Grossstaaten  in  der  Hauptsache  ab- 
Borbirt  wird,  ist  auch,  dass  der  Bund  als  solcher  nicht  leicht 
Veranlassung  findet,  sich  des  ihm  als  Gesammtmacht  zustehen- 
den Gesandtschaftsrechtes  zu  bedienen,  und  dass  eben  daher 


selbst  nicht  so  mächtig,  um  Deutschland  eine  Politik  vorschreiben  zu  kön- 
nen, so  ist  es  doch  bedeutend  genug,  um  die  Wagschale  zu  Gunsten 
jener  deutschen  Grossmacht  sinken  zu  machen,  für  deren  Politik  es  sicik 
entscheidet 

s)  Wenn  die  von  Prenssen  (1850)  projektirte  Union  zu  Stande  ge- 
kommen wftre,  so  war  eine  solche  Stellung  der  beitretenden  Staaten  in 
Preussen  unvermeidlich  und  als  unausbleiblich  vorauszusehen. 
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aneh  die  Angehörigem  der  kleinere^  devtschen  Staaten  sich 
Tielfach  im  Auslands  ohne  gehörigen  Schütz  und  Vertretung 
finden;  doch  könnte  diesem  letzteren  KiBSgtande  auf  eine  ein- 
fache und  Überdies  wenig  kostspielige  Weise  dadurch  abge- 
holfen werden,  dass  alle  Gesandten  oder  Gonsuln  einzelner 
deutscher  Staaten  im  Auslände  angewiesen  würden,  jeden  Deut- 
schen, welchem  Bundesstaate  er  auch  angehören  mag,  eben  so 
wie  die  Unterthanen  des  Staates,  von  welchem  sie  aufgesteUt 
sind,  zu  schützen^). 

§.  179. 

5)   Bedeutung   des  Partikularismus   der  grösseren 
deutschen  Staaten  fiir  die  Bundesverfassung. 

Die  bei  weitem  grösste  Schwierigkeit  für  eine  weitere 
Entwickelung  der  Bundesverfassung  über  die  in  der  Bundes- 
akte Yorgezeichneten  Grundlinien  hinaus,  liegt  aber  in  dem 
charakteristischen  Partikularismus  der  deutschen  Völker 
selbst,  der  nun  einmal  als  eiu  gegebenes  Element  vorhanden 
ist,  und  wenn  er  auch  nicht  mehr  in  den  uranfänglichen  Ge- 
gensätzen der  ehemaligen  deutschen  Hauptnationen  (Franken, 
Bayern,  Sachsen  und  Schwaben)  beruht,  nichts  desto  weniger 
in  yeränderten  Formen,  in  der  Entstehung  und  in  dem  Be- 
stehen mehrerer  grossen  Staaten  in  Deutschland,  namentlich 
in  der  Bildung  eines  Oesterreichischen,  Preussischen 
und  Bayerischen  Staates,  seine  historische  Begründung  hat. 
Dieser  Partikularismus  wurzelt  nicht  etwa  in  der  Souye- 
rainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten ,  sondern  diese  selbst 
erscheint  vielmehr  als  das  endliche  Produkt  des  seit  Jahr- 
hunderten fortschreitenden  und  inmier  mächtiger  entwickelten, 
zur  Bildung  grösserer  Staatskörper  in  Deutschland  selbst  und 


*)  Bereits  ist  auch  in  dieser  Beziehung  manches  in  anderer  Weise  ge- 
schehen. Nach  einer  von  dem  Vertreter  der  freien  Stadt  Bremeji  (Bür- 
germeister Smidt)  in  der  4.  Sitzung  der  Dresdener  Conferenz  y.  23.  Febr. 
1851  abgegebenen  Erklärung  sind  die  hanseatischen  Gonsuln  und 
Agenten  instmirt,  sich  der  in  ihrem  Bereiche  befindenden  Unterthanen 
jedes  anderen  deutschen  Bundesstaates,  welcher  für  die  Bestellung  ähn- 
licher Organe  nicht  gleiche  Sorge  getragen,  anzunehmen.  Eine  ähnliche 
Vertretung  finden  die  Angehörigen  der  deutschen  Zollyereinsstaaten  durch 
die  k.  preussischen  Consoln  im  Ausland. 

ZOpfl,  StMtireoht.  5.  Aufl.  I.  29 


450        §•  179.  PauükularismuB  der  grösseren  deutschen  Staaten. 

hiermit  bis  zur  Zersetzung  der -alten  Reichsverfassung  gestei- 
gerten Partikularismns.  Dieser  Partiknlarismns  kann  aber 
nunmehr  von  diesen  durch  ihn  erzeugten  grossen  Staatskörpem 
ohne  Verzicht  auf  ihre  Geschichte,  d.  h.  ohne 
Selbstvernichtung,  nicht  aufgegeben  werden.  Daher 
repräsentiren  mindestens  die  beiden  grössten  Staaten  Deutsch- 
lands, deren  jeder  sich  zu  dem  Range  einer  europäischen 
Grossmacht  emporgeschwungen  hat,  in  dem  Bunde  die  Cent r i- 
fugalkraft^),  während  in  den  ndnder  grossen  Staaten  das 
mehr  oder  minder  starke  Gefühl  der  politischen  Unselbststän- 
digkeit  in  den  äusseren  Verhältnissen  den  Einheitstrieb  leben- 
diger erhält,  und  somit  die  Centripetalkraft  repräsentirt^), 
und  dadurch  zugleich  das  Bindemittel  ftlr  die  nicht  selten  von 
divergirenden  Interessen  bewegten  beiden  deutschen  Gross- 
staaten abgibt  Dieser  Partikularismus,  der  sich  naturgemäss 
am  schärfsten  in  den  Gegensätzen  von  Oesterreich,  Preus- 
sen  und  Bayern  ausspricht,  und  daselbst  nicht  sowohl  in 
den  Regierungen,  als  in  den  nunmehr  als  staatlich  geschieden 
sich  betrachtenden  und  ihrer  besonderen  Interessen  bewussten 
BeTÖlkerungen  seinen  Sitz  hat,  ist  aber  der  Grund,  wesshalb 
der  Bund  keine  gesetzgebende  Kraft  in  dem  Umfange 
und  mit  der  Bedeutung  entfalten  kann,  wie  es  eine  einheitliche 
Entwickelung  des  nationalen  Lebens  an  sich  fordern  würde. 
Die  vielfachen  Rücksichten,  welche  dieser  Partikularismus,  der 
nach  anderen  Seiten  hin  auch  wieder  seine  Vortheile  hat^), 


*)  Es  ist  dies  in  dem  Sinne  zn  verstehen,  dass  die  grösseren  Staaten 
Deutschlands  eine  so  starke  Centralgewalt  des  Bandes,  dass  dieselbe  von 
ihnen  als  eine  Beherrschung  empfunden  werden  müsste,  nicht  vertragen 
kdnnen.    Siehe  oben  §.  150—152. 

<)  Dies  ist  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dass  in  den  kleinen  Staaten 
der  Trieb  liegt,  durch  das  Aneinanderschliessen  aller,  und  insbesondere 
durch  das  Anschliessen  an  die  grösseren  Staaten,  eine  politische  Bedeutung 
(als  TheU  eines  mächtigen  Ganzen)  zu  gewinnen,  welche  sie  vereinzelt 
nicht  haben  können. 

s)  Es  ist  unverkennbar,  dass  der  Partücularismus  in  Deutschland  die 
einzelnen  Regierungen  mit  den  Interessen  ihrer  Länder  in  eine  weit  engere 
Verbindung  bringt,  und  eine  weit  grössere  Sorgfalt  und  Thätigkeit  för 
deren  Befriedigung  erzeugt,  als  in  einem  grossen  Einheitsstaate  Rücksicht 
auf  die  Interessen  einzelner,  besonders  der  von  dem  Sitze  der  Regierung 
entfernteren  Provinzen  genommen  zu  werden  pflegt    Jeder  noch  so  kleine 
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Yon  der  Gesammtleitung  der  deutschen  Angelegenheiten  er- 
heischt, machen  es  nicht  nnr  dem  Bunde  fast  anmöglich,  wirk- 
lich aUgemein  ntitzliche  Anordnungen  diktatorisch  in's  Leben 
zu  rufen  ^),  sondern  nöthigen  ihn  regelmässig,  seine  Gesetz- 
gebung auf  die  Aufstellung  einiger  leitenden  Grundsätze  zu  be- 
schränken, die  DurchfUhrung  und  specielle  Entwickelung  der- 
selben aber  der  lokalen  Gesetzgebung  zu  überlassen,  wie  dies 
zur  Zeit  des  Reiches  der  Fall  mit  der  Reichsgesetzgebung  war. 
Der  Bund  ist  dadurch  allerdings  demselben  grossen  Nachtheile 
ausgesetzt,  wie  es  seiner  Zeit  der  Reichsverband  war,  keine 
Yolksthümlichkeit  gewinnen  zu  können,  weil  er  in  vielen  Be- 
ziehungen nichts  sofort  Augenfälliges  für  die  materiellen  und 
intellektuellen  Interessen  der  Nation  zu  leisten  vermag,  und 
die  Bevölkerung  der  einzelnen  Staaten  mit  ihren  Forderungen 
und  der  Hoffnung  ihrer  Befriedigung  eben  so  in  der  Haupt- 
sache an  die  einzelnen  Staatsregierungen  sich  verwiesen  sieht, 
wie  auch  dies  zur  Zeit  des  Reiches  des  Fall  war^).  Es  wäre 
jedoch  eben  so  unbillig  als  irrthtimlich,  desshalb  die  grosse 
Bedeutung  des  Bundes  für  Deutschland  in  jenen  Beziehungen, 
in  welchen  er  seinen  Grundlagen  nach,  zu  wirken  vermag,  zu 


Staat  macht  yerhältnissmässig  weit  grössere  Anstrengungen  in  Deutschland 
für  die  Wissenschaft,  Kunst,  Landeskultur,  Landesindustrie,  Strassen-  und 
Wasserbauwesen  u.  s.  w.  als  bei  der  Gentralisation  eines  deutschen  Ein- 
heitsstaates der  Fall  sein  würde,  ünläugbar  erfreut  sich  desshalb  auch  die 
Bevölkerung  Deutschlands  einer  weit  höheren  und  verbreiteteren  durch- 
schnittlichen Bildung,  einer  gleichmässigeren  Yermögensvertheilung  und 
desshalb  eines  zahlreicheren  und  kemhafteren  Mittelstandes  als  Frankreich 
und  andere  grosse  centralisirte  Staaten. 

*)  Dassaber  darum  das  Gemeinnützige  ftlr  das  gesammte  Deutsch- 
land zu  erwirken,  keineswegs  eine  Unmöglichkeit  ist,  sondern  nur  zur 
Herstellung  solcher  gemeinnütziger  Anordnungen  mitunter  ein  andener 
Weg,  als  der  der  Bundesgesetzgebung  eingeschlagen  werden  muss,  ist 
bereits  oben  (§.  145)  gezeigt  worden. 

B)  Unverhohlen  spricht  sich  auch  in  diesem  Sinne  der  Commissionsvor- 
trag  des  politischen  Ausschusses  in  der  15.  Sitzung  der  B.-Y.  y.  8.  März 
1848,  Prot  §.  133,  S.  228,  aus  (Ref.  v.  Blittersdorf):  „Die  Beleuchtung 
der  inneren  Lage  des  deutschen  Bundes  muss  der  Ausschuss  mit  dem  be- 
trübenden Bekenntniss  beginnen,  dass  der  deutsche  Bund  und  sein  Organ, 
die  Bundesversammlung,  längst  schon  das  aUgemeine  Vertrauen  in  ihre 
gedeihliche  Wirksamkeit  verloren  hat  Ein  solches  Vertrauen  ist  aber  die 
Grundbedingung  des  Fortbestandes  einer  jeden  politischen  Institution.** 

29* 
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längnen  oder  s«  yerkennen  ^).  Die  munittelbare  Folge  davon 
ist,  dass  in  jenen  Ländern,  wo  lalndständische  Yerfassongen 
bestehen,  die  Landstände  nothwendig  in  eben  dem  Masse  als 
Theilnehmer  an  der  Landesgesetzgebnng  eine  grössere  Bedeu- 
tung erlangen  mnssten,  als  es  bei  einer  Bundesgesetzgebung, 
die  sich  in  kräftigerer,  umfassenderer  und  eingreifenderer  Weise 
hätte  entwickeln  können,  der  Fall  gewesen  sein  würdet,  und 
dass  eben  hierdurch  auch  Conflikte  zwischen  der  Landesge- 
setzgebung, als  dem  Organe  des  in  der  Bundesverfassung 
selbst  als  berechtigt  anerkannten  Partikularismus,  und  der 
Bundesregierung  hervorgerufen  werden  mussten,.  wobei  diese 
letztere  kaum  anders  als  wie  das  die  fortschreitende  Entwicke- 
lung  hemmende  Princip  erscheinen  konnte^).  Diese  Ansicht 
musste  um  so  viel  mehr  Verbreitung  finden,  als  die  Thätigkeit 
der  Bundesversammlung  aus  den  angegebenen  Gründen,  abge- 
sehen von  ihrer  Wirksamkeit  fUr  das  deutsche  Heerwesen  und 
den  Vertheidigungszustand  von  Deutschland,  und  die  Verhü- 
tung von  Feindseligkeiten  unter  den  Bmidesgliedem ,  kaum 
ein  anderes  Feld  hatte,  auf  welchem  sie  bemerkbar 
wurde,  als  das  der  Sicherheits-Polizei.  Gerade  auf  die- 
sem Felde  konnte  sich  aber  die  Thätigkeit  der  Bundesver- 
sammlung um  so  weniger  Anerkennung  verschaffen ,  als  bei 
dem  langjährigen  Zurückbleiben  der  beiden  deutschen  Gross- 
staaten in  der  Entwickelung  der  staatsbürgerlichen  Freiheiten, 

^)  Vergl.  daraher  unten  §.  180. 

7)  Der  (Note  5)  angeführte  Commissionsbericht  v.  8.  März  1848, 
Prot  der  B.-V.  §.  133,  S.  229:  erkennt  dies  ebenfalls  an:  „Da  die  Bedürf- 
nisse der  Neuzeit  dringend  Befriedigung  forderten,  diese  aber  durch  den 
Bund  nicht  gew&hrt  werden  konnte,  wandten  sich  die  deutschen  Völker 
immer  mehr  den  Ständeyersammlungen  zu  und  Oberliessen  es  den 
Regierungen  und  dem  Bunde,  sich  gegenseitig  unwirksam  zu 
machen." 

^)  üeber  den  Gonflikt  der  Bundesyersanmüung  mit  den  Landesgesetz- 
gebungen, siehe  oben,  §.  150—152.  —  Commissionsbericht  y.  8.  März 
1848,  Prot,  der  B.-Y.,  §.  133,  S.  229:  „Kein  Wunder,  dass  nach  aUem 
Obigen  das  Ansehen  der  B.-V.  yon  Tag  zu  Tag  mehr  sank  und  sich  zuletzt 
in  sein  GegentheU  yerwandelte;  dies  musste  um  so  mehr  und  um  so 
sdmeUer  geschehen,  als  die  Fälle  sich  mehrten,  wo  yon  yielen  Bundes- 
regierungen die  mühsam  zu  Stande  gebrachten  Bundesbeschlüsse  nicht 
publicirt,  oft  nicht  befolgt,  und  zuweilen  als  geradezu  unyerbind- 
lieh  erklärt  wurden." 
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Ton  der  Bevölkemng  der  ttbrigen,  auf  diesem  Wege  weiter 
fortgeschrittenen  Bundesstaaten,  das  Eingreifen  des  Bandes  bd 
drohenden  y  nnläugbar  revolutionären  Bewegungen  nicht  selten 
als  eine  Bedrohung  der  in  den  übrigen  Bundesstaaten  bereits 
erlangten  oder  in  Aussicht  genommenen  gesetzlichen  Freiheiten 
aufgefasst  wurde,  und  auch  den  gemässigten  Männern  des 
Fortschrittes  zu  verschiedenartigen  Befllrchtungen  Veranlassung 
gab').  Eben  so  wenig  war  die  Heimlichkeit,  mit  welcher  die 
Verhandlungen  am  Bundestage  längere  Zeit  umhttllt  waren, 
geeignet,  ein  Interesse  der  Nation  an  der  Bundesverfassung 
zu  beleben^®),  und  die  UnVollständigkeit,  und  theilweise  der 
gänzliche  Abgang  schützender  Einrichtungen,  wie  z.  B.  eines 
eigentlichen  Bundesgerichts  ftlr  Fälle,  wo  von  einer  Regierung 
die  Landesverfassung  verletzt  oder  angegrififen  wurde,  konnte 
nicht  verfehlen,  die  Bundesverfassung  der  Nation  zu  entfrem- 
den. Der  Mangel  einer  volksthttmlichen  Grundlage  der  Bun- 
desverfassung wurde  im  Laufe  der  Zeit  nicht  nur  von  Seiten 
der  einzelnen  deutschen  Regierungen  eben  so  wohl,  als  ausser- 

0)  Gkmz  in  diesem  Sinne  spricht  sich  der  angef&hrte  CommiBsions- 
bericht  v.  8.  M&rz  1848,  Prot  der  B.-Y.  §.  133,  S.  229  aus:  ,Jn  manchen 
Bundesgebieten  ist  weder  die  Bundesakte  noch  die  Schlussakte  und  die 
anderen  Grundgesetze  des  Bundes  jemals  gesetzlich  bekannt  gemacht,  nur 
zu  h&ufig  ist  der  Vollzug  der  Bundesgesetze  yon  den  Bestimmungen  der 
LandesYer&ssung  abhängig  gemacht  worden.  Nur  diejenigen  Bundesbe- 
schlüsse, welche  der  öffentlichen  Meinung  entgegen  treten,  und 
deren  Verantwortlichkeit  die  Bundesregierungen  daher 
lieber  dem  Bunde  überliessen,  wurden  als  Bundesgesetze  publicirt, 
und  auf  deren  Befolgung  als  solche  gehalten.  Wie  konnte  da  das  Volk 
Vertrauen  zum  Bunde  und  dessen  Organ,  der  Bundesyersammlnng,  fassen, 
ja  wie  konnte  er  nur  in  das  öffentliche  Bewusstsein  übergehen  1^' 

<®)  Der  angeführte  Commissionsbericht  y.  8.  März  1848,  Protok. 
der  B.-V.  §.  133,  S.  229  sagt  hierüber:  „Die  Ständev  er  Sammlungen 
bildeten  die  landständischen  Vei&ssungen  zu  wahren  Repräsentativrerfu- 
sungen  aus  und  wurden  dadurch  zur  eigentlichen  Regierungsgewalt,  und 
durch  die  0 Öffentlichkeit  ihrer  Verhandlungen  auch  zum  Träger 
der  allgemeinen  Meinung.  Da  die  Bundesrersammlung  die  Oeffent- 
lichkeit  ihrer  Verhandlungen  aufgehoben  hatte,  so  würde  sie,  selbst 
wenn  sie  die  erforderliche  Wirksamkeit  besessen  hätte,  gegen  eine  solche 
neuerstehende  Macht  nicht  haben  in  die  Schranken  treten  können.  Ihr 
war  jeder  Einfluss  auf  die  öffentliche  Meinung  benommen,  und  der  Bund 
konnte  daher  auch  nicht  durch  diese  Meinung  gehoben  und 
getragen  werden." 
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halb  der  Begierangskreise  erkannt ,  sondern  es  war  andi 
dem  Jahre  1848  in  nnd  ausserhalb  der  Bandesyersammliiqi^ 
keine  Meinungsverschiedenheit  darüber  ^  dass  diesem 
dnrch  eine  Nationalyertretung  am  Bundestage  abgdu 
werden  solle  ^^).    Wenn  aber  ungeachtet  der  desshalb  yon 


*0  l^en  umnittelbaren  Anstoss  zam  Versuche  der  Emrichtang 
deutschen  Nationalrepräsentation  am  Bundestag  gab  der  Antrag  des 
geordneten   Bassermann,    in   der    badischen   zweiten   Kammer 
Stftnderersammlung,     anf    „Vertretung    der    deutschen    St&Bd< 
kammern  am  Bundestage  als  ein  sicheres  Mittel  zur  Erzielung 
samer  Gesetzgebung  und  einheitlicher  Nationaleinrichtungen.     (Siehe 
Motionsb^grOndung    und   den    über    diesen   Antrag   erstatteten    d 
sionsbericht  des  Abgeordneten  We  Ick  er,  bei  Roth  und  Merck, 
sammlnng  des  deut  öfFentl.  Rechts  seit  1848.  Erlangen  1850,  Hft.  ^  S.  dO 
58  fl.)  —  Dass  auch  die  Bundesyersammlung  vollkommen  mit  Ai 
Einrichtung  einer  Nationalyertretung  am  Bundestage  eintei 
standen  war,  beweisen  deren  Verhandlungen  y.  J.  1848,  namentiich 
von  ihr  angeordnete  Einberufung  einer  Nationalyertretung  (B.-B.  y.  90. 
1848,  Prot  §.  20^  und  deren  hierauf  erfolgter  Zusammentritt  am  la 
1848.    (Ausführlicheres  hierüber  siehe  im  folgenden  Abschnitt)  Hätte 
diese  erste  deutsche  Nationalversammlung  darauf  beschränkt,  eine  Natioi 
Vertretung  am  Bundestage  und  zusammengesetzt  aus  Abgeordneten 
deutschen  Ständekammern  einzurichten,  wodurch  eine  organisch 
Entwickelung  und  Gliederung  der  Repräsentation  erzielt  worden  wäre, 
würde  bei  der  damaligen  allseitigen  Bereitwilligkeit  zur  Gewährung 
solchen  Institution  von  Seite  der  Bundesversammlung  und  der  Regif 
ein  bleibendes  Werk  zu  Stande  gekommen  sein.    Die  Nationalv« 
aber  zog  es  vor,  auf  die  Auflösung  der  Bundesversammlung  hinzuarbeit 
und  so  wurde  deren  Aufhebung  der  Anfemg  zum  Scheitern  des  ganzen 
formatorischen  Unternehmens.    Vergl.  über  das,  was  damals  erreichbar 
war,  aber  von  dem  überstürzenden  Eifer  verschmäht  wurde,  meine 
Bundesreform,  deutsches  Parlament  und  Bundesgericht    Ein  Vorschlag 
ernster  Zeit    Heidelberg  (5.  März)  1848.    Wie  weit  die  Bundesvereumb 
lung  aber  damals  schon  den  laut  gewordenen  Wünschen  entgegen  zu  konr ] 
men  bereit  war,  kann  man  deutlich  aus  dem  Commissionsbericht  v.  8l  3fiit ! 
1848,  Prot  §.  133,  S.  230  erkennen,  wo  gesagt  wird :   ,J^ach  Obigem  miol 
anerkannt   werden,  dass   die  Verfassung   des   deutschen    Bundes,   veat 
Deutschland  einig,   stark  und  friedlich  bleiben  soll,  einer  Revision  vdl 
breiter  nationaler  Grundlage  bedarf.''  Hiermit  steht  in  üebeioft- 
stimmung  der  B.-B.  v.  30.  März  1848,  Prot  §.  209,  wodurch  die  Busdee-  { 
Versammlung  zuerst  die  Abordnung  von  je  einem  Vertreter  auf  70,000  Seelei  | 
beschloss,  und  der  B.-B.  v.  7.  April  1848,  Prot  §.  239,  worin  die  5.-y* 
sogar  die  Abordnung  von  je  einem  Vertreter  auf  50,000  Seelen,  nach  Man-  I 
gäbe  der  Bundesmatrikel,  nachgab.  Siehe  hierüber  unten  §.  181  und  §.  183» 
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BudesTergammlimg  selbst  getroffenen  Einleitangen,  nngeaehtet 
#M  TOB  einer  Selbstversammlnng  deutscher  Yolksmänner  ge- 
gibenen  Änstosses,  ungeachtet  der  Anstrengungen  zweier  zu 
ifesem  Zwecke  von  den  Begierungen  berufenen  Parlamente 
^  Frankfurt  und  Erfurt),  ungeachtet  mehrfacher,  auf  die  Ein- 
tiehtang  einer  Nationalvertretung  gebauter  Entwürfe  einer 
flesammt Verfassung,  von  denen  der  eine  bereits  (von  der 
bankfurter  Versammlung)  als  Reichsgrundgesetz  verkündet, 
fnr  andere  mit  dem  ganzen  Gewichte  Preussens  unterstützt, 
isd  von  dem  Erfurter  Parlamente  berathen  und  angenommen, 
pd  der  dritte  (Münchener  Entwurf)  von  drei  deutschen  Ero- 
1»  (Bayern,  Sachsen  und  Hannover)  vorgelegt  worden  war 
jlwl  die  Zustimmung  von  Oesterreich,  wenigstens  in  seinen 
fbindzügen  erhalten  hatte,  und  wenn  endlich  ungeachtet  eines 
iMnten-Congresses  (zu  Berlin)  und  einer  Ministerconferenz  (zu 
Aresden),  noch  zur  Zeit  eine  Nationalvertretung  am  Bundes* 
pge  nicht  in's  Leben  getreten  ist,  und  überdies  seit  der  Wie- 
itreröffiaung  der  Bundesversammlung  auch  die  Organe  der 
JMentliehen  Meinung  über  eine  im  Jahre  1848  von  ihnen  so 
IRisftiich  aufgestellte,  und  in  aller  Beziehung  unerfüllt  geblie- 
lene  Forderung  mit  äusserst  wenigen  Ausnahmen  bis  zum 
fahre  1861  -ein  tiefes  Stillschweigen  beobachteten,  so  darf 
Itrin  wohl  das  Zugeständniss  erkannt  werden,  dass  der  Ein- 
Utang  einer  Nationalvertretung  am  Bunde,  sowie  überhaupt 
Uner  Reform  der  Bundesverfassung,  in  gegebenen  Verhältnissen 
begründete,  erst  bei  dem  Versuche  einer  Reform  allmälig  er- 
ttmmgsmässig  hervorgetretene  Schwierigkeiten  und  Hinder- 
ässe  entgegenstehen,  welche  weder  durch  den  Willen  der 
Begierenden  noch  der  Regierten  zur  Zeit  beseitigt  und  über- 
wanden werden  konnten.  Diese  Schwierigkeiten  liegen  aber 
Aen  in  dem  mit  dem  Dasein  von  zwei  europäischen  Gross- 
mächten im  Bunde  als  unüberwindlich  gesetzten  Partiknlaris- 
mus  and  beziehungsweise  theilweisen  Antagonismus  derselben, 
tie  liegen  in  dem  dermaligen  Bestehen  zweier  so  grossen 
partikulären  Landesvertretungen  wie  nunmehr  Preussen  in 
seinen  beiden  Häasem  des  Landtags  der  Monarchie  und  0  es  t  er- 
reich in  den  beiden  Häusern  seines  Reichsrathes  besitzt,  über 
welchen  eine  Gesammtnationalvertretung  sich  nicht  leicht  in 
Geltang   und    erspriesslicher  Wirksamkeit  würde    behaupten 
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können*');  sie  liegen  endlich  darin,  dass  man  (1851)  von 
Gedanken  an  die  Anssclieidang  der  einen  dentschi 
Grossmacht  ans  dem  Bnnde  znrttckgekommen  isl 
nnd  sich  daher  mit  einer  solchen  Einrichtung  der 
fassung  begnügen  müss,  bei  welcher  das  Verbleiben 
Grossmächte  im  Bande  möglich  ist.    Zn  diesem  Elnde 
bei  Anerkennung  aller  ihrer  Mängel ,  noch  keine  geeigni 
Form  gefunden  werden  können,  als  die  im  Jahre  1815 
gründete  deutsche  Bundesverfassung  mit  Einhaltung  der  in 
Bundesakte  umschriebenen  Grundlagen  ^). 

%.  180. 
6)  Wirklicher  Werth  der  deutschen  Btmdesverfaasi 

Fasst  man  nun  alles  Vorstehende  zusammen,  so  ei 
der  deutsche  Bund  seinem  hauptsächlichen  Wesen  nach, 
so  wie  das  frühere  deutsche  Reich,  als  eine  Land  friede] 
Verbindung  der  deutschen  Partikularstaaten.  Es  ml 
daher  die  Erwartungen,  welche  man  von  der  politischen 
samkeit  des  Bundes  hegen  kanp,  und  die  Anforde] 
welche  man  an  ihn  machen  darf,  nach  diesem  seinem  Gi 
Charakter  bestimmt  und  beziehungsweise  eingeschränkt  werd< 
Es  darf  daher  auch  die  Schuld,  dass  so  riele  Hoffiii 
welche  sich  an  die  Gründung  des  Bundes,  nach  der 
Deutschlands  aus  einer  drangvollen,  glücklicher  Weise  j^ 
kurzen  Periode  der  Fremdherrschaft  knüpfen,  unerftUlt 
ben  sind,  weniger  der  Einrichtung  der  Bundesverfassung, 
den  geographisch-politischen  Verhältnissen,  in  wel< 
sich  die  deutschen  Staaten  nun  einmal  zu  einander  befin< 
und  ihren  so  ausserordentlich  verschiedenen  Mael 
Verhältnissen  beigemessen  werden,  welche  die  Einrii 


<*)  Selbst  unter  Yoraussetzung  der  Ausscheidung  Oesterreicbs 
dem  Bande  würde  ein  deutscher  Reichstag,  an  welchem Prenssen 
theil  nimmt,  neben  dem  preussischen  Landtage  auf  die  Dauer 
bestehen  können,  und  alsbald  in  den  letzteren  übei^gehen  müssen. 

")  Dass  unter  solchen  umstünden  im  Jahre  1851  nichts  übrig  htel 
konnte,  als  Rückkehr  zur  alten  Bundesyer&ssung,  habe  ich  schon 
des  Erfhrter  Parlaments  angedeutet,  in  der  Schrift:  Deutsche  Union 
deutsches  Reich,  Erfurt,  1850. 
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der  Gesammtverfassang y  zum  Theil  ab  nnverm eidlich  in 
der  Art;  wie  sie  nim  ist,  erkennen  lassen.  Demnngeachtet 
bleiben  aneh  bei  einer  solchen  Ermässigung  der  Anfordemngen 
an  den  Bnnd  und  bei  Anerkennung  eines  solchen  engen 
Kreises  seiner  Thätigkeit  noch  wesentliche  Verbesserungen 
möglieh  und  dringend- wttnschenswerth,  wie  z.  B.  die  Gewäh- 
rung eines  genügenden  Schutzes  Air  Angehörige  der  kleineren 
deutschen  Bundesstaaten  im  Auslande,  die  Einrichtung  eines 
Bundesgerichtshofes  mit  erweiterten  Befugnissen,  und  die  Auf- 
stellung einer  concentrischen  Exekutive  fbr  Zeiten  der  Gefahr  ^). 
Einem  lange  fühlbar  gewordenen  Mangel,  nämlich  der  Verzö- 
gerung der  Beschlösse  durch  langwierige  Instruktionseinholung, 
hat  die  revidirte  Geschäftsordnung  bereits  in  einer  flir  ruhige 
Zeiten  entsprechenden  Weise  abgeholfen^.  Bedeutendes  und 
Anerkennungswerthes  hat  der  Bund  durch  die  Einrichtung  und 
Handhabung  des  austrägalgerichtlichen  Verfahrens  für  den 
inneren  Frieden  Deutschlands  und  die  Rechtsyerfolgung  unter 
den  deutschen  Bundesstaaten  geleistet.  Es  ist  wahrlich  nichts 
Ctoringes,  dass  durch  die  Bundesverfassung  seit  ihrem  Bestehen 
in  Deutschland  ein  ununterbrochener  und  noch  andauernder 
Friedenszu8tan4  von  mehr  als  vierzig  Jahren  unter  den  einzel- 
nen deutschen  Staaten  erhalten  woftden  ist,  was  in  keiner 
firttheren  Periode  der  deutschen  Geschichte  jemals  der  Fall  war. 
Desgleichen  hat  die  Bundesverfassung  Bedeutendes  durch  die 
Einrichtung  des  deutschen  Heerwesens  und  der  Vertheidigungs- 
anstalten  Deutschlands  für  dessen  äussere  Sicherheit  und 
Machtstellung  geleistet,  und  zwar,  so  viel  auch  noch  in  dieser 
Beziehung  zu  wünschen  sein  mag,  in  einer  Weise,  wie  sich 
Deutschland  dessen  zur  Reichszeit  niemals  hatte  rühmen  kön- 
nen ').  Auch  sind  den  deutschen  Unterthanen  und  Landständen 
durch  die  Bundesverfassung  in  mehrfacher  Beziehung  weit  be- 
deutendere Rechte  eingeräumt  und  grössere  Garantien  gegeben, 
als  dies  jemals  zur  Reichszeit  der  Fall  war^).  Der  wesent- 
lichste Werth  der  deutschen  Bundesverfassung  besteht  aber 


0  Siehe  oben  §.  153,  §.  178  und  §.  179. 

«)  Siehe  oben  $.  126. 

*)  Die  Darstellung  des  deutsehen  lülitftrwesenB  siehe  unten  §.  492  u.  fl. 

«)  Siehe  unten  §.  238  u.  flg.  —  §.  330  u.  flg. 
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darin,  dass  sie  den  beiden  deutschen  GrosBm&cliteny  ohne 
der  andern  unterzuordnen ,  also  mit  Anerkennung  deren  toII 
ständiger  Parität,  einen  jederzeit  offenen  Weg  zur  Yei 
ständignng  und  Ausgleichung  ihrer  besonderen  Ii 
teressen,  und  dadurch  zur '  formellen  Feststellung   d< 
was  von  ihnen  als  gemeinsames  deutsches  Interesi 
anerkannt  wird,  eröfihet,  und  den  ttbrigen  Bundesstaat^!,  d( 
politische  Wohlfahrt,  so  wie  die  politische  Existenz  von  Deul 
land  Überhaupt,   von  der  Einigkeit  der  beiden  Grossmäc 
unmittelbar  abhängt,  dabei  die  ihren  Machtverhältnissen 
messene  Stellung  als  Vermittler  zum  Behufe  der  Beföi 
rang  einer  solchen  Verständigung  anweist. 


Zehnter  Abschnitt 

IKe  Versnche  der  UngestaltHng  des  dentsdtei  Stiai 
bnades  ii  eil  Reich  (Bundesstaat)  ud  die  Wieder- 
herstellmig  der  BundesTerfassnig. 
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fk  Quellen  und  Schriften  über  einzelne  Ereignisse  sind  am  betref- 
fenden Orte  angegeben). 


§.  181. 

Äe  Ereignisse  vom  2.  März  1848  bis  zu  dem  Zusam- 
mentritt des  sog.  Vorparlaments  (30.  März  1848). 

I.  Auf  die  Nachricht  yon  der  französischen  Revolntion 
pL  Februar  1848)  erliess  die  BnndesTersammlang  am  1.  März 
fUi  an  die  deutschen  Regierangen  und  das  deutsche  Volk 
inen  Aufruf,  worin  dieselben  zur  Eintracht,  zur  Aufrechthal- 
iDg  der  gesetzlichen  Ordnung  und  Ruhe  und  zum  Vertrauen 
af  die  Bundesversammlung  ermahnt  wurden  ^).  Es  machte 
iereelbe  im  Allgemeinen  keinen  Eindruck^).    Einige  deutsche 


0  Prot  d.  B.-Y.  10.  Sitzung,  v.  1.  März  1848,  §.  108,  S.  179.  Es  heis^t 
km  o.  A. :  ,,I>er  Bundestag  wird  von  seinem  Standpunkt  aus  Alles  auf- 
Ita,  imi  gleich  eifrig  für  die  Sicherheit  Deutschlands  nach  Aussen,  so 
iie  fikr  die  Förderung  der  nationalen  Interessen  und  des  nationalen  Lebens 
illttnem  zu  sorgen.  Deutschland  wird  und  muss  auf  die  Stufe 
fehoben  werden,  die  ihm  unter  den  Nationen  Europas  gebührt, 
Aer  nnr  der  Weg  der  Eintracht,  des  gesetzlichen  Fortschritts  und  der 
dnheitlichen  Sntwickelung  fohrt  dahin."  — y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed. 
hrm.  TU.  ü,  S.  459. 

*)  Auch  die  Bundesversammlung  machte  sich  hierüber  keine  Dlusionen. 
--Tortrag  des  politischen  Ausschusses  (Ref.  v.  Blittersdorf)  in  der  15. 
Stamg  der  B.-V.  y.  8.  März,  Prot  §.  133,  S.  230:  „Gewiss  hat  der  Aufruf 
Mier  Bundesversammlung  an  die  deutschen  Regierungen  und  Völker  bei 
VieieB  guten  Eindruck  gemacht,  im  Allgemeinen  aber  Vertrauen 
n  erwecken  nicht  vermocht^* 
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Regierangen  fanden  sich  durch  die  politische  Bewegung,  welche 
sich  ttberall  bedenklich  ankündigte  ^  alsbald  bewogen ,  die 
Censur  in  ihren  Staaten  anfzuheben,  ohne  einen  Bandea- 
beschloss  hierüber  abzuwarten,  so  z.  B.  Wttrtemberg  und 
Baden  (beide  am  1.  März  1848).  Ersteres  stellte  sein  Press- 
gesetz vom  30.  Jannar  1817  ^),  Letzteres  sein  Pressgesetz  vom 
28.  December  1831  wieder  her,  welches  früher  in  Befolgung 
eines  Beschlusses  der  Bundesyersammlung  vom  5.  Juli  1832 
(Sitz.  24)  hatte  aufgehoben  werden  müssen^).  Am  3.  März 
1848  hob  sodann  die  Bundesversanmilung  selbst  die  Censur  als 
bundesgesetzliche  Einrichtung  auf,  indem  sie  jedem  Staate 
frei  stellte,  die  Censur  abzuschaffen  und  Pressfreiheit,  unter 
Garantien  zur  Sicherstellung  des  Bundes  und»  der  anderen 
Bundesstaaten  gegen  den  Missbrauch  der  Presse,  einzuführen  ^). 

')  Yergl.  die  Anzeige  Würtemberg's  von  diesem  Schritte,  in  der 
18.  Sitzung  der  B.-Y.  v.  4.  Mftrz  1848,  Prot  §.  128,  S.  207.  —  Ausser  den 
Gründen,  welche  in  den  Zeitverh&ltnissen,  der  „ungewohnten  Anfre- 
gnng^'  u.  8.  w.  lagen,  wurde  besonders  darauf  Gewicht  gelegt,  dass  das 
Bestehen  der  Censur  der  Landesverfiassung  §.  28  zuwider,  und  auch  in 
Baden  die  Aufhebung  der  Censur  erklärt  worden  sei.  Schon  in  der 
9.  Sitzung  der  B.-V.  v.  29.  Febr.  1848,  Prot.  §.  106,  S.  175  hatte  Wür- 
temberg  erklärt,  dass  bei  längerer  Verzögerung  eines  Bundesbeschlusses 
über  die  Freiheit  der  Presse,  es  sich  in  dem  FaUe  sehen  dürfte,  proviso- 
rische Anordnungen  hinsichtlich  derselben  in  seinem  Staate  zu  treffen. 

*)  YergL  die  Anzeige  von  Baden,  ebendas.  (Prot  4.  März  §.  123, 
S.  2C^). —  Das  badische  provisor.  Gesetz,  die  Pressfreiheit  betr.  vom 
1.  März,  1848,  führte  unter  seinen  Gründen  besonders  auf,  dass  eine  all- 
gemeine Bundespressgesetzgebung  „in  neuerer  Zeit  bei  der  B.-Y.  wieder 
in  Verhandlung  begriffen,  und  auf  Aufhebung  der  Censur  mit  Erlas- 
sung von  Repressiygesetzen  angetragen  seL*^  —  Baden  hatte  schon  in 
der  10.  Sitz,  der  B.-V.  y.  1.  März  1848,  Prot  §.109,  im  Wesentlichen 
übereinstimmend  mit  Würtemberg  (s.  Note  3),  erklärt,  dass  es  bei  längerer 
Zogerung  mit  der  Aufhebung  der  unhaltbar  gewordenen  Censur  durch 
einen  Bundesbeschluss,  in  den  Fall  kommen  würde,  den  dringenden  An- 
trägen seiner  Stände  durch  provisorische  Anordnungen  hinsichtlich  der 
Presse  entgegen  zu  kommen. 

s)  12.  Sitz,  der  B.-V.  vom  3.  März  1848,  Prot  §.  119,  S.  203;  bei 
V.  M  e  y  e  r ,  1.  c.  Thl.  II,  S.  460. — Im  Publikum  konnte  dieser  B.-B.  kaum  anders 
als  ein  der  B.-V.  durch  die  Umstände  abgenöthigter  betrachtet  werden.  Es 
waren  aber  schon  im  Jahre  1847  von  Preussen,  Eönigr.  Sachsen, 
Würtemberg,  Baden  und  Grossherz.  Hessen  eifrige  Anstrengungen 
gemacht  worden,  an  die  Stelle  der  Censur  von  Bundeswegen  ein  Bepressiv- 
System  treten  zu  lassen,  und  schon  am  9.  Septbr.  1847  (Prot  §.268)  waren 
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Um  dem  aUgemeinen  Drange  nach  einem  Symbol  der  dent- 
'Bchen  Einheit  zu  entsprechen ,  beschloss  die  Bnndesversamm- 
Inng  am  9.  März  den  alten  Reichsadler  nnd  die  Farben  des 
alten  Reichspaniers,  nnbeschadet  der  Landesfarben,  als  Ban- 
desfarben einzuführen  ^).  Am  20.  März  wurde  beschlossen,  das 
Bandeswappen  und  die  Bundesfarben  in  den  Bundesfestungen 
anzubringen,  und  dem  deutschen  Militär  ein  entsprechendes 
Erkennungszeichen  in  diesen  Farben  zu  geben,  was  schon 
längst  die  Bundeskriegsverfassung  art.  36  in  Aussicht  gestellt 

hatte  "O. 

n.  Unterdessen  war  (am  5.  März)  eine  Anzahl  von  (51) 
Männern  aus  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  in  Heidel- 
berg zusammengetreten^),  und  beschloss  eine  „vollständigere 
Versammlung  von  Männern  des  Vertrauens  sJler  deutschen 
Volksstämme  zu  veranlassen,^'  um  über  die  Lage  und  Bedürfnisse 
Deutschlands  und  insbesondere  über  die  Einrichtung  „einer  in 
allen  deutschen  Ländern  nach  der  Kopfzahl  gewählten  Na- 
tionalvertretung zu  berathen^)'^    Es  wurde  zugleich  ein 


dm  Yorfiragen  zur  Abstimmung  gesteUt  worden,  worauf  der  B.-B.  v.  3.  März 
1848  nur  die  entscheidende  Antwort  enthielt 

6)  16.  Sitz,  der  B.-V.  vom  9.  März  1848,  Prot  §.  137,  S.  234;  auch 
bei  V.  Meyer,  1.  c.  Thl.  n.  S.  465. 

7)  21.  Sitz,  der  B.-V.  v.  20.  März  1848,  Prot.  §.  161,  S.  263;  auch  bei 
V.  Meyer,  1.  c  Thl.  H,  S.  467.  —  Vergl.  den  B.-B.  v.  7.  April  1848,  Prot 
§.  240,  S.  355.  —  (Siehe  auch  oben  §.  132). 

>>  Nach  dem  Vorworte  von  Dr.  Jucho,  zu  der  „Offidellen  Ausgabe 
der  Verhandlungen  des  Frankfurter  Parlaments,  (bei  Sauerländer  in 
Frankf.)  Lief.  I,  S.  V,  war  die  Idee,  Vereinigungen  deutscher  Abgeordneten 
gleichen  Strebens  aus  verschiedenen  Ländern  zu  veranlassen  und  in  den  An- 
gelegenheiten Deutschlands  gemeinsam  oder  doch  möglichst  nach  gleichem 
Plane  zu  handeln,  von  den  Männern  der  badischen  Opposition  ausgegangen. 
Die  erste  derartige  Vereinigung  fand  im  Herbste  1839  zu  Hattersheim  statt, 
sodann  versammelte  man  sich  &st  alljährlich  an  verschiedenen  Orten,  so 
z.  B.  1847  zu  Heppenheim,  wo  „die  Versammlung  völlig  ans  Tageslicht 
trat,  nnd  in  den  öffentlichen  Blättern  Bericht  über  ihre  V^handlungen  gab. 
Die  Zeit  war  weiter  vorgerückt,  die  Frucht  reifer  geworden,  und  was  irüher 
nicht  wohl  zu  wagen  gewesen  wäre,  war  nunmehr  ungefährlich."  Eben- 
das.  S.  VI.  „Die  Bad  euer,  denen  hier  wieder  der  Ruhm  des  ersten  An- 
griff gebührt",  luden  auch  zur  Versammlung  auf  den  5.  März  nach  Heidel- 
berg ein. 

>)  Vergleiche  die  Erklärung  dieser  Versammlung  bei  Jucho,  a.  a.  0. 
S.  VIE;  und  hiernach  auch  in  Both  u.  Merck,   QuellensammTung   I, 
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AnsschnsB  von  sieben  Personen,  sog.  Siebener-AnsBchiiBl|^ 
znr  vorlänfigen  Berathung  einer  nationalen  Parlamentsvw 
fassnng  nnd  um  die  Einladung  einer  grösseren  Versanunli 
schleunigst  za  besorgen,  gewählt  Dieser  Ansschuss 
alsbald  (12.  März)  eine  Einladung  zn  einer  Versammliiiig 
den  30.  nnd  31.  März  nach  Frankfurt,  an  „alle  früheren 
gegenwärtigen  Ständemitglieder  und  Theilnehmer  an  gesi 
gebenden  Versammlungen  in  allen  deutschen  Landen,  m 
Ost-  und  Westpreussen  und  Schleswig-Holstein  mit  inbegriffe 
mit  dem  Beifügen,  dass  auch  „eine  bestimmte  Anzahl  and« 
durch  das  Veiirauen  des  deutschen  Volkes  aasgezeichn< 
Männer,  die  bisher  nicht  Ständemitglieder  waren,  noch 
dere  Einladungen  erhalten  würden'^  ^^).  Um  einer  soh 
voraussichtlichen  Versammlung  gegenüber  nicht  unthätig 
bleiben,  und  um  auch  von  Seite  des  Bundes  die  Reform 
deutschen  Verfassung  in  Angriff  zu  nehmen,  beschloss 
Bundesversammlung  am  10.  März,  die  Regierungen  aufzi 
dem,  „Männer  des  allgemeinen  Vertrauens  (sog.  Vertraueol 
männer)  bis  Ende  März  nach  Frankfurt  zu  senden, 
zwar  Einen  für  jede  der  17  Stimmen  im  engeren  R^ 
der  Bundesversammlung,  um  bei  der  Revision  der  deutsc 
Verfassung   gutachtlichen    Beirath    zu    geben*').     Wieder! 


S.  103,   ,,Einmttthig  .  .  .  sprachen  AUe  die  Ueberzengnng  aas,   dass 
HersteUang  und  Yertheidigong  der  höchsten  Güter  (der  Nation)  im  Zi 
menwirken  aller  deutschen  Yolksstämme  mit  ihren  Regierungen  —  so 
auf  diesem  Wege  Rettung  noch  möglich  ist  —  erstrebt  werden  müsae.^ 
Hauptgedanken  dieses  politischen  Programmes  waren:  Nichteinmischung 
die  inneren  Angelegenheiten  Frankreichs ;  Anerkennung  seiner  republil 
sehen  Regierung;  kein  russisches  Bttndniss ;  eine  deutsche  Nationalyertret 

*^)  Siehe  dieses  öffentliche  Ausschreiben  des  Siebener-Ausschusses 
12.  M&rz  1848,  bei  Jucho  a.  a.  0.  S.  IX;  bei  Roth  und  Merck,  a.a.a: 
I,  S.  122. 

")  B.-B.  V.  10.  M&rz,  Prot  §.  140.  S.  238;  bei  v.Mey  er,Lc.ThLn,S.4»^ 
—  In  meiner  Schrift:  Bundesreform,  etc.  1848  (5.  März),  war  der  Yorsi^iiilj 
gemacht,  eine  stärkere  Anzahl  von  Vertrauensmännern,  nämlich  69,  em 
sprechend  der  damals  im  Plenum  bestehenden  Stimmenzahl,  zu  beroM 
welche  Zahl  weit  geeigneter  gewesen  sein  würde,  einen  von  ihr  aosgearM 
teten  Entwurf  in  einer  nachfolgenden  grösseren  Versammlung  zu  hslMM 
und  durchzubringen,  also  die  von  der  Bundesversammlung  hientuf  b0»| 
liebte  geringe  Anzahl  von  17  Stimmen,  nach  Massgabe  der  17  Stinunen  dflii 
engeren  Rathes. 
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wurde   dieBe  Aufforderang   von    der  Bandesyersammlnng  am 
25.  März  "). 

ni.  Mittlerweile  hatte  am  13.  März  in  Wien  nnd  am  18. 
and  19.  März  in  Berlin  eine  Revolation  Statt  gefanden. 
Schon  am  14.  März  hatte  der  König  von  Preassen  den  ver- 
einigten Landtag  einberafen,  mit  der  Ankttndigang,  dass 
er  im  Verein  mit  Oesterreich  die  deatschen  Bandesglieder 
eingeladen  habe,  anverztiglieh  zn  einer  gemeinsamen  fierathnng 
über  die  für  das  Wohl  des  Vaterlandes  erforderlichen  Mass- 
regeln (in  Dresden)  zasammenzatreten  and  mit  allen  Kräften 
ddiin  za  wirken,  „dass  diese  Berathang  za  einer  wirklichen 
Regeneration  des  deatschen  Bandes  fUhre,  damit  das 
deatsche  Volk  in  ihm  wahrhaft  vereinigt,  darch  freie  Insti- 
tationen  gekräftigt,  nicht  minder  aber  aach  gegen  die  Gefahren 
des  Umstarzes  and  der  Anarchie  geschützt,  die  alte  Grösse 
wieder  gewinne,  damit  Deutschland  den  ihm  gebühren- 
den Rang  in  Earopa  einnehme^'^^).  Am  18.  März,  nach 
dem  Eintreffen  der  Nachrichten  von  der  Bewegnng  in  Wien, 
erschien  wieder  ein  Patent  des  Königs  von  Preassen, 
worin  er  mit  grösster  Bestimmtheit  die  Fordernngen  änssprach, 
die  er  an  den  Band  stellen  werde.  Preassen  forderte  darin: 
„vor  Allem,  dass  Deutschland  aas  einem  Staatenband  in  einen 
Bandesstaat  umgewandelt  werde,  sodann  die  Einberuftmg 
einer  vorläufigen  Bundesrepräsentation,  gebildet  aus  den  Stän- 
den aller  deutschen  Länder,  Einführung  constitutioneller 
Verfassungen  in  allen  deutschen  Staaten,  ein  Bundesheer,  eine 
Bundesflotte ,  ein  Bnndesgericht ,  allgemeinen  Zollverband, 
gleiche  Münze,  Mass  und  Gewicht,  allgemeines  Heimaths- 
recht,   Freizügigkeit  und  Pressfreiheit  ^^).     Gleich   nach   den 


")  B.-B.  V.  25.  M&rz  1848,  §.  180,  S.  279 ;  bei  v.  M  e  y  e  r ,  1.  c.  Tbl.  H,  S.  468. 

*')  Siehe  das  k.  preuss.  Patent,  wegen  Einberufung  des  vereinigten 
Landtags,  d.  d.  Berlin,  14.  März  1848,  bei  Weil,  Quellen,  S.  93. 

M)  Siehe  dieses  höchst  merkwürdige  k.  p  r  e  u  s  s.Patent  wegen  beschleunigter 
Einberufung  des  vereinigten  Landtags  vom  18.  M&rz  1848,  worin  die  Krone 
Preussen  in  höchst  energischer  Weise  alle  jene  Forderungen  als  die 
ihrigen  erklärt,  welche  damals  von  der  öffentlichen  Stimme  ausgesprochen 
worden  waren,  bei  Roth  u.  Merck,  Quellensammlung  I,  S.  145.  —  Hier 
forderte  also  Preussen  eine  Beform  des  ganzen  Bundes,  und  durch 
den  Bund,  also  gerade  das,  was  es  seit  dem  20.  December  1861  in  seinen 
Noten  ausdrücklich  verwirft  und  seine  Mitwirkung  dazu  verweigert 
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Märzereigiiissen  in  Berlin  erschien  ein  Aufruf  des  Königs  von 
Prenssen  am  21.  März  ^^an  mein  Volk  nnd  die  deutsche 
Nation''  ^^).  Darin  wird  erklärt,  dass  Rettung  aus  der  doppel- 
ten Gefahr  von  Aussen  und  Innen  nur  aus  der  innigsten  Ver- 
einigung der  deutschen  Fürsten  und  Völker  nnter  einer  Lei- 
tung hervorgehen  könne,  dass  der  König  heute  diese  Lieitang 
für  die  Tage  der  Gefahr  flbemehme  und  sich  und  sein  Volk 
unter  das  ehrwürdige  Banner  des  deutschen  Reiches  stelle: 
„Prenssen  geht  fortan  in  Deutschland  auf'^^.  Der 
König  verkündete  zugleich  die  Abdicht,  die  Fürsten  und  Stände 
Deutschlands  zu  veranlassen,  mit  dem  preussischen  Land- 
tage zu  einer  Versammlung  zusammenzutreten;  so  solle  sidi 
vorläufig  eine  zeitweilige  deutsche  Ständeversanunlung 
bilden,  um  das  dringend  Nothwendige  zu  beschliessen.  Vor 
Allem  sei  nothwendig :  die  Aufstellung  eines  deutschen  Bundes- 
heeres, und  bewaflinete  Neutralitätserklärung;  sodann  sollte 
berathen  werden  über  die  nöthigen  Einrichtungen  zur  Verbes- 
serung der  deutschen  Zustände.  Somit  hatte  also  der  von  dem 
Abgeordneten  Bassermann  kurz  vorher  (12.  Febr.  1848)  in 
der  badischen  Ständeversammlung  ausgesprochene  Gedanke 
eines  allgemeinen  deutschen  Parlaments  die  Anerkennung 
Preussens  gefunden  ^'^. 

rV.  Die  Bemühungen  Preussens,  die  Berufung  eines  sol- 
chen Parlamentes  in  seine  Hand  zu  bringen,  wurden  aber  durch 
die  allgemeine  Bewegung  überflügelt,  welche  alsbald  ihren 
Ausgangs-  und  Mittelpunkt  in  dem  sogenannten  Frankfurter 
Vorparlamente  fand.  Die  Bundesversanunlung  selbst,  in  grosser 
Besorgniss  vor  der  erwarteten  Bewegung,  und  um  dem  erwar- 
teten und  geftirchteten  Vorparlament  in  etwas  entgegenzukom- 
men, beschloss  am  30.  März  die  Bundesregierungen  aufzufordern, 
sofort  Wahlen  von  „Nationalvertretern''  anzuordnen» 
um  am  Sitze  der  Bundesversammlung,  „zwischen  den  Be- 


«0  Biehe  den  Aufruf  des  K.  v.  Preussen,  vom  21.  März  1848,  bei 
Weil,  QueUen,  S.  94;  bei  Roth  u.  Merck,  QueUensamml.  I,  152. 

«)  Siebe  oben  §.  177,  Note  2. 

^7)  Siehe  den  Bassermann*  sehen  Antrag  vom  12.  Febr.  1848,  bd 
Roth  u.  Merck,  QueUensamml.  I,  30.  (Siehe  auch  oben  §.  179,  Note  11.) 
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giemngen  nnd  Volke  das  deutsche  Verfassungs- 
werk zustande  zu  bringen/^  Es  sollte  auf  70,000  Seelen 
ein  Vertreter  kommen  ^^). 

§.  182. 
Das  Vorparlament  (31.  März  bis  4.  April  1848)^). 

I.  Die  von  dem  Siebener-Ausschuss  der  Heidelberger  Ver- 
sammlung nach  Frankfurt  eingeladene  grössere  (Notabein-) 
Versammlung^)  oder  das  sogenannte  Vorparlament  trat  am 
31.  März  1848  aus  sehr  gemischten  Elementen  zusammen,  und 
zwar  Morgens  um  S^i  Uhr  im  ßömer  zu  Frankfurt;  nach  der 
Präsidentenwahl  zog  man  sogleich  in  die  Paulskirche.  Die 
Grundlage  der  Verhandlung  selbst  bildete  ein  kurzes  Programm 
des  Siebener -Ausschusses  der  Heidelberger  Versammlung^). 
Die  Grundgedanken  waren:  1.  ein  Bundeshaupt  mit  verant- 
wortlichen Ministern;  2.  ein  Senat  der  Einzelstaaten;  3.  ein 
Volkshaus,  hervorgehend  aus  Urwahlen  (1  auf  70,000);  4.  Er- 
weiterung der  Gompetenz  des  Bundes  durch  Verzichtleistung 
der  Einzelstaaten  auf  gewisse  Rechte  zu  Gunsten  der  Central- 
gewalt,  nämlich :  a.  ein  Heerwesen,  6.  eine  Vertretung  gegen- 
über dem  Ausland,  c.  ein  System  des  Handels,  Zollwesens, 
der  Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.,  d.  Einheit  der  Civil-  und 
Strafgesetzgebung  und  des  Gerichtsverfahrens  und  e.  Verbür- 


«)  B.-B.  vom  30.  März  1848,  Prot.  §.  209,  bei  v.  Meyer,  1.  c.  Tbl.  n, 
S.  468.  Dass  die  Absicht  der  B.-Y.  bei  diesem  Beschlüsse  keine  andere  war, 
als  dass  die  neue  Verfassung  Deutschlands  auf  dem  Wege  der  Vereinbarung 
zwischen  den  Fürsten  und  Völkern  Deutschlands  zu  Stande  gebracht  werden 
soUte,  ergibt  sich  nicht  blos  aus  der  Wort£assung  dieses  Beschlusses,  son- 
dern auch  aus  dem  Vortrage  des  Bevisionsausschusses  (30.  März  1848,  Prot 
§.  209,  Bef.  Gr.  v.  Nostiz  u.  Jänkendorf).  Roth  u.  Merck,  Quel- 
lensammlung I,  188. 

^)  Die  Verhandlungen  des  Vorparlaments  finden  sich  in  (Dr.  Jucho), 
Verhandlungen  des  deutschen  Parlaments.  Offidelle  Ausgabe.  Erste  Lie- 
ferung. Frankf.  (Sauerländer)  1848. 

')  Den  Ausdruck  „Notabein -Versammlung^*  zur  Bezeichnung 
des  sog.  Vorparlaments,  gebrauchte  M.  v.  Gagern,  ^s  Präsident  des  Gol- 
legiums  der  17  Vertrauensmänner,  in  einem  Schreiben  an  die  B.-V.  v/om 
10.  April  1848;  Prot  der  B.-V.  §.  208,  Beilage,  S.  388. 

')  Abgedruckt  bei  (Jucho)  Verhandl.  d.  deut  Pari.  I,  1;  bei  Both 
IL  Merck,  I,  183. 

ZOpfl,  StaatNreoht.  6.  Aufl.  I.  30 
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gUDg  der  nationalen  Freiheitsrechte.  Zugleich  war  vorgescbla- 
gen,  einen  Ansschnss  zu  ernennen,  der  bei  der  Bnndesyersamm- 
Inng  die  schleunigste  EinberuAing  der  vm-klichen  Nationalver- 
sammlung betreiben  und  das  Vorparlament  wieder  berufen 
solle ;  wenn  bis  zu  Anfang  des  Mai  die  Nationalyersammlung 
nicht  einberufen  sei. 

n.   Nachdem  sich  im  Laufe  der  Verhandlungen   bereits 
das  demokratische  Element  stark  hervorgethan  hatte,  und  mit 
Mühe  ein  offener  Bruch  in-  und  ausserhalb  der  Versanunlnng 
selbst  verhütet  worden  war,  vereinigte  man  sich  über  eine 
Anzahl  von  Beschlüssen,  die  in  9  Bubriken  gebracht  wurden  *). 
A.  Das  Vorparlament  erklärte,  es  halte  es  für  seine  Aufgabe, 
festzustellen,  wie  die  constituirende  Nationalversammlung  g^ 
bildet  werden  solle.    Es  sprach  dabei  ausdrücklich  aus,  ,,dass 
die    künftige    Verfassung    Deutschlands    einzig    und 
allein  dieser  vom  Volk  zu  wählenden  constituirenden  National- 
versammlung zu  überlassen  sei.''    B.  Schleswig,  staatlich 
und  national  mit  Holstein  unzertrennlich  verbunden,  sei  unver- 
züglich  in   den   deutschen   Bund   aufzunehmen,   dessgleichen 
Ost-  und  Westpreussen.   Die  Versammlung  erklärte  femer 
die  Theilnng  Polens  als  ein  schmachvolles  Unrecht  und  er- 
kannte es  als  „heilige  Pflicht  des  deutschen  Volkes,  bei 
der  Wiederherstellung  Polens  mitzuwirken''.    G.  Es  sollte  auf 
je  50,000  Seelen  ein  Vertreter  zur  Nationalversammlung  ge- 
wählt werden.  D.  Die  Wählbarkeit  sollte  unbedingt  freigegeben, 
jeder  volljährige,  selbstständige  Staatsangehörige  wahlfähig  und 
wählbar  sein,  übrigens  wurde  es  den  einzelnen  Staaten  über- 
lassen, ob  sie  direkte  oder  indirekte  Wahlen  anordnen  wollten. 
E.  Versammlungsort    der  Nationalversammlung   sollte  Frank- 
furt a.  M.,  und  F.  die  Versammlungszeit  der  1.  Mai  1848  sein. 
0.  Es  sollte  ein  permanenter  Ausschuss  von  50  Mitglie- 
dern aufgestellt  und  beauftragt  werden,  die  Bundesversamm- 
lung zu  berathen  und  bei  eintretender  Gefahr  die  gegenwärtige 
Versammlung  wieder  zu  berufen;  femer  die  Einberufung  einer 
Volksbewaffiiung  zu  betreiben  und  aus  Oesterreich  6  Mitglie- 


*)  Die  Beschlüsse  des  Vorparlaments  sind  abgedruckt  bei  (Jucho) 
Verhandlungen  d.  deut  Pari  I,  172;  bei  Roth  u.  Merck,  Quellens.  I, 
194;  bei  Weil,  S.  97. 
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der  zum  Ansschnss  beizuziehen^).  Die  Versammlung  ver- 
langte femer  y  dass  der  Bundestag ,  indem  er  die  Angelegen- 
heiten eines  constitairenden  Parlamentes  in  die  Hand  nimmt, 
sich  von  den  yerfassungswidrigen  Ansnahmsbeschlttssen 
lossage  und  die  Männer  aus  seinem  Schoos  entferne, 
welche  zur  Hervorrufung  und  Ausführung  dieser  Be- 
schlüsse mitgewirkt  hatten^).  H.  Als  Grundrechte  und 
Forderungen  des  deutschen  Volkes,  die  das  Minimum  der 
deutschen  Volksfreiheit  bilden  sollten,  wurden  dem  künftigen 
Parlament  empfohlen:  Gleichstellung  der  politischen  Rechte 
ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses;  Unabhängigkeit 
der  Kirche  vom  Staate;  volle  Pressfreiheit;  freies  Vereinigungs- 
recht; Petitionsrecht;  eine  freie  volksvertretende  Landesverfas- 
sung, mit  entscheidender  Stimme  der  Volksabgeordneten  und 
Verantwortlichkeit  der  Minister;  gerechtes  Mass  der  «Steuer- 
pflicht nach  der  Steuerkraft;  Gleichheit  der  Wehrpflicht  und 
des  Wehrrechtes;  gleiche  Berechtigung  aller  Bürger  zu  Ge- 
meinde- und  Staatsämtem;  unbedingtes  Auswanderungsrecht; 
allgemeines  deutsches  Staatsbürgerrecht ;  Lehr-  und  Lernfreiheit ; 
Schutz  der  persönlichen  Freiheit;  Schutz  gegen  Justizverwei- 
gerung ;  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  der  Rechtspflege  und 
Schwurgerichte  in  Strafsachen;  ein  volksthümliches  Credit- 
System  mit  Ackerbau-  und  Arbeitscreditkassen ;  Schutz  der 
Arbeit,  um  Arbeitsfähige  vor  Mangel  zu  bewahren,  Erwerb- 
losen lohnende  Beschäftigung  zu  verschaffen  und  die  Verfassung 
des  Gewerbe-  und  Fabrikwesens  den  Bedürfhissen  der  Zeit 
anzupassen;  sodann  Schulunterricht  für  alle  Klassen,  Gewerbe 
und  Berufe  aus  Staatsmitteln  und  endlich  Anerkennung  der 
Auswanderung  als  Nationalangelegenheit.  J.  Den  Schluss  bil- 
det der  Ausdruck  des  Dankes  der  Versammlung  an  die  zu 
Heppenheim  und  Heidelberg  zusammengetretenen  Männer 
und  an  die  Behörden  und  Bürger  der  Stadt  Frankfurt.    (An 


^)  Es  war  sogar  der  Antrag  gestellt  worden,  dass  sich  das  gesammte 
Vorparlament  för  permanent  bis  zum  wirklichen  Zusammentritte  der 
constituirenden  Nationalversammlung  erklären  sollte.  Dieser  Antrag,  der 
kaum  eine  geringere  Tragweite  hatte,  als  eine  förmliche  Erklärung  eines 
Bevolutionszustandes ,  wurde  aber  mit  516  Stimmen  gegen  148  abgelehnt. 

*)  Der  letzte  Theü  der  unter  G.  zusammengestellten  Beschlüsse  des 
Vorparlaments,  wurde  erst  am  2.  April  beschlossen. 
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eine  Auflösung  des  deutschen  Bandes  oder  an  eine  Entfenmng 
des  Bundestags,  oder  an  eine  Ausschliessung  Oesterreichs, 
dachte  damals  noch  Niemand;  im  Gegentheil  wurde  Oester- 
reichs  Theilnahme  dringend  gefordert). 

in.  Das  Präsidium  des  Vorparlaments  theilte  in  einem 
Schreiben  vom  2.  April  1848  der  Bundesversammlung  die  Be- 
schlüsse mit,  yywelche  die  hier  zur  Vorbereitung  der  deutschen 
constitnirenden  Nationalversammlung  versammelten  Männer  im 
Namen  des  deutschen  Volkes  (in  den  Sitzungen  vom 
31.  März  und  I.April)  gefasst  haben'''').  Die  Bundesversamm- 
lung erklärte  sofort  ihre  Bereitwilligkeit,  diesen  Beschlfissen 
des  Vorparlaments  ,, entgegen  zu  kommen''®),  und  gab 
auch  in  dem  Antwortschreiben  an  das  Präsidium  des  Vorpar- 
laments diesem  Kenntniss  von  ihrem  so  eben  (2.  April)  auf 
einen  *  schon  früher  (23.  März)  von  der  freien  Stadt  Frank- 
furt gestellten  Antrag  gefassten  Beschlüsse,  wonach  „die 
seit  dem  Jahre  1819  erlassenen  sog.  Ausnahmsgesetze 
des  deutschen  Bundes  fllr  aufgehoben"   erklärt  wurden^). 


7)  Das  Schreiben  findet  sich  in  den  Prot  der  B.-V.  y.  2.  April  1848, 
§.  215,  S.  327.  —  Es  theilt  der  B.-V.  die  hier  oben  unter  B.  bis  F.  auf- 
gefOhrten  Beschlasse,  und  den  unter  6.  aufgeführten  Beschluss  mit,  soweit 
letzterer  von  der  Aufstellung  des  permanenten  Ausschusses  handelt  Der 
anter  A.  hier  oben  angefahrte  Beschluss  des  Vorparlaments,  worin  die 
Entscheidung  über  die  deutsche  Verfassung  einzig  und  allein  der  con- 
stituirenden  Versammlung  beigelegt  wird,  sowie  Überhaupt  die  an  ond  seit 
dem  2.  April  ge£assten  Beschlüsse  des  Vorparlaments,  sind  nicht  in  den 
Prot  der  B.-V.  zu  finden.  Doch  lässt  der  Inhalt  des  Antwortschreibens 
des  Präsidiums  der  Bundesversammlung  an  das  Präsidium  des  Vorparla- 
ments, ebenfalls  vom  2.  April  1848  Prot  §.  215,  S.  329  deutlich  erkennen, 
dass  die  B.-V.  doch  auch  schon  damals  mindestens  Kenntniss  von  der  an 
gleichem  Tage  beschlossenen  Forderung  der  Aufhebung  der  Ausnahms- 
gesetze gehabt  haben  müsse.  Vergl.  v.  Meyer,  1.  c.  3.  Aufl.  Thl.  II,  S.  477. 

«)  Prot,  der  B.-V.  v.  2.  April  1848,  §.  215,  S.  329. 

9)  B.-B.  vom  2.  April  1848,  Prot  §.  214,  S.  326;  vergl.  mit  Prot  vom 
23.  März  1848,  §.  176,  S.  271  (Antrag  der  fr.  Stadt  Frankfurt  wegen 
Aufhebung  der  seit  dem  Jahre  1819  erlassenen  Ausnahmsgesetze.)  — 
Der  zur  Revision  des  art  28  der  Wiener  Schlussakte  niedergesetzte  Ans- 
Bchuss  hatte  in  der  Sitzung  v.  2.  April,  Prot  §.  214,  richtig  bemerkt,  dass 
eine  Prüfung  der  seit  1819  gefassten  einzelnen  Bundesbeschlüsse  nöthig 
sein  würde,  um  zu  bestimmen,  welche  unter  die  Kategorie  der  Ausnahms- 
gesetze fallen,  welche  Bezeichnung  damals  überhaupt  zum  erstenmale  als 
politisches  Schlagwort  in  Schwung  gesetzt  wurde;  die  B.-V.  glaubte  aber, 
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Ueberdies  wurde  schon  am  3.  April  bekannt;  dass  die  Ban- 
desgesandten, welche  sich  dnrch  den  Beschlnss  des  Vorparla- 


dass  es  jetzt  mehr  darauf  ankomme,  nur  den  Grundsatz  in  bindender 
Weise  auszusprechen,  damit  so  dem  Zweifel  und  Misstrauen  entgegen  ge- 
treten werde.    Damit  sind  aber  nun  freilich  in  Bezug  auf  die  einzelnen 
Bundesgesetze  Zweifel  entstanden,  da,  je  nach  dem  politischen  Standpunkte, 
die  Ansichten  über  das,  was  unter  die  Kategorie  von  Ausnahmsgesetzen 
gehört,  sehr  verschieden  sind.  (Yergl.  z.  B.  H.  A.  Zachariä,  deut.  Staatsr. 
[2.  Aufl.]  I,  S.  225  fl.)   Uebrigens  bestehen  solche  Zweifel  nur  ausser- 
halb, aber  nicht  in  der  in  der  B.-V.  —  Schon  auf  den  Dresdener  Con- 
ferenzen  hatte  die  zweite  Gommission  einen  Bericht  darüber  erstattet 
(Beü.  z.  VIII.  Sitzung  v.  2.  Mai  1851),  wonach  als  durch  den  B.-B.  vom 
2.  April  1848  aufgehoben  alle  Bundesbeschlüsse  zu  betrachten  sind,  welche 
überhaupt  nur  in  Bezug  auf  bestimmte,  jetzt  nicht  mehr  vorhandene 
Zustände,  Ereignisse,  unruhige  Bewegungen,  oder  überhaupt  nur  als  pro- 
visorisch verkündet,  und  seit  dem  Ablaufe  des  für  ihre  Geltung  bestimm- 
ten (fünfjährigen)  Zeitraumes  nicht  erneuert  worden  sind;  namentlich  die 
Beschlüsse  vom  20.  Sept.  1819;  (Pr&sidialvortrag,  Absdin.  m,  IV,  V;  die 
Beschlüsse  über  das  Schul-  und  Universitätswesen,  Missbrauch  der  Presse, 
die  Centraluntersuchungscommission ;    die    provisorischen  Massregeln  vom 
16.  August  1824  und  der  B.-B  v.  21.  Okt.  1830  über  gegenseitige  Hilfe- 
leistung der  Regierungen,  so  weit  er  blos  temporäre  Bestimmung  hatte. 
Von  dem  B.-B.  v.  5.  Juli  1832,  Prot  §.  231  ^  Massregeln  zur  Aufrechthal- 
tung der  gesetzlichen  Ordnung  und  Kühe,  betr.,  sind  aufgehoben  die  Be- 
stimmungen 1 — 7  und  9;   d.  h.  bezüglich  der  ausserhalb  Deutschland  er- 
schienenen Druckschriften;  der  Vereine,  Versammlungen,  Abzeichen,  Fahnen, 
Freiheitsbäume,  Universitäten;  polizeiliche  Ueberwachung  Einheimischer  und 
Fremder,  und  (Nr.  9)  temporäre  Zusicherung  militärischer  Assistenz  der 
Regierungen  (doch  bleibt  das  Princip).    Ferner  sind  aufgehoben  der  B.-B, 
v.  13.  Nov.  1834,  Prot.  §.  546,  über  die  Universitäten,  und  v.  13.  Nov.  1834, 
Prot.  §.  547,  über  die  Aktenversendung  an  Universitäten  und  Schöffenstühle 
in  Criminal-  und  Polizeisachen.   Selbstverständlich  wurden  auch  jene  Bun- 
desbeschlüsse für  aufgehoben  erklärt,  welche  nur  die  Vollziehung  der  vor- 
genannten bezwecken.    Als  fortbestehend  wurden  erklärt:    der  Präsidial- 
vortrag V.  19.  Sept  1820,  Abschn.  I  u.  n,  den  Sinn  des  art.  13.  der  B.-A. 
und  die  Vollziehung  betr.  als  übergegangen  in  die  W.  S.-A.  v.  15.  Mai  und 
in  die  Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820;  der  B.-B.  (VI.  Artikel) 
vom  28.  Juni  1832,  mit  Ausnahme  der  Schlussbestimmung  über  Missbrauch 
der  Presse;  die  Bestimmung  Nr.  8,  in  dem  B.-B.  v.  5.  Juli  1832,  die  ge- 
genseitige Auslieferung  politischer  Verbrecher  betr.    Hinsichtlich  der  Be- 
schlüsse der  Wiener  Ministerialconferenzen  v.  J.  1834  wurde  bemerkt,  dass 
sie  keiner  Aufhebung  durch  die  Bundesversammlung  bedürfen,  da  sie  im 
Ganzen  niemals  zum  Bundesbeschluss  erhoben  worden  sind;  die  fortwäh- 
rende Giltigkeit  des  hieraus*  entnommenen  B.-B.  v.  30.  Okt.  1834,  das  Bun- 
desschiedsgericht betr.,  wurde  ausdrücklich  anerkannt.    Hiermit  haben  sich 
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ments  (nnter  0.)  betroffen  fühlten ,    bereits  ihre  Begiemsgen 
nm  Abbernfang  gebeten  hätten  ^^). 

§.  183. 

Die  Zeit   des  Ftinfzigerausschusses   (vom  3.  April  bis 

17.  Mai   1848)^). 

I.  In  keiner  Zeit  hat  die  Bnndesversammlnng  eine  solche 
Thätigkeit  entwickelt,  wie  in  der  Zeit  des  FtLnfziger-Ans- 
schnsses.  Es  konnte  damals  einen  Angenblick  zweifelhaft 
erscheinen,  ob  die  friedliche  Agitation,  deren  Ansdehnnng  und 
innere  Kraft  man  gar  nicht  abzuschätzen  vermochte,  nicht 
noch  die  Monarchie  in  Deutschland  beseitigen  werde.  Die 
Schilderhebung  von  Heck  er  in  Baden  aber  brachte  einen 
entscheidenden  Umschwung  hervor.  Hierdurch  wurde  die 
Partei  des  gemässigten  Fortschritts  genöthigt,  sich  von  den 
Bepublikanem  zu  scheiden  und  sich  den  Begierungen  anzn- 
schliessen,  und  überdies  kam  der  Fttnfziger-Ausschuss 
in  die  Lage,  den  Aufstand  öffentlich  missbilligen  und  den 
deutschen  Bund  zu  militärischen  Massregeln  gegen  die  Auf- 
rtthrer  auffordern  zu  müssen. 


s&mmtliche  Bnndesregienmgen  zn  Dresden  einyerstanden  erkl&rt:  auch 
stimmt  die  Praxis  des  Bundestags  seit  seiner  Wiedereröffiiung  damit  yoU- 
kommen  überein.  Der  B.-B.  y.  5.  Noy.  1835,  die  Verschickung  der  Akten 
in  Polizei-  und  Griminalsachen  betr.  war  schon  durch  B.-B.  y.  23.  M&n 
1848,  Prot.  §.  176,  und  ebenso  der  B.-B.  y.  15.  Januar  1835,  Prot  §.  36 
und  der  B.-B.  y.  3.  Dec.  1840,  Prot  §.  310,  das  Wandern  der  Handwerks- 
burschen betr.  durch  B.-B.  y.  29.  Mai  1848,  Prot  §.  565,  S.  641  (yergl.  Prot 
y.  4.  August  1853,  §.  228,  S.  743)  ausdrücklich  yon  der  B.-V.  aufgehoben 
worden:  dagegen  hat  die  B.-V.  in  der  4.  Sitzung  y.  21.  Sept  1850,  §.  10, 
S.  61,  und  in  der  10.  Sitzung  y.  16.  Okt  1850,  Prot  §.30,  S.  123  aus- 
drückUch  erklärt ,  dass  der  B.-B.  yom  2a  Juni  1832  (VL  Artakel),  über 
den  Umfang  der  ständischen  Befugnisse,  als  den  art  57  der  W.  S.-A.  erläu- 
ternd, durch  den  B.-B.  y.  2.  April  1848  nicht  aufgehoben  worden  seL 

«)  Weil,  QueUen,  S.  107. 

*)  Vergleiche  (Dr.  Jucho)  Verhandlungen  des  deutschen  Parlaments. 
Zweite  Lieferung.  Frankfurt  1848;  enthaltend  die  Verhandlungen  des 
Fünüaiger-Ausschttsses,  der  Bundesyersammlung  und  der  XVn  Vertrauens- 
männer, bis  zum  Zusammentritt  der  constituirenden  deutschen  Naüonal- 
yersammlung. 


§.  183.  Der  FünfzigerausschusB  (v.  3.  April  bis  17.  Mai  1848).      471 

n.  Schon  unter  dem  7.  April  kam  in  der  Bondesversamm- 
Inng  znr  Anzeige,  dass  die  von  der  Regierung  anher  abgeord- 
neten Männer  des  Vertranens  ersucht  worden  sind,  den  Entwurf 
einer  neuen  Bundesverfassung  aufzustellen  und  so  die  Initiative 
mit  vollem  Vertrauen  in  die  Hände  dieser  Männer  gelegt 
worden  sei  Zugleich  beschloss  die  Bundesversammlung,  von 
den  Beschlüssen  des  Vorparlaments  und  vom  Fttnfziger-Aus- 
schuss  getrieben,  ihren  Beschluss  vom  30.  April  in  Beziehung 
auf  die  Verhältnisszahl  der  Vertretung  dahin  abzuändern  und 
zu  vervollständigen,  dass  zu  der  „constituirenden  deut- 
schen Nationalversammlung'^  je  auf  50,000  Seelen  ein 
Vertreter  gewählt  werde,  die  Wählbarkeit  «keiner  Beschränkung 
in  Bezug  auf  Gensus,  Beligionsbekenntniss  oder  Stand  unter- 
liegen solle,  jeder  selbstständige,  volljährige  deutsche  Staats- 
angehörige wählbar  sei  und  nicht  dem  Staate  anzugehören 
brauche,  welchen  er  vertreten  solle;  dass  auch  die  politischen 
Flttchtlinge,  wenn  sie  nach  Deutschland  zurflckkehren  und  ihr 
Staatsbtlrgerrecht  wieder  angetreten  haben,  wahlberechtigt  und 
wählbar  seien,  und  endlich,  dass  die  Wahlen  so  beschleunigt 
werden  sollen,  dass  wo  möglich,  die  Sitzungen  der  National- 
versammlung am  1.  Mai  beginnen  .könnten^).  Auf  die  For- 
derung des  Vorparlaments,  dass  die  Feststellung  des  deutschen 
Verfassungswerkes  einzig  und  allein  der  Nationalversamm- 
lung zu  überlassen  sei^,  ist  die  Bundesversammlung  nicht 
eingegangen,  sondern  sie  hielt  an  der  Ansicht  fest,  dass  der 
einzig  rathsame  und  einzig  zulässige  Weg  der  sei,  dass  der 
von  der  Bundesversammlung  und  ihrem  Beirathe  vorzuberei- 
tende Entwurf  einer  neuen  Bundesverfassung  der  „consti- 
tuir enden''  Nationalversammlung  zum  Behufe  der  Verstän- 
digung vorgelegt  werde*), 

«)  Vergl.  Prot  d.  B.-V.  29.  Sitzung  t.  7.  April  1848,  §.  238,  S.  348— 
353.  —  Da  es  nicht  mdglich  war,  in  sämmtlichen  Staaten  die  Wahlen  his 
zum  1.  Mai  vorznnehmen,  so  sah  sich  die  B.-V.  yeranlasst,  durch  B.-B  y. 
26.  April  1848,  Prot  §.  352,  S.  474  die  Eröffiiung  der  NationalTersainnilmig 
auf  den  18.  Mai  festzusetzen,    v.  Meyer,  1.  c  Thl.  n,  S.  479,  489. 

3)  Siehe  oben  §.  182,  U,  A. 

*)  Prot  der  B.-V.,  29.  Sitzung,  ▼.  7.  April  1848,  §.  238,  S.  349.  —  Die 
Bezeichnung  der  berufenen  deutschen  NationalTersanunlung  in  dem  B.-B. 
T.  7.  April  1848,  Prot  §.  238,  S.  353,  als  „constituirende*'  trug  nicht 
wenig  dazu  bei,  die  Ansichten  über  deren  Befugnisse  zu  verwirren. 
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m.  In  derselben  Sitzung  vom  7.  April  1848  (Prot  §.  237) 
wurde  aach  beschlossen,  die  Bundesprotokolle  wieder  so  su 
yeröffentlichen,  wie  dies  vor  dem  Jahre  1824  gehalten  wurde  ^). 
Sie  erschienen  hieranf  auch  regelmässig  in  den  Frankfarter 
Zeitungen.  Gleichzeitig  (7.  April)  stellte  der  Fünfziger-Aus- 
schuss,  der  bereits  anfing,  nicht  nur  den  Treiber,  sondern  auch 
den  Herrn  der  Bundesversammlung  zu  spielen,  die  Forderung, 
dass  die  Bundesversammlung  mit  ihm  in  direkte  Verhandlung 
trete  und  zu  diesem  Behufe  die  Bundesversammlung  die  S  i  e  b  - 
zehner  (Vertrauensmänner)  in  ihre  Mitte  aufnehme,  und  dann 
eine  Gommission  ernenne,  die  mit  dem  Ausschuss  unterhandle. 
Die  Bundesversanmüung  beschränkte  sich  darauf,  (10.  April) 
dem  Fünfziger-Ausschuss  zu  erwiedem,  dass  sie  seine 
Ansichten  und  Wtlnsche  seither  schon  beachtet  habe,  und  auch 
femer  beobachten  werde,  und  ihr  Verhältniss  zu  den  Sieb- 
zehnern  bereits  zur  gegenseitigen  Zufriedenheit  geordnet  sei^). 

IV.  In  der  Sitzung  vom  11.  April  wurde  auf  den  Antrag 
von  Preussen  die  Aufnahme  seiner  östlichen  deutschen  Pro- 
vinzen (Ost-  und  Westpreussen)  in  den  Bund  beschlossen '0- 

V.  Am  18.  April  kam  in  der  Bundesversammlung  ein 
Schreiben  der  siebzehn  y^rtrauensmänner  vom  13.  April  zur 
Berathung,  worin  sie  Anträge  stellten:  1)  auf  Einführung  all- 
gemeiner Volksbewaffnung  in  allen  deutschen  Staaten,  2)  auf 


8)  Siehe  oben  §.  131;  —  s.  v.  Meyer,  1.  c  Tbl.  ü,  S.  479. 

•)  Prot  d.  B.-V.  V.  10.  April  1848,  §.  254,  S.  367  flg. 

7)  B.-B.  V.  11.  April  1848,  Prot  §.  258,  S.  381.  „Der  Beitritt  der  Pro- 
vinz Preussen  (Ost-  und  Westpreussen)  zum  Deutschen  Bunde  wird  mit 
freudiger  Anerkennung  der  dem  Antrage  zu  Grunde  liegenden,  na- 
tionalen und  föderalen  Gesinnung,  einstimmig  angenommen,  und  so- 
mit Ost-  und  West-Preussen  in  den  Bund  aufgenommen."  —  Nachträglich 
wurden  (am  22.  April)  noch  einige  Distrikte  des  Grossherzogthums  Posen, 
worin  die  Bevölkerug  überwiegend  deutsch  ist,  dem  Bunde  einverleibt; 
(vergl.  Prot  d.  B.-V.  v.  22.  April  1848,  §.  319;  desgleichen  auch  kair« 
nachher  (2.  Mai)  auf  den  Wunsch  der  Bundesversammlung,  die  Festung 
Posen  und  ihr  Bayon.  Prot  d.  B.-Y.  v.  1.  Mai  1848,  §.  378;  und  v.  2.  Mai 
1848,  §.  389.  —  Hiemach  erhöhte  sich  die  Matrikularbevölkerung  Preus- 
Bens  auf  9,570,000  Seelen,  (etwas  mehr  als  die  Matrikularbevölkerung  von 
Oesterreich  (9,482,227).  —  In  der  64.  Sitzung  der  B.-V.  v.  17.  Juni, 
Prot  §.  633  wurde  desshalb  das  k.  preussische  Bundescontingent  von 
79,484  auf  95,703  Mann  erhöht 
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bewaffiieten  Schutz  Dentschlands  zur  See,  so  weit  es  die  Um- 
stände gestatten,  und  3)  auf  Erwägung  der  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  fttr  die  Leitung  der  äusseren  Angele- 
genheiten Deutschlands  erforderlichen  Einrichtungen^).  Die 
Bundesversammlung  beschloss  darauf,  den  £egierungen  die 
Einfllhrung  der  allgemeinen  Volksbewaffnung,  so  weit  sie  nicht 
bestehe,  dringend  anzubefehlen,  gab  den  Vertrauensmännern 
Kenntniss  von  dem,  was  bereits  fär  den  bewaffneten  Schutz 
Deutschlands  zur  See  vorgekehrt  und  eingeleitet  worden,  er- 
klärte sich  jedoch  ausser  Stande,  Einrichtungen  für  die  Leitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  Deutschlands  sofort  zu  treffen, 
behielt  sich  aber  vor,  auch  in  dieser  Beziehung  nach  den  Um- 
ständen zu  handeln,  und  nach  Befinden,  falls  es  nützlich  sein 
würde,  besondere  Missionen  zu  veranstalten^). 

VI.  Ebenfalls  am  8.  April  wurde  auf  Anregung  der  sieb- 
zehn Männer  des  Vertrauens  durch  die  badische  Bundestags- 
gesandtschaft der  Antrag  gestellt,  die  Bundesversammlung  möge 
aus  ihrer  Mitte  eine  ausserordentliche  Commission  mit  einer 
exekutiven  Gewalt  ernennen.  Diese  (provisorische)  exe- 
kutive Behörde  sollte  in  der  Art  gebildet  werden,  dass  die 
beiden  grösseren  Bundesstaaten,  Oesterreich  und  Preussen,  je 
ein  Mitglied,  und  die  übrigen  Bundesstaaten  ebenfalls  ein  Mit- 
glied derselben  ernennen,  wobei  die  übrigen  Bundesstaaten  ausser 
Oesterreich  und  Preussen,  in  der  Art  verfahren  sollten,  dass 
Bayern  drei  Gandidaten  vorschlägt,  aus  welchen  die  übrigen 
Staaten  durch  Stimmenmehrheit  einen  als  Mitglied  der  Exeku- 
tivbehörde wählen.  Diese  Bundesvollziehungsgewalt  sollte  in 
minder  wichtigen  und  in  sehr  eiligen  Fällen,  allein  und  auf 
eigene  Verantwortlichkeit  handeln,  in  wichtigeren  Fällen  aber, 

«)  37.  Sitzung  der  B.-V.  v.  18.  April  1848,  Prot.  §.  299,  S.  418.  —  In 
Bezug  auf  die  ausw&rtigen  Verhältnisse  von  Deutschland  beklagt  das  (v.  D  r  o  y- 
sen  yerfasste)  Promemoriay  dass  die  Vermittlang  mit  Dänemark  an 
Preussen  übertragen  worden,  welches  bei  dieser  Frage  nicht  bloss 
deutsche,  sondern  auch  eigene  Interessen  zu  wahren  habe;  sodann 
wird  eine  Deutsch-Holländische  Allianz  und  Einleitung  von  Verbindungen 
mit  Schweden  und  Belgien  empfohlen,  vor  Allem  aber  als  die  wich- 
tigste Anknüpfung  die  mit  „Nordamerika"  bezeichnet,  mit  dem  Bei- 
fftgen:  „so  Grott  yrill,  ist  in  Kurzem  auch  ihr  (Deutschlands  u.  Amerikas) 
Inneres  in  wesentlichsten  Beziehungen  völlig  analog." 

•)  B.-B.  V.  18.  April  1848,  Prot.  §.  299,  S.  421. 
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nach  dem  Bathe  der  BiindesYersammlaiig,  die  Air  die  aUgomaai: 
innere  and  änssere  Sicherung  und  fOr  die  Wohlfahrt  des  Tatfli|ij 
landes  nothwendigen  gemeinschaftlichen  Massregeboi  treffen' 
Es  war  dies  im  Wesen  nichts  anderes,   als  ein  Antrag 
Einrichtung  einer  Behörde  mit  diktatorischer  Gewdt 
die  Zeit  der  Gefahr,  und  sicher  wäre  Deutschland  nuuu 
Unheil  erspart  worden,  wenn  die  Bundesversammlung 
diesen  Antrag  zum  Beschluss  erhoben  und  ausgeflihrt 
Zwar  beschloss  die  Bundesyersammlung  auf  den  Antrag 
Bevisionsausschusses  in  der  Sitzung  vom  3.  Hai  1848, 
§.  406,  die  Begierungen  zu  ersuchen,  baldmöglichst  drei 
der  angegebenen  Weise  ernannte  Abgesandte  an  den  Sitx 
Bundestags  und  der  erwarteten  Nationalversammlung  abza( 
nen,  um  solchergestalt  die  so  dringend  nothwendige,  w( 
stens   ftir  eilige  Fälle  mit  der  Befugniss   zu  selbststSüK 
Handeln   ausgerüstete   provisorische   Exekutivgewalt  zu 
stituiren  ^^).    Nach  der  in  diesem  Beschlüsse  ausgesprodic 
Absicht   der   Bundesversammlung   sollte   die   Aufgabe  di( 
EJxekutivbehörde  nicht  nur  darin  bestehen,  die  für  die 
und  äussere  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des  Gesammtvaterl 
nöthigen  Massregehi  anzuordnen,  die  völkerrechtlichen  Ui 
handlungen  zu  führen,   und  die  Oberleitung  der 
Vertheidigungseinrichtungen,  insbesondere  auch  die  der  V< 
bewafihung  zu  übernehmen,  sondern  es  sollte  ihr  insbesom 
„die  Vermittlung  und  Vereinigung  der  Ansichten  und  W( 
der  Begierungen  unter  einander  und  mit  der  coDSi 
tuirenden  Versammlung,  in  Beziehung  auf  die  im  gi 
meinschaftlichen  Vereine  in  das  Leben  zu  rufende 
deutsche  Verfassung'^  obliegen.   Es  ist  wohl  keine  Frage,  di 


*^y  Badischer  Bnndestagsgesandter  und  Antragsteller  war  iIah^VJ 
Welcker.    Sitzung  37,  d.  B.-V.  v.  18.  April  1848,  Prot  §.  297,  S.  416.  .  i 

<0  B.-B.  V.  3.  Mai  1848,  Prot  §.  406,  S.  534:  „Die  drei  Abgesaodtfll] 
werden  in  eiligen  Fällen  nach  eigener  Entschüessung,  in  allen  a&deilfi 
Fällen  aber  nach  dem  Bathe  der  B.-Y.  handeln.  Sie  sind  der  Natioii] 
wie  den  Begierungen,  verantwortlich."  —  Im  Eingänge  dielN 
Bundesbeschlusses  wurde  die  Einsetzung  einer  solchen  EzekutiTbeh((rde,ik» 
ein  allgemein  gefühltes,  „namentlich  auch  von  den  siebenzehn  MUrl 
nern  des  Vertrauens,  so  wie  von  denen  des  Fünfziger-AusiekU*  ' 
8 es  anerkanntes  Bedürfiiiss'*  bezeichnet 
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die  Bogiemngen  noch  vor  dem  Znsamineiitritte  der  con- 
ittnirenden  NationalyeTBammlnBg  diese  Exeknürbehörde  zu 
Hände  gebracht  hätten ,  der  Bond  auch  dieser  Versammlung 
^egenflber  die  erforderliche  Festigkeit  hätte  behaupten,  und 
hdnreh  anch  deren  Verhandlongen  zu  einem  gedeihlichen 
hde  hätte  leiten  können.  Die  schleunige  Aufstellung  einer 
Wehen  Exekutivbehörde  war  aber  um  so  nothwendiger,  als 
b  Vertrauensmänner  bereits  am  27.  April  1848  der  Bundes- 
hreammlung  ihren  Verfassungsentwurf  ttbergeben  hatten  und 
knunehr  die  Regierungen  sich  zu  entscheiden  hatten ,  ob  sie 
^fesen  Entwurf  annehmen  und  zu  dem  ihrigen  machen,  ob  sie 

treiben  noch  yor  der  Vorlage  an  die  constituirende  National- 
ammlung  modificiren,  oder  ob  sie  denselben  ohne  alle 
Meielle  Vertretung  von  ihrer  Seite  dem  Schicksale  der  De- 
btten  in  der  Nationalversammlung  lediglich  Preis  geben  und 
Hiwarten  wollten,  in  welcher  Oestolt  es  aus  dieser  heraus- 
Ifriien  werde  ^^.    Der  Fünfzigerausschuss  beschwerte  sich  aber 

*>)  Auf  die  grossen  Ge&hren,  welche  f&r  den  Bund  daraus  entspringen 
■tasten,  wenn  die  Regierungen  sich  nicht  über  den  Entwurf  der  Yer^ 
knensmftnner  verständigen,  wenn  sie  niq^t  der  NationalTersammlong  mit 
IfKm  vereinigten  und  sich  selbst  klaren  Willen  entgegentreten,  und  nicht 
fm  Zwecke  ihrer  Vertretung  gegenüber  von  der  Nationalgewalt  die  schon 

EfL  18.  April  beantragte,  am  3.  Mai  1848  beschlossene  Exekutiybehörde 
*8 Leben  rufen  wtkrden,  hatte  der  grossh.  hessische  Bundestagsgesandte 
k  Lepei  in  einem  Promemoria  auftnerksam  gemacht,  welches  am  4.  Mai 
M8  in  der  Bundesyersammlung  zur  Verlesung  kam.  (Separat-ProtokoU 
i»  47.  Sitzung  y.  4.  Mai,  §.  3,  S.  546«  flg.)  —  Es  ist  dies  das  einzige 
^Aktens^ck  in  den  Bundesprotokollen  vom  Jahre  1848,  worin  sich  ein 
Itaatsmannischer  Blick  kund  gibt.  Die  Folge  hat  die  hier  gemachte 
Toraussagung  nur  zu  sehr  gerechtfertigt,  dass,  wenn  die  Regierungen  sich 
vnthAtig  yerhalten  „die  beyorstehende  Versammlung  eine  rein  consti- 
tuirende sein  hnd  den  Regierungen  eine  Verfassung  octroyiren,  we- 
Ugstens  dies  2ni  thun  y ersuchen  werde,  auch  den  mftchtigsten*gegen- 
tbcr*.  Prot  a.  a.  0.  S.  546'.  —  Dieser  Vortrag,  welcher  durch  eine  Indiscretion 
Ib  das  Publikum  gebracht  wurde,  rief  alsbald  masslose  Angriffe  der  radi- 
lilen  Blatter  und  von  Seiten  des  Fünfziger-Ausschusses  heryor,  der 
^  jenem  Promemoria  nichts  weniger ,  als  ein  Attentat  gegen  die  yon  ihm 
Mumptete  ausschliessliche  Befugniss  der  Nationalyersammlung  zur 
^fcgrflndung  der  Verfassung  sah.  Kurz  darauf  trat  der  grossh.  hessische 
^destagsgesandte  aus  der  B.-V.  aus.  —  Vergl.  den  Bericht  des  badi- 
«cken  Gesandten  Welcher,  50.  Sitzung  der  B.-V.  y.  10.  Mai  1848,  §.  467, 
8.  570.  —  Die  B.-V.  &nd  sich  sogar  durch  die  Missdeutungen,  welche  das 
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alsbald  in  einem  Schreiben  an  die  Bandesversammlnng  vom 
5.  Mai  darüber,  dass  der  Bnndesbeschlafis  vom  3.  Mai  yon 
seinem  Beschlüsse  vom  27.  April  abweiche,  und  nicht  der  (von 
ihm)  beschlossenen  yorgängigen  Vereinbarung  über  die  P e r - 
sonen  teit  dem  Fünfziger-Ausschüsse  gedenke ^^).  Die 
Bundesversammlung,  obschon  bereits  in  sehr  ungünstiger  und 
bedrängter  Lage,  wies  doch  diese  Anmassung  des  Fünfziger- 
Ausschusses  mit  Ernst  und  Würde  zurück,  und  erklärte  es 
unverhohlen  als  eine  „Yerkennung  der  Stellung  des  Fünfziger- 
Ausschusses^^,  wenn  er  von  der  Voraussetzung  ausgehe,  dass 
die  Bundesversammlung  an  seine  Beschlüsse  gebunden  sei^^). 
Nichts  desto  weniger  unterblieb  die  Errichtung  der  Exekutiv- 
behörde, und  somit  stand  die  Bundesversammlung  ohne  irgend 
ein  entsprechendes  Organ  der  alsbald  zusammentretenden 
Nationalversammlung  gegenüber  ^^). 

yn.  Es  kam  auch  damals  die  Frage  in  der  Bundesver- 
sammlung zur  Sprache,  ob  und  welche  Massregeln  gegen  dar 
nische  Schi£fe  als  Repressalien  wegen  der  Beschlagnahme 
deutscher  Schiffe  von  dänischer  Seite  zu  ergreifen  seien.  Aus 
Bücksichten  auf  die  Interessen  des  deutschen  Seehandels, 
welche  besonders  Hamburg  in  der  Sitzung  vom  4.  Mai  ent- 
wickelte^^), beschloss  die  Bundesversammlung  am  8.  Mai  1848, 


Separatprotokoll  y.  4.  Mai  erlitten  hatte,  veranlasst,  zu  einer  öffentliclien 
Erklärung,  mit  Beifügung  von  XY  Aktenstüken.  B.-B.  v.  16.  Mai  1848, 
Sitzung  53,  Prot  §.  506,  S.  606.  —  Sie  erschien  u.  d.  T.:  „Oeffentliche  Er- 
klärung der  deutschen  Bundesversammlung,  nebst  einem  Abdruck  der  ein- 
schlagenden Aktenstücke.'*  Frankf.  1848. 

*5)  Prot,  der  B.-V.,  49.  Sitzung  v.  8.  Mai  1848,  §.  435,  S.  559. 

")  B.-B.  V.  8.  Mai  1848,  Prot  §.  435,  S.  560. 

^B)  Das  Promemoria  des  grossh.  hessischen  Gesandten  v.  Lepel, 
V.  4.  Mai  (s.  Note  12),  enthält  eine  interessante  Aufklärung  darüber,  wess- 
halb  ^e  beabsichtigte  Exekutivbehdrde  geeigneter  sein  würde,  die  B.-Y.  der 
constituirenden  Nationalversammlung  gegenüber  zu  vertreten,  als  ein  etwa 
aufzustellendes  Bundesministerium. 

«)  Prot  der  B.-V.  v.  4.  Mai  1848,  §.  410.  —  Hamburg  (für  die  freien 
Städte)  hob  dabei  besonders  hervor,  dass  Deutschland  nicht  mit  Dänemark 
in  einem  eigentlichen  Kriege  sei,  sondern  es  sich  nur  um  Execuiion  des 
in  der  schleswig-holsteinischen  Sache  gefassten  Bandesbeschlusses 
V.  4.  und  12.  April  1848  handle,  daher  also  nicht  die  Grundsätze  des  Völ- 
kerrechts in  Kriegszeiten,  sondern  der  Exekutionsordnung  v.  1820  in  An- 
wendung zu  bringen  seien.    Neben  einer  sehr  gründlichen  Erörterung  der 
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dass,  nachdem  dänischer  Seits  auf  deutsche  Schiffe  Embargo 
gelegt  worden,  ihr  zwar  das  volle  Recht  zustehen  würde,  eine 
gleiche  Massregel  anzuordnen;  doch  wolle  sie  eine  solche  nicht 
allgemein  verfligen,  wobei  sie  aber  von  der  Voraussetzung 
ausgehe,  dass* Dänemark  zum  Ersatz  des  durch  den  Von  ihm 
angeordneten  Embargo  der  deutschen  Schifffahrt  zugefügten 
Schadens  verpflichtet  und  demnach  bei  der  VermitÜungsver- 
handlnng  darauf  zu  halten  sei  '^ 

§.  184. 

Der  von   den  Vertrauensmännern   abgefasste  Entwurf 
einer  deutschen  Reichsverfassung*). 

In  der  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  27.  April  1848 
hatten  sich  die  derselben  beigeordneten  Männer  des  öffentlichen 
Vertrauens  eingefunden^),  „um  den  von  ihnen  ausgearbeiteten 
Entwurf"  einer  Verfassung  fttr  Deutschland  zu  übergeben^). 


ansserordentlichen  grossen  Interessen  des  deutschen  Seehandels  an  der  Un- 
terlassung solcher  Bepressalien,  die  keinen  entsprechenden  Nutzen  schaffen 
könnten,  wurde  bemerkt:  „Deutschland  k&mpft  zur  See  mit  Dänemark  mit 
ungleichen  Waffen.  Dänemark  hat  Kriegsschiffe,  wir  haben  zur  Zeit  wenig- 
stens deren  noch  keine  und  werden  nicht  im  Stande  sein,  sie  uns  sobald 
in  genügender  Zahl  zu  verschaffen/^ 

*)  Abgedruckt  ist  dieser  Entwurf,  bei  Weil,  Quellen,  S.  109  flg.;  bei 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  ü,  S.  490  flg. 

«)  Das  Protokoü  der  42.  Sitzung  der  B.-V.  y.  27.  April  1848 ,  S.  477, 
im  Eingange,  spricht  yon  einem  Einfinden  der  siebenzehn  Männer  des 
öffentlichen  Vertrauens.  Allein  da  der  Austritt  des  bayerischen  Bei- 
geordneten (Kirchgessner)  schon  am  20.  April  1848  der  B.-Y.  ange> 
zeigt  worden  war  (Prot,  der  38.  Sitzung  v.  20.  April  1848,  §.  305),  ohne 
dass  für  denselben  ein  Ersatzmann  eintrat,  und  in  dem,  dem  Entwürfe  bei- 
gefügten Verzeichnisse  der  dem  Bundestage  beigeordneten  Vertrauensmänner 
(Prot  Beil.  z.  20.  Sitz.  v.  27.  April  1848,  S.  493)  Bayern  ausdrücklich 
als  „nicht  vertreten"  bezeichnet  wird,  so  kann  offenbar  nicht  von 
„siebenzehn"  Vertrauensmännern,  und  auch  nicht  von  einem  Entwürfe 
der  „Siebenzehner"  die  Bede  sein. 

^  Das  zu  dem  Entwürfe  von  Dajilmann  verfasste  Vorwort  wurde 
sofort  verlesen.  (Prot.  d.  42.  Sitz.  v.  27.  April  1848,  S.  477.)  —  Dieses  Vor- 
wort beginnt  mit  den  ominösen  Worten:  „Aus  einem  treulich  fortgesetzten 
Bemühen  ist  uns  am  Ende  eine  Arbeit  erwachsen,  die  der  besonnenen 
Pflege  und  einer  zeitigenden  Frühlingssonne  gar  sehr  bedarf, 
wenn  aus  ihr  etwas  zum  Heile  des  Vaterlandes  erblühen  soll." 
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Die  BondesYersammlung  fand  keinen  Grund,  den  von  den 
Vertrauensmännern  geäusserten  Wunsch  zu  beanstanden,  diesen 
Entwurf  nebst  dem  Vorworte  zu  demselben  sofort  zu  veröffent- 
lichen, ehe  eine  Berathung  darüber  am  Bundestage  statt  ge- 
funden habe.  Auch  wurde  unter  Aussetzung  der  Frage  flber 
die  Collegialität  der  Vertrauensmänner  und  ihre  spedelle  Stel- 
lung zum  Bundestage  und  den  einzelnen  Gesandten  allseitig 
anerkannt,  dass  deren  Verbleiben  in  Frankfurt  zur  Berathang 
der  Bundesversammlung  in  den  hierzu  geeigneten  Fällen,  und 
insbesondere  über  den  von  ihnen  eingebrachten  Verfassungs- 
entwurf, wflnschenswerth  erscheine^). 

Der  von  den  Vertrauensmännern  vorgelegte  Entwurf  be- 
steht aus  30.  Paragraphen,  welche  in  fünf  Artikel  vertheilt 
sind^).    Er  beruht  auf  folgenden  Grundideen: 


*)  Prot  d.  B.-V.  V.  27.  April  1848,  (Eingang)  S.  477. 

^  Es  ist  eine  eigenthOmliche  Laune  des  Zufalls,  dass  der  von  den 
Vertrauensmännern  vorgelegte  Entwurf  der  Reichsverfassung  in  seiner 
Abtheilung  in  5  Abschnitte  und  30  Paragraphen  eine  üeberefnstimmnng  mit 
der  goldenen  Bulle  K.  Karls  lY.  y.  1366  (§.  78,  UI)  zeigt,  welche 
auch  aus  fOnf  yerbundenen  Verordnungen  mit  30  Kapiteln  besteht  (Meine 
deut  B.  Gesch.  3.  Auflage,  Thl.  n,  §.  59).  —  Allem  der  Geist,  welcher 
das  Yoxwort  zur  goldenen  Bulle  diktirte,  die  fast  vierhundert  Jahre  als 
Grundgesetz  des  deutschen  Beiches  vorgehalten  hat,  ist  ein  ganz  anderer, 
markiger,  als  der,  welcher  in  dem  Vorworte  zum  Entwürfe  der  Reicfasver- 
feussung  spricht,  die  nicht  einmal  zu  wirklichem  Leben  kommen  konnte. 
Dort  spricht  ein  Kaiser  im  Vollgefühl  seiner  Würde  und  erhabenen  Stel- 
lung, indem  er  mit  Ernst  und  Kraft  und  mit  Voranstellung  eines  derben 
Bibeltextes  der  Nation  und  den  Fürsten  die  Nothwendigkeit  der  Einigkeit 
in*s  G^dächtniss  ruft:  „Omne  regnum  in  se  divisum  desolabitur:  nam  prin- 
cipes  ^us  fiacti  sunt  socii  furum;  ob  quod  Dominus  miscuit  in  medio  eomm 
spiritum  vertiginis,  ut  palpent  in  meridie  sicut  in  tenebris,"  etc.  Hier  da- 
gegen wurde  mit  der  Bescheidenheit  eines  Privatmannes,  dem  die  politisciie 
Bewegung  etwas  Ungewohntes  ist,  erklärt:  „Nicht  blos  dass  wir  die  unge- 
heuere Kühnheit,  ja  Vermessenheit  emp£uiden,  durch  wenige  schaif  ein- 
schneidende Paragraphen  tausencyährige  Schäden  heilen  zu  wollen,  unter 
uns  ergab  sich,  dass*  wir  es  nur  geradezu  gestehen,  als  wir  den 
Haupterganen  der  neuen  Staatsbildung  nachfragten,  mannigfache  Mei« 
•nungsverschiedenheit  und  es  sind  hochwichtige  Entscheidungen 
allein  durch  Mehrheiten,  überwiegende  freilich,  getroffen.^'  —  Hier 
macht  sich  recht  deutlich  der  Unterschied  fühlbar,  der  darin  liegt,  ob  eine 
VerüuBsung  von  einer  constituirten  historischen  Autorität,  oder  von  Ele- 
menten ausgeht,  die  erst  nach  Constituirung  und  historischer  Geltung  ringen« 
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I.  Aue  deutschen  Bundeslandes  Schleswig  inbegriffen,  sol- 
len ein  Reiche  beziehungsweise  einen  Bundesstaat,  bilden. 
Die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Staaten  soll  nicht 
aufgehoben,  sondern  nur  zweckmässig  beschränkt 
werden. 

n.  Von  der  Beichsgewalt  wurde  eine  Aufzählung  um- 
fassender Befugnisse  gegeben;  namentlich  wurden  ihr  beige- 
legt: die  alleinige  völkerrechfliche  Vertretung  Deutschlands^), 
sodann  das  gesammte  deutsche  Heerwesen,  Festungswesen, 
Seewesen  und  Zollwesen,  Postwesen,  Strassen,  Telegraphen 
und  Erfindungspatente;  ttberhaupt  Gesetzgebung  über  Alles, 
was  die  Einheit  Deutschlands  verlangt;  Gerichtsbarkeit  in  ge- 
wissen Fällen;  endlich  sogar  ein  unmittelbares  aUgemeines 
Besteuerungsrecht  des  Beiches. 

in.  Die  Verfassung  des  Beiches  wurde  in  der  Art  be- 
stimmt, dass  die  Beichsgewalt  in  dem  Beichsoberhaupte 
und  dem  Beichstage  vereinigt  sein  sollte^.  Es  sollte 
Beichsminister  geben,  und  fOr  die  Gerichtsbarkeit  ein 
Beichsgericht.  A.  Beichsoberhaupt  sollte  ein  deut- 
scher erblicher  Kaiser  sein  und  zu  Frankfurt  resi- 
diren^);  er  sollte  eine  Civil  liste  beziehen,  die  vollziehende 
Gewalt  haben,  die  Beichsbeamten  und  sämmtliche  Officiere 
in  dem  ganzen  stehendenHeere  und  in  derMarine, 
sowie  die  Stabsofficiere  der  Landwehr,  ernennen^),  und  allein 
Erfindungspatente  ertheilen ;  es  wurde  ihm  das  Becht  beigelegt, 
den  Beichstag  zu  berufen,  zu  vertagen,  zu  schliessen  und  auf- 
zulössen;  ebenso  das  Becht,  die  Beichsgesetze  zu  publiciren 
und  die  nöthigen  Vollzugsverordnungen  zu  erlassen.    Dagegen 


>)  Die  einzelnen  Staaten  sollten  auch  unter  sich  keine  ständigen  6e- 
Bandtschaften  mehr  haben!  Als  wenn  nicht  ständige  Beziehungen  unter 
ihnen  fortbestehen  könnten!  (Sehen  sich  doch  selbst  Handelshäuser  ihrer 
Geschfiflsbeziefaungen  wegen  oft  genöthigt,  ständige  Agenten  an  anderen 
Plätzen  zu  unterhalten!) 

'*)  Klar  ausgesprochen  heisst  dies,  dass  die  Reichsgewalt  zwischen  dem 
Kaiser  und  dem  Reichstage  getheilt  werden  sollte! 

*)  Für  einen  deutschen  Kaiser  möchte  es  wohl  keine  weniger  passende 
Residenz  geben,  als  Frankfurt,  bei  seiner  ezponirten  Lage  an  der  West- 
glänze  Deutschlands,  und  Entfernung  vom  Mittelpunkte  seiner  Kraft 

*)  Hiergegen  sprachen  sich  alsbald  in  den  Armeen  aller  grösseren 
Staaten  Deutschlands  die  entschiedensten  Stimmen  laut  und  kräftig  aus. 
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sollte  der  Kaiser  die  Initiative  und  die  Zastimmnug  zu 
Gesetzen  mit  dem  Reichstage  theilen^  d.  h.  der  Kaiser  so] 
ein  absolutes  Veto  haben ^^);  auch  sollte  er  nnverantwoi 
und  anverletzlich  sein ;  dagegen  sollten  alle  von  ihm  aosf 
den  Verfügungen  von  einem  der  Reichsminister  nnterzeicl 
werden.  B.  Der  Reichstag  sollte  aas  zwei  Häusern 
stehen,  Oberhaus  und  Unterhans.  Das  Oberhaus  sollte 
stehen:  aus  den  regierenden  Fürsten  oder  deren 
Vertretern  und  Abgeordneten  der  freien  Städte  ^  sodann 
Reichsräthen,  durch  die  Staaten  auf  12  Jahre  erwi 
halb  von  den  Regierungen,  halb  von  den  Landständen  *^); 
Unterhaus  sollte  auf  6  Jahre  gewählt,  alle  2  Jahre 
ein  Drittel  erneuert  werden;  auf  100,000  Seelen  sollte  ein 
geordneter  kommen.  Das  Volk  sollte  unbeschränkt  wäl 
die  Abgeordneten  sollten  Diäten  erhalten,  und  sich  an  keine 
stmktion  binden  dürfen.  Zu  einem  Reichstagsbeschlusse 
Uebereinstimmung  beider  Häuser  gefordert ;  jedem  Hause  wni 
das  Recht  der  Initiative,  Beschwerde,  Adresse  undMinii 
beigelegt  Der  Reichstag  sollte  sich  jährlich  zu  einem 
stimmten  Tage  versammeln;  die  Sitzungen  beid^  Häi 
sollten  öffentlich  sein.  Sodann  folgten  Privilegien  für  die 
glieder,  nämlich:  nicht  ohne  Zustimmung  des  betreff(ra< 
Hauses  verhaftet  werden  zu  können,  ausser  beim  Ergreifen 
fi-ischer  That;  auch  sollte  kein  Mitglied  wegen  Aeussemi 
im  Hause,  ausserhalb  desselben  zur  Verantwortung 
werden  können.  Die  Reichsminister  sollten  im  Hause  nur 
Stimme  haben,  wenn  sie  zugleich  Deputirte  sind;  jedoch  so! 
sie  Zutritt  zu  jedem  Hause  haben  und  gehört  werden  ml 
G.  Das  Reichsgericht  sollte  21  Mitglieder  haben,  je 
einem  Drittel  gewählt  vom  Kaiser,  vom  Oberhaus  und  vc 


*o)  Der  Sache  nach  war  also  dieses  wichtige  Recht  dem  Kaiser 
geräumt.  Dass  es  nicht  geradezu  und  deutlicher  ausgesprochen  wurde, 
wohl  in  den  Rücksichten,  welche  man  der  entgegenstehenden  Meinimg 
äussersten  Bewegungspartei  zu  tragen  sich  veranlasst  fand. 

^f)  Das  Zusammenwerfen  yon  Souverainen  in  ein  Collegiom  mit 
terthanen,  widerspricht  geradezu  dem  V^Tesen  der  Souverainetät  Selbst 
Zeit  der  Reichsverbindung,  wo   die  Fürsten   doch   nur  Landeshoh« 
hatten,  wurde  ein  solches  Zusammensetzen  derselben  mit  ihren  ünt 
nie  fllr  ausführbar  oder  erspriesslich  gehalten. 
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Unterhans  auf  Lebenszeit.  Diese  21  Mitglieder  sollten  selbst 
ans  ihrer  Mitte  den  Präsidenten  nnd  Vicepräsidenten  wählen. 
Jedes  andere  Seichs-  oder  Staatsamt  war  mit  der  Stelle  als 
Beichsrichter  fUr  unvereinbar  erklärt,  eben  so  die  Mitglied- 
schaft des  Ober-  nnd  Unterhauses.  Der  Sitz  des  Gerichtes 
sollte  zu  Nürnberg,  die  Sitzungen  sollten  öffentlich  sein; 
die  Competenz  war  ausftlhrlich  und  im  Ganzen  zweckmässig 
bestimmt:  in  Griminalsachen  sollten  Geschworene  beigezogen 
werden  *^). 

IV.  Hieran  reiht  sich  eine  weitläufige  Aufzählung  von 
Grundrechten  des  deutschen  Volkes  im  Geiste  der  damaligen 
Bewegung  und  in  möglichster  Allgemeinheit^^). 

y.  Den  Schluss  machen  einige  Bestimmungen  über  die 
Gewähr  des  Seichsgrundgesetzes. 

VL  Die  Hauptmängel  des  von  den  Vertrauensmännern  vor- 
gelegten Entwurfes  sind:  a)  ass  er  dem  Partikularismus 
der  deutschen  Einzelstaaten  überhaupt,  der  nun  einmal  that- 
sächlich  und  festgewurzelt  da  ist,  und  namentlich  dem  Gegen- 
satze von  0  est  erreich  undPreussen  und  der  nicht  minder 
in  naturwüchsigen  und  geschichtlichen  Elementen  begründeten 
Selbstständigkeit  von  Bayern,  keine  genügende  Sechnung 
trug;  b)  dass  er  unnöthig  eine  monarchische  Spitze  in 
Deutchland  voranstellen  wollte,  anstatt  an  die  Gesammt- 
heitsidee,  den  Bundestag,  anzuknüpfen,  denselben  zeit- 
gemäss  zu  reformiren  und  vor  Allem  eine  starke  Exekutiv- 
gewalt an  die  Spitze  zu  stellen.  Durch  die  Eaiseridee  war 
das  Verbleiben  von  Oesterreich  in  Deutschland  unmöglich 
gemacht,  wenn  man  ihm  nicht  die  Kaiserkrone  übertrug:  und 
wenn  Oesterreich  ausschied,  dann  war  Deutschland  zerrissen. 
Ebenso  war  gewiss,  dass  Preussen  sich  nie  unter  ein  ö  st  er- 
reichisches  Eaiserthum  gestellt  haben  würde,  oder  es  hätte 
vorher  zum  Unglück  von  Deutschland  aufgelöst  werden  müssen^ 
wie  dies  die  Demokraten  wollten.     Wenn  auch  die  Segie- 


**)  Eine  solche  Einrichtung  ist  mit  dem  Charakter  eines  Reichsgerichts- 
hofe so  wenig  verträglich  als  mit  dem  Charakter  eines  Oberappellations- 
gerichtshofe,  oder  Cassationshofs. 

**)  Von  den  sog.  Grundrechten  des  deutschen  Volkes  wird  im  IL  Bde. 
in  einem  besonderen  Abschnitte  §.  292  fig.  gehandelt 
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rnngen  von  Oofiterreich  nnd  Prenssen  nnbedingt  znge- 
Btimmt  hätten,  so  würde  doch  das  Selbstständigkeitsge- 
fflhl  der  genannten  grossen  Staatsbevölkerungen ,  die  längst 
gewohnt  sind,  sich  als  selbstständige  Nationalitäten  za  be- 
trachten, der  Einrichtung  eines  Bundesstaates,  welcher  von  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  unvermeidlich  eine  Unterordnung 
zu  Gunsten  der  anderen  hätte  fordern  mflssen,  unüberwind- 
liche Schwierigkeiten  entgegengesetzt  haben,  c)  Wäre  es  ab^ 
auch,  dem  allen  ungeachtet,  gelungen,  den  projektirten  Bundes- 
staat in's  Leben  zu  rufen,  so  hätte  seine  Einrichtung  auf  den 
hier  bestimmten  Grundlagen  alsbald  eine  gewaltige  Agitation 
nach  einem  vollen  Einheitsstaate  hervorrufen  müssen, 
so  dass  die  neue,  mit  so  grossen  Opfern  von  Seiten  der  Se- 
gierungen  und  der  Einzelstaaten  erkaufte  Verfassung  voraus- 
sichtlich keine  dauernde,  und  keine  Grundlage  der  Ordnung, 
der  Buhe  und  des  Wohlstandes  von  Deutschland,  sondern  nur 
eine  Stufe  zu  einer  neuen,  noch  tiefer  eingreifenden  und  er- 
schütternden Umgestaltung  und  Umwälzung  Deutschlands  hätte 
werden  können,  d)  Ein  weiterer  Fehler  des  Entwurfs  war, 
dass  er  die  Stellung  von  Oesterreich  und  Preussen  als 
zwei  europäischen  Mächten  ganz  unberücksichtigt  Hess, 
und  namentlich  übersah,  dass  sie  als  solche  weder  auf  ihr 
Eriegsrecht,  noch  auf  ihr  Gesandtschaftsrecht,  noch  auf  das 
Ernennungsrecht  ihrer  OfGciere  verzichten  können,  ohne  sich 
zu  vernichten,  dass  sie  auch  sich  weder  einander,  noch  einem 
dritten  Corpus  unterordnen  können,  sondern  dass  sie  nur 
gleichberechtigt  nebeneinder  i  n  einem  Bundesverhältniss  stehen 
können  I  e)  Ein  Misisgriff  war  femer,  die  regierenden  Fürsten 
mit  ihren  eigenen  Landständen  in  ein  Haus  zusammenzu- 
setzen^^); ferner  mnssten  die  Begiemugen  aller  Staaten  dar 
durch  in  die  grösste  Verwirrung  gerathen,  wenn  man  der 
Beichsgewalt  Zölle,  Postwesen,  Eisenbahnen,  alle  Gonsumtions- 
steuem,  überhaupt  Besteuerungsrecht  und  das  Becht  Beichs- 
schulden  zu  machen,  zugestanden  hätte  i^).  Wenn  man  eine 
Verfassung  machen  wollte,  um  die  Mediatisirung  der  regieren- 
den Fürsten  einzuleiten,  und  das  Fortbestehen  der  einzelnen 


M)  Siehe  oben  Nottf  11. 

iB)  Siehe  oben  §.  6i,  Note  IL 
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Staaten  sogleich  höchst  lästig  zu  machen,  so  wnsste  man  sie 
so  machen,  wie  der  Entwarf  gethan  hat^^).  So  wenig  daher 
dieser  Entwarf  anf  der  einen  Seite  den  Conservativen  genügen 
konnte,  ebenso  wenig  genügte  er  den  Demagogen,  weil  diese 
überhaupt  keinen  unverantwortlichen  Erbkaiser  wollten.  Ueber- 
hanpt  ist  schwerlich  noch  ein  Verfassungsentwarf  anter  trost- 
loseren Aussichten  vorgelegt  worden,  als  der  Entwurf  der  Ver- 
trauensmänner ^^).  Mit  dem  wenig  verhüllten  Eingeständnisse 
eines  Zwiespaltes  anter  seinen  Verfassern  an  der  Spitze  ^^), 
von  denen  der  eine  Theil  nur  aof  die  Debatte  wartete,  um 
über  das  gemeinschaftlich  vorgelegte  Werk  herzufallen  and  es 
zu  zerfleischen,  sogar  von  den  Organen  des  mit  dem  anderen 
Theile  verbündeten  doktrinellen  Liberalismus  nur  mit  mannig- 
fachen Vorbehalten  gebilligt,  ohne  Adoption  durch  die  Bundes- 
versammlung oder  die  Mehrzahl  der  Segierungen  und  ohne 
alle  Unterstützung  darch  deren  Autorität  ^^),  endlich  ohne  alle 
compakte  and  energische  Vertretung  durch  seine  Urheber  (in- 
dem die  Vertraaensmänner   selbst   sich  von    der   Bundesver- 


^  Sehr  gute  Bemerkungen  finden  sich  hierüber  bei:  Alb  recht,  die 
21  Professoren  in  Leipzig.  Lpz.  1851. 

")  Notizen  aber  die  von  den  Yertrauensmännem  gehaltenen  zehn 
Sitzungen  finden  sich  bei  Roth  und  Merck,  Quellensammlong,  Bd.  I. 

»)  Siehe  oben,  Note  5  a.  £. 

«9)  Die  B.-y.  hatte  am  4.  Mai  1848  (Separat-Protok.  §.  3  a.  E.,  S.  546  f) 
beschlossen,  an  die  Regierungen  den  Antrag  zu  stellen,  „nicht  nur  ihre 
Gesandten  bezüglich  des  bereits  zu  ihrer  Eenntniss  gebrachten  ^  von  den 
Yertrauensm&nnem  (s.  Note  2)  ausgearbeiteten  Yerfaßsungsentwur- 
fes,  mit  Instruktionen  zu  versehen,  sondern  auch  den  Gesandten  aus- 
gedehnte Vollmachten  in  Beziehung  auf  die  Yerhältnisse  der  Regierungen 
zu  der  Nationalversanunlung  und  die  Yerhandlungen  mit  derselben  zu  er- 
theilen.'^  £8  sind  aber  bei  dem  Bundestage  nur  Erklärungen  von  E.  Sach- 
sen, Hannover,  den  grossherzogl.  und  herzogl.  Sächsischen  Häusern, 
sodann  von  der  13.  Stimme,  (Braunschweig  undNassau),  und  von  der 
15.  Stimme,  (Oldenburg  und  Schwarzburg-Sondershausen)  ein- 
gegangen. Sitz.  54,  V.  17. Mai  1848,  Prot.  §.  513,  S.  611  flg.  —  E.  Sachsen 
erklärte  nur,  von  seiner  Regierung  Bemerkungen  zu  dem  Entwürfe  der 
Yertrauensmänner  erhalten  zu  haben,  die  übrigen  erklärten  sich  mehr  oder 
minder  ausführlich  im  Allgemeinen  mit  der  Einrichtung  eines  Bundes- 
staates zur  Begründung  der  nothwendigen  inneren  Einheit  Deutschlands 
und  der  ihm  gebührenden  äusseren  Macht  einverstanden,  behielten  sich 
aber  ihre  Bemerkungen  für  die  Erörterung  bevor.  Dazu  ist  es  aber  in 
der  B.-Y.  nicht  mehr  gekommen. 

31* 
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samnünng  fönnlich  ihres  Berufes  entbinden  liessen)^)^  stand 
dieser  Entwarf  alsbald  nach  seiner  Veröffentlichnng  ohne  alle 
Stutze  und  ohne  alle  Aussicht  auf  Annahme  da,  kaum  fähig, 
der  erwarteten  Nationalversammlung  als  Leitfaden  f)lr  die 
Reihenfolge  ihrer  Verhandlungen  über  die  deutschen  Verfaa- 
sungsfragen  zu  dienen. 

§.  185. 

Die  Zeit  vom   Zusammentritte  der  Nationalversajimi- 

Imig  bis  zur  Auflösmig  der  Bundesversammlung 

(18.  Mai  bis  12.  Juli  1848). 

I.  Die  constituirende  Natiönalyersammlung  trat  am  18.  Mai 
1848  zu  Frankfurt  a.  M.  in  der  Paulskirche  zusammen.  Sie  war 
aus  den  heterogensten  Elementen  zusammengesetzt,  und  na- 
mentlich das  demokratische  Element  stark  vertreten.  Das  con- 
servative  Element  war  zum  grossen  Theile  eingeschttchtert^ 
weil  man  nicht  wusste,  wie  weit  die  demokratische  Bewegung 
ausserhalb  der  Versammlung  gehen  würde  ^).  Die  Mehrheit 
der  Nationalversammlung  hielt  an  der  Idee  fest,  dass  es  ihr 
allein  zukomme,  die  künftige  Verfassung  Deutschlands  zu 
bestimmen^).    Die  Minderzahl,  die  in  Uebereinstimmung  mit 

«>)  In  der  SitzHng  y.  27.  Mai  1848,  Prot  §.  549,  S.  682,  übergab  das 
Prftsidiam  ein  Schreiben  des  Vorsitzenden  der  Yertrauensm&nner,  worin 
derselbe  den  Antrag  stellte,  „die  B.-Y.  wolle  dieAuflösnng  des  Raihes 
der  Yertranensmänner  aosdrücklich  aussprechen,  und  die  Mitglieder  de»- 
selben  ihrer  Obliegenheiten  in  dieser  Stellung  entheben."  —  In  der  Sitzung 
der  B.-Y.  y.  5.  Juni  1848,  Prot  §.  601,  S.  666,  wurde  hierauf  beschlossen : 
„Die  Auflösung  des  Käthes  der  Yertranensmänner,  im  Hinblicke  auf  die 
erfolgte  Erledigung  seiner  Aufgabe,  auszusprechen,  und  die  Mit- 
glieder ihrer  Obliegenheiten  in  dieser  Stellung  zu  entheben,  zugleich  aber 
dafi  Pr&sidium  zu  ersuchen,  den  Yertrauensm&nnem  den  Dank  der  B.-Y. 
f&r  den  regen  Eifer  auszudrucken,  mit  welchem  sie  sich  diesem  schwierigen 
Geschäfte  gewidmet  haben." 

*)  Stenographischer  Bericht  über  die  Yerhandlungen  der  deut  con* 
stituirenden  NationalYersammlung,  herausgegeben  Yon  Wigard.  IX  Bde. 
Frkft.  1848,  1849.  —  Reichsgesetzblatt,  y.  29.  Sept  1848  bis  7.  Juni 
1849,  Stück  1  bis  18.  —  Da  hier  keine  Geschichte  der  NationalYersammlniig 
gegeben  werden  soU,  so  wird  nur  auf  die  Ereignisse  Rücksicht  genommen, 
welche  mit  der  Yerfassungsfrage  in  untrennbarem  Zusammenhange  stehen« 

*)  Auch  dieser  Ansicht  schlössen  sich  viele  nur  aus  dem  Grunde  an, 
weil  sie  durch  mitglichste  Hodistellang  der  Autorit&t  des  Parlaments 
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dem  Bundesbeschlnsse  Yom  30.  März^)  den  Grnndsatz  einer 
Vereinbarung  mit  den  Begiernngen  festhielt^  konnte  nicht 
durchdringen.  Selbst  sonst  besonnene  Männer  rieihen  zu  ein- 
seitigem Vorgehen  der  Nationalversammlong^  was  aber  nnr 
dann  etwas  wirken  konnte,  wenn  man  eilte ,  das  Verfas- 
Bungswerk  in  wenigen  Wochen  zn  Stande  zn  bringen.  Die 
Nationalversammlang  machte  jedoch  sogleich,  vom  parla- 
mentarischen Standpunkte  ans  betrachtet,  zwei  Hauptfehler, 
nämlich  1)  dass  sie  sich  nicht  lediglich  auf  das  Verfassungs- 
werk beschränkte  und  dies  eiligst  zu  Ende  brachte,  sondern 
dass  sie  alle  deutschen  Angelegenheiten  in  ihren  Kreis 
zog^);  und  2)  dass  sie  damit  anfing,  die  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  zuerst  zu  berathen,  die  Verfassungsform  des 
Seiches  aber  dagegen  bis  zuletzt  aufschob,  weil  jede  Partei 
hoffte,  durch  den  Aufschub  zu  gewinnen:  die  Radikalen  näm- 
lich hofiten  auf  Sevolution,  die  Conservativen  auf  Reaktion  ^). 
n.  Die  Bundesversammlung,  welche  sich  in  Folge  daTon, 


der  demokratischen  Wühlerei  eine  Schranke  entgegensetzen  zn  kOnnen 
glaubten. 

*)  Siehe  oben  §.  181  IV.  a.  £. 

*)  Insbesondere  war  es  die  schleswig-holsteinische  Sache,,  namentlich 
der  Malmöer  WaffenstiUstand ,  was  eine  ungeheure  Aufregung  in  das 
Parlament,  und  selbst  die  Parteistellungen  in  denselben  in  Unordnung 
brachte. 

B)  Es  war  dies  ein  damals  fast  allgemeiner  Irrthum,  als  wenn  sich  die 
Grundrechte  eines  Volkes  selbststandig  und  ohne  Rücksicht  auf  die 
Verfassungsform  festsetzen  Hessen,  während,  das,  was  in  dieser  Beziehung 
gewährt  werden  kann,  gerade  .umgekehrt,  wesentlich  von  der  Verfictösungs- 
form  abhängig  ist.  Durch  die  mehr  als  neunmonatliche  Verhandlung  in  der 
Nationalversammlung  über  die  Grundrechte  ging  gerade  die  Zeit,  in  wel- 
cher die  Spannkraft  der  Nation  stark  genug  war,  um  eine  neue  Verfassung 
zu  erschaffen  —  die,  wie  sie  auch  immerhin  gestaltet  werden  mochte,  nicht 
verfehlen  konnte,  viele  und  grosse  Interessen  zu  verletzen  —  verloren,  und 
als  man  endlich  ernstlich  an  das  VerfEussungswerk  ging,  war  bei  der  Nation 
bereits  Ermüdung  und  das  vorwiegende  Bedürfniss  der  Ruhe  wieder  einge^ 
treten.  Diejenigen,  die  doch  sonst  immer  die  nordamerikanischen  Zustände 
zum  Vorbilde  für  die  deutschen  aufzustellen  pflegen,  hatten  ganz  vergessen, 
dass  die  noräamerikanische  Union  bei  ihrer  Gründung  vor  allem  sich  be- 
eilt hatte,  ihre  Bundesverfassung  (1778)  zu  Stande  zu  bringen,  und  (sehr 
weise)  erst  später  (1789—1795)  zur  Entwerfung  von  Grundrechten  des 
Volkes  schritt,  welche  gegenwärtig  die  Xn  Verbesserungen  und  Zusätze 
(amendmente)  zur  Unionsverfassung  bilden. 
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dasB  man  die  so  dringend  von  den  Zeitverhältnissen  gebotene 
Errichtung  einer  Exekutivbehörde  anterlassen  hatte  ^),  der 
constitnirenden  Nationalversammlnng  gegenüber  ohne  ein  Organ 
and  ohne  Vertretung  befand,  begrtisste  das  deatsche  Parlament 
schriftlich  als  eine  ^^neae  Orösse''  im  Namen  der  deutschen 
Kegierungen  ,,aufirichtig  huldigend  dem  Geiste  der  neuen  Zdt^ 
die  Hand  zum  Willkommen  bietend'' '').  Die  Nationalversamm- 
lung g^  hierauf  nicht  einmal  eine  Antwort. 

t  in.  Noch  am  18.  Mai  wurde  Heinrich  von  Gagern 
zum  ersten  Präsidenten  gewählt  mit  305  Stimmen  von  397^. 
In  seiner  Antrittsrede  erklärte  er,  der  Beruf  und  die  Vollmacht 
der  Nationalversammlung  liege  in  der  Souverainetät  der 
Nation"»). 


•)  Siehe  §.  183,  VI. 

^  Das  Schreiben,  welches  die  B.-Y.  an  die  Nationalversammlang  sn 
ihrer  Eröffiinng  erliess,  lautet  (Prot  y.  17.  Mai  1848,  Sitz.  54,  §.  517):  „Die 
Macht  ausserordentlicher  Begebenheiten,  das  Verlangen,  welches  sich  laat 
in  unserem  ganzen  Vaterlande  ausgesprochen  hat,  und  der  aus  beiden  her- 
Torgegangene  Aufruf  der  Regierungen,  haben  in  dieser  grossen  Stunde  eine 
Versammlung  herbeigeführt,  wie  unsere  Geschichte  sie  noch  niemals  sah. 
In  seinen  Grundfesten  hat  das  alte  politische  Leben  gebebt  und  von  dem 
Jubel  und  dem  Vertrauen  des  ganzen  deutechen  Volkes  begrasst,  erhebt 
sich  eine  neue  Grösse:  das  deutsche  Parlament.  Die  deutschen  Re- 
gierungen und  ihr  gemeinschaftliches  Organ,  die  Bundesrersammlung ,  mit 
dem  deutschen  Volke  in  der  gleichen  Liebe  ftLr  unser  grosses  Vaterland 
vereint,  und  aufrichtig  huldigend  dem  neuen  Geiste  der  Zeit,  reichen  den 
Nationalvertrejtem  die  Hand  zum  Willkomm,  und  wünschen  ihjien  Heil 
und  Segen." 

®)  Ein  Verzeichniss  der  Abstimmungen  aller  Abgeordneten  in  93  Fragen 
enthält  A.  Rösler  y.  Oels,  Parlamcntskalender,  Frkft.  1849. 

ö)  Die  betreffende  Stelle  in  der  Rede  Heinrich  y.  Gagern's  lautet: 
„Unser  Beruf  und  unsere  Vollmacht  liegen  in  der  Souverainetät  un- 
serer Nation.  Beruf  und  Vollmacht  hat  die  Schwierigkeit,  um  nicht  zu 
sagen  Unmöglichkeit,  einer  Verständigung  unter  den  Regierungen 
in  unsere  Hände  gelegt  .  .  .  Deutschland  will  eins  sein,  ein  Reich,  re- 
giert von  dem  Willen  des  Volkes  unter  Mitwirkung  seiner  Stämme  und 
seiner  Regierungen.  Diese  Mitwirkung  zu  bewirken  liegt  an  der  Versamm- 
lung." —  Es  ist  hieraus  klar,  dass  H.  y.  Gagern  die  Nationalsou- 
yerainetätin  keinem  anderen  Sinne  verstand,  als  in  der  Bedeutung  eines 
Grundsatzes,  dass  eine  in  partikuläre  Staaten  *eingetheilte  Nation  das 
Recht  auf  eine  einheitliche  Gesammtverfassung  habe,  wie  dies  damals  in 
der  Doktrin  zu  geschehen  pflegte  (siehe  oben  §.  56,  H).  Die  linke  Seite  des 
Parlaments  fieind  aber  ihr  Vergnügen  daran,  diess  als  eine  Proklamation  der 
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lY.  In  der  SitznBg  rom  27.  Mai  wurde  (auf  den  Antrag 
w  Bayeanx)  beschlossen/  dass  alle  Bestimmungen  d^ 
leatsehen  Verfassongsurkunden^  welche  mit  dem  jetzigen  Ver- 
lasnngswerke  nicht  ttbereinstimmen ,  fortan  nngiltig  seien  ^^). 

V.  In  der  Sitzung  vom  31.  Mai  wnrde  anf  einen  Antrag 
iD  Marek  nnd  Berichterstattung  von  Dahlmann  beschlos^ 
•By.die  Nationalität  der  nicht  deutschen  Volksstämme  anzuer- 
aomen  ")• 

VL  Am  23.  Mai  hatte  Wessendonck  einen  Antrag  auf 
IDdnng  einer  vorläufigen  Centralgewalt  von  9  Mitgliedern,  die 
is  der  Versammlung  gewählt  werden  sollten  ^^),  eingebracht, 
jiahlmann  erstattete  hierüber  Bericht  am  19.  Juni  und  be- 
Dtragte  daftir  die  Errichtung  eines  Bundesdirektoriums  von 
I  Männern,  welche  die  Regierungen  ernennen  nnd  die  Ver- 
immlung  bestätigen  sollte.  Aus  den  Verhandlungen  ging 
Ibdoch  am  28.  Juni  ein  sog.  Gesetz  ttber  eine  provisorische 
Bentralgewalt   hervor  ^^).    Hiernach    sollte  ein   Keichs- 


fblkssouTferainetftt  (im  Roa88eaa*Bchen  Sinne,  8.  oben  §.49  a.  65) 
^Q&flsen. 

I  **)  Der  BeschlnsB  der  NationalTersammlung  y.  27.  Mai  1848  lautete: 
^m  alle  Bestimmungen  einzelner  deutscher  Verfi^sungsurkunden ,  welche 
pit  dem  zu  gründenden  Yerfassungswerke  nicht  übereinstimmen,  nur 
iMih  Massgabe  des  letzteren  als  giltig  zu  betrachten  sind,  ihrer  bis  dahin 
iMtsndenen  Wirksamkeit  unbeschadet'* 

I  *0  Der  Beschlnss  der  Nationalversammlung  y.  31.  Mai  lautet:  „dass  die 
pstionalverBammlung  in  vollem  Masse  das  Recht  anerkenne,  welches  die 
iBchtdentschen  St&mme  auf  deutschem  Bundesboden  haben,  den  Weg 
|krer  volksthümlichen  Entwicklung  ungehindert  zu  gehen, 
Bid  in  Hinsicht  auf  das  Kirchenwesen,  den  Unterricht ,  die  Literatur  und 
pK  innere  Verwaltung  und  Rechtspflege,  sich  der  Gleichberechtigung 
ibr er  Sprache,  so  weit  deren  Gebiete  reichen,  zu  erfreuen,  so  wie  es 
ick  Ton  selbst  versteht,  dass  jedes  Recht,  welches  die  im  Bau  begriffene 
fkaammtverfassung  dem  deutschen  Volke  gewährleisten  wird,  ihnen  gleich- 
nissig  zustehe*'  u.  s.  w. 

**)  Es  war  dies  mit  anderen  Worten,  ein  Vorschlag  zur  Bildung  eines 
Berolationsausschusses.  Hier  zeigte  sich  deuUich  die  Grösse  des  Fehlers, 
^  die  R^erungen  dadurch  begangen  hatten,  dass  sie  die  Errichtung 
ttoer  Ezekutivbehörde  vor  dem  Zusanunentritte  der  Nationalversanmi- 
lang  unterlassen  hatten.  • 

»)  Siehe  den  Text:  bei  Weil,  Quellen,  S.  117,  118;  bei  Roth  und 
Herck,  Quellens.  I,  S.  543.  Indem  die  constituirende  Versammlung  ihren 
Beschluss  v.  28.  Juni  1848  tlber  die  Einrichtung  einer  provisorischen 
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Verweser  aufgestellt  werden,  nnverantwortlich  mit  verant- 
wortlichen Ministem;  der  Bundestag  sollte  zu  bestehen  auf- 
hören, der  Beichsverweser  aber,  soviel  thunlieh,  sich  mit  Be- 
vollmächtigten der  Einzelstaaten  in's  Vernehmen  setzen  ^^). 

Vn.  Am  Tage  nachher  (29.  Juni)  wählte  die  Nationalver- 
sammlung den  Erzherzog  Johann  von  Oesterreich  zum 
Beichsverweser^^).  Diese  Wahl  erregte  im  Volke,,  das 
sich  bereits  nach  Buhe  und  Befestigung  der  wiederkehrenden 


Gentralgewalt  als  ein  „Gesetz*^  bezeichnete,  war  sie  über  die  ihr  in  dem 
B.-B.  T.  30.  März  1848  beigelegte  Befugniss  offenbar  hinausgegangen.  Die 
BundesTersammlung  nahm  in  der  69.  Sitzung  y.  5.  Juli  1848,  Prot  §.  685, 
S.  731  aber  dieses  ihr  von  dem  Präsidenten  der  Nafionalversammlung  mit- 
getheilte  Schreiben  ohne  einige  Bemerkung  „lediglich  zur  Nachricht/'  da 
die  sämmtlichen  Gesandtschaften  schon  yorher  ihre  Regierungen  yon  diesem 
Beschlüsse  der  N.-V.  in  Eenntniss  gesetzt  hatten  (Yergl.  unten  Kote  16). 
—  In  der  III.  Plenaryersammlung  nach  Wiederherstellung  des  Bundes- 
tags y.  7.  August  1850,  Prot.  S.  14,  sprach  sich  die  B.-V.  dahin  aus,  dass, 
„nur  die  eigene  üeberhebung,  nicht  aber  die  B.-V.,  (der  N.-V.)  das 
Becht  der  Gesetzgebung  beigelegt  hatte,  dass  der  Beschluss  der  N.-V. 
y.  28.  Juni  1848  niemals  die  einhellige  Zustimmung  der  Bundesglieder  er- 
halten, sondern  diese  sich  nur  för  die  Wahl  des  Erzherzogs  Johann  von 
Oesterreich  als  Reichsyerweser  ausgesprochen,  und  auch  diesem  durch 
Bundesbeschluss  yom  12.  Juli  1848  nur  die  Ausübung  ihrer  Bechte 
übertragen  haben'*. 

**)  Die  Ünentbehrlichkeit  einer  Verbindung  mit  den  bestehenden  Re- 
gierungen konnte  somit  selbst  yon  den  Gegnern  dieser  letzteren  in  dem 
Augenblicke  nicht  verkannt  werden,  wo  man  den  Bundestag  als  deren 
öffentliches  Organ  abschaffte.  Somit  war  dieser  durch  eine  Hinterthüre 
doch  wieder  zugelassen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  bisher  die  N.-V. 
durch  die  Oeffentlichkeit  der  Bundesprotokolle  die  Möglichkeit  gehabt  hatte, 
yon  der  Thätigkeit  der  Gesandten  der  einzelnen  Regierungen  bezüglich  des 
Verfassungswerkes  und  der  deutschen  Angelegenheiten  überhaupt  Kenntnias 
zu  nehmen,  nunmehr  aber  diese  Eenntnissnahme  ihr  durch  ihren  eigenen 
Beschluss  abgeschnitten  worden  war. 

^^)  Der  Präsident  der  Nationaiyersammlung,  Heinrich  y.  Gagern, 
hatte  in  seiner  Rede  in  der  23.  Sitzung  der  N.-V.  erklärt,  dass  er  es  Yom 
Standpunkte  des  Rechtes  aus  bedauern  würde,  wenn  die  Regierungen 
bei  Erschaffung  der  proyisorischen  Gentralgewalt  nichts  zu.  sagen  haben 
sollten;  er  erachtete  aber  ein  einseitiges  Vorgehen  der  N.-V.  unter  den 
damaligen  Umständen  als  durch  die  Zweckmässigkeit  geboten.  „Meine 
Herren,  ich  thue  einen  kühnen  Griff,  und  ich  sage  Ihnen,  wir  müssen 
die  proyisorische  Gentralgewalt  selbst  schaffen.  .  .  .  Meine  Meinung  ist» 
dass  die  hochstehende  Person  ein  Fürst  sein  müsse,  was  auch  Sie  ein- 
ränmen  können,  nicht  weil,  sondern  obgleich  es  ein  Fürst  ist 
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Ordnung  sehnte ^  die  gr^sste  Freude,  weil  man  wieder  einen 
Herrscher  zu  haben  glaubte.  Auch  ist  diese  Wahl  der  spre- 
chendste Beweis  daftir,  dass  damals  noch  von  keiner  Seite 
daran  gedacht  wurde,  die  Bundesreform  in  einer  Weise  zu  be- 
wirken,  welche  das  Verbleiben  von  Oesterreich  im  Bunde 
zweifelhaft  oder  unmöglich  machen  würde. 

VIII.  Noch  am  Tage  der  Wahl  erlies  die  Bundesversamm- 
lung ein  Schreiben  an  den  Erzherzog,  mit  der  Erklärung,  sie 
sei  schon  ypr  seiner  Wahl  von  den  Begierungen  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  ermächtigt  gewesen,  sich  für  die- 
selbe zu  erklären  ^^).  Am  6.  Juli  erklärte  der  Erzherzog  Jo- 
hann von  Oesterreich  in  einem  an  die  Bundesversammlung 
gerichteten  Schreiben,  dass  er  die  Wahl  annehme ^^).  Am 
12.  Juli  erschien  derselbe  in  Frankfurt  und  begab  sich  in  die 
Nationalversammlung  und  sodann  in  die  Bundesversammlung. 
Diese  überreichte  dem  Erzherzog  eine  Adresse,  worin  sie  ihm 
Namens  der 'deutschen  Begierungen  die  Ausübung  ihrer  sämmt- 
liehen  Befugnisse  und  Pflichten  übertrug.  Hiermit  erklärte  die 
Bundesversammlung  ihre  bisherige  Thätigkeit  als  been- 
digt anzusehen  ^^). 

*•)  Prot  der  B.-V.  v.  29.  Juni,  67.  Sitzung,  S.  719;  bei  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.*3.  Aufl.  Tbl.  II,  8.  511.  —  In  der  Nationalver- 
sammlung zeigte  sich  bei  einem  Theile  der  Mitglieder  eine  grosse  Yerstim- 
mung  darüber,  dass  biemacb  die  Regierungen  in  gewissem  Sinne  d,em  Be- 
schlüsse der  Nationalversammlung  vorzugreifen  sich  erkühnt  hätten. 

1^)  Siehe  das  Schreiben  des  Erzherzogs  Johann  von  Oesterreich 
an  die  B.-V.  d.  d.  Wien,  6.  Juli  1848,  in  den  Prot,  der  B.-V.  v.  10.  Juli 
1848,  70.  Sitzung,  §.  701,  bei  v. Meyer,  1.  c.  3.  Aufl.  ThL  H.  S.  512.  —  Es 
hdsst  darin  u.  A.  „Das  Vertrauen,  mit  welchem  sämmtliche  deutschen  Re- 
gierungen, Zeuge  der  ihren  Bevollmächtigten  zu  Franl^furt  gegebenen  Er- 
mächtigungen, meine  Person  beehren,  und  auf  dessen  Ausdruck  ich  den 
entschiedensten  Werth  gelegt  habe,  erhebt  und  stärkt  mich  bei  Antritt  des 
schweren  Berufs,  den  in  schönem  Einklang  Deutschlands  Fürsten 
und  Völker  mir  zuweisen." 

«)  Prot  der  B.-V.  v.  12.  Juli  1848,  S.  755;  bei  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  IL  S.  512  flg.  —  In  der  Anrede  des  Präsi- 
diums, der  B.-V.  an  den  Erzherzog-Reichsverweser  heisst  es  u.  a.  „die  B.-V. 
überträgt  Namens  der  deutschen  Regierungen  die  Ausübung 
dieser  ihrer  verfassungsmässigen  Befugnisse  und  Verpflichtungen  an 
die  provisorische  Centralgewalt  .  .  .  Die  deutschen  Regierungen,  die  nur 
das  wohlverstandene  Interesse  des  Volkes  kennen  und  beachten,  sie  bieten 
freudig  die  Mitwirkung  zu  allen  Verfügungen  der  Centralj^ewalt,  die  Deutsch- 
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§.  186. 

Die  Abfassung   der   Grundrechte  und  der  Reichsver- 
fassung  (vom  12.  Juli  1848  bis  zum  28.  März  1849  *). 

Als  die  Nationalyersainniliuig  za  ihrer  eigentlichen  Aufgabe, 
dem  Verfassongswerke  y  schritt  ^  zeigte  sich  nicht  nur  in  der 
Yersammlong  selbst  eine  starke  nnd  vielfache  Parteinng  in 
der  Oberhanptsfrage  y  sondern  auch  die  Begienmgen  konnten 
sich  nicht  vereinigen.  Einheitliche  Spitze,  Erbkaiser ,  Wahl- 
kaiser,  Präsident ,  Dnalismas  von  Oesterreich  nnd  Prenssen, 
Trias  oder  Direktorinm  von  Oesterreich,  Prenssen  and  Bayern, 
alles  fand  seine  Vertheidiger.  Man  kam  darin  überein,  vorerst 
den  Abschnitt  von  den  Grundrechten  aosznarbeiten,  indem  jede 
Partei  hofite,  dass  unterdessen  irgend  ein  für  sie  günstiger  Um- 
schlag in  den  Ereignissen  eintreten  werde ,  am  ihre  Ansichten 
in  der  Oberhaaptsfrage  darchsetzen  za  kennen  ^).^  So  kamen 
aach  nach  anendlichen  Mühen  die  sogen.  Grandrechte  zu 
Stande,  nnd  warden  von  dem  Beichsverweser  am  21.  Deeember 
1848  als  Gesetz  verkündet').  Von  nan  an  trat  der  Zwiespalt 
in  der  Nationalversammlung,  besonders  zwischen  der  ersten 
und  zweiten  Lesung  der  Beichsverfassung,  immer  mehr  hervor, 
theils  in  Bezug  auf  die  von  einem  grossen  Theile  der  National- 
versammlung eingeschlagene  demokratische  Bichtung,  theils  war 
viel  Streit  über  den  Umfang  der  Berechtigungen  der  National- 
versammlung gegenüber  von  den  Begierungen.  Unterdessen  hatte 
sich  Oesterreich  im  Programme  vonKremsier  am  27.November 
1848  fttr  Centralisation  seiner  sämmtlichen  Staaten  ausgesprochen, 
zugleich  aber,  dass  es  sich  nicht  von  dem  zu  errichtenden  deut- 
schen Bundesstaate  ausschliesse.  Preussen  erklärte,  dass  es  auf 
die  alte  Verbindung  mit  Oesterreich  nicht  verzichten  wolle. 
Ebenso  bestimmt  erklärten  sich  Bayern  und  Würtemberg 


lands  Macht  nach  Aussen  und  Innen  hegrOnden  und  befestigen  soUen.  Mit 
diesen Erkl&rungen  sieht  dieB.-V.  ihre  bisherige  Thätigkeit  als  be- 
endet an/'  n.  s.  w. 

*)  J.  G.  Droysen,  die  Verhandlungen  des  Yerfassungsausschusses  der 
deutschen  Nationalversammlung,  Thl.  I.  Leipz.  1849. 

«)  Siehe  oben  §.  185,  Note  5. 

>)  Von  den  Grundrechten  wird  im  II.  Bande  in  eii^em  besonderen  Ab- 
Bchnitte  (§.  292  flg.)  gehandelt 
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gegen  den  Ansschlnss  von  Oesterreich  ^).  Durch  widematfir- 
liche  Concessionen  der  feindlichsten  Parteien  in  der  National- 
yersammlnng  kam  endlich  die  BeichgyerfaBSiing  vom  28.  März 
1849  (mit  blos  4  Stimmen  Majorität)  zu  Stande.  Sie  beruht 
auf  folgenden  Hauptideen  in  197  Paragraphen  und  sieben 
Abschnitten:  Reich,  Reichsgewalt,  Oberhaupt,  Reichs- 
tag, Reichsgericht,  Grundrechte  und  Gewähr  der 
Verfassung. 

I.  Das  deutsche  Reich  besteht  aus  den  bisherigen  deut- 
schen Bundesstaaten;  Oesterreich  war  also  nicht  namentlich 
ausgeschlossen,  aber  doch  Alles  so  gestellt,  als  ob  es  nicht 
mehr  dabei  wäre,  und  dass  es  nicht  dabei  bleiben  konnte^). 
Namentlich  lag  dies  darin,  dass  nach  §.  2  kein  deutsches 
Land  mit  fremden  Ländern  zusammen  einen  Staat  bilden  und 
eine  Verfassung  und  Verwaltung  haben  sollte^). 

*)  Yergl.  Weil,  Quellen,  S.  123  flg.  —  Viele  hierher  gehörige  Akten- 
stücke finden  sich  bei  Roth  und  Merck,  Quellens.  Bd.  n. 

^)  Nach  einer  Notiz  bei  Hermann  Müller,  das  deutsche  Parlament 
und  der  König  von  Preussen,  Frankf.  (April  1849)  S.  7  wäre  ein  yon 
allen  Ministem  des  Ministeriums  H.y.  Gagern  abgeiasstes  „Programm" 
dem  Erzherzog -Reichsverweser  vorgelegt  worden,  des  Inhalts:  ,.Dass 
Deutschland  sich  als  Bundesstaat  constituire;  dass  daran  Oesterreich 
sich  nicht  betheiligen  werde,  dass  das  Yerhältniss  Oesterreich's 
zu  Deutschland  der  künftigem  Bestimmung  nach  definitiver  Gonstituirung 
beider  Zwillingsreiche  vorbehalten  bleibt;  dass  der  Reichsverweser  von 
seinem  Standpunkte  aus  mitwirken  wolle,  dieses  Yerhältniss  in  politischer 
und  materieller  Beziehung  so  eng,  als  möglich,  zu  gestalten,  und  dass 
Oesterreich  der  Gonstituirung  Deutschlands  keinerlei  Hindemiss  in  den 
Weg  lege,  wie  sie  auch  ausfallen  möge,  namentlich  für  den  Fall,  dass  der 
Inhaber  der  preussischen  Krone  als  erbliches  Oberhaupt  an  die  Spitze 
von  Deutschland  gestellt  werde ;  dass  sofort  eine  Gesandtschaft  nach  Olmütz 
oder  Wien  gehe,  die  freundschaftlichsten  und  bundgenossischen  Verhältnisse 
ta  cultiviren,  die  hiesigen  Schritte  zu  erklären  und  zu  befürworten,  die 
Zukunft  vorzubereiten/'  Derselbe  Grundgedanke  ist  in  der  Erklärung  des 
Minister-Präsidenten  v.  Gagern  in  der  187.  Sitzung  der  Nationalversamm- 
lung V.  17.  März  1849  ausgesprochen  (bei  Roth  u.  Merck,  Quellens,  n, 
S.  440). 

")  Auch  die  Niederlande  verwahrten  sich  dagegen,  dass  Limburg, 
welches  einen  integrirenden  Theil  des  Königreichs  der  Niederlande  ausmacht, 
jemals  durch  eine  andere  Verfassung,  als  diejenige  dieses  Königreichs  re- 
giert werden  könne.  (Note  des  H.  Light envelt,  v.  12.  Febr.  1849;  si^he 
die  königl.  niederländische  Denkschrift,  bei  Roth  u.  Merck,  Qi^ellens.  n, 
S.  15  flg.). 


492    i  1^  Abfittsniig  der  Gmiidredite  imd  der  BeidiSTerfitfBang. 

n.  Diplomatischer  Verkehr  ^  Gesandtechaftsre^^ht  und 
Kriegsrecht  geht  an  das  Beieh  Aber;  den  Einzelstaaten  bleibt 
aber  das  Recht,  die  Offi eiere  ihrer  Landtrappen  za  er- 
nennen^). 

DL  Die  Seemacht  ist  Sache  des  Reiches;  andere  Ver- 
kehrsanstalten stehen  nnter  der  Gesetzgebung  des  Reiches; 
die  Post  kann  die  Reichsgewalt  gegen  Entschädigung  selbst 
flbemehmen. 

IV.  Es  soll  ein  einziges  Zollgebiet  geben. 

V.  Die  Reichsgewalt  kann  sich  unmittelbare  Einnahmen 
durch  Produktions-  und  Verbrauchssteuern  verschaffen;  sie 
kann  überdies  Matrikularbeiträge  erheben;  auch  soll  das 
Reich  Anlehen  und  Schulden  machen  dürfen.  Die  Einzelstaaten 
sollen  Steuern  nur  nach  Massgabe  der  Reichsgesetzgebung 
auflegen. 

VI.  Die  Reichsgewalt  hat  für  den  Reichsfrieden  zu 
sorgen  und  hat  im  Allgemeinen  die  Reichsgesetzgebung. 

Vn.  Das  Reichsoberhaupt  ist  ein  Erbkaiser  nach 
Primogeniturordnung  im  Mannsstamm,  und  soll  aus  den  re- 
gierenden Fürsten  genommen  werden^).  Der  Kaiser  soll  eine 
Civilliste  haben,  er  soll  unverantwortlich  und  unverletzlich  sein, 
er  hat  das  Recht  der  Initiative  und  Promulgation  der  Gesetze 
und  das  Begnadigungsrecht,  jedoch  nur  mit  Einschränkungen 
in  Bezug  auf  verurtheilte  Reichsminister.  Uebrigens  soll  der 
Kaiser  nur  ein  suspensives  Veto  habon,  selbst  bei  Ver- 
fassungsänderungen ^). 

VIU.  Der  Reichstag  soll  aus  einem  Staatenhaus  und 
einem  Volkshaus  bestehen.  Das  Staatenhaus  (102  Personen) 
soll   zur  Hälfte  von  den  Regierungen,  zur  Hälfte  von   den 


7)  In  diesei*  Beziehung  war  der  Stellung  der  Regierungen  der  Einzeln- 
staaten zu  ihren  Ländern  billigere  Rechnung  getragen,  als  in  dem  Entwurf 
der  Yertrauensm&nner.  Siehe  oben  §.  184,  Note  11  und  S.  482  bei  Note  li. 

^)  Dass  ein  Erbkaiser  an  die  Spitze  deff  Reiches  gestellt  werden 
soll,  wurde  nur  mit  267  Stimmen  gegen  264  beschlossen;  dass  er  ein  Für  st 
sein  sollte,  mit  279  gegen  255/ 

»)  Reichsverf.  t.  28.  Mftrz  1849,  §.  101, 196.  —  UnTerhohlen  sprachen 
damals  die  Demokraten  die  Absicht  aus,  vermittelst  dieser  Bestimmung  in 
kurzer  Frist  das  Reich  in  eine  Demokratie  umzuwandeln. 
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Landständen  gewählt  werden  ^o).    In  das  Volkshaos  wird  ge- 
wählt 1  Abgeordneter  auf  100,000  Seelen. 

TXl  Die  Rechte  des  Reichstages  wurden  in  grOsster  Ans- 
dehnuDg;  wie  im  Entwürfe  der  Yertranensmänner  bestimmt. 
Die  Finanzbewilligung  wurde  lediglich  dem  Volkshaus  Über- 
lassen; das  Staatenhaus  sollte  nur  Bemerkungen  zum  Budget 
machen  dürfen.    Die  Budgetperiode  sollte  nur  ein  Jahr  sein. 

X.  Der  Reichstag  soll  jährlich  gehalten  werden.  Das 
Volkshaus  kann  der  Kaiser  auflösen;  dann  vertagt  sich  das 
Staatenhaus. 

XI.  Die  Häuser  erhielten  die  gewöhnlichen  Privilegien  fllr 
ihre  Mitglieder  in  grösster  Ausdehnung ;  Deputationen  mit  Bitt- 
schriften u.  dergl.  wurde  der  Zutritt  im  Hause  untersagt 

Xn.  Sodann  folgen  weitläufige  Bestimmungen  ttber  das 
Bundesgericht  und  die  Garantien  der  Verfassung ,  im  Wesent- 
lichen wie  im  Entwürfe  der  Vertrauensmänner,  jedoch  wurde 
ein  Belagerungszustand,  wenn  gleich  mit  gi'ossen  Be- 
schränkungen, zugelassen. 

XIU.  Die  hauptsächlichsten  Fehler  ddr  Frankfurter  Reichs- 
verfassung lagen  darin:  1)  dass  der  Reichsgewalt  nicht  die  erfor- 
derliche Macht  beigelegt  war,  um  einer  Revolution  mit  Kraft 
begegnen  zu  können ;  vielmehr  war  Alles  darauf  angelegt,  eine 
künftige  Revolution  zu  begünstigen  und  die  Einführung  der 
Republik  auf  scheinbar  gesetzlichem  Wege  möglich  zu  machen. 
Dies  zeigt  sich  namentlich  darin,  dass  2)  fielbst  die  gewählte 
Verfassungsform  nicht  gegen  den  Umsturz  sicher  gestellt  war, 
weil  der  Kaiser  selbst  bei  VerfassungsveränderuDgen  nur  ein 
'suspensives  Veto   hatte.     3)   Ein    offenbarer  Missstand   war. 


^^  In  dieser  Beziehung  war  die  Bestimmung  der  Reichsverfassung 
taktroUer,  als  die  entsprechende  Bestimmung  in  dem  Entwürfe  der  Yer- 
tranensmänner (§.  184,  Note  11)  insofern  sie  doch  nicht  die  regieren- 
den Fürsten  mit  ihren  Landständen  in  ein  Haus  zusammensetzte.  Auf 
der  andern  Seite  ging  sie  aber  noch  weiter,  und  war  noch  unpraktischer, 
indem  sie  denselben  in  dem  ganzen  Yer&ssungsgebäude  gar  keine  Stelle 
angewiesen  hatte,  als  wenn  sie  bereits  gar  nicht  mehr  vorhanden  oder 
schon  mediatisirt  gewesen  wären! 

*i)  Der  Text  der  Reichsverfassung  v.  28.  März  findet  sich  bei 
Weil,  QueUen,  S.  133  flg.;  in  Rauch,  Parlamentär.  Taschenbuch,  4.  Lie£ 
(Erlangen  1849),  S.  149  flg.  —  Amtliche  Ausgabe  (in  Quart)  Frankf.'a.M. 
Druck  V.  C.  Krebs-Schmitt  1849. 
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dass  den  souverainen  Fürsten,  resp.  den  Begienmgen  der  Ein- 
zelnstaaten, gar  keine  organische  Thätigkek  bei  der  Beich»* 
regiening  eingeräumt  war,  dass  sie  dagegen  Bevollmächtigte 
an  den  KMser  senden  konnten,  über  deren  Befngniss  Niehts 
feststand,  die  also,  wenn  sie  zusammenhielten,  einen  geheimen 
unantastbaren  Bundestag  büden  konnten.  4)  Das  Verbleiben 
von  Oesterreich  bei  Deutschland  war  durch  &  2  dieser 
Reichsverfassung  unmöglich  gemacht  und  somit  Deutschland 
anstatt  in  Wahrheit  geeinigt,  unverkennbar  und  vielleicht 
Air  inmier,  gespalten  und  zerrissen.  5)  Endlich  litt  diese 
Beichsverfassung  an  demselben  Fehler,  wie  der  Entwurf  der 
Vertrauensmänner,  dass  dem  Reiche  eine  unmittelbare  Be- 
steuerung in  den  einzelnen  Staaten  eingeräumt  wurde,  wodurch 
deren  Staatshaushalt  ganz  untergraben  werden  mnsste^'). 

XIV.  Ausserdem  brachte  die  Nationalversammlung  noch  zu 
Stande  ein  Wahlgesetz  f&r  das  Volkshaus,  ein  Gesetz  über  die 
deutsche  Flagge,  ein  Gesetz  über  Anklage  der  Mitglieder  der 
Versammlung,  ein  Gesetz  über  Schütz  der  Nationalversamm- 
lung, ein  Verbot  der  Spielbanken,  sodann  einige  Matrikolar- 
Umlagen,  ein  Discipünargesetz  fllr  die  Marine  und  endlich  eine 
allgemeine  Wechselordnung  (vom  24.  November  1848  grossen- 
Iheils  noch  geltend) ,  sowie  einige  andere  kleinere  Gesetze  ^'). 

§.  187. 

Erklärangen  der  Einzelstaaten  in  Bezug  auf  die 

Reichsverfassung  ^), 

Oesterreich  verwahrte  sich  schon  am  4.  Februar  1849* 
gegen  jede  Unterordnung  seines  Kaisers  unter  die  Gentralge- 
walt  eines  anderen  Fürsten.  Dies  erklärte  Oesterreich  wie- 
derholt am  8.  April.  Am  4.  März  1849  hatte  Oesterreich  die 
sogenannte  Olmützer  Constitution  erhalten,  welche  fttr 
die  (österreichischen  Erbländer  das  Princip  der  Staatsein- 
heit aussprach,  übrigens  in  Bezug  auf  die  Grundrechte  auf 


«)  Siehe  oben  S-  184  bei  Note  15. 
«)  Weil,  QueUen,  S.  165,  156. 

*)  Yergl.  Weil,  Quellen,  S.  156  flg.  —  Die  hierher  gehörigen  Akten- 
Btücke  finden  sich  in  grösserer  Anzahl  in  Roth  u.  Merck,  Qaellens.  Bd. ü. 
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derselben  Idee,  wie  die  Frankfurter  Bdehsigdrfassiuig  benihte. 
Am  9.  März  erklärte  Oesterreich,  es  müsse,  wenn  man 
Deutschlands  Einheit  wolle,  eine  Form  gefunden  werden ,  ^die 
Oesterreioh  möglich  mache,  dabei  zu  bleiben.  Am  13.  März 
▼erlangte  Oesterreich  geradezu  den  Wegfall  des  Volkshauses. 
Am  5.  April  erklärte  Oesterreich,  die  Nationalversammlung 
habe  sieh  Uebergriffe  erlaubt  und  Oesterreich  kOnne  filr 
jetzt  nicht  in  Deutschland  bleiben;  es  rief  daher  seine  Depu- 
iirten  zurück.  Bayern  erklärte  am  25.  April  1849,  dass  es 
die  Reichsyerfassung  wegen  des  Ausschlusses  von  Oester* 
rei<5h  nicht  annehme.  Dieselbe  Erklärung  gab  Hannover. 
Die  anderen  mittleren  und  kleinen  Staaten,  wie  Würtem- 
berg,  Baden  etc.  erkannten  die  Reichisverfassung  an,  ge- 
drängt theils  durch  die  Demokraten,  theils  durch  die  preussisch- 
erbkaiserliche  Partei. 

§.  188. 

Verhandlungen  der  Nationalversanmilang  mit  Preussen 
über  die  Annahme   der  Kaiserwürde   (vom  28.  März 

bis  30.  Mai  1849)*). 

In  der  Sitzung  der  Nationalversammlung  vom  28.  März 
1849  stimmten  290  Abgeordnete  für  die  Uebertragung  der  erb- 
lichen Eaiserwttrde  an  Preussen;  248  Abgeordnete  enthiel- 
ten sich  der  Abstimmung^.  Fünfzehn  Abgeordnete,  die  für 
den  EOnig  von  Preussen  gestimmt  hatten,  Herrn  v.  Rado- 
witz  an  der  Spitze,  legten  gleich  darauf  einen  Protest  niedery 
worin  sie  erklärten,  dass  die  Versammlung  gar  nicht  das  Kecht 
gehabt  habe,  die  Krone  zu  vergeben^).  Von  hier  an  fasste 
schon  der  Erzherzog  Johann  den  Entschlnss,  die  Eeichsver- 
wesung  niederzulegen^).     Am  3.  April  1849  kam  eine  Depn- 

«)  Weil,  QueUen,  S.  156  flg.  — YergL  auch  die  Aktenstücke  in  Roth 
IL  Merck,  Quellens.  Bd.  IL 

*)  Unter  dei^jenigen,  welche  sich  der  Ahstimmang  enthielten,  befanden 
sich  s&mmtliche  Oesterr'eicher,  die  meisten  Bayern,  Würtember- 
ger  and  Badener,  nnd  alle  sogen.  Ultramontanen,  ausser  Herrn  v.  Ba- 
dowitz. 

»)  Weil,  Queüen,  S.  158. 

*)  Yergl.  die  preuss.  Circulardepesche  v.  3.- April  1849  bei  Roth  u. 
Merck,  Bd.  n,  S.  459. 
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tation  der  Nation%lyersammlaDg  nach  Berlin,  die  Krone 
bieten.     Der  König   yon   Preossen    erklärte  ^    dass   ihm 
Stimme  der  Vertreter  der  Nation  ein  ^^Anrechf'  gebe,  daas 
aber  ohne  Zustimmimg  der  anderen  Ftirsten  keinen  Eni 
fassen  werde  ^).     In   einer   Circnlardepesche   von   dei 
Tage  (3.  April)  erklärte  sich  Preossen  gegen  die  Bnnd< 
rangen  bereit,  provisorisch  an  die  Spitze  eines  Bundessti 
tes  zu  treten,  der  sich  ans  freiwillig  beitretenden 
bilden  und  dessen  Form  davon  abhängen  werde,  wie  vU 
nnd  welche  Staaten  demselben  beitreten®).  Man  hofite  öt 
in  Berlin  anf  den  Anschlnss  aller  deutschen  Staaten 
Oesterreich.    Die  Nationalversammlung  beschloss 
am  11.  April,  an  der  unbedingten  Annahme  der  Beichsv« 
sung  vom  28.  März  festzuhalten.     Am  14.  April  erfolgte 
Erklärung  von  28  deutschen  Regierungen  (d.  h.  allen 


^  Siehe  die  würdevolle  Erwiederung  des  K  v.  Preussen  v.  2. 
1849  bei  Roth  nnd  Merck,  Bd.  U,  S.  456  flg.  —  Es  findet  sich 
folgende  Stelle:  „In  dem  Beschlüsse  der  Nationalversammlung,  wddie 
meine  Herren,  mir  überbringen,  erkenne  ich  die  Stimme  der  Vertreter 
deutschen  Volkes.  Dieser  Ruf  gibt  mir  ein  Anrecht,  dessen  Werth  i^ 
zu  schätzen  weiss.  £r  erfordert,  wenn  ich  ihm  folge,  unermessliche 
von  mir.  Er  legt  mir  die  schwersten  Pflichten  auf  .  .  .  Ich  bin 
durch  die  That  zu  beweisen,  dass  die  Männer  sich  nidit  geirrt 
welche  ihre  Zuversicht  auf  meine  Hingebung,  meine  Treue,  auf  meine 
zum  gemeinsamen  deutschen  Vaterland  stützen.  Aber,  meine  Herren, 
würde  dem  Sinne  des  deutschen  Volkes  nicht  entsprechen,  ich  wür« 
Deutschlands  Einheit  nicht  aufrichten,  wollte  ich 
Verletzung  heiliger  Rechte  und  meiner  früheren  ausdrücl 
liehen  und  feierlichen  Versicherungen  ohne  das  freie  Eil 
yerständniss  der  gekrönten  Häupter,  der  Fürsten  und  ii 
freien  Städte  Deutschlands  eine  Entschliessung  fisissen,  welche 
sie  und  für  die  von  ihnen  r^erten  deutschen  Stamme,  die  entschiede 
Folgen  haben  müsste." 

*)  Siehe  die  pirculardepesche  des  prenss.  Ministeriums  der  ai 
Angelegenheiten  v.  3.  April  1849  bei  Roth  und  Merck,  Bd.  H,  S.  458j 
Darin  heisst  es  u.  A.:  „Se.  Mi^estät  sind,  dem  ergangenen  Rufe  Fo) 
leistend,  und  eingedenk  der  Ansprüche,  welche  ihm  Preussens  Stelli 
in  Deutschland  gewährt,  entschlossen,  an  die  Spitze  eines  deutschen  Boi 
desstaates  zu  treten,  der  aus  denjenigen  Staaten  sich  bildet, 
demselben  aus  freiem  Willen  sich  anschliessen  möchten.  Die  Foi 
dieses  Bundesstaats  werden  wesentlich  davon  abhängen,  wie  viel 
welche  Staaten  sich  demselben  anschliessen." 
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Oesterreich,  den  königlichen  Begierangen,  Hessen- 
Hombnrg  and  Liechtenstein)  dahiD,  dass  sie  die  Reichs- 
Verfassung  unbedingt  annehmen  ^  und  der  Uebertragnng  der 
Kaiserkrone  an  Prenssen  zustimmen;  doch  behielt  sich  Ba- 
den weitere  Erklärungen  fttr  den  Fall  bevor,  dass  ausser 
Oesterreich  noch  mehrere  deutsche  Staaten  nicht  beitreten 
würden").  Wttrtemberg  erkannte  die  Reichsverfassung  an^ 
wollte  aber  von  einem  preussischen  Eaiserthume  nichts  wissen. 
Oesterreich  hatte  schon  am  8.  April  sich  neuerdings  gegen 
eine  Unterordnung  seines  Kaisers  unter  eine  von  einem  ande- 
ren deutschen  Fürsten  zu  handhabende  Centralgewalt  verwahrt, 
und  deshalb  die  Theilnahme  an  Unterhandlungen  auf  Grund- 
lage der  preussischen  Girkularnote  vom  3.  April  entschieden 
abgelehnt,  und  sich  gegen  alle  und  jede  aus  solchen  Verhand- 
lungen etwa  hervorgehenden  Beschlüsse  und  deren  Folgen, 
unter  Vorbehalt  der  seinem  Kaiser,  seiner  Regierung  und  seinen 
deutschen  Provinzen  aus  den  noch  rechtskräftig  be- 
stehenden Verträgen  erwachsenden  Ansprüche  feierlich 
verwahrt^).  Am  21.  April  erklärte  der  preussische  Minister 
Graf  Brandenburg,  in  der  zweiten  preussischen  Kammer, 
dass  die  Hoffnung,  alle  deutschen  Staaten,  ausser  Oester- 
reich, zu  einem  Bundesstaate  zu  verbinden,  gescheitert  sei, 
und  dass  das  Ministerium  dem  Könige  nicht  rathen  könne,  die 
deutsche  Krone  anzunehmen,  weil  die  Nationalversammlung 
alle  von  der  k.  preussischen  Regierung  vorgeschlagenen  Modi- 
fikationen der  Reichsverfassung  ablehne^).  Am  28.  April  be- 
schloss  die  Nationalversammlung  abermals,  dass  das  Beichs- 
oberhaupt  unbedingt  die  Reichsverfassung  annehmen  müsse. 
An  demselben  Tage  erklärte  das  preussische  Ministerium  der 
Nationalversammlung  die  definitive  Ablehnung  der  Kaiserkrone, 


^  Weil,  S.  160;  siehe  die  Noten  der  einzelnen  Staaten  als  Erwiederung 
auf  die  prenss.  Girculardepesche  v.  3.  April  1849  bei  Roth  und  Merck, 
Bd.  n,  S.  464  flg.  480  flg. 

B)  Siehe  die  österreichische  Depesche  v.  8.  April  1849  bei  Roth 
und  Merck,  n,  S.  475  flg. 

^)  Dies  hob  auch  die  Depesche  des  k.  preuss.  Ministerpräsidenten 
an  den  k.  BeTOlhnächtigten  bei  der  Centralgewalt,   vom  28.  April  1849, . 
besonders  hervor.     (Siehe  die  betreffende  Stelle  bei  Both  und  Merck, 
Bd.  n,  S.  487.) 

Z5pfl,  StMtsreoht.  5.  Anfl.  I.  22 
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sofern  sich  die  Nationalversammlung  nicht  noch  zn  wesent- 
lichen Abänderungen  der  Eeichsverfassung  verstehen  wolle,  weil 
ausserdem  die  Reichsverfassnng  ohne  Bürgerkrieg  nicht  durch- 
führbar sei;  und  selbst  durchgeführt,  nur  zu  weiterer  Revolution 
und  zur  Republik  hinftthren  werde  ^®).  Die  Nationalversamm- 
lung beharrte  aber  auf  unbedingter  Annahme  der  Reichsver- 
fassung und  wollte  sie  durchsetzen,  auch  ohne  Zustimmung  d^ 
Regierungen.  Am  30.  April  ermächtigte  sie  das  Präsidium, 
ihren  Sitz  beliebig  zu  verlegen.  In  der  Voraussicht,  dass  viele 
Abgeordnete  an  den  beabsichtigten  Massregeln  keinen  Anthefl 
nehmen,  oder  aus  der  Versammlung  ganz  ausscheiden  würden, 
setzte  die  Nationalversammlung  ihre  Beschlussfähigkeit  auf  die 
Anwesenheit  von  150  Personen  herunter.  Am  Anfange  Mai 
begannen  die  Aufstände  in  Rheinbayem  (Pfalz),  Dresden, 
Breslau,  Elberfeld  und  Iserlohn ;  am  13.  Mai  brach  die  Militär- 
empörung und  der  Aufruhr  in  Baden  aus,  angeblich  zur 
Durchführung  der  Reichsverfassung,  der  Sache  nach,  um  die 
Republik  einzuführen.  Am  4.  Mai  beschloss  die  Nationalv^- 
sammlung  (mit  nur  zwei  Stimmen  Majorität),  das  deutsche 
Volk  für  die  Anerkennung  und  Geltendmachung  der  Reich»- 
veifassung  in  Bewegung  zu  bringen:  es  sollten  sofort  die 
Wahlen  zu  einem  Reichstage  vorgenommen  werden;  am 
15.  August  sollte  sich  dieser  erste  Reichstag  auf  Grundlage 


*o)  Yergl.  die  in  der  Note  9  angeführte  Depesche  des  k.  p reu 88.  Hi- 
nisterpräsidenten  v.  28.  April  1849,  bei  Roth  u.  Merck,  Bd.  II,  S.  484fl. 
—  Es  wird  darin,  nachdem  die  wesentlichsten  Mängel  der  Reichsyer£ftssang 
aufgezählt  sind  (Ausschluss  der  einzelnen  Regierungen  von  der  Legislative 
und  Exekutive,  suspensives  Veto  selbst  bei  Yerfassungsveränderungen, 
Machtlosigkeit  des  Oberhauptes,  u.  s.w.)  gesagt:  „Das  Constitutionen- 
monarchische  Princip,  an  welchem  die  grosse  Mehrzahl  des  deut- 
schen Volkes  mit  Liebe  und  Vertrauen  festhält,  ist  durch  diese  Stellung  in 
seinem  Wesen  bedroht,  und  in  Verbindung  mit  dem  alle  Schranken  nie- 
derwerfenden Wahlgesetze  erhält  die  ganze  Verfassung  dadurch 
einen  Charakter,  welcher  sie  nur  als  das  Mittel  erscheinen  lässt,  um  all- 
mählig  und  auf  anscheinend  legalem  Wege  die  oberste  (Gewalt  zu  beseitigen 
und  die  Republik  einzuführen.  Durch  die  Annahme  einer  solchen  Ver- 
fassung würde  die  k.  Regierung  nicht  nur  die  oben  als  massgebend  bezeich- 
neten Gesichtspunkte  gänzlich  verleugnet,  sondern  auch  die  besonnenen, 
nach  wahrer  Freiheit  strebenden  und  conservativen  £le- 
mentePreussens  und  Deutschlands  in  ihrem  innersten  Wesen 
verletzt  haben. 
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der  ReichsyerfasBung  vom  28.  März  yersammelii ;  wenn  Preussen 
nicht  Theil  nehme,  so  sollte  der  Fürst  des  nächst -grössten 
deutschen  Staates  als  Reichs  Statthalter  eintreten,  so  lange, 
bis  ein  König  von  Preussen  die  Reichsverfassung  anerkennen 
werde.  Dieser  Reichsstatthalter  sollte  vor  der  Nationalver- 
sammlung den  Eid  auf  die  Reichsverfassung  schwören,  sodann 
den  Reichstag  eröffnen,  und  mit  dieser  Handlung  sollte  die 
Nationalversammlung  aufgelöst  sein  ^^).  Am  7.  Mai  verbot  das 
preussische  Ministerium  die  AusfUhrung  dieses  Parlamentsbe- 
Schlusses  und  erklärte,  die  Nationalversammlung  habe  ihre 
Befugnisse  überschritten^^).  Auch  der  Reichsverweser  verwei- 
gerte diesem  Beschlüsse  der  Nationalversammlung,  ungeachtet 
des  Drängens  seines  Ministeriums  und  einer  am  10.  Mai  von 
der  Nationalversammlung  an  ihn  abgesandten  Deputation,  mit 
Festigkeit  und  Entschiedenheit  seine  Zustimmung.  Unterdessen 
traf  die  Nachricht  ein,  dass  Preussen,  ohne  die  CentraJge- 
walt  oder  die  Nationalversammlung  zu  fragen,  den  Aufstand 
in  Dresden  niedergeworfen  habe.  Sogleich  (10.  Mai)  be- 
schloss  die  Nationalversammlung  (mit  188  gegen  147  Stimmen) 
„diesem  schweren  Bruch  des  Reichsfriedens''  von 
Seite  Preussens ,  mit  allen  Mitteln  entgegen  zu  treten  und  die 
Bestrebungen  des  Volkes  überall  gegen  Unterdrückung  in 
Schutz  zu  nehmen  ^^).  Demgemäss  beschloss  auch  die  Na- 
tionalversammlung am  12.  Mai  Commissaire  nach  Nürnberg  zu 
einer  grossen  Volksversammlung  zu  schicken,  „um  die  Volks- 
erhebung auf  dem  Wege  der  Gesetzlichkeit  zu  erhalten.'' 
Nunmehr  traten  schon  viele  Abgeordnete  conservativer  Gesin- 
nung aus  der  Nationalversammlung  aus.  Preussen  rief  (14.  Mai) 
seine  Abgeordneten  aus  der  Paulskirche  zurück  ^^),  und  zu- 
gleich (15.  Mai)  rief  ein  kräftiger  Aufruf  des  Königs  das 
preussische  Volk  zu  den  Wa£fen,  um  Ordnung  und  Gesetz  in 
Deutschland  wieder  herzustellen.  In  diesem  Aufrufe  machte  der 


^*)  Siehe  die  Beschlüsse  der  Nationalversaminlang  v.  4.  Mai  1849  bei 
Weil,  Quellen,  S.  164. 

«)  Weil,  Quellen,  S.  164,  165;  Roth  und  Merck,  Bd.  II,  S.  511. 

^3)  Siehe  diesen  Beschluss  der  Nationalversammlung  v.  10.  Mai  1849 
bei  Weil,  S.  165,  166. 

^)  Siehe  die  kdnigl.  preuss.  Verordnung  y.  14.  Mai  1849,  bei  Roth 
und  Merck,  II,  517. 

32* 
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Kehlig  TOD  Prenssen  zugleich  bekannt ,  dass  seine  B^erang 
Einleitungen  mit  den  anderen  Bnndesregiemngen  getroffen 
habe;  nm  das  in  Frankfurt  begonnene  Verfassnngswerk  in 
kürzester  Zeit  wieder  aufzunehmen,  und  zu  einem  guten  Ende 
zu  fahren  ^^).  Am  16.  Mai  trat  das  Beichsministerium  y.  Gagern 
zurück,  und  daftlr  erschien  ein  Ministerium  Gray  eil,  Det- 
mold, Jochmus  und  Merk,  aus  der  äussersten  Bechten;  fllr 
Gräyell  trat  bald  der  Fürst  yon  Sayn-Wittgenstein  ein. 
Am  19.  Mai  beschloss  die  Beichsy ersammlung ,  einen  Beichs- 
statthalter  „schleunigst^^  einzusetzen,  „wo  möglich'^  aus 
der  Zahl  der  regierenden  Fürsten,  der  die  Beichsyerfassnng  zu 
beschwören  und  beschwören  zu  lassen  habe,  womit  zugleich 
die  bisherige  Gentralgewalt  aufhören,  und  die  National- 
yersammlung  aus  einander  gehen  solle  ^^).  Dieser  Beschlnss 
ging  aber  doch  der  Majorität  des  Centrums  zu  weit.  Am 
20.  Mai  unterschrieben  65  Mitglieder  eine  Austrittsurkunde,  yon 
Dahlmann  yerfasst.  In  Folge  des  immer  zahlreichep^n  Aus- 
trittes yon  Mitgliedern,  beschloss  die  Nationalyersammlung,  in 
der  schon  nur  noch  die  äusserste  beschlussfähige  Anzahl  yon 
150  Mitgliedern  yorhanden  war,  dass  fortan  100  beschlussfähig 
sein  sollten.  Nun  schied  wieder  ein  Theil  (der  sog.  Angs- 
burger  Hof)  aus.  Am  26.  Mai  erliess  die  Nationalyersamm- 
lung noch  einen  yon  Uhland  yerfassten  Aufruf  an  das 
«  deutsche  Volk,  der  aber  ohne  alle  Wirkung  blieb,  da  die  Hal- 
tung der  Nationalyersammlung  seit  dem  28.  März  ihr  eben  so 
den  Beifall  der  Nation  (mit  Ausnahme  der  Demokraten)  ent- 
zogen hatte,  als  ihr  Verfall  und  ihre  Ohnmacht  bereits  offen- 
bar yorlag  ^^).  Sogar  ein  Zusatz  zu  diesem  Aufrufe ,  der  eine 
Verwahrung  gegen  die  Einmischung  Frankreichs  und  Wahning 
der  Treue  gegen  die  Beichsyerfassnng  bezweckte,  wurde  yer- 
worfen  ^^).    Hierauf  schied  noch  ein  Theil  der  Mitglieder  der 


^)  Abgedruckt  ist  der  Aufimf  des  Königs  von  Prenssen  t.  15.  Msi 
1849  bei  Weil,  QueUen,  S.  168,  169. 

^0  I)er  Antrag  zn  diesem  Beschlnsse  war  von  Welcker  und  seinen 
politischen  Frennden  gestellt. 

*T)  Siehe  den  von  ü  hl  and  entworfenen  Anfrof,  in  Wigard,  stenogr. 
Bericht,  Bd.  Bd.  IX,  S.  6735  flg. 

*^)  Dieser  Zusatz  war  von  Welcker  und  seinen  Freunden  beantragt 
worden. 
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Nationalyersaminlaiig  ans.  Um  diese  Zeit  riefen  auch  Sach- 
sen and  Hannover  ihre  Abgeordneten  zurück ^^).  Da  sich 
mittlerweile  die  preussischen  Trappen  näherten  ^  so  beschloss 
der  Best  der  Nationalversammlang  am  30.  Mai  1849^  (mit  71 
Stimmen  gegen  64),  dieselbe  nach  Stattgart  zn  verlegen. 

§.  189. 

Das  sog.  Rumpf-Parlament  in  Stuttgart  vom 

6.— 18.  Juni   1849'). 

I.  In  Stattgart  fanden  sich  am  6.  Jani '  103  Mitglieder  der 
Paolskirche  zusammen;  sie  hielten  Sitzungen  im  Fritz'schen 
Beithaase  and  gehörten  fast  sämmtlich  der  äussersten  Linken 
an.  Die  Versanmilang  hoffte  aaf  Aasbreitang  des  badischen 
and  rheinpf^lzischen  Aa&tandes  nach  Wttrtemberg  und  Franken. 
Sogleich  am  6.  Juni  ernannte  sie  eine  Eeichsregentschaft 
(Raveaux,  Vogt,  H.  Simon,  SchtQer  von  Zweibrücken  und 
Becher  aus  Wttrtemberg).  Der  Minister  Bömer  stimmte  noch 
mit,  aber  dagegen  und  nun  erst  schied  er  aas.  Das  Rumpf- 
parlament und  seine  Beichsregentschaft  beschlossen  nun  rasch 
die  Absetzang  des  Beichsverwesers  in  Frankfurt,  die  Aufbie- 
tung eines  Beichsheeres  and  die  Vorlage  eines  Finanzetats. 
Es  verlangte  5  Millionen  fbr  die  Monate  Jani  and  Juli^). 

n.  Am  18.  Juni  Nachmittags  liess  der  Minister  Bömer 
in  der  endlichen  Ueberzeagung,  dass  die  Kräfte  von  Wttrtem- 
berg nicht  ausreichen,  den  Forderungen  des  von  ihm  noch 
immer    als    Träger    der    Nationalsoaverainetät    anerkannten 


^^)  Siehe  die  hierauf  bezüglichen  Aktenstücke  v.  13.  und  23.  Mai  1849 
bei  Roth  und  Merck,  Bd.  n,  530,  531. 

1)  Die  Verhandlungen  des  sog.  Rumpfparlamentes  finden  sich  in  Wi- 
gard,  stenogr.  Bericht,  Bd.  IX,  Nr.  232  flg.,  8.  6799  flg. 

*)  Die  sogenannte  Reichsregentschaft  hatte  am  18.  Juni  1849  eine  Pro- 
klamation erlassen,  wonach  sie  zu  bewaffiaeten  Zuzügen  zur  Unterstützung 
des  Aufstandes  in  Baden  und  der  Pfalz  aufforderte.  Es  heisst  darin: 
,jDie  Nationalversanunlung  hat  Baden  und  die  Rheinpfalz  unter  den 
Schutz  des  Reiches  gestellt;  sie  hat  das  deutsche  Volk  aufgerufen,  die 
Reichsyerfassung  zu  schirmen,  Gewalt  mit  Gewalt  zu  vertreiben  . . .  Duldet 
nicht,  dass  die  Männer,  die  sich  muthig  für  die  Reichsverfassung  (sie!) 
erhoben,  dem  Reic|i8 feinde  (aic!)  erliegen."  (Wigard,  Stenograph. 
Bericht  Bd.  IX,  S.  6883.) 


1 
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Rumpfparlaments  zu   genttgen^),  die  Zugänge  zum  Beiäiai|^* 
militärisch   besetzen  ^   nachdem   er  in    einem  Schreiben 
17.  Juni  den  Präsidenten  der  in  Stuttgart  tagenden  Natic 
Versammlung   (Dr.  Loewe  von   Calbe)    um  Verlegung 
Versammlung  ausserhalb  Wflrtembergs  ersucht  ^)  und  in- 
Schreiben vom  18.  Juni  1849  denselben  in  Eenntniss  g( 
hatte,  dass  gegen  das  Abhalten  einer  Sitzung  um  drei 
Nachmittags  an  diesem  Tage  die  erforderlichen  Massregeln 
griffen  werden  würden  %    Die  Versammlung,  welche  durch 
misslungenen  Versuch,   sich    in    dem  Besitze  ihres  Sitzi 
lokals  zu  behaupten,  die   genügende  Ueberzeugung  von 
Ernstlichkeit  des  Entschlusses  der  wttrtembergischen  Regi( 
ihr  ein  ferneres  Tagen  in  diesem  Lande  nicht  zu  gest 
gewonnen  hatte,  endigte  mit  dem  Beschlüsse,  dem  Präsident 
die  Bestinunung  von  Zeit  und  Ort  des  Wiederzusammentrit 
anheimzustellen  ®). 


')  Noch  in  dem  Schreiben  des  Ministers  Römer  an  den  Pr&sid< 
des  Rump^arlaments  v.  17.  Juni  1849,  sprach  sich  derselbe,  nachdem 
sein  Befrehiden  darüber  zu  erkennen  gegeben,   „dass  das  Anftreten 
Regentschaft  so  gestaltet  sei,  dass  man  vermuthen  soUte,  es  stdiea 
200,000  Bajonette  zu  Gebote,"  dahin  aus:  „Ich  für  meine  Person  erb 
an,  dass  der  NationalTorsammlung  zusteht,  ihre  Geschäftsordnung 
lieh  der  Beschlussfähigkeit  der  Versammlung  abzuändern  und  nach  b 
nach  bis  auf  drei  Mitglieder  herabzusetzen.'*    Doch  wird  ebend 
selbst  das  Unpraktische  einer  solchen  Gonsequenz-Macherei  ai 
lieh  anerkannt  „Aber  wenn  es  sich  von  Anerkennung  der  B e s c h  1  fl 
einer  solchen  Yersammlung  handelt,  so  muss  man  nach  meiner  Üe 
gung  einen  anderen,  als  den  bloss  juristischen  Massstab  der 
lung  anlegen.'*    Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6876. 

*)  Siehe  das  Schreiben  bei  Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd. 
S.  6875  flg.  —  Es  heisst  darin  am  Schlüsse:  „Indem  ich  Sie  nmi, 
Vorstehenden  zufolge,  geziemend  ersuche,  ohne  Verzug  dahin  zu 
dass  Nationalversammlung  und  Regentschaft  ihren  Sitz  ausserhalb 
tembergs  verlegen  und  schon  jetzt  die  Vornahme  jedes  weiteren  offideflfli 
Aktes  unterlassen,  habe  ich  die  Bemerkung  beizufügen,  dass  die  MisstflH 
tung  dieses  ergebenen  Ansinnens  uns  nöthigen  würde,  demselbeQ  dniAj 
Anwendung  der  geeigneten  Mittel  Geltung  zu  verschaffen**  u.  s.  w.  \ 

»)  Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6876  a.  E, 

^)  Die  in  Stuttgart  anwesenden  Mitglieder  der  NationahersamnüimS! 
begaben  sich,  auf  die  um  1  Uhr  erhaltene  Nachricht,  dass  das  Beithatf 
schon  vom  MUitär  besetzt  sei,  auf  den  Rath  von  Uhland  in  einem Zo^ 
an  Ort  und  Stelle,   „um   die  Gewalt  an  sich  consummircn  «« 
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HI.  Dies  war  das  klägliche  Ende  der  constitoirenden 
Imtseheii  Nationalyersammlang ,  einer  VersamiDlang,  welche 
pe  grOssten  Hoffhangen  erregt ,  die  Erwartung  selbst  auf  das 
knsserste  gespannt,  aber  ihr  Ziel  dadurch  verfehlt. hatte,  dass 
^  das  Erreichbare  verschmäht,  den  gegebenen  Verhältnissen 
Ifiine  Rechnung  getragen,  die  Zeit,  in  welcher  die  Erschaffnng 
pes  nenen  Verfassnngswerkes  möglich  gewesen  wäre,  darch 
pifrnchtbare  Discussionen  Aber  die  Grandrechte  des  Volkes 
prgeadet,  nnd  ihre  Wurzel  im  Volke  durch  das  politische 
Ikrteigetriebe  in  ihrem  Innern  selbst  zerstört,  und  endlich  ihre 
jiaft  vollkommen  überschätzt,  und  alles  in  solche  Verwirrung 

r setzt  hatte,  dass  ihrem  letzten  Ueberreste  ein  Schluss,  den 
ab   eine  Gewaltmassregel   bezeichnen   konnte,  sogar 
|oeh  als  ein  ehrenhafter  Ausgang  willkommen  sein  musste. 

§.  190. 
Das  Dreikönigsbündniss  vom  26.  Mai  1849*). 

I 

I  Vom  17.  bis  26.  Mai  1849  wurden  in  Berlin  Conferenzen 
^n  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Hannover  ge- 
blten,  um  der  preussischen  Proklamation  vom  15.  Mai  1849 


llisen.'*   Wigard,  stenogr.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6877.   Nachdem  sie  hier 

t einem  CivUccmmisBär  bedeutet  worden  waren,  dass  sie  keine  Sitzung 
n  könnten  und  von  dem  Militär  zurückgewiesen  worden  waren,  begaben 
K  sich  (um  3  Uhr)  in  den  Saal  des  Hotel  Marquard.  Es  fanden  sich  aber 
uer  nur  95  (zuletzt  98)  Mitglieder  zusanunen ,  so  dass  die  Versammlung 
lie  beschlussfjlhige  Zahl  von  100  nicht  mehr  erreichte.  Es  wurde  hier  der 
^Dtng  gestellt,  die  Yersanunlung  nach  Baden-Baden  zu  verlegen,  wo- 
pdbst  nach  der  Versicherung  eines  Mitgliedes  (Damm)  die  provisorische 
BiQg[ierang  von  Baden  sie  aufzunehmen,  zu  schützen  und  mit  allem  Noth- 
«endigen  zu  unterstützen  sich  bereit  erklärt  habe.  (Eben das.  S.  6884.) 
Die  Mehrheit  entschied  aber  dafür ,  dass  es  an  einem  früheren  Beschlüsse 
der  Kadonalversanunlung  genüge,  wonach  dem  Präsidenten  die  Befogniss 
ciogerftumt  sei,  die  Versammlung,  wann  und  wo  er  es  fdr  nothwendig  findet, 
vieder  zusammen  zu  berufen.    (Ebendas.  S.  6885). 

*)  Aktenstücke,  betreffend  das  Bündniss  v.  26.  Mai  und  die  deutsche 
To&ssQngsangelegenheit.  Bd.  I;  dessen:  neue  Folge  und  Bd.  II,  Heft  1. 
Bcrün  1849.  —  Weil,  Quellen,  S.  171  flg.  ~  K.  A.  v.  Wangenheim, 
das  Dreikönigsbündniss  vom  26.  Mai  1849  und  die  Radowitzische  Po- 
litik, Stattgart  1851.  —  v.  Radowitz,  ges.  Schriften,  Bd.  II,  S.  131  flg.  — 
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gemäss  das  deutsche  Verfassnngswerk  fortznftthren.  Oester- 
reich  hatte  nur  an  der  ersten  Sitzung  Theil  genommen;  es 
trat  aber  sogleich  ab,  weil  es  alsbald  einsah,  dass  es  sich  nur 
um  einen  engeren  Bundesstaat  im  deutschen  Bunde  handle. 
Preussen  wünschte  mit  Oesterreich  eine  sogenannte 
Union,  d.h.  ein  völkerrechtliches  Bttndniss.  Schon  während 
der  Verhandlungen  äusserten  Bayern,  Sachsen  und  Han- 
nover grosse  Bedenken;  sie  alle  wollten  keine  neue  Verfaa- 
sung,  die  Oesterreich  von  Deutschland  ausschliesse,  und 
ai^ch  keine  solche,  die  Preussen  eine  oberhauptliche  Stellung 
über  die  anderen  Kronen  gebe;  namentlich  machten  Sachsen 
und  Hannover  ihren  Beitritt  zu  einem  Bundesstaate  davon 
abhängig,  dass  Bayern  beitrete^).  Demungeachtet  kam  ein 
Schlussprotokoll  zu  Stande,  unterzeichnet  von  den  Bevolfanäch- 
ten  von  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Hannover. 
Der  Vertreter  Bayerns  behielt  die  Zustimmung  seiner  Regierung 
vor.  Diese  liess  aber  fortwährend  auf  sich  warten;  Sachsen 
und  Hannover  wiederholten  ihre  Vorbehalte,  d.  h.  ihr  Bei- 
tritt war  und  blieb  ein  bedingter.  Das  Statut  des  Bünd- 
nisses vom  26.  Mai  1849,  eigentlich  also  nur  von  Preussen, 
Sachsen  und  Hannover,  und  zwar  von  letzteren  nur  unter 
einer  Bedingung  anerkannt,  deren  Nichteintritt  sogleich  fast 
so  gut  wie  gewiss  war,  enthält  in  5  Artikeln  folgende  Bestim- 
mungen'): Es  schliessen  diese  Regierungen  ein  Bündniss  „auf 
Grundlage  des  Art.  11  der  deutschen  Bundesakte^). 


s)  Abgedruckt  bei  Weil,  QaeUen,  S.  173  flg. 

»)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  209. 

*)  In  dieser  Bestimmung  des  art  I  des  Statuts  v.  26.  Mai  1849,  fand 
die  badische  Erste  Kammer  den  hauptsächlichsten  Rechtsgrund  für 
die  bundesrechtliche  Statthaftigkeit  eines  Beitrittes  der  Regierung  zu 
dem  Dreikönigsbündniss.  Der  von  ml  r  bearbeitete  Conunissionsbericht  vom 
18.  März  1850,  (Beil.  Nr.  28  zum  Prot  d.  5.  Sitzung,  auch  besonders 
nebst  meiner  Schlussrede  v.  21.  März  1850  gedruckt,  Stuttgart  1850)  sprach 
sich  darüber  so  aus:  „Das  publicistisch  Wichtige  und  Charakteristische 
des  Vertrags  vom  26.  Mai  besteht  somit  darin,  dass  er  nicht,  wie  die 
ReichsYerfassung  vom  28.  März,  die  Grundlage  des  alten  Bundesrechtes 
Yollständig  verlässt,  und  ein  ganz  neues  Recht  gründen  will,  sondern 
dass  es  vielmehr  die  Bundesal^te  vom  8.  Juni  1815,  sowie  den  dadurch 
gestifteten  deutschen  Bund,  als  fortwährend  faktisch  und  rechtlich 
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Der  Zweck  ihres  Bundes  ist  derselbe,  wie  der  des  deut- 
schen BnndeS;  jedoch  mit  der  Absicht  einer  kräftigen  Hand- 
habung der  ö£fentiichen  Ordnung  und  Sicherheit.  Jedes  deutsche 
Bundesglied  ist  berechtigt,  Theil  zu  nehmen;  yorläufig  sollte 
Preussen  auf  ein  Jahr  die  vollziehende  Gewalt  fttr  diesen 
Bund  übernehmen,  und  ein  Verwaltungsrath  aus  Abge- 
ordneten der  verbündeten  Begierungen  gebildet  werden.  Am 
wichtigsten  war  die  Bestimmung  im  Art.  4,  womach  die  ver- 
bündeten Begierungen  zu  gleicher  Zeit  der  deutschen  Nation 
den  Entwurf  einer  neuen  Beicbsverfassung  vorlegen 
sollten.  Es  sollte  ein  neuer  Beichstag  berufen  werden,  le- 
diglich zu  dem  Zwecke,  sich  über  diese  Vorlage  auszu- 
sprechen; ausserdem  war  noch  verabredet,  dass  sogleich 
ein  Schiedsgericht  unter  den  verbündeten  Staaten  einge- 
richtet werden  sollte.  Diesem  Statute  wurde  der  Entwiirf  der 
neuen  Verfassung  sofort  beigegeben^),  nebst  einer  zur  Erläu- 
terung bestimnften  Denkschrift^). 


bestehend  ansdrücklich  anerkennt  und  voraussetzt,  dass  er  somit  selbst  unter 
das  Bundesrecht  als  oberste  Regel  eintritt,  indem  er  sich  selbst  unter 
die  Kategorie  des  art.  11  der  B.-A.  stellt,  wonach  den  Bundesgliedem  nyr 
solche  Verträge  unter  sich  und  mit  Auswärtigen  erlaubt  sind,  welche  mit 
dem  Zwecke  des  deutschen  Bundes  und  seiner  Sicherheit  nicht  im  Wi-' 
derspruche  stehen.  Der  Vertrag  y.  26.  Mai  will  also  nur  einen  nach  der 
B.-A.  ▼.  8.  Juni  1815,  art.  11,  erlaubten  Bund  im  deutschen  Bunde, 
d.  h.  ein  solches  BOndniss  begrOnden,  wie  schon  in  den  Zeiten  des  deut- 
schen Reiches  den  deutschen  Reichsständen  reichsgnmdgesetzlich,  insbeson- 
dere durch  den  westphälischen  Frieden  y.  J.  1648  {i,pro  sua  conservcOione 
et  geeurüate,  J.  P.  0.  art  VIU,  §.  2)  gestattet  worden  war.*'  Ausdrücklich 
wurde  auch  hervorgehoben,  dass  es  nicht  in  der  Absicht  sei,  einem  Ver- 
trage zuzustimmen,  „welcher  seine  Theilnehmer  aus  der  Mitgliedschaft  des 
deutschen  Bundes  loszureissen  und  diesen  dadurch  zu  sprengen  oder  zu 
spalten^'  bezwecke  und  dass  daher  Bestimmungen,  welche  zu  derartigen 
Besorgnissen  Grund  geben  können,  zu  modificiren  seien.  —  Vergl.  auch 
H.  V.  Bülow,  die  rechtliche  Stellung  der  deutschen  Union  im  Bunde, 
Berlin,  1850.  —  Ueber  die  Rücksichten,  welche  den  Beitritt  von  Baden 
zum  Dreikönigsbündniss  damals  unvermeidlich  machten,  s.  meinen  ange- 
führten Schlussvortrag  v.  21.  März  1850,  Stuttgart  1850,  S.  18.  flg. 

B)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  175. 

•)  Abgedruckt  bei  Weil,  QueUen,  S.  221. 
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§.  191. 

Der  Berliner  Entwurf  einer  Reichsverfassung  ftlr  einen 
deutschen  Bundesstaat  mit  Ausschluss  Oesterreichs, 

vom  26.  Mai  1849. 

Der  Berliner  Entwurf  der  Reichsverfassnng  nnterschied 
sich  Yon  der  Frankfurter  Reichsverfassung  hauptsächlich  darin, 
daBs  er  einerseits  die  Sonderstellung  Oesterreichs  zum  neuen 
Reiche  offen  aussprach^,  andererseits  aber  die  Regierung»- 
gewalt,  sowohl  des  Ganzen  als  der  einzelnen  Staaten,  zu  kräf- 
tigen und  übermässige  Freiheiten  zu  beschränken  versuchte^. 
Die  Hauptyeränderung  findet  sich  aber  in  dem  Abschnitt  vom 
Reichsoberhaupt.  Der  Name  Kaiser  fiel  hinweg;  daAir  sollte 
ein  ,,R«ichsYorstand''  eintreten.  Diese  Würde  sollte  blei- 
bend mit  der  Krone  Preussen  verbunden  sein.  Die  Reichs- 
regierung sollte  übrigens  nicht  allein  von  dem  Reichsvorstande, 
sondern  von  ihm  in  Gremeinschaft  mit  einem  Fürstenrathe  ge- 
führt werden,  bestehend  aus  sechs  Stimmen,  in  welche  die 
deutschen  Staaten  ausser  Oesterreich  eingetheilt  waren.  Dem 
I^eichsYorstande  war  die  eigentliche  exekutive  Gewalt  beige- 
legt; im  Uebrigen  sollte  er  im  Fürstencollegium  nur  eine 
Stimme  haben.    Auch  sollte  der  Reichsvorstand  dem  Fürsten- 


*)  Sehr  vortreffliche  Ansföhrnngen  der  Gründe,  welche  gegen  den  Aus- 
schluss Oesterreichs  von  Deutschland  sprechen,  finden  sich  in  dem 
ohen,  §.  189,  Note  1,  angeführten  Werke  von  v.  Wangenheim,  und  in 
dessen  oben,  bei  der  Literatur  dieses  Abschnitts  S.  460  angefahrter  Schrift. 
—  A.  Boden,  hatte  sich  schon  1848  sehr  tüchtig  in  gleichem  Sinne  aus- 
gesprochen, und  mit  ganz  klarem  Blicke,  der  damaligen  Bewegungen  un- 
geachtet, vorausgesehen,  dass  nichts  anderes  als  ein  verbesserter  Staa- 
tenhund zu  erreichen  sein  werde.  Siehe  dessen  gesammelte  kleine 
Schriften  S.  300. 

*)  Von  einem  vollständigen  „Brechen  mit  der  Revolution''  findet  üch 
übrigens  in  dem  Berliner  Entwürfe  noch  keine  Spur.  Er  war  aus  der 
Reichsverfassung  vom  28.  März  grosstentheils  wörtlich  ausgeschrieben,  und 
im  Grunde  nur  eine  neue,  etwas  abgeschwächte  Ausgabe  derselben.  Dass 
das  monarchische  Princip  in  dem  Berliner  Entwurf  noch  nicht  wieder  ge- 
nügend gekräftigt  war,  habe  ich  schon  in  meiner  §.  190,  Note  4  ang^iührten 
Schlussrede  in  der  ersten  ba d  is  ch  e n  Kammer,  über  den  Beitritt  Badens 
zum  Dreikönigsbündniss  (21.  März  1850)  S.  25,  ausgesprochen. 
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eoüegiiiin  gegenüber  kein  selbstständiges ,  persönliches  Veto 
kaben,  ansser  in  einem  einzigen  Falle ,  nämlich  bei  Yerän- 
teimgen  der  Beiehsverfassung.  Im  Uebrigen  ist  noch  Folgen- 
des zu  erwähnen.  Der  Reichsvorstand  sollte  keineCivil- 
liste  beziehen;  die  Erhaltung  des  Reichs  wurde  wieder  auf 
Matrikularbeiträge  gestellt.  In  Bezug  auf  den  Reichs- 
tag war  dem  ReiehsTorstande  und  dem  Ftlrstenratl^e  zusam- 
m  em  absolutes  Veto  beigelegt.  Der  in  der  Reichsver- 
iHBong  y.  28.  März  1849  aufgenommene;  so  sehr  beanstandete 
mä  gefährliche  Satz,  dass  ein  dreimaliger  Reichstagsbeschluss 
im  selbst  Gesetz  werde,  wurde  beseitigt  Sodann  wurde  dem 
ftaatenhaos  in  Bezug  auf  das  Budget  gleiches  Recht  mit 
Imd  Volkshanse  eingeräumt.  In  dem  Wahlgesetze  wurde  die 
tesentliche  Aenderung  gemacht,  dass  Wähler  nur  der  sein 
Whme,  der  irgend  eine  direkte  Steuer  bezahlt:  sodann 
ftttlte  man  die  Wähler  in  3  Klassen :  Höchstbesteuerte,  Mittet 
iMteuerte  und  Miederbesteuerte. 

§.  192. 

Terhandlungen   über    den  Berliner  Entwurf  bis    zur 
Eröffiiung   des  Erfurter  Parlaments;   insbesondere  die 
Additionalakte  vom  26.  Februar  1850^). 

I.  Zur  Leitung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  des 
DreikOnigsbtlndnisses  trat  ein  Verwaltungsrath,  gebildet 
ans  Bevollmächtigten  der  beigetretenen  Regierungen  am  18.  Juni 
lft49  hl  Berlin  zusammen.  Am  2.  Juli  wurde  das  proyisoriscbe 
Sehiedsgericht  in  Erfurt  installirt  ^).  Im  Juni  und  Juli  verhan- 
ddtePreussen  noch  besonders  mit  Bayern.  Am  8.  Sep- 
tember erklärte  aber  endlich  Bayern  bestimmt,  dass  es  dem 
prenssischen  Projekte  nicht  beitrete;  dasselbe  erklärte  am 
26.  September  Wtirtemberg.  Nicht  beigetreten  sind  femer: 
Hessen-Homburg,  Frankfurt,  Luxemburg,  Holstein 


0  Weil,  Quellen,  S.  240  flg.  —  Yergl.  die  bei  §.  190  angeführten 
Aktenstücke,  betr.  das  Bündniss  vom  26.  Mai,  Berlin  1849,  Bd.  II, 
(eothaltaid  die  Protokolle  der  Sitzungen  des  Yerwaltungsrathes  v.  5.  Okt 

17.  Not.  1849). 

*)  Es  ist  dieses  Schiedsgericht  niemals  zu  einer  Th&tigkeit  gekommen. 
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und  Lanenbiirgy  nnd  Liechtenstein.    Die  flbngea 
sonverainen  Fürsten  und  freien  Städte  traten  dem  DreikJ 
btlndnisse  bei.     Gleichzeitig  fingen    aber    Hannover 
Sachsen  an,  sich  znrückznziehen. 

n.  Am  26.  bis  28.  Juni  1849  hatten  sich  130  Abgeoi 
der  ehemaligen  Frankfurter  Nationalversammlung  vom 
nannten  Gentrum  in  Gotha  versammelt,  und  erklärten,  fttr 
Amiahme  des  preussischen  Entwurfes  wirken  zu  woUen, 
doch  einmal  die  Frankfurter  Beichsverfassung  in  ihrer  urspi 
liehen  Gestalt  unausführbar  sei.    Auf  diese  Art  hoflRe 
mindestens  das  Werk  der  Paulskirche  in  seinen  Grundl^ 
zu  retten,  und  seiner  vollen  Wiederherstellung  in  einem  kl 
tigen  günstigeren  Zeitpunkte  entgegen  sehen  zu  können.  Zi 
Organe  dieser  Partei  wurde  die  deutsche  Zeitung  erkoren'). 

in.  Am  19.  Oktober  beschloss  der  Yerwaltungsratl 
unter  Widerspruch  von  Sachsen  und  Hannover,  die  Wi 
der  Abgeordneten  zum  Volkshaus  auszuschreiben;  am  20. 
schieden  daher  Sachsen  und  Hannover  aus  dem  Verwa 
tungsrathe  aus^).    Nichts  desto  weniger  schrieb  der  Vi 
tungsrath  am  17.  November  1849  die  Vornahme  der  Wahli 
der  Abgeordnelen  zum  Volkshans  auf  den  31.  Jannar  18i 
aus  und  bezeichnete  zugleich  Erfurt  als  den  Ort,  wo 
demnächst  zu  berufende  Reichsversanmilung  zusammen 


>)  Die  Erklärung  der  Gothaer  Versammlung,  v.  28.  Juni 
siehe  bei  Laube,  das  erste  deut  Pari.  Bd.  m,  S.  4i4.  —  Siehe  über 
Gothaer  Versammlung  auch  A.  Boden,  gesammelte  kleine  Sduifici^ 
S.  327  flg. 

*)  Die  Regierungen  von  Sachsen  und  Hannover  betraditeten  dit 
Ausschreiben  der  Wahlen  als  „eine  dem  Bündniss  v.  26.  Mai  entgegen- 
laufende, die  Zwecke  desselben  gefährdende,  und  insbesondere  die  iiuiert 
und  äussere  Sicherheit  Deutschlands  bedrohende  MassregeL  Sie  be»: 
trachteten  diesen  Schritt  femer  als  im  Widerspruche  mit  art  XI  der  i 
B.-A.  stehend  (s.  oben  §.  189,  Note  4),  und  da  nun  die  „Eyentnalität^^ 
eingetreten,  „das  es  nicht  gelungen,  den  Süden  Deutschlands  in  den  Bekbs-  ^ 
verband  .  .  .  aufzunehmen,  dass  vielmehr  nichts  zu  errreichen  gewesen,  «is 
die  Herstellung  eines  nord-  und  mitteldeutschen  Bundes,''  so  nahm« 
sie  auch  „gegenwärtig  den  Zeitpunkt  als  eingetreten  an^  wo  die  Verbehahe 
der  k.  sächsischen  und  k.  hannover'schenRegiemng  v.  26.  Msid.  J. 
(s.  oben  §.  189)  Platz  greifen."  Siehe  ^e  Note  der  k.  Sachs,  n.  han- 
noverischen Bevollmächtigten  v.  20.  Okt  1849  in  den:  Aktenstacken, 
betr,  das  Bündniss  v.  26.  Mai,  Bd.  II,  S.  91  flg. 


i 


§.  192.  Veriiandlangen  über  den  Berliner  Entwarf.  509 

iDDe^).  Am  28.  November  protestirte  Oesterreich  gegen 
iie  Einbenifiing  des  Reichstages  als  gegen  eine  Verletzimg  der 
Bimdespfliehten ^.  Demangeachtet  berief  der  Verwaltnngs- 
rath  am  13.  Februar  1850  die  Reichsversammlnng  auf  den 
N).  MSrz  naeh  Erfurt  Am  25.  Februar  erklärte  Hannover 
hrmlieh  seine  Lossagnng  vom  Bttndniss^.  Am  15.  März 
Ipraeh  sich  der  König  von  Wflrtemberg  sehr  entschieden 
k  seiner  Thronrede  gegen  das  Bfindniss  ans^);  alsbald  wur- 
hn  die  preussischen  (Gesandten  von  Hannover  und  Wttr- 
temberg  znrttckgerufen. 

IV.  Noch  hielt  Preussen  an  dem  Gedanken  fest,  den 
limdesstaat  »^mit  Vielen  *oder  mit  Wenigen/^  zu  Stande 
n  bringen*).    Am  26.  Februar  1850  fand  sich  aber  doch  der 


*)  Aktenstücke,  BcL  U,  S.  162.  —  In  dem  YerwaltungBrathe  waren 
inals  nur  noch  Preussen,  Baden,  beide  Hessen,  die  grossherzogl. 
lad  herzogL  s&chsischen  Häuser,  beide  Mecklenburg,  Nassau, 
Braunschweig,  Oldenburg  und  die  anhaltischen  Herzogthümer, 
beide  Schwarzburg  und  beide  Reuss,  und  die  freien  Städte  Ham- 
bnrg,  Lab  eck  und  Bremen  vertreten. 

<)  Weil,  QueUen,  S.  2i4. 

^  Die  Erklärung  der  k.  hannoverischen  Regierung  v.  25.  Febr. 
1860  lautet  dahin :  „dass  sie  durch  den  Beschluss  des  Yerwaltungsrathes 
T.  13.  Febr.  1850  ihre  Beziehungen  zu  dem  Vertrage  v.  26.'  Mai  1849  als 
T5llig  gelöst  betrachten  und  ihr  Verhältniss  zu  den  Theilnehmem  des- 
Klben  tmf  die  Grundlage  des  deutschen  Bundes  zurflckgeführt 
iBaehen  mflsse."  —Weil,  Quellen,  S.  244.  ~  Der  Yerwaltungsrath  be- 
iddiftigte  sich  einige  Zeit  mit  dem  Gedanken,  Hannover  vor  dem  Schieds- 
icridite  (s.  Note  2)  zu  belangen:  man  ging  aber  von  diesem  Plane,  seiner 
TonuBsichtlichen  Erfolglosigkeit  wegen,  wieder  ab.  —  Auch  die  Stellung 
ier  Hansestädte  in  der  deutschen  Union  war  sehr  eigenthOmlich.  Unter 
iem  8.  und  13.  Febr.  hatten  sie  in  dem  Verwaltungsrathe  schon  eine  voll- 
Madige  Sonderstellung  in  Bezug  auf  ihre  Handels-  und  Schifffahrts- 
verhältnisse  in  Anspruch  genommen,  und  sich  fUr  den  Fall  des  Aus- 
trittes von  Sachsen  a  Hannover,  oder  des  Nichtanschlusses  v.  Holstein 
VDd  Lanenburg  weitere  Entschliessung  vorbehalten.  Weil,  QueUen, 
&  an   (Siehe  unten  $.  196,  Note  5). 

*)  Abgedruckt  ist  die  Thronrede  des  K.  v.  Würtemberg  v.  15.  März 
1S60  in  der  Augsburger  Allg.  Ztg.  v.  16.  März  1850,  Nr.  75,  S.  1187.  — 
Bis  Bfindniss  vom  26.  Mai  wird  darin  als  ein  „künstlicher  Sonder- 
bvBdB versuch"  bezeichnet,  „in  der  Mitte  von  den  drei  grdssten 
Uodmächtenohne  Aussicht  aufBestand  in  den  Tagen  der  Gefahr.'' 

*)  Rede  des  H.  v.  Radowitz  in  der  zweiten  preussischen  Kammer, 
la  25.  Angnst  1849;  siehe  dessen  gesammelte  Schriften,  Bd.  H,  S.  419. 
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Verwaltungsrath  wegen  des  Nichtbeitritts   der  grQf 
Staaten    veranlasst,  eine  Additionalakte    znm   Bfinc 
vom  26.  Mai  1849  zu  entwerfen  <^).    Hiemach  sollte  der 
desstaat  nicht  mehr  Keich,  sondern  dentscheUnion  heic 
das  Verhältniss  dieser  deutschen  Union  zu  den  nicht 
tretenden  Staaten  wurde  weiterer  Verständigung  yorbel 
Die  deutsche  Union  solle  im  deutschen  Bunde  stehi 
bleiben,  aber  darin    als  Qesammtheit   die  Rechte 
Pflichten    ihrer    einzelnen  Mitglieder  ausüben.     Ausdrilcl 
wurde  erklärt,  dass  die  deutscheUnion  gegen  die  aod« 
Bundesstaaten     kein    Eriegsrecht    austlben    wolle; 
Fürstenrath  ^sollte  aus  fünf  Stimihen  bestehen,  worunter 
noch  Sachsen    aufgeführt  wurde,  weil   es  sich  noch 
förmlich  von  dem  Dreikönigsbflndnisse  losgesagt  hatte  ^^). 

§.  193. 

Das  Interim   vom  30.  September  1849.     Die  Bun« 
commission.   Rücktritt  des  Erzherzogs-Reichsverwes( 

(20.  December  1849). 

L  Seit  der  Auflösung  des  Frankfurter  Parlamrats  erkani 
Preusseu  den  Beichsverweser  nicht  mehr  als  proviBorü 
Centralgewalt  an').    Da  aber  allmählig  klar  geworden 


«<»)  Abgedruckt  in  Weil,  Quellen,  S.  245  flg. 

«0  Die  in  der  Additionalakte  yom  26.  Febr.  1860  ftlr  den 
projektirten  Stimmen  waren:  1)  Preussen;  2)  E.  Sachsen,  die 
u.  herzogl.  sächsischen  Häuser,  nebst  den  anhaltischen,  schvt 
burgischen  und  reussischen  Häusern;  3)  Hannover,  mit  Brai 
schweig,  beiden  Mecklenburg,  Oldenburg  und  den  drei  Haut 
Städten;  4)  Baden;  5)  beide  Hessen,  Nassau,  beide  Lippe 
Wal  deck.  —  In  dem  bezüglichen  §.  67  des  Berliner  Entwurfes  t.  S& 
1849  waren  sechs  Stimmen  für  den  Fürstenrath  projektirt:  l)Prea88»i 
2)  Bayern;  3)  die  sämmtlichen  sächsischen,  anhaltiscli 
schwarzburgischen  und  reussischen  Häuser;  4)  Hannove 
Braunschweig,  Holstein  mit  Lauenburg,  beide  Mecklenborffj 
Oldenburg  und  die  drei  Hansestädte;  5)  Würtemberg,  Badeii: 
beide  HohenzoUern,  Liechtenstein;  6)  beide  Hessen,  Lnxea* 
bürg  mit  Limburg,  Nassau,  beide  Lippe,  Waldeck,  Hessei* 
Homburg  und  Frankfurt. 

*)  Schon  in  seiner  Rede  in  der  zweiten  preussischen  KaanBer,  i< 
25.  August  1849,  hatte  sich  H*  v.  Radowitz  hierüber  folgeadematf^ 


i 
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Iu8  die  von  Preussen  beabsichtigte  deutsche  Union 
bemenfalls  mehr  alle  deutschen  Staaten  ausser  Oesterreich 
toifassen  werde,  Deutschland  aber,  sowohl  seiner  europäischen 
iMInng  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  im  Allgemeinen 
Über,  als  auch  wegen  der  holsteinischen  Sache  insbeson- 
kre,  sowie  auch  wegen  der  Erhaltung  und  Verwaltung  des 
lundeseigenthums,  namentlich  der  Bundesfestungen,  und 
ll^n  seiner  militärischen  Gesammtinteressen,  nicht  länger 
jkie  irgend  einen  Einheitspnnkt,  d.  h.  eine  von  allen  Bundes- 
Ikaten  ohne  Ausnahme  anerkannte  Exekutivbehörde  bleiben 
k5nne,  und  da  überdies  der  Erzherzog- Reichsverweser  wieder* 
bh  den  Wunsch  geäussert  hatte,  unter  den  nunmehr  ganz 
Iffänderten  Umständen  seiner  Würde  zu  entsagen,  und  die 
bn  durch  den  Bundesbeschlnss  vom  12.  Juli  1848  anvertraute 
Bewalt  wieder  an  die  Gesammtheit  der  Mitglieder  des 
ieotsehen  Bundes  zurückzugeben  ^),  so  musste  man  darauf  be- 
bebt  sein,  eine  neue  provisorische  Centralgewalt  fttr 
DeatBchland  zu  erschaffen.  Dies  geschah  durch  eine  Ueber- 
Binkiinft  zwischen  Oesterreich  und  Preussen,  zu  Wien  am 
Vi,  September  1849,  das  sog.  Interim^). 


Bigesprochen,  (b.  dessen  gesammelte  Schriften,  II,  417):  In  gleichem 
Hasse,  m.  H.,  bedarf  nun  der  weitere  (d.  h.  deutsche)  Bund  eines  in- 
terimistischen Organs,  da  die  k.  Regierung  ein  solches  in  der  proyiso- 
dKhen  Centralgewalt,  die  yon  der  Nationalversammlung  durch  Beschluss 
r.  2&  Juni  y.  J.  eingesetzt  worden  war,  nicht  mehr  zu  erkennen  vermag. 
Nnrohl  dieselbe  durch  den-B.-B.  v.  12.  Juli  bestä'tigt  worden  ist,  so  war 
lue  AusQbung  ihrer  Befugnisse  doch  an  die  Verantwortlichkeit  des  Reichs- 
onnisteriums  gegen  die  Nationalversammlung,  also  an  die  Dauer  der  letz- 
ten gebunden.  Bei  vollster  Anerkennung  der  hohen  Verdienste,  die  der 
Klaachte  Inhaber  der  provisorischen  Centralgewalt  sich  um  das  Vaterland 
b  dessen  schwerster  Zeit  erworben  hat,  konnte  Preussen  doch  nicht  die 
P'ortBetznng  einer  Begierungsgewalt  anerkennen,  die  jetzt  weder  auf  dem 
Boden  der  ursprünglichen  Einsetzung  stände,  noch  wie  der  frühere  Bundes- 
^ttn  die  Verantwortlichkeit  gegen  die  deutschen  Regierungen 
pwiesen  wäre.  Die  Einsetzung  einer  neuen  provisorischen  Behörde 
des  Bundes  ist  daher  jedenfalls  nothwendig,  und  die  k.  Regierung  hat 
nch  bereit  erklärt,  über  deren  zweckmässigste  Einrichtung  sich  mit  den 
uderen  deutschen  Regierungen  zu  verständigen.** 

*)  Hierauf  nimmt  namenUich  der  Eingang  des  Interim  (s.  Note  4) 
V.  30.  Sept  1849  Bezug. 

')  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  247. 
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n.  Es  hatten  sich  hierdurch  diese  beiden  Kronen  im  Ein- 
verständnisse mit  dem  Erzherzog -ReichsTerweser  dahin  y^- 
ständigt,  dass  sie  ^^für  den  deutschen  Bund,  and  im 
Namen  sämmtlicher  Bundesregierungen'^  und  anter 
Vorbehalt  ihrer  Zustimmung,  die  Ausübung  der  Centralge- 
walt  gemeinschaftlich  und  ausschliesslich  bis  zum  1.  Mai 
1850  ttbemehmen  wollten,  insofern  dieselbe  nicht  früher  an 
eine  definitive  Gewalt  übergehen  könne ^).  Als  Zweck  d^ 
Interim  wurde  die  ,,ErhaltuDg  des  deutschen  Bundes^ 
als  eines  völkerrechtlichen  Vereines  der  deutschen  Fürsten  and 
freien  Städte  zur  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  und  Unver- 
letzlichkeit ihrer  im  Bunde  begrififenen  Staaten  und  zur  Erhal- 
tung der  inneren  und  äusseren  Sicherheit  Deutschlands 'S  also 
genau  der  Grundlage  des  art  2  der  deutschen  Bundesakte 
entsprechend,  angegeben^).  Die  deutsche  Verfassungsange- 
legenheit blieb  ,,der  freien  Vereinbarung  der  einzelnen 
Staaten''  während  des  Interim  überlassen.  Dasselbe  galt 
von  den  nach  art.  6  der  Bundesakte  dem  Plenum  der  Bundes- 
versammlung zugewiesenen  Angelegenheiten^).  Ftlr  den  FaU, 
dass  bei  Ablauf  des  Interim  die  deutsche  Verfassungsange- 
legenheit noch  nicht  zum  Abschlüsse  gediehen  sein  sollte, 
wurde  es  den  deutschen  Regierungen  anheim  gestellt,  sich  über 
den  Fortbestand  des  Interim  zu  vereinbaren^.  Die  seither 
von  der  provisorischen  Centralgewalt  geleiteten  Angelegenheiten, 
insoweit  dieselben  nach  Massgabe  der  Bundesgesetze  innerhalb 
der  Competenz  des,  engeren  Käthes  der  Bundesversammlong 
gelegen  waren,  wurden  während  des  Interim  einer  „Ban- 
descommission" übertragen,  zu  welcher  Oesterreich  and 
Preussen  je  zwei  Mitglieder  ernennen  sollten,  und  die  ihren 
Sitz  zu  Frankfurt  zu  nehmen  hatte.  Den  übrig^i  Re- 
gierungen wurde  frei  gestellt,  sieh  einzeln  oder  mehrere  ge- 
meinschaftlich durch  Bevollmächtigte  bei  der  Bundes co m- 
mission  vertreten  zu  lassen^). 


*)  Interim,  §.  1. 
»)  Interim,  §.  2. 
«)  Interim,  §.  3. 
7)  Interim,  §.  4. 

^)  Interim,  §.  5.  —  Durch  die  Zolassang  von  Bevollm&chtigten  der 
einzelnen  Bundesstaaten  bei  der  Bundescommission  var  der  Sache  nach 
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m.  Das  Bedeutsame  an  diesem  Interim  war,  dass 
sich  nnnmehr  die  beiden  deutschen  Grossmächte  auf  dem 
Boden  des  Bundesrechts  und  auf  der  Grundlage  der 
Bundesakte  wenigstens  doch  zu  einer  vorläufigen  Ver- 
ständigung zusammengefunden  hatten ,  und  Deutschland  doch 
von  diesem  Augenblicke  an  wenigstens  dem  Auslande  gegen- 
über nicht  mehr  als  vollkommen  zerfahren  und  handlungsun- 
fähig erschien. 

IV.  Der  Erzherzog  Johann  genehmigte  diese  Ueberein- 
kunft  ausdrücklich  und  förmlich  durch  eine  Urkunde  d.  d. 
Frankfurt,  6.  Oktober  1849,  mit  der  Erklärung,  dass  wenn  die 
in  jener  Convention  erwähnte  Zustimmung  sämmtlicher 
deutschen  Regierungen  zu  derselben  erfolgt  sein  werde,  er 
bereit  sein  werde,  seiner  Würde  als  deutscher  Keichsverweser 
zu  entsagen,  und  die  ihm  am  12.  Juli  1848  von  der  deutschen 
Bundesversammlung  übertragenen  Rechte  und  Pflichten  in  die 
Hände  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von  Oesterreich  und  Sr. 
Majestät  des  Königs  von  Preussen  niederzulegen^'^). 

V.  Das  Eintreffen  der  Genehmigung  verzögerte  sich  jedoch 
dergestalt,  dass  die  Bundescommission  erst  am  20.  De- 
cember  1849  in  Tbätigkeit  treten  konnte. 

§.  194. 

Der  Müncliener  Entwurf  einer  deutschen  Bundesver- 
fassung vom  27.  Februar  1850. 

I.  Als  Gegenentwurf  gegen  die  preussischen  Unionsent- 
würfe wurde  zu  München  am  27.  Februar  1850  ein  Ver- 
fassungsentwurf f)lr  Deutschland  ausgearbeitet,  über  welchen 
sich  Bayern,  K.  Sachsen  und  Würtemberg  verständigt 
hatten^).    Dieser   Entwurf  besteht  nur   aus   19  Artikehi  und 

bereits  schon  wieder  eine  Art  Bundestag,  unter  gemeinschaftlichem  Vorsitz 
von  Oesterreich  und  Preussen,  eingerichtet,  dem,  um  vollständig 
Bundestag  zu  sein,  nichts  fehlte,  als  dass  keine  förmlichen  Sitzungen  von 
der  Bundescommission  mit  den  Bevollmächtigten  der  Regierungen  ab- 
gehalten wurden. 

')  Die  Erklärung  des  Erzherzogs-Reichsverwesers  v.  6.  Okt  1849  ist 
a\»fl:edruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  249. 

^  Abgedruckt  bei  Weil,  QueUen,  S.  251  flg.  Auch  Hannover  soU 
(nach  Weil)  an  den  Berathungen  Theil  genommen  haben  und  daher  nennt 

ZSpfl,  Staatsrecht.  6.  Aufl.  I.  33 
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beruht  auf  folgenden  Grundgedanken:  Ganz  Dentschland, 
Oesterreich  inbegriffen,  mnss  beisammen  bleiben^. 
Es  soll  somit  kein  Bandesstaat  gemacht  werden / sondern 
wieder  ein  Staatenbund.  Daher  soll  es  auch  durchaas 
keine  einheitliche  Spitze  geben,  sondern  eine  ,, Bandesre- 
gierun g^',  gebildet  von  s  i  e  b  e  n  Mitgliedern,  welche  folgende 
Bundesglieder  ernennen  sollen:  1.  Oesterreich,  2.  Preussen, 
3.  Bayern,  4.  Sachsen,  5.  Hannover,  6.  Wtlrtemberg,  7.  Kur- 
hessen und  Grossherzogthum  Hessen.  Den  übrigen  Bundes- 
gliedem  wurde  freigestellt,  soweit  nicht  agnatische  oder 
sonstige  erbrechtliche  Verhältnisse  deren  Verbindung  mit  der 
einen  oder  anderen  Stimme  bedingen,  mit  welcher  derselben 
sie  sich  vereinigen  wollten.  Die  Art  und  Weise  der  Be- 
theiligung der  solchergestalt  mitvertretenen  Staaten  an  der 
Ausübung  des  Rechtes  der  Beschickung  der  Bundesregiening 
blieb  dem  freien  Uebereinkommen  ttberlassen ^).  Die 
Mitglieder  der  Bundesregierung  wurden  wieder  an  die 
Instruktionen  ihrer  Staatsregierungen  gebunden  erklärt, 
wie  dies  nach  dem  bisherigen  Bundesrecht  der  Fall  war  (und 
ist);  doch  sollten  sie  die  Abstimmung  nicht  wegen  Mangds 
einer  Instruktion  verweigern  dürfen,  und  nur  bei  wichtigen 
Fragen  eine  billige  Frist  zur  Instruktionseinholung  bewilligt 


er  auch  die  Yereinbanmg  über  den  Mtlnchener  Entwarf  das  Yier-Eönlg»- 
bOndniflS.  üntenseidmet  ist  aber  der  Entwarf  nor  von  den  Yertretem  Ton 
Bayern,  E.  Sachsen  and  Würtemberg.  Auch  die  oben  (§.  192)  er- 
wähnte Thronrede  des  E.  yon  Würtemberg  v.  15.  M&rz  1850  nennt 
Hannover  nicht  als  Theikehmer  an  diesem  Entwürfe. 

')  Die  GoUektivnote  von  Bayern,  E.  Sachsen  and  Würtemberg, 
an  die  k.  k.  österreichische  und  an  die  k.  preussische  Regierung 
T.  13.  März  1850,  womit  diesen  beiden  Grossmächten  dieser  Entwarf  mit- 
getheilt  wurde,  sagt  darüber  ausdrücklich  (Weil,  Quellen,  S.  256):  „Diese 
üebereinkunft  ruht  auf  der  Ueberzeugung,  dass  die  Zukunft  der  deutschen 
Nation  nur  durch  eine  Yerfeussung  gesichert  werden  kann,  welche  den  m(^- 
lichst  innigen  Yerband  zwischen  Oesterreich  und  dem  übrigen  Deutsch- 
land erhUt,  „die  beiden  grössten  deutschen  Staaten  in  gleich 
würdiger  und  einflussreicher  Stellung  um&sst,  und  ohne  Yer- 
nichtung  der  übrigen  Staaten  solche  Bundesorgane  einsetzt,  in 
weldien  eine  wirksame  Thätigkeit  der  Begierungsgewalt  mit 
der  freien  Entwickelung  des  Yolksgeistes  durch  eine  Nation*!- 
Vertretung  sich  zum  Wohle  des  Ganzen  verbinden  können.'* 

')  Münchener  Projekt,  art.  3. 
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werden,  nach  deren  Ablanf  die  Abstimmung  erfolgen  mnsB^). 
Die  Bandesregierung  sollte  ihre  Beschlüsse  nach  einfacher 
Stimmenmehrheit  fassen.  Nur  in  einem  einzigen 
Falle,  nämlich  wo  es  sich  um  Abänderung  der  Bundes- 
verfassung handelt,  wurde  Stimmeneinhelligkeit  fllr  erfor- 
derlich erklärt^).  Für  die  Erhaltung  der  Selbstständigkeit  der 
einzelnen  Staaten  war  die  geeignete  Vorsorge  getroffen:  aus* 
drücklich  wurde  die  Belassung  ihres  Gesandtschaftsrech- 
tes ausgesprochen^).  Das  Ernennungsrecht  der  Offi- 
ciere  ihrer  Truppen  blieb  ihnen  selbstverständlich^);  ebenso 
waren  sie  auch  gegen  Eingriffe  der  Bundesregierung  in  ihr 
Besteuerungsrecfat  sicher  gestellt,  indem  die  Beischaffung  der 
zu  dem  gemeinschaftlichen  Aufwände  erforderlichen  Geldmittel 
(so  wie  bisher  bei  dem  deutschen  Bunde)  durch  Matrik ular- 
beitrage  geschehen  sollte^).  Eben  so,  wie  in  der  Frank- 
furter Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  und  dem  Berliner 
Entwürfe,  war  die  Einsetzung  eines  ständigen  Bundesge- 
richtest),  und  die  Einrichtnng  einer  Nationalvertretung 
ausgesprochen  ^^).  Die  Nationalvertretung  sollte  aus  300  ge- 
wählten Mitgliedern  bestehen.  Von  diesen  sollten  in  0  est  er- 
reich 100,  in  Preussen  100  und  in  den  übrigen  Bundes- 
staaten 100  gewählt  werden,  gleichviel,  ob  Oesterreich 
und  Preussen  mit  ihren  Gesammtstaaten  oder  nur  mit 
dem  grösstenTheile  derselben  dem  Bunde  beitreten  ^i).  Die 
Nationalversammlung  sollte  „durch  die  Landesvertreter^' 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  gewählt  werden  ^^).    Der  Na- 


*)  München  er  Projekt,  art.  6. 

s)  Ebendas.  art  5. 

^)  Ebendas.  art  1,  Nr.  1. 

^  Der  Bundesregierung  war  nach  dem  Münchener  Projekt  art.  1, 
Nr.  3,  nur  die  Oberleitung  der  bewaffiaeten  Macht  zu  Land  und  zur 
See  beigelegt 

9)  Münchener  Projekt,  art  1,  §.  8. 

9)  Ebendas.  art  2  und  art  15. 

^^)  Ebendas.  art  2. 

*0  Ebendas.  art.  8. 

^)  Ebendas.  art.9.  —  Die  Laadst&nde  der  einzelnen  Staaten  sollten 
also  nicht  darauf  beschränkt  sein,  die  Nationalvertreter  nur  aus  ihrer  Mitte 
zu  wählen.   Dass  übrigens  bei  solchem  System  -nur  selten  ein  Nationalver- 

33* 
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tionalvertretUDg  waren  bedeutende  Rechte  eingeräomt.  Es  war 
ihr  das  Recht  der  Zastimmnng,  (nicht  blos  etwa  des  Bei- 
rathes)  zu  allen  Bundesgesetzen  beigelegt  Sie  sollte 
das  Recht  der  Initiative  zur  (xesetzgebung  in  allen  Ange- 
legenheiten haben,  welche  der  Bundesgesetzgebung  zugewiesen 
sind^^).  Auch  war  die  Zustimmung  der  Nationalyersammlang 
ftir  erforderlich  erklärt,  zur  Feststellung  der  Bundesans- 
gaben  und  der  zu  erhebenden  Matrikularbeiträge.  Der 
Voranschlag  hierfür,  sowie  der  Nachweis  über  die  Verwendung 
sollte  alle  drei  Jahre  von  der  Bundesregierung  vorgelegt 
werden  ^^).  Ueberdies  wurde  der  Nationalvertretung  das  Recht 
beigelegt,  Anträge  oder  Wünsche  bezüglich  aller  gemein- 
samen Bundesangelegenheiten  an  die  Bundesregierung  zu 
bringen ^^).  Die  Gewähr  von  Rechten,  welche  den  Ange- 
hörigen aller  deutschen  Bund  es  Staaten  zugesichert 
sind,  wurde  als  gemeinsame  Bundesangelegenheit  anerkannt  ^^). 
Sobald  sämmtliche  Mitglieder  des  bisherigen  deutschen  Bandes 
ihre  Zustimmung  zu  diesen  Bestimmungen  gegeben  haben, 
sollte  die  Bundesregierung  gebildet  werden,  und  an  die 
Stelle  der  am  30.  September  1849  eingesetzten  provisorischen 
Bundescommission  (§.  192)  treten,  und  sofort  ein  Ban- 
desgrundgesetz auf  der  Grundlage  dieses  Entwurfes  ent- 
werfen, welches  an  die  Stelle  der  bisherigen  Grundgesetze 
des  deutschen  Bundes,  der  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815 
und  der  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  zu  treten 
bestimmt  war  ^^).  Dieses  Grundgesetz  sollte  von  den  einzelnen 
Regierungen  der  Bundesstaaten  den  Landesvertretungen 
mit  der  Aufforderung  mitgetheilt  werden,  die  Wahl  der  Na- 
tionalvertreter vorzunehmen.  Nach  vollendeter  Wahl  soUte 
die    Nationalvertretung    einberufen    und    derselben 


treter  aus  einem  anderen  Kreise,  als  aus  der  Mitte  der  landständischen 
Corporation  hervorgehen  würde,  li^  in  der  Natur  der  Dinge. 

**)  Münchener  Projekt,  art  11. 

««)  Ebendas.  art  12. 

«5)  Ebendas.  art.  13. 

^*)  Ebendas.  art  1,  §.  9.  —  Der  Ausdruck:  „Grundrechte  des 
Volkes'*  war  vermieden. 

")  Ebendas.  art  16  u.  17. 


§.  194.  Der  Münchener  Entwarf  einer  deutschen  Bundesverü     517 

das  Bnndesgrnndgesetz  zur  Vereinbarung  vorgelegt 
werden  *®). 

n.  Oesterreich  erklärte  im  März  1850,  dass  es  ^^von 
dem  Standpunkte  des  Rechtes  wie  der  Politik  nicht  nur  die 
Zweckmässigkeit,  sondern  auch  die  Ausführbarkeit 
der  von  den  k.  Höfen  von  Bayern,  Sachsen  und  Wttrtem- 
berg  gemachten  Vorschläge  anerkenne,  und  denselben  voll* 
kommen  beitrete,  jedoch  unter  der  Voraussetzung :  1)  dass 
die  in  diesen  Vorschlägen  enthaltenen  Grundzttge  bei  der  Aus- 
arbeitung des  Verfassungsentwurfes,  und  nicht  minder  bei 
der  Vereinbarung  über  denselben,  in  ihrer  Wesenheit 
beibehalten  werden;  2)  dass  insbesonflere  die  den  Bundes- 
organen zustehende,  gesetzgebende  und  vollziehende  Oewalt 
auf  die  im  art  I.  der  mitgetheilten  Verfassungsgrundlagen  be- 
zeichneten  Gegenstände  zu  beschränken  und  inner- 
halb der  daselbst  angedeuteten  Gränzen  zu  ttben  sein  werde  ^^); 
3)  dass  femer  unter  den  im  neunten  Punkte  des  eben  bezoge- 
nen art.  I.  erwähnten  Rechten,  nicht  die  sog.  Grundrechte 
verstanden  seien,  deren  Einführung  bereits  in  den  meisten 
Staaten  als  unvereinbar  mit  dem  öffentlichen  Wohle  erkannt 
worden  ist;  und  dass  4)  endlich  Oesterreich  die  Möglichkeit 
werde  geboten  werden,  sich  dem  Bunde  mit  dem  ganzen 
Gebietsumfange  des  Kaiserreichs  anzuschliessen'^  Bei 
Verwirklichung  dieser  Voraussetzungen  erklärte  Oesterreich, 
sich  an  der  unter  diesen  Verhältnissen  nicht  nur  möglichen, 
sondern  im  allgemeinen  Interesse  selbst  wünsch enswerthen 


^)  Münchener  Projekt,  art  18  u.  19. 

^^)  Die  im  art.  1  des  Münchener  Entwurfes  als  gemeinsame 
Bundesangeiegenheit  anerkannten  Gegenstände  sind:  1)  die  völker- 
rechtliche Vertretung  Deutschlands  in  seinen  allgemeinen  Verhält- 
nissen zum  Auslande;  2)  die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden;  3)  die 
Oberleitung  der  bewafiheten  Macht  zu  Land  und  zur  See;  4)  die  Er- 
haltung des  Landfriedens,  der  inneren  Ruhe  und  Sicherheit;  ö)  die 
Oberaufsicht  auf  die  gemeinsamen  Handels-  und  Zollverhältnisse;  6)  die 
Oberaufsicht  über  die  Anstalten  für  den  Verkehr,  die  Schiffiahrt,  Posten, 
Eisenbahnen,  Telegraphen;  7)  die  Förderung  eines  Einverständnisses  über 
die  wünschenswerthe  Gleichheit  in  Münze,  Maas  und  Gewicht;  8)  die  Be- 
schaffung der  zu  dem  gemeinsamen  Aufwände  erforderlichen  Geldmittel 
durch  Matrikularbeiträge ;  und  9)  die  Gew&hr  deijenigen  Rechte,  welche 
den  Angehörigen  aUer  Bundesstaaten  zugesichert  sind. 
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Bildmig  eines  solehes  Bundes  mit  Freuden  nnd  anlrieliftig  in 
der  Ueberzengnng  betheiligen  zu  wollen,  dass  ein  auf  des 
Yorgesehlagenen  Gmndlagen  ruhendes  Bundesyerbältniss  zwir 
sehen  dem  verjUngten  Oesterreich  und  dem  yerjttngten  Deatacb- 
land  nicht  nur  mit  der  Einheit  des  Kaiserreichs  yoUkommen 
yereinbar  sei,  sondern  auch  für  beide  gleich  erspriesslich,  die 
Bürgschaft  einer  schönen  und  gltlcklichen  Zid^unft  in  sidi 
trage*»). 

§.   195. 
Die  Bedeutung  des  MUnchener  Entwurfes. 

I.  Betrachtet  man  den  Mttnchener  Entwurf  mit  unbefangenem 
Auge,  so  wird  man  ihm,  bei  grossen  Fehlem,  auch  grosse 
Vorzöge  zugestehen  müssen.  Er  selbst  ist  abermals  ein  spre- 
chendes Zeugniss  dafUr,  dass  die  nationale  Bewegung,  welche 
in  dem  Jahre  1848  auf  eine  Reform  der  deutschen  Bundesv^- 
fassung  gerichtet  war,  abgesehen  yon  ihren  yerwerflichen 
Auswüchsen  und  beklagenswerthen  Verirrungen,  eine  tief  wur- 
zelnde, in  ihrem  Grundgedanken  wohlberechtigte,  und  auch 
yon  den  Regierungen  der  deutschen  Staaten  ftlr  eine  solche 
anerkannt  war.  Dieser  Grundanschauung  trug  der  Mttnchener 
Entwurf  yolle  Rechnung.  Er  erkannte  die  Hauptmängel  der 
deutschen  Bundesyerfassung ,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Zeit 
erfahrungsmässig  herausgestellt  hatten,  yollständig  an,  und 
brachte  entschiedene  Mittel  zu  deren  Abhilfe  in  Vorschlag. 
Der  unseligen  Verschleppung  der  Abstimmungen  in  der  Bun- 
desyersammlung  durch  Verzögerung  der  Instruktionseinholnng 
wollte  er  in  mindestens  eben  so  durchgreifender  Weise  ab- 
helfen, als  dies  durch  die  neue  (reyi dir te)  Geschäftsordnung 
der  Bundesyersammlnng  yom  16.  Juni  1854  geschehen  ist<). 
Dadurch,  dass  er  die  Beschlussfassung  durch  Stimmen- 
mehrheit zum  fast  ausnahmslosen  Princip  erhob,  indem  er 
nur  eine   einzige,  in  der  Natur  der  Sache  begründete, 


*^)  Siehe  den  Auszug  aus  der  österreichischen  Note  vom  M&rz  1850, 
bei  Weil,  Quellen,  S.  257. 

*)  München  er  Entwurf  art  6;  (siehe  §.  194  bei  Note  4;  vergL  mit 
der  revidirten  Geschäftsordnung  des  deutschen  Bundes  v.  16.  Juni  1854, 
§.  10  (s.  oben  §.  125;  128). 
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absolut  nothwendige  Ausnahme  biervon  gestattete,  d.  h.  Stirn- 
meneinbelligkeit  nur  allein  noch  in  dem  Falle  fordertei 
wo  es  sich  um  Abänderung  der  Bundesverfassung 
handelt,  legte  er  der  Bundesregierung  eine  Kraft  bei,  wie  sie 
die  Bundesyersammlung  weder  yorher  noch  nachher  besessen 
hat^).  Die  Forderungen  der  Nation,  welche  sämmtUche  Re- 
gierungen, sowohl  einzeln,  als  in  der  Bundesyersammlung,  als 
wohlbegründete  anerkannt,  und  im  Princip  bereits  zugestan- 
den hatten,  nämlich  die  Errichtung  eines  ständigen  Bun- 
desgerichtes und  einer  Nationalvertretung,  waren  in 
ihm  y  er  wirklicht  und  der  Nationalyersammlung  waren  darin 
Rechte  eingeräumt,  die  ihr  eine  eben  so '  würdige  Stellung  zu 
den  Regierungen,  als  die  volle  Möglichkeit  gewährten,  fllr  die 
(jesammtinteressen  der  Nation;  thätig  eingreifend,  segensreich 
zu  wirken^).  Auch  sollte  die  Nationalvertretung  aus  einer  so 
bedeutenden  Anzahl  von  Mitgliedern  bestehen,  dass  auch  in 
dieser  Beziehung  bUlige  Forderungen  sich  befriedigt  finden 
konnten,  und  hinsichtlich  der  Vertheilung  der  dreihundert 
Stinmien  in  der  Weise,  dass  davon  auf  Oesterreich,  Preussen 
und  das  übrige  Deutschland  je  ein  Drittheil  kam  ^),  hatten  we- 
nigstens die  mittleren  und  die  kleineren  deutschen  Staaten 
nicht  im  Entferntesten  Ursache,  sich  über  unbillige  Behandlung 
zu  beklagen.  Die  politische  Einheit  Deutschlands  nach  Aussen 
und  nach  Innen  war  in  dem  Münchener  Projekte  genügend 
gewahrt,  und  der  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten 
dabei  jene  Anerkennung  geworden,  auf  welche  dieselben,  wie 
der  Verlauf  der  Qeschichte  seit  1848  bis  hierhei^ezeigt  hat, 
durchaus  nicht  verzichten  wollen,  und  ohne  Selbstvemich- 
tung  nicht  verzichten  können^).  Anerkannt  war  endlich,  dass 
den  Angehörigen  aller  einzelnen  Bundesstaaten  Rechte,  gleich- 
massig  in  allen  Bundesländern,  zu  gewährleisten  sind^),  und 
wenn  dieselben  auch  hier  nicht  als  Grundrechte  des  Vol- 
kes bezeichnet  wurden,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  eine 


•)  Münchener  Entwurf,  art.  5,  vergl.  mit  der  revidirten  G.-O. 
des  deutschen  Bundes  art  12  (§.  128,  m,  C);  siehe  auch  oben  §.  140. 
')  Münchener  Entwurf,  art  9—15  (siehe  §.  194). 
«)  Ebendas.  art.  8  (siehe  §.  194,  L> 
^  Ebendas.  art.  1  (siehe  §.  194,  L) 
«)  Ebendas.  art.  1,  §.  9  (siehe  §.  194  I.) 
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Beschränkung  der  masslosen  (sog.  Frankfurter)  Orundreel 
als  unvermeidlich  nothwendig  bereits  in  den  meisten  S1 
erkannt  worden  war,  wie  dies  nicht  nur  die  österreii 
Note  vom  März  1850  richtig  ausspricht'),  sondern  schon 
ihr  in  dem  Berliner  Entwurf  anerkannt  worden  war, 
noch  mehr  von  der  (alsbald  folgenden)  Erfurter  Yei 
lung  anerkannt  wurde,  die  aus  eigenem  Antriebe  den 
rungen,  die  noch  zum  Dreikönigsbündnisse  hielten,  eine 
Reihe  von  Beschränkungen  jener  sog.  Grundrechte  vorschl 
die  in  den  Berliner  Entwurf  aus  der  (Frankfurter)  Beichsri 
fassung  vom  28.  März  1849  unverändert  herüber  genomi 
worden  ^aren  ^).  Erwägt  man  überdies,  dass  in  der  Zeit^ 
das  Münchener  Projekt  erschien,  die  Bewegung  sich  m 
keineswegs  vollständig  gelegt  hatte,  und  noch  bei  allen 
gierungen  die  vollständigste  Bereitwilligkeit  vorlag,  dem  V< 
alle  Freiheiten  zu  gewähren,  bei  welchen  der  Bestand 
ordnungsmässigen  Regierung  überhaupt  noch  möglich 
so  muss  auch  die  Besorgniss  verschwinden,  als  wenn  di 
den  Münchener  Entwurf  die  sog.  Grundrechte  des  Volk« 
auch  wenn  deren  Name  aus  Rücksicht  auf  die  Wflns 
Oesterreichs  hin  wegfiel,  der  Sache  nach  znr  Bedeutnngsk 
keit  hätten  zurückgeführt  werden  sollen.  Ueberdies  hatte 
Münchener  Entwurf  zur  Errichtung  der  definitiven  Verfassi 
auf  den .  von  ihm  bezeichneten  Grundlagen  nicht  nur  die 
Stimmung  der  sämmtlichen  Bundesregierungen,  sondern  « 
die  Vereinbarung  mit  einer  zu  diesem  Zweck  zu  bei 
den  Natiq^l Versammlung  vorbehalten^).  Sehr  gl&ck] 
lieh  begriffen  war  überdies  in  dem  Münchener  Frojekl 
die  Behandlung  des  Gesammteintrittes  der  österreichischen 
preussischen  Monarchie  in  den  deutschen  Bund  als  eine  ol 
fene  Frage,  indem  von  deren  Lösung  in  dem  einen 
dem  anderen  Sinne,  weder  das  Zustandekommen 
neuen  Verfassungswerkes,  noch  sein  Fortbestand  abhängig 
macht  worden  war^^).    Das  grösste  Verdienst  aber  des  Mi 


0  Siehe  §.  194,  II. 
«)  Vergl.  §.  196  und  besonders  den  Abschnitt  von  den  VolksrechW 
im  n.  Bande,  §.  292  flg. 

0)  Münchener  Entwurf,  art  19  (s.  §.  194,  I). 
«0)  Ebendas.  art.  8  (s.  oben  §.  194,  I). 
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« 

chener  Entwurfes  war  es,  dass  er  eine  Form  ftlr.  die  Gesajnmir 
Verfassung  von  Deutsehland  aufgestellt  hatte,  in  welcher  das 
gesammte  Deuts  ehlandy  bei  dem  Hinzutreten  nnr  weniger 
ModilSkationen  in  einigen  bisher  noch  nicht  besprochenen  Be- 
ziehungen, wirklich  möglich  war,  wie  dies  die  öster- 
reichische Note  vom  März  1850  sehr  richtig  ausgesprochen 
hat^^).  Schon  das,  dass  Oesterreich  seine  Zustimmung  gab, 
in  ein  Bundesverhältniss  mit  dem  ttbrigen  Deutschland  anf 
Grundlage  einer  Verfassung  einzutreten,  welche  eine  National- 
vertretung zuliess,  während  es  bis  dahin  durchaus  von  einer 
solchen  deutschen  Nationalvertretung,  wenigstens  von  einem 
Volkshause,  nichts  hatte  wissen  wollen  ^^),  war  an  sich  ein 
Ereigniss  von  höchster  Bedeutung.  So  wurde  Deutsch- 
land in  der  letzten  Stunde  noch  eine  Verfassung  ange- 
boten, welche  ihm  auf  friedlichem  und  durchaus  lega- 
lem Wege  gewähren  konnte,  was  im  Jahre  1848,  bevor  noch 
der  unselige  Gedanke  auftauchte,  die  Bundesversamm- 
lung zu  beseitigen,  das  Ziel  seines  eifrigsten  Strebens  ge- 
wesen war:  eine  verbesserte  Bundesverfassung  mit 
Nationalvertretung  und  Bundesgericht,  mit  der  Ge- 
wissheit ihrer  schleunigen  Einrichtung  und  der  gegrün- 
detsten Hoffnung  auf  ein  dauerndes  Bestehen,  wenn  man 
verstand,  sich  über  einige  wenige  Veränderungen  in  den  übri- 
gen Bestimmungen  des  Mttnchener  Projektes  zu  verständigen, 
was,  wenn  damals  überhaupt  ruhige  Ueberlegung  möglich  ge- 
wesen wäre,  nicht  sehr  schwer  geworden  sein  dürfte. 

n.  Die  Gründe  aber,  aus  welchen  so  vieler  Vorzüge  un- 
geachtet, der  Münchener  Entwurf  nicht  zu  einer  allgemeinen 
Annahme,  ja  nicht  einmal  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Berathung  durch  die  Regierungen  gelangen  konnte,  und  sogar 
von  Staatsmännern,  die  bereits  in  anderen  Beziehungen  grosse 
Einsicht  und  Besonnenheit  gezeigt  hatten,  mit  bitterem  Hohne 
aufgenommen  wurde,  lagen  theils  in  den  damaligen  allge- 
meinen deutschen  Verhältnissen,  theils  in  einigen 
seiner  eigenen  Aufstellungen.  Preussen  war  bereits 
zu  weit  vorangegangen,  als  dass  es  das  von  ihm  selbst  so 


")  Siehe  §.  194,  n. 

«)  Siehe  z.  B.  oben  §.  187. 
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eifrig  betriebene  Erfurter  Parlament  fllglieh  hätten 
absagen^  oder  seinen  Zusammentritt  zurückstellen  und  einen 
Congress  zur  Berathung  des  Mttnchener  Entwurfes  hätte  be- 
schicken können.  Die  Ständeversammlungen  der  Staaten, 
welche  dem  Dreikönigsbündnisse  und  der  deutschen  Union  bei- 
getreten waren,  hatten  diesen  Beitritt  bereits  erklärt,  bevor 
ihnen  der  Mttnchener  Entwurf  ttberhaupt,  oder  doch  officiell 
bekannt  sein  konnte.  Dass  Oesterreich  zu  diesem  Entwürfe 
seine  Zustinmiung  gegeben  und  auf  dessen  Grundlage  mit  dem 
übrigen  Deuutschland  das  Bundesverhältniss  wieder  herzustellen 
sich  bereit  erklärt  hatte ,  war  ebenfalls  nicht  oder  wenig  be- 
kannt. Der  Eintritt  mit  den  sämmtlichen  Staaten  des  Kaiser- 
thumes  in  den  Bund,  auf  welchen  Oesterreich  damals  drang, 
konnte  die  Zustimmung  von  Preussen  nicht  erlangen  *'). 
Oesterreich  konnte  von  dieser  Forderung  nicht  abstehen, 
so  lange  seine  Verfassung  vom  4.  März  1849,  wodurch  es  die 
Einheit  des  Kaiserstaates  proklamirt  hatte,  in  Wirksamkeit 
bestand.  Preussen  stemmte  sich  dagegen,  weil  dadurch  der 
Schwerpunkt  der  bisherigen  Bundesverfassung  verrttckt  werde. 
Die  nothwendigen  Vorbedingungen  einer  Verständigung  zwi- 
schen beiden  Grossstaaten,  dass  nämlich  Osterreich  seine  Ver- 
fassung vom  4.  März  1849  aufgab,  Preussen  dagegen  seine 
im  J.  1848  in  den  deutchen  Bund  neu  aufgenommenen  Pro- 
vinzen aus  demselben  wieder  zurückzog  —  was  unerlässlieh 
war,  wenn  es  nicht  sein  ihm  als  europäische  Macht  unent- 
behrliches selbstständiges  Kriegsrecht  aufgeben,  oder  thatsäch- 
lich  gleich  dem  der  übrigen  minder  grossen  Bundesgliedem 
beschränkt  sehen  wollte,  zu  welcher  Einsicht  man  aber  erst 
später  gelangte  —  konnten  damals  noch  von  keiner  Seite  er- 
füllt werden.  Man  übersah,  oder  wollte  nicht  einsehen,  dass 
sich  Oesterreich  durch  den  bereits  im  J.  1848  mit  Genehmignng 
der  Bundesversammlung  erfolgten  Eintritt  Preussens  in  den 
deutschen  Bund  mit  fast  seiner  gesammten  Monarchie  gleich- 
sam genöthigt  sah,  auch  seiner  Seits  die  Forderung  des  Ge- 
sammteintrittes aufzustellen»  und  dass  diese  Forderung  Oester- 
reichs  sofort  von  selbst  wieder  hinwegfallen  müsste,  so  wie 
Preussen  seine  im  J.  1848  in  den  Bund  neu  aufgenommenen 


4>)  Y.  Radowitz,  ges.  Schriften,  B.  n,  S.  236. 
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Provinzen  ans  demselben  wieder  ansscheiden  liesS;  was  wirk- 
lich seitdem,  1851,  geschehen  ist.  Das  Centram  der  Pauls- 
kirche oder  die  jetzt  sog.  Grothaner  Partei,  welche  damals 
noch  fast  in  allen  Stftndeversammlungen  der  Mittel-  und  Süd- 
deutschen Staaten  das  Uebergewicht  hatte,  und  mit  Heftigkeit 
unter  dem  Namen  deutscher  Einheitsbestrebungen'  zu 
dem  Abschlüsse  der  deutschen  Union  drängte,  obschon 
dieselbe  o£fenbar  nichts  mehr  anderes,  als  ein  Sonderbund  im 
deutschen  Bunde  werden  konnte,  wusste  die  Besorgniss  zu 
verbreiten,  dass  durch  den  Qesammteintritt  von  Oesterreich  die 
deutsche  Nationalität  ge&hrdet  werden  könne  ^^).  Die  deutsche 
Nation  überhaupt  aber,  theils  der  Aufregung  müde,  theils 
durch  die  Erfolglosigkeit  der  bisherigen  Yerfassungsbestrebungen 
entmuthigt,  theils  durch  das  Parteigetiiebe  verwirrt,  zeigte  für 
den  Münchener  Entwurf  keine  lebendige  Theilnahme.  lieber- 
dies  trug  der  Münchener  Entwurf  in  sich  selbst  zu  sehr  das 
Qepräge  der  Eile ;  er  war  zu  wenig  in's  Einzelne  ausgearbeitet, 
als  dass  er  einen  vollständigen  Ueberblick  des  von  ihm  beab- 
sichtigten Verfassungsgebäudes  hätte  gewähren  können.  So- 
dann verletzte  aber  der  Münchener  Entwurf  auch  den  bundes- 
verfassungsmässig  berechtigten  Partikularismus  der 
mittleren  und  kleineren  deutschen  Staaten  auf  das  Empfind- 
lichste durch  die  Aii;  und  Weise,  wie  nach  seinem  Vorschlag 


**)  Wie  grundlos  diese  Besorgniss  an  sich  war,  ergibt  sich  daraus, 
dass  nach  dem  Münchener  Entwürfe  Oesterreich  unter  allen  Um- 
standen nur  mit  100  Stimmen  in  der  Nationalversammlung  den  100  Stimmen 
von  Preussen  und  den  100  Stimmen  des  übrigen  Deutschlands  gegen- 
übergestellt war,  und  Oesterreich  überdies  das  eigene  Interesse 
hatte,  das  germanische  Element  in  seinem  Reiche  als  das  herrschende 
zu  erhalten.  Abgesehen  hiervon,  wirkt  aber  die  Macht,  da  wo  sie  ist, 
jederzeit  von  selbst:  das  Gewicht  des  österreichischen  Kaiserreichs  in 
Deutschland  ist  immer  dasselbe  und  bleibt  sich  ganz  gleich, 
ob  es,  dem  Namen  nach,  nur  mit  seinen  deutschen  Ländern,  oder 
mit  seinen  s&mmtlichen  Provinzen  Mitglied  des  deutschen  Bundes  ist 
Die  entscheidenden  Gründe  aber,  welche  einem  Gesammteintritt  Oester- 
reichs  in  den  Bund  entgegenstehen,  liegen  auf  einer  ganz  anderen 
Seite.  Hierbei  kommt  die  europäische  Machtstellung  Oesterreich s 
in  Frage,  und  kann  die  Meinung  der  grossen  europäischen  Höfe  hierüber 
nicht  ignorirt  werden,  wenn  man  ihnen  auch  vom  Standpunkte  des  Bun- 
desrechtes aus,  die  Befugnis s  zu  einer  Einmischung  in  diese  Frage  be- 
streiten kann.    Siehe  oben  §.  109,  Note  3,  4  und  5. 
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(Art.  3)  die  Bnndesregierang  gebildet  werden  sollte  ^^).  Indea 
er  die  Emenniing  der  sieben  Mitglieder  der  BnDdesregienmg 
nnr  in  die  Hand  von  6  einzelnen  Staaten  (Oesterreich,  Prensseii! 
Bayern,  Sachsen,  Würtemberg  und  Hannover)  nnd  einer  Ste! 
tengrnppe  (Knrhessen  nnd  Grossherzogthnm  Hessen)  Ieglfl| 
alle  anderen  Staaten  aber  anwies,  sieb  in  irgend  einer  WeM 
mit  diesen  bevorzugten  Staaten  zu  vereinigen,  ohne  dass  fibd 
die  Art  dieser  Vereinigung  und  über  die  politische  Bedenl 
oder  Berechtigung,  welche  den  anderen  Staaten  in  Folge  eii 
solchen  Anschlusses  von  den  bevorzugten  Staaten  eingeräi 
werden  mtisste,  etwas  ausgesprochen  und  eine  beruhij 
Zusicherung  gegeben  wurde,  war  der  MUnchener 
Wurf  mit  dem  (im  Gegensatze  des  in  der  Reichsverfassi 
vom  28.  MUrz  1849  aufgenommenen  und  noch  in  dem  Bei 
Entwürfe  vom  26.  Mai  1849  festgehaltenen  Principe  des  Bil 
desStaates)  von  ihm  selbst  wieder  hergestellten  und 
proklamirten  Principe  des  Staatenbundes  —  da  ein  soh 
ohne  mindestens  formelle  Rechtsgleichheit  aller 
desglieder  gar  nicht  denkbar  ist  —  in  offenen  WidersprQ< 
getreten,  und  konnte  von  Seite  der  sämmtlichen  zurttckg< 
ten  Staaten  auf  keine  Zustimmung  rechnen,  so  lange 
dieser  Punkt  verbessert  worden  wa§  Ueberdies  war  es  ii 
besondere  eine  Inconsequenz,  einen  Staat  wie  Badei 
welcher  sich  in  jeder  Beziehung  dem  Königreiche  Wtirteml 
an  politischer  Bedeutung,  Macht  und  Reichthum  mindf 
zur  Seite  stellen  darf,  und  der  mit  zu  den  sieben  grössl 
ren  deutschen  Staaten  zählt,  welche  wenigstens  mit  eil 
Million  Seelen  und  darüber  in  die  Bundesmatrikel  ein{ 
sind^^),  von  der  ihm,  nach  dem  vom  Mttnchener  Enti 
selbst  aufgestellten  Principe  der  Machtverhältnisse,  unsl 
gebührenden  siebenten  Stelle  in  der  Bundesregierung  aas 
schliessen  und  diese,  bei  notorischem  Mangel  noch  eil 
anderen,  eben  so  bedeutenden  Bundesgliedes,  wie  Baden, 
zwei  andere  minder  mächtige  Bundesglieder  zusamiiMi! 


«)  Siehe  oben  §.  194,  I.    Vergl.  über  diesen  Fehler  des  Mtocherf 
Entwurfes  auch  v.  Radowitz,  a.  a.  0.  Bd.  H,  S.  240  flg. 
")  Siehe  oben  §.  176. 
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m  vergeben  ^^).  Alle  diese  Missstände  erkläreB  sich  ab^ 
braQSy  dass  man  znr  Zeit  dec  Abfassung  des  Mtlnchener  Ent- 
nurfes  noch  allgemein  der  Ansicht  war,  dass  eine  bedeutende 
Verbesserung  der  alten  Bundesverfassung  dadurch  bewirkt 
lerden  könne,  wenn  die  nach  der  Bundesakte  vom  8.  Juni 
i815  in  dem  engeren  Rathe  eingerichteten  siebenzehn  Stimmen 
nf  eine  geringere  Anzahl  zurückgeführt  wUrden ;  eine  Ansicht, 
pi  deren  praktischer  Durchitlhrung  der  erste  Vorschlag  in 
lern  Berliner  Entwürfe  vom  26.  Mai  1849  gemacht  worden 
|Ar^^).  Kurz  zusammengefasst,  war  also  der  grösste  Fehler 
|e8  Münchener  Entwurfes  der,  dass  er  sich,  bei  der  Bück- 
)ßia  zum  Systeme  des  Staatenbundes,  eine  auf  ganz  andere 
^erliältnisse  berechnete  Bestimmung  des  Berliner  Entwurfes 
■m  Vorbild  nahm,  anstatt  geradezu  auf  die  Wiederherstellung 
fB  siebzehn  Stimmen  des  engeren  Käthes  anzutragen,  welche, 
^e  der  weitere  Verlauf  der  Geschichte  gezeigt  hat,  endlich 
ieeh  nicht  hat  vermieden  werden  können  und  nach  langem 
tdiwanken  als  die  einzige  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
jrirklich  praktische  Einrichtung  auf  den  Dresdener  Confe- 
feuzen  hat  wieder  in's  Leben  gerufen  werden  müssen  ^^).  Die 
^Zeit  der  Abfassung  des  Münchener  Entwurfes  noch  sehr 
lerbreitete  Scheu  vor  der  Unpopularität  des  alten  Bundestages 
irUärt  aber  hinlänglich,  wie  man  zu  derartigen  Versuchen, 
fne  die  Verminderung  der  Zahl  der  Stimmen  in  der  Bundes- 
f^enmg,  seine  Zuflucht  nehmen  konnte,  an  deren  innerer 
Bedeutungslosigkeit  und  verletzender  Form  der  gesammte  Vor- 
iddag  scheitern  musste.    Uebrigens  war  es  auch  nicht  unbe- 


")  Eine  solche  politische  Mimdtodtmachung  oder  politische  exheredatio 
hier  ceteros  konnte  sich  ein  Land  von  so  unerschöpflichen  Hilfsquellen, 
lie  Baden,  nicht  gefallen  lassen.  Vermuthlich  hatte  man  bei  der  Abüas- 
Ung  des  Mflnchener  Entwurfes  nur  die  damalige  bedrängte  Lage  Badens 
b  Auge.  Es  ist  aber  stets  einer  der  grössten  Fehler,  wenn  bei  einer  po- 
Üschen  Einrichtung,  die  auf  eine  lange  Dauer  berechnet  sein  soU,  ein 
Mröbeigehender  Zustand  zur  Grundlage  genommen  wird.  Wie  rasch  sich 
Baden  von  seinen  ihm  von  der  Revolution  geschlagenen  Wunden  erholte, 
ist  das  beste  Zeugniss  für  sein  Recht,  sich  in  Deutschland  mindestens  durch 
fi^onnprojekte  nicht  von  der  Stufe  herunterdrängen  zu  lassen,  welche  ihm 
die  Bandesakte  zuweist. 

«)  Siehe  oben  §.  191  und  §.  192,  Note  11. 

»)  Siehe  unten  §.  199,  200. 
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denklich,  dasB  der  Mttnchener  Entworf  der  von  ihm  zngelj» 
senen  Nationalvertretnng  nicht  das  ZweikammemBTstem  K 
Grande  gelegt  hatte  ^^). 

§.  196. 

Das  Unionsparlament   zu  Erfiirt     (20.  März  bis   1 

29.  April  1850^).  < 

Die  Hoffiinngen,  welchen  sich  Prenssen  bei  dem 
schlösse  des  Dreikönigsbündnisses  vom  26.  Mai  1849  ha 
geben  haben  mochte,  waren  zu  der  Zeit,  als  das  UnioDj 
Parlament  zu  Erfurt  eröfihet  wurde ,   sehr  gesunken; 
Sachlage  war  fast  eine  ganz  andere  geworden.  Verlassen 
seinen  beiden  Mitcontrahenten,  K.  Sachsen  und  Hannorei 
konnte  Preussen  nur  noch  mit  Mühe  die  mittleren  und 
kleineren  Staaten  um  sich  schaaren,  welche  an  dem  Beschli 
des  Verwaltungsrathes  vom  13.  Februar  1850,  das  ünioi 
Parlament  nach  Erfurt  zu  berufen,  Theil  genommen  hat 
Aber  auch   das  war  bereits  zweifelhaft  geworden,   ob 
sänmitlich  bei  der  beabsichtigten  deutschen  Union  verbleit 
wollten  oder  könnten.  Die  Elemente,  welche  die  Erfurter  Vc 
Sammlung  bildeten,  konnten  im  Allgemeinen  und  besonders 
Vergleiche  zu  jenen,  welche  sich  auf  der  Frankftirter  Natioi 
yersanunlung  geltend  gemacht  hatten,  nur  sehr  befriedig 
genannt  werden.    Die  Demokratie  und  die  Revolution  ü 
zu  Erfurt  keine  Vertreter.  Dagegen  war  die  sog.  Gotha ni 
Partei  zahlreich  vertreten.    Sie  suchte  mindestens  die  Bi 
stücke  der  (Frankfurter)  Beichsverfassung  vom  28.  März  li 


*^)  Welchen  grossen  unterschied  es  ausmacht,  ob  eine  sahkeiche 
lamentarische  Versammliing  nur  eine  Kammer  oder  ein  Hans  bildet 
ob  zwei  Kammern  oder  H&user  bestehen,  konnte  am  deuüichstea  in 
Gegensatze   der  Verhandlungen  in  der  Paulskirche  und  in  Erfi 
wahrgenommen  werden. 

*)  A.  L.  V.  Rochau  und  G.  Oelsner-Montmerqu^,  das -^ 

Parkment  und  der  Berliner  Färstencongress.  Leipz.  1850.  —  yer^töM^ 
auch:  Augsburger  Allgem.  Zeitung,  y.  18.  August  1860,  Beil.  Nr.  ^(X*^ 
y.  Badowitz,  ges.  Schriften,  Bd.  n,  S.  246  flg.  üeber  die  Yeihandlai«« 
des  Erfurter  Parlaments  erschien  ein  Stenograph.  Bericht,  ia  3  Einte 
Erfurt  1850.  Die  Protokolle ,  Berichte  u.  s.  w.  wurden  durch  den  ünA 
vervielfiJtigt. 
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ZU  retten,  welche  in  dem  Berliner  £nt?mrf  vom  26.  Mai  1849 
eine  Zufluchtsstätte  gefunden  hatten.  Da  in  dem  Statute  des 
Btlndnisses  vom  26.  Mai  1849  art  4,  die  verbündeten  Begie- 
mngen  sich  verpflichtet  hatten,  „dem  deutschen  Volke  eine 
Verfassung  nach  Massgabe  des  unter  ihnen  vereinbarten  (Ber- 
liner) Entymrfes  zu  gewähren'^ ^X  so  drängte  die  Gothaner 
Partei  auf  en-bloc-Aanahme  der  vorgelegten  Entwtirfe,  um  die 
verbündeten  Regierungen  sofort  zu  binden  und  denselben  jeden 
Vorwand  zur  Zurückziehung  abzuschneiden.  Dieses  Bestreben 
wurde  anfänglich  auch  von  Preussen  begünstigt,  dem  daran 
gelegen  war,  dass  auf  der  Erfurter  Versammlung  keine  Be- 
schlüsse gefasst  würden,  wodurch  es  sich  in  die  Lage  gebracht 
sehen  könnte,  seine  kürzlich  revidirte  Verfassung  vom  31.  Ja- 
nuar 1850  in  demokratischem  Sinne  wieder  abändern  zu  müs- 
sen. Diese  Besorgniss  schwand  aber  bald,  indem  der  con- 
servative  Geist  sich  sofort  als  der  vorherrschende  zeigte.  Die 
nicht-gothanisch  gesinnten  Elemente,  welche  in  dem  Berliner 
Entwürfe  das  monarchische  Princip  und  die  Staatsgewalt  noch 
keineswegs  fUr  hinlänglich  gekräftigt  zur  Handhabung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Führung  einer  starken  und  dem 
wahren  Wohle  des  Volkes  entsprechenden  Regierung  erkann- 
ten, drangen  auf  specielle  Revision  der  vorgelegten  Entwürfe, 
in  der  Ueberzeugung ,  dass  in  solchem  Sinne  vorgeschlagene 
Abänderungen  von  Seite  der  Regierungen  durchaus  nicht  zum 
Verwände  fUr  eine  Ablehnung  benützt  werden  könnten.  End- 
lich wurde  beschlossen,  die  Vorlagen  der  verbündeten  Regie- 
rungen zwar  unverändert  anzunehmen,  denselben  jedoch  zu- 
gleich die  wünschenwerthen  Abänderungen  vorzuschlagen  und 
zu  empfehlen.  Bedenken  gegen  die  Ausführbarkeit  des  ge- 
sammten  Unionsprojektes  bei  so  sehr  veränderten  Umständen 
seit  deiner  ersten  Aufstellung  wurden  zwar  mitunter  geäussert^), 
von  der  Mehrzahl  der  Versammlung  aber,  wenigstens  in  ihren 
Abstimmungen,  nicht  getheilt.  Dagegen  aber  war  völlig  klar 
geworden ,  dass  die  deutsche  Union '  nicht  mehr  ftlr  ihre  Mit- 
glieder  den  deutschen  Bund  ersetzen,  sondern  dass  sie  höch- 
stens bei    einer  Reorganisation    des   deutschen  Bundes   eine 


«)  Weil,  Quellen,  S.  211. 
s)  So  z.  B.  Yon  8t&hl  u.  A. 
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Stellung  i  n  demselben  einnehmen  und  keinesfalls  einen  anderen 
Charakter  als  den  eines  auf  die  Grundlage  des  art.  XI.  der 
deutsehen  Bundesakte  geschlossenen  und  hinsichtlich  ihrer 
Zulässigkeit  somit  nach  den  daselbst  aufgestellten  Grundsätzen 
zu  beurtheilenden  Bündnisses  beanspruchen  könne  ^).  Den 
Hansestädten  hatte  man  sich  überdies  genöthigt  gesehen,  be- 
sondere Einräumungen  zu  machen;  um  dieselben  bei  der  Union 
zu  erhalten  ^).  Auch  traten,  die  Schwierigkeiten,  einem  solchen 
Bunde  im  Bunde  eine  organische  Stellung  zu  geben,  immer 
fühlbarer  hervor,  und  war  so  viel  deutlich  zu  erkennen,  dass 
auf  solche  Weise  keine  Verbesserung  der  alten  Bundesver- 
fassung zu  erzielen  sei®).    Die  Hoffnung  auf  ein  praktisches 

4)  Schon  in  der  Additionalakte  v.  26.  Febr.  1850  art  3,  war  erklärt 
worden:  ,,Die  deutsche  Union  übt  als  politische  Gesammtmacht  in 
dem  deutschen  Bunde  alle  diejenigen  Rechte  aus,  und  erfiollt  alle  die- 
jenigen Pflichten,  welche  sämmtlichen  in  diesem  begriffenen  Einzelregie- 
rungen zustehen  und  obliegen.*'  Eben  das.  art  5:  „Das  der  Unionsgewalt 
zustehende  Recht  des  Kriegs  und  Friedens  darf  den,  ausser  der  Union  ver- 
bleibenden Staaten  gegenüber  nicht  ausgeübt  werden;'  vielmehr  bleiben  im 
Verhältniss  zu  diesen  die  den  Landfrieden  betreffenden  Bestimmungen 
der  Gesetzgebung  des  Bundes  v.  1815  in  Kraft  Das  Heerwesen  der  Uuion 
wird  in  einer  Weise  geordnet,  welche  sich  der  Kriegsverfassung  (Modifi- 
kation des  ParL  „der  künftigen  Gestaltung")  des  deutschen  Bundes 
anschliesst 

B)  Beschluss  des  Parlaments,  in  der  Zusammenstellung  der  Beschlüsse 
Nr.  IV  (Protok.  des  Staatenhauses,  S.  232):  „Das  deutsche  Parlament  er- 
mächtigt auf  den  Antrag  der  verbündeten  Regierungen  den  Reichsvorstand, 
mit  demjenigen  zum  Btlndnisse  gehörigen  Staaten,  welche  so  lange  Holstein 
und  Lauenburg,  oder  einer  dieser  Staaten,  ausserhalb  des  Bundesstaates 
stehen,  eine  freiere  Bewegung  bei  Regelung  ihrer  Handelsgesetz- 
gebung und  ihrer  Handelsbeziehungen  zu  den  nicht  verbündeten 
Staaten  innerhalb  und  ausserhalb  Deutschlands  und  eine  Vertretung 
ihrer  Handelsinteressen  durch  besondere  Gonsularagenten  in 
Anspruch  genommen  haben,  die  nöthigen  Vereinbarungen  unter 
Wahrung  der  Literessen  der  Union  zu  treffen  u.  s.  w. 

^)  Schon  während  der  Dauer  des  Erfurter  Parlaments  habe  ich  (da- 
mals Mitglied  des  Staatenhaüses)  in  einer  besonderen  Schrift:  Deutsche 
Union  und  deutsches  Reich,  Erfurt  1850,  in  Form  eines  Verfassungsent- 
wurfes (der  Veranschaulichung  wegen)  gezeigt,  wie  schwerfallig  und  unbe- 
friedigend für  die  Nation  eine  jede  allgemeine  Bundes-  oder  Reichsverfassung 
werden  müsste,  welche  einen  anderen  Bund  (Union)  als  besonderen  politi- 
schen Körper  aufnehmen  sollte,  und  habe  dabei  schon  angedeutet,  dass, 
wenn  nicht  die  übrigen  vier  Königreiche  zu  Preussen  in  die  Union  ein- 
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und  für  Preussen  yortheilliaftefl  Ergebniss  der  Unionsbe- 
strebnngen  fing  selbst  in  den  entscheidenden  Kreisen  an,  immer 
mehr  zn  schwinden ,  und  diese  zunehmende  Unsicherheit  des 
Erfolges  machte  sich  alsbald  durch  Schwankungen  in  der 
Leitung  des  Parlamentes  bemerklich.  Am  29.  April  1850  wurde 
das  Unionsparlament  zu  Erfurt,  weil  die  ihm  von  den  ver- 
btlndeten  Regierungen  gemachten  Vorlagen  sämmtlich  erledigt 
waren,  unter  Vorbehalt  der  Wiedereinberufung  nach  erfolgter 
„Kenntnissnahme  und  schliesslichen  Erklärung'^  der  verbün- 
deten Regierungen  geschlossen.  Das  Staatenhaus  hatte  12, 
das  Volkshaus  21  Sitzungen  gehalten.  Das  Unionsparlament 
hatte  dem  Berliner  Entwürfe  vom  26.  Mai  1849  und  der  Ad- 
ditionalakte  vom  26.  Februar  1850,  so  wie  einem  Gesetzentr 
würfe  über  die  Einrichtung  eines  Unionsgerichtshofes  und  des 
Gerichtsverfahrens  vor  demselben  seine  Zustimmung  ertheilt^). 
Die  zahlreichen,  den  verbündeten  Regierungen  empfohlenen 
Modificationen  waren  durchaus  in  conservativem  Sinne  gehalten : 
insbesondere  waren  die  sog.  Grundrechte  des  Volkes,  nach  den 
damit  bereits  gemachten  bitteren  Erfahrungen,  vielfach  auf  ein 
richtigeres  Mass  zurückgeführt  worden.  Ueberhaupt  hatte  das 
Unionsparlament  in  seinen  Verhandlungen  einen  Ernst,  einen 
Eifer  und  eine  Mässigung  bewiesen,  welche  einer  Sache  von  all- 
gemein e  r  Bedeutung  für  ganz  Deutschland,  und  sodann  eines 
besseren  Erfolges  werth  gewesen  wären.  Erfahrungsmässig  hat 
sich  aber  dabei  gezeigt,  dass  die  würdige  Haltung  des  Parlamen- 
tes, abgesehen  von  dem  redlichen  Streben  der  einzelnen  Mitglie- 
der, durch  drei  Verhältnisse  wesentlich  unterstützt  war,  welche 
sämmtlich  bei  der  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  gefehlt 
hatten:   1)  Beschränkung  der  Thätigkeit  des  Parlamentes 


treten,  der  Versuch  üirer  Bildung  als  misslungen  anfinigeben,  und  nichts 
anderes  als  die  Wiederaufnahme  des  alten  Bundesverhältnisses  möglich  sei, 
wenn  nicht  Deutschland  ganz  zerfallen  solle. 

^)  üeber  den  Umfang  der  Competenz,  welche  man  dem  ünionsgerichts- 
bof  zugedacht  hatte,  s.  meinen  Aufsatz  in  der  deutschen  Yierte^ahrsschrift, 
Stuttgart  1851,  Nr.  56.  —  Es  war  demselben  namentlich  auch  eine  aus- 
gedehnte Gompetenz  in  Strafsachen,  wie  z.  B.  Hochverraths-  und  Landfrie- 
densbruchsachen gegen  das  Eeich,  unter  Mitwirkung  von  Geschwomen, 
beigelegt.  Der  über  diese  Hochverraths-  und  Landfriedensbruchsachen  vor* 
gelegte  besondere  Gesetzentwurf  war  nicht  zur  Berathung  gekommen. 

Z  8  p  n ,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  I.  34 
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,   g  g_  1%,  Das  UniooflparlJlent  in  ^^ 

Stellung  in  demselben  emnebmen  nndkei  j^  g^  gleit» 

Chamktei  als  den  eines  anf  die  Gru:  .,°  ,,i„„  4«  veiMI 
dentoeien  Bondesakte  geschlossene-  ^^  ^^  parlanumte,  ^ 
Znlässiglieit  somit  nach  den  daselt  ^^^^    ^^  volM 

zn   benrtheiienden  Bündnisses  t 
Hansestädten  hatte  man  sich  f 
sondere  Einriinmnngen  zn  ma'    197. 

zu  erhalten').  Auch  traten  g^^]^  (g,  big  15.  Mai  1850) 
Bunde  im  Bunde  eine  0'  l.m^  p,.i 

fühlbarer  hervor,  und  ',*  '"*  ''■7°"'Tdie  y^ 
auf  solche  Weise  keir  findeten  Fürsten  und  ^'l^^  , 
fafflung  zu  erzielen  ^CongreMO  nach  Berlin  emseUdM-J 
ZL—  'ÄusB    war  um  so    dnngendK   geb* 

"T;^  in  *  ■•'/union  in's  Leben  treten  soUte  U»  OesW 
„Jn^SLl  ::.*Eigenschafl  als  Präsidium  derdeuted 
dem  de«..oh.  •  ,„,  bereits  während  der  letzten  Tage  de.  I 
jmgen  Pili'»'  ,,■'',  („m  26.  April  1850),  die  sämmtticheu  B 
"^■."T;"^*"'"  •usserordentUchen  Bundee-PIen«',» 
.«ehcnfe  /    ,.<     p,.„kfurtaufdenlO.Maibenifeuhil 

tS'  ^^SifMi'enlrandereuVe^ucbe,  Ein^^ 
^  "•  ;>J«e...^ltung  des  deutschen  Bundes  zu  etb&o.^ 
»"  jVl  ieilocb  M  Berlin  bald,  dass  nicht  nur  hmsit« 
'"  >i  äe?  von  dem  Erfurter  Parlamente  vor|«J 
"  ;r^dert,en  einige  Regierungen  mit  ^^'^ 
■       Äi,.,o,u,emd.s.auchkeineEmsbmn..^e.tder«^ 

'       I^Mrnnscn  über  die  sofortige  furmbohe  ConsM" 

'  ^xttirs^r'^asnÄf ; 
£si;r:u^Su:iÄ^^si^ 


SrhlOäSC 
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können. 
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Fähren  ^).    Jedoch  verwahrte 
.^        \  ^-^H  (^sterreiehisKhen  Pritei- 

>'  ^ii<    ^>  "^assmig  erloschenen 

%^ "%  "üe  Frankfurter 

7*^^^^^^^^^  ^  ^stageg  reprasentire, 

'  ^^^^^•ä»  ^^^^^'^^  *^®  ^^^^^  Conferen«  be- 

^^V^^^'^S^  ^jJ^^^Hi  ü  keine  Art  der  Recon- 

"<?    '^^yf  ^  4^^^  ''^®^'  ''^®*  welcher  der  Union 

^     -^^  ''^4^  9^  ^  Stellung   eingeräumt  wllrde. 

^!^    ^^^  ^on   sJImmtlichen    Unionsstaaten 


ov^^^  ^  ^  ^^™  Wiener  Kabinete  mitgetheik 

'<•!'">  §.  198. 

^  jffnung     der    Bundesyersammlung    ^u 

a.  M.   (10.  Mai  1850)-     Die   Olmützer 
.  unktation  vom  19.  November  1850. 

^xa  10.  Mai  1850  traten  zu  Frankfurt  a.  H.  in  Folge 
von  Oesterreich  an  sämmtliche  Bundesglieder  erlassenen 
:alar-Depesche  vom  26.  April  1850  (§.  197)  die  Gesandten 
zehn  deutschen  Bundesregierungen  (Oesterreich,  Sachsen, 
em,  Hannover,  Wttrtemberg,  Kurhessen,   Dänemark   fUr 
»tein  und  Lauenburg,  Niederlande  für  Luxemburg  und  Lim- 
;,  Liechtenstein  und  Hessen-Homburg)  zur  ersten  Sitzung 
Bundes-Plenar-Yersammlung   unter   dem  Vorsitze 
Oesterreich  als  Bundespräsidium  zusammen,  um 
die  Bildung  eines  neuen  prorisorischen  Central- 
gan s  (indem  das  Interim  mit  dem  1.  Mai  1850  abg^ 
ifen  war)  und  über  die  Revision  der  Bundesverfassung 
leinsam  zu  berathen^).     Diese  erste  Plenarversammlung 

>)  Zu  diesen  Beschicken  der  von  Oester reich  nach  Frankfurt 

iebenen  Versammlung  yon  Seiten  s&mmtlicher  unionsstaaten 

es  damals  noch  nicht  gdconunen,  weil  Oesterreich  an  dem  Charakter 

Versammlung  als  Bundesplenarrersammlung  festhielt. 
^  Vergleiche  die  angefahrte  Schrift  v.  Rochau,  besonders  8.  819  flg., 

flg. 

*)  Ye^  das  Protokoll  der  erstm  Plenarrers.  t.  10.  Mai  1860.  — 
ist  dieses  Protokoll,  so  wie  die  folgenden  in  G.  ▼.  Meyer, 
iCorp.  Jur.  Confoed.  Germ.  8.  Anfl.  Thl.  n.  S.  517  flg.    Die  genannten  bei* 

34* 
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wurde  am  16.  Mai  fortgesetzt  und  hier  die  YoUrnacbt  flr 
Schanmlfnrg-Lippe  zur  Anzeige  gebracht^).  Hierauf  legte 
Oesterreich  einen  Plan  vor,  wonach  der  Bandestagin  8ie1)eB 
Gmppen  mit  nenn  Stimmen  eingerichtet  werden  sollte,  b 
der  zweiten  Plenar-Sitzung  vom  6.  Juni  1850  traten  dai 
Grossherzogthum  Hessen  und  Mecklenburg-Strelitz  ein,  so  daai 
nunmehr  13  Bundesglieder  sich  vereinigt  hatten.  Ein  Mitglied 
der  Versammlung  machte  in  einer  Denkschrift  die  Erinnerung* 
dass,  nachdem  der  Erzherzog-Reichsverweser  die  ihm  di 
den  Bundesbeschluss  vom  12.  Juli  1848  übertragenen 
nisse  des  engeren  Rathes  der  Bundesversammlung  in 
heit  des  Interim  vom  30.  September  1849  an  die  Gesammj 
heit  der  Bundesglieder  zurückgegeben,  und  Oesterreich  qi 
Preussen  die  Ausübung  der  Centralgewalt  ftir  den  Bnnd 
im  Namen  sänmitlicher  Regierungen  als  deren  Bevollmäcl 
tigte  bis  zum  1.  Mai  übernommen,  das  Interim  aber  hi( 
abgelaufen  sei,  die  Versammlung,  um  „correkf  zu 
sich  für  die  Bundesversammlung  erklären  und  als  engeret 
Rath  constituiren  müsse,  indem  nur  hieraus  das  Plenum 
welchem  bundesgmndgesetzlich  keine  Berathung,  sondern  n« 
Abstimmung  stattfinden  darf)  hervorgehen  könne  ^).  Dei 
mäss  stellte  Oesterreich  in  der  dritten  Plenarversamml 
vom  7.  August  1850  den  Antrag  auf  Reaktivirung 
Bundesversammlung,  insbesondere  dahin,  dass  es  dem  Pr3 
sidialhofe  als  solchen  anheim  gestellt  werde,  die  Einbemfi 
sämmtlicher  Bundesglieder  hierzu  vorzunehmen.  Diesem  1 
trage  hatte  Oesterreich  in  den  entschiedensten  Ausdrücken  m 
Erklärung  vorausgehen  lassen,  „dass  demselben  nicht  die  AI 
sieht  zu  Grunde  liege,  zu  den  früheren  Zuständen  und  Fonno^ 
als  letztem  Zwecke  zurückzukehren ,  sondern  sein  Sehritt  lU 


den  Gegenstände  wurden  in  der  zweiten  Plenarrersanunlong,  Prot  SL  3 
ausdrücklich  als  deren  Zweck  bezeichnet  —  Dass  E.  Sachsen  hier  fi 
Bayern. aufgeführt  wurde,  erklärt  sich  daraus»  dasa  es  eine  PlenarTOt* 
Sammlung  war.    (Siehe  oben  §.  119.  Note  1.) 

*)  Der  Gesandte  von  Schaumburg-Lippe  nahm  aber  erst  Tond0 
2 weiten  Plenarversammlung  an  Theil  an  den  Sitzungen. 

s)  Beü.  z.  Prot  v.  6.  Juni  1860,  Registratur,  S.  4. 

*)  Dies  ist  vollkommen  in  der  B.-A.  art.  7  u.  W.  S.-A.  art  12  b^grt» 
det    Siehe  oben  §.  123,  Ziff.  3. 
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imGegenfliefle  als  das  einzige  noch  librige  Mittel  gelte, 
in  einer  den  Bedttrfhissen  der  Zeit  entsprechenden  Nengestat 
tong  des  Bnndes  zn  gelangen^' ^).  Der  Antrag  des  Präsidiums 
wurde  einstimmig  angenommen  ^).  Am  14.  Angnst  1850  erliess 
Oesterreicb  die  Einladung  an  die  deutschen  Bundesglieder, 
den  engeren  Sath  wieder  zu  beschicken.  Am  25.  August 
khnte  ^E^ussen  in  einer  Denkschrift  das  Ansinnen,  den  enge- 
len  Bath  zu  beschicken,  ab,  indem  es  von  der  Ansicht  aus- 
j^,  dass  der  Bundestag,  mit  Zustimmung  aller  Bundesglie- 
ier  aufgehoben,  auch  nur  mit  Zustimmung  aller  wieder  her- 
lestellt  werden  könne '0-  Am  2.  September  1850  wurde  der 
fiondestag  in  Frankfurt  förmlich  mit  einer  Sitzung  des  engeren 
jbthes  wieder  erOflhei  Erschienen  waren  zwar  nur  dieselben 
Baodesglieder,  welche  sich  an  den  bisherigen  Plenarversamm- 
hogen  betheiligt  hatten.  Nichts  desto  weniger  entwickelte  die 
Tersammlung  sofort  eine  grosse  Thätigkeit  und  Energie,  und 
lahm  alle  Befugnisse  des  früheren  Bundestags  fUr  sich  in  An- 
brach und  ttbte  sie  aus.  Sogleich  in  dieser  ersten  Sitzung 
iprach  sie  aus,  dass  ihr  als  Bundesversammlung  die  oberste 

s)  Auch  in  der  13.  Sitzung  der  B.-Y.  vom  8.  Not.  1850,  Prot  §.  43, 
8.168,  drang"  Des t erreich  mit  grosser  Entschiedenheit  darauf^  dass,  „um 
lern  redlichen  Strehen  der  (damals  in  der  B.-Y.  vertretenen)  Regierungen, 
m  dem  lauten  Wunsche  der  Völker  bereitwilhg  entgegen  zu  kommen,  und 
Wide  seiner  Seite  nach  Kräften  zu  fördern,  es  nunmehr  nicht  länger  auf- 
INchoben  werden  dürfe,  auf  bundesgesetzlichem  Wege  zu  den  BehufiB  der 
^er&ssungsrevision  erforderlichen  Arbeiten  zu  schreiten,"  worauf  auch  so- 
Im  ein  Auaschuss  von  fttnf  Mitgliedern  zur  Vorbereitung  dieser  Revision 
frwihlt  wurde.  Die  Dresdener  Conferenzen  (§.  199)  hinderten  die  wei- 
tere Ausfbhmng  dieses  Bundesbeschlusses. 

•)  Prot,  der  dritten  Plenarverg.  v.  7.  Aug.  1850,  S.  20  flg.  —  Es 
ftnd  auch  noch  am  8.  Aug.  1850  eine  vierte  Plenarversamminng  statt,  in 
iRicher  aber  nichts  weiter  vorging,  als  dass  ein  bei  der  vorigen  Sitzung 
ihresender  Gesandte  seine  Zustimmung  zu  dem  obigem  Beschlüsse  erklärte. 

0  Siehe  die  preuss.  Denkschrift  v.  j25.  Aug.  1850,  in  der  Frankfurter 
Postamts-Zeitung  v.  4.  Sept.  1850,  Beil.  Nr.  212  flg.  —  Auch  ausserhalb 
^  entscheidenden  Kreise  bemächtigte  sich  die  publicistische  Polemik 
teer  Streitfrage.  Vergl.  H.  A.  Zachariä,  die  Rechtswidrigkeit  der  ver- 
lockten Reaktivirung  der  im  J.  1848  aufgehobenen  deutschen  Bundesver- 
ttmmlung.  Oöttingen  1850.  —  Dagegen  (v.  Linde)  Archiv  für  das 
<tientl.  Recht  des  deutschen  Bundes.  Erstes  Heft;  a.  u.  d.  Titel:  Betrach- 
timgen  über  die  wichtigsten  Fragen  der  Gegenwart  auf  dem  Gebiete  des 
MfeotL  deut  Bundesrechts.    Giessen  1850. 
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Leitung  der  deutscben  Angelegenbeiten  zoskdie  iiii 
daher  die  bisherige  Bnndescentralcommission,  deren  reehdich« 
Bestand  mit  dem  1.  Mai  1850  aufgehört  hatte,  2ur  Uebergate 
ihrer  Geschäfte  einzuladen  sei.  Sie  beschloss  die  Notifika- 
tion des  Wiederbeginnes  ihrer  amtlichen  Thätigkdt  an  ft 
auswärtigen  Mächte  (von  denen  alsbald  die  befriedigendstai 
Erklärungen  der  Anerkennung  einliefen  und  die  sich  beeOteii^ 
ihre  diplomatischen  Beziehungen  zu  der  Bundesversammli 
wieder  herzustellen)  und  an  den  Senat  der  Stadt  Frank! 
an  die  Behörden  der  Bundesfestungen  und  an  das  01 
mando  der  (damaligen)  Bundesflotte  u.  s.  w.;  kurz,  sie  8( 
sicli  rasch  wieder  in  den  Besitz  der  Bundesgewalt,  und 
Bchloss,  nur  das  Bundeseigenthum  aus  Rücksicht  auf 
als  einen  besonderen  Gegenstand  zu  behandeln^.  In 
nächsten  Sitzungen  richtete  die  Bundesversammlung  ihre 
massigen  Gommissionen,  die  Militärcommission  u.  s.  w.  wie 
ein,  und  stellte  dadurch  ihren  früheren  Organismus  wi( 
her^).  Es  kam  der  neuen  Bundesversammlung  auch  sehr 
Statten,  dass  eben  damals  einige  wichtige  Angelegenheiten 
allgemeinem  deutschen  Interesse  dringend  rasche  Erledig 
erheischten,  und  ihr  eben  dadurch  Gelegenheit  zu  einem  e* 
schiedenen  Handeln  geboten  wurde.  Vor  allem  war  es  der 
Frieden,  welchen  Preussen  im  Auftrage  der  Bundescentnk 
gewalt  vom  20.  Januar  1850  fOr  den  deutschen  Bund,  oai 
vorbehaltlich  dessen  Genehmigung  am  8.  Juli  1850  zu  Berlii 
mit  Dänemark  geschlossen  hatte ^^),  und  der  nun  rati6eilt 
werden  sollte,  was  der  Bundesversammlung  Gelegenheit  ffihi 
sich  als  das  gesetzliche  Organ  der  Gesammtheit  des  Bondtf 
geltend  zu  machen.  Abgesehen  nämlich  davon,  dass  schoB 
der  Präliminarfrieden  vom  10.  Juli  1849  nicht  ganz  im  Ei» 
klänge  mit  dem  in  der  Holsteinischen  Sache  gefassten  Bmides* 
beschlusse  vom  17.  September  1846  war,  konnte  derselbe  voi 
der  Central-Bundes-Commission  gar  nicht  ratificirt  werden,  wd 


•)  Prot.  d.  1.  Sitzung  r.  2.  Sept  1850,  §.  4,  bei  G.  v.  Meyer,  C«^ 
Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  TM.  II.  8.  538. 

9)  VergL  Prot,  der  6.  Sitzung  vom  5.  Oktober  1850,  §.  18,  S.  1» 
8.  Sitzung,  V.  12.  Okt  1850,  §.  24,  S.  UO;  14.  Sitzung  v.  a  Nor.  18« 
§.  40,  42;  bei  G.  r.  Meyer, >  a.  0.  S.  537. 

10)  Ebendas.,  S.  535  flg. 
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Are  Competenz  nach  dem  Interim  vom  30.  September  1849 
lediglich  auf  die  Geschäfte  dfes  engeren  Bath es  beschränkt 
nar,  die  Ratifikation  eines  Friedensschlusses  ftlr  den  Bnnd 
aber  bnndesgnindgesetzlich  (Wiener  Schlussakte,  art.  49)  nur 
rem  Plenum  (also  auch  nicht  einmal  von  den  sämmtlichen 
Bimdesgliedem  einzeln  ausserhalb  der  Bundesyersammlung) 
geschehen  kann  ^^).  Dazu  kam,  dass  die  dänische  Regierung 
auf  ein  Inhibitorium  des  Bundes  an  die  Statthalter- 
ichaft  von  Holstein  drang,  da  diese  die  Feindseligkeiten 
ngeachtet  des  von  Preussen  im  Namen  des  Bundes  verhau- 
ieben  Friedens  nicht  einstelltet^).  Femer  war  die  Verwicke- 
hng  der  Zustände  in  Eurhessen  auf  einen  solchen  Grad 
lestiegen,  d|8S  die  kurhessische  Regierung  in  der  Bundesver- 
asiumlung  die  Erklärung  abzugeben  sich  veranlasst  fand,  dass 
fie  nicht  zu  versichern  vermöge,  mit  eigenen  Kräften  so  ver- 
worrene Verhältnisse  ordnen  zu  können  ^^) ,  und  bald  nachher 
dnen  Antrag  auf  baldige  Hilfeleistung,  auf  den  Grund  des 
liL  26  der  Wiener  Schlussakte  stellte^*).  Die  Bundesver- 
lamnünng  ratificirte  den  Frieden  mit  Dänemark  ^^),  erliess  ein 
Inhibitorium  an  die  Statthalterschaft  von  Holstein  ^%  beschloss, 


*^)  YergL  über  den  Frieden  des  Bandes  mit  Dänemark:  Prot 
i  B.-Y.  Y.  2.  Sept  1850,  §.  50;  besonders  den  Vortrag  des  k.  sAchs.  Ge- 
MDdten  in  der  4.  Sitzung  t.  21.  Sept.  1850,  Prot  §.  11. 

")  YergL  8.  Sitzung  der  B.-V.  v.  12.  Okt  1850,  Prot.  §.  25.  —  An 
fiesem  Tage  wurde  auch  der  Bregenzer  Vertrag  von  dem  Kaiser  von 
Oesterreich  mit  den  Königen  von  Bayern  und  Würtemborg  ge- 
Khksaen,  wodurch  der  „Assimilirung"  mit  Preussen  entgegen  getreten 
vnide. 

ö)  VergL  7.  Sitzung  der  B.-V.  v.  7.  Okt  1850,  S,  105. 

•*)  Yergl.  9.  Sitzung  der  B.-V.  y.  15.  Okt.  1850,  §.  29. 

**)  Plenarsitzung  v.  30.  Sept.  1850,  fol.  83,  und  Plenarsitzung  v.  3.  Okt. 
ISoO.  ~  Ueber  den  Vollzug  der  Auswechselung  der  Ratifikationsurkunden 
■ehe  Prot  d.  B.-V.  12.  Sitzung  v.  26.  Okt  1850,  §.  34.  S.  143;  die  Ur- 
kunden Yom  26.  Okt  1850  selbst,  siehe  eben  das.  S.  153  flg. 

«)  B.-B.  V.  25.  Okt  1850,  11.  Sitzung,  §.  33,  S.  135  flg.  Die  Statt- 
baitenchaft  wurde  hierdurch  angewiesen,  die  Feindseligkeiten  einzustellen, 
äie  Truppen  südlich  von  der  Eider  zurückzuziehen  und  mindestens  */3  zu 
beorianben.  Dänemark  sollte  dagegen  keine  militärischen  Massregeln  auf 
Holitein  ausdehnen.  Zugleich  wurde  die  Abordnung  eines  von  HannoTer 
^rzasdilagenden  Civilcommissärs  nach  dem  Herzogthume  beschlossen. 
B-B.  T.  16.  Okt.  1850,  10.  Sitzung,*  §.  30,  S.  130. 
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Karhessen  die  erbetene  Bandeshilfe  zu  gewähren  ^^,  imd  e^ 
nannte  einen  Civilcommissär  zur  Leitung  dieser  Bondesexe^ 
kution^^).  Auf  die  von  Knrhessen  gemachte  Anzeige,  im 
Prenssen  eine  Militärmacht  an  den  Gränzen  des  EmstaaM 
Zusammenziehe  nnd  einzurücken  drohe,  wenn  Trappen  andenv 
Staaten  dortselbst  einrücken  würden,  beschloss  die  Bandesrep- 
sammlang  (16.  Oktober  1850),  dass  die  aufgebotenen  Bande»(< 
trappen  (hauptsächlich  Bayern)  in  den  Kurstaat  einrtlekeM 
sollten  ^^).  Der  feindliche  Zusammenstoss  der  Bundestrappoil 
mit  den  am  2.  November  1850  wirklich  in  den  l^urstaat,  w^ 
geachtet  des  Widerspruches  des  Kurfürsten,  eingerttd 
preussischen  Truppen  wurde  aber  noch  glücklich  durch  dipl 
matische  Verhandlungen  abgewandt  ^^).  Unter  diesen  Umst 
den  hatte  sich  Preussen,  das  sich  somit  von  aller  Mitwirkt 

*T)  Der  in  der  10.  Sitzung  der  B.-V.  v.  16.  Okt  1850,  Prot  §.  30,  S.  li 
erstattete  Bericht  der  Exekutionscommission  hatte  erklärt,  dass  ein  Yc 
halten  der  Stände,  wie  es  in  Kurhessen  vorgekommen  (Steuerbewillif 
nur  für  einen  Monat)  als  ein  solches  zu  hetrachten  sei,  welches  nach 
zur  Erläuterung  der  W.  S.-A.  art  57  gefassten  B.-B.  v.  28.  Juni  11 
unter  den  Begriff  des  Aufruhrs  fidle. 

«)  Vergl.  Prot  der  B.-V.  11.  Sitzung,  v.  25.  Okt  1850,  §.  32,  S. 
hei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  539.  — 
Bayern  hatte  zufolge  des  B.-B.  y.  16.  Okt.  (10.  Sitzung  §.  30)  als  £xfi- 
kutionstruppen  ein  Armeekorps  von  10,000  Mann  unter  dem  Befehle  dei 
Fürsten  Taxis  aufgestellt,  die  Ernennung  des  Civilcommissärs  aber  (U| 
B.-V.  überlassen.  Diese  ernannte  dazu  den  k.  k.  österreichischei^ 
Kämmerer,  Grafen  Ton  Bechberg.  ^ 

«)  B.-B.  V.  12.  Okt.  1850  (12.  Sitzung)  Prot  §.  36,  S.  144  flg.  1 

*^)  Nach  der  von  Eurh essen  in  der  14.  Sitzung  der  B.-V.  ▼.  8.Nof. 
1850.  Prot.  §.  45,  S.  169  gegebenen  Erläuterung  hatte  PreussendasfiM 
rücken  seiner  Truppen  in  den  Kurstaat  zu  dem  Zwecke  „der  Wahnqfl 
einer  grossen  militärischen  Verbindungslinie'*  angeordnet.  —  Schon  in  dtfl 
15.  Sitzung  der  B.-V.  v.  9.  Nov.  1850,  Prot.  §.  48,  S.  175,  wurde  die  heva^ 
stehende  Bäumung  Fulda' s  durch  die  preuss.  Truppen  und  dessen  B^) 
Setzung  durch  die  Bundestruppen  angezeigt  Durch  B.-B.  v.  14.  Not.  188^ 
(17.  Sitzung)  Prot.  §.  53,  S.  183,  wurde  der  k.  k.  Hof  ermächtigt,  m 
Namen  der  in  der  B.-V.  vertretenen  Begiierungen  der  k.  preuss.  Reg»*3 
rung  eine  förmliche  Erklärung  abzugeben:  1)  über  den  Zweck  und  M 
Dauer  der  Occupation  des  Kurstaats  durch  die  Bundestruppen,  und  2)da^ 
rüber,  dass  die  vertragsmässige  Benutzung  der  Etappenstrassen  von  Settisj 
der  preuss.  Truppen  niemals  dem  geringsten  Anstand  unterworfen  ge*^ 
sen  sei.  —  Vergl.  auch  Protok.  der  B.-V.  20.  Sitzung  vom  5.  Decemb.  1884 ' 
§.  63,  S.  197. 
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und  Einflnss  anf  die  Ordnung. der  deutschen  Angelegenheiten 
thatBächüch  ansgeschlossen  sah,  von  der  Unmöglichkeit  tiber- 
zengen  müssen,  die  Union  dnrchznftlhren.  Der  Entschlnss, 
ihre  DorchfUhrnng  anfzngeben,  war  bereits  am  18.  Oktober 
1850  in  Berlin  gefasst  worden  *0«  -^^i  15.  November  erklärte 
Prenssen  das  Anfgeben  der  deutschen  Union  in  einer  Cirkular- 
note  an  die  bisher  noch  nicht  förmlich  von  derselben  znrflck- 
getretenen  Staaten,  und  verband  damit  die  Einladung  zu  gemein- 
schaftlichem Handeln  bei  abzuhaltenden  freien  Conferenzen  zur 
Regelung  des  deutschen  •  Verfassungswesens.  Wenige  Tage 
nachher  (am  29.  November)  fand  zu  Olmtttz  eine  Zusammen- 
kunft des  österr.  Ministerpräsidenten,  Fürsten  Schwarzen- 
berg  und  des  preuss.  Ministerpräsidenten  v.  Manteuffel 
statt.  Es  erfolgte  eine  Verständigung  (die  sog.  Olmützer 
Punktation)  von  Oesterreich  und  Prenssen  dahin,  dass 
die  Regierungen  dieser  beiden  Grossstaaten  es  als  ihre  Ab- 
sicht erklärten,  „die  endliche  und  definitive  Regulirung  der 
kurhessischen  und  der  holsteinischen  Angelegenheit 
durch,  die  gemeinschaftliche  Entscheidung  aller 
deutschen  Regierungen  herbeizuführen '^ ^^).  Zur  Herbei- 
führung einer  endlichen,  nicht  länger  mehr  zu  entbehrenden 


*0  In  diesem  Sinne  worden  den  noch  Übrigen  ünionsregieningen  schon 
damals  Mittheilongen  gemacht;  doch  zeigte  sich  noch  ein  Bestrehen,  die- 
selhen  zu  gemeinschaftlichem  Handeln  mit  Pfeassen  in  der  deutschen 
Verfassungssache  gegenüber  von  der  Bundesyersanmilnng  zusammen 
zu  halten. 

«)  Olmützer  Punktation  v.  29.  Nov.  1850,  §.  1,  (Prot  der  B.-V. 
20.  Sitzung  V.  5.  Dec.  1850,  §.  64,  S.  199  flg.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  545  flg.)  —  Die  Ohnützer  Punktation  be- 
steht aus  4  §§.  Der  Inhalt  von  §§.  1  u.  4  ist  im  Texte  mitgetheilt.  Die 
§§.  2  u.  3  enthalten  Bestimmungen  über  das  nächste  Verhalten  yon  Prens- 
sen und  Oesterreich  in  der  kurhessischen  und  holsteinischen 
Sache.  Prenssen  stellt  der  Aktion  der  Bundestruppen  in  Eurhessen 
kein  Hindemiss  mehr  in  den  Weg;  es  soll  aber  der  Kurfürst  um  seine 
Zustimmung  ersucht  werden,  dass  ein  Bataillon  preussischer  Truppen 
nebst  einem  Bataillon  der  Bundestruppen  in  Kassel,  zur  Erhaltung  der 
Ruhe  und  Ordnung,  verbleibe.  Nach  Holstein  sollen  von  beiden  Gross- 
staaten Commissäre  geschickt  werden,  um  der  Fortsetzung  der  Feindselig- 
keiten (genau  in  der  Weise,  wie  es  der  oben  Note  16  angeführte  B.-B. 
vom  25.  Okt  1850  bestimiüt  hatte)  Einhalt  zu  thun,  unter  Androhung  einer 
gemeinschaftlichen  Exekution  im  WeigemngsMe. 
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Verständignng  sämmtlicher  deutschen  Staaten  üb^  die  Her- 
stellung einer  allseitig  anerkannten  Yereinigungsform  oder  die 
endliche  Reform  der  Bandesverfassung  sollten  auf  eine  von 
Oesterreich  und  Preussen  „gemeinschaftlich^^  er- 
gehende Einladung  unyerzfiglich  in  Dresden  Ministerialeoiik- 
ferenzen  stattfinden^^).  Die  BundesTcrsammlung  ertheilte  dem 
k.  k.  Präsidialhofe  y  unter  Vorbehalt  ihrer  Zuständigkeit  und 
BechtCy  Vollmacht,  um  die  Regelung  der  in  der  Olmützer 
t^unktation  benannten  Angelegenheiten  nach  Massgabe  der  Bun- 
desgesetze  und  der  in  diesen  Angelegenheiten  bereits  Yorliegen- 
den  Bundesbeschlfisse  herbeizuführen.  Hinsichtlich  der  auf  den 
Dresdener  Ministerialconferenzen  gefasst  werdenden  Beschlüsse 
sprach  die  Bundesversammlung  ihre  Erwartung  aus  „dass  ihr 
dieselben,  so  weit  sich  dieselben  zur  Gompetenz  der  obersten 
Bundesbehörd^  eignen,  vorgelegt  werden,  um  in  bundesver- 
fassungsmässigem  Wege  zu  Gesetzen  erhoben  zu  werden  ^'^). 

§.  199. 

Die  Dresdener  Ministerialconferenzen  vom  23.  Decbr. 

1850  bis  15.  Mai  1851^). 

I.  Am  23.  December  1850  wurden  die  zu  Olmütz  verab- 
redeten Ministerialconferenzen  zu  Dresden  eröffiiet.    Es  war 


SS)  Olmützer  Punktation  §.  4. 

«)  B.-B..vom  28.  Dec.  1850,  (24.  Sitzung)  Prot  §.  74.  S.  218.  ~  Von 
den  übrigen  Beschlüssen  der  B.-Y.  aus  dem  Ende  des  Jahres  1850  ist  noch 
zu  bemerken:  der  B.-B.  y.  7.  Dec.  1850  (21.  Sitzung),  Prot  §.  67,  die  Be- 
satzung von  Rastatt  betr.  —  Auf  die  vom  Präsidium  gemachte  Anzeige, 
dass  diese  Bundesfestung  yon  den  preuss.  Truppen  ger&umt  sei  und  Ba- 
den seinen  Gamisonsantheil  nach  dem  Friedensfuss  übernommen  habe, 
wurde  beschlossen  1)  die  Bundesfestung  Rastatt  auf  den  Eriegsfuss  zu  ver- 
stärken, und  2)  Oesterreich  zu  ersuchen,  seinen  Antheil  an  den  Be- 
satzungstruppen baldigst  abzusenden.  —  Durch  B.-B.  vom  11.  Dec  1850 
(22.  Sitzung),  Prot.  §.  69,  S.  207,  wurde  beschlossen,  die  Bundestrappea  in 
Kurh essen  zu  vermindern. 

0  Die  Hauptquelle  sind  die  ProtokoUe  der  Dresdener  Ministerialcon- 
ferenz.  Sie  wurden  metallographirt,  die  Gommissionsberichte  aber  in  ge- 
wöhnlicher Weise  gedruckt,  alles  aber  sollte  während  der  Conferenxen 
geheim  gehalten  werden.  —  Einiges,  aber  Unvollständiges,  ist  jedoch  zom 
Theile  schon  während  der  Conferenz  in  das  Publikum  gebracht  worden,  in 
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seit  dem  12.  Jali  1848  das  eretemaly  dass  sich  die  sämmt- 
lichen  dentschen  Regierungen  wieder  zusammengefunden 
hatten.  Die  Ueberzeugung,  dass  dies  der  letze  mögliche  Ver- 
such zur  Wiedervereinigung  sei,  und  dass,  wenn  auch  dieser 
fehlschlage;  Deutschland  zerfallen  mtisse,  stand  bei  sämmtlichen 
Bevollmächtigten  der  deutschen  Begierungen  fest.  Noch  hoffte 
Oesterreich,  lebhaft  unterstützt  von  Bayern ,  dass  es  mög- 
lich sein  werde,  eine  andere  Gestaltung  des  deutschen  Bun- 
des, als  eine  einfache  Wiederherstellung  der  Bundesversamm- 
lung zu  erzielen,  und  machte  bei  der  Eröffnung  der  Conferenzen 
den  deutschen  Regierungen  die  eindringlichsten  Vorstellungen, 
flber  die  Wichtigkeit  einer  nunmehr  herbeizuführenden  end- 
lichen Verständigung. 

n.  In  der  zweiten  Sitzung  (27.  December  1850)  schritt 
man  zur  Wahl  von  f  tt  n  f  Gommissionen :  1)  für  die  Organisa- 
tion der  obersten  Bundesbehörde  und  Bestimmung  des  Bundes- 
gebietes ;  2)  für  Bestimmung  des  'Wirkungskreises  der  obersten 
Bundesbehörde  und  der  Beziehungen  der  einzelnen  deutschen 
Begierungen  zu  einander;  3)  für  die  gemeinschaftlichen  ma- 
teriellen Interessen;  4)  für  die  Organisation  eines  Bundesge- 
richts, und  5)  für  die  Protokollführung.. 

m.  In  der  dritten  Sitzung  vom  10.  Januar  1851  gaben 
die  selbstständigen  Vollmachten,  welche  die  lokalen  Regie- 
rungen des  Grossherzogthums  Luxemburg  und  des  Herzog- 
thums  Limburg,  jede  für  einen  besonderen  Vertreter,  ausge- 
stellt hatten,  so  dass  bei  entgegengesetzten  Interessen  dieser 
Territorien  die  Bevollmächtigten  in  verschiedenem  Sinne  hätten 
abstimmen  können,  Anlass  zu  einer  Verhandlung,  in  welcher 
von  Seite  der  sämmtlichen  Regierungen  darauf  bestanden 
wurde,  dass,  da  nur  der  König  der  Niederlande  allein  als 
Bundesglied  zu  betrachten  sei,  auch  nur  von  ihm  den  Vertre- 
tern seiner  beiden  zum  deutschen  Bunde  gehörigen  Territorien 


der  Dmckschiift:  Die  Dresdener  Conferenzen,  Berlin  1851.  —  Bei 
der  nachfolgenden  Darstellnng  sind  die  Ori^inalprotokolle  benützt 
worden.  Da  meine  Darstellnng,  die  zuerst  in  der 'vorigen  (vierten)  Auflage 
dieses  Lehrbuchs  erschien,  mitunter  mit  der  eben  gedachten  Druckschrift 
verwechselt  worden  ist,  so  finde  ich  mich  veranlasst  zu  erkl&ren,  dass  jene 
Druckschrift  nicht  von  mir  herrührt,  und  deren  YerfiBLSser  mir  unbekannt  ist 
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eine,  und  zwar  auf  collective  Abstimmung  zn  richtende  Voll- 
macht zü  ertheilen  sei^. 

IV.  Von  grösster  Bedeutung  war  die  vierte  Sitzung  vom 
23.  Februar  1851.  In  dieser  Sitzung  kamen  die  unterdessen 
ausgearbeiteten  Berichte  der  ersten  und  zweiten  Gommission 
zur  vorläufigen  Besprechung.  Diese  Berichte,  welche  von 
Commissionsmitgliedem  als  nach  deren  persönlichen  An- 
sichten, nicht  nach  Instruktionen  von  Regierungen,  aufgestellte 
Vorschläge  vorgelegt  wurden,  beruhten  im  Wesentlichen  anf 
folgenden  Grundgedanken:  A)  Das  frflhere  Bundesrecht  und 
die  bisherige  Bundesverfassung  bleibt  stehen,  so  weit  nicht 
durch  die  gegenwärtig  beabsichtigten  Vereinbarungeil  Aen- 
derungen  daran  festgesetzt  werden.  B)  Die  Gommission 
betrachtete  den  Eintritt  von  Oesterreich  und  Preussen  in 
den  Bund  mit  ihren  sämmtlichen  Staaten  principiell  als 
unbedenklich,  weil  dadurch  die  bisher  thatsächlich  schon 
bestehenden  Machtverhältnisse  in  keiner  Weise  verändert  wür- 
den, das  Ueberwiegen  des  deutschen  Elementes  aber  an  sich 
gesichert  sei.  C)  Es  wollte  das  Stimmgewicht  der  einzel- 
nen Staaten  mehr  mit  deren  Machtverhältnissen  in  Ein- 
klang gebracht  und  namentlich  eine  kräftige  Exekutivgewalt 
des  Bundes  geschaffen  werden.  Daher  sollte  D)  der  Organis- 
mus der  obersten  Bundesgewalt  nach  den  Vorschlägen 
der  ersten  Gommission  dahin  verändert  werden,  dass  an  die 
Stelle  des  engeren  Rathes  eine  Vollzugsbehörde  treten 
solle,  bestehend  aus  9  Mitgliedern  mit  11  Stimmen^);  das 
Plenum  sollte  dagegen  den  bisherigen  Gharakter  des  engeren 
Rathes  in  sich  aufnehmen,  d.  h.  es  sollte  in  demselben  auch 


*)  Eine  diesem  Beschlüsse  entsprechende  YoUmacht  wurde  von  den 
luxemburgischen  u.  limburgischen  Bevollmächtigten  in  der  vier- 
ten Sitzung  vom  23.  Febr.  1851  übergeben. 

')  Die  Zusammensetzung  sollte  sein:  1)  Oesterreich,  2  Stimmen; 
2)  Preussen,  2  Stimmen;  3)  Bayern,  1  St;  4)  Sachsen,  1  St; 
5)  Hannover,  1  St;  6)  Würtemberg,  1  St;  7)  Baden, Kurhessen, 
Gr.  Hessen,  1  St;  8)  Holstein  mit  Lauenburg,  Luxemburg  und 
Limburg,  Braunschwe-ig,  Nassau,  beide  Mecklenburg  und  Ol- 
denburg, 1  St;  9)  die  grossherzogl.  und  herzogl.  s&chsischen  H&nser, 
beide  Anhalt,  beide  Schwarzburg,  Liechtenstein,  beide  Reuss, 
Schaumburg-Lippß,  Lippe,  Waldeck,  Hessen-Homburg  und 
die  vier  freien  Städte,  also  zusammen  neunzehn  Bundesstaaten,  1  Stimme. 
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Berathung  stattfinden  können,  nnd  zwar  mit  Beilegang  von 
zehn  Stimmen  fOr  Oesterreich,  zehn  ftir  Prenssen  nnd  fünf  {)tr 
Bayern ;  im  Uebrigen  mit  Beibehaltung  der  bisher  yon  den  an- 
deren Bundesgliedem  geführten  Stimmen.  Die  Abstimmung  der 
Bevollmächtigten  sollte  nach  Instruktionen  der  Begierungen  ge- 
Bchehenjedoch  sollten  die,  dieyollziehende  Behörde  bilden- 
den BeYollmächtigten  ermächtigt  sein,  in  allen  dringenden  Fällen 
ohne  vorhergehende  besondere  Instroktionseinholung  zu  stim- 
men. Die  Regierungen,  deren  Bevollmächtigte  die  vollziehende 
Behörde  bilden,  sollten  zur  Sicherung  des  schleunigen  Vollzuges 
ein  stets  mit  allen  Bedttrfiiissen  versehenes  Gontingent  in  voll- 
kommener Bereitschaft  halten,  und  zwar  Oesterreich  und 
Prenssen,  jedes  30,000  Mann,  Bayern  15,000  Mann,  Sachsen, 
Hannover,  Würtemberg,  die  Staaten  der  9.  Stimme  und  die 
Staaten  der  10.  Stimme,  je  10,000  Mann;  die  Staaten  der  11. 
Stimme  aber  sollten  einer  solchen  Verpflichtung  enthoben  sein, 
unbeschadet  jedoch  ihrer  Verpflichtung  zur  Haltung  des  Bun- 
descontingents  und  zur  Theilnahme  an  Kriegsrüstungen  ^). 

V.  Oesterreich  drang  in  dieser  vierten  Sitzung  auf 
schleunige,  sofortige  Einsetzung  des  obersten  Bun- 
desorganes  und  erklärte  sich  mit  Entschiedenheit  für  die 
Commissionsanträge,  damit  das  Missverhältniss  zwischen 
Macht  und  formellem  Bechte  der  Bundesglieder  im  Bunde 
einigermassen  beseitigt  und  durch  die  Verminderung  der  Stimmen- 
zahl im  engem  Bathe  ein  rascheres  und  kräftigeres  Handeln  er- 
zielt werde.  Dieser  Ansicht  Oesterreichs  traten  im  Allgemeinen  mit 
mehr  oder  minder  Entschiedenheit  Bayern,  Sachsen,  Hannover, 
VTttrtemberg,  Kurhessen,  Braunschweig,  Nassau,  Schwarzburg- 
Budolstadt,  die  beiden  reussischen  Häuser  und  Liechtenstein 


*)  Die  Vorschläge  der  ersten  Commisslon  finden  sich  abgedruckt  in  der 
Schrift:  die  Dresdener  Conferenzen,  S.  83  fl.  —  In  dem  Berichte  der  zweiten 
Commission  finden  sich  weitläufige  und  sehr  ins  Einzelne  gehende  Vor- 
schläge tLber  die  Competenz  des  Plenums,  mit  complizirter  üo^rscheidung 
Ton  Fällen,  wann  StimmeneinhelÜgkeit,  Mehrheit  von  '/«i  Mehrheit  Ton  */$ 
und  ein&che  Mehrheit  zur  Beschlussfassung  erfordert  werden  solle.  Der 
Competenz  der  Yollziehungsbehörde  war  hauptsächlich  zugewiesen,  was 
sich  auf  den  Landfrieden,  die  äusseren  Angelegenheiten  und  das 
Militärwesen  bezieht.  £s  kam  aber  über  alle  diese  Vorschläge  auf  den 
Dresdener  Conferenzen  zu  keiner  Berathung. 
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bei.  PreusBen  Termied,  sich  mit  Bestimmtheit  aaszaspTeeben 
imd  beantragte  einen  14tägigen  Tennin  zur  Instroktionseiii- 
holong  und  endlichen  Abstimmung.  Baden  erklärte  sich  ein- 
yerstanden  mit  der  Bildung  einer  Exekutivbehörde  neben  der 
BundesTcrsammlung  (dem  Plenum).  Es  tadelte  dagegen  die 
Aufstellung  der  Machtverhältnisse  als  Princip  des 
Stimmgewichts y  da  eigentlich  doch  nur  Oesterreich  ud 
Preussen  eine  wirklich  überlegene  Macht  besässen^); 
es  rügte  insbesondere  (und  mit  vollem  Hechte)  die  Ineon- 
sequenZy  mit  welcher  das  Princip  der  MachtverhältiiiBse  in 
dem  Commissionsentwurfe  aufgestellt^  aber  sodann  wieder,  na- 
mentiich  za  seinem  Nachtheile ,  verlassen  worden  sei,  indem 
Baden,  das  eben  so  wohl  eine  Truppenmacht  von  10,000  Mann 
stellen  könne,  wie  manche  andere  Staaten,  denen  in  der  Voll- 
zugsbehörde eine  Virilstimme  eingeräumt  worden,  aus  der 
Stellung  der  deutschen  Mittelstaaten  ausgewiesen  worden  seL 
Ganz  iu  gleichem  Sinne  sprach  sich  auch  das  Grossherzogthum 
Hessen  aus. 

VI.  Während  aber  Baden  und  das  Grossherzogthum 
Hessen  sich  im  Ganzen  genommen  doch  weniger  gegen  das 
Princip  des  Antrages  der  ersten  Commission,  als  vielmehr 
hauptsächlich  nur  gegen  die  ihnen  in  demselben  angewiesene 
untergeordnete  Stellung  erklärten,  so  sprachen  sich  dagegen 
die  Bevollmächtigten  der  übrigen  Staaten ,  obschon  noch  alle 
ohne  Instruktion  ihrer  Regierungen,  mit  grosser  Entschiedenheit 
und  Uebereinstimmung  gegen  das  Princip  aus,  auf  welchem 
die  Commissionsanträge  beruhten.  Die  Einwendungen,  welche 
von  diesen  Regierungen  erhoben  wurden,  waren  im  Wesent- 
lichen folgende:  ,,Durch  die  Reduktion  der  Stinunen  im  eage- 
ren  Rathe  werde  wenig  oder  nichts  gewonnen ;  der  Fehler  der 
bisherigen  Bundesverfassung,  der  Grund  des  gesunkenen  An- 
sehens der  bisherigen  Bundesversammlung ,  liege  nicht  in  der 
bisherigen,  allerdings  nicht  den  Machtverhältnissen  entsprechen- 


")  Auch  andere  Bondesglieder  hoben  hervor,  dass  eigentlich  nur  Oester- 
reich, Preussen  und  Bayern  Grund  h&tten,  sich  über  die  nnverkih- 
nissmSissige  Geringfügigkeit  ihres  Stimmgewichtes  zu  beschweren;  mit 
Aufnahme  der  andern  Königreiche  in  die  ExekutiTCommission  sei  das 
Princip  der  MachtTerhältnisse  schon  verlassen  (Abstinmumg  von 
Hamburg  und  yon  Meiningen). 
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4m  Vdriheilimg  des  Stimmgewichts,  sondern  in  nngenttgender 

;  liiidliabiiog  der  Bnndesbeschllisse.    Man  berief  sieh  anf  die 

flhataaehe,  dass  in  den  30  Jahren  des  Bestandes  der  Bnndes- 

«nfsssnng  die  mitüeren   and  kleineren  Staaten  keioen  Miss- 

Jnnch  Ton  dem  Uebergewichte  gemacht  hätten,  welches  ihnen 

ilie  alte  BondesTerfassong    eintäune;   die   Machtverhältnisse 

Iftten  stillschweigend  ihren  natargemässen  Einflnss.    Nie  sei 

001  Bmidesbeschloss  gegen  den  rereinten  Willen  von  Oester- 

^each  nndPrenssen  za  Stande  gekommen.  In  einem  Staat en- 

jlnnde,  za  welchem  man  doch  nunmehr  zarttckkehren  wolle, 

e  principiell   das  Machtverbältniss  nicht  massgebend 

,  sondern  müsse  das  Prinoip  der  Beehtsgleichheit  voriierr- 

Die  neaen  Vorschläge  seien  im  Widerspräche  mit  der 

desgnmdgesetzlidi     anerkannten    Gleichberechtigong    der 

IBimdesglieder.    Eine  Stimmvertheilung  anter  dieselben  nach 

Mem  Macht-Princip  sei   gar  nicht  möglich;   besonders  wenn 

Xliesterreich  and  Preussen  mit  ihren  gesammten  Staaten  ein- 

bäten,  so  würde  durch  dessen  conseqaente  DorchfUhning  die 

iBedentong  der  Übrigen  Staaten  im  Bande  geradezn  aafgehobea 

Erden.    Man  stelle  sich  ttberdies  *  hierdarch  aaf  das  System 
r  sogen,  breitesten  Grandlage ,  das  sich  noch  nirgends  be- 
Mhrt  habe.     Das  Macht-Princip  gewähre  nur  einigen,  den 
ttrossen  Staaten,  Vortheile,  es  schade  dagegen  den  tlbrigen 
lIimdeBgenossen ,  ohne  ihnen  irgend  einen  Ersatz  za  geben. 
fBis  Macht -Princip,  einmal  aufgestellt,  werde  in  seinen  Gon- 
(Mqaenzen  imm^  weiter  drängen ;  so  wie  ihm  jetzt  die  kleinen 
JBteaten,  so  wttrden  ihm  bald  die  Mittelstaaten  geopfert  wer- 
ben; es  erschaffe  also  nicht  einmal  einen  bleibenden,  festen, 
-Mndcm    einen    yoraussichtlich    nur    wandelbaren     Zustand; 
•«I  yerlefcze  das  Ehrgeftifal  der  minder  mächtigen  Staaten ,  und 
'Vermöge  nicht  Ober  die  fernere  Existenz  zu  beruhigen.    Das 
^frindp  der  Machtverhältnisse  sei  bereits  bei  der  Gründung  des 
"tlevtBchen  Bundes  zur  Sprache  gebracht,  aber  abgelehnt  worden, 
weil  man  Eintracht  und   einen  beständigen  Bund  der 
dentBcben   Begierungen    und   Völker  gewollt  habe.     Ob  die 
Uehien  Staaten,  die  in  die  dfte  Stimme  verwiesen  worden, 
durch  Ausschluss  von   der  Exekutive  erleichtert  wttrden,  sei 
problematisch :  so  lange  der  Aufruhr  oder  Kriegszustand  dauere, 
Atsse  dennoch  jedes  Bundesglied  mitwirken.    Die  Vertretung 
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von  19  Staaten  in  einer  Curie  sei  geradezu  nnrnSgüeh  oii 
ftlr  sie  illusorisch,   besondera  bei  Beschränkung  der  Frisiei' 
zur  Instruktionseinholung;   überdies    bringe   diese  BeraubiojI^T 
ihrer  Stimmen  nach  keiner  Seite  hin  Vortheil.    Die  Umwani^^ 
lung  des  Plenum  in  eine  diskutirende  Behörde  sei  unzwedM^ 
massig;    die  Bestimmungen  der  Wiener  Schlussakte  ari 
12 — 14  seien  im  Vergleiche  hiermit  weit  vorzüglicher.  Da 
Einholung  von  Instruktionen  der  einzelnen  Begiemngen  de 
beibehalten  werde,  so  sei  ganz  gleichgiltig ,  ob  in  7,  9, 
oder  ob  in  17  Stimmen,  wie  bisher,  abgestimmt  werde;  ül 
dies  wären  die  kleinen  Staaten  jederzeit  diejenigen  gew( 
welche  die  Instruktionsertheilung  am  wenigsten  verzögert  U 
Namentlich  hoben  die  freien  Städte  mit  grosser  Betont 
hervor,  dass  es  ausser  der  Bevölkerungs  -  oder  Tnip] 
noch  andere  Massstäbe  fiir  die  Bedeutung  der  Staaten 
Insbesondere  wiesen  die  Hansestädte  darauf  hin,  dass  w( 
vom  deutschen  Welthandel   die  Rede  sei,  fast  ausschli< 
nur  von   ihrem  Handel  die  Bede  sein  könne;  dass  sie 
seien,  die  seit  Jahrhunderten  mit  transatlantischen  und 
nischen  Staaten  Bündnisse  und  Verträge  geschlossen  hal 
wo  kein  anderer  deutscher  Staat  solche  habe,  oder  zu  bai 
interessirt  sei;  dass   bei  allen  ihren  derartigen  Verträgen 
es  sind,  die  für  ganz  Deutschland  handeln,  indem  sie  jed( 
fbr  alle  deutschen  Staaten  das  Recht  des  Beilrittes  ausbedioi 
so  wie  auch  sie  alle  ihre  Gonsuln  und  Agenten  jener 
den  angewiesen  haben,  die  Unterthanen  aUer  deutschen 
desStaaten,  wie  die  Bürger  der  Hansestädte  zu  vertreten, 
dass  sie  daher   für   ganz   Deutschland  den  Schütz  wirl 
leisten,  welchen  zu  leisten  den  von  der  Gesammtheit 
stellenden  Gonsuln  obliegen  würde.    Die  hohe  Bedeutung 
Hansestädte  sei  auch  auf  dem  Wiener  Congresse  (1815) 
würdigt,  und  ihnen  daher  ungeachtet  ihrer  verlältnissmi 
geringen  Bevölkerungszahl   eine    eigene  Stinmie  im  enj 
Rathß  der  Bundesversammlung  eingeräumt  worden,  nnd  dieal^ 
Verhältnisse  und  Gründe  beständen  jetzt  gerade  noch  so, 
damals  ^).  In  Bezug  auf  die  Bildung  einer  besonderen  el 


*)  Die  Bedeutung  der  Hansestädte  für  Deutschland  hat  insl 
der  bejahrte  Vertreter  von  Bremen,  Bürgermeister  Smidt,  der  fondtf 
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migen  ExekütiybehOrde  wurde  von  Seite  der  dissentirenden 
Staaten  bemerkt^  dass  eine  Theilnng  der  Gewalten,  ein  Tren- 
nen des  Organs  des  WoUens  und  Handelns ,  keine  Kräftigung 
sei,  nnd  zwar  um  so  weniger,  als  diese  Behörde  nicht  selbst 
vollziehen  könne,  sondern  erst  wieder  Regierungen  zum  Voll- 
züge requiriren  müsse.  Das,  was  unter  diesem  Namen  vorge- 
schlagen worden,  sei  überdies  keine  YoUzugsbehörde,  sondern 
eine  Regierung.  Das  fortwährende  Bereithalten  einer .  solchen 
Truppenmacht,  wie  der  Gommissionsantrag  fordere,  gehe  über 
die  Kräfte  sogar  der  Mittelstaaten  hinaus,  welche  man  mit 
einer  Virilstimme  bedacht  habe.  Der  gegenwärtige  Kriegszu- 
stand könne  kein  immerwährender  bleiben;  vorübergehende 
Zustände  dürften  aber  nicht  zur  Grundlage  einer  bleibenden 
Organisation  genommen  werden.  Für  solche  ausserordentliche 
Zeiten  genüge  die  Aufstellung  einer  vorübergehenden  Exeku- 
tivcommission. Diese  Staaten  sprachen  daher  ihre  Ueberzeu- 
gung  dahin  aus,  dass  eine  genügende  Abhilfe  der  bisherigen 
Mängel  der  Bundesverfassung  durch  eine  Verbesserung  der 
Geschäftsordnung  und  der  Exekutionsordnung  der  Bundesver- 
sammlung und  durch  Beschränkung  und  Beschleunigung  der 
Instruktionseinholung  und  Verstärkung  des  Einflusses  der  wirk- 
lich mächtigen  Staaten  (Oesterreich,  Preussen,  Bayern)  auf  die 
Vollziehung  erreicht  werden  könne.  Man  verlangte  vorerst 
Wiederherstellung  des  alten  Bechtszustandes,  bevor  man  zu 
Veränderungen  schreite.  Festhalten  an  der  Grundlage  der 
Bundesakte,  die  nicht  nur  an  sich  gut,  sondern  unter  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  die  allein  taugliche  sei;  man  wollte 
lieber  Rückkehr  zum  alten  System,  als  stückweise  Neuerung. 
Nicht  undeutlich  wurde  zu  >  verstehen  gegeben ,  dass  grössere 
Staaten,  welche  anerkennen  müssen,  mit  anderen  auf  einem  bun- 
desvertragsmässigen  Boden  der  Rechtsgleichheit  zu  stehen,  von 
diesen  letzteren,  die  von  ihnen  Schutz  gegen  die  Revolution  erwar- 
ten, nicht  selbst  das  Opfer  ihrer  politischen  Existenz  verlangen 


Gründung  der  Bundesakte  an  fortwährend  in  den  Bundesangelegenheiten 
thätig  gewesen  ist,  sehr  gut  ausgeführt.  Er  erinnerte  u.  A.  an  das  Wort 
von  Justus  Moser,  dass  „nicht  Lord  Cliye,  sondern  ein  deutscher 
Feldherr  am  Ganges  commaiidiren  würde,  wenn  das  deutsche  Reich  in 
verhängniasvoller  Zeit  sich  hinreichend  kräftig  und  geneigt  gefunden  hätte, 
die  Macht  der  alten  Hansa  zu  unterstützen  und  zu  erhalten". 

ZSpfl,  Staatsreclit.  6.  Aufl.  L  35 
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dürfen.  Auch  glaabte  man  von  mehreren  Seiten,  erst  darüber 
Gewissheit  erlangt  haben  zn  müssen,  ob  Oesterreioh  and 
Prenssen  mit  ihrer  Gesammtmacht  in  den  Bund  eintreten,  ob 
ein  Bandesgericht  und  eine  Nationalvertretung  am  Bunde  dn- 
gerichtet  werden  würden ,  und .  dass  vorerst  die  Berichte  der 
übrigen  Gommissionen  abzuwarten  seien,  bevor  man  sich  in 
bindender  Weise  über  die  Vorschläge  der  ersten  GommissioB 
aussprechen  könne")." 

VIL  Ungeachtet  der  in  der  vierten  Sitzung  hervoi^trete- 
nen  Meinungsverschiedenheit  gab  doch  Oesterreich  die  Hoffimng 
auf  eine  endliche  Verständigung  nicht  auf,  und  sprach  dies  in 
der  5.  Sitzung  vom  28.  Februar  1851  noch  ausführlich  aus. 
In  den  folgenden  Sitzungen  (6.  Sitzung  vom  15.  März  1851, 
7.  Sitzung  vom  1.  April  1851  und  8.  Sitzung  vom  2.  Mai 
1851)  kamen  die  unterdessen  von  den  Gommissionen  mit  an- 
erkennungswürdiger Gründlichkeit  ausgearbeiteten,  zum  Theile 
sehr  mühevollen  Berichte  zur  Vorlage.  Nochmals  empfahl 
Oesterreich  di*ingend  die  Einigung  und  Genehmigung  der  in 
den  Gommissionsberichten  liegenden  Grundzüge,  damit  nicht 
Deutschland  und  dem  Auslande  gegenüber  das  Schauspiel  ge- 
geben werde,  dass  die  Vertreter  sämmtlicher  Regierungen  f&nf 
Monate  beisammen  gewesen  wären,  ohne  zu  einem  das  Wohl 
des  Vaterlandes  fördernden.  Beschlüsse  kommen  zu  können. 
Es  wurde  hierauf  der  15.  Mai  als  der  Zeitpunkt  bestimmt,  an 
welchem  die  Erklärungen  der  einzelnen  Regierungen  auf  die 
Gommissionsanträge  erfolgen  sollten^). 


^  Diese  Erwägungen  der  dissentirenden  Staaten  sind  aus  deren  Er- 
klärungen in  der  vierten  Sitzung  der  Conferenz  ausgezogen  und  übersicht- 
lich zusammengestellt 

^)  Unter  den  Gommissionsberichten  sind  einige,  welche,  abgesehen  von 
dem  Ausgange  *  der  Dresdener  Conferenzen,  ein  bleibendes  Interesse  und 
den  Keim  einer  weiteren  Entwickelung  in  sich  tragen,  so  z.  B.  äer  Bericht 
der  dritten  Commission  fiir  die  materiellen  Interessen,  Handel, 
Schifahrt,  Yerkehrsanstalten,  Zoll,  Münze,  und  der  Bericht  der  vierten 
Commission  über  die  Errichtung  eines  ständigen  Bundesgerichtes. 
—  Die  dritte  Commission  hatte  sich  alsbald  nach  ihrer  Niedersetzung 
von  den  Regierungen  die  Absendung  von. Sachverständigen  nach  Dresden 
erbeten  und  diese  übergaben  am  9.  März  1851  als  Resultat  ihrer  Arbitern 
den  Entwurf  einer  üebereinkunft  zwischen  den  deutschen  Bundesstai^ 
zur  Beförderung  des  Handels  und  Verkehrs  nebst  vierAnlagen,  nftmlksh 
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Vm.  In  der  IX.  Sitznng  am  15.  Mai  1851  zeigte  sich 
aber,  dass  nnterdessen  die  Sache  eine  andere  Wendung  genom- 
men hatte.  Nach  der  Erklärang  des  Vertreters  ron  Prenssen 
war  mittlerweile  die  k.  prenssische  Begierung  mit  dar  k.  k. 
Osterreichischen  in  unmittelbare  Unterhandlmig  getreten.  Es 
hatte  sich  aber  gezeigt,  dass  die  Organisation  des  obersten 
Bandesorgans  in  untrennbarem  Znsammenhange  mit  der  Frage 
Aber  den  dem  Bundesgebiet  zu  gebenden  Umfang  stehe,  und 
die  Schwierigkeiten  der  Aufgabe  hatten  sich  in  dem  Masse 
gesteigert,  dass  es  den  eifrigsten  und  einträchtigsten  Be- 
mühungen beider  Regierungen  nicht  hat  gelingen  wollen,  eine 


ein  Yerzeichniss  der  Gegenstände,  die  bei  dem  Uebergang  aus  einem  Bun- 
desstaat in  den  anderen  yom  Eingangs  zoll  frei  sein  sollten,  ein  Ver- 
zeichiiias  der  in  den  einzelnen  deutsehen  Zollgebieten  bestehenden  Aus- 
gangs abgaben,  den  Entwurf  eines  ZoUcartels  niid  den  eines  Münz- 
eart eis  zwischen  den  deutschen  Bundesstaaten.  Yergl.  das  Prot  derdeut 
B.-V.  vom  9.  August  1851  §.  112,  woselbst  auch  der  Dresdener  Entwurf 
nebst  Anlagen  (in  Beilage)  zu  finden  ist.  —  Die  hauptsächlichen  Grund- 
gedanken des  Entwurfes  tLber  das  Bundesgericht,  siehe  oben  §.  153  VI. 
—  üeber  den  Entwurf  der  Einrichtung  einer  Nationalvertretung  am 
Bunde  hatte  sich  die  zweite  Commission  nicht  geeinigt,  sondern  sich  dar- 
auf beschränkt,  vorerst  die  Gründe  für  und  gegen  deren  Einrichtung  vor- 
zutragen. Ein  als  Beilage  dem  Berichte  der  Commission  angefügter,  von 
einem  Mitgliede  der  Commission  ausgearbeiteter  Entwurf  konnte  schwerlich 
zu  mehr  dienen,  als  die  Schwierigkeit,  eine  Nationalvertretung  unter  den 
damaligen  Umständen  einzurichten,  recht  bemerklich  zu  machen.  —  Von 
der  zweiten  Commission,  so  wie  insbesondere  von  deren  Subcommission 
bezüglich  der  Grundrechte,  wurde  ein  Bericht  vorgelegt,  nach  welchem 
sie  sich  darüber  geeinigt  hatte,  dass  die  (Frankfurter)  Grundrechte  aufzu- 
heben seien.  Es  war  dagegen  em  Entwurf  über  die  den  deutschen  Staats- 
angehörigen durch  den  Bund  zu  gewährenden  Bechte  ausgearbeitet  worden, 
nebst  einer  Bezeichnung  solcher  Bechte  und  Grundsätze,  deren  Einführung 
durch  die  Fartikulaigesetzgebnng  von  Seite  des  Bundes  zu  missbilligen  sein 
möchte.  Die  zweite  Commission  hatte  auch  insbesondere  die  ausdrückliche 
Anerkennung  des  Grundsatzes  vorgeschlagen,  daüss  die  Verfassung  und  Ge- 
setzgebung der  einzelnen  Länder  nicht  mit  der  des  Bundes  in  Wider- 
spruch stehen  dürfe  (siehe  oben  §.  150,  V.)  und  eine  Ausscheidung  der 
Gesetze  gemacht,  die  als  Ausnahmsgesetze  durch  den  B.-B.  v.  2.  April 
1848  aoi^hoben  zu  betrachten  seien  (s.  oben  §.  182,  Note  9);  auch  hatte 
diese  Commission  sonst  noch  mehrere  Anträge  auf  Ergänzung  einiger  Ar- 
tikel der  Wiener  Schlussakte,  Ruhestörungen  und  gegenseitige  HUfeleistung 
sowie  die  Beschwerden  des  ehemak  reichsstftndisehen  und  reichsritterschaft- 
lichen  Adels  betreffend,  gestellt. 

35* 
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LöBimg  zu  finden  y  welche  allen  anumgänglichen  Rücksichten 
die  gebührende  Befriedigung  gewähren  könnte.  Angesichts 
der  dringenden  Nothwendigkeit  aber^  dem  Bnnde  sobald  als 
möglich  durch  ein  allgemein  anerkanntes  Centralorgan  die- 
jenige wirksame  Leitung  seiner  gemeinsamen  Angelegenheit^ 
zu  sichern,  welche  die  Lage  Deutschlands  wie  des  gesammtra 
Europa  mehr  denn  je  erheischte ,  wurde  es  unter  solchen  Um- 
ständen Ton  Preussen  für  Pflicht  erkannt,  durch  allge- 
meine Beschickung  der  Bundesversammlung  zu  Frank- 
furt a.M.  das  für  den  Augenblick  Erreichbare  zu  thun^).  Die 
Gegenstände,  über  welche  die  Ck)nmüssionsberichte  bereits  Yor- 
lagen,  wurden  als  yon  solcher  ausserordentlichen  Wichtigkeit 
und  als  solche  weitausgreifende  Fragen  bezeichnet,  welche  die 
sorgfältigste  und  allseitigste  -Erwägung  erfordern.  Die  bei  der 
Eröffnung  der  Conferenz  waltende  Absicht,  die  Berathangen 
hier  zum  Abschlüsse  zu  bringen,  wurde  dem  (mit  der  Ent- 
schliessung  zu  allgemeiner  Beschickung  des  Bundestages  kund 
gegebenen)  Wunsche  gegenüber  aufgegeben,  die  ferneren  Be- 
rathungen  in  den  Schoos  des  letzteren  zu  verlegen.  Da  alle 
Begierungen  sich  hiermit  einverstanden  erklärten,  so  worden 
noch  in  einer  an  demselben  Tage  (15.  Mai)  Nachmittags  2  Llir 
abgehaltenen  zehnten  (Schluss-)  Sitzung  die  Conferenzen  f&r 
geschlossen  erklärt.  Wenn  auch  nicht  alle,  in  und  ausserhalb 
der  Versammlung,  gehegten  Hoffiiungen  in  erwartetem  Masse 
in  Erfüllung  gegangen  waren,  so  wurde  es  doch  von  allen 
Mitgliedern  der  Conferenz  als  ein  befriedigendes  und  segens- 
reiches Ereigniss  begrüsst,  dass  in  kürzester  Frist  sämmt- 
liehe  Bundesgenossen  wieder  in  der  Bundesversammlung  ver- 
treten sein  werden  und  diese  daher  wieder  unbestritten  als  das 
verfassungsmässige  Organ  des  WoUens  und  Handelns  des 
Bundes  gelten  werde.  Man  gestand  sich  gegenseitig  zu,  dnreh 
die  mühevollen  und  gewissenhaften  Berathungen  zu  der  lieber- 
Zeugung  gelangt  zu  sein,  dass  die  alte  Bundesverfassung 
in  den  eigenthümlichen  Verhältnissen  Deutschlands  tie- 

*)  Es  war  dies  das  erstemal,  dass  in  den  förmlichen  Sitzungen  der 
Conferenz  der  Wiedereintritt  sämmtlicher  Bundesglieder  als  ausgemacht 
erwähnt  wurde.  Bass  die  Verabredung  hierzu  bereits  im  März,  auss^- 
halb  der  öffentlichen  Sitzungen,  geschehen  war,  beweist  aber  die  unten 
§.  200  erwähnte  preuss.  Cirkulardepesche  v.  27.  März  1861. 
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fereWurzeln  habe,  als  man  oft  geglaubt  habe,  and  dass 
es  wesentlich  darauf  ankomme,  diese  Verfassung  zu  yervoll- 
Btändigen,  und  eine  kräftige  Handhabung  derselben  zu  ver- 
suchen. In  den  Gommissionsberichten  erkannte  man  allseitig 
„schätzbare  Materialien^'  ftir  die  nunmehr  in  der  Bun- 
desversammlung fortzusetzende  Bevision  der  Bundesverfassung, 
und  schied  in  der  Hoffnung,  dass  das  hier  begonnene  Werk 
bald  zur  Vollendung  reifen  und  der  betretene  Weg  in  naher 
Zukunft  zur  vollen  Einigung  und  durch  diese  zur  dauernden 
Begründung  der  Wohlfahrt  Deutschlands  flibren  werde. 

IX.  So  wenig  glänzend  der  Ausgang  der  Dresdener  Con- 
ferenzen  scheinen  mag,  so  haben  dieselben  doch  eine  grosse 
Bedeutung  dadurch  gehabt,  dass  durch  sie  dem  verderblichen 
und  kostspieligen  Systeme  der  bewaffneten  Unterhandlung  ein 
Ende  gemacht,  der  drohende  Krieg  zwischen  Preussen  und 
Oesterreich  und  somit  der  Bürgerkrieg  in  ganz  Deutschland 
abgewandt,  und  für  Preussen  durch  die  Form  der  freien  Con- 
ferenzen  die  Verständigung  mit  Oesterreich  und  den  übri- 
gen deutschen  Königreichen  angebahnt  wurde.  Deutschland 
aber,  welches  durch  die  Politik  jener  Partei,  welche  Einheit 
durch  Spaltung  erreichen  wollte,  bereits  ganz  zerfallen  war, 
fand  sich  durch  die  Vermittelung  der  Dresdener  Gonferenz 
wieder  in  der  bereits  verlorenen  Bundesverfassung  zusammen, 
die  sich  somit,  wenn  gleich  nicht  als  eine  vollkommene  und 
tadellose,  doch  aber  als  die  für  Deutschland  unter  den  be- 
stehenden Verhältnissen  allein  mO gliche  Verbindungsform 
seiner  sämmtlichen  Staaten  ausgewiesen  hat^®). 


*^)  Oesterreich  hatte  sich  nur  ungern  zu  den  Conferenzen  in  Dres- 
den entschlossen  und  nur  dem  dringenden  Wunsche  Preussens  darin  nach- 
gegeben, da  es  von  Anfang  an  daran  festgehalten  hatte,  dass  die  Bundes- 
versammlung der  einzige  Boden  sei,  auf  dem,  wenn  überhaupt,  irgend  etwas 
zu  Stande  gebracht  werden  könne.  Diese  Ansicht  hatte  nun  Preussen 
auf  den  Dresdener  Conferenzen  ebenfisdls  gewonnen.  Durch  eine  eigen- 
thümliche  Fügung  des  Schicksals  war  es  sogar  dahin  gekommen,  dass  nun- 
mehr gerade  dieselbe  Partei,  welche  früher  am  heftigsten  die  Abscha£Fnng 
der  Bundesversammlung  verlangt  hatte,  nunmehr  eben  so  heftig  an  Preus- 
sen drängte,  in  den  alten  Bundestag,  ohne  Einwilligung  in  irgend  eine 
wesentliche  Reform  desselben,  zurückzutreten.  Yergl.  die  Schrift:  Die 
Dresdener  Conferenzen,  S.  75  fl. 
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§.  200.  • 

Die  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  in  staatsrecht- 
licher Beziehung  seit  dem  Wiedereintritte  sämmtUcher 

Bundesgheder  (1851—1862). 

I.  Schon  während  der  Dresdener  Conferenzen  hatte 
Preussen  durch  eine  Cirkalardepesche  yom  27.  März  1851 
den  mit  ihm  noch  verbtlndeten  Regierungen  angezeigt,  dafls  es 
mit  Rücksicht  auf  die  damaligen  Zeitverhältnisse  die  Thätig- 
keit einer  gesetzlichen  Bandesbehörde  fttr  nn  umgänglich  noth- 
wendig  erachte,  und  da  der  Schluss  der  Conferenzen  sich 
länger,  als  im  Anfange  erwartet  wurde,  verzögere,  es  für  das 
Angemessenste  erachte,  die  firtthere  Bundesyefsammlung  wieder 
in  Wirksamkeit  zu  setzen.  Es  lud  daher  Preussen  die  Ter- 
bttndeten  Regierungen  ein,  sich  hiermit  einverstanden  zu 
erklären  und  Aber  den  Zeitpunkt,  zu  welchem  die  Bundestags- 
gesandten nach  Frankfurt  a.  M.  zu  senden  wären,  eine  Ueber- 
einkunfl  zu  treffen^).  In  der  zweiten  Hälfte  des  April  zeigte 
Preussen  den  verbündeten  Regierungen  an,  dass  es  am  12.  Mai 
in  den  Bundestag  in  Frankfurt  a.  M.  wieder  eintreten  werde 
und  verband  damit  die  Einladung  zu  gemeinschaftlichem  Ein- 
tritt. Mehrere  dieser  Regierungen  warteten  jedoch  den  Eintritt 
des  k.  preussischen  Gesandten  in  den  Bundestag  nicht  ab; 
überhaupt  fand  kein  gemeinschaftlicher  Eintritt  der  bisher  in 
der  Bundesversammlung  nicht  vertretenen  Regierungen  statt  ^. 
Die  Anregung  einer  Principienfrage  darüber,  ob  die  eintreten- 
den Staaten  diejenigen  Beschlüsse  der  Bnndesversammlnng 
anzuerkennen  hätten,  welche  vor  ihrem  Eintritte  gefasst  wor- 
den waren,  wurde  vermieden^). 

*)  Siehe  den  Abdruck  in  der  Frankf.  Postamtszeitang,  vom  12»  April 
1851 ,  Bell  z.  Nr.  88. 

<)  Baden  trat  in  die  B.-V.  ein  in  d.  5.  Sitzung  v.  2.  Mai;  Nassau, 
beide  Renss  und  die  rier  freien  St&dte  in  der  6.  Sitzung  y.  10.  Mai; 
Preussen  und  Mecklenburg-Schwerin  in  der  7.  Sitzung  am 
14.  Mai;  die  grossh.  und  herzogl.  sächsischen  H&user,  Braunschweig, 
Oldenburg,  die  anhaltischen  und  schwarzburgischen  Häoser 
und  Lippe  in  der  8.  Sitzung  v.  30.  Mai;  Waldeck  in  der  11.  Sitzong 
V.  13.  Juni  1851. 

s)  Erklärung  des  Präsidium  in  der  8.  Sitzung  t.  30.  Mai  1851,  Prot 
%,  S.  44. 
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n.  Die  Bondesyersammlasg  liess  sich  hierauf  angelegen 
sein,  die  auf  den  Dresdener  Gonferenzen  zn  Stande  gebrach- 
ten Materialien  weiter  zu  verarbeiten  and  die  nothwendige 
Yerbessemng  des  Bandesorganismns  and  der  Bandesgesetze 
herbeizuftlhren;  sie  ernannte  zu  diesem  Behufe  Commissionen, 
deren  Thätigkeit  an  diese  Vorarbeiten  anschliessen  sollte^). 
Aber  auch  hier  traten,  je  weiter  die  Commissionsarbeiten  fort- 
schritten,  in  yielen  Beziehungen  vermehrte  Schwierigkeiten 
hervor,  so  dass  als  Bundesbeschlüsse,  welche  auf  Grundlage 
der  Dresdener  Gonferenzen  wirklich  zu  Stande  gekommen  sind, 
zur  Zeit  nur  genannt  werden  können:  1)  der  Bundesbeschluss 
vom  23.  August  1851,  über  die  Aufhebung  der  (Frankfurter) 
Grundrechte  des  deutschen  Volkes,  und  die  Herstellung  der 
Uebereinstimmung  der  deutschen  Staatsverfassungen  mit  den 
Bundesgrundgesetzen  ^);  2)  die  revidirte  Geschäftsordnung 
des  deutschen  Bundes  vom  16.  Juni  1854^);  3)  der  Bundes- 
beschluss vom  6.  Juli  1854,  die  Verhinderung  des  Missbrauchs 
der  Pressfreiheit  betreffend;  und  4)  der  Bundesbeschluss  vom 
13.  Juli  18$4,  das  Vereinswesen  betreffend''). 

III.  Die  in  Dresden  verhandelte  und  bejahend  begutach- 
tete Frage  über  die  Zulässigkeit  des  Eintrittes  von  Oester- 
reich  und  Preussen  in  den  deutschen  Bund  mit  ihren 
sämmtlichen,  auch  ausserdeutschen  Staaten^),  hat  dagegen 
eine  Lösung  in  ganz  entgegengesetztem  Sinne  gefunden,  indem 
auf  einen  von  Preussen  in  der  23.  Sitzung  der  Bundesver- 
sammlung vom  20.  Sept.  1851,  Prot.  §.  149  gestellten  Antrag, 
die  Bundesversammlung  durch  Beschluss  vom  3.  Okt.  1851  er- 
klärte, dass  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen ,  sowie  die 
im  Bundesprotokoll  vom  22.  April  und  1.  Mai  1848  bezeich- 
neten TheUe  des  Grossherzogthums  Posen  nicht  als  zum  Ge- 


*)  Es  wurden  noch  im  J.  1851  Gommissionen  ernannt,  fOr  die.  Revision 
der  Geschäftsordnung  der  B.-Y.,  für  die  politischen  Angelegenheiten,  für 
die  Einrichtung  eines  obersten  Bundesgerichts,  u.  s.  w. 

»)  Siehe  oben  §.  150,  VU. 

«)  Siehe  oben  §.  125  fl. 

^)  Von  diesen  beiden  Bundesbeschlüssen  wird  unten,  bei  der  Darstel- 
lung der  polizeilichen  YerhiÜtnisse  gehandelt  (Siehe  §.  469.  473.) 

«)  Siehe  §.  199,  IV,  Lit.  B. 
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biete  des  deutschen  Bundes  gehörig  za  betrachten  mm^ 
Hiemach  war  anch  für  Oesterreich  keine  Veranlassimg  mebr 
gegeben,  die  Anfnahme  seines  gesammten  Kaiserstaates  in  das 
deutsche  Bundesgebiet  zu  beantragen.  Somit  sind  auch  ta 
Bezug  auf  das  Bundesgebiet  gegenwärtig  die  Verhältiiisse  wift» 
der  ganz  dieselben,  wie  sie  bis  zum  Jahre  1848  bestandii 
hatten. 

lY.  Als  ein  erfreuliches  Zeichen  eines  gegenseitig«:!  Ym^ 
ständnisses  der  beiden  deutschen  Grossmächte  und  als  eoj 
zu  schönen  Hofihungen  berechtigender  Anfang  eines  thaikiill 
tigen  Auftretens  des  deutschen  Bundes  als  politische  Gesamoilj 
heit  in  den  europäischen  Angelegenheiten  erschienen  die  B«»j 
desbeschlttsse  vom  24.  Juli  und  9.  December  1854,  die  danukj 
schwebende  orientalische  Angelegenheit  betreffende^! 

V.  In  den  Jahren  1855 — 1857  gewann  es  den  Anschei^l 
als  wenn  auch  ein  ernstlicheres  Zusammenwirken  der  Bunte^ 
glieder  Platz  greifen  würde,  um  den  immer  dringender  gefllUtaV 
Bedttrfiiissen  der  Gesammtnation  durch  Verbesserung  der  ofj 
ganischen  Einrichtungen  des  Bundes  und  durch  Verständigai 
über  gemeinnützige  Anordnungen  gerecht  zu  werden.  Iktk 
Anfang  machte  im  Jahre  1855  eine  Revision  der  fünf  enM^ 
Abschnitte  der  Eriegsverfassung  des  Bundes^^).  SdMi 
Hofihungen  erweckte  (1856)  die  Niedersetzung  einer  Conunii- 
sion  zu  Nürnberg,  zur  Bearbeitung  des  Entwurfes  eines  allg»< 
meinen  Handelsgesetzbuches e^),  und  der  bald  herosA 


•)  B.-B.  vom  3.  Oktober  1851,  Protok.  §.  178,  S.  423.  —  Schon  in  dar 
10.  Sitzung  der  B.-V.  v.  11.  Juni  1851,  Prot  §.  45,  hatte  Preussen  W 
merkt,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  W.  8.-A,  art  3,4,4 

8,  10,  12,  .13,  in  Verbindung  mit  B.-A.  art  1  und  6,  die  begrOndetsteali' 
denken  sich  darüber  erheben  lassen,  ob  die  Aufnahme  in  genüge Bd<r 
Form  zu  Stande  gekommen  sei 

")  B.-B.  vom  24.  Juli  1854,  23.  Sitzung,  Prot  §.  233,  und  B.-B.  t« 

9.  December  1854,  Prot  §.  368;  in  G.  v.  Mejer,  Corp.  Jor.  Confwi 
Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n,  S.  605,  621.  —  Näheres  über  den  Inhalt  und  die 
Bedeutung  dieser  Bundesbeschlüsse  s.  unten  §.  548. 

«0  Siehe  unten  §.  494  flg. 

«)  B.-B.  vom  18.  December  1856,  38,  Sitzung,  Prot  §.352,  bei  G.  t. 
Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  n,  S.  665.  —  Der  Zi- 
sammentritt  der  Commission  wurde  auf  den  15.  Januar  1857  festgesetit 
Das  Ergebniss  siehe  oben  §.  145  Note  8. 
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■bca  djeeer  CommiBflioii  ertfaeilte  Auftrag,  einen  Entwurf  für 
eine  «llgemeine  Oesetzgebnng  aber  die  Leistang  gegen* 
loitigen  Rechtshilfe  in  CivilprocessBachen  auszuarbeiten  "); 
uek  worden  am  Bundestage  die  VerhandlnngeD  znr  Wer- 
Mndigang  Ober  allgemeine  Grundsätze  bezDgllch  des  Hei- 
■ithsrechtes  fortgesetzt'*},  der  Schutz  musikaliacfaer  und 
dnioatischer  Werke  gegen  unbefugte  Aufführung  er^ 
•«tert")  u.  B.  w. 

VL  Die  auf  den  Dresdener  Gonfereuzen  in  erster  Reibe 
IMtandene  Bnndes-Verfassnngsreform  gewann  jedoch  keinen 
foitgang:  Überdies  trat  im  weiteren  Verlaufe  des  orieDtalischeo 
Iiieges  (1855)  ein  Gegeoeatz  der  Politik  der  beiden  Gross- 
tfohte  hervor,  der  kaum  in  dem  Sundesbeschlnsse  vom 
&  Febmar  1855  eine  scheinbare  Auagleichnng  fand  '*),  dagegen 
■eh  in  noch  empfindlicherer  Weise  während  des  italienischen 
Krieges  (1859)  bemerkbar  machte  und  die  Unthätigkeit  de« 
ieittBchen  Bandes  im  entscheidenden  Momente  zum  gro»^sen 
Vuhlheile  nicht  blos  der  deutschet),  sondern  auch  der  euro- 
pUaehen  Zustände  zur  Folge  hatte.  Seitdem  zeigt  sich  bei 
Prenssen  noch  entschiedener  wie  früher  eine  Abneigtmg,  Ulier 
gemeinnützige  Anordnungen  am  Bunde  zu  Terhandeln  und  zu 
BundesbeschlUseen  darüber  mitzuwirken").  * 

VII.  Gerade  durch  dieses  Verfahren,  welches  in  STstcnia-  ■ 

tiefer  Fortsetzung  zu  einer  Lahmlegung  oder  Auflifsong  des  . 

Stachen  Bundes  fUhren  mtisste,  wurde  aber  in  den  neuesten 
Tagen  die  Reform  der  Bnndesverfassung  wieder  in   den  Vor-  ■ 

do^nd  gedrängt.  In  der  BundesTeraammlting  selbst  kam 
jedoch  hierüber  zur  Zeit  noch  nichts  weiteres  vor  als    eine  I 

Erklämng  von  Sachsen-Coburg-Ootha  Ober  die  Notiiwendigkcit 
einer  Verbesserung  der  dentschen  Bundesverfassung  in  der 
30.  Sitzung  vom  31.  Oktober   1861,   Prot.   §.  260'«),  weltber 


■*)B.-B.  vom  12.  Mftrz  1857,  10.  Sitzung,  Prot  §.  129,  ebendas. 
8.  668.    Du  Ergeboiss  siehe  oben  §.  145  Note  9. 

1)  Das  Ergebniss  aiebe  oben  §.  145  Note  10. 

")  Siehe  anteo  §.  476. 

<*)  Siehe  tmten  g.  499  Note  1. 

")  Siehe  obea  §.  145  Note  5. 

")  In  G.  T.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Tbl.  III, 
Lief;  2.  (1862)  S.  256. 


554        §•  ^iOO.  Die  Thätigkeit  der  BandeBversammhuig  seit  1851. 


keine  weitere  Folge  gegeben  werden  konnte ,  da  kein 
damit  yerbonden  war. 

VU.  Eine  stärkere  Anregung  hat   aber   die  Befoi 
dnrch  einen  von  dem  k.  sächsischen  Staatsminister  t.  Beal 
den  deutschen  Staatsregierungen  vorgelegten  Reformplan  y^ 
15.  Oktober  1861  erhalten  ^^);  wodurch  bereits  ein  lebhi 
Notenwechsel  und  Austausch  der  freilich  noch  sehr  wot 
einandergehenden  Ansichten  der  deutschen  Staatsregii 
hervorgerufen  worden  ist,  und  sich  insbesondere  bereits 
hat,  dass  die  k.  preussische  Regierung  auf  den  schon  eü 
und  zwar  unter  viel  gttnstigeren  Umständen  gescheiterten  Fl 
der  Gründung  eines  engeren  Bundes  unter  prenssischer  H( 
monie  in  dem  deutschen  Bunde  und  die  Beschränkung  di( 
letzteren   auf  rein  völkerrechtliche  Verhältnisse,   d.  h. 
Umwandelung  in    eine    blosse  Allianz ,    zurttckzugreifen 
meint  ist^^). 


1")  Siehe  den  Abdruck  dieses  Projectes  nebst  Denkschiift  t.  15. 
1861  und  Nachtrag  dasja  vom  20.  Nov.  1861,  bei  L.  Aegidi  u.  A  Kli 
hold,  Staatsarchiv,  Jahrg.  1861,  Nr.  164;  1862  Nr.  175,  176. 

**)  Vergl.  die  preussischen  Depeschen  vom  20.  November  1861,  2. 
14.  Februar  1862. 
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Eilfter  Abschnitt 

fM  der  Erwerbug  der  Stareraiietät  !■  des  Einzeln- 

Stut«,  iisbcMider«  ▼•■  der  LegitimlUt  des 

SUatokemehtth 


Eintheilang  der  Erwerbsarten  der  Souveraim'tJtf;: 
rechtliche  und  widerrechtliche  Erwerbsartoii. 

I.  Ds  das  Bestehen  einer  Staatsgewalt  an  sich  vern Unf- 
ug, nnd  darnm  (absolut)  rechtlich  ist  {%-.  45),  so  ist  jede 
Erwerbung  oder  geschichtliche  Entstehnng  derselbeu  recht- 
lich, welche  nicht  mit  einem  älteren,  lechtlit^b  noch 
nicht  erloschenen  KroDbesitzrechte  eines  anderen  .Subjektes 
m  Widerspruche  steht,  and  nmgekehrt  ist  sie  da,  al)er  aacb 
nur  da,  widerrrechtlich,  wo  nnd  so  lange  ein  solcher 
Widerspmcb  mit  einem  solchen  älteren  Eronbesitzrechte  eines 
loderen  Subjektes  fortbesteht. 

II.  Da  jede  gescbicbtlich  bestehende  Souverainctlit  Kufol^ 
des  Territorialprinctpes  sich  als  eine  RechlN Wirkung 
des  politischen  Besitzes  (ju»  possessionis),  d.  h.  als  Aiiafluas 
der  Innehabung  des  Staatsgebietes,  oder  nach  der  Tenjjitiologie 
des  gennanischen  Rechtes,  als  eine  Gewere  darstclll  (i;.  57), 
so  kann  obiger  Grundsatz  auch  so  ausgedrückt  werden :  Jede 
faktisch  bestehende  Souverainetät  ist  eine  Gewere,  aber 
nicht  jede  ist  eine  redliche,  d.  h.  bona  fide  und  jti.^'to  titulo 
«Hängte  Gewere.  Jede  faktisch  bestehende  Soaverainetät 
hat  daher,  schon  als  solche,  rechtliche  Wirkungen;  abor  ebenso 
wie  bei  einem  Widerstreite  der  blos  faktisch«!,  mit  einer 
flberdies  noch  besonders  (historisch)  titolirten  Gewere,  die 
Frage  nach  der  besseren  Gewere  entsteht,  so  entstellt  auch 
da,  wo  dn  sog.  Staatsherrscher  de  facto  einem  aus  einem  äl- 
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teren   geschicbtlichen   Titel    herrschaftsberechtigten  Subjekte, 
einem  sog.  Herrscher  de  jure,  gegenüber  steht,  die  Frage  nadi 
besserer   Berechtignng    zur   Herrschaft,    nnd    somit    nadi* 
der   Herrschaftsberechtignng    des    faktischen  Staatsherrscbos 
ttberhanpt. 

§.  202. 
Das  Legitimitätsprincip,     Die  Usurpation. 

I.  Die  Uebereinstimmnng  des  von  einem  Subjekte  auf  die  | 
Siaatsherrschaft  erhobenen  Anspmches  mit   dem   hierüber  in  ' 
dem   betreffenden  Staate   giltigen    historischen    (gesetzliehen) 
Bechtstitel  wird  Legitimität  genannt. 

H.  Das  Legitimitätsprincip  ist  daher    auch   niehtii 
anderes,  als  der  Grundsatz,  dass  nnr  dasjenige  Subjekt  ak! 
herrschaftsberechtigt  anzaerkennen  sei,  welches  durch   eines  : 
solchen  historischen  Rechtstitel  zur  Herrschaft  in  einem  Staate 
berufen  ist.    Praktische  Bedeutung  hat  dieses  Princip  nur  ftr 
die  Monarchie*),    und   zwar  vorzugsweise    für    die  Erbmo- 
narchie^),  weil  nur  bei  dieser  Staatsfonn  der  Gegensatz  eines 
Herrschers  de  facto  und  eines  Herrschers  de  jure  geschichUicfa 
hervortreten,  d.  h.  ein  herrscbaftisberecbtigtes  Subjekt    neben 
dem  faktisch  herrschenden  fortbestehen  und  sein  Recht  auf  die 
Herrschaft  verfolgen  kann. 

HI.  Die  faktische  Herrschaft  erscheint  hierbei  als  eise 
rechtswidrige  (illegitime)  Unterbrechung  der  bisher  bestandenen 
Herrschaft,  und  wird  eben  daher  auch  im  (Gegensätze  zu  dies^ 
nach  Analogie  der  unbeftigten  Besitzstörungen  (§.  201.)  ah 
Usurpation  bezeichnet 

*)  Der  Ausdruck  „Legitimit&t*^  wird  auch  seit  dem  Wiener  Om- 
gresse  v.  1814,  wo  sich  y.  Talleyrand  zuerst  desselben  bediente,  tod  der 
Diplomatie  stets  hur  in  Bezug  auf  Erbmonarchien  gebraucht  —  üeber  dk 
yerschiedenen,  zum  Theil  sehr  unklaren  Ideen  Anderer,  Tergl.  El  über, 
Öffentl.  R.  §.  98.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  46.  —  Weiss,  Staatsr. 
§.  239,  248,  250.  —  K.  S.  Zachariae,  40  Bücher,  (ümarb.)  Bd.  L 
S.  116  u.  f.  —  Stahl,  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.  Bd.  H,  Abth.  ü,  §.  iL 
S.  219.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  21.  in.  S.  72.— 
J.  Held,  über  Legitimität  und  Legitimitätsprincip.    Würzbuig,  1859. 

*)  Siehe  §.  204.  —  Da  ausser  dem  Kirchenstaate  in  Europa  keine 
Wahlmonarchie  mehr  besteht,  so  wird  sich  die  folgende  DarsteUung  auf  die 
Entwickelung  der  Legitimitäts-Theorie  för  die  Erbmonarcfaie  beschiinkeL 
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IV.  In  den  Republiken  ist,  da  sie  anf  dem  Principe  der 
folks-Sonyerainetät  bemhen,  von  der  Legitimität  der 
Berrschaft  (des  Volkes)  nie  die  Bede.  Bei  dieser  Staatsform 
pneheint  die  Frage  nach  dem  Bechtsgnmde  der  Herrschaft 
^adezn  als  ttberflttssig:  das  Volk  hält  sich  hier  lediglich  an 
ieThatsache,  dass  es  sich  selbst  regiert,  nnd  betrachtet 
leh  hierzu  so  lange  als  berechtigt,  als  es  die  Macht  hat,  sich 
B  dieser  Staatsform  zu  behaupten;  wird  dieselbe  aber  auf 
Kgend  eine  Weise  umgestossen,  so  ist  eben  damit  seine  bis- 
brige  Herrschaftsberechtigung  vollständig  vernichtet. 

V.  In  der  Monarchie  kann  dagegen  die  Herrschaftsbereoh- 
lig:img  (Legitimität)  eines  Subjektes  in  drei  Beziehungen 
k  Frage  kommen:  nämlich  1)  in  Beziehung  zum  Volke,  2)  in 
Bezidinng  zu  einer  früheren,  jetzt  vertriebenen  Dynastie 
oder  regierenden  Person  aus  dieser  Familie,  und  3)  in  Bezug 
Mif  dritte  Staaten^). 

§.  203. 

L  Von   der  Legitimität  des  Staatsherrschers   im  Ver- 
hältnisse zum  Volke. 

L  Hinsichtlich  der  Herrschaftsberechtigung  eines  Subjektes 
oder  einer  Dynastie  im  Verhältnisse  zum  Volke  sind  zwei 
nUe  zu  unterscheiden.  A.  Es  ist  ein  Subjekt  oder  eine  Dy- 
nastie durch  den  Volks  willen  selbst,  beziehungsweise  durch 
die  Volksvertretung,  zur  Regierung  berufen.  In  diesem 
Falle  ist  von  selbst  klar,  dass  die  Herrscher -Berechtigung 
dieses  Subjektes  oder  der  Dynastie  von  Seiten  des  Volkes 
ideht  bezweifelt  werden  kann').  Diejenigen,  welche  der 
Theorie  der  Volk  ssou  veraine  tat  huldigen,  wollen  ohne- 
hin nur  den  Volkswillen  allein  als  den  Grund  der  Herr- 
seherberechtigung (der  Legitimität)  anerkennen^.    B.  Ist  da- 


*)  Die  Richtigkeit  dieser  zuerst  Yon  mir  gemachten  scharfen  Unter- 
Mhädmig  dieser  drei  Beziehungen  der  Legitimit&t  hat  jetzt  auch  H.  A. 
Ztchariae  a.  a.0.  anerkannt,  und  bezeichnet  dieselben  als  das  staats- 
rechtliche, privatrechtliche  (richtiger  wäre:  privatftLrsten- 
lecht liehe)  und  völkerrechtliche  Verh&ltniss  der  Legitimität 

0  Siehe  oben  §.  44,  Nr.  n,  1). 

*)  Siehe  oben  §.  55. 
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gegen  ein  Subjekt  oder  eine  Dynastie  ohne  d^  Willen  des 
YolkeB,  z.  B.  durch  Erobemng,  Friedensschltlsse  ^  yertrag»- 
massige  Länderabtretnng  n.  dergl.  oder  sogar  etwa  gegei 
den  WiUen  des  Volkes  zn  einer  Staatsherrschaft  gekomnay 
z.  B.  durch  Umsturz  der  bisherigen  republikanischen  Yerftt* 
sungy  so  muss  der  Zeitpunkt,  in  welchem  es  dem  neuen  Stoals* 
herrscher  gelungen  bt,  sich  in  den  Toilen  Besitz  des  Ten!» 
toriums  zu  setzen ,  und  den  etwaigen  bisherigen  WidersUni 
des  Volkes  zu  besiegen,  d.  h.  der  Zeitpunkt,  in  welchem  id 
neue  Staatsherrscher  sich  in  den  vollen  Besitz  der  Stattf^ 
gewalt  (der  gesetzgebenden  und  yoUziehenden  Grewalt)  bk* 
tisch  gesetzt  und  die  Gerichte  in  Abhängigkeit  Yon  sich  go^ 
bracht  hat,  als  der  Zeilpunkt  betrachtet  werden,  Ton  wdcbed 
an  er  für  die  Einzelnen  im  Volke  als  herrschaftsbe» 
rechtigt  gilt^). 

n.  Die  Auszeichnung  dieses  Zeitpunktes  ist  danim  ?IV 
Wichtigkeit,  weil  von  dem  Eintritte  einer  solchen  Thatsadü 
an,  den  Einzelnen  auch  von  der  vertriebenen  Dynastie,  won 
sie  später  restaurirt  werden  sollte,  kein  Vorwurf  (Verbreehes) 
aus  ihrem  in  der  Zwischenzeit  bezeigten  Gehorsame  gegen  det' 
aufgedrungenen  Staatsherrscher  gemacht  werden  kann,  dt 
unter  solchen  Umständen,  wo  der  Unterthan  gewiss  ist,  ak 
Hochverräther  und  Bebell  nach  gerichtlichem  Urtheile  gestnt 
zu  werden,  wenn  er  gegen  den  neuen  Staatsheirscher  eine 
feindliche  Handlung  unternimmt  oder  sich  in  eine  Verschwö- 
rung zu  Gunsten  des  früheren  Zustandes  oder  der  vertriebenes 
Dynastie  einlässt,  die  Bewahrung  der  Treue  gegen  die  letztere 
eine  faktische  Unmöglichkeit  geworden  ist^). 


3)  So  lange  es  ein  Sabject  nock  nicht  bis  aof  diesen  Paukt  fehndl 
hat,  ist  es  eben  noch  nicht  Souverain,  sondern  erst  ein  Kfimpier  an  ^ 
Souverainetät.  Man  kann  dieser  Theorie  nicht  vorwerfen,  dass  sie  jedff 
gelungenen  Revolution  oder  Usurpation  das  Wort  rede.  (Dies  scfaeii* 
E.  S.  Zachariae,  40  Bächer  (Umarbeitung)  S.  116,  lia  ansondunea» 
dessen  Darstellung  der  Legitimit&tsiehre  aber  in  keiner  Weise  befriedigt 
da  er  die  drei  Beziehungen,  in  welchen  die  Legitimit&t  in  Frage  konoMi 
kann,  (§.  202)  nicht  gehörig  unterscheidet.)  Die  hier  vorgetragene  Tbeoof 
spricht  aber  nur  aus,  was  unleugbare  Thatsache  ist,  und  will  nur  dies  n* 
klaren  Bewusstsein  bringen. 

«)  J.  Held,  System  des  VerE-Bechts  Bd.  I  (1866)  S.  48. 
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HL  Die  HerrschaftaberechtigTuig  (Leg;itmiität)  des  aufge- 
faiigeiMn  Staatshemchere  im  Verhältnisse  znm  Volke  iet 
mach  eine  dnrch  das  poBitive  Gesetz  nnd  die  Gerichte 
(eschfltzte  Innehabang  der  Staatsgewalt.  Da  uim 
■bv  der  aofgedmiigene  Staatdierrscher  selbst  das  positive 
Besets  gibt  nnd  die  Gerichte  bestellt,  und  hierdnrch  sich  selbst 
a  aeinar  Sonrerainetät  schützt,  so  liegt  also  immer  die  Quelle 
Miser  Legitimität  dem  Volke  gegentlber  in  ihm  selbst, 
i  L  dem  Volke  gegenüber  beruhet  die  Legitimität  eines 
Itlehen  Staataberrschers  lediglich  in  der  Thatsaohe  (der 
nDendeten  Besitzergreifnng)  der  Sonrerainetät:  der  Besitz 
iit  sich  hier  selbst  und  swar  einziger  nnd  ansschliessendcr 
Kechtstitel  und  jede  weitere  Beziehang  überflüssig  nnd  nn- 
pakttsch. 

IV.  Da  aber  ein  solcher  ohne  oder  gegen  den  Willen 
Im  Volkes  ergriffener  Kronbesitz  anter  Umständen,  ond  abge- 
lAeo  von  anderen  Qrttnden,  an  sich  selbst  als  eio  ansiche- 
nr  erscheint,  so  findet  man,  dass  mitunter  die  anf  aolohe 
Weise  znr  Regierung  gelangten  Personen  ihrer  Herreehntl 
ivdi  die  Veranlassung  einer  National -Abstimmnng^), 
lier  einer  nachträglichen  ZuetimmnDg  der  VolksTertretuiig"), 
ie  fir  nöthig  erachtete  Befestigung,  d.  h.  einen  weiteren 
lechtstitel,  zu  verschaffen  snchen. 

§.  204. 
n.   Von  der  Legitimität  im  Verhältnisse  mehrerer 
Dynastien  zu  einander. 
L  In  jeder  Erbmonarchie  erscheint  die  Krone  (das  Ilerr- 
i^errecht,  die  Sonverainetät)  nicht  nnr  als  der  Besitz  eines 
hdividnnms  gegenüber  dem  Volke,  sondern  sie  nimmt  auch 
n^eich  die  Natur  eines  Patrimoninm,  mitunter  nnd  meisteu- 
AeÜB  (aber  nicht  nothwendig)  sogar  die  Matur  eines  Majora- 
tes oder  eines  Familienfideicommisses  einer  gewissen 
familie  an,  indem  sich  hier  der  Begrifl  der  politiecheu 
Bemchaft  mit  dem  Charakter  eines  PriTat-Bechtes,  nSm- 
Keh  mit  der  Erblichkeit,  verbindet  nnd  zu  einem  Ganzen 

>)  So  Teifahren  s.B.  Napoleon  I.  undNapoleoalll.  inFiankreich. 
<)  Bluntschli,  tJIg.  Stutsrecbt  3.  Aufl.  Bd.  I,  S.  19,  Bd.  n,  S.  b». 
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verschmilzt^).  Die  rechtmässige  (legitime)  Abstammnng 
ans  der  herrschenden  Familie  dnrch  voUgiltige  Ehe^  rail 
die  Berufung  zur  Thron-Folge  durch  die  in  einem  Staats-  odec^ 
Hausgesetze  oder  Herkommen  u.  dergl.  begründete  SucceSiJ 
sions-Ordnung  bilden  daher  in  der  Erbmonarchie  dett 
historischen  Titel  für  die  Ergreifung  des  Besitzes  der  Soi 
rainetät  selbst,  d.  h.  sie  enthalten  analog  dem  priyatrechdicbt 
Eigenthums-  und  Erbrechts-Begriffe  ein  besser 
Besitzrecht  im  Verhältnisse  zu  einem  Besitze,  welche 
im  Widerspruche  Jiiermit  geltend  zu  machen  sucht, 
dieser  Qualifikation  entbehrt.  Die  Legitimität  ist  daher 
Bezug  auf  die  Erbmonarchie  ein  Kronbesitzrecht,  weld 
auf  rechtmässiger  Abstammung  aus  dem  Herrscher-Hause 
Berufung  durch  die  Thronsuccessions-Qrdnung  oder  and< 
nach  der  Landesverfassung  dieser  gleichgestellten  Recht 
beruht^),  und  welches  ebensowohl  mit  dem  wirklichen  B( 
sitze  der  Souverainetät  verbunden,  als  von  demselb^  gi 
trennt  gedacht  werden  kann. 

n.  Wo  nun  aber  das  Kronbesitzrecht  'von  doi^ 
faktischen  Besitze  der  Souverainetät  wirklich  getrenitj 
ist,  und  folglich  dieser  letztere  dem  ersteren  gegenttbo^ 
d.  h.  in  Beziehung  auf  das  kronbesitzbereditigte  Subjekt 
nicht-titulirter ,  folglich  als  rechtlich  schlechterer  und  d( 
besseren  Rechte  widerstreitender  Besitz,  und  mithin  im  T( 


»redi 


^)  Daher  wird  auch  noch  in  Deutschland  das  Familien-  und  Erbi 
der  souveränen  und  übrigen  früher  wirklich  reichsständisch  geweseDen  Fi» 
milien  als  Privatfürstenrecht  bezeichnet  —  (Siehe  unten  Ab8chn.III)ki 

*)  Die  Bedingungen  der  YoUgültigkeit  der  Ehe  können  partikular  Te^! 
Schieden  modifizirt  sein,  z.  B.  durch  Forderung  der  Ebenburt  der  G^nall^ 
lin  etc.    (Siehe  Abschnitt  XH.)  •! 

3)  Man  hat  die  Legitimität  auch  als  Thronbesitzredit  kiaftgötwj 
liehen  Rechtes  definirt  (Stahl,  KechtspMl.  2.  Aufl.  Bd.  IL  Abthl;.!«! 
§.  71.)  Diese  Begrifisbestimmung  stimmt  mit  der  hier  .entwickelten  Theoil|| 
insofern  zusammen,  als  hielrdurch  in  möglichster  Kürze  ausgedrückt  wo!^! 
dass  die  Legitimität  des  Staatsherrschers  in  der  £rbmonarchie  an  v^' 
nicht  von  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  vertngsmSsngi* 
Ueb ertragung  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  abhängt,  sondern  vü 
einer  Thatsache  (der  Geburt  als  Mitglied  der  Dynastie),  welche  wie  an 
Geburt  eines  Erben,  d.  h.  legitimen  Kindes  überhaupt,  nadi  t^ägi^ 
Auffiissung  als  eine  göttliche  Gnade  betrachtet  wird. 
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fUdie  hienuit  als  widerrechtlicher  oder  illegitimer 
Tbonbesitz  erschemt^),  da  ist  nach  dem  Geiste  der  Erbmo* 
urehie  das  herrschaftsberechtigte  Subjekt  (der  legitime 
Staatsherrscher  oder  der  Herrscher  de  jure)^)  nicht  nur  be- 
mhtigty  sein  Herrscherrecht  gegen  den  illegitimen  Herr- 
lAer  (den  Herrscher  de  facto  oder  Usurpator)  mit  aller  ihm 
»  Gebote  stehenden  Macht  geltend  zn  machen,  sondern  es  ist 
mA  die  verfassungstreue  Bevölkerung  des  Staates  berechtigt, 
Ses  von  dem  legitimen  Herrscher  zu  erwarten,  um  hierdurch 
f9t  der  Tyrannei  der  revolutionären  und  usurpatorischen  Ele- 
•ente  geschützt  oder  aus  derselben  befreit  zu  werden. 

UL  Eine  Dynastie,  welche  sich  selbst  aufgibt,  und  nicht 
len  Kampf  fär  ihre  Krone  wagt,  hat  es  sich  selbst  zuzuschrei- 
IcD,  wenn  sich  die  usurpatorische  Herrschaft  befestigt  und  ihr 
•igestammtes  Herrschaftsrecht  allmählig  bei  der  Nation  in 
Tergessenheit  geräth. 

§.  205. 

fli.  Von  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  im  Ver- 
hältnisse zu  auswärtigen  Staaten. 

I.  Die  Frage  nach  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  ist 
sanächst  eine  Frage  des  inneren  Staatsrechts,  da  es,  an  sich 
betrachtet,  Sache  jedes  einzelnen  Staates  ist,  die  massgeben- 
den Grundsätze  für  die  Beurtheilung  der  Rechtmässigkeit  der 
h  ihm  bestehenden  Herrschaft  in  sich  selbst  geschichtlich  zu 
•itwickeln. 

n.  Da  Überdies  in  völkerrechtlicher  Beziehung  jeder  Staat 
als  ein  souveraines  Gemeinwesen  erscheint,  und  daher  über 
tiehts,  was  seine  inneren  Verhältnisse  betrifft,  ein  anderes  als 
sein  eigenes  Urtheil  anzuerkennen  braucht,  am  wenigsten 
aber  eine  so  wichtige  Sache,  wie  die  Legitimität  seines  Souve- 
itns  ist,  von  dem  Belieben  auswärtiger  Kegiernngen  abhängig 
machen  kann ,  so  betrachtet  sich  jeder ,  wenn  auch  nur  f  a  k  - 
tische  Staatsherrscher,  ftlr  befugt,  von  anderen  Staaten  die 
Anerkennung  seiner  Herrschaft  zu  verlangen:  umgekehrt  liegt 
ab»,  an  sich  betrachtet,  in  einer  solchen  Anerkennung  von 


*)  Siehe  oben  §.  201. 
*)  Siehe  oben  §.  202,  U. 

Z5pfl,  Stutirecht  ft.  Aufl.  I.  36 
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Seiten  anderer  Staaten  auch  nicht  mehr  als  die  Anerkomimg 
einer  Thatsache  als  einer  geschichtlich  bestehenden^). 

ni.  Da  es  aber  auf  der  anderen  Seite  den  yerschiedeDflK 
europäischen  Staaten^  theils  wegen  ihrer  völkerrechtlichen  Be4J 
Ziehungen  zu  einander,  namentlich  wegen  der  möglichen  G^ 
fährdung  ihrer  eigenen  Sicherheit  und  Unverletztheit,  theib; 
wegen  der  möglichen  Einflüsse  der  in  einem  Staate  eiDgetr«-| 
tenen  Umwälzungen  und  neu  eingeführten  BegiernngsmaximeM 
auf  die  inneren  Zustände  der  übrigen  Staaten,  häufig  niclil' 
gleichgiltig  sein  kann,  wenn  in  einem  Staate  durch  eine  dun 
stattgehabte  Umwälzung  das  bisher  in  demselben  bestandent 
Legitimitätsprincip  umgestossen  worden  ist,  und  da  di 
übrigen  Staaten  als  souveräne  Gemeinwesen  ebenfalls  nii 
schuldig  sind,  über  die  Frage,  in  wie  weit  und  in  welc! 
Masse  ein  derartiges  Ereigniss  ihre  eigenen  Interessen 
und  ob  sie  mit  der  usui-patorisch  entstandenen  Kegienmg  i 
diplomatischen  Verkehr  treten  und  die  mit  der  firflh 
Regierung  bisher  gepflogenen  freundschaftlichen  Beziehnngei^ 
abbrechen  wollen  oder  nicht,  so  bleibt  die  Legitimität 
neuen  Herrschers  in  völkerrechtlicher  Beziehung  eben 
lange  zweifelhaft  und  im  Schweben,  bis  es  ihm  gelingt, 
den  anderen  Staaten  die  Anerkennung  seiner  Regierung,^ 
ziehungsweise  die  Herstellung  des  diplomatischen  Yerh 
sofern  ihm  daran  gelegen  ist,  entweder  freiwillig  (durch 
•terhandlung)  zu  erlangen,  oder  (durch  Krieg)  zu  erzwinge 

<).Sog.  Faü  accompli,  —  Da  durch  die  Anerkennung  einer  sog.Toll^ 
endeten  Thatsache  der  Anerkennende  noch  keineswegs  die  Rechtliek«^ 
keit  ihrer  Entstehung,  sondern  lediglich  das  Bestehen  eines  gevism 
Zustandes  anerkennt,  so  erhellt  von  selbst,  dass  durch  eine  solche  Asusm 
kennung  andere  Staaten  keine  Rechtswidrigkeit  gegen  eine  gestünte! 
Dynastie  begehen,  soferne  sie  nicht  derselben  ausdrücklich  fluen  KroB^ 
besitz  garantirt,  und  vertragsmässig  ihre  Unterstützung  zur  Behaupton;  il| 
demselben  oder  zu  seiner  Wiedererlangung  im  Falle  des  Verlustes  z^gcast 
haben.  ^  Darin,  dass  eine  Dynastie  soldie  Garantievertr&ge  mit  axukrBil 
Dynastien  schliessen  kann,  liegt  für  Staaten  mit  monarchischer  BehsM 
sdiungsform  eine  grössere  Bürgschaft  gegen  einen  dauernden  Sieg  revo- 
lutionärer Bewegungen,  als  die  republikanische  Staatsfonn  gewahren  kuAi 
Für  die  deutschen  Staaten  ist  diese  Garantie  in  den  Bundeszwecken  (&-A*^ 
art  2.)  und  den  hieran  sich  anschliessenden  Bundesgesetzen  ge^gebei^i 
(Siehe  oben  §.  112,  153  u.  f.) 

*)  Die  Verweigerung  des  diploma  tischen  Verkehrs  gilt  im  Völka^ 
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IV.  Da  diese  AnerkennnDg  yon  den  einzelnen  Staaten 
mitunter  aach  nur  einzeln  und  nach  und  nach  erlangt  werden 
kann,  so  ergibt  sich,  dass  ein  Sonverain  in  Bezug  auf  einige 
Staaten  bereits  als  legitimer  Herrscher  seines  Staates  gelten 
kann,  während  er  von  anderen  noch  nicht  dafür  geachtet  wird^). 

§.  206. 

Von   der  Umwandlung   der   illegitimen   Herrschaft  in 

eine  legitime. 

I.  Vom  dynastischen  Standpunkte  aus  betrachtet  kann 
eine  illegitime  Herrschaft  nicht  anders  in  eine  legitime 
umgewandelt  werden,  als  dass  entweder  die  vertriebene  legi- 
time Dynastie  förmlich  ihren  Bechten  entsagt,  oder  dieselben 
stillschweigend  aufgibt,  oder  ausstirbt^),  weil  nur  in  die- 
sen Fällen  fortan  der  Kronbesitz  des  bisherigen  Usurpators 
mit  keinem  begründeten  Rechte  mehr  im  Widerspruche  steht. 

II.  Diesen  Fällen  steht  es  in  der  Wirkung  gleich,  wenn 
die  gestürzte  legitime  Dynastie  durch  Verhältnisse  in  die  Lage 
kommt,  dass  die  fernere  Verfolgung  ihres  Rechtes  durch  Waf- 
fengewalt für  sie  eine  bleibende  Unmöglichkeit  und  somit  ihr 
Rechtsanspruch  praktisch  bedeutungslos  geworden  ist ^). 

m.  Dies  ist  nach  den  gegenwärtigen  europäischen  Zu- 
ständen der  Fall,  sowie  es  dem  Usurpator  gelingt,  gleichviel 
aus  welchen  Gründen  und  auf  welche  Weise,  die  Anerkennung 
der  Grossmächte,  welche  eine  natürliche  Aristokratie  unter  den 
europäischen  Staaten  bilden,  zu  erlangen,  und  mit  denselben 
in  diplomatische  Verbindung  zu  treten.  Hiermit  hat  der  Thron- 
besitz  der  neuen    Dynastie  (auch    ohne    ein    ausdrückliches 


rechte  stets  als  Ausdnick  der  Nichtanerkennung  einer  Regierung  als  herr- 
schaftsberechtigt, oder  als  Ausdruck  feindlicher  Gesinnung. 

')  Der  Grundsatz  des  Givülrechtes :  „Die  Legitimität  ist  untheil- 
bar''  findet  in  diesen  Beziehungen  des  öifentlichen  Rechtes  keine  An- 
wendung. 

*)  um  die  Yermuihung  einer  stillschweigenden  Entsagung  auszu- 
schliessen  und  ihr  Herrschaftsrecht  für  den  Eintritt  veränderter  Umstände 
zu  wahren,  pflegen  daher  gestOrzte  Dynastien  gegen  ihre  Entsetzung  förm- 
liche Proteste  einzulegen. 

*)  Sehr  unpassend  sprechen  hier  Manche  yon  einer ^  staatsrecht- 
lichen Verjährung;  s.  oben  §.  75  Note  6. 

36» 


564    §•  207.  Handlangen  eines  Zwischenherrschers  im  Allgemeinen. 

Gfarantieversprechen)  eine  (hatsächliche  Sichernng  gegen  äossere 
Anfechtung  erhalten^). 

lY.  Da  aber,  bei  Ermangelung  eines  besonderen  Garantie- 
yersprechens  9  bierdurch  noch  keine  Bürgschaft  dafür  gegeben 
ist,  dass  die  Grossmächte  die  neue  Dynastie  auch  fortan 
danemd  anerkennen  werden,  so  kann  mit  ihrer  etwaigen  spSr 
teren  Weigerung  fernerer  Anerkennung  auch  die  durch  ihre 
Anerkennung  bedingte  Legitimität  wieder  hinwegfallen  ^). 

§.  207. 

Von   der  Rechtsgiitigkeit  der  Handlungen  eines  Zwi- 
schenheirschers  nach  Eintritt  einer  sog.  Restauration  ^). 

I.    Im  Allgemeinen. 

I.  Es  hat  von  jeher  eine  grosse  Meinungs-Verschiedenheit 
darüber  stattgefunden,  ob  oder  in  wie  weit  eine  gestürzte  oder 


3)  Von  dem  Augenblicke  an,  wo  ein  Staat  mit  der  neuen  Regierung 
eines  anderen  Staates  in  diplomatischen  Verkehr  tritt,  übernimmt  er  stJU- 
Bchweigend  die  Verpflichtung,  der  yertriebenen  Dynastie  aUe  Rflstnngen 
und  dergl.  zur  Wiedererlangung  ihrer  üerrschaft  auf  seinem  Gebiete  sa 
untersagen. 

4)  Dies  war  das  Schicksal^  welchem  Napoleon  I.  erlag. 

0  Elaber,  öffentl.  R.  §.  253,  254.  —  Maurenbrecher,  Staatsr. 
§.  146,  Note  1.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  251.  ~  E.  S.  Zachariae,  40 Bücher 
(Umarb.)  m.  S.  118  u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2,  Aufl.)  §.  7a  — 
Heffte-r,  europ.  Völkerrecht,  §,  186.  —  Die  hier  einschlägigen  Rechts- 
firagen  sind  besonders  in  Bezug  auf  die  Angelegenheiten  der  westphi- 
lischen  Dom&nenkäufer  und  Gläubiger  des  ehemaligen  KönigreichB  West- 
phalen  vielfach  besprochen  worden.  Yergl.  E.  S.  Zachariae,  über  die 
Verpflichtung  zur  Aufrechthaltung  der  Handlungen  des  Eönigreichs  West- 
phalen.  1816.  —  W.  J.  Behr,  Erörterung,  in  wiefern  ist  der  Regent  eines 
Staates  an  die  Regierungshandlungen  seines  VorfieJirs  gebunden?  1818, 
S.  52.  —  B.  W.  Pfeiffer,  In  wiefern  sind  Regierungshandlungen  einet 
Zwischenherrschers  verbindlich?  1819,  und  dessen  Schrift:  Das  Recht  der 
Eriegseroberung  in  Bezug  auf  Staatscapitalien.  Eassel  1823.  —  L.  Schau- 
mann, die  rechtlichen  Verhältnisse  des  legitimen  Fürsten,  des  üsorpatorB 
und  des  unteijochten  Volkes.  1820.  —  Urtheil  der  Juristen-Facolt&t  zu 
Giessen,  in  Betreff  der  westphälischen  Domänenkäufer,  Frkf.  1820.  >- 
Stick el,  Beitrag  zu  den  Lehren  der  Gewährleistung  und  der  Rechtsbe- 
ständigkeit der  Handlungen  eines  Zwischenherrschers,  Giessen  1826.  (worin 
S.  41,  42.  zwei  Schreiben  des  k.  preuss.  Staatskanzlers  Fürsten  von  Har- 
denberg, V.  21.  Januar  u.  4.  März  1816,  und  ein  Urtheil  des  0.-A.-Ge- 
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vertriebene  Dynastie  nach  erfolgter  Restanration^d.  h.  wenn 
sie  später  ihren  verlorenen  Eronbesitz  wieder  erlangt ,  ver- 
pflichtet sei,  die  Regierongshandlnngen  der  usurpatorischen 
Regierung  anzuerkennen.  Während  Einige,  welche  eben  hier- 
durch, obschon  sehr  mit  Unrecht,  den  rein  dynastischen  Stand- 
punkt einzunehmen  glauben,  eine  solche  Verpflichtung  der 
restaurirten  Dynastie  geradezu  und  ohne  alle  Einschränkung 
verneinen^),  so  neigt  sich  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Pu- 
blictsten  der  älteren,  wie  der  neueren  Zeit  mehrfachen  Unter- 
scheidungen zu,  ohne  dass  jedoch  hierbei  im  Einzelnen  eine 
vollständige  Uebereinstimmung  der  Ansichten  anzutreffen  wäre. 

n.  Soll  hinsichtlich  der  Beantwortung  dieser  Frage  über- 
haupt nicht  alles  blos  in  das  willktthrliche  Belieben  der 
restaurirten  Dynastie  verstellt,  sondern,  abgesehen  vom  Rechte 
selbst,  ftlr  die  Billigkeit  ein  Anhaltspunkt  gefunden  werden, 
so  ist  die  Au&tellung  eines  Princips  unumgänglich  noth- 
wendig. 

m.  Dieses  Frincip  kann  nicht  das  sog.  Staats-  und  völ- 
kerrechtliche   Postliminium    (jus  postUminn)   selbst  sein. 


lichtes  zu  Kassel  v.  27.  Juni  1818.  —  J.  G.  E.,  können  die  vormaligen 
Schuldner,  der  früherhin  kurhessischen,  demnächst  von  Frankreich  eroberten 
Kapitalien  sich  auf  erlitteneji  Zwang  berufen,  wenn  sie  dem  anerkannten 
Eroberer  derselben  die  Schuld  getilgt  haben?  1814.  —  El  über,  öffend. 
R.  §.  169.  Note  e.  —  v.  Bülow,  Abhandlungen  über  einzelne  Materien 
des  röm.  bürgerl.  R.  Bd.  I.  S.  1  u.  f.  —  Jacobson,  Denkschrift,  die 
Staatsschuld  des  ehemaligen  K.  Westphalen  betr.  Berlin  1852.  —  H.  A. 
Zachariae,  über  die  Verpflichtung  restaurirter  Regierungen  aus  den 
Handlungen  einer  Zwischenherrschaft,  in  der  Zeitschr.  fOr  die  ges.  Staats- 
wissenschaft, Tübingen  1853,  Bd.  IK,  S.  79  u.  f.  —  Yon  besonderer  Wich- 
tigkeit ist  der  Commissionsbericht  (Ref.  y.  Wangenheim)  im  Prot, 
der  B.-Y.  v.  5«  Juni  1823,  §.  98.  und  der  Commissionsbericht  vom  3.  März 
1853,  Prot  der  B.-V.  §.  50.    (Ref.  v.  Oertzen.) 

*)  Auf  dieser  Ansicht  beruhten  einige  Abstimmungen  am  Bundestage 
über  den  in  Note  0  &ngef.  Commissionsbericht  v.  5.  Juni  1823.  —  Nament- 
lich drückte  Oester reich  sein  „Bedauern**  über  die  demselben  zu  Grunde 
gelegten  entgegengesetzten  Ansichten  aus.  Prot  d.  B.-Y.  1823,  §.  164, 
S.  645.  —  Yon  den  Schriftstellern  hat  sich  nur  Schaumann  in  der 
angef.  Abhandlung  in  gleicherweise  ausgesprochen.  Dass  diese  Auffassung 
aber  eben  vom  dynastischen  Standpuncte  aus  nicht  haltbar,  und  sogar  sehr 
bedenklich  ist,  hat  H.  A.  Zachariae  a.  a.  0.  (Tübinger.  Zeitschr.  Bd.  IX. 
S.  80  u.  f.)  gut  ausgeführt 
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denn  gerade  das,  was  unter  einem  solchen  zu  verstehen,  nnd 
wie  weit  es  gehe,  ist  die  hier  zu  beantwortende  Frage,  und 
eben  hierüber  fehlt  es,  da,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  die 
Grandsätze  des  römischen  Rechtes  als  solche  and  mit  ihren 
mannigfachen  Eigenthümlichkeiten  heat  za  Tage  fUr  das  öffent- 
liche Recht  nicht  massgebend  sein  können^),  an  allen  posi- 
tiven gemeinverbindlichen  Normen. 

IV.  Bei  der  Anfstellang  eines  Frincips  moss  man  von  der 
Grandansicht  aasgehen,  dass  weder  der  Wechsel  der  Dynastie, 
wie  z.  B.  bei  feindlicher  Eroberang,  noch  die  Verändemng  der 
Staatsform,  sei  es  Umwandlang  der  Monarchie  in  eine  Be- 
pablik  oder  amgekehrt,  den  Staat  an  sich  aafhebt,  and  dass 
ein  Land  der  Natar  der  Sache  nach  keinen  Aagenblick  ohne 
Regierang  sein  kann  ^). 

V.  Es  that  daher  der  Usarpator^)  nicht  darin  anrecht, 
dass  er  regiert,  nachdem  er  zar  höchsten  Gewalt  gelangt 
ist,  sondern  die  Rechtswidrigkeit  der  Usaipation  ist,  and  zwar 
eben  vom  dynastischen  Standpankte  aas  betrachtet,  nor  eine 
relative,  d.  h.  sie  liegt  nar  darin,  dass  darch  sie  eine  ältere, 
somit  besser  berechtigte  Dynastie  an  der  Regierang  verhindert 
wird.  Die  Verletzang  der  besonderen  Ansprüche  der 
gestürzten  Dynastie  aaf  die  Regierang  ist  daher  das  Kriterinm, 
wonach  za  beartheilen  ist,  welche  Regierangshandlangen  eines 


3)  AuBdrücklich  erkennt  dies  an:  Heffter,  Völkerrecht,  §.  187,   189. 

*)  Siehe  oben  §.  72.  Nr.  I.  ~  Es  ist  dieses  Princip  fast  ohne  Aus- 
nahme (siehe  Note  2.)  von  allen  Publicisten  anerkannt,  wenn  gleich  nicht 
gleichmässig  entwickelt.  Die  meisten  leiten  dieses  Princip  aber  aas  der 
sog.  Theorie  des  „ewigen"  Staates  (in  abstracto)  ab,  welcher  ans  jedem 
Regenten  spreche,  so  z.  B.  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  (TtLbinger  Zeitschr. 
Bd.  IX.  S.  92),  was  zwar  allerdings  nichts  anderes  ist,  als  eine  noch  nicht 
zur  völligen  Klarheit  durchgearbeitete  Theorie  der  Staatspersönlich- 
keit (siehe  oben  §.  57),  die  aber  eben  ihrer  Unklarheit  wegen  sich  nicht 
scharf  von  der  Theorie  der  sog.  Staatssonverainet&t  (siehe  oben  §.  54) 
unterscheidet  Eben  hierin  liegt  aber  der  Grund,  warum  die  Anerkennung 
des  oben  aufgestellten  Princips  in-  der  Praxis  so  oft  auf  Schwierigkeiten 
bei  den  Regierungen  stösst,  die  am  Legitimitätsprincipe  festhalten,  und  doch 
beruht  dieses  Princip  lediglich  auf  der  rein  praktischen  AufiGassung 
der  geschichtlichen  Zustände. 

B)  Dies  kann  nach  Umständen  das  Volk  selbst  sein,  wenn  es  nämlich 
nach  Vertreibung  der  Dynastie  durch  Revolution  eine  republikanische 
Selbstregierung  einrichtet. 
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nsnrpatoro  die  restanrirte  Dynastie  als  ftlr  sich  absolut  nn- 
rerbindlich  zu  erklären  befugt  ist 

VI.  Die  Beachtung  dieses  an  sich  durchgreifenden  Grund- 
ntzes  ist  besonders  wichtig  in  dem  Falle,  wo  der  vom 
dynastischen  Standpunkte  aus  als  Usurpator  zu  betrachtende 
ftaatsherrscher  nicht  selbst  die  ältere  Dynastie  gestürzt  hat, 
sondern  erst,  nachdem  deren  Sturz  durch  andere  Kräfte,  z.  B. 
jisrck  eine  demokratische  Revolution  oder  durch  eine  fremde 
Sroberang  und  Incorporation  des  Landes  in  einen  anderen 
ftaat  bewirkt  worden  war,  zur  Regierung  gelangt  ist,  wie 
I.  B.  durch  Umsturz  der  neugeschaffenen  Republik,  oder 
durch  Abtretung  des  Landes  von  jenem  Sonverain,  welcher  es 
m  Folge  einer  Eroberung  und  dergl.  an  sich  gerissen  hatte  ^). 

Vn.  Im  Uebrigen  sind  zwei  FäUe  wohl  zu  unterscheiden, 
md  werden  auch  heut  zu  Tage  regelmässig  in  Theorie  und 
fraxiB  scharf  unterschieden,  nämlich:  1)  der  Fall,  wenn  die 
Vsnrpation  selbst  noch  zu  keiner  Befestigung  gelangt  war,  und 
ftr  sich  selbst  noch  keinen  anderen  Charakter  als  den  einer 
iog.  provisorischen  Regierung  in  Anspruch  nehmen  konnte; 
md  2)  der  Fall,  wenn  dieselbe  sich  bereits  als  einen  defini- 
tiven Zustand  constituirt  hatte,  d.  h.  wenn  ihr  der  Charakter 
einer  sogen.  Zwischenherrschaft  im  eigentlichen  Sinne 
fc^Iegt  werden  muss'). 


^  Ersteres  war  z.  B.  der  Fall  bei  Napoleon  I.  und  Napoleon  lU.; 
letzteres  bei  der  Gründung  des  Königreiches  Westphalen. 

^  Ein  dritter  Fall,  den  man  hier  zu  unterscheiden  pflegt  (siehe 
Heffter,  Völkerrecht,  §.  185  u.  f.),  dass  nämlich  ein  fremder  kriegführen- 
der Staat  in  das  Land  einfällt,  und  sich  desselben  oder  eines  Theiles  davon 
^emkhtigt^  oder  als  Kriegs-Schauplatz  bedient,  ohne  die  Absicht,  die  legi- 
time Dynastie  daraus  zu  verdrängen  und  sich  selbst  zum  bleibenden  Herrn 
des  Landes  zu  machen,  gehört  nicht  in  das  Staatsrecht,  sondern  in  das 
Völkerrecht.  Was  in  solchem  Falle  von  dem  eingedrungenen  kricg- 
ftlirenden  Theile  geschieht,  kann  von  Seiten  des  Staates,  in  welchen  die 
InTasion  geschah,  nur  aus  dem  Standpunkte  der  kriegerischen  Ge- 
waltthat  betrachtet  und  beurtheilt  werden.  In  privat  recht  lieber 
Beziehung  kann  hier  nur  von  Kriegsschäden  die  Rede  sein.  (Siehe 
i  208  Note  4.) 
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§.  208. 

n,  Rechtsverhältnisse  bei  der  Vertreibung  einer  blos 

provisorischen  Regierung. 

1.  Gelangt  eioe  Dynastie  nach  der  Vertreibung  ein^  Be- 
giemng^  welche  zu  keiner  definitiven  Constituirong  gekommai 
ist,  und  die  sich  daher  selbst  als  eine  blos  provisoiiscke 
zn  bezeichnen  pflegt,  wieder  in  den  Besitz  der  Herrschafty  m 
es  durch  eine  von  dem  Volke  selbst  ausgegangene  Gk^em«' 
volution,  oder  durch  Fortsetzung  des  Kampfes  mit  eigra« 
Mitteln,  oder  durch  Unterstützung  ihrer  Bundesgenossoi,  so  M 
der  Zwischenzustand  lediglich  als  ein  misslungener  Versuch  dm 
Vertreibung  der  legitimen  Dynastie,  als  eine  blosse  Krot* 
besitzstörung  zu  betrachten^). 

IL  Da  in  diesem  Falle  der  inteiimistische  Zustand  selbst 
notorisch  den  Charakter  der  Unsicherheit  und  Unbestla- 
digkeit  an  sich  trägt,  so  kann  er  als  selbst  blos  Thatsick-; 
liebes,  und  somit  offenbar  Rechtswidriges,  auch  dem  PrindpQ 
nach,  keine  Bechtsfolge  erzeugen,  welche  ttber  seine  Danar 
hinaus  eine  Wirkung  äussern  könnte. 

UI.  Die  von  der  provisorischen  Regierung  ausgeflUe 
Herrschaft  erscheint  somit  durchaus  als  eine  unrechtmässige 
Gewalt  Alle  Anordnungen,  welche  sie  getroffen  hat,  ab 
ihre  Regierungshandlungen  verlieren  mit  dem  Aufhören  fliTai 
Bestandes  alle  Giltigkeit,  ohne  dass  es  einer  besonderen  aoi- 
drücklichen  Aufhebung  derselben  bedarf.  Hier  tritt  mit  der 
Restauration  der  legitimen  Dynastie,  d.  h.  mit  der  Beseitigoag 
des  bisherigen  faktischen  Hindernisses  ihrer  Herrschaft,  oboe 
Weiteres  (ipso  jure)  die  frühere  Verfassung  und  G«setzgeb]i% 
mit  einem  Worte  der  gesanmite  frühere  Rechtszustand  wieder 
in  Wirksamkeit  2). 

^)  Dies  ist  z.  B.  auch  da  der  Fall,  wo  die  revolutionäre  Regienrngi 
wie  z.  B.  in  Baden  1849,  der  Anmaassung  der  Hoheitsrechte  nngeachte^ 
es  vermeidet,  die  aus  dem  Lande  gedrängte  Dynastie  ftir  9hgesMn 
erklären.  Die  hier  nachstehend  hesonders  erörterten  Rechtsfragen  sai 
insbesondere  solche,  deren  praktische  Bedeutung  nach  Beendigung  ds 
badischen  Revolution  1849  sehr  deutiich  bemerkbar  geworden  ist. 

*)  Um  alle  Zweifel  zu  beseitigen,  ist  es  nichts  desto  weniger  gebiiodi* 
lieh,  dass  die'  restaurirte  Dynastie  sofort  alle  Yerfagungen^und  Handhiog«! 
der  provisorischen  Regierung  für  nichtig  erklärt. 
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IV.  Der  interimistische  Zastand  erscheint  hiernach  nicht 
BOT  als  ein  rechtswidriger,  sondern  auch  als  ein  verbreche- 
rischer, and  die  Theilnehmer  an  seiner  Heryormfung  oder 
Yertheidigong  verfallen  nach  dem  Grade  ihres  Verschuldens 
den  wieder  in  Wirkung  tretenden  Strafgesetzen,  da  deren  fort- 
vihrende  (Geltung  rechtlich  nicht  als  aufgehoben  betrachtet 
Verden  kann.  Hier  kann  also  auch  nur  die  Rede  davon  sein, 
k  wiefern  der  von  der  provisorischen  Regiemng  ansgettbte 
Zwang  den  Einzelnen,  insbesondere  den  Beamten,  Militärper- 
lenen  n.  dergl.  als  eine  Entschnldignng  für  den  der  pro- 
morischen  Regierang  geleisteten  Gehorsam  dienen  kann, 
vorüber  nach  gemeinen  Rechtsgnmdsätzen  und  den  für  Beamte, 
Militaiipersonen  n.  dergl.  etwa  bestehenden  besonderen  Dienst- 
Torschriften  zu  entscheiden  ist. 

y.  Ans  Rücksicht  auf  den  von  der  provisorischen  Regie- 
nmg  durch  ihr  Dasein  an  sich  gesetzten  Zwang  mnss  auch 
iKe  an  dieselbe  geschehene  ErftUlnng  einer  an  sich  begründeten 
Aiatsbürgerlichen  Pflicht,  wie  die  Bezahinng  der  gesetzmässigen 
fiten  er  n,  als  giltig  von  den  Pflichtigen  geschehene  Leistung 
betrachtet  werden,  und  kann  die  restaurirte  Regierung  solche 
Iitistongen  nicht  als  nich^geschehen  betrachten,  wohl  aber  nach 
iem  Staatsbedürfnisse  neue  Steuern  im  gesetzlichen  Wege 
4ii88chreiben.  Aus  Rücksicht  darauf,  dass  hier  die  legitime 
rBegiemng  zeitweise  die  Pflichtigen  nicht  in  ihrem  Rechte,  an 
ife  gesetzmässige  Herrschaft  ihre  Verpflichtungen  abzuftlhren, 
aehlitzen  konnte,  —  was  die  Pflichtigen  von  ihr  zu  erwarten 
berechtigt  waren,  —  können  hier  die  Grundsätze  des  Givil- 
feebts,  wonach  der  Schuldner  durch  den  von  einem  Dritten 
tnsgeübten  ungerechten  Zwang  nicht  von  der  Verpflichtung 
gegen  seinen  Gläubiger  befreit  wird,  keine  Anwendung 
finden. . 

VI.  Ganz  das  Gleiche  muss  gelten,  wenn  die  provisorische 
Beperung  Aktivkapitalien  des  Staates  gekündigt  und  von 
den  Schuldnern  eingetrieben  hat,  gleichviel  ob  die  Schuldner 
dnrch  Urtheile  der  von  der  provisorischen  Regierung  in  Ab- 
bün^gkeit  von  sich  gebrachten  Gerichte  zur  Zahlung  vemr- 
tbeilt,  oder  sonst  dazu  gezwungen  oder  mit  einer  voraussichtlich 
unter  den  bestehenden  Umständen  unabwendbaren  Exekution 
bedroht  worden  sind. 
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Vn.  Als  giltig  mnss  auch  alles  das  betrachtet  werden, 
was  die  noch  von  der  legitimen  Regierung  angestell- 
ten Beamten,  welche  die  proyisorische  Regierung  etwa  im 
Amte  gelassen  hat,  besonders  wenn  sie  derselben  nicht  oder 
nur  mit  Vorbehalten  gehuldigt  haben,  und  die  nur  in  ds 
guten  Absicht  im  Amte  geblieben  sind,  um  grösseres  UnlieQ 
zu  verhüten,  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Amtsbefus- 
niss  gethan  haben,  wie  z.  B.  die  von  denselben  den  alten 
Gesetzen  gemäss  gefällten  Civil-  und  Strafiurtheile  in  gemema 
Criminalsachen ,  weil  ihre  Amtsthätigkeit  in  soweit  als  nnbd- 
rührt  von  der  Usurpation  geblieben  zu  betrachten  ist 

Vin.  Femer  muss  als  gilt  ig  betrachtet  werden,  was  db 
UBurpatorische  Regierung  gemäss  der  rechtmässige! 
Landesgesetzgebung  und  dadurch  auch  zur  Erfüllung  der 
fiir  die  legitime  Regierung  begründeten  Verbindlichkdten  gethai 
hat,  z.B.  die  Fortzahlung  der  Gehalte  der  in  ihrem  bs- 
herigen  Amte  verbliebenen  Beamten. 

DL  Ungiltig  und  unverbindlich  sind  dagegen  aDe 
Handlungen  der  usurpatorischen  Regierung,  welche  in  Folge 
der  angemassten  Hoheitsrechte  vorgenommen  wordeD 
sind,  z.  B.  neue  Anstellungen,  Beförderungen  von  Beamten  jbA 
Officieren.  Daher  können  auch  die  Personen,  welche  von  ist 
provisorischen  Regierung  Gehalte  oder  Gehaltserhöhungen  &- 
halten  haben,  zur  Rückerstattung  der  betreffenden  Bezüge  an- 
gehalten werden,  und  was  solche  Personen  in  angemassier 
amtlicher  Thätigkeit  gethan,  verfügt  oder  geurtheilt  haben,  iil 
von  Haus  aus  nichtig. 

X.  Die  restaurirte  Dynastie  ist  auch  nicht  schuldig,  Ver> 
äusserungen  anzuerkennen,  welche  die  provisorische  Be- 
gierung  mit  dem  Staats-  oder  Domänengute  vorgenommen  bat: 
sie  ist  befugt,  dieselben  als  nichtig  zu  erklären  nnd  obne 
Entschädigung  von  den  Erwerbern,  es  mögen  diese  täub  ont- 
T080  oder  lucrativo  erworben  haben,  zu  vindiciren;  denn  jeder 
Private,  der  mit  einer  provisorischen  Regierung  ein  solches 
Geschäft  eingeht,  muss  sich  selbst  sagen,  dass  er  nur  emeo 
unsicheren  Besitztitel  von  ihr  erlangen ,  und  das  Gesdiäft  nnr 
einen  aleatorischen  Charakter  haben  kann^), 

3)  Voet,  Comment  ad  Fand.  Lib.  XXI.  Tit.  IL  No.  VI  -  Stickel, 
a.  a.  0.  S.  13,  19. 
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XI.  Ans  gleichem  Gnmde  ist  auch  die  reBtaurirte  Begie- 
mng  nicht  schuldig,  Yerpflichtangen  anzuerkennen,  welche 
die  proTisorische  Regierung  durch  Verträge  übernommen  hat; 
sie  ist  daher  auch  nicht  schuldig,  die  von  der  proyisorischen 
Begierung  aufgenommenen  Darlehen  als  solche  anzuer- 
kennen und  deren  Zurückhaltung  aus  der  Staatskasse  zu  ge- 
statten. Eine  Ausnahme  könnte  nur  in  dem  Falle  ftlr  begründet 
suchtet  werden,  wenn  der  Gläubiger  eine  versio  in  rem  be- 
weisen, z.  B.  darthun  könnte,  dass  die  von  ihm  »dargeliehenen 
Gelder  ausdrücklich  nur  zu  solchen  Zwecken  vorgeschossen 
ond  wirklich  und  lediglich  nur  zu  solchen  Ausgaben  verwendet 
worden  sind,  welche  auch  bei  dem  ununterbrochenen  Fortbe- 
fltsDde  des  gesetzlichen  Zustandes  von  der  legitimen  Staats- 
f^emng  hätten  gemacht  werden  müssen,  und  dass  somit  die 
dargeliehenen  Gelder  nicht  für  Bevolutionszwecke  oder  sonst 
zur  Bekämpfung  der  legitimen  Begierung  aufgenommen  und 
verbraucht  worden  sind. 

Xn.  Zwangsanleihen,  Zwangslieferungen  u.  dergl. 
aber,  welche  die  provisorische  Begierung,  sei  sie  eine  revolu- 
tionäre oder  kriegerisch  feindliche,  von  einzelnen  Gemeinden 
oder  Privaten  erhoben  hat,  und  andere  durch  den  Bevolutions- 
eder  Kriegszustand  den  Gemeinden  oder  Privaten  zugegangene 
Beschädigungen,  müssen  wie  Kriegsschäden  von  der 
Staatskasse  ersetzt,  und  beziehungsweise  zu  diesem  Zwecke 
addieGesammtheit  der  Staatsbürger  repartirt  werden^), 
wobei  dem  Staate  der  Bückgriff  auf  die  Urheber  des  Bevolu- 
tionszustandes  oder  der  Beschädigung  überhaupt  vorbehalten 
bleibt*).      . 

Xni.  Vorschüsse,  Darleihen  und  ähnliche  Zahlnngen, 
welche  die  provisorische  Begierung  an  Privaten  oder  Gemein- 
den aus  Staatsgeldem  gegeben  hat,  ist  die  restaurirte  Begie- 
nmg  für  un giltig  zu  erklären  berechtigt,  weil  jede  derartige 
Veiftgung  der  provisorischen  Begierung  über  die  Staatsgelder 
als  eine  unbefugte  zu  betrachten  ist.    Welcher  Klage  sich 

0  Vergl.  6.  M.  Weber,  über  die  Bepartition  der  Kriegsschäden. 
Wünbnrg  1797. 

^)  Hinsichtlich  der  Beschädigungen  im  Kriege  mit  einem  fremden  Staate 
ist  es  Sache  der  Friedensunterhandlnngen ,  eine  Verständigung  über  die 
etva  Ton  ^em  feindlichen  Staate  zu  leistende  Entschädigung  herbeizuführen. 
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dabei  der  Fiskus  zu  bedienen  and  gegen  welelie  P^sonen 
der  Fiskus  seinen  Ansprach  zu  verfolgen  hat,  ist  mit  Rttckacb 
auf  die  Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles  nach  den  gewöhn- 
lichen civilistischen  Grundsätzen  liber  den  Schadenersatz  n 

ermessen  ^). 

§.  209. 

m.    Rechtsverhältnisse  bei  der  Aufhebung  einer 
•eigentlichen  Zwischenlierrachaft, 

1)   bezüglich   der  Gesetze    und    allgemeinen  Verord- 
nungen. 

L  Hat  eine  wirkliche  Zwischenherrschaft  (§.  207. 
VU^  2.)  stattgefunden,  so  muss  die  Bttcksicht  darauf,  dass  m 
solcher  Zustand,  in  welchem  der  Zwischenherrscher  nicht  oir 
die  Gerichte  vollständig  in  Abhängigkeit  von  sich  gebrad^ 
sondern  auch  die  Anerkennung  seiner  Herrschaft  von  Seitea 
der  Grossmächte  erlangt  hatte,  als  ein  definitiver,  d.  h.  ak 
ein  solcher  erscheint,  fUr  dessen  künftige  Beseitigung,  so  wie 
ftir  die  dereinstige  Wiederherstellung  der  vertriebenen  Dynastie 
keine  begründete  Wahrscheinlichkeit  vorhanden  ist,  auf  dtt 
Wiederherstellungsrecht,  (das  sog.  jus  postliminii)  der  restao- 
rirten  Dynastie  einen  wesentlichen  Einfluss  äussern*). 

n.  In  diesem  Falle  erscheint  nämlich  das  Herrscherredil 
der  vertriebenen  Dynastie  nicht  sowohl  blos  als  gestört  io 
seiner  Ausübung  durch  eine  rechtswidrige  Auflehonngy 
als  vielmehr  als  einstweilen  aufgehoben  und  bei  Sdto 
gestellt  oder  suspendirt  durch  die  Macht  der  Ereignisse,  dh. 
durch  eine  vollendete  Thatsache,  welche  an  sich  fähig 
ist,  einen  neuen  Becbtszustand  zu  begründen,  und  die 


^)  So  z.B.  wurden  dieEmpfänger  solcher  Yorsch&sse  zur  Erstattaof 
verurtheilt  durch  Urtheil  des  Hofgerichts  in  Mannheim,  y.  20.  Not.  l&k 
bestätigt  durch  Urtheil  des  Oberhofgerichts  daselbst  v.  27.  October  l^h 
in  Sachen  des  grossh.  Fiscns  gegen  6...  und  Genossen. 

^)  Darin,  dass  der  gegen  einen  eigentlichen  Zwischenherrscher  restiuh 
rirte  Staatsherrscher  weit  mehrere  Regierungshandlungen  desselben  vat- 
erkennen  hat,  als  wenn  er  gegen  eine  blos  provisorische,  reTohitioBire 
Regierung  restituirt  wird,  sind  im  Allgemeinen  alle  Publidsten  einTersüuideB. 
Vergl.  die  Zusammenstellung  bei  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tflb.  Zeit- 
schrift.   Bd.  IX.    S.  84  u.  f. 
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einen  solehen  sogar  (zeitweilig)  begründen  rnnss,  weil  Land 
nd  Volk  während  der  Zeit,  wo  es  der  legitimen  Dynastie 
«nmöglich  war,  zu  regieren ,  doch  nicht  ohne  fiegierong 
bleiben  konnten,  nnd  daher  eben  so  berechtigt,  wie  ge- 
oöthigt  waren,  die  nnter  allen  Umständen  unentbehrliche 
Staatspersönlichkeit  (§.57.)  in  der  nach  den  Umständen 
allein  mögliehen  Weise,  d.  h.  durch  Anerkennung  der  Zwi- 
Bchenherrschaft,  aufrecht  zu  erhalten  2). 

IIL  Die  Umstände,  welche. in  solchem  Falle  die  legitime 
Dynastie  an  der  Begierung  hinderten,  sind  daher  ebenso  als 
tine  vis  major  ^  oder  als  ein  cama  au&ufassen,  als  es  die 
restanrirte  Dynastie  als  einen  Glücksfall  zu  betrachten  hat, 
dass  sie  durch  neuere  Ereignisse  ihr  Herrscherrecht  wieder 
nfleben  sieht.  Wenn  daher  auch  die  vertriebene  Dynastie 
den  Bechtsgrund  ihrer  Restanration  in  ihrem  alten  Rechts- 
titel  finden  darf  und  muss,  und  um  dies  auszudrücken,  ihre 
B^erungsjahre  so  fortzuzählen  pflegt,  als  wenn  eine  Unter- 
brechung (Suspension)  ihrer  Regierung  nie  stattgefunden  hätte, 
80  ist  doch  ihre  Herrschaft  dem  Volke  und  den  Grossmächten 
imd  anderen  europäischen  Staaten  gegenüber,  der  Sache  nach 
doch  nur  von  jetzt  an  (e^  nunc)  wieder  hergestellt,  d.  h.  sie 
ist  eben  so  wenig  befugt,  dem  Lande  oder  Volke,  welches  sie 
in  dem  legitimen  Zustande  zu  erhalten  und  zu  schützen  bisher 
keine  Macht  gehabt  hatte,  einen  Vorwurf  daraus  zu  machen, 
dass  es  dem  Usurpator  gehorcht  hat^),  als  sie  befugt  ist, 
den  Grossmächten  oder  anderen  Staaten  einen  Vorwurf  daraus 
zu  machen,  dass  sie  den  Zwischenherrscher  als  regierenden 
Souverain  anerkannt  hatten  und  mit  demselben  in  diploma- 
tischen Verkehr  getreten  waren. 


^  FOr  die  Staatspersönlichkeit  ist  es  ganz  gleichgiltig,  wer  der 
Staatshemcher  ist,  ob  er  legitim  ist  oder  nicht;  sie  besteht  so  lange  als 
ttberhanpt  irgend  ein  Herrscher  vorhanden  ist;  darum  besteht  sie  auch,  wie 
<>to  %  57  gezeigt  wurde,  sowohl  neben  der  Fürsten-  als  Volkssouverainetät. 

1)  Hiermit  ist  keineswegs  gesagt,  dass  die  restauiirte  legitime  Re- 
penmg  nicht  das  Recht  hätte,  diejenigen  Indiyidaen,  welche  bei  ihrer 
Vertreibung  oder  dem  Umstürze  der  YerfEissung  als  Urheber  oder  handelnde 
Theü&ehmer  in  yerbrecherischer  Weise  thätig  waren,  zur  Verantwortung 
nnd  Strafe  zu  ziehen.  Doch  pflegt  häufig  in  solchen  Fällen  eine  mehr 
oder  minder  ausgedehnte  Amnestie  ertheilt  zu  werden. 


A 
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IV.  Es  kann  daher  die  restanrirte  Dynastie  nur  das  ib 
ein  Unrecht  betrachten,  dasB  sich  der  Usurpator  im  Wider- 
spruche mit  ihrem  Recht 8 titel  in  den  Eronbesitz  gesetzt hit^ 
nicht  aber  das,  dass  er  hiemach  regiert,  d.  h.  dass  er  du 
gethan  hat,  was  nach  den  Zeitverhättnissen  ihr  selbst  zn  thmt 
unmöglich  war,  aber  doch  nichts  desto  weniger  geschehen 
musste,  wenn  nicht  volle  Anarchie  eintreten  sollte,  auf  deren 
Eintritt,  d.  h.  auf  den  gänzlichen  Zerfall  des  Staates  oder  den 
Untergang  der  Staatspersönlichkeit  (§.  57.)  keine  g^ 
stfirzte  Dynastie  ein  Recht  haben  kann. 

V.  Hieraus  ergibt  sich  nun  ein  wesentlicher  Unterschied 
der  Stellung  der  restaurirten  Dynastie  zu  den  yerschiedeneii 
von  der  Zwischenherrschaft  getroffenen  Einrichtungen  und  yo^ 
genommenen  Regierungshan^ungen,  je  nachdem  dieselben  nnl' 
ihrem  nie  erloschenen  Rechtstitel  (ihrem  besonderei 
Rechte)  zur  Herrschaft  im  Widerspruche  stehen ,  oder  nur  m 
Folge  der  nun  einmal   thatsächlich  eingetretenen  und  dnrdi 
keine  Macht,  selbst  durch  keine  Fiktion  mehr  ungeschehen  n  - 
macheiaden  Suspension  der  Regierung  der  legitimen  Dynastie^ 
also  in  Folge  der  flir  das  Land  und  Volk  fortdauernden' 
Noth wendigkeit  einer  Regierung  überhaupt,  getroffen  ond 
vorgenommen  worden  sind^). 

VI.  In  der  ersteren  Beziehung  ist  die  restaurirte  Dy- 
nastie befugt,  alles,  was  ihrem  rechtlich  nie  erloschenen  Rechts- 
titel widerspricht,  sofort  als  rechtswidrig  zu  erklären  nnd 
dasselbe  zu  beseitigen;  sie  muss  dies  sogar  thun,  um  ihren 
eigenen  Rechtstitel  fortan  wieder  die  gebührende  prakttscke 
Geltung  zu  verschaffen.  Aus  diesem  Ornnde  ist  daher  die 
restaurirte  Dynastie  nicht  verbunden,  die  von  dem  Usurpator 
eingeführte  Verfassung  anzuerkennen:  diese  tritt  viehnehr 
ipso  jure  mit  der  Restauration  ausser  Wirksamkeit;  dagegen 
lebt  ebenso  ipso  jure  die  frühere  Verfassung  wieder  auf,  weil 
diese  den  Rechtstitel  fUr  den  Wiedereintritt  in  die  HeirschaS 
für  die  restaurirte  Dynastie  selbst  enthält. 

Vn.  In  zweiter  Beziehung  hören  dagegen  die  von  dem 
Zwischenherrscher  getroffenen  Einrichtungen  (Organisationen) 
keineswegs  von  selbst  zu  bestehen  auf,  und  eben  so  wenig 


«)  Siehe  oben  §.  207,  IV.  V. 
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verlieren  die  von  ihm  erlassenen  Gesetze  nnd  Verord- 
nungen und  seine  anderen  Begierungshandlnngen  von 
selbst  ihre  Oiltigkeit :  sie  gelten  vielmehr  ununterbrochen  fort, 
selbst  ohne  ausdrückliche  Bestätigung  von  Seiten  des  restaurir- 
ten  Souverains^  so  lange  sie  von  demselben  nicht  ausdrücklich 
aufgehoben  und  ausser  Kraft  gesetzt,  oder  durch  neue  Gesetze 
und  Verordnungen  (die  auf  Grundlage  der  früheren,  oder  einer 
von  dem  restaurirten  Fürsten  etwa  neu  errichteten  Verfassung 
gegeben  oder  .  erlassen  werden)  ersetzt  worden  sind  ^). 

Vni.  Der  restaurirte  Souverain  befindet  sich  daher  den 
Gesetzen  und  allgemeinen  Verordnungen  des  Zwi- 
schenherrschers gegenüber  aus  den  oben  angegebenen  Grün- 
den praktisch  in  einer  ähnlichen  rechtlichen  Stellung,  wie 
gegenüber  von  den  Gesetzen  und  allgemeinen  Verordnungen 
eines  legitimen  Regierungsvorgängers.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dass  man  seinen  Wiedereintritt  in  die  Regierung  als  eine 
Staatssuccession  zu  bezeichnen  und  aufzufassen nothwen- 
dig  hätte :  auch  würde  diese  an  sich  hier  unpassende  Bezeich- 
nung zu  neuen  Verwirrungen  und  Streitigkeiten  fllhren,  weil 
über  das  Wesen  und  die  Wirkungen  der  sog.  Staatssuccession 
selbst  wieder  mancherlei  Meinungsverschiedenheit  besteht^). 


s)  Die  Nichtanerkennung  dieses  Grundsatzes  würde  die  grenzenloseste 
Verwirrung  in  die  restaurirte  Regierung  bringen,  besonders  dann,  wenn  die 
Zwischenherrschaft  sich  längere  Zeit  behauptet  und  wirklich  kräftig  und 
tüchtig  regiert  und  durchgreifend  neu  und  zeitgemäss  organisirt  hat  Am 
deutlichsten  zeigte  sich  dieser  Grundsatz  praktisch  in  Frankreich  nach  der 
Restauration  der  Bourbonen  gegen  Napoleon  I. 

0)  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tabing.  Zeitschr.  Bd.  IX.  S.  98  u.  f. 
fasst  den  Wiedereintritt  des  legitimen  Souverains  als  eine  wirkliche  Rechts- 
nachfolge oder  Staatssuccession,  nicht  blos  als  ein  derselben  in  einiger 
Wirkling  analoges,  aber  auf  einer  ganz  anderen  rechtlichen  Grundlage 
beruhendes  Yerhältniss  auf.  Indem  er  sodann  glaubt,  zwischen  Fällen 
unterscheiden  zu  können,  wo  von  dieser  „Rechtsnachfolge  in  die- 
selbe Staatsgewalt'*  nach  Beseitigung  der  Zwischenherrsehaft  tlber- 
haupt  die  Rede  sein  könne  oder  nicht,  gelangt  er  hinsichtlich  der  west- 
ph&lischen  Staatsschulden  zu  ganz  unrichtigen  Folgerungen.  YergL 
unten  §.  210.  Note  3.  —  In  Bezug  auf  das  Königreich  Westphalen  hat 
£.  Wippermann,  in  der  Schrift:  Steht  die  Grafschaft  Waldeck  unter 
hessischer  Lehensherrlichkeit?  Halle  1847.  S.  98  flg.  noch  insbesondere 
die  Ansicht  aufgestellt,  dass  die  Staaten,  aas  welchen  dieses  Königreich 
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§.  210. 

2)   Verbindlichkeit   des  restaurirten  Fürsten  aus  doi 
Regierungshandlungen   des  Zwischenherrschers  im 

Einzelnen. 

I.  So  viel  die  Verbindlichkeit  oder  Unverbindlicbkdt  te; 
Regiernngshandlungen  des  Zwischenherrschers  mi 
zehien^  abgesehen  tod  dessen  Gesetzen   und   allgemeb 
Verordnungen,  aDbetrifft^so  darf  nnbedenklich  als  Gnui< 
ausgesprochen  werden,  dass  der  restaurirte  Souverain  jede 
falls  jene  RegierungshandluDgen   des  Zwischenherrschers 
giltig  und  verbindlich  anerkennen  muss,  welche  auch  ein 
in  der  Ausübung  seiner  Regierung  dnfch   eine   proyisorit 
Regierung  zeitweise  gestörter  Souyeraiu  anerkennen  ml 
Der  restaurirte  Souverain  muss  daher  als  giltig  geschehen 
erkennen :  1)  aUe  von  den  Unterthanen  während  der  Zwisel 
herrschaft  geleisteten  Steuerzahlungen,  so  dass  diesell 
zu  keiner  abermaligen  Zahlung  derselben  Steuern  angehi 
werden  können;   2)  die  Einhebung  der  Aktivkapitaliei 
des  Staates,  so  weit  die  Schuldner  durch  rechtekräfüge 
theile  der  Gerichte  oder  Zwangsmassregeln  zur  Zahlung  ang^ 
halten  worden  sind;  und  3)  die  von  dem  Usurpator  aufgel« 
Zwangsanleihen  und  Zwangslieferungen,  so  dass 
Staatskasse  fQr  deren  Rückzahlung  oder  Ersatz  einzostei 
beziehungsweise  die  Regierung,  deren  Reparation  auf  alle 
meinden  oder  Steuerpflichtigen  zu  veranlassen  hat^). 


gebildet  worden,  sowohl  faktisdi  als  rechtlich  untergegangen  wSren,  so  im 
das  Königreich  Westphalen  (1806)  als  ein  völlig  neuer  Staat  entstaaM 
wäre;  ebenso  wäre  sodann  im  J.  1813  das  Königreich  Westphalen  gliatti| 
untergegangen  und  das  Königreich  Hannover,  sowie  das  KurförsteadM 
Hessen  und  das  Herzogthum  Braunschweig,  als  neuer  Staat,  d.  h.  vedHJ 
als  Fortsetzung  des  Königreichs  Westphalen  noch  der  früher  (vor  1809 
bestandenen  Staaten  Hannover,  Kurhessen  und  Braunschweig,  entstände^ 
wonach  also  die  restaurirten  Regierungen  in  keiner  Weise  befbgt  vires» 
gegen  irgend  eine  Handlung  der  untergegangenen  k.  wes^hä&ete 
R^erung  zu  reclamiren.  Diese  Ansicht  steht  in  offenbarem  Wider^pnsl 
mit  dem  Begriffe  einer  Restauration,  und  fallen  daher  auch  alle hientf 
gezogenen  Gonsequenzen  als  unstatthaft  von  selbst  hinw%. 
*)  Siehe  §.  208,  lY,  V.  XI. 
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IL  Es  muBS  aber  der  gegen  einen  eigentlichen  Zwischen- 
kerrscher  restaurirte  Sonverain  noch  ausserdem  vieles  als  giltig 
geschehen  anerkennen,  was,  wenn  es  von  einer  blos  provisori- 
leben  Regierung  geschehen  wäre,  nicht  für  rechtsbeständig  zu 
lebten  wäre:  nämlich 

1)  die  mit  auswärtigen  Kronen  geschlossenen  Staats- 
verträge, so  weit  sie  nicht  auf  den  Ausschluss  der  restau- 
arten  Dynastie  vom  Throne  abzielen,  sondern  allgemeine  Lan- 
iesinteressen ,  wie  Handels-  und  Schifffahrtsverträge  u.  dergl. 
IBm  Gegenstande  haben  ^).  Sind  durch  solche  Staatsverträge 
fon  dem  Zwischenherrn  einzelne  Kronrechte  in  dem  Territorium 
»derer  Fürsten ,  z.  B.  eine  Lehensherrlichkeit  über  deren  Ge- 
riete aufgegeben,  oder  Laudestheile  abgetreten  worden^),  so 
Selben  die  hierdurch  begründeten  Rechtszustände  auch  nach 
ier  Restauration  bestehen,  bis  es  dem  restaurirten  Souverain 
jdingt,  durch  neue  Staatsverträge  diese  Rechte  oder  Gebiets- 
leOe  zurückzuerwerben.  Denn  wenn  der  restaurirte  Souverain 
idi  auch  darauf  berufen  kann,  dass  die  Verträge  des  Zwi- 
Khenherrschers  fCir  ihn  unverbindlich  und  die  fraglichen  Rechte 
Dmit  für  ihn  nicht  erloschen  sind^),  so  bleiben  sie  doch 
merst  unwirksam,  weil  die  anderen  Kronen  nach  völker- 
techtlicben  Grundsätzen  berechtigt  waren,  mit  dem  Zwi- 
lehenherrscher  solche  Staatsverträge  zu  schliessen  und  als 
Kechtstitel  zu  betrachten,  und  weil  die  Restauration  von 
iem  zurückkehrenden  Fürsten  jedenfalls  nur  innerhalb  seines 
Staatsgebietes,  d.  h.  nur  so  weit,  als  seine  gesetzgebende  und 
rerordnende  Gewalt  reicht,  einseitig  mit  praktischer  Wirkung 
iarchgeflihrt  werden  kann.  Diese  Unwirksamkeit  der  ge- 
(j^hten  Rechte  des  restaurirten  Fürsten  ist  nach  völkerrecht- 
Eehen  Grundsätzen  um  so  weniger  da  zu  bezweifeln,  wo  den 
Men  Erwerbern  deren  Erwerb  durch  fortbestehende  Staatsver- 
Hge  mit  den  europäischen  Grossmächten  gewährleistet  wor- 
iea  ist.   Selbstverständlich  sind  die  früher  bestandenen  Rechts- 


*)Wbeaton,  ^l^ments  du  droit  international  1848,  I,  p.  41. 

')  Siebe  unten  §.  259. 

*)  Diesen  Einwand  erbebt:  L.  Aisberg,  Beitrag  zur  Beantwortung 
der  Frage,  ob  die  Grafscbaft  Waldeck  unter  Hessischer  Lebenabobeit  stebeV 
Cassd  1848.  S.  .32.  33. 

Z  8  p  fl ,  SUftUrecht.  6.  Aufl.  I.  37 
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ansprttche  des  restaurirten  Souverains  vollständig' erloscheHy 
wenn  er  selbst  derartigen  Oarantieverträgen  beigetreten  ist 

2)  Desgleichen  mnss  der  restanrirte  Sonvenün  alle  toi 
dem  Zwisebenherrscher  contraktlich  anfgenommenen  Staate- 
schulden  anerkennen,  sofern  bei  ihrer  Aufnahme  die  hierftr 
während  der  Zwischenherrschaft  bestehenden  ter&ssoogt- 
•  massigen  Vorschriften  beobachtet  worden  sind ,  ohne  Ufr 
terschied,  ob  Inländer  oder  Ausländer  die  Darleiher  odtf; 
Staatsgläubiger  sind.  Der  Grund  hiervon  ist,  dass  das  Arfj 
nehmen  von  Staatsschulden  an  sich,  abgesehen  von  der  Frago^i 
wer  der  berechtigte  Staatsherrscher  ist,  eine  durch  das  j^! 
weilige  Bedtlrftiiss  bedingte  Regierungshandlnng  ist,  wel^ 
nur  die  Staatspersönlichkeit  als  Fiskus  (§.  57.)  berlUitl^ 
die  auch  während  der  Zwischenherrschaft  nicht  anf  hört  za  bfr 
stehen,  und  weil  auch  keinem  Darleiher  der  Vorwurf  du 
Leichtsinns  oder  des  selbstbewussten  Wagnisses  gemacht  w 
kann,  wenn  er  sich  mit  einer  Staatsregierung  in  ein  6 
einlässt,  welche  bereits  die  Anerkennung  der  Grossmächte  eriai^ 
hat.  Ob  der  Staat,  in  welchem  die  Zwischenherrschaft  bestaoi^ 
als  ein  G  a  n  z  e  s  und  mit  unverändertem  Namen  an  den  restaim 
ten  Souverain  zurückgegangen  ist,  oder  ob  er,  weil  er  aus  <kl 
Territorien  verschiedener  vertriebener  Souveraine  mit  eines 
neuen  (Collektiv-)  Namen  gebildet  war,  in  seine  ursprüiip 
liehen  Bestandtheile  wieder  aufgelöst  und  mit  Wegfall  des  bil^ 
her  geführten  CoUektivnamens  an  die  mehreren  früheren  Hefl^j 
scher  zurückgekommen  ist,  muss  als  rechtlich  vollkomiMij 
gleichgiltig  betrachtet  werden  ^) :  jedoch  kann  in  letzterem  Faibi 


6)  Dies  l&ugnet  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tub.  Zeitschr.  Bd.  VL 
S.  96  u.  f.,  aus  dem  Grunde,  weil  die  Staatsschulden   die  Natur  jadT: 
dvUrechtlichen  Obligation  theilen  und  also  nur  gegen  die  Person  dea| 
Schuldners  oder  deren Successoren  geltend  gemacht  werden  köoBta% 
somit  nur  jene  Regierung  zur  Bezahlung  der  von  einer  vorherbestandeiMl  | 
öffentlichen   Gewalt    contrahirten   Schulden    als   rechtlich   TeipflidMl 
betrachtet  werden  könne,  welche  wirklich  als  Nachfolgerin  in  der- 
selben Staatsgewalt  anzusehen  sei.    Da  nun   ein  rechtliches  Soe* 
cessionsverhältnisB  zwischen  den  wieder  eingesetzten  rechtmiflsigtt 
Regierungen  und  der  w es tphäli sehen  Herrschaft  nicht  anzunehmeo  i& 
und  der  Staat,  Eönigr.  Westphalen,  ganz  aulgehört  habe,  so  hilt  do^* 
selbe  die  restaurirten  rechtmässigen  Regierungen,   welche  Theile  dMü 
Königreichs  wieder  an  sich  genommen  haben,  nicht  f&r  rechtlich  Terbuadei^ 
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ein  Liquidationsveifahren  zur  Ermittelung  nothwendig  werden^ 
in  welchem  Betrage  jeder  der  betreffenden  Staaten  an  der 
Uebemahme  der  Gesammtschuld  sich  zu  betheiligen  hat. 

dessen  Staatsschulden  anzuerkennen.  Allein  diese  Argumentation  kann 
nicht  für  richtig  anerkannt  werden,  selbst  wenn  man  einräumt,  \iass  die 
Wiedereinsetzung  einer  rechtmässigen  Regierung  in  ihre,  unter  einer 
Zwischenherrschaft  zu  einem  (jetzt  untergegangenen)  Staate  verbundenen 
Länder,  nicht  als  eine  Staatssuccession  (siehe  oben  §.  209,  YIII)  aufzufassen 
Bd.  In  Bezug  auf  die  Auflösung  eines  Staates  dürfen  überhaupt  nicht  jene 
dyilistischen  Grundsätze  angewendet  werden,  die  für  die  Hinterlassenschaft 
von  Privatpersonen  oder  hinsichtlich  der  Stellung  der  Privaten  (smgvU) 
zu  den  von  einer  solchen  Umversitas  gemachten  Schulden  gelten,  welche 
bisher  in  einem  Staate  selbst  nur  mit  privatrechtlichem  Charakter  bestanden 
hat  (siehe  oben  §.  113  Note  12).  Hinsichtlich  der  Auflösung  eines  Staates 
muss  vielmehr  der  staatsrechtliche  Grundsatz  entscheiden,  dass,  wenn 
nicht  voUe  Anarchie  eingetreten  ist,  seine  Auflösung  und  resp.  die 
Wiedererlangung  der  früheren  Selbstständigkeit  und  Staats- 
individualität seiner  Gebietstheile  nichts  anderes  ist,  als  eine  blosse 
Staatsformveränderung  (siehe  oben  §.  72.  Nr.  1.),  indem  auch  hier 
die  Staatspersönlichkeit  (§.  57.)  des  bisherigen  CoUektiv- Staates 
keineswegs  absolut  untergeht,  sondern  wie  bei  jeder  T heil ung  eines 
Staates,  in  der  Form  mehrerer  Staatspersönlichkeiten  fortbe- 
steht Gerade  darin,  dass  dies  der  Fall  ist,  liegt  der  Grund,  wesshalb 
hier  von  gar  keiner  Staatssuccession  zu  sprechen  nöthig  ist,  oder  wenn  es 
geschieht,  dies  eine  in  dem  Sinne  rechtlich  gleichgiltige  Ausdrucksweise 
ist,  als  damit  eben  nichts  anderes  ausgedrückt  werden  kann,  als  die  Ana- 
logie, welche  zwischen  dem  vorliegenden  Falle  und  demFortbesteheg 
der  Staatspersönlichkeit  bei  einem  Wechsel  der  legitimen  Herrscher  durch 
Erbfolge  in  mehrfachen  Beziehungen  stattfindet  (§.  209.  Note  6),  Da- 
gegen kann  auch  nicht,  wie  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  S.  100.  behauptet, 
als  beweisend  angeführt  werden,  dass  die  deutschen  Bundesstaaten  die 
Schulden  des  ehemaligen  deutschen  Reiches  nicht  als  für  sich  rechtlich 
verbindlich  anerkannt  haben,  denn  eben  dieses  ist  an  sich  eine  oflenbare 
W^iderrechtlichkeit  gewesen  (siehe  oben  §.  113.  Note  12.),  welche  eben 
desshalb  nicht  selbst  wieder  zu  rechtlichen  Consequenzen  fahren  kann,  und 
die  überdies  die  B.-Y.  selbst  aus  Billigkeitsrücksichten  vielfach  gemildert 
hat  (siehe  oben  §.  113.  Note  11.);  auch  fpid  insofern  keine  Gleichheit  in 
der  Behandlung  der  aus  der  Beichszeit  stammenden  Schulden  statt,  als 
überall  die  ehemaligen  Kreisschulden  als  die  ehemaligen  Ereisstände  oder 
die  an  ihre  Stelle  getretenen  Regierungen  rechtlich  verpflichtend  aner- 
kannt worden  sind  (siehe  oben  §.  107.  Note  24),  obschon  die  alten  Reichs- 
kreise,  die  dodi  auch  den  Charakter  einer  politischen  Umversäas^  namentlich 
in  Bezug  auf  Schuldenwesen,  hatten,  ebenfalls  durch  die  Auflösung  des 
Reiches  erloschen  waren.  —  Wer, wie H.  A.Zachariae,  bei Beurtheilung 
der  Staatsveränderungen  von  der  Theorie   des  ewigen  Staates  ausgeht, 

37* 


580    §•  ^0-  Verbindlichkeit  des  restaarirten  Fürsten  im  Einzelnen. 

3)  Ebenso  und  ans  gleichen  Gründen,  wie  die  Stuto- 
schnlden,  mnss  anch  die  restanrirte  Dynastie  die  Veräassenmgei 
von  Staatsgütern  und  Domänengütern  anerkemiai, 
welche  von  dem  Zwischenherrscher  mit  Beobachtnng  der  wit 
rend  d^r  Zwischenherrschaft  bestehenden  yerfassnngsmissigei 
Vorschriften  an  Privaten  yeränssert  worden  sind^).  Ob  dieae 
Erwerbong  solcher  Güter  von  Seite  der  Priraten  Uiulo  merrn 
oder  lucrativo  stattgefanden  hat,  kann  dabei  keinen  UnterBchied 
begründen^).    Hält  die  restanrirte  Dynastie  dagegen  die  Wie^ 


und  sogar  eine  'Staatspersönlichkeit  in  viel  höherem  Masse,  als  hier 
geschieht,  nämlich  als  bis  zur  Staatssouverainetät  (§.  54.)  gesteigei^ 
anerkennt,  hat  um  so  weniger  Grund,  hinsichtlich  der  von  einem  Zinseheo- 
herrscher  contrahirten  Staatsschulden  diejenigen  Folgerungen  in  Abrede  it 
stellen,  welche  eine  c(msequente  Entwickelung  der  Idee  der  Staatsper- 
sönlichkeit,  wonach  die  jeweilige  definitive  Regierung  als  deici 
Organ  Lasten  auf  das  gesammte  Land  und  zwar  bleibend  za  I^ 
befugt  ist,  als  die  logisch  nothwendigen  anerkennen  lässt.  Wenn  o» 
endlich,  was  unbestritten  ist ,  anerkennt ,  dass  ein  neugebildeter  Staat  Jl 
auf  seinen  Landestheilen  vor  der  Vereinigung  bereits  haftenden  Schuldtt 
anerkennen  muss,  so  muss  man  ebenso  anerkennen,  dass  die  einzehfli 
Landestheile  nach  VerhSltniss  ihrer  Steuerkraft,  wofür  nach  allgemeiBaB 
Gebrauche  im  deutschen  Bunde  die  Seelenzahl  als  Massstab  angenomiitt 
wird,  an  der  Bezahlung  jener  Schulden  Theil  zu  nehmen  rechtlich  veibuniki 
sind,  welche  von  dem  CoUektiv-Staate  während  der  Zeit  ihrer  Yerbindiai 
aufgenommen  worden  sind,  indem  das  Staatsbedürfniss  des  CoUektiv-Staats 
kein  anderes  war,  als  das  gemeinsame  Bedürfoiss  der  sänunthchet 
Landestheile,  und  Land  und  Volk  in  denselben,  vor,  in  und  nach  iff 
Verbindung,  stets  dieselben  geblieben  sind.  Der  ganze  Streit  möchte kaoa 
haben  entstehen  können,  wenn  man  sich  des  Gegensatzes  von  Regieraif 
und  Land  (Volk)  im  Staate  stets  klar' bewusst  geblieben  wä^  Dv 
«og.  Staatsschulden  sind  überhaupt  keine  Regierungsschulden, 
sondern  Landesschulden:  sie  sind  daher  auch  überhaupt  keine  Sdnddfl 
der  Dynastie,  weder  der  legitimen,  noch  der  illegitimen;  der  eigeotficte 
Schuldner  ist  hier  immer  nur  das  Land  (Volk),  und  dieser  bleibt a* 
verändert,  wie  auch  die  Dynastien  oder  die  Regierungsformen  wedisdi 
mögen:  die  jeweilige  Regierung  ist  nur  das  Organ,  durch  weicha 
das  Land  bezüglich  seiner  Schulden  vertreten  wird,  und  desshalb  kann  ei 
auch  nur  darauf  ankommen,  ob  die  Schuld  nach  der  zur  Zeit  ihrer  Eat- 
stehung  geltenden  Verfassung  giltig  als  Landesschald  enkM 
worden  ist  oder  nicht. 

>)  A.  M.  ist  in  Bezug  auf  die  Domänen-  und  Privatgüter  des  vertri^ 
benen  Souverains  Weiss,  deut.  Staatsr.  §.  251.    * 

^  Das  allgemeine  Staatsrecht  kann  hier  eine  etwaige  Untencbeidmg 
zwischen  einer  Erwerbung  tittdo  Ittcrativo  und  täulo  oneroso  nicht  wA- 
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ierberateUnng  des  Staats-  oder  Domänengntes  flir  nothwendig 
nd  im  Interesse  des  Staates  begründet,  so  gebttbrt  den  Er- 
irerbem  f)ir  die  Wiederabtretung  dieser  Güter  an  den  Staat 
oder  das  fUrstlicbe  Hans  Entschädigang  ans  der  Staatskasse, 
iacb  den  Grundsätzen,  welcbe  fUr  das  Aufgeben  wohlerworbe- 
ner PriTatrechte  für  öffentliche  Zwecke  gelten,  nnd  hat  der 
Btaat  (Fiskus)  die  hieraus  erwachsende  Belastung  als  einen 
sasuellen ,  dem  Lande  durch  die  ungttnstigen  Zeitverhältnisse 
{u^uria  temporum)  zugegangenen  Schaden  zu  tragen^). 

4)  Dasselbe  muss  auch  dann  gelten,  wenn  die  Zwischen- 
kerrschaft  reines,  nicht  mit  Domäneneigenschaft  behaftetes  Pri- 
rateigenth  um  der  vertriebenen  Dynastie  fbr  Staatszwecke,  oder 
ftberbanpt  zum  Fiskus,  eingezogen  und  veräussert  hat^). 

5)  Die  restanrirte  Dynastie  muss  auch  alle  Anstellungen 
im  Civil  und  Militär,  welche  der  Zwischenherrscher  Tor- 
genommen  hat,  als  flir  die  Dauer  der  Zwischenherrschaft  gütig 
geschehen,  anerkennen,  und  kann  einem  Unterthan  die  An- 
lahme  einer  solchen  Bedienung  und  die  Funktion  in  derselben 


iortigeiL  Friedensschlüsse  haben  aber  mitunter  allerdings  diesen  Un- 
terschied gemacht,  z.  B.  der  erste  Pariser  Frieden  v.  30.  Mai  1814,  art.  27. 

*)  Also  auch  Ersatz  der  zur  Verbesserung  der  herauszugebenden  Güter 
femachten  Verwendungen.  Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  254.  —  Ganz  ab- 
weichende Grundsätze  stellt  hierüber  die  kurhessische  Verordnung  vom 
18.  Januar  1814  auf  und  die  authentische  Interpretation  dieser  Verordnung 
1b  Bezug  auf  die  Staatskapitale  vom  81.  Juli  1818.  —  Vergl.  auch  .die 
herzog],  brannschweig'sche  Erklärung,  die  Domainenkäufer  und  Pächter 
betreffend,  im  Protokoll  der  Bundestags-Versammlung  vom  30.  Juni  1818. 
—  In  jedem  Falle  muss  man  die  Staatskasse  in  soweit  'zur  Entschädigung, 
lesp.  Rückgabe  der  empfangenen  Kaufgelder  u.  s.  w.  für  verpflichtet  halten, 
als  diese  ihr  selbst  zugeflossen  sind  und  also  eine  versio  in  rem  stattge- 
fanden  hat  Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  254.  ^  Weiss,  System,  §.  251. 
ft.  £.  —  Ausdrücklich  ist  dies  anerkannt  in  dem  grossh.  Hess.  Accessions- 
vertrag  zur  grossen  Alliance,  d.  d.  Frankfurt,  23.  Nov.  1813,  art.  3.,  in 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Conf,  Germ.  3.  Aufl.  Bd.  I,  S.  227. 

*)  Wenn  man  einräumt,  dass  die  römischen  Grundsätze  über  das 
jt»  po8tUmtmi  als  solche  keinen  Anspruch  auf  Giltigkeit  im  heutigen 
Sttatsrechte  haben ,  was  heut  zu  Tage  allgemein  anerkannt  wird  (s.  oben 
f.  207,  Note  2),  so  fehlt  es  an  allem  positiv  rechtlichen  Grunde,  den  Mit- 
ghedem  der  restaurirteu  Dynastie  ein  grösseres  Recht  einzuräumen,  als 
die  Wiederherstellung  in  ihren  verlorenen  Privatbesitze  auf  dem  Wege 
4er  Gesetzgebung,  und  unter  Entschädigung  der  Erwerber  aus  der  Staats- 
kasM  zu  beanspruchen.  ^ 
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während  dieses  Zeitraumes  nicht  znm  Vorwurfe  machen  oder 
als  strafbare  Handlung  verfolgen ,  da  sie  selbst  in  der  Uor 
mOglichkeit  war,  zu  regieren;  sie  muss  auch  alle  von  des 
Beamten  während  der  Zwischenherrschaft  nach  den  damali 
bestehenden  Gesetzen  vorgenommenen  Amtshandlung«!,  so  wie 
die  von  den  Grerichten  gesprochenen  Erkenntnisse  in  bfirgo^ 
liehen  und  gemeinen  Strafsachen  als  gütig  anerkennen;  woU 
aber  muss  sie  als  befugt  gelten,  Strafurtheile  in  potttisehei 
Sachen,  welche  etwa  gegen  die  Anhänger  der  Legitimitii 
während  der  Zwischenherrschaft  ergangen  sind,  wieder  anfzB* 
heben,  weil  diese  mit  dem  Rechtsgrunde  ihrer  wiederfaer* 
gestellten  Herrschaft  im  Widerspruche  stehen. 

6)  Dagegen  kann  der  restaurirte  Sou verain  nicht  für  to- 
pflichtet  erachtet  werden ,  die  von  dem  Zwischenherrsch^  uir 
gestellten  Civil-  und  Militärbeamten  in  ihren  DienststeDen  n 
belassen,  sondern  er  kann  dieselben  sofort,  ohne  Anerkemmog 
von  Pensionsansprüchen,  entlassen,  weil  das  Staatsdienstveh 
hältniss  in  der  Monarchie  nicht  direkt  zwischen  dem  Stiaüt 
beamten  und  der  Staatspersönlichkeit  (dem  Fiskus)^ 
sondern  nur  durch  Vermittelung  der  Persönlichkeit  des  Fürstei 
besteht  und  durch  den  der  Person  des  Souverains  zb 
leistenden  Diensteid  bedingt  ist,  der  Diensteid  aber,  der  den 
Zwischenherrscher  geleistet  worden  ist,  in  geradem  Wider- 
spruche mit  dem  Rechtstitel  der  restaurirten  Dynastie  &tM^% 

ni.  Auf  welchem  Wege  die  restaurirte  Dynastie  wieder  n 
ihrem  Kronbesitze  gelangt  ist,  ob  durch  Wiedereroberung  des  L«- 
des  durch  Hilfe  ihrer  Bundesgenossen,  ob  durch  Rückbernfhng 
durch  das  Volk  nach  gelungener  Gegenrevolution,  oder  dmtfc 
Staatsverträge  mit  einer  dritten  befreundeten  Macht,  welche  sdbsl 
das  betreffende  Land  durch  Friedensschlüsse  und  dergl.  vot 
dem  Eroberer  oder  Usurpator  erworben  hatte,  ist  in  Bezug  arf 
ihre  rechtliche  Stellung  zu  den  Regierungshandlnngen  des 
Zwischenherrschers  ohne  Einfluss^*). 


*o)  In  diesem  Punkte  unterscheidet  sich  wesentlich  der  Wiedereiiitriit 
einer  legitimen  Dynastie  in  die  Regierung  Yon  der  eigentlichen  Staatssa^ 
cession  eines  Thronerben,  und  zeigt  sich  deutlich,  dass  die  allerdings  in  mki 
Beziehungen  begründete  Analogie  zwischen  Beiden  nicht  unbedingt  dorcligreät 

^0  Diese  Unterscheidungen  würden  nur  dann  von  Kinflusa  setn,  wens 
man, die  römische  Lehre  vom  jtis  postlimimi  zu  Grande  su  legen 
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IV.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  ein  Pri- 
vatmann, welcher  die  von  dem  Fiskus  während  einer  Zwi- 
schenherrschaft erkauften  Güter  weiter  an  einen  anderen  Pri- 
vaten verkauft  hat,  diesem  wegen  deren  späterer  Entziehung 
durch  eine  Verordnung  des  restaurirten  legitimen  Souverains 
keine  Entschädigung  zu  leisten  hat,  da  eine  solche  Entwährung 
in  Bezug  auf  das  Kaufgeschäft  ein  rein  casuelles  und  späteres 
Ereigniss  ist^^). 


Zwölfter  Abschnitt. 

Der  Forst  and  sein  Hans  oder  das  Familien-  und  Thnn- 
erbreeht  der  sonverainen  deutschen  Familiei« 

§.  211. 

Verhältniss   des   Familien-   und  Erbrechtes  der  deut- 
schen souverainen  Familien  zu  dem  sogenannten 
deutschen   Privatfurstenrechte^). 

Zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  bezeichnete  man  das  Fa- 
milien- und  Erbrecht  der  landesherrlichen  und  reichsständischen 
Geschlechter,  welches  die  Grundlage  der  legitimen  Er- 


")  L.  11.  Dig.  de  evictione  (21,  2).  —  Der  Verkaufer  könnte  daher 
nnr  aas  einem  besonderen,  ftir  einen  solchen  Fall  geleisteten  Cautions- 
Yersprechen  ersatzpflichtig  werden. 

0  Literatur:  H.  de  Coceji,  deductiones  in  causis  illust.  (T.  I)  Lemgo, 
1725.  —  G.  M.  de  Ludolf,  consultationes,  Tom  I— m,  1731—39.  —  D. 
B.  G.  Struvii,  jurisprudentia  heroica,  VII.  Part.  Jenae,  1743-— 53.  — 
J.  F.,  W.  de  Neumann,  meditationes  juris  princ.  priv.  Frcf.  a.  M.  T. 
I~IX.  1751—56.  —  J.  J.  Moser,  Familienstaatsrecht  der  deutschen  Keichs- 
stände.  II  Bde.  Frankf.  u.  Leipz.  1775.  Dessen:  Persönl.  Staatsr.  d.  deut 
Reichsstde.  II  Thle.  FrkL  u.  Leipz.  1775  und  dessen  deutsch.  Staatsrecht, 
Theil  Xn  u.  f.  —  J.  St  Pütter,  primae  lineae  juris  privat!  principum, 
speciatim  Germaniae.  Götting.  1789.  Dessen  Beiträge  z.  deut.  Staats-  u. 
Fürsten-B.  2  Bde.  Götting.  1777—1779.  u.  de ssei; Erörterungen  u.  Beispiele 
z.  deut  St-  u.  Fürsten-R.  Gott  1793.  1794.  —  A.  W.  Heffter,  Beiträge 
z.  deut  St-  u.  Fürstenrecht,  Berlin  1829.  —  Yergl.  auch  J.  C.  Kohler, 
Handbuch  des  deutschen  Fürstenrechtes  der  vormals  reichsständischen,  jetzt 
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Werbung  ihrer  Landesregierung  und  Reichsstand- 
schaft  bildete,  als  jus  privatum  tUustriunin  persönUches, 
Privat-  oder  Familienstaatsrecht  oder  Privatftirstenrecht.  Die 
wissenschaftliche  Darstellung  dieses  Rechtes  selbst  pflegte  tbom. 
jurisprudentia  heroica  ZU  nennen  2).  Da  nunmehr  eine  grosse 
Anzahl  der  ehemals  landesherrlichen  und  reiehsständischea 
Familien  die  eigentlichen  und  höheren  Regiemngsrechte  Te^ 
loren  hat,  so  kann  nur  noch  das  besondere  Familien-  und 
Erbrecht  der  übrigen  ehemals  landesherrlichen  und  reichsstii- 
dischen  Familien,  welche  gegenwärtig  zur  Sonverainetit 
emporgestiegen  sind,  in  der  Lehre  von  der  Erwerbung  der 
Staatsgewalt  in  Betracht  gezogen  werden^). 

§.  212. 

Stellung  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen 
souverainen  Familien  im  Rechtssysteme. 

Das  Familien-  und  Erbrecht  der  gegenwärtig  sonverainea 
deutschen  Häuser  gehört  eben  so,  wie  dies  zur  Zeit  der  Reieha- 
verbindung  hinsichtlich  des  sogenannten  Privatftirstenreefati 
überhaupt  der  Fall  war,  in  einer  Beziehung  dem  Privatrechte^ 
in  anderer  Beziehung  dem  öffentlichen  Rechte  an.  Ersteres 
ist  der  Fall,  insoweit  die  Grundsätze  desselben  ans  dem  ge- 
meinen deutschen  Privatrechte  geschöpft  werden,  und 
insofern  man  das  Familien-  und  Erbrecht  tiberhaupt  in  das 
Privatrecht  zu  rechnen  pflegt :  letzteres  findet  dagegen  insofern 


mittelbaren  Fürsten  und  Grafen.  Sulzbach,  1832.  —  A.  Bauer,  Bdtr.  s. 
deut.  Privatfilrstenrechte.  Gott.  1839.  —  Leist,  Lehrb.  d.  deut  Staats-R. 
§.  24  u.  f.  —  Gönner,  deut.  Staats-R.  §.  233  u.  f.  —  Klüber,  öfletll 
R.  §.  11.  238  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Grds.  d.  deut  St-R.  §.  227  xlI 
—  Weiss,  Syst.  d.  deut.  St.-R.  §.  1.  Note  h;  §.6.  Noteb;  §.252.  Notea; 
§.  238  u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staats.  (2.  Aufl.)  §.  63  u.  £ 

')  Einige  zogen  auch  das  Familien-  und  Erbrecht  der  nicbt-mchsstäih 
dischen,  reichsunmittelbaren  adeligen  Familien,  welche  sie  mit  den  reic^ 
ständischen  unter  der  Bezeichnung  ühiMres  zusammenstellten,  unter  des 
Begriff  des  PrivatfÜrstenrechts ;  so  z.  B.  Pütter,  prim.  lineae,  §.  2. 

')  Davon,  in  wieferu  die  standesherrlichen  und  andere  früher  reichs- 
unmittelbare Familien  noch  an  den  Grundsätzen  des  PriratfÜrstenredrft 
Theil  nehmen,  wird  unten  bei  der  Darstellung  der  staatsrechtlichen  SteDioy 
des  Adels  gehandelt 
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Btalt,  als  eines  Theils  die  eigenthttmlichen  Grundsätze  des  Fa- 
niMen-  nnd  Erbrechtes  der  deutschen  sonverainen  Familien  in 
Staatsgrnndgesetzen  oder  anderen  politischenRechts- 
normen  wurzeln  und  andern  Theiis  dieses  Familien-  und 
Erbrecht  eine  unmittelbare  Wirkung  auf  die  politi- 
schen Verhältnisse  selbst  äussert.  Dieser  zweiseitige  Cha- 
nkter  des  Priyatfilrstenrechtes  der  sonverainen  Familien  ist 
ein  unmittelbarer  Ausfluss  des  Begriffes  der  Erbmonarchie,  in 
welchem  der  Begriff  der  politischen  Herrschaft  mit  einem  pri- 
Tatrechtlichen  Begriffe  (der  Erbfolge)  zu  einem  Ganzen  ver- 
bunden istO* 

§.  213. 

Von   den  Quellen  des  Familien-   und  Erbrechtes  der 
deutschen  sonverainen  Familien  überhaupt. 

I.  Neben  einigen  wenigen  reichsgesetzlichen  Bestimmungen 
erschien  zur  Zeit  des  Eeichsverbandes  als  die  vorzüglichste 
Qaelle  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  reichsständischen 
ßeschlechter,  aus  welchen  die  jetzt  regierenden  sonverainen  Fa- 
milien hervorgegangen  sind^  die  denselben  zugestandene,  sehr 
ausgedehnte,  jedoch  keineswegs  unbeschränkte  Autonomie^), 
welche  sich  bald  in  der  Form  des  Herkommens,  bald  in  jener 
Ton  Hausverträgen,  Testamenten,  Statuten,  sog.  Hausgesetzen 
und  pragmatischen  Sanktionen  äusserte.  So  weit  keine  solche 
besonderen  Quellen  vorlagen,  kam  das  gemeine  deutsche 
Privat  recht  zur  Anwendung.  Subsidiär  galten  dabei 
die  recipirten  Rechte,  als  gemeines  Reichsrecht  ^).  Es  be- 
darf daher  das  fürstliche  Familien-  und  Erbrecht  hier  einer 
besonderen  Darstellung  nur  insoweit,  als  es  auf  Grundsätzen 
beruht,  die  vom  gemeinen  Reichsrechte  abweichen. 

n.  Das  partikuläre  Landesrecht  kam  dabei  un- 
streitig nicht  in  Anwendung,  es  mochte  auf  Herkommen 


«)  Siehe  oben  §.  39  a.  £. 

*)  Vergl.  die  im  §.  214,  Note  1.  angeführten  Schriften.  —  üeber  die 
Beschränkung  der  rdchsst&ndischen  Aatonomie  in  Familiensachen  yergl. 
j.  214,  m. 

*)  Siehe  oben  §.  78. 
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oder  aaf  landesherrlicher  Gesetzgebung  beruhen')^ 
indem  dem  jeweiligen  Landesherm  keine  gesetzgebende  itnd 
richterliche  Gewalt  über  die  Mitglieder  seines  Hauses  znstan^ 
sondern  diese  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Reichsunmittel- 
bare nnr  der  gesetzgebenden  and  richterlichen  Gewalt  des 
Kaisers  unterworfen  waren.  Mitunter  findet  sich  aber,  da« 
sich  das  Familienherkommen  eines  reichsständischen  Hansel 
in  einzelnen  Beziehungen  an  solche  Grundsätze  des  paitik» 
lären  Landesrechtes  anschloss,  welche  im  Landesherkom- 
men vmrzelten,  oder  dass  landesherrliche  Familien  ausdrück- 
lich das  Landesrecht  als  Rechtsquelle  ihres  Famili^utditi 
erkläiten  *). 

§.  214. 

Von  den  Hausgesetzen  der  souverainen  deutschen 

Familien  insbesondere. 

1)   Nach  reichsrechtliclien  Grundsätzen*). 

L  Zur  Zeit  des  Reiches  war  unstreitig,  dass  bei  der  Er- 
richtung hausgesetzlicher  Normen  in  den  reichsständischen  Fik- 

3)  G.  M.  de  Ladolf,  de  jure  feminar.  iüastr.  (1734).  P.  IL  c.  L 
§.  XY,  b.  „De  private  jure  provinciarum  adhac  ieuldendimi,  Ulustrea  fmSm 
eo  non  uti,  nisi  libera  receptione,  eaque  ab  asserente  probata/' 

*)  So  z.  B.  nicht  selten  in  Betreff  der  Voiyährigkeit  der  Priosen.  -> 
In  dieser  Weise  betrachteten  bereits  die  Karolinger  die  Zjcx  Ripuarnnm 
als  massgebend  für  ihre  Familienrechtsverhältnisse,  -nach  dem  Zeugnis» 
der  Charta  divigioms  Ludovici  Pü,  a.  817.  c.  16,  welche  woU  ili 
das  älteste  fürstliche  Hausgesetz  in  Europa  zu  betrachten  isL 
(Vergleiche  meine  deutsche  IL-Gesch.  (3.  Aufl.)  Stuttgart  1858,  TU.  II» 
§.  36,  Note  13.  —  Unbestritten  findet  in  den  s&chsischen  FOrsteohiifiea 
das  s&chsische  Recht  nach  dem  Naumburger  Vergleich  t.  1&54  Anwei- 
dung.  Pütter,  prim.  lin«  §.  3.  —  Siehe  besonders  y.  Ludolf,  1.  c  F.IL 
c  1.  §.  XV,  7. 

«)  Aeltere  Schriften  s.  bei  Pütter,  Literatur  m,  §.  1523.  —  Klöber, 
Lit.  S.  611.  —  Chr.  Majer,  Autonomie  des  Fürsten-  und  übngen  ni* 
mittelbaren  Adelsstandes.  Tübingen  1782.  —  Jaup,  de  valore  et  efiicMt 
pactor.  8.  statuto  fam.  illustr.  Giessen  1792.  —  Moser,  FamiL-StaatO'.  Ü* 
S.  964  u.  f.  —  Klüber,  öffentl.  R  §.  75,  Note  a.  —  Kohler,  HandlwA 
S.  535  u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staatsr.  2.  Auflage.  I,  §.  H 
Note  9.  —  J.  D.  Reiche,  chronologisch-systematisches  Verzeichniss  iv 
Erläuterung  des  deutschen  Privatfurstenrechts  vorzüglich  gehöriger  Urknoden. 
Bückeburg,  1785.  —  Die  Hausgesetze  der  regierenden  dei^schen  Fünten- 
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iäen  die  L an  da tän de  gemeinrechtlich  nicht  befugt  waren, 
iBC  Mitwirkung  au  beanspnichen,  gleichviel  ob  die  Form  einei^ 
toatamentea  oder  eines  Vertrages  unter  den  Familiengliedem 
leliebt  worden  war^). 

U.  Desgleichen  war  zur  Reichszeit  die  Publikation  der 
Bosgesetzlichen  Normen  keine  Bedingudg  ihrer  Giltigkeit  und 
lo'bindlichkeit  gegenüber  von  dritten  Personen,  wie  Unter 
banen  nnd  Gläubiger^). 

III.  Eme  kaiserliche  Gonfirmation  hausgesetzlicher 
Kspositionen  war  nur  dann  nothwendig  ^),  wenn  durch  solche 


loser,  herausgegeben  und  eingeleitet  yon  Dr.  Hermann  Schulze,  Bd.  I. 
ena  1862.    (Bd.  U  u.  HI  wird  folgen.) 

')  Es  war  dies  eine  nothwendige  Folgerang  aus  dem  Patrimonialprincip, 
of  welchem  die  Landesherrlicbkeit  beruhte.    S.  oben  §.  39. 

')  Es  konnten  hieraus  für  Dritte,  namentlich  für  Gl&ubiger,  grosse 
Iftchtheile  entstehen,  z.  B.  da,  wo  ein  nicht  bekannt  gemachtes  Hausgesetz 
ie  ünveräaBserlichkeit  der  Besitzungen  festsetzte,  oder  dem  jeweiligen 
iAndesherrn  die  Belastung  derselben  mit  Schulden  untersagte.  Man  be- 
iachtete aber  derartige  Beschränkungen  des  regierenden  Herrn  nicht  als 
kDsflQsse  einer  von  ihm  blos  vertragsmftssig  übernommenen  persönlichen 
Ferbindlichkeit,  sondern  als  Ausflüsse  eines  der  gesammten  Familie  aus 
iner  Fideicommissstiftung,  Testament  oder  Familienvertrag  zuständigen 
ig.  condommium  eventuale,  in  Folge  dessen  der  jeweilige  Landesherr 
idbst  nur  in  dem  Verhältnisse  eines  Usufiructuars  zu  den  Besitzungen  zu 
tehen  achien. 

*)  Die  Beichsgesetze  stellen  nirgends  ausdrückliche  Grundsätze 
tter  den  Um&ng  der  reichsständischen  Autonomie  in  Familiensachen,  noch 
Hdi  über  die  Fälle  auf,  wo  eine  kaiserliche  Confirmation  nöthig  sei.  Die 
gewöhnlich,  z.  B.  yon  Kohler  Privatfttrstenrecht  §.  221,  angezogene  Stelle 
kr  W.  K.  art  I,  §.  9.  gehört  gar  nicht  hierher;  denn  unter  den  hier 
■wähnten  „den  Beichsconstitutionen  gemäss  gemachten  Unionen''  sind 
HJdit  die  in  den  einzelnen  reichsständischen  Familien  errichteten  Hausgesetze, 
nndem  Verträge  unter  mehreren  solchen  Familien,  wie  Erbverbrüderungen, 
Ri  verstehen.  —  Die  einzige  Stelle ,  die  von  den  pacUs  familuie  handelt, 
(W.-K  art  VI,  §.  2.)  bestimmt  nur,  dass  der  Kaiser  die  Reichsstände  „bei 
Betefanungsemeuerungen  mit  der  Edition  der  alten  pactorum  famäiae 
ucht  beschweren,  vielweniger  die  Reichsbelehnung  wegen  erstgedachter 
Edition  der  pactorum /amäiaef  sie  seien  neue  oder  alte  .  .  .  aufhalten*' 
solle,  und  dabei  wird  nur  beiläufig,  in  einem  Zwischensatze,  gesagt,  dass 
doich  die  Ertheilung  einer  solchen  Belehnung  den  nicht  vorgelegten  pactts 
foBttUkte  (woraus  etwa  ein  anderes  als  das  belehnte  Mitglied  der  Familie 
ein  besseres  Becht  auf  die  Belehnung  herleiten  könnte),  nicht  präjudizirt 
werden  („an  ihrer  Verbindlichkeit  nichts  abgehen'')  soll  „wenn  sieden 
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autonomische  Bestimmangen  in  die  reichsIehnrechtliclieD  oder 
reservatrechtlichen  Befugnisse  des  Kaisers  eingegri£Een,  oder 
Rechte  der  Familienglieder  aufgehoben  oder  beschränkt  werdet 
sollten,  welche  nach  gemeinem  l^eichsrechte  als  nnentziebbar 
durch  einseitige  Verfügungen  der  Familienmitglieder  aner- 
kannt waren  ^).  Dass*  die  Hausgesetze  den  Eeichsgrandgesetsai 
nicht  zuwider  sein  durften,  versteht  sich  von  selbst^.  And 
die  kaiserlichen  Gonfirmationen  wurden  regelmässig  nie 
allgemein  publicirt.  Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  d 
man  dieselben  als  kaiserliche  Privilegien  betrachtete^.  | 
IV.  Im  Uebrigen  wurde  in  den  reichsständiscben  Hlusei^ 
die  Rechtsbeständigkeit  der  hausgesetzlichen  Normen  bei 
lieh  der  Familienglieder  unter  sich  nach  dens 
Grundsätzen  beurtheilt,  wie  bei  dem  stammgut  -  leben- 
fideicommissbesitzenden  deutschen  Adel  überhaupt. 


3 


Reichsgrundgesetzen,   auch  habenden  und  gleich&Us  rdchsooBSt^ 
tionsmässigen  kaiserlichen  Privilegien*'  gem&ss  sind. 

s)  In  neuerer  Zeit  wird  h&ufig  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  vem^ 
stens  in  der  letzten  Zeit  des  Reiches  die  Uausgesetze  der  ReichsstftDd!» 
keiner  kaiserlichen  Gonfirmation  bedurft  hätten  (vergl.  z.  B.  Maares* 
brecher,  Prlyatr.  2.  Aufl.  §.  74;  Mittermaier,  Privatr.  7.  Aufl.  f .  Üi 
u.  A.).  Dies  ist  aber,  in  solcher  Allgemeinheit  aufgesteUt,  onriditig.  NicUt! 
nur  war  die  kaiserliche  Conflrmation  unzweifelhaft  nöthlg,  wo  es  vcftf 
der  in  der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit  liegenden  Curatel  Ober  If  inden* 
j&hrige  oder  Ungeborne  CnascüuriJ  einer  causae  eogniHo  des  Beiflf'{ 
hofraths  bedurfte  (vergl.  P Otter,  prim.  lin.  jur.  priy.  princ.  §.  49;  Kohlertj 
Privatfürstenr.  §.  123) ;  sondern  auch  da,  wo  durch  ein  Hauqgesets  die  iftj 
gemeinen  Reichsrechte  begrOndeten  Pflichttheilsrechte,  nameDtBitl 
der  Töchter,  willkohrlich  verletzt,  oder  Ehen  reichsst&ndischer  Hemi| 
mit  Frauen  von  niederem  Adel  alsMissheirathen  erkl&rt  werden  woUttaj 
In  diesen  und  ähnlichen  Fällen  wurde  regelmässig  den  Hausgesetzen,  wifej 
auch  den  Ritterstatuten  die  kaiserliche  Gonfirmation  verweigert,  wie  •■  | 
vielen  Beispielen  dargethan  werden  kann.  Siehe  meine  Schrift:  übtf| 
Missheirathen,  1853,  S.  77.  81;  vergl.  das  Rescript  E.  Ferdinand*!  mj 
vom  25.  Mai  1652  in  Burgmeister,  reichsritterschafü.  Gorp.  Jur.  UHj 
1707,  S.  663.  —  Es  ist  sehr  beachtenswerth,  dass  kein  Fall  aus  der  BöA^ 
zeit  bekannt  ist ,  in  welchem  eine  Primogeniturordnung  in  einem  reickl* 
ständischen  äanseohne  kaiserliche  Gonfirmation  eingefohrt  worden  irlie 
Yergl.  de  Ludolf,  de  jure  femina.  illustr.  1734.  P.  ü,  cap.  1.  §.  XHL 

«)  W.-K.  art  VI.  §.  2  (siehe  oben  Note  4). 

')  W.-K.  art  VI.  §.  2  (siehe  oben  Note  4). 
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§.  215. 

2)  Veränderungen    bezüglicli   der  Quellen  des  fürst- 
lichen Familien-    und   Erbrechts  in   Folge   der   nun- 
mehrigen Souverainetät  der  Bmidesgheder  ^). 

I.  Die  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes  sprechen  zwar 
nirgend&  ausdrücklich  von  der  den  regierenden  Familien  zu- 
stehenden Autonomie  in  ihren  familienrechtlichen  Verhältnissen: 
es  wurde  jedoch  deren  Zuständigkeit  unstreitig  als  selbstver- 
ständlich vorausgesetzt.  Dies  ergibt  sich  insbesondere  aus  der 
(analogen)  Bestimmung  über  die  Anerkennung  einer  fortbe- 
stehenden Autonomie  der  standesherrlichen  Häuser  in  ihren 
Familien-  und  Oüterverhältnissen,  im  Art.  14  der  deutschen 
Bundesakte.  Die  Grundsätze,  welche  zur  Zeit  des  Reiches 
hinsichtlich  der  Entstehung  und  rechtlichen  Verbindlichkeit  von 
Hausgesetzen  in  den  regierenden  Familien  galten,  gelten 
daher  im  Allgemeinen  noch  jetzt,  jedoch  mit  einigen  in  Folge 


'*)  Neuere  Hausgesetze  aas  der  Zeit  des  Rheinbundes:  Preus- 
sen:  Edikt  und  Hausgesetz  über  die  Veräusserlichkeit  der  k.  Domänen, 
V.  17.  Dec.  1808.  publ.  6.  Nov.  1809;  Ges.-Samml.  S.  604;  (bei  G.  von 
Meyer,  Corp.  Const.  Germ.  2.  Lief.  Frkft.  a.  M.  1845,  S.  265).  — 
Bayern:  Familiengeselz  v.  28.  Juli  1808.  (Winkopp,  Rhein.  Bund. 
XVn,  S.  3;  bei  Herrn.  Schulze,  I,  312).  —  Würtemberg;  Hausges. 
T.  1.  Jan.  1808.  (Winkopp,  XVÜI,  S.  1.)  —  Mecklenburg-Schwerin 
und  Streu tz:  vorläufiger  Hausvertrag  v.  5.  Dec.  1808.  (Siehe  Ebendas. 
XVni,  S.  282).  —  Anhalt-Köthen:  Haus- und  Familiengesetz  vom 24.  Juli 
1811,  bei  Herm.  Schulze,  I,  128.  —  Hausgesetze  seit  der  Stiftung 
des  deutschen  Bundes:  Bayern,  Familiengesetz  vom  18.  Januar  1816 
(Reg.-Bl.  1816.  Nr.  40;  bei  Herm.  Schulze  I,  312.);  Hausgrundgesetz, 
als  künftig  allein  giltiges  Hausgesetz  y.  5.  August  1819.  (Reg.-BL  1821, 
Nr.  1;  bei  Herm.  Schulze,  I,  337.).  —  K.  Sachsen:  I^usgesetz  vom 
30.  December  1837.  —  Würtemberg:  Hausgesetz  vom  8.  Juni  1828.  — 
Hannover:  Hausgesetz,  betr.  die  Vermählungen  der  nicht  r^erenden 
Mitglieder  des  durchlauchtigsten  Gesammthauses  Braunschweig- 
Lüneburg,  v.  19.  Oct.  1831  (Ges.-Samml.  1833.  Nr.  1;  bei  Herm. 
Schulze  I,  488);  Königliches  Hausgesetz  für  das  E.  Hannover,  vom 
19.  Nov.  1836.  (Ge8.-Samml.  1836.  I.  Abthl.  Nr.  37;  bei  Herrn.  Schulze 
I,  490).  —  Baden:  Hausgesetz  und  Familien-Statut  v.  4.  Oct.  1817;  (bei 
Herm.  Schulze  I,  202.)  —  Eurhessen,  Haus-  und  Staatsgesetz  vom 
4.  März  1817.  -  S.-Goburg-Gotha,  Hausgesetz  v.  1.  März  1855. 
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der  nunmehrigen  Souverainetät  der  Bundesglieder  eingetrele] 
Verändernngen.  A)  Die  Beschränkungen,  welehen  die  Anta» 
nomie  der  regierenden  Familien  zur  Reichszeit  in  GemässlNi^ 
ihrer  Unterordnung  unter  den  Kaiser  nnterlag,  sind  jetzt  h» 
weggefallen.  B)  Auch  nach  der  Einfiihmng  landstandischcr 
Verfassungen  steht  den  regierenden  Familien  das  Recht  s%| 
Hausgesetze  ohne  Mitwirkung  der  Landstände  zu 
richten,  so  weit  nicht  darin  zugleich  Bestimmungen  Aber  V< 
hältnisse  getroffen  werden  wollen,  bei  deren  gesetzliche:  F< 
Stellung  die  Landstände  nach  der  LandesTcrfassung  mitzuwirl 
befugt  sind^).  C)  Sehr  häufig  enthalten  nunmehr  auch 
neueren  Verfassnngsgesetze  Bestimmungen  über  das  Fi 
milien-  und  Erbrecht  des  regierenden  Hauses.  In  diesem  Fi 
muss  auch  ein  Recht  der  Landstände  zur  Mitwirkung 
der  Errichtung  eines  neuen  Hausgesetzes  in  so  weit  &i 
gründet  erachtet  werden,  als  dadurch  rechtsgiltig  bestdiCDda 
Bestimmungen  des  Verfassungsgesetzes  abgeändert  werdet 
sollen.  D)  So  weit  nach  der  bisherigen  Hausverfassang  jiaii| 
guaesita  der  Agnaten  auf  die  Thronfolge  begründet  wai^ 
können  dieselben  auch  durch  kein  yon  dem  Souverain  mit  Zi" 
Stimmung  der  Landstände  neu  errichtetes  Gesetz  ohne  Zui^ 
mung  der  Betheiligten  mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  diesl 
aufgehoben  werden,  weil  die  Landstände  nur  berufen  sind,  diij 


*)  So  heisst  es  z.  B.  im  Eingange  des  würtembergischen  HmvI 
gesetzes:  „unter  Zustimmung  unserer  getreuen  Stände,  so  viel  die  zid 
ständischen  Mitwirkung  geeigneten  Punkte  anbetrifft**-*! 
Eine  gleiche  yerfassungsmässige  Zustimmung  der  Stände  erwähnt  die  Ea^ 
leitung  zum  k.  hannoverschen  Hausgesetze  t.  19.  Noy.  1836.  —  & 
Bächsische  Verordnung  vom  8.  Febr.  18S8,  die  Erlassung  des  k.  Haa» 
gesetzes  betreffend:  „Wir  .  .  .  haben  über  die  in  unserem  k.  Hanse  känim 
stattfindenden  Familienrechte  und  Bezüge  durch  das  anliegende  k.  Bim^ 
gesetz,  soweit  nöthig  unter  Zustimmung  unserer  getreneV; 
Stände,  Anordnungen  getroffen.*'  —  Die  Zustimmung  des  Landtags  st; 
einzelnen  benannten  Artikeln  erwähnt  das  S.-Goburg-Gotha'scktj 
Hausges.  v.  1.  März  1855  im  Eingang.  —  Bei  den  übrigen  Note  1  tmg^ ' 
fährten  Hausgesetzen  hat  eine  landständische  Mitwirkung  überhaupt  iudkt| 
stattgefunden.  Ausdrücklich  sagt  die  Veri-Urk.  y.  Hannover,  ISIft 
§.  26 :  „Die  Hausgesetze  b  e dürfen  der  Zustimmung  der  allgemeinen  Stladt : 
nicht  Durch  dieselben  können  jedoch  die  Vorschriften  der  gqpenwärtigtt 
Vcrf.-Urkunde  nicht  abgeändert  werden."  Ueberdnstimmt:  Braunachveift 
Neue  Ldschft8.-Ordn.  1832.  §.23. 
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fiechte  des  Landes  in  seiner  Qesammtbeit  za  vertreten,  nicht 
aber  über  Becbte  zu  verltlgen,  welche  als  jtira  Bmgülorum  be- 
reits sowohl  gegen  den  Souverain  als  gegen  das  Land  begrtlndet 
sind,  und  weil  die  Zustimmung  der  Landstände  dem  Souverain 
kein  Becht  beilegen  kann,  welches  der  Souverain  selbst  als 
absoluter  Monarch  nach  den  Grundsätzen  des  Privatftlrsten- 
rechtes  nicht  haben  wttrde^).  Es  besteht  auch  gegenwärtig 
keine  allgemeine  Vorschrift,  dass  die  fürstlichen  Hausgesetze, 
um  auch  gegen  Dritte,  wie  Unterthanen  und  Gläubiger,  recht- 
liche Wirkung  zu  haben,  wie  Gesetze,  allgemein  verkündet 
sein  sollen.  Dies  wäre  in  Bezug  auf  die  zahbreichen  oft  sehr 
umfangreichen  älteren  Hausgesetze,  Testamente  und  dergl. 
nicht  nur  vielfach  sehr  schwer  ausftlhrbar,  sondern  könnte  nach 
Umständen  auch  für  das  regierende  Haus  und  das  Land  im 
Yerhältniss  zu  anderen  Staaten  leicht  grosse  Nachtheile  haben. 


3)  Uebereinstimmen :  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  245,  Nr.  3.  — 
Weiss,  Staatsr.  §.  260.  I,  3.  —  H.  A.  Zachariae,  das  rechtliche  Yer- 
hfiltniss  des  fürstl.  Kammerguts,  etc.  Göttingen  1861,  S.  38,  39.  41.  — 
Denselben  Grundsatz  stellt  ausdrücklich  ^uf  das  hannoyer'sche  Haus- 
gesetz V.  19.  Nov.  1836.  Cap.  2.  §.  3.  (siehe  §.  2i6,  Note  4),  —  Vergl. 
das  Votum  von  Bayern,  in  der  hannoyer'schen  Yerfassungsangelegenheit, 
Protok.  der  B.-V.  1839,  Sitz.  5.  §.  69.  S.  173.  —  A.  M.  scheint  v.  Mohl, 
Würtemberg.  Staatsr.  I,  S.  435  zu  sein.  —  Andere  Grundsätze  gelten  auch 
allerdings  nach  dem  englischen  Staatsrechte.  Nach  Blacks  tone,  T.  I, 
p.  195,  wird  in  England  dem  Könige  im  Vereine  mit  den  beiden  Häusern 
des  Parlaments  unzweifelhaft  das  Redit  beigelegt,  die  Erbfolge  in  die  Krone 
zu  vernichten  und  durch  besondere  Statute,  Einrichtungen  und  Vorkeh- 
rungen den  unmittelbaren  Thronerben  auszuschliessen  und  einen  anderen 
zur  Thronfolge  zu  berufen.  Allein  fOr  die  deutschen  Staaten  lässt  sich 
ein  gleiches  Recht  bei  der  wesentlich  verschiedenen  Stellung  der  Landstände 
und  der  ganz  eigenthümlichen  historischen  Entwickelung  des  deutschen 
Staatsrechts  nicht  behaupten.  Bedauerlicher  Weise  fehlt  es  aber  gegen- 
wärtig in  Deutschland  seit  dem  Untergange  der  höchsten  Reichsgerichte 
an  einer  richterlichen  Instanz,  vor  welcher  die  fürstlichen  Agnaten  ihre 
Jura  quaegita  gegen  Verletzung  durch  die  Landesgesetzgebung  geltend 
machen  könnten.  Dieser  Mangel  einer  geordneten  richterlichen  Listanz 
kann  aber  das  Unrecht  an  sich  nicht  zum  Rechte  machen,  sondern  nur 
fftr  die  Agnaten  Schwierigkeiten  zur  Folge,  haben,  ihre  Rechte  zur  Geltung 
zu  bringen,  da  sie  sonach  zu  deren  Verfolgung  keinen  anderen  Weg  haben, 
als  den  der  Verhandlung  mit  dem  Souverain  und  beziehungsweise  den 
Landstftaden,  oder  nach  Lage  des  Falles,  durch  Anrufen  der  Vermittelung 
oder  des  Einschreitens  der  BuBdesveraammlnng. 
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Mehrere  der  neuen  Uausgesetze  sind  jedoch  öffentlich  und 
amtlich  bekannt  gemacht  worden^).  Mituiter  ist  auch  die  Pu- 
blikation von  landesherrlichen  Verordnungen,  welche  sieh  sif 
die  Familienverhältnisse  des  regierenden  Hauses  beziehen,  nach 
Analogie  der  Publikation,  welche  im  Art.  14  der  deutseliei 
Bundesakte  für  die  neuen  Hausgesetze  und  FamilienTertrigi 
der  standesherrlichen  Familien  vorgeschrieben  ist,  nur  dorek; 
Mittheilung  an  den  obersten  Landesgerichtshof  zur  Darnadir 
achtnng  in  betreffenden  Fällen  geschehen^). 

II.  Obgleich  man  heut  zu  Tage  die  Gresammtheit  derl&| 
glieder  einer  Regentenfamilie  nach  gemeinem  Sprachgebranchii 
als  „souveraines  oder  regierendes  Haus'^  zu  bezeicbneal 
pflegt,  so  steht  doch  die  Souverainetät  nur  dem  jeweilig  re^i 
gierenden  Herrn  allein  zu,  und  sind  die  tlbrigen  Mitgliedttj 
des  Hauses  nunmehr  wirkliche  Unterthanen  und  der] 
Staatsgewalt  des  regierenden  Herrn  unterworfen. 

HI.  Hiemach  kann  der  Zweifel  entstehen,  ob  nicht  g^genr 
wärtig  auch  die  partikuläre  Landesgesetzgebung  als  sukrj 
sidiäre  Rechtsquelle  flir  das  Familien-  und  Erbrecht  dfli; 
regierenden  Hauses  betrachtet  werden  müsse.  Alleiniuidi; 
der  bisherigen  Uebung  ist  in  allen  regierenden  Häusern  das 
gemeine  deutsche  Privatrecht  mit  Einschluss  der  redpirtet; 
fremden  Rechte,  so  wie  dasselbe  zur  Reichszeit  in  dieser  Be* 
Ziehung  subsidiär  angewendet  wurde,  fortwährend  als  subsidiin 
Norm  des  fürstlichen  Familien-  und  Erbrechts,  sowohl  was 
Form  als  Inhalt  der  hier  einschlägigen  Rechtsgeschäfte  anbe* 
langt,  anerkannt  worden.  Mitunter  wurden  zur  Beseitigai^ 
etwaiger  Zweifel  desshalb  besondere  Declarationen  erlassen^ 

IV.  Unverkennbar  hat  den  sämmtlichen  neuesten  Hausge* 
setzen  der  deutschen  regierenden  Familien  das  k.  bayerisch 
Hausgesetz  vom  5.  August  1819  zum  Vorbilde  gedient 


«)  So  z.  B.  das  bayerische,  badische,  wfirtembergische,  hannoTO^seke^ 
k.  sächsische  und  S.  cobarg-gothaische  Haasgesetz. 

^)  Dies  geschah  z.  B.  mit  der  in  Note  6  angeführten  badischei 
Verordnung  v.  13.  August  1823. 

^)  Ausdrücklich  erklärte  dies  in  Baden  eine  Verordnung  des  Gros- 
herzogs  Ludwig  v.  13.  August  1823.  —  Eine  Eigenthümlichkeit  inBezq; 
auf  die  Landeskirchenordnungen,  siehe  unten.  §.  219,  B. 
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§.  216. 
Familiengewalt  der  deutschen  Souveraine  *). 

I.  Zar  Zeit  des  deutschen  Reiches  war  Ton  keiner  beson- 
leren  Familiengewalt  eines  Landesherm  die  Bede,  and 
konnte  es  nicht  sein,  weil  die  sämmtlichen  Mitglieder  der  re- 
perenden  Familie  als  Reichsmittelbare  nar  der  Hoheit 
md  insbesondere  der  Oerichtsbarkeit  des  Kaisers,  nicht  aber 
les  jeweiligen  Landesherm,  anterworfen  waren.  Man  betrach- 
tete zwar  allgemein  den  regierenden  Herrn  als  das  Haapt  des 
Bfanses,  legte  ihm  aber,  so  fern  nicht  ein  Haasgesetz  ihm  be- 
londere  rechtliche  Befagnisse  einränmte,  nur  einen  Ehren- 
rorzug  and  moralischen  Einflass  auf  die  übrigen  Mit- 
glieder des  Hanses  bei  ^).  Es  konnte  demnach  der  Landesherr 
^meinrechtlich  flber  Mitglieder  seines  Haases  keine  andere 
Sewalt  haben,  als  diejenige,  welche  in  dem  gemeinen  Reichs- 
rechte oder  dem  von  der  fürstlichen  Familie  als  auf  ihre  Fa- 
nilienverhältmsse  ftlr  anwendbar  anerkannten  Landesherkommen 
hr  den  Vater  and  Ehemann  über  seine  Kinder  und  Gemahlin 
ils  väterliche  oder  ehemännliche  Oewalt  begründet  war. 
Deber  die  übrigen  Mitglieder  des  landesherrlichen  Haases  hatte 
1er  Landesherr  keine  besondere  Oewalt. 

IL  Die  väterliche  and  ehemännliche  Gewalt  steht 
len  deatschen  Bundesgliedem  anzweifelhaft  auch  noch  heat 
m  Tage  ganz  nach  gleichen  Orandsätzen  wie  zar  Zeit  des 
Seiches  za.  Seit  der  Erwerbang  der  Sonverainetät  ist  aber 
lern  regierenden  Herrn  darch  Haasgesetze  eine  besondere  so- 
^nannte  Familiengewalt,  theils  aasdrücklich  beigelegt 
irorden,  theils  wird  dieselbe  ftlr  die  nanmehrigen  Soaveraine 
ds  in  der  Natar  der  Sache,  d.  h.  in  dem  Wesen  der  Sonve- 
rainetät, liegend  and  mit  Hinweisang  aaf  das  gleiche  Verhält 
Diss  in  anderen  sonverainen  earopäischen  Fürstenhänsem  in 
Anspruch   genommen^);    jedoch    besteht    über    den    Umfang 

«)  Eltiber,  öffenü.  R.  §.  280  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Staatsr. 
f.  245.  —  WeiBB,  deut  Staatsr.  §.  260,  264  — H.  A.  Zachariae,  deut 
Staater.  (2.  Anfl.)  I,  §.  H. 

<)  Pütter,  prjm.  lin.  §.  73. 

1)  So  z.  B.  spricht  das  k.  hannoYer*8che  Haasgesetz  v.  24  Oct 
1831  von:  „Einführung  einer  von  dem  Souverain  auszuübenden  Auf- 

Zöpfl,  SUAtirecht.  5.  Aufl.  I.  38 
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dieser  Familiengewalt  keine  vollständige  Gleichfttniiigkcik 
der  Ansichten. 

in.  Unter  der  Familiengewalt  des  Souverains  verstdt 
man  den  Inbegriff  der  Rechte;  welche  einem  Souverain  ah 
dem  Haupte  seines  Hauses  über  sämmtliche  Mitglied« 
desselben  (einschlttssig  deren  Gemahlinnen  und  Wittwen)  ia 
Bezug  auf  Familienangelegenheiten  zustehen.  Da  es  an  ein« 
gemeingUtigen  positiven  Norm  ttber  den  Umfang  der  FamilieD- 
gewalt  der  deutschen  Sou veraine  mangelt ,  so  kommt  es  zs*i 
nächst  bezüglich  der  einzelnen  regierenden  Häuser  auf  im 
Inhalt  ihrer  (neuen)  Hausgesetze  an. 

IV.  In  Ermangelung  einer  hausgesetzlichen  oder  verfas* 
sungsmässigen  Bestimmung  kann  aber  aus  der  Natur  der  Sackj 
nicht  mehr  abgeleitet  werden,  als  dass  der  Souverain  befiiglj 
ist;  den  sämmtlichen  Mitgliedern  des  regierenden  Hauses  la 
Bezug  auf  ihre  Stellung  zu  ihm  selbst,  unter  sich  und  za  an- 
deren Staatsangehörigen  und  in  Bezug  auf  ihr  Verhalten,  ein- 
seitig solche  Vorschriften  zu  geben,  wie  sie  von  ihm  in  Fol{| 
der  ihm  zustehenden  oberaufsehenden  Gewalt  und  6e*: 
richtsbarkeit   überhaupt   für    Unterthanen    im   Wege  der: 
Verordnung  gegeben  werden  können.     In  allen  übrigen  Be- 
ziehungen, in  welchen    für   die  Unterthanen  überhaupt  To^ 
Schriften  nur  in  der  Form  von  Gesetzen  gegeben  werde» 
können,  kann  der  Souverain  auch  nur  im  Wege  der  Gesets- 
g  e  b  u  n  g  für  die  Mitglieder  seines  Hauses  Anordnungen  treffen, 
und  zwar  unter  Beachtung  der  bereits  erworbenen  Recbt«^ 
derselben  *). 

V.  Dem  hier  aufgestellten  Principe  zu  Folge  ist  daher  der 
Souverain  fttr. befugt  zu  achten,  einseitig  alle  Anordounge% 


sieht  über  die  Yennftlilungen  der  Prinzen  und  Prinzessinnen;  mit  dea 
Beifügen:  „dass  dieses  Aufsichtsrecht  an  sich  schon  weseatlick 
in  der  Souverainetät  begründet  ist." 

«)  Siehe  §.  215,  Note  3.  —  Hannover,  Haasgesetz  v.  19.  Nov.  1836» 
cap.  II.  §.  8:  „Es  darf  aber  keine  der  hausgesetzlichen  Bestunmungei, 
welche  das  Recht  und  die  Ordnung  der  Thronfolge  angehen,  eine  Aoidemof 
erleiden,  es  wäre  denn,  dass  ausser  der  den  Ständen  des  Ednigrekha» 
laut  cap.  n,  §.  26.  des  Staatsgrundgesetzes  vorbehijtenen  ZmtJmmnag 
sämmtliche  stimm-  und  successionsföhige  Agnaten,  unter  Yertretong  der 
noch  unmündigen,  darein  wiüigen."- 
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mit  oder  ohne  Bezeichnung  als  Hanggesetz  zn  treffen ,  welche 
die  Erhaltung  der  Ehre,  Ordnung,  Rnhe  und  Wohlfahrt  in  der 
Familie  erfordert^),  also  insbesondere  1)  die  Mitglieder 
seines  Hauses  zu  beaufsichtigen,  daher  ttber  Erziehung, 
Ausbildung,  Umgebung®),  Aufenthalt,  Reisen  oder  Niederlas- 
sung im  Auslande ''),  oder  Eintritt  in  fremde  Civil-  oder  Militär- 


B)  Bayern,  Hausgesetz  v.  5.  August  1819.  Tit  I,  §.  2.  „AUe  Glieder 
des  k.  Hauses  sind  der  Hoheit  und  Gerichtsbarkeit  des  Monarchen  unter- 
geben, und  er  übt  als  Haupt  des  Hauses  eine  besondere  Aufsicht  mit 
bestimmten  Bechten  über  sie  aus."  —  £bendas.  Tit.  lY.  §.  3.  „Ueberhaupt 
steht  es  dem  Monarchen  zu,  alle  zur  Erhaltung  der  Buhe,  £hre,  Ordnung 
und  Wohlfahrt  des  k.  Hauses  dienliche  Maassregeln  zu  ergreifen."  — 
üebereinstimmen:  Würtemberg,  Hausgesetz  von  1828,  art.  9,  10; 
Hannover,  Hausgesetz  1836,  cap.  H,  §.  1,  2;  K.  Sachsen,  Hausgesetz 
von  1837,  §.  4.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausgesetz  vom  1.  März  1855, 
§.  82,  83. 

*)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit.  lY,  §.  1.  „Dem  König  als  Regenten 
und  Haupt  des  Hauses  kommt  die  Befugniss  zu,  Einsicht  von  der  Erziehung 
aller  Prinzen  und  Prinzessinnen  seines  Hauses  zu  nehmen."  —  Üeber- 
einstimmen: Würtemberg,  Hausges.  y.  1828,  §.  11, 14.  —  Hannover, 
Hausgesetz  y.  1836,  cap.  YI,  §.  1.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  5. 
—  Ueber  die  Genehmigung  des  Hofstaates  der  Mitglieder  des  regieren- 
den Hauses,  vergl.  Bayern,  Hausgesetz  y.  1819,  Tit  YU,  §,7;  Wür- 
temberg, Hausgesetz  Yon  1828,  §.  21;  Hannover,  Hausges.  v.  1836, 
cap.  Ym,  §.  2;  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  7;  S.-Goburg-Gotha, 
Hausges.  1855,  §.  89. 

^)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit  lY,  §.  2.  „Kein  Prinz  und  keine 
Prinzessin  d.  k.  Hauses  darf  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  des  Königs  in 
einen  fremden  Staat  sich  begeben."  —  Uebereinstimmt:  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  6.  —  Würtemberg,  Hausges.  v.  1836,  art.  14.  „Kein 
Prinz  und  keine  Prinzessin  darf  ohne  Genehmigung  des  Königs  in  einem 
fremden  Staate  den  Aufenthalt  nehmen."  uebereinstimmt: 
Hannover,  Hausges.  v.  1836,  cap.  Vill,  §.  4.  —  S.-Goburg-Gotha, 
Hausges.  v.  1855,  §.  90.  -„Die  zur  Nachkommenschaft  des  Herzogs 
gehörigen  Prinzen  und  Prinzessinnen  dürfen  nur  mit  ausdrücklicher  Er- 
laubniss des  Herzogs,  die  übrigen  Mitglieder  des  herzogl.  Hauses  nur 
nach  vorgftngiger  Anzeige  an  den  Herzog  sich  ausser  dem  Lande  mit 
wesentlicher  Wohnung  h&uslich  niederlassen,  oder  in  auswärtige 
Staats-,  Milit&r-  oder  Hofdienste  sich  begeben."  —  Den  Aufenthalt 
im  Auslande  ohne  Genehmigung  des  Souverains  bedrohen  mit  Zurück* 
haltung  (Suspension)  der  Apanage:  Würtemberg,  Hausgesetz  v.  1828, 
art  24,  a  linea  3;  Hannover,  Hausges.  v.  1836,  cap.  YHI,  §.  4,'  a.  E; 
K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837. —  Das  Würtembergische  Hausgesetz 
art  16,  a  linea  2,  fOgt  die  Zusicherung  bei :  „Wenn  Prinzen  des  k.  Hauses 
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dienste^)  Vorschriften  zn  geben;  2)  die  Gerichtsbarkeit  fiber 
dieselben  anszufiben,  d.  h.  ihren  Gerichtsstand  in  Civil-  und 
Criminalsachen  zu  bestimmen^);  daher  auch  3)  für  deren  g^ 
hörige  Bevorninndang,  so  weit  es  erforderlich  nnd  nicht 
anderweitig  bereits  in  rechtsgiltiger  Weise  dafür  in  Hans-  oder 
Verfassnngsgesetzen  Vorsorge  getroffen  worden  ist,  die  nötfai- 
gen  Anordnungen  zu  treffen  nnd  die  von  Mitgliedern  des 
Hanses  fllr  ihre  minderjährigen  Kinder  ernannten  Vomifinder 
zu  bestätigend^).  4)  Der  Sonverain  ist  befugt,  die  Titel 
nnd  den  Rang  der  Mitglieder  der  fürstlichen  Familie  zu  be- 
stimmen. Es  hat  übrigens  jedes  Mitglied  des  regierenden 
Hauses  ein  Recht  auf  entsprechenden  Titel  und  Rang,  auf  den 
Familiennamen  und  das  Familienwappen  ^^).  5)  In  mehreren 
neueren  Haus-  und  Verfassungsgesetzen  wird  ausdrücklich  dem 
Souverain  als  ein  Ausfluss  der  Familiengewalt  auch  das  Recht 
beigelegt,  zu  den  Ehen  der  sämmtlichen  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses  den  Consens  zu  ertheilen  *^). 


im  Auslande  mit  bedeutenden  Gütern  angesessen  sind,  so  wird  diese  Ge- 
nehmigung ohne  besonders  dringende  Rücksichten  nicht  versagt  werden." 

*)  Eurhessen,  Hausges.  v.  4  März  1817:  „Eben  so  wenig  darf  m 
Prinz  des  Hauses  ohne  Yorgängige  Genehmigung  des  Souyerains  in  aus- 
wärt ige  Dienste  treten;  jedoch  ist  solche  ohne  erhebliche  Ursache  nicht 
zu  versagen.^'  —  Ausdrücklich  erfordert  noch  die  Genehmigung  des  Soo- 
yerains  zum  Eintritte  eines  Prinzen  in  auswärtige  Dienste:  Hannover, 
Hausges.  v.  1836.  cap.  YHI,  §.  4;  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  185o. 
§.  90  (siehe  Note  7). 

•)  Hiervon  unten  §.  267.  268. 

«0)  Siehe  unten  §.  238  u.  f. 

^*)  Im  Falle  der  unbegründeten  Verweigerung  des  gebührenden  FamSiea- 
titeis  und  Wappens  durch  den  Landesherm  konnte  zur  Zeit  des  Beichei 
unstreitig  bei  den  Eeichsgerichten  mit  einer  SkUus-Kle^  geklagt  werden. 
Heut  zu  Tage  muss  bei  dem  Mangel  eines  obersten  Reichsgerichtes,  zaeist 
darauf  Rücksicht  genommen  werden,  ob  etwa  die  Gerichtsverfassung  des 
Landes  eine  Instanz  für  die  Anbringung  einer  solchen  Klage  enthält,  oder 
ob  durch  die  Hausverfassung  eine  solche  Instanz  oder  ein  Familienaustng 
angeordnet  ist  Ausserdem  möchte  dem  Mitgliede  einer  regierenden  Familie 
in  solchem  Falle  kein  anderer  Weg  offen  stehen,  als  befreundete  Höfe  oder 
die.  Bundesversammlung  um  ihre  Yermittelung  anzugehen.  Eine  eigentliche 
richterliche  Instanz  für  die  Entscheidung  solcher  Fragen  ist  in  der 
deutschen  Bundesverfassung  nicht  positiv  eingerichtet 

**)  Hiervon  besonders  im  §.  217. 

m 
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§.  217. 
Von  der  Elgenthiimlichkeit  des  Ehereehts  der  deut- 
schen aouverainen  Familien'). 
L  Von   dem  Erfordernisse  des  Consenses  des  Souve- 
rains    bei  Eingehung  von  Ehen    der  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses. 
L  Es  kann  aar  als  sehr  zweckmässig  aoerkannt  werden, 
■renn  fUr  die  Scbliessang  von  Eben  sämmtlicber  Mit|;Ueder 
les   regierenden    Haasea    die  Einholnng  des   CoQsenset^    des 
Sonreraing  als  des  Familienhanptcä  in  Hana-  und  VerfasBuitgs- 
psetzen  vorgeschrieben  wird,  und  zwar  mit  der  Recbtswirkung, 
das8  die  aus  Eben,  welcbe  obne  solchen  Consens  geschlossen 
irarden,  erzengten  Kinder  kein  Snccegsion Brecht  in  die  Krone 
isd  in  die  Stamm-  nnd  FamilienfideicommissgUter  nnd  keinen 
insprncb  auf  den  Rang,  Titel  und  Wappen  der  Mitglieder  des 
r^erenden  Hauses  baben  eolten  ^,  wenn  gleichwohl  im  l'ebri- 
ga  die  Ebe  kirchlich  nnd  bürgerlich  als  zu  Recht  bestehend 
betrachtet  wird,  und  daher  die  daraus  entsprungenen  Kioder 
ih  legitime  in  rein  priratrecbtlicher  Beziehung  gelten  kennen. 


<)  Tergl.  überbanpt:  Myler  ab  Ehreabach,  Qamologia,  b.  de  malri- 
Moio  persouiirum  imp.  illoBtr.  1666.  —  Dulssecker,  de  nuithiiiuiiü« 
favatu.  illuBtr.  1716.  —  Schorcb,  de  aingular.  jurib.  circa  ineunda  ma- 
timonia  prihcipum  etc.  1748.  —  Flitter,  priio.  lin.  jur.  priv.  prioc.  §.  67 
I.  f.  -  J.  Held,  System  des  Verf.-RechtB.  Bd.  U  (1857),  S.  232  &g. 

')  In  DngUnd  wurde  dieser  Gnmdsatz  durch  eine  Farlamentsakti!  von 
L7T2  (Royal  Marriage  Act)  eingefohrt  ^  Ob  dadurch,  dasa  eine  r^vuim 
ngen  Nichtbeocbtniig  dieser  VorachriA  nicht  ala  Mitglied  des  e]ii.'lL-<  ln'ii 
KOnigahaosea  gelten  kann,  derselben  desshalb  auch  die  Eigenachiiti  '  i  :ca 
IkionfolgeCUügeit  Mitgliedes  im  BrauDSchweig-LUDeburgischenGeaamiuiljuiäe 
■bgetprocben  «erden  müsse,  ist  bei  Gelegenheit  der  Ansprüche,  welche  ein 
Kacbkonune  des  Eereogs  von  Sussex,  der  Oberst  Sir  Auffuetus  ron  iC^te 
Hf  die  Thronfolge  in  Hannover  erhob,  in  sehr  verschiedenem  Sinne  erörtert 
«OTden.  Fdr  die  Ansprache  des  A.  v.  litte  schrieben:  K.  S.  Zachariae, 
Ibetdie  Ansprüche  etc.  Heidelberg  IfM;  Klüber,  in  a.  AbbandL  BA.  11 
Ftk£  1834;  siehe  dagegen:  K.  F.  Eichhorn,  über  die  Ansprüche  etc, 
Bafin  1834;  K.  K  Schmidt,  über  die  Throafulgeordnung  in  GrossW- 
lunien  und  Hannover,  Jena  1835;  H.  Mohl,  die  Nichtigkeit  der  An- 
iprBche  etc.  1835.  « 
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n.  Da  es  sich  jedoch  hier  um  eine  solche  Beschrinking 
der  persönlichen  Freiheit  der  Mitglieder  des  regierenden  EtaueB 
handelt,  welche  zur  Zeit  des  Beiches  gemeinrechtlich  nicht  be- 
stand ^)y  die  aber  von  wesentlichem  Einflasse  anf  die  FamilieD- 
znstandsrechte  und  das  Thronfolgerecht  der  Descendenten  iii, 
so  kann  ein  solcher  Gmndsatz  nicht  als  stillschweigend  wai 
selbstverständlich  mit  der  Erwerbung  der  SouTenünetit  ak 
gemeinrechtlich  in's  Leben  getreten  erachtet,  sondencr 
kann  nur  ausdrücklich  und  zwar  nur  durch  ein  mit  £b- 
wiUigung  der  Agnaten  errichtetes  Haus-  oder  YerfassoBg»- 
gesetz  eingeführt  werden.  Dies  ist  nun  bereits  in  mdirera 
neueren  Hausgesetzen  und  Verfassungsurkunden  geschehen^ 

m.  Hiemach  wird  meistens  eine  förmliche,  urkand* 
lieh  ertheilte  Einwilligung  des  SouTerains  zu  den  Ehen  der 
Prinzen  und  Prinzessinnen  erfordert^). 


^)  Moser,  Familienstaatsrecht,  Bd.  n,  cap.  14,  §.  6. 

«)  Bayern,  Hausges.  y.  1819,  Tit  n,  §.  1.  „Kein  Prinz  und  katf 
Prinzessin  darf  eine  eheliche  Verbindung  eingehen,  ohne  dazu  vorber  die 
Einwilligung  des  Königs  erhalten  zu  haben.''  —  üebereinstinst: 
Eurhessen,  Hausges.  v.  1817,  §.  6;  WUrtemberg,  Hausges.  ?.  )Sß, 
art  18;  Hannover,  Hausges.  y.  1836,  cap.  UI,  §.  3  u.  §.  7;  EaosgMtK 
des  Braun  schweig -Lüneburg.  G^sammthauses,  y.  1831.  ait  1;  S. 
Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  8;  S.-Goburg-Gotha,  Hausgesetz  186& 
§.  93.  —  Einwilligung  des  Souverains  zu  den  Ehen  der  Mitglieder  des 
Hauses  fordern  femer  folgende  Yerfassungsurkunden :  Bayern,  V.-Ü.  i« 
1818.  Tit  n,  §.  3.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  8.  —  Grwsbeii. 
Hessen,  V.-U.  1820,  art.  5.  —  Sachsen-Altenburg,  Grundgeaeti t. 
1831.  §.  28.  —  Dasselbe  drücken  aus  durch  die  Bezeichnung:  „hansfe- 
setzliche  Ehe:  Hannover,  LandesYerf.-Ges.  1840.  §.  12.  —  Braun- 
schweig,  neue  Landschafbsord.  1832.  §.  14. 

»)  Bayern,  Hausges.  von  1819.  Tit.  II,  §.  2.  „Wenn  der  König  die 
Bewilligung  ertheilt,  so  wird  die  Urkunde  darüber  unter  k.  eigesliiodigv 
Unterschrift  und  k.  Siegel  und  unter  der  Contrasignatur  des  StaatsnuBistoi 
des  k.  Hauses,  ausgefertigt"  —  Uebereinstimmt:  Hannover,  flimßic^ 
T.  1836.  cap.  HI,  §.ö;  Hausgesetz  desBraunschweig-Lünebnrgisck«! 
Gesammt-Hauses  v.  1831,  §.  3;  Würtemberg,  Hausges.  1828,  art  li 
„vorg&ngige  ausdrückliche  Einwilligung  des  Königs.**  Üebereitt' 
stinunt:  S.-Goburg-Gotha,  Hausges.  1855.  §.  93.  Hannover,  Bao^ 
T.  1836,  cap.m,  §.  3.  „mit  des  Königs  förmlich  ertheilterEinwiSigsaf 
geschlossen.*'  Ebendas.  §.  7 ;  ,.0hnedie8  sind  die  Prinzen  und  Priniessimiei 
des  Hauses  verbunden,  zu  den  Ehen,  welche  sie  einzugehen  beabsi ei- 
ligen,  die  Einwilligung   des  Königs  nachzusuchen^  —  K  Saefaie>' 
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IV.  Id  allen  neaeren  Haiugesetzeii  ist  Uberematiinmcnd 
■b  Bechtsnaebtfaeil  einer  ohne  EiDwillignng  des  SoaversiiiH  ge- 
Kblossenen  Ehe  der  PrinzeD  and  Prinzessianen  aasgesproctien, 
du8  die  hierans  entsprossene  Descendenz  nicht  throneDcees- 
nonsf&big  ist  nnd  ftlr  den  angeheiratheten  Gatten  anil  die 
Kinder  keine  Ansprache  auf  Rang,  Titel  nnd  Wappen  des  re- 
fierenden  Hauses  begründet  werden.  Meistens  sind  daran 
■och  andere  Rechtsnacbtbeile  geknüpft,  doch  besteht  hierin 
käne  Tollkommene  Gleichmässigkeit"). 


Huugn.  T.  1837,  §.  9.  „förmliche,  durch  besonder«  Ürkosde  in 
Gevissheit  m  setzende  EinwilliguDg  des  Königs." 

*)  Bayern,  H»u6ges.  y.  1819.  Tit  H,  §.  3.  „Unterbleibt  diete  fiirtn- 
Bcbe  Einwilligung,  so  hat  die  geschloBWne  Ehe  eines  Mitglieder  des 
kteigbchen  HauBea  in  Beiiehung  auf  den  Stand,  Titel  und  Wuppi*)! 
deBielben  (?)  keine  rechtliche  Wirkung.  Eben  so  wenig  ii  rinni 
iuta»  «nf  Stastserbfolge,  Apanage,  Aussteuer,  Witttnim. 
leitet  auf  die  nach  älterem  Herkommen  nnd  Familien  Tertr&gen  zugestauili'cn 
Tortheile  einer  Ehe  znr  linken  Hand  Anspruch  gemacht  werden.  Di)?  aus 
nlcher  Ehe  erzeugten  Kinder  oder  die  lurttckgebliebene  Wittwe  biibea 
BOT  eine  Alimentation  ans  dem  eigenen  Tenuögen  dea  Vatera  mler 
Ehegemahls  lu  fordern."  —  Das  «Qrtemberg.  Hwisgeaeti  v.  \><-JS, 
m.  19,  besagt  b  besserer  Redaktion  des  ersten  Satzes;  ,J&me  nicht  Imu«- 
gpsrtnnisBig  tou  den  Prinzen  nnd  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  gesclil'i^^rnc 
Ehe  übertrftgt  in  Beiiebnng  anf  Stand,  Titel  und  Wappen  k'-iiiu 
Bechte  auf  den  angeheiratheten  O&tten  and  die  aus  solcliti  V.hv 
mengten  Kinder."  Im  Uebrigen  stimmt  das  würtembergische  llansgra. 
mil  dem  bayerischen  fast  wOrtlich  Qberein,  nur  dass  es  auch  iio<'U  die 
Nadelgelder  besonders  als  solche  nennt,  worauf  ein  Anspruch  durch 
■oldie  Ute  nicht  begründet  wird.  —  Das  Hausgesetz  desbraanBchwcig- 
lODeburgiscben  Gesammthauses  v.  1831  bestimmt  nur,  art.  4:  ..F.iue 
Ehe,  «eiche  ohne  ftirmlich  erfolgte  Einwilligung  des  regierenden  Herrn 
ODg^angen  worden  ist,  Qbertrftgt  auf  die  darin  erzeugten  Kinder  wndet 
rin  Snccessionsrecht  in  den  zum  deutschen  Bunde  gehüriccD 
Btiaten  des  Gesammthauses  Braunschweig-Lüneburg,  norli  die 
Bdugniss,  sich  des  Hanges,  Titels  nnd  Wappens  des  durdüanchi  u'stm 
HiuMs  zu  bedienen."  —  Gleichlautend  ist  im  Wesentlichen  das  hiiiiiio- 
»er'iche  Hausgesetz  y.  1836,  cap.  lU,  §.  6.  —  K.  Sachsen,  Ha.isK,>s. 
•.  1S37,  g.  9:  „Ohne  die  fBrmliche  .  .  .  EinwiUigung  des  Königs  ist  die 
£he  eines  Prinzen  vom  k.  Hause  nngiltig  und  deren  Na chkomiucit- 
■  chaft  nicht  successionsffthig.  Vermählt  sich  eine  Prinzcäein 
dei  k.  Hauses  ohne  Einwilligung  des  Königs,  so  ist  die  Ehe  atu  dieaein 
Grunde  allein  zwar  nicht  nngiltig,  die  Prinzessin  hat  aber  ki'iQtn 
Antproch  auf  Aussteuer."    Ebendas.  S-  1^-    "^i^  <^  Frivatrenaögcii 
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V.  In  einigen  der  nenesten  Hansgesetze  sind  aneb  die 
Eheverträge  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hanses  tfk  im» 
giltig  erklärt  y  wenn  sie  nicht  die  Bestätigung  des  Soavemiu 
erhalten  haben  ^. 

VI.  In  Bezug  auf  die  beabsichtigte  Eingehung  einer  eben- 
bürtigen Ehe  enthalten  einige  Hausgesetze  die  ZosicheniDg^ 
dass  die  Einwilligung  des  Souverains  ohne  besondere  wichtige 
Gründe  nicht  werde  verweigert  werden^). 

VU.  Uebrigens  wird  daselbst  auch  mitunter  ansdrfickM 
erwähnt,  dass  nichts  desto  weniger  die  Beurtheilung  der  Fnge^ 
ob  Gründe,  die  Einwilligung  zu  versagen,  vorhanden  sind  oder 
nicht,  dem  regierenden  Herrn  in  jedem  Falle  ausschliesslieh 
zusteht  ^). 

VUI.  Fehlt  bei  der  Ehe  eines  Prinzen  oder  einer  PiJB- 
zessin  des  Hauses  nur  die  väterliche  Einwilligung,  da  wi 
sie   nach   gemeinem  Rechte    erforderlich  wäre,   so  muss  der 


betreffenden  privatrechtlichen  Ansprüche  der  aus  einer  solchen  Eüfe,  od« 
ans  der  anebenbürtigen  Ehe  einer  Prinzessin  des  k.  Hauses  erzeugtes 
Kinder  und  des  überlebenden  Ehegatten  beziehen  sich  auf  das  Yeniifigei 
des  Vaters  oder  der  Mutter  und  beziehentlich  Ehegemahls,  auch  auf  das 
etwa  noch  von  Ascendenten  der  solchergestalt  verm&hlt  gewesenen  PiimeB 
und  Prinzessinnen  anfallende  Vermögen,  vorausgesetzt,  dass  hinsiditM 
der  Prinzessinnen  die  ftlterliche  Einwilligung  in  die  Heirath  BtattgeAnda 
habe/'  ~  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1865.  §.  96.  „  .  .  .  keinerle 
Rechte  in  Bezug  auf  Stand,  Titel  und  Wappen:  begründet  auch  demher»^ 
Hause  gegenüber  keinerlei  Verwandtschafts-  oder  Erbrecht,  tock 
keinerlei  sonstigen  Vermögensanspruch,  namentlich  auch  keinen  Anspradi 
auf  Apanage,"  u.  s.  w. 

^  Bayern,  Hausges.  v.  1819:  „Alle  von  den  Prinzen  und  Pris- 
zessinnen  des  k.  Hauses  geschlossenen  Eheverträge  sind  nichtig,  v«» 
sie  die  k.  Bestätigung  nicht  erhalten  haben."  —  üebereinstimmt:  Wtr- 
temberg,  Hausgesetz  v.  1828,  art  20.  —  IL  Sachsen,  Hansgeseti  v«s 
1837.  §.  12.  schaltet  nach  dem  Worte  „nichtig"  ein:  „so  weit  sie 
nicht  das  Privatvermögen  betreffen/*  —  S.-Coburg-Gotli»i 
Hausges.  1855,  §.  95.  „Eheverträge,  welche  von  Prinzen  und  PrinzesmiiMB 
des  herzogl.  Hauses  abgeschlossen  werden,  erlangen  erst  dQidi& 
Zustimmung  des  Herzogs  rechtliche  Giltigkeit." 

•)  Würtemberg,  Hausges.  v.  1828,  §.  18,  a.  E.  —  HannoTer, 
Hausges.  v.  1836,  §.37,  a.  E.  —  S.-Goburg-6otha,  Hausges.  1855.  §. 9S. 

*)  Hausgesetz  des  Braunschweig-Lüneburg.  Gesammtfaaasei  ^  ' 
1836.  cap.  HI,  §.  4. 
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demnngeachtet  erwirkte  Coosens  des  regierenden  Herrn  als 
obrigkeitliche  Ergänzung  des  fehlenden  väterlichen  Consenses 
betrachtet  and  daher  dem  Vater  das  Recht  zar  weiteren  An- 
fechtung der  Ehe  abgesprochen  werden. 

IX.  Fehlt  die  väterliche  Ein  willigang  in  Fällen,  wo 
ne  gemeinrechtlich  erfordert  wird,  za  der  Ehe  eines  Prinzen 
oder  einer  Prinzessin  aas  einem  Hanse,  in  welchem  keine 
Pamiliengewalt  des  regierenden  Herrn  in  der  bespro- 
dienen  Beziehung  anerkannt  ist,  so  ist  die  Frage,  welche 
Bechtsfolge  hier  der  Mangel  der  väterlichen  Einwilligung 
bat,  rein  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  zu  be- 
artheilen.  Hier  steht  nun  im  Allgemeinen  fest,  dass  Niemand 
als  der  Vater  selbst  für  berechtigt  gelten  kann,  ans  diesem 
Smnde  die  Ehe  anzufechten*^),  und  ebenso  gewiss  ist,  dass 
bei  katholischen  Häusern  die  mangelnde  Einwilligung  des 
Vaters  nach  den  bestimmten,  die  strengeren  Grundsätze  des 
römischen  Rechtes  aufhebenden  Vorschriften  des  canonischen 
Rechts,  nur  als  impedimentum  impediens  betrachtet  werden,  also 
kein  Vemichtungsgrnnd  einer  bereits  geschlossenen  Ehe  mehr 
sein  kann'').  In  Bezug  auf  die  protestantischen  Häuser  ist 
aber  diese  Frage  streitig,  weil  von  einem  Theile  der  protestan- 
tischen Rechtslehrer  die  Verbindlichkeit  des  canonischen  Rechts 
in  diesem  Punkte  geleugnet  wird'^). 


«)  Cap.  3  X.  de  divortiis  (4,  19).  —  Vergl.  H.  A.  Zachariae, 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  53,  Note  3. 

")  Cap.  6  X.  de  raptorib.  (5,  17.).  —  Concil.  Trid.  Sess.  24.  de  reform, 
natrim.  c.  1.  —  üeber  die  ganz  in  diesem  Sinne  gegebene  Erklärung  des 
Kaiflers  Ferdinand  I.  in  Urk.  t.  13.  Sept.  1561,  bezüglich  der  Ehe  seines 
Sohnes,  des  Erzherzogs  Ferdinand  von  Oesterreich  mit  der  Phi- 
lippine Welser,  s.  meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen.  Stuttgart  1853, 
f.  31. 

")  Vergl.  Thibaut,  System  des  Pand.-R.  8.  Aufl.  §.  280.  —  J.  H. 
Böhmer,  Jus.  eccl.  protest.  L.  IV.  T.  2.  §.  22;  T.  3,  §.  51.  —  Eilchhorn, 
Kirchenrecht  n,  S.  357  u.  f.  —  Richter,  Kirchenrecht  (4.  Aufl.  1853) 
§.  254.  —  Die  strengere  Ansicht  vertrat  Würtem  bergauf  dem  Reichstage 
bei  Anfechtung  der  Ehe  des  Herzogs  LeopoldEberhard  zu  Würtem- 
berg-Mömpelgard  und  der  nachmaligen  Gräfin  v.  Sponek.  —  Moser, 
Familienstaatsrecht  IT,  S.  12. 
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§.  218, 

n.   Trauung  durch  Procuratoren.     Dispensationen. 

Eheverträge. 

Als  Eigenthtimlichkeiten  des  Eherechtes  der  regierendeo 
Familien  sind  besonders  aafznflihren : 

I.  Sowohl  bei  den  katholischen  als  protestan- 
tischen sonverainen  Familien  wird  die  Trannng  ^per  procwr^ 
totem  für  zulässig  geachtet  und  ist  noch  häufig  im  Gebrauche  ^ 

II.  Bei  den  protestantischen  regierenden  Häuser  wird 
anerkannt  y  dass  der  Souverain  von  den  kirchlichen  und  blir* 
gerlichen  Ehehindemissen,  sowohl  sich  als  die  Mitglieder  seinei 
Hauses,  dispensiren  kann^.  Eben  daher  erklärt  sich,  das 
dabei  die  Aufgebote  wegzufallen  pflegen. 

in.  Bei  der  Schliessung  von  Ehen  der  Mitglieder  regiereih 
der  Häuser  sind  durchaus  schriftliche  Eheberedungen  llblick, 
obgleich  kein  gemeinverbindliches  Gesetz  dergleichen  tot- 
schreibt '). 

§.  219. 
m.   Gewissensehe  ^). 

I.  Die  kirchlichen  Erfordernisse  einer  giltigen  Ehe  sind 
hinsichtlich  der  .Mitglieder  der  deutschen  regierenden  Familien 


<)  de  Ladewig,  de  matrimoniis  prindpum  per  procnratores.  1724  — 
Richter,  Kirchenrecht  (4.  Aufl.)  §.  265.  lY.  —  In  der  früheren  Zot 
war  bei  mehreren  grossen  europäischen  Höfdh,  z.  B.  in  Frankreich,  «od 
eine  symbolische  Beschreitung  des  Ehebettes  durch  den  Procurator  flUid, 
sog.  Bett  Sprung. 

>)  Siehe  §.  219.  Note  13.  —  Yergl.  J.  L.  Müller  Tom  Dispensations- 
recht  in  yerbotenen  Ehen  der  Fürsten  und  Stände,  1706.  —  J.  H.  Böhmer, 
de  principum  ac  statum  eyangelicorum  dispensandi  jure.  Hai.  1722. 

3)  Es  findet  sich  zwar  im  röm.  Eechte  (Not.  117.  cap.  4)  Authentka: 
ad  L.  23.  Cod.  de  nuptiis  (Ö,  4.)  die  Vorschrift:  „Maximis  deoorati  digoi- 
tatibus  usque  ad  illustres,  non  nisi  dotalibus  instrumentis  conscriptis. 
rite  contrahunt  nuptias."  Dass  diese  Stelle  aber  nicht  auf  Illustres, 
im  Sinne  des  deutschen  Hechtes  zu  beziehen  ist,  leuchtet  von  selbst  ein. 

1)  Elüber,  öffentl.  B.  §.  245,  Note  e;  §.  261,  Note  c  —  E  i. 
Zachariae,  deut  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  67, B.  —  Weitläufig  ei<Srtert findet 
sich  die  Streitfrage  über  das  Successionsrecht  der  aus  einer  Gewissem- 
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im  Allgemeinen  dieselben,  wie  bei  allen  übrigen  Mit^licdcru 
einer  der  chriflüichen  CoofesBiODen. 

n.  In  den  katholischen  BonveraineD  FUrstenbüuRern  kom- 
men daher  die  Vorechriften  des  Coneilium  Tridehiinum  znr 
Anwendang,  wonach  zur  giltigen  Scfalieesung  der  E^lje  die  ti^r- 
JülruDg  ihrer  Einwilligong  Tor  dem  competenten  Pi'arrer  und 
«wei  Zeugen  erfordert  wird*). 

in.  D*  die  Protestanten  die  BeschlflSBe  des  Cow-ilitim  Tri- 
dtnünum  nicht  fUr  sich  verbindlich  anerkennen  und  oine  posi- 
tire  gemeinTerbindliche  VorBchrift  iür  die  gesnmmte  pro- 
testantiache  Kirche  in  Dentsehland,  wodarch  eine  ijestimmte 
Form  der  Eingehung  der  Ehe  ala  wesentlich  Torgeschrieben 
worden  wäre,  nicht  vorhanden  ist,  so  musa  angennufinen  wer- 
fen, dasB  es  hinsichtlich  der  Protestanten  Uberhaii]it  bei  dem 
Onrndsatze  des  rOmiscben  Rechtes^),  welclier  auch  im  cnnoni- 
■ehen  Rechte  bis  zum  Coneilium  Tridentinum  nDeiD;;csfhrUnkt 
anerkannt  war*),  verblieben  ist,  and  dieser  als  juristisch 

ehe  ersengten  Kinder  in  den  Schriften  aber  den  gtiä.  BöutiTick'schen 
Bnccesdonsstreit  Vergl.  insbegondere  (d&fOr):  (Klnber)  liechtiiche 
AoifUirTuig  der  Ebenbürtigkeit  und  Succesaionsiähigkeit  der  Snhne  des  H. 
Eeichsgrafen  W.  G.  F.  Bentinck,  Varel  1830.  —  C.  T.  Dieck,  die  Gewia- 
Nusehe,  L^timation  durch  nachfolgende  Ehe  und  Missheinitb.  Halle  1838. 

—  Urtbetl  der  JuriBtenfakultit  zu  Jena,  betreffend  den  ii'irhsgriiflich 
Bentinck'schen  SucceBBiansatreit,  (herauageg.  t.  Dieck)  Lci^izig  1813, 
a.  290  u.  f.  —  Michaeli»,  Yotum  über  den  reiclagrftfl.  Bentinck'schen 
ErbfolgerechtSBtreiL  Heft  1.  (Tübingen,  1841)  S.  14  u.  f.  —  llfft,  2  (IMl) 
8.  13  n.  f.  —  J.  Held,  SysKm  dea  Verf.-Rechla,  Bd.  II,  <1857j  S.  2ä6  flg. 

—  (Dagegen):  Heffter,  die  Erbfolge  der  Mantelkinder,  Kinder  aus 
OewiMeasehen ,  ana  patatiTm  Ehen  und  der  Brautkinder  bei  l.rhen  nnd 
FtmüieDfideicommtaseii,  Berlin  1835.  ~  Wilda,  in  d.  Zeit^rhr.  f.  dent. 
a  1841.  Bd.  Tl.  S.  148  u.  f. 

*)  CoQci].  Trident  Seas.  24.  de  refonn.  matrim.  c  1. 

')  L.  30.  Dig.  de  Begul.  jur.  (Ulpianua)  „Nuptiaa  non  i-onrubitua. 
Md  conaenans  facit." 

*)  Cap.  1.  X.  de  sponial.  (4,  1.)  —  Vergl.  meine  deutsilic  R.-Oe3ch. 
3.  kaä^  Tbl.  IL  (Stuttgart,  18&8)  g.  81.  —  Ueber  die  Gewis^i^nschc  des 
Gnfen  Anton  von  Isenbnrg- Badingen  zu  Kelserba^-li  [geh.  l&ül. 
gen.  1563)  mit  der  Tochter  eines  Schäfers,  Catharina  G  iiiii|iel,  und 
deren  Benrtheilung  durch  das  erzbiacböfliche  Gericht  eu  Mainz,  ganz 
nuh  den  Grunds&tcen  des  Uteren  canonischen  Rechts,  vergl.  meine 
iüaiH:  Ueber  hohen  Adel  nnd  EbenbQrtigkeit,  Etattgart  1863.  S.  SO  u.  f. ; 
100  n.  f. 
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gemeines  Recht ^)  für  die  Protestanten  fortwährend  gilt,  wo 
er  nicht  dnrch  eine  partikuläre  Landeskirchenordnnng  ange- 
hoben ist. 

lY.  Darch  die  protestantischen  Landeskirchenordnnngen 
ist  nun  aber  wohl  allgemein  die  Trauung  dnrch  den  compe- 
tenten  Pfarrer  als  wesentliche  Form  vorgeschrieben  worden, 
und  kann  daher  dieses  Erforderniss  nunmehr  als  ein  histo- 
risch gemeines  Recht ^)  der  protestantischen  Landeskirches 
in  Deutschland  angenommen  werden,  wonach  fßr  die  Anwen- 
dung des  obigen  juristisch  gemeinen  Rechtsgmndsatzes  im 
Allgemeinen  kein  Raum  mehr  übrig  geblieben  ist. 

V.  Es  kann  daher  sowohl  bei  Katholiken  als  Protestantai 
nur  noch  davon  die  Rede  sein,  ob  ausnahmsweise  bei 
Mitgliedern  regierender  Familien  einer  sog.  Gewissensehe 
(matrimonium  clandestinum)^  d.  h.  einer  ohne  kirchliche  Fönn- 
lichkeity  wenn  auch  nicht  im  eigentlichen  Sinne  heimlich^ 
eingegangenen  Ehe,  in  gewissen  Fällen  die  volle  Rechtswirkuiig 
einer  mit  gehöriger  Förmlichkeit  eingegangenen  Ehe  beigelegt 
werden  kann,  so  dass,  worauf  es  hier  hauptsächlich  ankoeunt, 
die  aus  derselben  entsprossene  Descendenz  thronsnccessioBS- 
fähig  ist. 

VI.  Es  ist  hier  vor  allem  einleuchtend,  dass  in  jenen  soo- 
verainen  deutschen  Regentenhäusem,  in  welchen  durch  neuere 
Haus-  oder  Verfassungsgesetze  die  Einwilligung  des  Souveraios 
zur  Schliessung  der  Ehe  als  Bedingung  der  Successionsfthig' 
keit  der  Descendenz  vorgeschrieben  worden  ist  (§.  217),  der 
Fall  einer  Gewissensehe,  d.  h.  dass  sodann  die  Ehe  ohoe  die 
gehörige  kirchliche  Form  eingegangen  werde,  gar  nicht  ab 
jemals  eintretend  zu  erwarten  ist. 

VII.  Im  Uebrigen  sind  folgende  Unterscheidungen  n 
machen : 


6)  Siehe  über  diesen  Begriff,  oben  §.  70.  L  —  Luther,  in  der 
Vorrede  zu  seinem  Traubüchlein,  fasste  ganz  entschieden  die  Ehe  blos  als 
ein  weltliches  Geschäft  auf;  erst  in  den  Eirchenordnungen  der  Refonniitei 
wurde  die  Trauung  zur  Vorschrift  gemacht 

6)  Siehe  oben  §.  70.  IL 

^)  Eigentliche  Heimlichkeit  oder  Verheimlichung  gehört  eben  so  vemg 
zum  Wesen  der  Gewissensehe,  als  dieselbe  nothwendig  eine  onstandesmissiic 
Ehe  ist 
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A)  Da  die  katholische  Kirche  kein  anderes  Recht  fUr 
die  Mitglieder  eines  regierenden  katholischen  Hauses  hat,  als 
für  alle  übrigen  Mitglieder  der  Kirchengesellschaft,  und  da  der 
katholische  Souverain  auch  nicht  Inhaber  der  katholischen 
Kirehengewalt  ist,  also  in  dieser  Hinsicht  kein  Dispensations- 
recht  hat,  so  kann  eine  formlos  eingegangene  Ehe,  sowohl 
cönes  katholischen  Sonverains,  als  eines  katholischen  Mitgliedes 
seines  Hanses  anter  keinen  anderen  Voraussetzungen  die 
Bechtswirkung  einer  mit  kirchlicher  Förmlichkeit  eingegange- 
Ben  Ehe  haben,  als  wenn  jene  (wohl  äusserst  seltenen)  Fälle 
eintreten  sollten,  in  welchen  nach  katholischem  Kirchenrechte 
auch  heut  zu  Tage  noch  ausnahmsweise  jedem  Katho- 
liken die  Schliessung  der  Ehe  ohne  kirchliche  Form  rechtlich 
gestattet  ist:  nämlich  1)  wenn  die  Ehe  an  einem  Orte  ge- 
sehlossen  worden  ist,  an  welchem  die  Beschlfisse  des  Concilium 
Tridentinum  nicht  publicirt  worden  sind^),  oder  2)  wenn  die 
Ehe  an  einem  Orte  geschlossen  wird,  wo  es  unmöglich  ist, 
dnen  Pfarrer  zuzuziehen,  weil  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist '). 

B)  Hinsichtlich  der  protestantischen  Ftlrstenhäuser 
war  es  zur  Zeit  des  Reiches  die  gemeine  aber  keineswegs  un- 
bestrittene Rechtslehre,  dass  alle  Personae  illustres  befugt 
wären,  Oewissensehen  mit  voller  Rechtswirknng  einer  mit 
kirchlicher  Form  eingegangenen  Ehe  einzugehen  ^^),  weil  man 


*)  CondL  Trid.  Sess.  24.  de  reform.  matr.c  1.  in  fin.  •—  Walter, 
Kirchenrecht,  (11.  Aufl.  1854.  §.  800.  Note  3.)  —  Vorausgesetzt  wird  dabei, 
dass  sich  die  Contrahenten  nicht  infrccudem  legis  an  einen  Ort  begeben, 
wo  das  ConctUum  Tridentinum  nicht  publicirt  ist.  Schenkel,  instit.  jur. 
ecd.  n,  §.  638,  Note  ••♦). 

•)  Vergl.  Verordnung  Benedict.  XIV.,  v.  4.  Noy.  1741;  und  Declarat. 
Congr^.  conciL  vom  16.  Februar  1595.  —  Glück,  Comment.  Bd.  XXIV. 
8.  3ÖÖU.  t  —  Walter,  Kirchenrecht,  §.  300,  Note  4. 

^)  J.  6.  Schloer,  vindic.  legitimer,  natal.  liberor.  ematrimon.  S.  R.  J. 
prindpnm  comitumve  A.  G.  addictor.  solo  mutuo  consensu  matrim.  neglecta 
omni  solenn,  ecd.  contractis,  natorum,  Mogunt  1782.  —  Thi baut, System 
des  Pand.-R  §.  300.  —  Dagegen:  G.  H.  S.  de  Gazert,  de  liberis  ex 
matrim.  consc  illegitimis.  Giessen,  1773.  —  Ebenso  Moser,  in  s.  deut. 
Staatsr.  XVm,  S.  494  u.  XIX,  S.  497.  (1745);  FamiHenstaatsr.  Tbl.  H, 
8.  208.  (1775);  später  sprach  er  sich  fttr  die  Successionsfähigkeit  der 
Kinder  aus  solchen  Ehen  aus.  (Abhandl.  yerschiedener  Bechtsmaterien, 
1777,  Stück  XVn,  8.  53  u.  f.)  —  Gewöhnlich  wird  der  im  J.  1771  bei  dem 
Reidishofrath  anh&ngig  gemachte  Rechtsstreit  des  Grafen  Johann  Ludwig 
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die  protestantischen  Landeskirchenordnnngen,  welche  die  kirdh 
liche  Trauung  yorschrieben;  nur  als  Ausfluss  der  landesherr- 
lichen Gewalt  betrachtete,  welche  somit  nur  dieUntertha- 
nen  verpflichten  könne,  zu  welchen  aber  die  Mitglieder  der 
landesherrlichen  Familie  nicht  gezählt  wurden  ^^).  Da  nim 
aber  heut  zu  Tage  die  Mitglieder  eines  souverainen  Haus« 
mit  alleiniger  Ausnahme  des  regierenden  Herrn  allerdings  ab 
Unterthanen  zu  betrachten  sind,  so  pflegt  man  dieselben  nun- 
mehr auch  als  durch  die  Landeskirchenordnung  gebunden  zu 
betrachten  ^^).  Dagegen  kann  das  Recht  eines  protestantischeD 
Landesherrn  oder  Souverains,  eine  Gewissensehe  mit 
voller  Rechtswirkung  einer  mit  kirchlicher  Form  geBchlossenen 
Ehe  einzugehen,  beziehungsweise  sich  selbst  von  der  kirch- 
lichen Form  als  Inhaber  der  Rirchengewalt  zu  dispensiren,  so 
wie  ihm  in  dieser  Eigenschaft  auch  das  Recht  zu  gleicher 
Dispensation  der  protestantischen  Mitglieder  seines  Hauses  und 
aller  seiner  protestantischen  Unterthanen  zusteht,  mit  Grand 
nicht  bezweifelt  werden,  da  die  kirchliche  Form-  der  Ehe- 
Schliessung  nach  protestantischen  Lehrbegriffen  kein  Dogma, 
sondern  nur  eine  disciplinäre  Anordnung  ist^'). 


zu  Leiningen-Guntersblum  als  Beispiel  daftlr  angeftüirt,  dass  «nck 
der  Reichshofrath  die  Successionsfähigkeit  der  Kinder  aus  der  Oewissensebe 
eines  Reichsstandes  anerkannt  habe.  Nach  dem  Wenigen  aber,  was  fiber 
diesen  Bechtsfall  aus  Gerstlacher,  Handbuch,  Theil  X  p.  1833  bdcanot 
geworden  ist,  muss  zweifelhaft  bleiben,  ob  hier  überhaupt  eine  (jewisseis- 
ehe  in  Frage  stand,  und  ob  nicht  vielmehr  es  sich  nur  um  die  daTon  gm 
verschiedene  Frage  handelte,  ob  Brant-Kindern  die  jura  legiHmonm 
urtheilsmässig  beizulegen  seien,  wenn  der  Br&utigam  nadi  formlidiff 
Verlobung  die  Trauung  ohne  Rechtsgrund  verweigert,  und  sich  böslidi 
entfernt?  Vergl.  Glück,  Comment.  Bd.  XXIV.  p.  364  u.  f .— Richtig  ist 
jedoch,  dass  nach  dem  älteren  canonischen  Rechte,  welchem  in  masdieB 
Ländern  die  protestantische  Praxis  sich  anschloss,  auch  in  einem  solchet 
Falle  allerdings  das  Verlöbniss  als  in  eine  wahre  Ehe  umgewandelt  betnchttt 
wird.    Walter,  Kirchenrecht,  11.  Aufl.  §.  303. 

«I)  Siehe  oben  §.  213.  216. 

<^)  Es  ist  dies  jedoch  nach  dem,  was  oben  §.  215,  I,  in  Bezog  auf  die 
im  Uebrigen  allgemein  anerkannte  Fortdauer  der  Giltigkeit  der  tat 
Reichszeit  geltenden  Grundsätze  des  Familienrechts  der  souvenünen  ffioser 
gesagt  wurde,  nichts  weniger  als  consequent 

<3)  Uebereinstimmt:  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  §.  67.  B.  —  Siehebe* 
sonders  C.  G.Bretschn  eider,  theolog.  Gutachten  über  die  Frage»  ob  die 
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Vni.  Es  Tersteht  sich  aber  von  selbst,  dass  die  Absicht, 
eine  Ehe  einzugehen,  fest  stehen  muss,  wenn  von  einer  Ge- 
wissensehe überhaupt  (im  Gegensätze  vom  Concubinate)  die 
Bede  sein  soll^^). 

IX.  Die  neueren  Hausgesetze  erwähnen  die  Gewissensehe 
g;ar  nicht. 

§.  220. 

IV.    Missheirath  ^). 
1)   Einleitung. 

I.  Es  ist  eine  alte,  noch  fortwährend  viel  behandelte 
Streitfrage,    ob  die  Eigenschaft  als  vollberechtigtes  Mitglied 


Bit  Unterlassung  der  kirchlichen  Trauung  von  einem  evangelischen,  mit 
ier  höchsten  Episkopaigewalt  bekleideten  La^desherm  geschlossene  Ehe, 
Bad  namentlich  eine  Gewissensehe  desselben  nach  den  Grundsätzen  des 
m&ig^lischen  Christenthums  für  eine  wahre.  Ehe  angesehen  werden  könne. 
Leipz.  1844.  —  Walter,  Kirchenrecht,  (11.  Aufl.)  1854,  §.  300,  n.  14.  — 
Richter,  Eirchenrecht,  (4.  Aufl.)  1853,  §.  265,  Note  10. 

**)  Die  Entscheidung  kann  hier,  wo  es  hauptsächlich  auf  den  Sinn  der 
ron  den  Partheien  gebrauchten  Worte  ankommt,  sehr  schwierig  sein. 
fergl.  Beispiele  bei  Leyser,  Medit  ad.  Fand.  spec.  298  u.  585;  Moser, 
ätaatsr.  XIX,  S.  307.  (Fall  des  Grafen  Philipp  von  Falckenstein  a.  1552.) 
~  Auch  in  dem  Bentinck*Bchen  Prozess  wurden  in  dieser  Hinsicht  sehr 
renchiedene  Ansichten  geltend  zu  machen  gesucht,  namentlich  über  das 
Zutreffen  der  Bezeichnung  in  L.  114.  Dig.  de  Verb.  sig.  „amica,  quae 
Azoris  loco  sine  nuptiis  in  domo  est'*  auf  die  im  concreten  Falle  abge- 
sehenen Erklärungen.  Yergl.  Jenaer  Urtheil,  S.  344;  dagegen  meine 
Schiift:  über  hohen  Adel  (1853)  S.  12.  Note  ••). 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  II.  p.  23  u.  f^  —  Pütter,  über  Miss- 
beirathen  deutscher  Fürsten  und  Grafen.  Göttingen,  1796.  —  Dagegen 
Deine  Schrift:  Ueber  Missheirathen  in  den  deutschen  regierenden  Fürsten- 
blnsem  überhaupt  und  in  dem  oldenburgischen  Gesammthause  insbesondere. 
ätnttgart  1853.  —  Yergl.  auch  Heffter,  Beitr.  z.  deutschen  Staats-  und 
Ptestenrecht,  Berlin  1829,  Abhdl.  I;  u.  derselbe,  in  derZeitschr.  f.  deut. 
Etecht,  Bd.  n.  Heft  2.  —  Chr.  G.  Göhrum,  Geschichtl.  Darstellung  der 
Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit  nach  gem.  deut  Rechte.  II  Bde.,  Tübingen, 
IW6.  —  Vergl.  Gönner,  Staatsr.  §.  74.  —  Leist,  Staatsr.  §.  32.  >^ 
Klüber,  öffentl.  R  §.  245.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  233.  — 
fV^eisB,  Staater.  §.  240.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  68.  U. 
-  J.  Held,  System  des  Verf.-Recht8 ,  Bd.  n,  S.  234  flg.  —  Ueber  die 
Zweckmässigkeit  haus-  und  verfassungsmässiger  Bestimmungen  über 
Uissheirathen,  siehe  R.  v.  Mohl,  Politik,  Bd.  I  (1862)  S.  130  flg. 
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einer  regierenden  (früher  reichsständischen)  FamiUe  gemein- 
rechtlich auch  durch  Abstammung  ans  einer  8  tan  des- 
gleichen Ehe  bedingt  sei^). 

II.  Dass  eine  gemeinverbindliche  positiT  gesets- 


*)  Diese  Frage  wurde  sehr  vielseitig  in  neuerer  Zeit  erortet:  I)  ii 
Bezug  auf  die  Ansprüche  des  Obersten  August  Yon  Este,  auf  die  Throa- 
folge  in  Hannover.  (Siehe  die  vorzüglichsten  hierher  gehörigen  Schrifta 
oben  §.  217.  Note  2.)  —  II)  In  Betreif  der  Ansprüche  der  Krone  Bajoi 
an  Landestheile  des  Grossherzogthums  Baden  (sog.  sponheimerSac* 
cessionsstreit).  Die  bedeutendsten  Schriften  hierüber  (für  B&dei) 
sind:  Ueber  die  Ansprüche  der  Krone  Bayern  an  Landestheile  des  Grossk 
Baden.  Mannheim  1827.  —  E.  S.  Zachariae,  üeber  die  Ansprüdie  dt 
Heidelberg  1828.  (Auch  in  den  Heidelb.  Jahrb.)  —  (El üb  er)  Der  spoi- 
heimische  Surrogat-  und  Successionsstreit.  Giessen  1828.  —  Für  den  Skg 
der  histor.  und  rechtl.  Wahrheit  etc.  Giessen.  —  Ueberblick  der  Controvc» 
und  Wechselschriften  u.  s.  w.  2  Hefte.  Giessen  1828.  1829.  (In  doi 
zweiten  Hefte,  S.  7  u.  f.  sind  die  von  bayerischer  Seite  dagqgn 
erschienenen  Schriften  angeführt.)  —  IE)  In  Betreff  der  Anspiüche  to 
fürstl.  Löwenstein'schen  Hauses  auf  Successionsrecht  in  Bayera: 
(Constantin,  Erbprinz  von  Löwenstein-i^senberg)  Widerlegung  anigs 
falschen  Nachrichten  in  Bezug  auf  den  Ursprung  des  hochfÜrstL  Hauses 
L.-W.  etc.  Werthheim  1831.  —  El  üb  er,  die  eheliche  Abstammung  des  £ 
Hauses  L.-W.  etc.  Frkf.  a.  M.  1837.  —  E.  S.  Zachariae,  Ueber  du 
Recht  des  f.  Hauses  L.-W.  etc.  Heidelbei^  1838.  (Auch  in  d.  Heiddii. 
Jahrb.)  —  (Heffter),  Votum  eines  norddeutsdien  Publicisten  etc.  HaDe, 
1838.  —  Meine  Schrift:  Eritische  Bemerkungen  zu  den  Schriften  Elubefi 
und  eines  norddeutschen  Publicisten.  Heidelberg  1838.  —  Yollgraff.  ta 
fürstl.  Hauses  L.-W.  ehel.  Abstammung.  Halle  1838.  —  lY)  In  Bezug  aif 
den  gräflich  bentinck*schen  Successionsstreit:  Ausser  den  obm 
§.  219  Note  1)  angeführten  Schriften  von  El  über,  Di  eck  ondMichae^ 
lis  gehören  hieher  die  sämmtlichcn  in  Druck  erschienenen  beiderseitigeB 
Prozessschrifben :  Jenaer  Urtheil  (herausg.  v.  Dieck,  1843,  S. 273 il C) 
(Es  gebührt  diesem  Fakultätsurtheile  eine  um  so  grössere  BeachtoBg,  ab 
dessen  Ausarbeitung  von  einem  der  letzten,  noch  in  der  Reiehszeit  s^mI 
theoretisch  und  praktisch  gebildeten  und  als  ausgezeichnet  tflchtjg  aao* 
kannten  Publicisten,  dem  verst.  Geh.-Rathe  Schmid  herrührt)  ~  £.  & 
Zachariae,  in  d.  Heidelb.  Jahrb.  1840.  S.  27  u.  f.  —  Michaelis  in 
Bichter*8  Jahrb.  1840.  S.  260  u.  f.  —  Deutsche  YierteUahrsschrift  19& 
Januar-März,  S.  117  u.  f.  —  Reichard,  in  der  Zeitschr.  f.  ges.  Staatsv. 
1844,  Hft  m,  S.  540.  —  (Heffter),  die  gegenwärtige  Lage  des  mäiagA 
bentinck*schen  Rechtsstreites,  Berlüi  1840,  S.  136  u.fl—  Welcker,  dar 
reichsgräfl.  bentinck*sche  Erbfolgestreit,  Heidelberg,  1847.  S.  38  o.  £  — 
Meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkdt  Stuttgart  1861 
S.  139  u.  f. 
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liehe  Nomiy  welche  ein  solches  ErfordernisB  aufgestellt  hätte, 
Tor  der  Abfassang  der  Wahlkapitalation  K.  Karl' s  Vn.  (1742) 
nicht  vorhanden  war,  und  dass  die  in  die  Wahlkapitalation 
L  EarTs  VII.  art  XXIT.  §.  4  aufgenommene  und  in  den 
Baehfolgenden  Wahlkapitulationen  beibehaltene  Bestimmnpg  die 
Bache  nicht  erBchOpft,  darf  als  nnsireitig  und  allgemein  aner- 
kannt betrachtet  werden. 

m.  Dagegen  fand  die  Ansicht  vielfache  Vertreter,  dass 
lireh  ein  uraltes  gemeines  deutsches  Herkommen,  welches 
nr  durch  die  im  XVL  und  XVII.  Jahrhundert  vorwie- 
gende romanisirende  Richtung  in  seiner  doktrineDen  Anerken- 
anng  einigermassen  erschfittert  worden,  die  Geburt  aus  stan- 
leltgleicher  Ehe  als  ein  wesentliches  gemeinrechtliches 
Erfordemiss  ftlr  die  Zuständigkeit  der  vollen  Familien-  und 
mnenilieh  Successionsrechte  als  Mitglied  eines  reichsständischen 
ider  fiberhaupt  landesherrlichen  Hauses  eüigeftlhrt  worden  sei  * ;. 
b  entbehrt  jedoch  diese  Ansicht  allen  geschichtlichen  Orundes 
md  ist  daher  auch  jederzeit  auf  das  Lebhafteste  und  mit  vol- 
lem Rechte  bestritten  worden^). 

§.  221. 
i)  Begriff  von  Missheirath  und  unstandesmässiger  Ehe. 

I.  Unstandesmässig  ist  eine  jede  Ehe,  bei  welcher  die 
Ehegatten  nicht  von  gleichem  Geburtsstande  sind. 

n.  Unter  Missheirath  (disparagium)  versteht  man  ins- 
besondere eine  unstandesmässige  Ehe,  welche  wegen 
Btandesungleichheit  der  Ehegatten  von  Rechtswegen  (sei  es 
infolge  eines  Staats-  oder  Hausgesetzes,  allgemeinen  oder  Fa- 
milienherkommens)  keine  volle  Rechtswirkung  fUr  den 
itandesniederen  Ehegatten  und  die  aus  solcher  Ehe  er- 
leugten  Kinder  haben  kann ^),  und  insbesondere  den  Nach- 
theil mit  sich  bringt,  dass  der  standesniedere  Ehegatte  und 

—^ -  Ml — r  1 r  

*)  Di^  ist  die  Grundidee  der  oben  Note  ^  angeführten  Pütter'schen 
Sciirift  Qber  die  Missheirathen. 

*)  Die  nähere  Ausföhrung  und  Begründung  dieser  Ansicht  hat  sich 
meine  Schrift  Aber  Missheirathen,  1853,  zur  Au^be  gemacht. 

*)  Daher  erklärt  man  das  düparagium  gewöhnlich  als:  „matrimonium 
ex  lege  inaeqnale/' 

ZVpfl,  StMtorccht.  6.  Anil.  I.  39 
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die  Kinder  nicht  an  dem  Bange  and  Stande  des  höhfiige- 
borenen  Ehegatten  Theil  nehmen  können^  nnd  die  Kinder  eben 
desshalb  auch  von  der  Saccession  in  die  Begiening  und 
daa  damit  zusammenhängende  Stammgut^  Leben  nnd  Hausfido- 
commiss  zum  Vortheile  der  übrigen  E.rbfolgebereeli- 
tigten  ausgeschlossen  siii4^)- 

m.  Die  Eigenschaft  einer  Ehe  als  Missheirath  mA 
hauptsächlich  da  in  Frage  kommen,  wo  die  Gemahlin  tob 
niederem  Stande  ist:  insoweit  jedoch  eine  cognatischeS&^ 
cession  in  eine  Landesregierung  und  damit  zusammenhängoh 
des  Stammgut,  Lehen  oder  Hausfideicommiss  zulässig  ist,  kam 
diese  Frage  wohl  auch  in  dem  Falle  zur  Beuriheilung  kon- 
men,  wenn  sich  ein  weibliches  Mitglied  emer  regierendea 
Familie  mit  einem  Manne  niedrigeren  Standes  vermählt  hat 

IV.  Da  aber  nicht  jede  Abstufung  des  Gebmtsstaih 
Aes  der  Ehegatten  die  vorgedachten  Nachtheile  zur  Folge  haben 
kann,  so  muss  zwischen  eigentlichen  Missheirathen  nid 
anderen  unstandesmässigen  Ehen  wohl  unterschieden 
werden  ^). 

V.  Als  leitender  Grundsatz  muss  bei  der  Lehre  Yon  der 
Missheirath  vorangestellt  werden,  dass  die  Ehe  überhaupt  m 
so  wichtiges  und  in  die  gesellschaftliche  Ordnung  so  tief  ei&> 
greifendes  Institut  ist,  dass  da,  wo  das  Vorhandensein  einer 


*)  In  anderer  Beziehung  als  ztt  den  Erbfolgeberechtigten,  vdciiei 
bei  Lehen  auch  der  Lehnsherr  wegen  seines  HeimÜEÜlrechtes  (sog.  Folge 
des  Herrn)  gleichsteht,  kommt  die  Missheirath  heut  zu  Tage  nidit  melir  id 
Frage.  —  Jenaer  ürtheil  im  gräfl.  Bentinck' sehen  Sucoessionsstmu 
S.  283:  „Yon  einem  Rechte  der  Lehnsleute  oder  sogar  der  ünterthaneB, 
Kindern  aus  ungleicher,  aber  wahrer  rechtmässiger  und  kirchlich  gflltiger 
Ehe  des  Landesherrn  die  Regierungs-Nachfolge  streitig  zu  machen,  etva 
nach  Analogie  der  Rechtsbücher  der  hohenstaufischen  Zeit  (Sachs.  Ldus-R. 
art  20;  Schwab.  Lehnr.  art  41  (39),  kann  heut  zu  Tage  nicht  mehr  die  Bede 
sein."  —  üebrigens  sagen  diese  Stellen  auch  keinesw^s,  dass  die  Lehnslfite 
dem  ni#t  ebenbürtigen  Sohne  den  Antritt  der  Landesregierung  ?aiF«lir» 
dürfen,  sondern  es  ergibt  sich  daraus,  namentlich  aus  dem  schw&b.  Lduir. 
(Lassb.)  c.  39  klar,  dass  es  ihnen  nur  frei  stand,  ihm  ihre  Lehen  lu 
refutiren,  wenn  sie  nicht  seine  Vasallen  sein  wollten. 

3)  Jenaer  Urtheil  S.  275:  „Die  blosse  Ungleichheit  des  Stand«, 
des  Vermögens,  der  Bildung,  macht  aber  eine  Ehe  noch  nicht  zur  Miss- 
heirath, so  oft  auch  eine  solche  unstandesmässige  und  ungleiche  YexbuAaag 
im  gemeinen  Leben  mit  diesem  Namen  belegt  wird." 
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wdiren  nnd  insbesoiidere  mit  voller  kirchlicher  Form  einge- 
gangenen Ehe  feststeht,  den  Kindern  aacb  alle  Rechte  wahrer 
Ehekinder  zugesprochen  werden  müssen,  so  weit  nicht  eine 
positive  Bechtsqaelle  ausnahmsweise  eine  Beschränkung 
eintreten  zu  lassen  nöthigt^). 

§.  222, 

3)  Geschichtliches  in  Bezug  auf  Missheirathen  und 
unstandesmässige  Ehen   bis   zum   XV.  Jahrhundert*). 

I.  Aus  der  Zeit  vor  der  Völkerwanderung  fehlt  es 
an  allen  Beweisen  für  die  Behauptung ,  dass  Ehen  unter  den 
etwa  vorhandenen  verschiedenen  Klassen  der  voll  freien 
Leute  Missheirathen  gewesen  wären  ^). 

n.  Ebenso  fehlt  es  auch  in  der  merowingischen  und 
karolingischenZeit  an  allen  Beweisen,  dass  eine  Ehe  eines 
Tollfreien  Mannes  höheren  Ranges  mit  einer  vollfreien 
Frau  niedrigeren  Ranges  als  Missheirath  betrachtet  worden 
wäre^):  und  nach  dem  Principe  des  Ständeverhältnisses  jener 
Zeit  war  dies  geradezu  unmöglich^).    Dass  eine  freie  Frau 


*)  Jenaer  Urtheil  S.  277,  Nr.  3.  —  Die  Heilighaltung  der 
Rechte  der  Ehekinder,  der  Schutz  derselben  in  ihrem  Successiongrechte 
imd,  seit  der  Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Rechte,  mindestens  in  ihrem 
Pflichttheilarechte,  ist  ein  hervorragender  Charakteraug  der  mittelalterlichen 
Eechtspflege,  vie  sich  dies  aus  den  nachfolgenden  Darstellungen  deutlich 
ergeben  wird. 

*)  Siehe  hierüber:  meine  Schrift  über  Missheirathen,  Stuttgart,  1853; 
meine  deut  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Tbl.  n.  §.  82.  90a;  und 
besonders  meine  Alterthümer  des  deut.  Reichs  und  Rechts,  Bd.  IT  (1860), 
Abhandl.  HL  IV.  V.  und  VlI. 

*)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  S.  2.  —  Die  Nach  Weisungen, 
welche  Waitz,  Yerfassungsgeschichte  Bd.  I,  1844,  darüber  gegeben  hat, 
dass  sich  aus  der  Zeit  der  Völkerwanderung  durchaus  keine  Rechtsunter- 
schiede  zwischen  dem  Adel  und  den  übrigen  Freien  in  Bezug  auf  £he, 
Wehrgeld  u.  s.  w.  nachweisen  lassen,  dürfen  als  erschöpfend  betrachtet 
Verden. 

')  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.3;  meine  deut.  Rechts- 
geschichte, 3.  Aufl.  (1858)  Tbl.  D,  §.  82. 

*)  Cap.  Caroli  M.  a.  803.  §.  1:  „Non  est  nisi  über  et  servus."  — 
Ueber  die  Stelle  aus  Meginhard,  translatio  S.  Alexandri,  welche  mitunter 
dagegen  angef&hrt  werden  will,  s.  meine  Schrut:  über  Missheii'athen  S.  5, 

39* 
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höheren  Standes,  wenn  sie  sich  mit  einem  freien  Mame 
niederen  Standes  verband,  nur  noch  den  Stand  ihres  Ehegatten 
haben  konnte,  und  dass  in  diesem  Falle  anch  nnr  der  Rang 
nnd  Stand  des  Vaters  anf  die  Kinder  überging,  kann  nnmOg- 
lieh  als  Beweis  fUr  das  Dasein  einer  Missheirath  in  einem 
solchen  Falle  angenommen  werden,  da  das  Wesen  deryoUai 
Kechtswirknng  einer  Ehe  gerade  darin  besteht,  dass  Frau  noi 
Kinder  am  Range  nnd  Stande  des  Vaters  Theil  nehmen.  Nv 
die  Ehe  zwischen  Freien  nnd  Unfreien  war  in  dieser  P^ 
riode  mit  Nachtbeilen  bedroht ,  nnd  zwar  in  sehr  yerschiedener 
Weise  nach  den  einzelnen  Volksrechten.  Eine  solche  Ehe 
wnrde  nach  einigen  Volksrechten  als  nichtig  oder  sogar  di 
strafbares  Verbrechen  behandelt ;  nach  anderen  wnrde  der 
freie  Ehegatte  in  den  Stand  des  nnfreien  hinabgestossen ;  nack 
wieder  anderen  blieb  er  zwar  persönlich  frei,  die  Unfreiheit 
des  anderen  Ehetheils  aber  vererbte  sich  anf  die  Kinder^),  ood 
dies  ist  der  Sinn  der  Paroemie:  „das  Kind  folgt  der  ärgeren 
Hand." 

in.  Anch  das  canonische  Recht,  welches  schon  inn 
dieselbe  Zeit  zn  den  germanischen  Völkern  kam,  weiss  dordh 
ans  nichts  von  Missheirathen  nnter  den  verschiedenen  Klassee 
der  Freien;  es  schliesst  sich,  vielmehr  genan  den  damaligen 
Ansichten  der  germanischen  Völker  an,  betrachtet  die  ^en 
nnter  allen  Freien  ohne  Unterschied  als  vollwirkend  nnd  die 
darans  entspmngetien  Kinder  als  erbfähig*).  Bei  der  VeiiniH 
dnng  zwischen  Freien  nnd  Utifreien  dagegen  präsomirt  das 
canonische  Recht,  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils,  nnr  Con- 
cnbinaf^);  es  hält  aber  die  Ehe,  wo  der  animus  conjugalis  fest- 


Note;  und  aasfhhrlicher  meine  deut  R-6esch.  3.  Aufl.  ThL  n  (1S5S). 
§.  82.  Note  7;  meine  Alterthümer  d.  deut  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  n  (1860) 
S.  232  u.  flg. 

^)  Siehe  die  Beweisstellen  in  meiner  deutschen  R-Gesch.  3.  Ani 
(1858)  ThL  .n,  §.  82. 

«)  Causa  32,  Qu.  2.  can.  3.  (Leo,  papa,  a.  443):  „Nuptianmi  taten 
foedera  inter  ingenuos  sunt  legitima,  etintercoaequales.^  Meine 
Schrift:  lieber  Missheirathen,  §.4;  meine  deut  Bechtsgesch.  3.  Aol 
(1858)  Thl.  II,  §.  82.  Note  6. 

7)  Siehe  die  Beweisstellen  in  meiner  deut  R^Oesch.  3.  Aufl.  (1856) 
Th.  n,  §.  82.  Note  18  ^g.  —  üebereinstimmt  hiermit  ferner:  Causa  32, 
Qu.  2.  can.  15:  „Liberi  dicti,  qui  ex  libero  sunt  matrimonio  ortL   Hn 
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ttdity  ans  BflckBicht  auf  das  Sakrament  anfrecht  ^)y  tritt  jedoch 
dem  weltUchen  Rechte  nicht  entgegen  ^  sofern  dieses  auf  die 
Kinder  ans  solchen  Ehen  die  Unfreiheit  des  einen  Eltemtheils 
yererben  iSsst  Nur  darin  machte  das  canonische  Recht  eine 
wesentliche  Aenderung^  dass  es,  was  bis  dahin  die  Volksrechte, 
so  wie  auch  das  römische  Recht ,  nicht  anerkennen  wollten, 
auch  nnter  Unfreien  nnter  einander  eine  wirkliche  Ehe 
annahm^  nnd  daher  den  Herren  derselben  das  willktthrliche 
Trennen  der  Ehen  der  Unfreien  untersagte'^).  Es  ist  daher 
ganz  falsch,  wenn  man  behauptet,  das-  canonische  Recht  habe 
»erst  die  altdeutsche  Lehre  von  den  Missheirathen  unter 
Tenchiedenen  Klassen  der  Freien  zu  erschüttern  versucht,  denn 
es  gab  noch  keine  derartige  germanische  Missheirathslehre, 
als  die  Kirche  auf  die  deutschen  Völker  einzuwirken  anfing^'). 
IV.  Im  Xn.  Jahrhundert  überwog  sogar  nach  dem  Zeug- 
nisse der  Rechtsbttcher  und  Urkunden  aus  dem  Xm.  und  XIV. 
Jahrhundert  die  Ansicht,  dass  das  Ehekind  stets  frei  geboren 
lei,  wenn  auch  nur  der  eine  Eltemtheil  frei  war;  insbeson- 
di^e  gah  dies,  wenn  die  Mutter  eine  freie  Frau  war,  so  dass 
mindestens  der  Grundsatz:  y^partua  sequitut  ventrem"  zu  Oun- 
8ten  der  Freiheit  als  massgebend  betrachtet  wurde  ^^).  Es 
entwickelte  sich  sogar  hieraus  eine  an  vielen  Orten  bis  in  das 
XVnL  Jahrhundert  (partikularrechtlich)  praktisch  gebliebene 
Lehre  von  Nachtheilen  der  freien  Geburt  für  das  mit 
einer  freien  Frau  ehelich  erzeugte  Kind  eines  hörigen,  eigenen 


Ulli  ex  libero  et  ancilla  (d.  h.  aus  einer  Ehe  eines  Freien  mit  einer 
Unfirden)  servilis  conditionis  sunt  Semper  enim,  qui  nascitur, 
deteriorem  (parentüj  statum  sumit...  Isti  vero,  qui  non  sunt  de 
legitime  matrimonio,  matrem  potius  quam  patrem  sequuntur**  (d.  h. 
äe  können  sogar  frei  sein,  wenn  ihre  uneheliche  Mutter  eine  Freige- 
borene  ist). 

•)  Causa  29,  Qu.  2.  can.  2,  8. 

')  Dies  ist  die  Bedeutung  von  „coaequales**  in  Causa  32,  Qu«  2. 
c.  3  (siehe  oben  Note  6). 

**)  Siehe  die  Beweisstellen  in  meiner  deut.  R.-Ge8ch.  3.  Aufl.  (1858) 
TU.  n,  §.  26.  Note  23. 

*<)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  4. 

**)  Yergl.  Sachtfensp.  Landr.  in.  §.  72;  S&chs.  Weichbild  (v. 
Dudels)  art  6.  —  Yergl.  die  Nachweisungen  und  Erörterungen  in  meinen 
Alterthlbnem  des  deut  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  n  (1860),  S.  230.  236  flg. 
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oder  Dienstmannes,  gleichsam  eine  umgekehrte  MiBshei- 
rathslehre^  indem  man  ein  solches  Kind  nicht  zur  Erbfolge 
in  das  väterliche  Zins-  oder  Dienstgut  zuliess,  wenn  es  mh 
nicht  in  die  Hörigkeit,  Leibeigenschaft  oder  Dienstbarkeit  er- 
geben wollte  1^).  Daneben  kam  aber  allmählig  die  Ansicht  $x!j 
dass  die  Söhne  dem  Stande  des  Vaters ,  die  Töchter  im 
Stande  der  Mutter  folgten,  und  endlich  gewann  im  Ausgange 
des  XII.  Jahrhunderts  wieder  die  ältere,  schon  in  der  karo- 
lingiscben  Zeit  bemerkte  Ansicht  die  Oberhand,  dass  das 
Kind  unter  allen  Umständen  dem  Stande  des  dienstpffichtigeo 
oder  unfreien  Eltemtheils,  gleichviel  ob  Vater  oder  Mutter, 
folgen  müsse  ^^).  Diese  letztgedachte  Umbildung  des  Rechtes, 
auf  welche  allein  die  Parömie  geht:  „das  Kind  folgt  der  äIg^ 
ren  Hand"  ^%  wurde  übrigens  noch  im  XTV.  Jahrhundert  mit- 
unter als  eine  grosse  Härte  und  durcli  Willkühr  des  Herreih 
Standes  dem  Volke  in  der  hohenstaufischen  Zeit  aufgedrungene 
Neuerung  betrachtete^). 

V.  Im  Uebrigen  hält  noch  im  dreizehnten  Jahrhundert 
der  Sachsenspiegel  genau  und  streng  an  der  wahr^  alt- 
deutschen Theorie  fest,  dass  das  von  vollfreien  Eltern  eraeogte 
Kind  unbedingt  seines  Vaters  landrechtlichen  Geburtsstand 
(Recht)  und  dessen  lehenrechtlichen  Rang  (Schild)  als  fahn- 
lehnfähig  oder  ritterlehnfähig  hat,  je  nachdem  nämlich  der 
Vater  zu  dem  reichsständischen  Herrenstande,  d.  h.  zu  den 
damals  allein  sog.  Edlen  (Adel),  oder  zu  den  ritterlehnfahi- 
gen,  schöffenbarfreien  Geschlechtern  gehörte  e^).     Daher  sagt 


")  Vergl.  meine  Alterthümer,  Bd.  U  (1860),  Abhandl.  YU.  „Die  an- 
gekehrte  Missheirath'S  S.  228-258. 

»)  Ebendas.  S.  236  flg. 

«)  Schwab ensp.  Landr.  (v.  Lassberg)  c.  67;  Sachs.  Weichbild 
(v.  Daniels)  art.  6.  §.  3.  —  Auf  Ehen  unter  den  verschiedenen  IQaaseai  der 
Yollfreien  wird  diese  Parömie  nie  in  den  Quellen  bezogen.  Nicht  entg^en 
steht  die  sententia  Budolphi  I.  a.  1282,  bei  Fertz,  Le^.  II,  439;  siebe 
die  Nachweisung,  dass  unter  den  hier  genannten  „mstici,  vel  mstiGae,  qm 
liberi  dicuntur",  nur  Censuales,  Latenleute  u.  dergl.  zu  verstehen  wAt 
meine  Alterthümer,  Bd.  n  (1860),  S.  143  flg.  168  flg.  239. 

*6)  Sachs.  Weichbild  (v.  Daniels)  art.  6.  §.  3.  —  Vergl.  meine 
Alterthümer,  Bd.  H  (1860),  S.  237  flg. 

")  Sachsensp.  Ldr.  (Homeyer)  I,  16.  §.  2.  „Svart  Idnd  is  rri 
unde  echt,  dar  behalt  it  sines  vaters  recht.'*  —  Ebendas.  10.  7S.    ^M 
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der  Sachsenspiegel  sogar  ausdrücklich,  dass  ein  Kind  einer 
freien  Mutter  besser  geboren  sein  könne  als  diese  selbsti 
was  nur  möglich  ist,  w^n  die  Mutter  einfach  geburtsfrei,  der 
Vater  aber  vom  ritterlehnfiübigen,  schöffenbarfreien  Stande  oder 
rem  Herrenstande  war^^).  Im  Uebrigen  findet  sich  im  Sach- 
senspiegel noch  erwähnt,  dass  Kinder  einer  Frau  höherer 
Klasse,  welche  sich  mit  einem  Manne  niederer  Klasse  verhei- 
lathet,  nicht  das  besondere  Standesrecht  der  Mutter  haben 
können  ^%  was,  wie  schon  oben  (unter  No.  II)  erwähnt  wurde, 
aber  keine  Besonderheit,  sondern  Gonsequenz  des  Principes 
der  Eheu  unter  Freien  ist;  aflch  wird  noch  ganz  in  lieber- 
emstimmung  mit  dem  älteren  und,  wie  eben  angefllhrt  wurde, 
laeh  einiger  Schwankung  seit  dem  Ausgange  des  XU.  Jahr- 
bonderts  wiederhergestellten  Bechte  angegeben,  dass,  wenn 
freie  Leute  mit  Dienstleuten  oder  eigenen  Leuten  sich  yerhei- 
rathen,  die  Dienstpflicht  des  unfreien  Eltemtheils  auf  die 
Kinder  vererbt*^). 

VI.  Der  Spiegel  deutscher  Leute  und  der  Schwaben- 
spiegel dagegen,  wenn  auch  etwas  jttnger  als  der  Sachsen- 
spiegel, doch  immerhin  noch  dem  XIII.  Jahrhunderte  angehörig, 
sprechen  zum  erstenmale  einen  Satz  aus,  der  eine  Missheiraths- 
fteorle  in  dem  heut  zu  Tage  angenommenen  Sinne  zeigt,  in- 
dem sie  den  Kindern  eines  Mannes  vom  Herrenstande  und 
einer  Fran  aus  den  mittelfreien  (ritterlichen,  vasallitischen  oder 

echte  Idiid  und  vri  behalt  sines  vaters  schilt  und  oimt  s\n  erve  unde  der 
noder  also,  of  it  ir  evenburdich  is,  oder  bat  (d.  h.  besser)  geboren.'* 

»)  Sachsensp.  Ldr.  m,  72.  (s.  Note  17.)  —  Yergl.  Sachseusp.  I, 
5L  §.  2.  „Ein  wif  mag  gewinnen  echt  kint,  adel  Idnt,  egen  kint,  unde 
keyes  (uneheliches)  kmV*  —  Siehe  meine  Schrift:  lieber  Missheirathen, 
i  6.  —  Meine  deut.  R.-Gesch.  3.  Aufl.  Thl.  n  (1858),  §.  90. 

^)  Sachsensp.  Ldr.  III,  73.  „Nimt  aber  en  vri  scepenbare  wif  enen 
Inigelden  oder  enen  landseten,  vnde  wint  sie  kindere  bi  ime,  di  ne  sint 
ire  nicht  ebenburdich  an  bute  und  an  wergelde,  wende  se  hebben 
irs  Tat  er  recht  unde  nicht  der  muter,  dar  umme  ne  nemen  sie  der 
mnter  erve  nicht'*  —  Meine  Schrift:  lieber  Missheirathen,  §.  8.  ~  Meine 
deot  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  (1858)  ThL  II,  §.  90.  —  Vergl.  meine  Alter- 
thfimer,  Bd.  n  (1860),  S.  167. 

*)  Sachsensp.  Ldr.  I,  16.  §.  2.  „Is  aber  die  vater  oder  de  muter 
dinstwif,  it  kint  behalt  sogetan  recht,  als  it  in  geboren  is."  —Meine 
Schrift:  lieber  Missheirathen,  §.  6.  —  Meine  deut  B.-Gesch.  3.  Aufl. 
(1858)  ThL  n,  §.  90. 
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BehOffenbarfreien  Stande)  den  Rang  nnd  Stand  des  Vaters  ab- 
spreehen  nnd  ihnen  nur  den  ihrer  Hntter  beilegen  '<).  Mag  na 
dieser  ihrer  Bedentang  und  ihrem  Werthe  nach  sehr  zweifellial- 
ten  Aenssemng  des  Spiegels  dentscher  Leute  nnd  des  Scfawabo- 
spiegels  aber  noch  so  viel  Gewicht  beilegen,  so  kann  ixnm, 
bei  dem  geraden  Widerspruche  des  in  voller  Geltnng  neb« 
demselben  fortbestehenden  Sachsenspiegels,  doch  nimm^mdir 
auf  ein  damals  schon  Yorhandenes  gemeines  deutsches  Hcf 
kommen  geschlossen  werden  ^^). 

Vn.  Dazu  kommt  aber  noch  überdies,  dass  gerade  ans 
kaiserlichen  Urkunden  des  XTTT.  Jahrhunderts,  also  anB  g^eieb- 
zeitigen  Urkunden,  namentlich  eines  Kaisers  aus  einem  sftd- 
deutschen  Hause,  Budolph's  von  Habsburg,  sich  mit 
Bestimmtheit  ergibt,  dass  der  Kaiser,  nach  des  Reiches  damab 
geltenden  Rechten,  ftlr  die  Successionsfähigkeit  der  Kinder  eines 
Reichsfhrsten  in  Land  und  Leute  durchaus  nichts  voraussetzle, 
als  dass  die  Gemahlin  eine  freie  Frau  (kein  Dienstweih)  sei^ 
daher  er  denn  auch  in  betreffenden  Fällen  den  Frauen  mr 
Freilassungsbriefe,    aber   keine  Standeserhöhungen  (im  Simie 

*9  Der  Spiegel  deutscher  Leute,  herau^gegeheü  von  J.  Ficker, 
Innsbruck,  1859.  c.  62.  —  Schwabensp.  Ldr.  (Lasshg.)  c.  70.    J^h 
niemen  semper  m.  wan  des  vater  und  mnter.  und  der  (d.  h.  deren)  Tater 
und  muter  semper  m  warn  . . .  und  ist  ioch  diy  muter  semper  tiI  und  der 
▼ater  mitel  Tri.  divkint  werdent  mitel  vrien.  vnd  ist  der  vater  senper 
vri   und  div  muter  mitel   vri.   div  kint  werdent  aber  nitel 
vrien.**  —  YergL  über  den  wahren  Sinn  dieser  Stelle  und  den  Begitf 
vop  Semperfreien  und  Mittelfreien  besonders  meine  Alterthtkmer,  Bd.  U^ 
(1860)  S.  217  flg.  —  Bemerkenswerth  ist,  dass  der  Schwahenspiegd  über 
den  Fallv  wenn  ein  mittelfreier  Mann  eine  Frau  aus  dem  freien  Baoeni- 
stände  (nach  seiner  Terminologie    eine  Landsassenfreie)   henratfaet,  gar 
nichts  sagt :   ebenso  erw&hnt   er  Ehen  mit  Frauen  aus  dem  Stande  der 
St&dtebttrger  gar  nicht    Es  scheint  darin  schon  eine  Andeutmif  too 
dem  zu  liegen,  was  fortwährend  in  Bezug  auf  Ehen   von  Männern  da 
ritterlichen  Adels  mit  bürgerlichen  Frauen  als  Becht  gegolten   hat  ood 
noch  gilt,  dass  nämlich  jedenfalls  eine  solche  Ehe  nach  unzweifelhaftaB 
Herkommen  kerne  Missheirath  ist.    Pütt  er,-  Missheirathen,  S.  486.540; 
Eichhorn,  deut  Priv.-R.  §.  293.  —  Jenaer  Urtheil,  S.  289.  — Yei^ 
meine  Alterthümer,  Bd.  n  (1860),  S.  225. 

^)  üeber  die  fast  allgemein  voUst&ndig  übersehenen  scharfen  G^eatÜKß 
des  Sachsenspiegels  und  des  Schwabenspiegels  in  dieser  Lehre  iffli 
insbesondere  des  Ständesystems  der  beiden  Spiegel,  siehe  meiBe 
Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  9—13. 
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fon  hohen  Adelsyerleihungen)  ertheilte,  welcher  letzteren  sie 
«ben  so  wenig  bedürften ,  als  dergleichen  überhaupt  damals 
loeh  gar  nicht  eingeführt  und  gebräuchlich  warra^^. 

Vm.  Auch  die  im  XIV.  Jahrhunderte  abgefasste  Glosse 
des  Sachsenspiegels  lehrt  noch  ausdrücklich,  dass  eine 
Ireie  Ehefrau  ohne  alle  Einschränkung  an  dem  Standesrechte 
des  höher  geborenen  Gemahls  Antheil  nimmt  ^):  die  voUe 
leehtswirkung  der  Ehe  für  die  Kinder  ergibt  sich  hiemach 
ron  selbst 

§.  223. 

4)  Greschichtliches  über  Missheirathen  und  unstandes- 
Aässige  Ehen  vom  XV.  Jahrhunderte  bis   ziu*  Abfas- 
sung der  Wahlkapitulation  K.  KarVs  VII.   1742. 

L  In  den  folgenden  Jahrhunderten,  namentlicb  im  XY., 
XVL  und  XVn.  Jahrhundert  bis  kurze  Zeit  vor  der  Errichtung 
der  Wahlkapitnlation  E.  Karl's  Yü.  1742  betrachtete  die 
D(toin  fast  einstimmig  die  Ehen  zwischen  Fürsten  und  Frauen 
Tom  ritterlichen  Adel  oder  Bttrgerstande  als  ToUgiltig  wirkende 
fiien  und  erkannte  durchaus  kein  gemeines  Herkommen  an, 
wonach  solche  Ehen  Missheirathen  sein  sollten.  Die  wenigen 
Stunmen^  überdies  nur  Personen  von  geringer  juristischer  Be- 
dlbtang  angehörig,  welche  es  in  dieser  Zeit  wagten,  das  Ge- 
gentheil  zu  behaupten,  fanden  sofort  von  den  angesehensten 
Ittimem  des  Faches  eine  derbe  Abfertigung,  und  wurde 
denselben  geradezu  entgegen  gehalten,  dass  das  gemeine  un- 


^  Die  Erid&nmg  der  Urkunden  Rudolph' s  I.  (ürk.  a.  1278  betreff. 
&  Ehe  des  Markgrafen  Heinrich  des  Erlauchten  von  Meissen  mit 
BlisBbeth  Ton  Maltitz,  und  ürk.  v.  1273  und  1287  betreffend  die 
Ebe  des  edeln  Herrn  Reinhard  von  Hanau  mit  Adelheit  von 
Mflnzenberg),  welche  von  Patter,  Missheirathen  S.  85  u.  f.,  ganz 
sjasrerstanden  worden  sind,  siehe  in  meiner  Schrift:  üeber  Missheirathen, 
H4-20. 

**)  Glosse  zu  Sachs ensp.  Landr.  HI,  45.  §..8.  „Wisse  des  Mannes 
flue  zieret  oder  schmücket  das  Weib,  und  er  adelt  sie,  sintemal  sie 
«eine  Genossin  wird,  alsbald  sie  in  sein  Bette  tritt''  —  Yergl.  §.  228  Note  4 
—  Dieselbe  Rechtsansicht  drückt  in  Bezug  auf  den  Ritterstand  die  Parömie 
»n:  ,3itterBweib  hat  Rittersrecht" 
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zweifelhafte  Herkommen  des  deutschen  Reiches  gegen  die  An- 
nahme einer  Missheirath  in  diesen  FiUen  seiO- 

II.  Petras  ab  Andlo  aas  dem  XV.  Jahrhundert  wobi 
nur  daYon,  dass  einige  Familien  des  schwäbischen  Herrenstan- 
des  solche  Ehen  als  Mi^sheirathen  mit  Berafnng  auf  ihr  ^le* 
cialherkommen  behaupten  wollten,  und  erklärt  sich  entsdüedn 
gegen  die  Vemünftigkeit  und  somit  gegen  die  Sechtsbeatändi^ 
keit  einer  solchen  Gewohnheit^)« 

ni.  Die  Rechtslehrer  der  folgenden  Jahrhunderte  nnd  zw» 
gerade  die  namhaftesten  derselben  ohne  Ausnahme,  also  gerade 
die  Männer,  auf  deren  Schultern  die  Wissenschaft  mhte  wi 
welche  man  doch  sonst  in  allen  übrigen  Reehtstheilen  ab  ik 
Väter  und  unverwerflichen  Zeugen  der  Praxis  anerk^int,  et- 
klärten  sich  tibereinstimmend  ftir  das  Successionsrecht  der  am 
solchen  Ehen  entsprossenen  Kinder  und  deren  Recht  auf  die  Tito** 
liehen  Titel  und  Würden  ^)  und  zeigen  nur  darin  eine  Hetnong»- 
yerschiedenheit^  ob  auch  die  Gemahlin  niederen  Standes  ofans 
weiteres  befugt  sei,  die  hohen  Adelstitel  ihres  Gemahls  zu  fltlh 
ren,  oder  ob  diese  dazu  einer  besonderen  kaiserlichen  Stafr 
deserhöhung  bedürfe*). 


^)  Dies  yeiset  Pütt  er  selbst  nach,  in  dem  literär-geschichtlidMi 
Anhange  zu  seinem  Werke  über  Missheirathen,  S.  ^7  u.  f.  —  Yollkommet 
hiermit  übereinstimmend  hat  sich  auch  erklärt  Heffter,  in  dem  o|ieii 
§.  220,  Note  1.  ange£  Votum  eines  norddeut  Publicisten  8.  87  o.  £1  — 
Siehe  meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  144  a  £ 

*)  Petrus  ab  Andlo,  de  imp.  Born.  n.  c.  12.  „ . . .  quae  profedi 
observantia  haud  satis  honesta  esse  videtur/^  YergL  hierüber  meiie 
Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  29,  30.  —  Meine  deut  BechtsgescL 
3.  Aufl.  (1858)  Thl.  H,  §.  94b. 

')  So  z.  B.  erklären  die  Kinder  von  Reichsfürsten  aus  Ehen  mit  nie- 
deren adeligen  oder  bürgerlichen  Frauen  fhr  Bncceasi(iDsfih%: 
Pfeil  zu  Nürnberg,  Yultejus,  Sixtinus  (von  beiden  sind  im  Kanen 
der  marburger  Juristenfakultät  bearbeitete  Gutachten  über  diese  ITrige 
bekannt),  Besold,  Stephanus,  Rumelinus,  Obrecht,  Bocems, 
Rhetius,  Hörn,  Titius,  Itter*  Schilter,  Heinr.  Gocceji,  NkoL 
Myler  ab  Ehrenbach,  Pfeffinger  etc.  —  Meine  Sehrift:  Deber 
Missheirathen,  §.  26. 

*)  Petrus  ab  Andlo  n,  c  11.  ,j^leb€ja  napta  nobili  efficitor  nobflis.'' 
—  Ludolf,  de  jure  fem.  illustr.  1734.  P.  I,  §.  XI,  m. 27, 28  stdlt digeg» 
in  Abrede,  dass  eine  Frau  vom  niederen  Adel-  oder  Bürgerstande  dmcb 
Yerheirathung  mit  einem  Reichs-Fürsten  ohne  weiteres  den  Rang  oai 
Titel  des  Gemahls  erlange,  spricht  jedoch  den  Kindern,  w^rn  die  HsMr 
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IV.  Richtig  ist  9  dass  diese  Becbtslehrer  im  Qeschmacke 
und  Bach  der  Sitte  der  damaligen  Zeit  ihre  Gründe  grDssten- 
theils  ans  dem  römischen  fiechte,  als  dem  gemeinen  fieichs- 
recbte,  hernahmen.  Nichtsdestoweniger  ist  es  eine  durchaus 
verkehrte  Vorstellung,  wenn  man  glaubt,  dass  die  Rechtsge- 
lehrten hier  durch  unpassende  Anwendung  des  römischen 
Rechtes  ein  altes  deutsches  Herkommen  zu  zerstören  gesucht 
hätten,  da,  wie  gezeigt  wurde  (§.  221),  ein  solches  niemals  be- 
standen hatte.  Vielmehr  vertraten  hier  diese  Rechtsgelehrten 
wirklich  der  Sache  nach  das  wahre  alte  deutsche  Herkommen, 
wenn  gleich  ihre  Argumentation  aus  dem  römischen  Rechte 
nach  dem  gegenwärtigen  Zustande  der  Wissenschaft  des  deut- 
schen Rechts  nicht  als  nothwendig  oder  erschöpfend  betrachtet 
werden  kann.  Doch  ist  auch  hierbei  nicht  zu  übersehen,  dass 
gerade  in  dieser  Lehre  schon  in  den  Urkunden  des  K.  Ru- 
dolph's  I.  (im  Xni.  Jahrhundert)  auf  das  römische  Recht  als 
Reichsrecht  Bezug  genommen  worden  war  %  und  dass  bei  der 
seit  dem  XV.  Jahrhundert  allgemein  verbreiteten  Ansicht  von 
der  Reception  des  römischen  Rechts  als  gemeines  Reichsrecht, 
ohne  Ausschluss  irgend  einer  Materie,  die  Berufung  auf  dessen 
Sätze  nichts  Befremdliches  haben  kann  %  und  sicher  die  Geg- 
ner dieselbe  auch  nicht  unterlassen  haben  würden,  wenn  sie 
eine  Bestätigung  ihrer  Ansicht  daraus  hätten  schöpfen  können. 


von  niederem  Adel  ist,  das  Saccessionsrecht  und  die  väterlichen  Würden 
unbedingt  zu;  wenn  die  Mutter  bürgerlich  ist,  glaubt  er  aber  (,,putarem*'), 
dass  die  Agnaten  nicht  schuldig  seien,  sie  zur  Succession  kommen  zu  lassen, 
wenn  sie  nicht  eine  Standeserhöhung  vom  Kaiser  erwirkt  hätten,  welcher 
er  aber  sodann  unbedingt  Rechtswirkung  beilegt.  —  Vergl.  Gribner, 
delin.  jurisprud.  privat  iUustrium.  1745.  p.  66. 

^)  Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  28. 

0)  Rühmt  doch  der  Schwaben  spie  gel  (Landr.  nach  Lassbg.  c.  1,  b.) 
von  sich  selbst,  dass  er  abgesehen  von  den  Constitutionen  deutscher  Kaiser, 
( „Karlsrecht^* ) ,  aus  dem  römischen  Rechte  (romische  phahte)  und  den 
canonischen  Rechtsbüchem  („den  Büchern  Decretum  et  Decretcit^)  ausge- 
zogen sei.  —  Auch  Heffter  (s.  Note  1.)  erkennt  an,  dass  der  „roma- 
nistische Grundsatz**  zugleich  auf  das  Reichsherkommen  gestützt 
war,  und  fügt  bei:  „Unmöglich  lässt  sich  jenen  Männern  eine  solche 
gänzliche  Verblendung  beimessen,  dass  sie  etwas  anderes  für  Recht  erachtet 
hätten,  als  sie  wirklich  vor  sich  sahen.  Sie  fussten  freilich  auf  das  römische 
und  canonische  Recht,  aber  war  beides  nicht  wirklich  als  Reichsrecht 
anerkannt,  und  mit  kaiserlichem  Namen  geheiligt?'* 
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y.  Dass  es  den  Juristen  des  XV.— XYDI.  Jahrtiiaidaii 
nicht  in  den  Sinn  kommen  konnte,  durch  Bestreitong  der  TBm- 
heirathseigenschaft  nnstandesmftssiger  Ehen  der  Ffirsten  das 
fbrsüiche  Ansehen  herunter  zu  setzen,  oder  gar  Gnmdsitio 
einer  demokratischen  Gleichheit  zur  Geltung  zu  bringen,  wird 
Niemand  bezweifeln  wollen,  der  mit  dem  Geiste  jener  Zeilen 
dem  Charakter  dieser  Männer  und  der  Stellung,  die  sie  n 
ihren  Landesherren  einnahmen,  auch  nur  einigermassen  be» 
kannt  isV). 

VI.  Diese  Ansicht  der  Bechtsgelehrten  findet  ab^  ihre  Tob 
Bestätigung  in  der  kaiserlichen  Pnuds  selbst,  und  nam^ffidb 
ist  es  sehr  bezeichnend,  dass  Kaiser  Ferdinand  L  seins 
Unzufriedenheit  wegen  der  Ehe  seines  Sohnes,  des  Erzhenogi 
Ferdinand  Yon  Oesterreich,  mit  der  Philippina  Welser 
von  Augsburg  in  keiner  anderen  Weise  eine  praktisdie  Folgi 
zu  geben  vermochte,  als  dass  er  zu  dem  äussersten  Noüdie* 
helfe  der  deutsehen  Kaiser,  der  Machtvollkommenheit 
(§.  85)  griff,  und  kraft  dieser  das  Successionsrecht  d&  m 
dieser  Ehe  stammenden  Descendenz  (überdies  nur  vorlinfi^ 
aufhob,  was  er  nicht  noth wendig  gehabt  hätte,  wenn  uadi 
einem  gemeinen  Herkommen  den  Sandern  an  sich  das 
Successionsrecht  in  die  österreichischen  Erblande  nicht  zog^ 
standen  hätte  ^). 

Vn.  Richtig  ist,  dass  seit  dem  XV.  Jahrhundert  in  mebre- 
ren  reichsfürstlichen  Familien  ausdrückliche  Hausgesetze  er- 
richtet wurden,  wodurch  theils  die  Ehen  mit  bürgerliches 
Frauen,  theils  sogar  auch  mit  Frauen  vom  ritterlichen  Adel,  ja 
sogar  mitunter  von  neugräflichem  Geschlechte,  für  Missheirathei 
erklärt  wurden.  Allein  alle  diese  Hausgesetze  sind  in  ihrem 
Inhalte,  namentlich  hinsichtlich  der  Bechtsfolgen  einer  solehei 
Verbindung,  so  abweichend  von  einander,  dass  schon  aus  die^ 
sem  Grunde  hieraus  kein  gemeines  Herkommen  ^ksiuit 
werden  kann^).  Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  der  Kaiser 


0  Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  26. 

*)  Audi  die  kaiseriiche  ürknnde  v.  13.  Sept  1561  bezfl^^ch  dieser  ike 
ist  von  Pütt  er  nicht  gehörig  anfgeiasst  worden.  —  Meine  Scfarüt  fikcr 
Missheirathen,  §.  31,  32. 

*)  Siehe  eine  übersichtliche  Zosammenstellang  der  yerschiedenartügei 
Bestinunungen  der  älteren  Haasgesetze,  in  meiner  Schrift:  üeber  Mis* 
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Mfeben  HaoBgesetzen,  wodurch  auch  die  Ehen  mit  Frauen  vom 
atterlichen  Adel  für  Missheirathen  erklärt  werden  sollten;  nur 
B  sehr  seltenen  FSUlen  die  Bestätigong  ertheilte,  vielmehr  diese 
s^dmftssig  abgesehlagen  wurde  ^®). 

VIII.  Aus  dem  häufigeren  Vorkommen  solcher  Hausgesetze 
kann  daher  nicht  mebr  abgeleitet  werden^  als  dass  bei  mebre- 
m  reichsständischen  Häusern,  namentlich  bei  den  grösseren 
ikflirstlichen  Häusern^  deren  Häupter  immer  mehr  die  Stellung 
lenveraiDer  europäischer  Fürsten  und  Familienverbindungen 
iit  grossen  auswärtigen  Kronen  anstrebten ,  immer  lebhafter 
in  Interesse  hervortrat,  Ehen  mit  Frauen  niedrigeren  Stan- 
ks SU  vermeiden^'). 

IX.  Dazu  kam  auch  noch  das  unmittelbare  Interesse, 
welches  die  Agnaten  hatten,  durch  Verdrängung  der  De- 
Kendenz  des  regierenden  Herrn  unter  Hinweisung  auf  die  Un- 
itandesmässigkeit  seiner  Ehe,  die  Regierungsnachfolge  f&r  sich 
idbst  zu  gewinnen"^  au  welchem  Behufe  dieselben  nicht  sel- 
In  ihren  Einfluss  am  kaiserlichen  Hofe  geltend  zu  machen 
musten^^. 

X«  Bei  der  vorzugsweise  praktischen  Richtung  der  Rechts- 
(elehrsamkeit  im  vorigen  Jahrhundert,  welche  sich  hauptsäch- 
lich nach  PräJudicien  und  thatsächlichen  Vorgängen  richtete, 
konnte  es  sonach  nicht  fehlen,  dass  allmählig  die  alte  Theorie 
eneblltt^  wurde  und  die  Meinungen  der  Rechtslehrer  anfingen. 


beirathen,  §.  35.  36.  —  Dass  selbst  eine  Üebereinstimmung  der 
roriiaDdenen  Hansgesetze  kein  gemeines  Recht  für  andere  Familien 
begrfinden  könnte,  hat  schon  Selchow,  RechtsfiUle,  Lemgo  1793.  p.  192. 
recht  got  ansgef&hrt 

^)  Pfltter,  Missheirathen,  S.  304,  806—309,  besonders  S.  240,473.  — 
Koser,  Staatsr.  XTV.  S.  237.  Dessen  Familienstaatsrecht,  ü,  129.  — 
Jenaer  ürtheil,  8.  285.  —  Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  S.  77. 
ETote;  S.  81. 

")  Pfltter,  Missheirathen,  S.  330. 

*■)  Selchow,  RechtsfUle,  I,  191  u.  f.  sagte  darüber  sehr  freimflthig: 
i,KQrz,  hier  entscheidet  oft  Hofloft  mehr  als  Recht''  —  Ptttter,  Miss- 
hointhen,  S.  132,  134,  416,  woll^  dagegen  bemerkt  haben,  dass  der 
buieiliche  Hof  die  Snccession  aus  unstandesmässiger  Ehe  begünstigte,  wenn 
BB  ddi  darum  handle,  einen  katholischen  Zweig  eines  reichsst&ndischen 
flaoses  gegen  einen  protestantischen  zu  begünstigen.  Meine  Schrift: 
(F«ber  Misshdraüien,  §.  42  u.  52. 


622  §•  223.  GeschichtlicheB  ttber  Misaheirft^en. 

schwankend  zn  werden  ^^).  Jedoch  kam  es  weder  cor  BOdimg 
eines  neuen  gemeinen  Herkommens ^^)y  noch  auch  n 
einer  reichsgesetzlichen  Bestimmung,  bis  auf  die  Zeit  der  Ab- 
fassung der  Wahlkapitulation  K.  Karl's  VIL  1742,  zu  wdcher 
Zeit  eine  unstandesmässige  Ehe  des  Herzogs  Anton  Ulrieli 
von  S.  Meiningen ^^)  die  nächste  V^anlassung  gab,  dm 


»)  Meine  Schrift':  Ueber  Missheirathen,  §.  39,  40.  —  Dan  es  M 
noch  am  Ausgange  des  XYI.  und  am  An£uige  des  XYEL  Jahth.  hi 
den  altfürstlichen  Häusern  nur  erst  darum  handelte,  ihr  Interesse  k 
einem  Rechte  zu  machen,  ergibt  sich  am  deutlichsten  aus  dem  Schvank« 
und  der  Unsicherheit  und  Willkürlichkeit,  womit  sich  die  ersten  Yertheidigiff 
der  Successions-Unfähigkeit  der  aus  unstandesmässig^r  Ehe  stanmendea 
Kinder  aussprechen.  Meistens  sind  sie  geneigt,  die  Kinder,  wenn  & 
Mutter  von  altem  niederen  Adel  ist,  als  successionsf&hig  zu  betrachten; 
wenn  die  Mutter  aber  eine  Bülrgerliche  ist,  sie  auszuschliessen.  Von  daa 
Falle,  wenn  die  Mutter  aus  einer  neu  geadelten  Familie  stammt,  schweig« 
sie  meistens  gänzlich;  auch  beschränken  sie  mitunter  den  Begriff  „Plebeja" 
unter  Bezugnahme  auf  das  römische  Recht  (L.  1.  §.  11.  de  dignitat;  L  ÜL 
Dig.  de  Senator.)  auf  Frauenspersonen  aus  dem  niederen  Bürger-  nl 
Bauernstände,  und  sehen  daher  in  der  Ehe  mit  Beamtentachtem,  besondea 
wenn  der  Vater  Ratfasrang  hatte,  keine  Missheirath,  weil  der  Unpniif 
alles  Adels  in  Staatsämtem  zu  suchen  sei.  So  z.  B.  Ludolf,  dejnrefsa 
illustr.  1734,  P.  I,  §.  XI.  Xu.  —  v.  Seckendorff,  FürstenstaaL  Part.  1 
Cap.  7.  Nr.  26.  erwähnt  es  nur  als  eine  alte  Sitte  (nicht  als  rechtlkke 
Nothwendigkeit),  dass  sich  deutsche  „Fürsten  und  Yornebne 
Reichsgrafen''  nicht  mit  „gemeinen  von  Adel  oder  bflrgerlicbei 
Standes*' verheirathen,  weil  es  ihnen  nicht  allein  „zur  Übeln  Nachrede 
gereiche,  sondern  sich  auch  Beispiele  finden,  dass  den  Kindern  ihrSlaal 
und  Erbfolge  vielfach  streitig  gemacht  oder  geschmälert  worden  ml* 

^4)  Wenn  man  anerkennen  muss ,  dass  bis  zum  Ausgange  des  XVU 
Jahrhunderts  notorisch  ein  gemeines  Herkonmien  nicht  Yorhanden  im; 
wonach  Ehen  selbst  forstlicher  Reichsstände  mit  Frauen  vom  niederen  Adel 
oder  Bürgerstande  Missheirathen  gewesen  wären,  so  ist  doch  wohl  einleadi- 
tend,  dass  der  kurze  Zeitraum  vom  Anfange  des  XVUI.  Jahrhunderts  iB 
zur  Abfassung  der  Wahlkapitulation  K.  EarFs  VII.  1742  an  sich  oicht 
ausreichen  konnte,  um  die  neue  Bildung  eines  gerade  entgegenstebendei 
gemeinen  Herkommens  zu  ermöglichen.  Meine  Schrift:  üeber  hohes 
Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  142  u.  f. 

*B)  Ueber  die  Ehe  des  Herzogs  Anton  Ulrich  mit  der  Philippiia 
Gäsarea  Schurmann*,  siehe  Pü^r,  Missheirathen,  S.  234  il  t — 
Moser,  FanvUienstaatsr.  U,  p.  37  u.  i.  —  Meine  Schrift:  Ueber  Mishei* 
rathen,  §.  43;  und  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  £benbfliti||^eit> 
8.  113  u.  f.  148  u.  £  —  Unter  dem  21.  Febr.  1727  war  die  Philippi" 
Schur  mann  von  K.  Karl  VI.  in  den  ReichsfQrstenstand  erhoben  wordea, 
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iinige  altftarstliche  Häaser  auf  die  reichsgesetzlicbe  Bestiminang 
des  Begriffes  and  der  Sechtsfolgen  einer  Missheirath  drangen  ^^). 

§.  224. 

5)  Die  Bestimmimg  der  Wahlkapitulation  K.  Karl's  VlI. 
(1742)  über  notorische  Missheirathen. 

I.  Bei  den  Verhandlungen  wegen .  der  Errichtung  einer 
leichsgefletzlichen  Bestimmung  über  Missheirathen  zeigte  sich 
bald,  dass  eine  Vereinigung  der  verschiedenen  Ansichten  und 
Wünsche  sehr  schwer,  und  mindestens  nicht  in  der  Kürze  der 
Zeit,  welche  fllr  die  Errichtung  der  neuen  Wahlkapitulation 
mit  K.  Karl  VII.  zugemessen  war,  erreicht  werden  konnte'). 

n.  Der  Antrag  mehrerer  altfttrstlichen  Häuser,  dass  jede  Ehe 
eines  Mannes  aus  einer  altfttrstlichen  Familie  mit  Frauen 


flüt  ausdrücklicher  Anerkennang  der  Successionsrechte  ftlr  ihre  bereits 
furhandenen  Kinder:  durch  eine  Resolution  des  K.  Karl  VII.  y.  24.  Sept. 
1744  an  den  Reichahofrath  wurden  aber  die  Successionsrechte  wieder  abge- 
Iprochen.  Der  Herzog  ergriff  nun  den  Recurs  an  den  Reichstag,  wurde 
liier  durch  ein  von  den  drei  Reichscollegien  beschlossenes  Gutachten  vom 
U.  Juli  1747,  welches  durch  Hofdekret  v.  4.  Sept  1747  von  K.  Franz  I. 
bestätigt  wurde,  abgewiesen. 

**)  Schon  1708  hatten  zu  Braunschweig  einige  Fürstenhäuser  verabredet, 
mit  den  übrigen  alt- für  st  liehen  Häusern  Schritte  zu  thun,  damit  der 
beständigen  Wahlkapitulation  ein  Passus  wegen  der  häufigen  Erhebungen 
in  den  gräflichen  oder  gar  fürstlichen  Stand,  insbesondere  wegen  der 
Staadeserhöhungen  der  nicht-ebenbürtigen  Gemahlinnen,  eingefügt  würde. 
Gerstlacher,  Hdb.  der  R.-Gesetze  lY,  639.  —  Im  Jahre  1717  schlössen 
die  herzogl.  sächsischen  und  fürstl.  anhaltischen  Häuser  einen  besonderen 
Yertrag  wegen  der  Behandlung  unstandesmässiger  £hen.  Die  ungenauen 
Angaben  Pütter's  und  Moser's  über  diesen  Vertrag  sind  berichtigt  in 
Hellfeld,  Beitr.  z.  Staatsr.  u.  z.  Gesch.  v.  Sachsen,  HI,  290  und  hiemach 
im  Jenaer  Urtheil  p.  281,  282  mitgetheilt 

*)  Am  üebersichUichsten  ist  die  Geschichte  dieser  Verhandlungen 
nuanunengesteUt  im  Jenaer  Urtheil  (in  c.  Bentinck)  S.  280  u.  f.  — 
Meine  Schrift:  üeber  Missheirathen,  §.  44— 48.— Bei  der  Wahl  KarFs  VU. 
hielten  mehrere  altfürstliche  Häuser  eine  Versammlung  zu  Offenbach, 
and  übergaben  hiemach  ihre  Wünsche,  insbesondere  wegen  der  Misshei- 
zathen und  der  meiningen'schen  Sache  in  einer  Schrift  v.  16.  Oct.  1741 
dem  koriürstlichen  Collegium.  Vergl.  über  die  Verhandlungen  und  Ab- 
stimmungen Moser,  Wahlcap.  Karl's  VH.  mit  Anmerk.  Tbl.  I.  Anh. 
S.  37.  —  Pütter,  Missheirathen,  S.  274  u.  f. 
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unter  dem  alten  reichsgräflichen  Stande  reidisgeseto- 
lich  als  Missbeirath  erklärt  werden  solle,  wurde  abgelehnt^ 
und  überhaupt  verständigte  man  sich  nur  über  eine  sehr  ob- 
bestimmte  Fassung,  indem  der  Kaiser  in  der  WahlkapitulatioB 
seit  1742;  art.  XXII.  §.  4,  nur  versprechen  musste,  er  werde 
nicht  „denen  aus  unstreitig  notorischer  Hissheirath 
eines  Standes  des  Reiches  oder  aus  solchem  HaiiBe  entspros- 
senen Herren,  zur  Verkleinerung  des  Hauses,  die  yäterlicheB  j 
Titel,  Ehren  und  Würden  beilegen,  viel  weniger  diesel- 
ben zum  Nachtheile  der  wahren  Erbfolger  and  ohne 
derselben  besondere  Einwilligung  flir  ebenbürtig  and 
suticessionsfähig  erklären;  auch  wo  dergleichen  vorhin 
bereits  geschehen,  solches  ftir  null  und  nichtig  u- 
sehen  und  achten '^ 

HI.  Seit  der  Aufnahme  dieser  SteUe  in  die  Wahlkapito- 
lation sind  die  Ansichten  der  Publicisten  über  den  Begriff  dff 
Missheirath  noch  verworrener  geworden  als  vorher,  und  stdiei  i 
sich  seitdem  hauptsächlich  drei  Meinungen  gegenfiber,  indem 
die  Einen  jede  Ehe  eines  Herrn  aus  reichsständiseher 
Familie  mit  Frauen  von  anderem  Adel  oder  vom  Bürgerstande') 


s)  Immer  waren  es  die  alt farstli eben  Häuser,  welche  die  Auftteliug  ; 
strenger  Missheirath'sgnmdsätze  betrieben.  Dass  sie  jede  Ehe  mit  FnuuB  1 
unter  dem  altgräflichen  Stande  als  Missheirath  erklärt  za  eehoi  | 
wünschten,  beweiset  o.  A.  die  ausdrückliche  Verabredung  in  dem  Vertrage  \ 
za  Braanschweig  1717  (s.  §.  223,  Note  16;  Jenaer  Urtheil,  S.  288) 
und  das  k.  preuss.  Schreiben  (1744?)  an  K.  Karl  VIL,  welches  Pfitter, 
Missheirathen,  p.  287,  2SS  mittheilt 

')  Diese  Meinung  vertrat  hauptsächlich  Pütt  er,  doch  gibt  er  seihst 
(Missheirathen,  S.  434)  in  Bezug  auf  die  Reichsgrafen  zu,  dass  Ekea 
derselben  mit  adeligen  Frauen  meistens  nicht  als  Missheirathen  betracfalit 
wurden;  und  noch  bestimmter  sagt  dies  S trüben,  Nebenstunden,  Bd.  ?« 
S.  249.;  und  dessen:  Rechtliche  Bedenken,  Tbl.  11,  Nr.  135;  in  der 
neuesten  Ausgabe  von  Spangenberg,  Bd.  U.  (Hannover,  1827)  S.  301 
folg.  Nr.  CCCGLXXn,  und  besonders  Spangenberg' s  Note  auf  S.  SOSL 
^  Ebenso:  £ichhorn,  Einl.  in  das  dent  Privatr.  4.  Aufl.  Gdttingei, 
1856.  §.  292.  —  H.  A.  Zachariae,  deut  Staats-  u.  Bundesrecht,  B<L  II, 
(2.  Aufl.  1853)  §.  68.  S.  321  flg.  —  Bemerkenswerth  ist,  dass  die  Pflt- 
t er* sehe  Theorie  bei  den  gleichzeitigen  Publicisten,  welchen  die  Bekhs* 
präzis  noch  aus  unmittelbarer  Anschauung  bekannt  war,  fiist  aIlge]Beiii«B 
Widerspruch  erfuhr.  Vergl.  H  ab  erlin,  Repertorium,  Bd.  m  (179S). 
S.  630,  und  besonders  dessen  Handbuch  des  deut  Staatsrechts  nach  das 
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Andere  aber  nur  deren  Ehen  mit  BUrgerliehen  ^\  noch  Andere 
ftber  selbst  letztere  Ehen  nicht  unbedingt  als  notorische  Miss- 
kefaratben  betrachten^).  Oeht  man  aber  genauer  in  die  Sache 
ein,  so  zeigt  sich,  dass  hier  mehrfache  Unterscheidangen  ge- 
nacht  werden  müssen^. 

§.  225. 

G)  Erläuterung    der  Bestimmung  in   der  Wahlkapitü- 
lation  K.  KarFs  VII.  1742,  art,  XXII.  §.  4  Über 

Missheirathen  *). 

Vergleicht  man  den  WorÜant  der  Wahlkapitolation  ait. 
XXII.  §.  4  mit  den  ihrer  Abfassung  vorhergegangenen  Ver- 
handlungen, so  muss  man  anerkennen: 

I.  Diese  Stelle  bezieht  sich  nur  auf  unstreitig  noto- 
rische Missheirathen.  Auf  andere  unstandesmässige  Ehen, 
welche  nicht  unter  diesen  Begriff  fallen,  ist  sie  daher  nicht 
auszudehnen. 


System  Pfttter'B,  Bd.  IE  (1797),  §.448.  S.  609.511.  in  der  Note;  Leißt, 
Ldirb.  (2.  Aufl.  1805)  §.  3;  Gönner,  deut.  Staatsr.  (1804)  §.  74;  Hunde, 
Grunds,  d.  gem.  deut  Priv.-R.  (8.  Aufl.  1829)  §.578;  Danz,  Handb.  d. 
deut  PriT.-R.,  nach  dem  System  Rande*8  (1800)  §.  579  Hg,;  J.  J.  Moger, 
Blaatsr.  Bd.  XIX,  S.  1—369;  und  besonders  dessen  Familienstaatsrecht, 
Bi  n,  S.  23.  151—174;  G.  M.  Weber,'  Handbuch  des  in  Deutschland 
abiichen  Lehnr.,  Bd.  III  (1810),  S.  206.  Erst  neueren  Schriftstellern  gilt 
Bütonter  Pütt  er  als  untrügliche  Autorität 

*)  Diese  Meinung  ist  in  der  neueren  Zeit  die  verbreitetste.  —  Vergl. 
ausser  den  m  Note  8  angeftlhrten  Schriften:  Ueffter,  Beitr.  zum  deut 
Staats-  u.  Fürstenrecht,  Berlin  1829,  S.  45  flg.  —  Gründler,  Polemik 
des  germ.  Rechts,  Thl.  HI  (Marburg  u.  Halle  1834),  §.  618.  S.  108  flg.  — 
Klüber,  öflentl.  Recht  (4.  Aufl.  1840),  §.  245.  Note  b,  und  §.  808  Note  g, 
8.  468;  und  dessen  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  262  flg.  —  Bluntschli, 
dcat  Priv.-R,  Bd.  II  (München  1860),  8.  171.  172.  ~  Weiss,  System  d. 
deut  Staatsr.  (Regensb.  1843)  §.  240.  —  Jenaer  Urtheil  (i.  c.  Bentinck) 
S.28a 

»)  Meinung  vonMittermaier,  Priv.-R.,  VH.  Aufl.  Bd.  ü,  §.  378,879; 
Welcker,  der  reichsgräfl.  bentinck' sehe  Erbfolgestreit,  S.  38  u.  f.  — 
Meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  §.  71.  —  Gen  gl  er, 
Lebib.  des  gem.  deut  Privatr.  (Erlangen  1851)  §.  167,  S.  822  flg..  881  flg. 

•)  Hiervon  im  §.  225. 

*)  Meine  Schriften:  üeber  Missheirathen,  §.  45  n.  f.;  Ueber  hohen 

Z5pfl,  StutiTMht.  6.  Aufl.  I.  40 


626     §•  225.  Erl&atening  der  Bestimmimg  in  der  WahlkapitnlatioiL 

n.  Was  eine  unstreitig  notorische  Missheinidi  sei, 
ist  aber  in  der  Wahlkapitulation  nicht  gesagt.  Vielmehr  stdit 
geschichtlich  fest,  dass  man  sich  tlber  diesen  Begriff  nicht  hatte 
vereinigen  können^),  and  dass  dessen  Feststellung  einem  b^ 
sonderen  Reichsbeschlnsse  vorbehalten  worden  war^,  der  aber 
niemals  erfolgt  ist^).  Es  ist  daher  an  der  BegriSsbestimmime 
der  notorischen  Missheirath  im  Verhältniss  zu  dem  älteieo 
Rechte  durchaas  nichts  verändert,  senden  nur  so  viel  I74S 
neu  eingeführt  worden,  dass  der  Kaiser,  welcher  sein  Standes- 
erhöhungsrecht  (als  Reservatrecht)  bisher  unbestritten  und  ob- 
beschränkt  zu  Gunsten  von  standesniederen  Frauen  und  deren 
Descendenz  zu  tlben  befugt  war,  nunmehr  f&r  einen  gewiBseo 
Fall,  nämlich  bei  unstreitig  notorischer.  Missheirath,  in  der 
Ausübung  des  Standeserhöhungsrechtes  reichsconstitotiofis- 
massig  beschränkt  sein  sollte. 

III.  Nach  dem  Reichsrechte,  wie  es  vor  der  Abfassung  der 
Wahlkapitulation  von  1742  in  Geltung  bestand,  konnte  aber 
als  gemeinrechtlich  unstreitige  notorische  Missbei- 
rath  nur  die  Ehe  eines  Herrn  aus  einem  reichsständischeo 
Hause  mit  einer  unfreien  (hörigen,  leibeigenen  oder  sonst 
dienstpflichtigen)  Person ,  nicht  aber  die  Ehe  mit  einer  voll- 


Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  140,    145  u.  f.  —  Jenaer  ürtheil  L  & 
Bentinck,  S.  282  u.  f. 

*)  Meine  Schrift:  lieber  Missbeirathen,  §.  48. 

>)  Schon  am  14.  Febr.  1742  erging  ein  korfürstiiches  CoUegialsefareiba 
an  den  Kaiser  mit  dem  Ersuchen  „wegen  eines  Rogolativi  derer  dafiü-  n 
haltenden  etwa  noch  zweifelhaften  Missheirathen  die  n&here  Abm&aa 
gründlich  erstmöglich  zu  Stande  zu  bringen.^*  —  Moser,  Staatsr.  XU, 
241  u.  f.  —  Pütt  er,  Missheirathen,  S.  281.' 

*)  Ein  bei  der  Wahl  Leopold*s  n.  1790  von  Brandenbnif  vai 
Braonschweig  beantragter  und  von  Pfieibs  und  E.  Sachsen  gebilligter  Zaatz. 
wonach  der  Kaiser  sich  verpflichten  sollte,  die  Hausvertriige  der  Reidis- 
stände  unweigerlich  zu  bestätigen  etc.,  wurde  in  Folge  des  Widerspnidies 
der  geistlichen  Kurfürsten  und  Böhmens  abgelehnt.  Häberlin,  prtff. 
Gesch.  d.  neuesten  W.-K.  Leipzig,  1792,  S.  297,  301.  —  Meine  Schrift: 
üeber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  141,  Note.  —  Dagegen  wmle 
noch  in  die  W.-K.  des  letzten  Kaisers  Franz  U.,  a.  1792,  der  Zusati  lof- 
genommen:  „So  viel  aber  die  erforderliche  nähere  Bestimmung  anbecnfi* 
was  eigentlich  notorische  Missheirathen  seien,  wollen  wir  den  zu  einen 
darüber  zu  fsissenden  Begulative  erforderlichen  Reichsschluss  bald  mögticfast 
9u  befördern  uns  angelegen  sein  lassen." 
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firden  Frau  ans  dem  übrigen,  gleichviel  ob  dynaBtischen  oder 
ritteiUchen  (sog.  niederen)  Adel  oder  aiiB  dem  Bttrgerstandoy  be- 
trachtet werden.  Auch  war  in  den  letztgedachten  Fällen  eine 
kaiflerliche  Standeserhöhnng  der  Gemahlin  nnd  der  Kinder  Aber- 
hanpt  keine  rechtliche  Nothwendigkeit^  wenn  es  anch  in  den 
letzten  Zeiten  des  Reiches  üblich  geworden  war,  sie  (vorsorg- 
Keh)  nachznsnchen. 

IV.  Im  Uebrigen  hing  alles  von  der  Hansyerfassnng 
der  einzelnen  reichsständischen  Familien  ab.  Eq  konnte  daher 
wohl  nach  dieser  anch  noch  weiter  nnstreitige  noto- 
rische Missheirathen  geben;  namentlich  in  dem  Falle,  wo  ein 
?om  Kaiser  bestätigtes  Haasgesetz  vorlag,  in  den  darin  be- 
stimmten Fällen  ^).  Unter  diesen  Yoraossetznngen  konnte  so- 
wohl die  Ehe  mit  adeligen  als  bürgerlichen  Franen  noto- 
rische Hissheirath  sein. 

y.  Darüber,  dass  die  Ehe  eines  Herrn  ans  reichsständischem 
Hanse  mit  Franen  von  nicht  reichsständischem  Adel  überhaupt 
ohne  Unterschied,  ob  er  deutscher  oder  ausländischer  Adel  ist, 
and  daher  um  so  mehr  eine  Ehe  mit  einer  Frau  aus  einer 
hochtitulirten  auswärtigen  Adelsfamilie,  nach  gemeinem 
deutschen  Rechte  keine  Missheirath  ist,  dürfte  unter  allen  den- 
jenigen, welche  nicht  Parteiinteressen  vertreten,  heut  zu  Tage 
keine  Meinungsverschiedenheit  mehr  anzutreffen  sein''),  und 
eben  so  wenig  konnte  jemals  mit  Grund  bezweifelt  werden, 
dass  dann  die  Ehe  nicht  als  Missheirath  angefochten  werden 
konnte,  wenn  die  Frau  vor  der  Verheirathung  durch  kaiser- 
liche Standeserhöhung  die  hochadeligen  Titel  erlangt  hatte''). 

*)  Es  darf  jedoeh  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Kaiser  regelm&ssig 
den  Bestimmungen  der  Hausgesetze,  wonach  die  Ehen  mit  „ritterbflr* 
tigen  und  stiftsrnftssigen  Franen'S  oder  >D amen  des  niederen 
Adels"  als  Missheirath  erklärt  werden  wollten,  die  Bestätigung  versagten. 
VergL  die  Confirmation  der  gräfl.  Erbach'schen  Primogenitur -Ordnung 
durdi  K.  Joseph  11.  vom  28.  Mai  1784,  in  Reuss,  Staatskanzlei,  Th.  X, 
&  120.  ^  Noch  andere  Beispiele  siehe  bei  Moser,  Familienstaatsrecht, 
Bd.  n,  S.  129.  130.  —  Wären  solche  Ehen  nach  einem  unzweifelhaften 
Reicbsherkommen  für  notorische  Missheirathen  zu  achten  ge- 
wesen, so  würde  eine  Verweigerung  der  kaiserlichen  Confirmation  solcher 
hai^gesetzlichen  Bestimmungen  allen  rechtlichen  Grundes  entbehrt  haben. 

*)  Ueber  die  Ehen  mit  auswärtigem  hohen  Adel,  s.  meine  Schrift: 
üeber  Missheirathen,  §.  36—63. 

0  Ebendas.  §.  54  u.  55. 

40* 
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VI.  Dagegen  bestehen  noch  Zweifel  darüber,  ob  meht  aoB 
Rfleksicht  aaf  den  Fall  des  Herzogs  Anton  Ulrich  Toa 
S.  Meiningen,  da  dieser  zunächst  die  Aufnahme  einer  ge- 
setzlichen Bestimmung  in  die  Wahlkapitulation  veranlaast  hat, 
die  Ehe  eines  Herrn  aus  reichsständischem  Hanse  mit 
einer  bürgerlichen  Frau  fortan  gemeinrechtlich  ab 
Missheirath  betrachtet  werden  müsse?  Die  Bejahung  dieser 
Frage  ist  aber  darum  bedenklich,  weil  der  Herzog  An  toi 
Ulrich  einem  Hause  angehörte,  in  welchem  schon  früher 
hausgesetzlich  strenge  Ebenbürtigkeitsgrnndsätze  in  Bezog 
auf  die  Ehen  eingefllhrt  worden  waren,  daher  auch  seine  Ehe 
mit  einer  Bürgerlichen  vom  Kaiser  und  Reiche  wohl  als  tine 
notorische  Missheirath  erklärt  werden  konnte,  ohne  dass  damit 
ein  Princip  als  gemeinrechtliches  ausgesprochen  war. 

Yü.  Uebrigens  könnte  aus  der  Beziehung,  in  welcher  der 
Fall  des  Herzogs  Anton  Ulrich  von  S.  Meining^n  zu  der 
Bestimmung  in  der  W.-K.  Art  XXII.  §.  4  steht,  doch  in  kei- 
nem Falle  mehr  abgeleitet  werden,  als  dass  Ehen  von  Hemo 
.  aus  reichsfürstlichen  Häusern  mit  bürgerlichen  Frauen 
als  gemeinrechtlich  notorische  Hissheirathen  betrachtet 
werden  könnten^). 

VIU.  Hinsichtlich  der  wirklich  auf  den  Reichstagen  Siti 
und  Stinmie  fahrenden  Reichsgrafen  ist  gewiss,  daas  auch  sie 
ein  Recht  auf  die  Erfüllung  der  in  der  Wahlkapitulation  ge- 
gebenen kaiserlichen  Zusage  des  Schutzes  gegen  die  aus  Hiss- 
heirathen entsprungene  Descendenz  haben,  da  dieser  kaiser- 
liche Schutz  nicht  blos  den  ReichsfÜrsten,  sondern  überhaupt 
allen  Ständen  des  Reiches  versprochen  ist^).  Allein  daraus 
folgt  noch  nicht,  dass  auch  hinsichtlich  ihrer  alle  jeneEheo 
als  unstreitige  notorische  Missheirathen  zu  betrachteo 
wären,  die  es  hinsichtlich  des  Fttrstenstandes  sind.  Höchstens 
könnte  dies  noch  in  Bezug  auf  die  altgräflichen  reich»- 
ständischen  Familien  gelten,  da  die  ReichsfÜrsten  diese  allein 


*)  So  erklärt  sich  Moser,  Staatsrecht,  S.  367;  ebenso  das  Jenaer 
ürtheil,  S.  283.  „Nur  der  eine  Satz  ist  reichsgesetzlich  entsduedest 
dass  die  Ehe  einer  Person  bOrgerlichen  Standes  mit  einem  Reichsffirstefi 
für  eine  Missheirath  zu  halten  sei"  etc. 

9)  Jenaer  ürtheil,  S.  284. 
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Hdi    vollkommen   als   in   diesem  Tbeile   des   Standesrechtes 
gleichgestellt  betrachteten^^). 

IX.  Hinsichtlich  der  nengrä fliehen  Hänser  aber^  welche 
vrirklich  Sitz  nnd  Stimme  anf  dem  Beichstage  führten,  konnte 
von  unstreitig  notorischer  Missheirath  ihrer  Mitglieder, 
abgesehen  von  Ehen  mit  unfreien  Franen,  erst  dann  die  Bede 
rnuy  wenn  sie  desshalb  ein  vom  Kaiser  bestätigtes  Familien- 
Btatat  errichteten,  weil  sie  selbst  erst  aas  dem  niederen  Stande 
herrorgegangen  waren,  also  ein  notorisches  Familienherkom- 
men  in  dieser  Beziehung  gar  nicht  haben  konnten,  nnd  über- 
dies Yon  den  fürstlichen  nnd  altgräflichen  Hänsem  selbst  eine 
Yerbindang  mit  den  neugräflichen  Hänsem  vielfach  als  un- 
standesmässig,  wenn  gleich  nicht  als  unstreitig  notorische  Miss- 
heirath, angesehen  wurde  ^0-  Die  Erwerbung  der  Beichsstand- 
sehaft  begründete  aber  für  ein  neugräfliches  Haus  eben  so 
wenig  eine  Verpflichtung,  bei  sich  Missheirathsgrundsätze 
einzuführen ,  als  diese  von  selbst  (ipso  jure)  mit  dem  Erwerb 
der  Beichsstandschaft  eintraten. 

X.  Auf  jene  neugräflichen  oder  titulargräflichen  Häuser, 
welche  noch  nicht  wirklich  zu  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Beichs- 
tage aufgenommen  worden  waren,  findet  die  Bestimmung  der 
Wahlkapitulation  Art.  XXH.  §.  4  so  wenig  Anwendung,  als 
auf  den  übrigen  nicht-reichsständischen,  unmittelbaren  oder 
landsässigen  AdeP^). 

§.  225  a. 

7)  Der  angebliche  Einfluss   der  Auflösung  des   deut- 
schen Reiches   auf  die  Lehre  von   den  Missheirathen. 

I.  Alsbald  nach  der  Auflösung  des  deutschen  Beiches 
wurde  die  Frage  angeregt,  ob  nicht  hierdurch  und  insbeson- 


»)  Jenaer  ürtheil,  S.  282. 

")  Siehe  oben  §.  224,  Note  2. 

^)  Auch  Patt  er,  Missheirathen,  S.  331,  erkl&rt  sich  ansdrücklich 
dahin,  dass  nur  die  Reichsgrafen  von  alten  reichsstandischen  H&usem  an 
den  eigenthümlichen  Instituten  des  deutschen  FOrstenrechts  Antheil  nehmen. 
—  Sehr  ausführlich  und  bestimmt  sprach  sich  in  gleichem  Sinne  aus: 
K.F.  Eichhorn,  Rechtsgntachten,  betr.  die  Succession  in  die  reichsgr&fl. 
Bentinck*  sehen  Herrschaften.  1829.  (Als  Manuscr.  gedruckt,  Heidel- 
beig,  1847,  S.  12  o.  1) 
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dere  darch  den  Art.  II  der  Rheinbundsakte,  welcher  die  fer- 
*  nere  Unverbindlichkeit  der  Reichsgesetze  ftir  die  Rheinbunds- 
fürsten,  ihre  Staaten  and  Unterthanen  aassprach  ^),  die  Ver- 
bindlichkeit der  Bestimmungen  der  Wahlkapitulation  Art  XXIL 
§.  4  tlber  die  Missheirathen  aufgehoben,  beziehungsweise  die 
ganze  Missheirathslehre  unpraktisch  geworden  sei,  so  dass 
überhaupt  keine  Ehe  eines  Herrn  aus  jetzt  souverainem  oder 
standesherrlichem  Hause  fernerhin  von  den  Agnaten  als  Misshei- 
rath  angefochten  werden  dürfe  ^).  Es  kommt  aber  hiergegen  in 
Betracht,  dass  die  Wahlkapitalation  nur  das  kaiserliehe  Recht 
beschränkt  hatte,  durch  Standeserhöhungen  die  nach  des 
Herkommen  selbstverständlich  eintretende  Rechtsfolge  derSll^ 
cessionsunfähigkeit  der  aus  notorischer  Missheirath  erzeugtei 
Kinder  zum  Nachtheile  der  Agnaten  abzuwenden^}.  Die  ans 
dem  Missbrauche  dieses  kaiserlichen  Rechtes  den  Agnaten 
drohende  G  e  f  a  h  r  allein  ist  es  daher,  was  durch  die  AnflOsUBg 
des  deutschen  Reiches  und  zwar  von  selbst  hinweggefallen  'vA, 
und  in  soweit  ist  allerdings  die  Bestimmung  in  der  Wahl- 
kapitulation Art.  XXIL  §.  4  gegenstandlos  geworden,  hn 
Uebrigen  konnte  weder  die  Auflösung  des  deutschen  Reidiee 
noch  der  Art.  IL  der  Rheinbundsakte  einen  Einfluss  auf  die 
fortdauernde  Giltigkeit  der  alten  Missheirathsgrundsätze  aussen, 
weil  dieselben  nicht  in  der  Wahlkapitulation,  überhaupt  in  kei- 
nem Reichsgesetze,  sondern  nur  in  dem  Herkommen  und  in  den 
rechtsbeständigen  Hausgesetzen  der  ehemals  reichsständischeo 
Häuser  wurzeln^),  und  es  notorisch  nicht  im  Entferntesten  in 
der  Absicht  der  Rheinbnndsglieder  lag,  hieran  etwas  zu  ändern^). 
Auch  Jiaben    nicht    nur    alle   souverainen  deutschen  Fürsten- 


*)  Siehe  oben  §.  72,  Note  4. 

*)  Diese  Frage  bejahte  Gönner  im  Archiv  für  Gesetzgebung  and 
Reform  des  juristischen  Studiums,  Bd.  I  (1808),  Nr.  XVn,  S.  290-310. 

3)  Siehe  oben  §.  225. 

*)  üeber  die  Fortdauer  der  auf  Herkommen  beruhenden  staatsredif- 
liehen  Grundsätze  nach  der  Auflösung  des  Reiches,  siehe  oben  §.  72,  L  S. 

')  Für  diese  Ansicht,  und  somit  gegen  Gönner,  haben  sich  s&mmdidie 
übrige  Schriftsteller  erklärt,  welche  diese  Frage  behandeln.  YeigL  G.  M. 
Weber,  Handb.  des  Lehnrechts,  Bd.  HI,  S.  203— 218.  —  Heffter,Beitr. 
z.  deut  Staats-  u.  Fürstenr.,  S.  70  flg.  —  Gründler,  Polemik  des  gern 
Rechts,  Bd.  IH,  S.  107—109.  —  Klüber,  öffenü.  R.  d.  deuL  Bandes  etc. 
4.  Aufl.  §.  245.  —  Gen  gier,  Lehrb.  d.  deut.  Privatr.  (1855)  S.  831  flg. 
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htasw  an  den  reichsrechtliohen  Grandsätzen  über  Missheirathen 
fortwährend  festgehalten,  sondern  mehrere  derselben  haben  sieh  * 
fiberdies  yeranlasst  gefanden,  noeh  strengere  Grandsätze  aaf- 
znstellen,  als  zar  Reichszeit  fbr  gemeinrechtliche  geachtet 
werden  konnten^). 

§.  226. 

8)   Neuere  haus-  und  grundgesetzliche  Bestimmungen 
über  Missheirathen.     Praktisches  Recht  überhaupt. 

I.  In  mehreren  deatschen  regierenden  Häasern  ist  nan- 
mehr  theils  durch  Hansgesetze,  theils  dnrch  Verfassangsar- 
kanden,  die  Abstammang  ans  ebenbürtiger  Ehe  als  Be- 
dingung der  Thronfolgefähigkeit  der  Deseendenz  vorgeschrieben 
worden*).  Eine  ausdrückliche  Begriffsbestimmung,  was  jetzt 
als  ebenbürtige  Ehe  zu  betrachten  sei,  enthalten  jedoch  nur 
allein  das  hannoverische  Hausgesetz  von  1836^)  und  das 
s.  coburg-gothaische  Haasgesetz  von  1855^). 


«)  Siehe  den  folgenden  §.  226. 

*)  A)  Hausgesetze:  Bayern  v.  1819.  Tit  1.  §.  1,  a.  —  Würtem- 
berg  V.  1828.  Art  1,  c,  d.  —  Hannover  v.  1836.  Cap.  HI,  §.  1.  —  K. 
Sachsen  1837,  §.  1,  d,  e.  §.  10.  —  S.- Coburg- Gotha,  1855,  §.  94.  — 
B)  Verfassungsurkunden:  Bayern,  1818,  Tit.  H,  §.  2.  —  K.  Sachsen, 
1831,  §.  6.  -  Hannover,  1840,  §.  12.  —  Würtemberg,  1819,  §.  8.  — 
Kurhessen,  1852,  §.  3.  —  Grossh.  Hessen,  1820,  Art  5.  —  Nur  fftr 
die  Succession  des  Weibs  stamm  es  ist  die  Abstammung  aus  ebenbür- 
tiger Ehe  der  Prinzessinnen  gefordert,  in  der  Declaration  (Grundlage  des 
Hausgesetzes)  des  Grossh.  Karl  von  Baden  v.  4.  Okt.  1817,  §.  3. 

>)  Hannoversches  Hausgesetz  v.  1836.  „Als  ebenbürtig 
werden  diejenigen  Ehen  betrachtet,  welche  Mitglieder  des  Hauses  entweder 
unter  sich  abschliessen ,  oder  mit  Mitgliedern  eines  anderen  souverainen 
Hauses,  oder  aber  mit  ebenbürtigen  Mitgliedern  solcher  Häuser,  welche  laut 
Art  14.  der  deutschen  Bundesakte  den  Souverains  ebenbürtig  sind."  — 
Einen  ähnlichen  Satz  enthielt  die  Verfafisungsurkunde  von  Seh  war  «- 
bnrg-Sondershausen  v.  1841,  §.  7;  in  der  Verüeussungs-Urkunde  von 
1849  ist  derselbe  weggeblieben. 

3)  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.94:  „Hinsichtlich  der  Eben- 
bürtigkeit  der  Ehe  verbleibt  es  zunächst  bei  den  in  dem  Testamente  des 
Herzogs  Franz  Josias  v.  1.  Okt  1733  etc.  enthaltenen  Bestimmungen, 
denen  zufolge  seine  Nachkommen  sich  an  keine  andere  als  Fürstliche 
oder  gut  Gräfliche  Häuser  und  Familien  verheirathen  sollen."  (Veigl. 
noch  Note  5). 
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II.  Alfl  ebenbtbiige  Ehen  sind  nach  dem  strengeren  Gärte, 
« in  welchem  diese  neueren  Bestimmungen  überhaupt  abgefuat 
wurden^  zunächst  und  unstreitig  Ehen  mit  MitgÜedem 
souverainer  Häuser  zu  verstehen.  Diesen  gleich  geaehM 
werden  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  in  der  dentseheu  Bue 
desakteEhen  mit  Mitgliedern  der  deutschen  standesherr- 
liehen  Häuser ,  d.  h.  derjenigen  frtther  reichsständischen, 
flürstlichen  und  reichsgräflichen  Häuser,  welche  seit  1806  wt 
diatisirt  worden  sind^). 

m.  Wegen  Gleichheit  des  Grundes  mfissen  auch  nodi 
hierher  gezählt  werden :  1)  Ehen  mit  Mitgliedern  jener  ehonsk 
reichsständischen  Häuser ,  welche  schon  vor  1806  mediatisiit 
worden  waren '^);  2)  Ehen  mit  Mitgliedern  jener  Familien, 
welchen  die  Bundesversammlung  durch  besondere  Bundeabe- 
schlttsse  die  gleiche  persönliche  Rechtsstellung  mit  den  eigent- 
lichen standesherrlichen  Familien  einräumt,  obschon  sie  zur 
Beichszeit  keine  Reichs -Standschaft  besassen^);  und  3)  nacii 
der  notorischen  Praxis,  Ehen  mit  Mitgliedern  solcher  euro- 
päischen Regentenfamilien,  welche  zwar  durch  Revolution  ibn 
Krone  verloren  haben,  jedoch  zu  der  Zeit,  als  sie  diesdbe 
trugen,  notorisch  als  legitime  Regentenfamilien  betrachtet 
wurden '').  4)  Da  der  Ausschluss  der  in  einer  Missheirath  er- 
zeugten Kinder  überhaupt  nur  zu  Gunsten  derAgnatendn- 
geführt  ist,  so  steht  es  auch  bei  dem  Dasein  eines  nenoi 
strengen  Hausgesetzes  in  deren  Befngniss,  noch  and^ 
Ehen  als  ebenbtlrtige  anzuerkennen,  wozu  eine  Yerpflieh- 


^)  Die  B.-A.  Art  14.  erklärt  ausdrücklich,  dass  den  standesherr- 
liclieii  H&aseni  „das  Becht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher 
damit  yerbundenen  Sinne,  verbleibe." 

")  Die  Bundesakte  hatte  keine  Yeranlassung,  von  diesen  FamflioD 
beBonders  zu  sprechen.  Es  darf  daher  daraus,  dass  sie  (Art  14.)  nur  tw 
den  seit  1806  Mediatisirten  spricht,  nicht  gefolgert  werden,  als  habe  sie  des 
früher  Mediatisirten  an  ihren  selbstverständlichen  Standesrecht^  etitf 
abbrechen  wollen.  Will  sie  doch  auch  den  seit  1806  Mediatisirten  nicbt 
etwa  erst  die  Ebenburt  verleihen,  sondern  nur  deren  Fortbestand  gcgn 
etwaige  Zweifel  sichern.    (Siehe  Note  4.) 

^)  Dies  ist  %,  B.  in  Bezug  auf  die  Grafen  von  Pappenheim,  ?oi 
Rechberg  und  vonBentinck  geschehen.  Siebe  oben  $.  IIa  Note  & 7. 

0  Dahin  gehören  z.  B.  die  Familien  Wasa  und  Bourbon. 
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t«Bg  iB  der  BnndoBakte  oder  im  Hansgesetze  sieht  begrün- 
drt  ist«). 

IV.  Hingichtlich  jener  regierenden  Familien,  in  welchen 
ibireh  kein  Haus-  oder  Verfassnngsgesetz  Ebenbürtigkeit 
der  Ehen  im  vorgedachten  Sinne  ausdrücklich  vorgeschrieben 
ist,  verbleibt  es  durchaus  bei  dem  älteren  Rechte 
(§.  225),  Insbesondere  steht  durch  die  Praxis  fest,  dass  in 
Äesen  souverainen  Häusern  Ehen  mit  Frauen  aus  ehemals 
leichsfreien  Familien,  welche  nur  Landeshoheit,  aber  keine 
Bdcbsstandschaft  hatten,  nicht  als  Missheirathen  betrachtet 
werden  *). 

V.  Für  die  Fälle,  wo  es  zweifelhaft  erscheinen  kann, 
ob  eine  Ehe  als  Missheirath  betrachtet  und  somit  das  Succes- 
sioDsrecht  der  Descendenten  von  Seiten  der  Agnaten  bestritten 
werden  kann,  gelten  insbesondere  noch  folgende  Regeln: 
1)  Auch  da,  wo  die  strengsten  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  zur 
Anwendung  zu  bringen  sind,  kommt  es  nicht  auf  Stifts- 
massige  Ahnenprobe,  d.  h.  nicht  darauf  an,  dass  der 
hohe  Adel  von  Vater-  und  Mutterseite  bestimmte  Generationen 
rlckwärts  als  angeerbt  bewiesen  werden  kann*^).  2)  Die  An- 
erkennung einer  Ehe  als  ebenbürtige  durch  die  Agnaten 
schliesst  jede  weitere  Anfechtung  derselben  als  Missheirath  aus, 
imd  kann  daher  auch  den  hieraus  entsprungenen  Kindern 
naehher  von  den  Agnaten  die  standesmässige  Abstammung 
nicht  mehr  bestritten  werden  ^^).  3)  Die  Anerkennung  einer 
Ehe  als  standesmässige  oder  vollwirkende  kann  von  den 
Agnaten  sowohl  ausdrücklich  als  stillschweigend  (durch  con- 

*)  Attsdracklich  erkennt  dies  an:  S. -Coburg-Gotha,  Haasgesetz 
1865.  §.  94.  „Sofeme  der  anzuheirathende  Ehegatte  nicht  einem  regie- 
renden Hause,  oder  einer  der  im  Art.  14.  der  dent.  B.-A.  ausdrücklich 
filr  ebenbflrtig  erkl&rten  deutsch-standesherrlichen  Familie  angehört, 
ist  die  Frage,  ob  die  Yermählung  eine  ebenbürtige  und  in  dieser 
ffinsicht  haasgesetsmftssige  sei,  von  einem  Familienrathe  zu  ent- 
adidden.** 

^  Siehe  unten  Note  13.  —  Dies  rechtfertigt  sich  um  so  mehr,  als 
Mtbst  die  Bundesyersammlung  wiederholt  schon  solchen  nicht-reichsstän- 
dischen landesherrlichen  Familien  die  Aufnahme  in  die  Matrikel  der  stan- 
desherrlichen  Häuser  gevfthrt  hat.    Siehe  oben  Note  6. 

**)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  64. 

«0  Ebendas.  §.  65. 
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cludente  Handlungen)  geschehen  ^^).  4)  Ist  ein  Kind  in  der 
regierenden  Familie,  welcher  es  durch  Geburt  angehört ^  eiB- 
mal  als  Prinz  oder  Prinzessin  yon  Geblüt  anerkannt,  so  ist  ee 
eben  hierdurch  jeder  anderen  regierenden  Familie  eb^ibfirtig, 
von  welchem  Stande  auch  seine  Mutter  oder  Ahnfran  geweaea 
sein  möge^^). 

VI.  Kein  Agnat  kann  eine  Ehe  als  Missheirath  anfechtoi, 
welcher  selbst  ans  einer  Ehe  gleicher  Art  geboren  ist'^).  Ei 
kann  daher  insbesondere  kein  Descendent  einem  anderen  Fi- 
miliengliede,  dessen  Stammbaum  anf  dieselbe  standesnngleicke 
Stammmntter  znrttckftlhrt,  das  Successionsrecht  wegen  unstaih 
desmässiger  Abkunft  bestreitend^). 

YII.  Da  die  Gompetenz  der  Bundesausträgalinstanz  und 
des  Bundesschiedsgerichts  nicht  auf  die  Streitigkeiten  Aber  die 
Ebenbttrtigkeit  der  Ehen  und  die  Successionsfahigkeit  der 
Kinder  in  den  souverainen  Häusern  erstreckt  ist,  und  auch 
die  Landesgerichte  hierüber  zu  entscheiden  nicht  befugt  sind, 
so  fehlt  es  dermal  an  einer  competenten  richterlichen  Instani, 
sofern  nicht  durch  ein  Hausgesetz  ein  Schiedsgericht  f&r  sol- 
chen Fall  angeordnet  oder  das  Recht  der  Entscheidung  in 
zweifelhaften  Fällen  dem  Familienrath  beigelegt  ist^^).   In  Er 

«)  Eben  das.  §.  66. 

^3)  Dieser  Satz  ist  allgemein  praktisch  anerkannt  Wer  ihn  kngnai 
wollte,  würde  das  Eherecht  der  regierenden  Familien  nnd  das  EbenbQil%- 
keitsprincip  in  die  unsäglichste  Verwirrung  bringen.  Es  möchte  schwmüii 
heut  zu  Tage  noch  eine  souveraine  Familie  in  Deutschland  geben,  unter 
deren  Ahnfrauen  nicht  eine  Stammmutter  von  bürgerlichem  Stande  oder 
niederem  Adel  sich  befände.  Siehe  die  genealogischen  Nachweisungen  io 
meiner  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  58.  u.  §.  64  in  den  Noten.  — 
Vergl.  Über  den  neuesten  Fall  im  Mecklenburg-Schwerin'schec 
Hause,  die  hiermit  genau  übereinstimmende  Erklärung  des  StaatsministeriiaK 
vom  16.  April  1862  (in  der  A.  A.  Zeitung  v.  27.  April  1862  Nr.  117).  - 
Die  GroBsmutter  der  Grossherzogin  Auguste,  gebomen  Prinzessin  Rens b, 
war  die  Gemahlin  des  Grafen,  dann  Fürsten  Heinrich  XLIY.  von  Renss, 
und  stammte  aus  der  reichsfreien  Familie  von  Gender,  welche  Landes- 
hoheit, aber  keine  Landesherrlichkeit  besass. 

**)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  67. 

*^)  Meine  Schrift:  Kritische  Bemerkungen  zu  den  Schriften  etc.  Ober 
die  eheliche  Abstammung  des  färstlichen  Hauses  Löwenstein-WerthesB. 
Heidelberg  1833.  S.  33. 

*^)  Letzteres  ist  im  S.  -  C  o  b  u  r g  -  G  o  th  a '  sehen  Hansgesetxe  gescbäieD. 
Siehe  oben  Note  8. 
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mangelong  einer  solchen  hansgesetzlichen  Anordnung  kann 
rieh  aber,  wenn  die  Ruhe  in  den  Bandesstaaten  durch  einen 
derartigen  Streit  ernstlich  bedroht  erscheinen  sollte ,  die  Bun- 
desversammlung veranlasst  finden,  die  Streitfrage  als  eine  po- 
Ktische  zu  behandeln,  und  wird  sodann  zu  ermessen  haben, 
in  wie  fem  sie  deren  Erledigung  durch  V ermittelung ,  durch 
Veranlassung  eines  schiedsgerichtlichen  Austrags  oder  durch 
Selbstentscheidung  herbeizuführen  ist^'^). 

§.  227. 

V.  Morganatische  Ehe*). 
1)     Begriff.     GeschichtUches. 

I.  Nach  den  Grundsätzen  des  Privatfllrstenrechts  hielt 
man  zur  Reichszeit  die  Mitglieder  reichsständischer  Familien 
auch  flir  befugt,  eine  sog.  morganatische  Ehe  (Ehe  zur  linken 
Hand,  matrimonium  ad  morganaiicam  s,  ad  legem  Salicam)  ein- 
zugehen ^).  Dieselbe  Befngniss  kommt  noch  heut  zu  Tage  den 
Mitgliedern  der  jetzt  souverainen  Familien  zu  ^). 


*'')  Kicht  zu  Terwechseln  mit  den  £benbürtigkeits-  und  Successions- 
streitigkeiten  in  den  souverainen  Häusern  sind  die  Streitigkeiten  gleicher 
Art  in  den  standesherrlichen  oder  anderen  mediatisirten  Familien.  In 
diesen  gebührt  die  Entscheidung  den  Gerichten  des  Staates,  welchem  sie 
angehören,  und  ist  eben  dadurch  die  Entscheidung  der  Bundesversammlung 
ausgeschlossen. 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  II,  S.  165  u.  f.  —  Pütter,  prim.  lin. 
f  23.  —  Desselben  Missheirathen,  S.  27.  49.  361—367.  372  u.  f.  - 
Dagegen  aber:  meine  Schrift:  lieber  Missheirathen,  Stuttgart,  1853. 
f  21—25.  —  Vergl.  Kohl  er,  PrivatfQrstenrecht,  §.  51  u.  f.  —  Gönner, 
Staatsr.,  §.  74.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  32.  —  Klüber,  öffentl.  R 
§.  245.  — ;  Maurenbrecher,  Staatsr.,  §.  233,  264.  —  Weiss,  Staatsr., 
§.  240.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  68.  II.  —  J.  Held, 
System  des  Verf.-Rechts,  Thl.  II  (1857),  S.  223  flg. 

s)  Die  Bezeichnung  „morganatisch**  wird  von  der  Morgengabe  abge- 
leitet; Ehe  zur  linken  Hand  wird  sie  von  der,  Uhrigens  ausserwesentlichen 
Formalit&t  der  Trauung  zur  linken  Hand  benannt.  Die  Bezeichnung,  ad 
Legem  SaUcamy  deutet  auf  den  Ursprung  dos  Instituts  als  fränkische 
Gewohnheit  Siehe  unten  Note  5.  Jedoch  wird  sie  in  der  Lex  Salica 
selbst  nicht  erwähnt.    Meine  deutsche  K.-Gesch.  3.  Aufl.  Thl.  II,  §.  90. 

*)  In  demjenigen  regierenden  Häusern,  in  welchen  jetzt  durch  Haus* 
gesetze  allgemein  bei  Vermählungen  der  Mitglieder  die  Einwilligung  des 
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U.  Unter  morganatischer  Ehe  versteht  man  dne  Ehe,  bei 
deren  Eingehung  in  den  Ehepakten  festgesetzt  wird,  das 
die  Gemahlin  ui^d  Kinder  an  dem  Range  und  Stande  des  Ge- 
mahls und  Vaters  keinen  Antheil  nehmen,  und  letztere  aach 
keine  Snccessionsrechte  in  die  Regierung  and  die  damit  zu- 
sammenhängenden Stamm-,  Lehen-  und  Fideicommissgiiter  (Do- 
mänen und  dergl.)  des  regierenden  Hauses  haben  soUen*). 
Das  Erbfolgerecht  der  Kinder  ist  hier  hinsichtlich  der  Täter- 
lichen Hinterlassenschaft  auf  dasjenige  beschränkt,  was  ihrer 
Mutter  als  Morgengabe  oder  unter  einer  anderen  Bezeichnong 
als  ein  auf  sie  zu  übertragendes  Vermögen  ausgesetzt  oder 
ihnen  selbst,  als  zu  hoffender  Descendenz,  in  dem  Ehevertrage 
bestimmt  worden  ist.  Ebenso  werden  der  Stand  und  der  Titel, 
welchen  die  Gemahlin  und  die  Kinder  führen  sollen,  durdi  die 
Ehepakten  bestimmt. 

lU.  Die  morganatische  Ehe  scheint  ursprünglich  bei  dea 
Franken  in  Gebrauch  gewesen  zu  sein.  Jedoch  findet  man  d]^ 
selbe  erst  im  XH.  Jahrhundert  in  einer  italienischen  Beebta- 
quelle,  dem  lombardischen  Lehnrechte,  und  zwar  als  dne 
mailändische  Gewohnheit  aufgeführt^).  Seit  dem  XIV.  Jahr- 
hunderte finden  sich  auch  Beispiele  ihrer  Emgehung  ifl 
Deutschland  ^). 

rV.  Gewöhnlich  werden  morganatische  Ehen  dann  einge- 
gangen, wenn  bereits  aus  einer  früheren  Ehe  successionsfähige 
Descendenten  vorhanden  sind,  um  die  Erbrechte  derselbe  nicht 
durch  die  Concurrenz  von  Kindern  aus  einer  zweiten  Ehe  zo 
schmälern,  oder  um  dem  Lande  nicht  zu  grosse  Lasten  in  Bezog 
auf  die  standesmässige  Erhaltung  einer  zahLreicheren  fttrstUeheo 


Souyeraiiis  erfordert  wird  (§.  217),  ist  diese  aach  bei  den  morganattadieD 
Ehen  erforderlich. 

*)  Daher  pflegt  man  die  morganatische  Ehe  auch  kurz  za  definini 
als:  fffnatrimomum  ex  pacto  inaequale^K 

B)  n.  Feud.  29.  „Quidam  habens  filium  ex  nobili  coi^uge,  poä 
mortem  ejus  non  Valens  continere,  aliam  minus  nobilem  duxit:  qni  noless 
ezistere  in  peccato,  eam  desponsavit  ea  lege«  ut  nee  ipsa  nee  filii  QV 
amplius  habeant  de  bonis  patris,  quam  dixerit  tempore  sponsaüonuB . . . 
quod  Mediolanenses  dicunt  accipere  uxorem  ad  morganaticam:  alibi  kg^ 
Saiica.^*  —  IL  F.  26.  §.  15.  „...  quamvis  ratione  improbetur  tftla 
conditio,  ex  usu  tarnen  admittitur. 

8)  Pütter,  Missheirathen,  S.  49. 
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Nachkommenschaft  anfznbfirden.  Auch  findet  man  mitunter  in 
Uteren  Hausgesetzen  oder  fürstlichen  Testamenten  die  jüngeren 
(sog.  nachgebomen  Söhne),  wenn  sie  sich  nicht  dem  geistlichen 
Stande  widmen  wollten  und  keine  Gelegenheit  zu  einer  reichen 
Heirath  fanden ,  aufgefordert,  nur  morganatische  Ehen  einzu- 
gehen,  um  den  Glanz  der  erstgebomen  Linie  besser  aufrecht 
halten  zu  können'^. 

y.  Nach  dem  lombardischen  Lehnrechte  waren  die  in 
moi^anatischer  Ehe  erzeugten  Kinder  von  der  Lehnerbfolge 
Qnbedingt,  von  der  Allodialerbfolge  aber  nur  zu  Gunsten  der 
ans  einer  anderen  unbeschränkten  Ehe  ihres  Vaters  abstam- 
menden Kinder  ausgeschlossen :  sie  gingen  also ,  als  fiUi  legt- 
ämt,  in  der  Allodialerbfolge  den  väterlichen  Agnaten  vor^). 

VI.  Durch  einen  Zusatz,  welchen  die  k.  Wahlkapitulation 
Art.  XXn.  §.  4  bei  der  Wahl  des  K.  LeopoM  ü.  (1790) 
«hielt,  wurden  dieselben  Grundsätze,  wie  sie  seit  K.  Karl  VII. 
(1742)  hinsichtlich  der  in  notorischer  Missheirath  erzeugten 
Kinder  aufgestellt  worden  waren,  auch  auf  die  aus  „einer 
gleich  Anfangs  eingegangenen  morganatischen 
Heirath  erzeugten  Kinder  eines  Standes  des  Reiches  oder 
ms  solchem  Hause  entsprossenen  Herrn^'  ausgedehnt,  und  war 
somit  dem  Kaiser  auch  hinsichtlich  dieser  Kinder  untersagt, 
denselben  ohne  Einwilligung  der  Agnaten  die  väterlichen  Titel, 
Ehren  und  Würden  beizulegen,  oder  sie  zum  Nachtheile  der 
wahren  Erbfolger  für  successionsf ähig  zu  erklären. 


0  VergL  das  Testament  des  Herzogs  Adolph  Friedrich  von 
Mecklenburg  a.  1654,  bei  Ludolf,  de  jure  femin.  illustr.  1734.  Part.  I. 
§.  IX,  Nr.  38.  39.  „Würde  es  aber  unsern  jungem  Söhnen  an  solcher 
Gelegenheit  sich  zu  vermählen  ermangeln  (i.  e.  mit  £rlangung  ansehnlicher 
Mitgift  etc.),  wollen  wir  lieber,  dass  sie  mit  einer  ehrlichen  züchtigen 
JoDgfer  Privatstandes  in  eine  solche  christliche  Ehe,  welche  man  nennet 
matrimonmm  ad  morganaticam,  sich  begeben  sollen.**  —  Danz,  Ueber 
FamiUengesetze  des  hohen  deut.  Adels,  welche  standesmässige  Vermählungen 
untersagen.    Frkf.  1792. 

*)  n.  F.  29.  (fährt  fort:)  „Hie  filiis  ex  ea  susceptis  decessit  Ist!  in 
proprietatem  non  succedunt  aliis  exstantibus:  sed  nee  in  feudo,  etiam 
aliis  non  existentibus,  qui  licet  legitimi  sint,  tamen  in  beneficio  minime 
Ricoednnt.  In  proprietate  vero  succedunt  patri,  prioribus  non  existentibus : 
nocedimt  etiam  firatribus  sine  legitima  prole  decedentibus,  secundum  usnm 
Mediolanensium.**  Yergl.  meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  21. 
Note  *). 


638  .  §.  228.  Morganatische  Ehe. 

§.  228. 

2)   Praktisches  Recht. 

I.  Morganatische  Ehen  werden  nach  der  Praxis  nur  mü 
Fraaen  eingegangen ,  welche  den  regierenden  Familien  nickt 
ebenbürtig  sind:  jedoch  steht  kein  verbietendes  Gesetz  ent- 
gegen, wenn  eine  Dame  von  ebenbürtiger  Abkunft  sich  zu 
einer  morganatischen  Ehe  herbeilassen  wollte^).  Die  tod 
Einigen^)  aufgestellte  Behauptung;  dass  bei  ebenbürtigeiD 
Stande  der  Gemahlin  die  morganatische  Clausel  unverbindlich 
sein  und  dem  vollen  Successionsrechte  der  Kinder  nicht  ent- 
gegen stehen  würde,  ist  ohne  allen  Grand  ^).  Ueberhaupt  li^ 
der  Rechtsgrund  der  Beschränkung  des  Erbrechts  der  morga- 
natischen Etipkinder  nicht  darin,  dass  die  Mutter  von  niedere 
Stande  ist,  sondern  lediglich  im  Ehevertrage^). 

IL  Es  steht  daher  dem  Mitgliede  eines  regierenden  Hauses, 
soferne  die  von  ihm  beabsichtigte  morganatische  Ehe  nicht 
überdies  nach  den  besonderen  Haus-  und  Verfassungsgesetzea 
eigentliche  Missheirath  sein  würde,  gemeinrechtlich  frei,  die 
morganatische  Ehe  sowohl  als  unbedingte  oder  als  be- 
dingte einzugehen,  d.  h.  in  den  Ehepakten  gewisse  Fllle 
zu  bezeichnen,  bei  deren  Eintritte  die  morganatische  Ehe  als 
eine  volle  ohne  Beschränkung  eingegangene  Ehe  wirken  usd 
den  daraus  erzeugten  Kindern  das  volle  Successionsrecht  als 
wahren  Ehekindern  zukommen  solle ''^). 


«)  Meine  Schrift:  lieber  Missheirathen,  §.  21.  §.  22. 

<)  z.  B.  Pütter' 8  Missheurathen,  S.  361  u.  f. 

3)  Sehr  gut  hat  das  schon  ausgeführt  Moser,  Familienstaatsr.  11,1^. 

«)  A.  M.  ist  Pütter,  Missheirathen,  S.S66,  372.  —  Siehe  aber  dagegeB 
meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  22. 

B)  So  z.  B.  ist  das  jetzt  regierende  grossherzogliche  Hans  Baden  us 
einer  bedingten  morganatischen  (zweiten)  Ehe  des  Markgrafen,  iiadiher 
Kurfürsten  und  sodann  Grossherzogs  Karl  Friedrich  entsprossen.  Yeiji 
Pfister,  geschieht!.  £ntwickelung  des  Staatsrechts  des  Grosshorzogthuf 
Baden,  Heidelberg  1836.  L  S.  102  u.  f.  —  Ausdrücklich  wurde  du 
Successionsrecht  der  Descendenz  aus  dieser  Ehe  von  den  Grossmiditei 
Oesterreich,  Preussen,  England  und  Russland  anerkannt  und  garantiit  b 
dem  frankfurter  Territorialrecess  v.  20.  Juli  1819.  Art  X.  —  Aeltere 
spiele  bei  Pütter,  1.  c.  §.  24,  Note  d. 
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in.  Vor  der  EinfÄhrung  des  (§.  227,  VI.)  erwähnten  Zu- 
satzes in  der  Wahlkapitulation  £.  Leopold' s  IL  (1790) 
konnte  sogar  jede  unbedingte  morganatische  Ehe,  die  nicht 
zugleich  notorische  Missheirath  war,  durch  eine  nach  ihrem 
Abschlüsse  gegebene  Willenserklärung  des  Gemahls  giltig  in 
eine  volle  Ehe  ungewandelt  werden  ^). 

IV.  Ist  eine  Ehe,  die  an  sich  nicht  notorische  Missheirath 
ist,  einmal  ohne  morganatische  Clausel  geschlossen,  so  kann 
eine  solche  später  zum  Nachtbeile  der  Kinder  nicht  mehr 
lechtsgiltig  beigefügt  werden''). 

y.  In  jenen  Regierenden  Häusern,  in  welchen  durch  Haus- 
oder Yerfassungsgesetze  Ebenbürtigkeit  der  Ehen  als  Be- 
dingung des  Successionsrechts  der  Kinder  vorgeschrieben  ist 
(§.  226),  können  die  Mitglieder  des  Hauses  mit  ni•h^ebenbürti- 
gen  Frauen  nur  noch  morganatische  Ehen  eingehen.  Uebrigens 
sagt  nur  das  k.  hannoverische  Hausgesetz  ausdrücklich, 
dass  auch  der  regierende  Herr  selbst  mit  einer  nicht- 
ebenbürtigen Frau  nur  eine  morganatische  Ehe  eingehen 
könne  ^. 

VI.  Die  Regierungsnachfolge  der  Kinder  aus  morganati- 
scher Ehe  ist  nach  Ausweis  der  Wahlkapitulation  seit  1790 
Art.  XXn.  §.  4  lediglich  Familienangelegenheit  des  re- 
gierenden Hauses.  Es  stand  daher  der  Begierungsnachfolge 
solcher  Kinder  in  die  allodialen  Besitzungen  reichsgesetzlich 
mchts  im  Wege,  wenn  die  Agnaten  zustimmten,  oder  keine 
vorbanden  waren:  hinsichtlich  der  Lehen  stand  es  unter  glei- 
cher Voraussetzung  dem  Kaiser  oder  anderem  Lehensherrn 
frei,  dieselben  zur  Lehenfolge  zuzulassen.  Da  nunmehr  in 
Deutschland  alle  Kronen  allodial  sind,  so  muss  der  Souverain 
f&r  befugt  erachtet  werden,  bei  Ermangelung  anderer  succes- 
fiionsberechtigten  Agnaten,  seine  oder  eines  anderen  Prinzen 


•)  Moser,  Famiiien-Staatsr.  U,  S.  168  u.  f. 

^)  Moser,  1.  c.  II,  S.  170.  —  lieber  den  berühmten  Fall  der  Ehe  des 
Herzogs  Christian  Karl  zu  Norberg  (1702)  mit  dem  Fräulein  von 
Eichelberg,  welcher  durch  einen  späteren  Vertrag  den  fürstlichen  Stand 
lemer  Descendenz  bis  zum  Absterben  des  Herzogs  yon  Holstein 
Joachim  Friedrich  und  seiner  Lehenserben  suspendirte,  s.  meine 
Schrift:  lieber  Missheirathen,  §.  72.  Nr.  3. 

*)  Hannover,  Hausgesetz  v.  1836.  Cap.  III,  §.  9. 
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seines  Hauses  in  morganatischer  Ehe  erzeugte  Deseendens 
durch  eine  aatonomische  Verfügung  zur  Thronfolge  befähigt  n 
erklären,  so  weit  nicht  die  Verfassung  faierxu  die  Mitwirkimg 
der  Landstftnde  nOthig  macht'). 

§.  229. 

Eheliche  Güterverhältnisse  in  den  deutschen  regieren- 
den Häusern^). 

I.  Die  ehelichen  Güterverhältnisse  werden  in  den  r^e- 
renden  Häusern  durch  die  bei  der  Eingehung  der  Ehe  za 
schliessenden  Eheberednngen  (§.  219  HI.)  geordnet^;  daher 
ist  die  Frage  y  welches  eheliche  Gtitersystem  als  das  gemeii- 
rechtliche  fVi^  die  regierenden  Familien  zu  betrachten  sei,  ohne 
praktisches  Interesse. 

H.  Da  die  werthvoUsten  Besitzungen  der  regierenden  Fa- 
milien schon  zur  Reichszeit  meistens  Sti^mmguts- Eigenschaft 
hatten,  oder  Lehen ,  oder  in  einem  Familienfideicommiss- 
verbande  begriffen  waren ,  so  konnte  sich  in  den  reicbastta- 
dischen  Häusern  nicht  wohl  ein  System  der  ehelichen  6t- 
tergemeinschaft  ausbilden,  und  ist  diese  in  den  jetzt 
souverainen  deutschen  Häusern  auch  durchaus  nicht  in  Gt- 
brauch  ^). 

ni.  Vielmehr  werden  die  Eheverträge  in  diesen  H&nsera 
regelmässig  auf  der  Grundlage  des  alten  deutschen  bei  den 
Adel  ausgebildeten  Güterrechts  abgeschlossen,  wonach  die  Fru, 


9)  Dies  ist  in  allen  jenen  Staaten  nothwendig,  in  welchen  durcb  ein 
Yerfassungsgesetz  die  Thronfolge  als  hedingt  dnrdi  Abstammuqg  as 
ebenbürtiger  und  hansgesetzlicher  Ehe  vorgesdirieben  ist  (Siehe  obo 
§.  226.) 

*)  G.  M.  de  Ludolf,  de  jure  feminarum  illustrinm.  Jena,  1734.  — 
Pütt  er,  prim.  lin.  §.  67  u.  f. 

s)  S.- Altenburg,  V.-ü.  von  1831,  §.  23.  alin.  2.  „Die  Emkünftc 
(der  Gemahlin  des  regierenden  Herzogs)  an  Zinsen  von  der  Mof  gengab e. 
an  Nadelgeldern  und  Renten  des  ParltphernalTerniögensinnleB 
durch  den  Inhalt  der  Ehepakten  bestimmt  §.  24.  Der  Betng  imd  die 
Verhältnisse  des  Witthums  der  Gemahlin  des  Herzogs,  sowie  der  Witt- 
wensitz  wird  ebenfalls  zunächst  durch  den  Inhalt  der  Ehepakten  bemiMftt** 

')  Hombergk  a  Yach,  de  commun.  bonor.  inter  coi^agea  iDaatrei 
exule  1767. 
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welche  bisher  von  ihrer  Familie  nnf erhalten  wnrde,  nanmehr 
¥on  dem  Gemahle  ihren  standesmässigen  Unterhalt  and  eine 
Wittwenversorgnng  zu  erwarten  hat.  Es  sind  dabei  die  In- 
stitnte  des  deutschen  Privatrechts ,  insbesondere  des  gemeinen 

AdelsrechtSy  wieHorgengabe^X  Nadelgelder,  Spielgel- 
der^) und  Witthnm^)  gebränchlich,  welche  alle  im  einzel- 
nen Falle  besondere  Verabredungen  yoranssetzen,  sofern  nicht 
darüber  ausdrückliche  hausgesetzliche  Bestimmungen  vorhanden 
smd;  wie  dies  nunmehr  in  mehreren  Staaten  der  Fall  ist^). 

*)  Die  Morgengabe  ist  in  ffirstlichen  Häusern  üblich  als  ein  Geschenk, 
velches  der  Gemahl  der  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  macht,  so  dass  sie 
Eigenthümerin  davon  wird  und  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  darüber 
verfügen  kann;  thut  sie  dies  nicht,  und  verstirbt  kinderlos,  so  fällt  es 
wieder  an  den  Gemahl  zurück.  So  ist  die  Clausel  zu  verstehen:  „wie 
Morgengabsrecht  und  Gewohnheit  ist*'  Vergl.  Pütter,  auserl.  Rechtsfiüle, 
Bd.  I,  ThL  II,  S.  478. 

B)  Ueber  Nadelgelder,  Spielgelder  u.  dergl.,  siehe  Eichhorn,  Priv.-B. 
4.  Ausg.  §.  303.  —  Mittermaier,  Priv.-R.  7.  Ausg.  §.  397.  —  Jedenfalls 
versteht  man  darunter  Gelder,  worüber  die  Frau  freie  Verfügung  hat; 
erstere  Bezeichnung  ist  gebräuchlich,,  wenn  sie  der  Ehemann  ihr  nach  dem 
Ehevertrage  zu  geben  hat;  letztere  bedeutet  oft  auch  so  viel  alsparaphenuxj 
mit  welchen  die  Frau  von  ihren  Eltern  ausgestattet  wird.  Yergl.  Scherz, 
Glossar,  german.  h.  v.  —  S.-Altenburg,  Y.-U.  1831,  §.  23.  a  lin.  2. 
(Siehe  oben  Note  2).  —  Ebendas.  heisst  es  weiter:  „Die  Nadelgelder 
machen  einen  Theil  der  Civilliste  des  regierenden  Hauses  aus.*' 

^)  Das  Witthum  (vuhwUtium)  bezweckt  den  standesmässigen  Unterhalt 
der  Wittwe  auf  so  lange,  als  sie  nicht  zu  einer  zweiten  Ehe  schreitet. 
Aosdracklich.  erklärt  dies:  Hannover,  Hausges.  1836.  §.  32.  —  VergL 
Eichhorn,  deut  Priv.-R.  (4.  Ausg.)  §.  304.  306.  --  Mittermaier, 
(7.  Aufl.)  §.  396.  —  Moser,  Famil.-Staatsr.  Th.  U,  S.  672. 

7)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit.  VI,  §.  12.  „Das  Witthum  der 
leerenden  Königin  bestimmt  sich  nebst  einer  anständig  eingerichteten 
Besidenz  jedesmal  nach  dem  abgeschlossenen  Ehevertrage,  darf  aber 
künftig  nie  mehr  als  120,000  fl.  jährlich  nebst  benöthigter  Fourage  und 
Holz  betragen.**  §.  16.  „Die  nachgebomen  Prinzen  bestinunen  auf  ähnliche 
Weise  das  Witthum  ihrer  Gemahlinnen,  jedoch  muss  die  darüber  ausgefer- 
tigte Urkunde  dem  Könige  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden.**  —  Sehr 
ausführliche  Bestimmungen  über  das  Witthum  einer  Königin,  Kronprinzessin 
und  der  Wittwen  anderer  Prinzen  enthält  das  würtemberg.  Hausges.  v. 
1828,  §.  53—61.  Die  Witthümer  werden  aus  der  Staatskasse  geleistet; 
eine  königliche  Wittwe  erhält  als  Witthum  neben  einer  standesmässig 
meublirten  Residenz  und  einem  anständig  meublirten  königlichen  Lnstschloss 
zum  Sommeraufenthalte  jährlich  100,000  fl.  und  zur  standesmässigen 
Einriehtung  ihres  Hofhalts  eine  Aversalsumme  von  25,000  fl.  —  Hannover, 

Zapfl,  Stutarecht.  6.  Aufl.  I.  41 
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VI.  Bringt  die  Fraa  eine  Hitgift  oder  AnsBtener  in  dk 
llhe,  Bo  kann  derselben  in  der  Eheberednng  anch  wohl  der 
Charakter  "einer  eigentlichen  dos  im  römischen  Sinne  beigelegt 
werden,  and  ist  sodann  die  F^slu  auch  berechtigt ,  von  d^n 
Manne  eine  Widerlage  ((fona^io  propter  nupUai)  nach  römischen 
Grundsätzen  zu  beapspruchen  ^).  Mit  dem  Zubringen  einer 
solchen  dos  kann  auch  die  Festsetzung  eines  Leibgedinges 
verbunden  werden,  insofern  darein  gewilligt  wird,  dass  die  du 
nicht  bei  Auflösung  der  Ehe  zurückgegeben  werden  soll*), 
sondern  zum  Nutzen  des  Stamm-  und  Fideicommissgnt^  zu 
verwenden  ist.  ♦  ' 


Hausges.  y.  1836,  §.  32;-d6.  (Eine  königUche  Wittwe  erhält  als  Wittfana 
ausser  einer  standesmässigen  Residenz  jährlich  40,000  Rthlr.  in  Gold,  xxai 
zum  Behufe  der  standesmässigen  Einrichtung  die  Aversionalsamme  vn 
10,000  Rthlr.  in  Gold.  Während  der  iJauer  der  Mindeijährigkeit  da 
Königs  wird  das  Witthum  der  Mutter  aus  der  Erondotation,  nicht  ans  der 
Staatskasse  bestritten.  Eine  verwittwete  Kronprinzessin  erhält  als  Witthnn 
ausser  einer  standesmftssig  eingerichteten  und  meublirten  Wohnung  jährikb 
20,000  fl.  in  Gold.  Jede  andere  Wittwe  des  Hauses  bezieht  ihr  Witthnm 
aus  ihrem  Eingebrachten  und  dem  PriTatvermögen  ihres  Gemabls. 
Ausserdem  steht  ihr  der  Genuss  der  Hälfte  der  Apanagen  ihrer  leiblichea 
Kinder  zu,  so  lange  diese  minderjährig  sind.)  Die  Bestimmungen  des  k-haimo- 
yerschen  Hausgesetzes  wurden  in  dem  Ges.  v.  5.  Sept  1848  im  AUgemeiDei 
bestätigt,  jedpch  mit  dem  Beifügen :  „Das  Witthum  der  Königin  soll  jedoch 
jährlich  60,000  Thlr.  Gold  betragen,  und  die  geringste  Apanage  eines  xor 
Apanage  berechtigten  vol^ährigen  Prinzen  des  k.  Hauses  aus  6000  Bthlr. 
Gold  bestehen.*' —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.36—41.  ,,Jähilidies 
Witthum  einer  Königin  40,000  Thlr.  nebst  Wohnung  in  einem  königlkfaei 
Schlosse)^  Aversionalquautum  zur  ersten  Einrichtung  30,000  Thlr.  aos  der 
Staatskasse.  Witthum  einer  Kronprinzessin  25,000  Thlr.  aus  der  Staatskasse; 
Die  nachgebomen  Prinzen  bestimmen  das  Witthum  ihrer  Gemahlinnen,  w 
im  bayer.  Hausgesetze  unter  Bestätigung  des  Königs.  —  S.-Altenbar^. 
Yerfassungsurkunde  v.  1831.  §.  24^  (s.  oben  Note  2).  —  Ebendaselbst: 
„Das  Witthum  kommt  mit  dem  Eintritte  des  Falls  in  diesem  Tertrags- 
massig  festgesetzten  Betrage  ohne  Weiteres  in  der  Civilliste  des 
herzoglichen  Haukes  in  Ansatz  .  .  .  Wegen  des  eintretenden  Wittbuns 
kann  die  bestehende  Civilhste  nicht  ohne  landständische  Zustimmang  eriiölit 
werden,  und  es  ist  daher  bei  Abfassung  von  Ehepakten  hierauf  jederzeit 
Rücksicht  zu  nehmen.*' 

8)  Pütter,  prim.  lin.  §.  69.  70. 

0)  Das  Leibgeding  (dotaUtiam)  besteht  gewöhnlich  ana  dem  Yer- 
sprechen  yierfacher  Zinsen  der  Dos,  und  unterscheidet  sich  von  <kn 
einfieuihen  Witthum  dadurch,  dass  diese  Rente,  welche  stets  das  Einbringa 
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§.  230. 

PersönKche   Stellung   der   GemaMinen  der  Mitglieder 
regierender  Familien  und  der  Gemahle  regierender 

Fürstinnen. 

I.  Die  Gemablin  des  Sonverains  tritt  mit  der  Verebelicbang 
ds  Unterthanin  unter  dessen  Staats-  nnd  Familiengewalt^  wenn 
lie  derselben  niebt  scbon  vorher  unterworfen  war*). 

*  IL  Dasselbe  gilt  von  den  Gemablinen  der  Prinzen  des 
Bauses  ^),  und  ebenso  aucb  umgekehrt  von  d^  Gemahle  einer 
Inrch  die  weibliche  Thronfolge  zur  Selbstregierang  gelangten 
Ffirstin. 

ni.  Die  Gemahlin  des  Sonverains  nimmt  übrigens  an  dessen 
Bange;  Titel  und  Würden  AntheiP)  nnd  führt,  wenn  sie  aus 
einem  an  Rang  höheren  Hanse  stammt,  nebenbei  meistens  ein 
hierauf  bezügliches  Prädikat  fort.    Andere  Privilegien  hat  sie 


einer  Dos  und  deren  Verwendung  zum  Nutzen  des  Stammes  voraussetzt, 
der  Wittwe  selbst  dann  lebenslänglich  bleibt,  wenn  sie  zu  einer  zweiten 
Hie  schreitet  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  71.  —  de  Ludolf,  de  jure  feminar. 
fflustr.  P.  n,  c  2,  §.  V,  34  seq.  —  Eichhorn,  deut  Pr.-R.  §.  305.  — 
Mittermaier,  Priv.-R.  §.  395. 

*)  Dieser  Grundsatz  galt  von  jeher  in  den  souverainen  Familien ;  nicht 
aber  in  den  deutschen  reichsständischen  und  landesherrlichen  Familien  zur 
Zeit  der  Reichsverbindung.  —  Letzteres  bestritt  Chr.  Schöne,  Bedenken 
ob  eines  regierenden  Fürsten  oder  Landesherm  Gemahlin  ihres  Gemahls 
Unterthanin  sei?  Leipzig  1733  u.  1750.  — Siehe  aber  dagegen  deLudolf, 
de  joie  femin.  illustr.  P.  I,  §.  19.  —  Moser,  Staatsr.  XX,  p.  338  u.  f.  — 
Pdtter,  prim.  lin.  §.  73.  —  Klüber,  öffentl.  R.  §.  248.  —  In  den 
neueren  Hausgesetzen  wird  gewöhnlich  die  Gemahlin  des  regierenden  Herrn 
ansdrücklich  unter  den  Mitgliedern  des  Hauses  aiügeführt,  welche  der 
Hoheit  und  Gerichtsbarkeit  des  Monarchen  unterworfen  sind.  —  Wür- 
temberg,  Hausges.  y.  1828,  Art.  1,  a.  —  Hannover,  Hausges.  v.  1836, 
Ctp.  I,  §.  3,  a.  —  E.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  1,  b.  •—  In  dem 
bayerischen  Hausgesetze  von  1819  ist  die  namentliche  Aufführung  der 
Kfloigin  aufbllender  Weise  unterlassen  worden. 

«)  Bayer.  Hausges.  v.  1819,  Tit.  H,  §.  1,  6;  §.  2.  —  Würtemberg, 
HiDsgesetz  v.  1828,  Art  1,  d.  —  Hannover,  Hausgesetz  v.  1836,  Gap.  I, 
Art.  3,  d.  ~  K.  Sach&en,  Hausges.  v.  1837,  §.  1,  e. 

*)  S.- Alten  bürg,  Y.-U.  1831,  §.  23.  „Die  Gemahlin  des  Herzogs 
ftbit  den  Titel  und  das  Wappen  ihres  Gemahls.  Sie  hat  den  Rang  vor 
allen  übrigen  Gliedern  der  Familie,  unmittelbar  nach  dem  Regenten." 

41» 
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nicht,  sofern  ihr  dieselben  nicht  durch  besondere  VerleihiiDg 
beigelegt  sind^). 

IV.  Der  Titel  des  Gemahls  einer  selbstregierenden  Ffirstii 
muss  aber,  so  weit  er  sich  anf  diese  Verbindung  bezieht,  duidi 
ein  Staatsgesetz  besonders  bestimmt  werden. 

§.  231. 
Ehescheidung  ^). 

I.  Hinsichtlich  der  katholischen  Beichsstände  war  von 
jeher  unbestritten  anerkannt,  dass  dieselben  in  Ehescheidungs^ 
Sachen  kein  von-  den  übrigen  Mitgliedern  der  katholischeo 
Kirche  verschiedenes  Recht  haben.  Es  war  daher  bei  denselben 
nach  den  Grundsätzen  des  tridentinischen  Concils  niemals  eine 
wirkliche  Ehescheidung  {divoriiumy  separatio  a  vinctdd)  statthaft, 
sondern  nur  eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  {separatio 
guoad  thorum  et  menaam)  ^),  womit  jedoch  die  Fälle,  in  weleheo 
eine  Ehe  wegen  eines  trennenden  Ehehindernisses  {impedimentum 
dirimena)  als  nichtig  erklärt  werden  kann,  nicht  zn  yerwech- 
seln  sind  ^).  Bei  diesen  Grundsätzen  ist  es  auch  heut  zu  Tage 
noch  hinsichtlich  der  katholischen  Mitglieder  regierender  Fa- 
milien geblieben. 

n.  Bei  den  protestantischen  Reichsständen,  welche 
sich  nach  der  Lehre  ihrer  Kirche  hinsichtlich  der  Eheschei- 
dung weder   durch  die  Vorschriften  des  älteren  canoniseiien 


4)  Dies  war  schon  im  römischen  Rechte  anerkannt  L.  .31.  Dlg.  de 
legib.  (1,  3)  „  .  .  .  Augusta  autem,  licet  legibus  solata  non  est,  Prindpes 
tamen  eadem  illae  privilegia  tribuunt,  quae  ipsi  habent." 

*)  Siehe  besonders  Moser,  Familienstaatsr.  Bd.  11,  S.  395  o.  £  — 
£stör  de  divortio  praesertim  personar.  illustr.  in  Germ.  1747. 

*)  Concil.  Trid.  de  reform,  matrim.  Sess.  24,  c.  7.  —  Yergh  über4tt 
Geschichtliche:  Glück,  Comment  XXVL;p.  346  u.  f. 

')  In  diesen  Fällen  bleibt  es  bei  den  Vorschriften  des  canonisciteB 
Hechtes,  und  ist  daher  in  einigen  Fällen,  z.  B.  wenn  Zwang  zur  EingeliiiBg 
der  Ehe,  und  nicht  erfolgte  cansumTnatio  matrimonii  behauptet  wird,  foii- 
während  auch  die  BeweisfUhrung  durch  Eideshelfer  bei  den  geisttichfli 
(namentlich  päpstlichen)  Gerichtian  in  Gebrauch.  Nach  diesem  Gnindsatza 
wurde  bei  der  Trennung  der  Ehe  der  Prinzessin  jDharlotte  Auguste 
von  Bayern  (nachherigen  vierten  Gemahlin  des  Kaisers  Franz  I.  tob 
Oesterreich)  und  des  damaligen  Kronprinzen  von  Wttrtemberg  (1814) 
verfahren. 
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Beelits,  noch  des  tridentinischen  Concils  gebunden  halten  and 
überhaupt  die  Ehe  nicht  ak  Sakrament  betrachten,  wurde  nicht 
Qfir  die  eigentliche  Ehescheidung  aus  den  im  gemeinen  pro- 
testantischen Eirchenrechte  anerkannten  Grttnden  (divottium  ob 
Indignationem)  für  statthaft  erachtet,  sondern  auch  mitunter  die 
Behauptung  aufgestellt,  dass  protestantische  Reichsstände  das 
Recht  hätten,  durch  freiwillige  Uebereinkunft  (divortium  bona 
^ratiä)  ihre  Ehe  aufzulösen^),  und  dass  bei  ihnen  auch  aus 
anderen  als  gemeinrechtlichen  Gründen  die  Ehe  getrennt  wer- 
den könne  ^).  Allein  diese  (ohnehin  nur  vereinzelten)  Behaup- 
tungen widerstreiten  der  allgemeinen  Lehre  der  protestantischen 
Kirche  von  der  Ehescheidung,  da  auch  diese,  als  eine  christ- 
liche Kirche,  keine  Will kühr  in  dieser  Beziehung  anerkennen 
kann  ®),  obwohl  allerdings  in  einzelnen  Fällen  solche  Willkühr 
unterlaufen  ist'').  Der  Grundsatz,  dass  in  protestantischen 
Fürstenhäusern  eine  Ehescheidung  nur  aus  den  nach  dem 
protestantischen  Kirchenrechte  giltigen  Scheidungsursachen  fUr 
statthaft  erachtet  werden  kann,  muss  auch  hinsichtlich  der 
jetzt  sonverainen  Familien  als  fortwährend  geltend  betrachtet 
werden. 

in.  Die  Frage,  wer  in  Ehestreitigkeiten   der  Mitglieder 
protestantischer  Fürstenhäuser  der  compctente  Richter  sei,  war 

schon  zur  Reichszeit  vielfach  streitig^). 

• 

§.  232. 

Legitimation  unehelicher  Kinder*). 

I)  Legitimatio  per  rescri])tum, 

I.  Dass  den  unehelichen  Kindern  der  Mitglieder  eines 
ehemals  reichsständischen,  jetzt  souverainen  Hauses,  als  solchen 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  II,  S.  402,  §.  29. 

*)  Dies  behauptet  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  246. 

*)  Moser,  Famil.-Staatsr.  Ü,  S.  425.  —  Bekanntlich  eiferten  auch 
die  ausgezeichnetsten  protestantischen  Reformatoren  jederzeit  mit  grösster 
Entschiedenheit  gegen  die  Willkühr  der  landesherrlichen  Ehescheidungen, 
z.  B.  Heinrich*  s  Vlll.  von  England. 

^  Beispiele  bei  Moser,  1.  c. 

s)  Davon  unten  §.  268. 

»)  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  —  Moser,  Famil.-Staatsr.  U,  853  u.  f.  — 
H.  A.  Zachariae,  deut  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  67. 
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keine  Sttccessionsrechte  and  andere  damit  znsammenhäogeBde 
Familienrechte  zukommen  können^  istnnbestritten  anerkannt^); 

n.  Was  aber  die  Wirkung  einer  kgüimatio  anbelangt,  lo 
moss  man  die  legitimatio  per  rescriptum  nnd  die  kffiUmaHc 
per  subeequene  matrimonium  nnterscheiden. 

'  m.  Hinsichtlich  der  legitimatio  per  rescriptum  befrachtete 
man  es  zur  Reichszeit  als  einen  durch  das  lombardi^che  Recht  *) 
und  durch  ein  damit  übereinstimmendes,  beständiges,  uraltes 
deutsches  Herkommen  M^erhaupt  festgestellten  Grundsatz,  dase 
die  durch  kaiserliches  Rescriptlegitimirten  Kinder  (sog.  Bu eh- 
kinder)^)  von  aller  adeligen  Stammguts-,  Lehen-  nnd  Faim- 
lienfideicommissfolge  zum  Vortheile  der  anderen  legitimen 
Erbfolgeberechtigten  ausgeschlossen  seien  ^). 

IV.  In  Bezug  auf  die  legitimatio  per  rescriptum  gab  es  flir 
die  reichsständischen  Familien  daher  ebensowenig  ein  beson- 
deres Recht,  als  wie  für  .den  ritterlichen  AdeL  Ueberdies 
konnte  in  den  reichsständischen  Familien  einer  vom  Kaisa* 
ohne  ZüstimmuDg  der  Agnaten  oder  anderen  Erbfolgebere^ 
tigten    (einschliesslich    des   Lehensherm   bei  Territorialldien) 

')  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  „Illegitimae  prolis  plane  nnUa  in  tenis 
patemis  successio  est"  Siehe  über  natürliche  Kinder  reichsständischer 
Herren  überhaupt:  Moser,  Familienstaatsr.  ü,  S.  860  u.  f. 

')  n.  Feud.  26.  §.10.  ,,  Natural  es  filii,  liceat  postea,  fiant  legitini, 
ad  snccessionem  feudi  nee  soli,  nee  cum  alüs  admittuntur.*'  —  So  ter- 
schieden  auch  die  Ansichten  über  den  Sinn  dieser  SteUe  waren  (sKbe 
unten  §.  2M  Note  2  und  6),  so  verstand  sie  doch  die  Theorie  nnd  Piaxb 
seit  den  Zeiten  der  Glossatoren  ausnahmslos  mindestens  dahin,  diCB 
uneheliche,  durch  Rescript  legitimirte  Kinder  von  der  Lehenfolge  aosge- 
schlossen  seiön. 

*)  Sie  Messen  so,  weil  sie  h&ufig  eine  ausführliche  Urkunde  in  fo 
UbdU  erhielten. 

»)  Schwabenspiegel,  (Lassberg)  c.  47.  „Gewinnet  aber  ein 
ein  sun  vnelichen,  den  mag  de  pabest  wol  zeinem  ekind  machen,  ynd  och 
der  Keiser  .  .  .  aber  weder  pabest  noch  Keiser  die  mögen  in  daz  leht 
nimen  geben,  daz  si  ir  mage  geerben  mugen,  als  ob  sie  in  ir  mnter  libe 
ekind  warin  gewesin.**  —  Man  sieht  daraus ,  dass  die  deutsche  Pnuds  im 
XIU.  Jahrhunderte  der  Legtiimatio  per  rescriptum  princ^pis  übezhMpt 
keine  andere  Wirkung  beilegte ,  als  die ,  welche  man  nachher  mit  dem 
Begriffe  einer  sog.  Legitimatio  minus  plena  verband :  d.  h.  dass  der  Kaiaer 
wohl  in  staatsbürgerlichen  Beziehungen  den  Makel  der  uneheticfan 
Geburt  auslöschen,  nicht  aber  Familien  rechte  g^;en  den  Willen  diff 
Familienglieder  verleihen  könne. 
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erwirkten  legiümaUo  per  rescriptum  um  8o  weniger  die  Wirknng 
beigelegt  werden^  den  Mangel  der  rechtmässigen  Qeburt  in  Be- 
zug auf  das  Successionsrecht  nnd  die  Famtlientitel  und  Würden 
zQ  beseitigen,  als  schon  in  Bezug  auf  Missheirathen  und  mor- 
ganatische Ehen  die  kaiserliche  Machtvollkommenheit  durch 
die  Wahlkapitulation  Art  XXH.  §.  4  (seit  1742  und  1790) 
beschränkt I, worden  war^). 

Y.  Wenn  aber  die  Zustimmung  der  Agnaten  oder  anderen 
Erbfolgeberechtigten  (und  bei  Lehen  des  Lehensherm)  erfolgte, 
oder  keine  solchen  Erbberechtigten  vofhanden  waren,  so  stand 
derSnccession  der  durch  kaiserliches  Rescriptlegitimirten  Kinder 
eines  Beichsstandes  in  Land  und  Leute  nichts  im  Wege. 

VL  Von  Legitimationen  durch  kaiserliches  Rescript  kann, 
heut  zu  Tage  seit  der  Auflösung  des  Reichsverbandes  keine 
Rede  mehr  sein.  Dagegen  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  in 
den  jetzt  souverainen  Häusern  der  Souverain  seinen  (oder  an- 
derer Mitglieder  des  Hauses)  unehelichen  Kindern  volle  Fa- 
milien- oder  Successionsrechte  durch  Rescript  unter  denselben 
Voraussetzungen  giltig  beilegen  kann,  unter  welchen  ein  sol- 
ches früher  vom  Kaiser  giltig  erbeten  und  ertheilt  werden 
konnte,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung,  dass  keine  Rechte  an- 
derer Erbberechtigten  gekränkt  werden  und  nicht  die  Landes- 
verfassung in  dieser  Beziehung  dem  Souverain  Beschränkungen 
auflegt").  Letzteres  ist  namentlich  der  Fall  in  allen  jenen 
Staaten,  in  welchen  ein  Verfassungsgesetz  die  Successionslfthig- 
keit  von  der  Geburt  in  wahrer,  ebenbürtiger  und  hausgesetz- 
licher Ehe  abhängig  macht.  In  den  neueren  Hausgesetzen  ist 
daher  von  einer  derartigen  legitimatio  per  rescriptum  nicht 
mehr  die  Rede  und  dieselbe  stillschweigend  als  ausgeschlossen' 
zu  erachten. 

•)  Siehe  oben  §.  224.  227.  VL 

^)  Schon  im  Mittelalter  wurde  das  Recht  souverainer  Herrfecher^  einen 
ihrer  natürlichen  Söhne  durch  Legitimatio  per  rescriptum  zur  Regierung^ 
nachfolge  zu  befähigen,  als  selbstverständlich  betrachtet ;  zur  Beseitigung 
etwaiger  Z^ifel  wurde  aber  von  den  Souverainen  mitunter  ein  päpstliches 
Bescript  nachgesucht.  Vergl.  Cap.  13.  X.  qui  filii  sint  legitimi  (4,  17): 
4usaper  com  Rex  superiorem  in  temporalibus  minime  recognoscat,  ]^ine 
juris  alterius  laesione  in  eo  se  jurisdictioni  nostrae  subjicerc  potuit,  in  quo 
Tideretor  aliquibus,  quod  per  se  ipsum  (non  tanquam  Pater  cum  filiis,  sed 
tanqnam  princeps  cum  subditis)  potuit  dispensare." 
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§.  233. 

n.   Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe*). 

1)  Vorbemerkung.     Die  angebliche  gemeine  Lehre. 

I.  Seit  dem  vorigen  Jahrhunderte  begegnet  man  in  pnUicisti- 
schen  Werken  sehr  häufig  der  Behauptung,  dass  in  den  reiehs- 
ständischen  Familien  nach  gemeinem  Privatfltretenrechte 
auch  die  durch  die  nachfolgende  Ehe  legitimirten  nnehelichen 
Kinder  (sog.  Mantel-  oder  Gtirtelkinder)^)  von  der  Sue- 
cession  in  die  Regierung  und  die  damit  zusammenhängenden 
Güter  ebenso  ausgeschlossen  wären,  wie  die  durch  kaiserliche 
Rescripte  legitimirten  Kinder^). 

n.  Allein  so  gewiss  die  Succession  solcher  Kinder  ia 
grösseren  Territorien,  wo  Landstände  von  Adel  vorhandea 
waren,  als  mancherlei  Unannehmlichkeiten  ausgesetzt  betraeb- 
tet  werden  musste,  so  besteht  doch  kein  gemeinverbind- 
liches Gesetz^),  noch  ein  erweisliches  gemeines  Herkom- 
men, welches  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirteD 
unehelichen  Kinder  eines  reichsständischen  Herrn  von  der 
Regierungsnachfolge  ausgeschlossen  hätte  ^),  sondern  man  findet 

*)  Ausser  den  in  §.  232.  Note  1  angeführten  Schriften  gehörea 
insbesondere  noch  hieher  die  im  §.  219.  Note  1  und  im  §.  220.  Note  %  IT. 
angeführten  Schriften  aber  den  Bentinck'schen  Saccessionsstreit 

')  Sie  wurden  so  genannt,  weil  sie  hei  der  Traaung  ihrer  Aeltein  ooter 
dem  Mantel  (Schleier)  der  Mutter  zu  knien  oder  durch  eine  Schnur  an 
deren  Gürtel  gebunden  zu  werden  pflegten. 

»)  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  —  Moser,  Famil.-Staat8r.  HS.® 
u.  f.  —  In  dem  XV.  und  XVI.  Jahrhunderte  war  die  unheschrinkle 
Successionsfähigkeit  der  Mantelkinder  fieist  widerspruchslose  gemeine  I^fare- 
Wenn  daher  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  I,  §.  67.  S.  314.  Note  7.  ss«t. 
erst  in  neuerer  Zeit  sei  die  Successionsfähigkeit  der  Mantelkinder  inLiß^ 
und  Leute  vertheidigt  worden,  zuerst  von  Di  eck  etc.,  so  ist  dies  nur  in 
Gegensatze  zu  den  Juristen  des  XVin.  Jahrhunderts,  und  seihst  da  mekt 
g^nz  richtig. 

^)  Ausdrücklich  gibt  dies  zu  Moser,  1.  c.  S.  865. 

*)  Das  Hauptargument  yon  Moser,  C  c.  866.  und  Pütter,  L&§-^ 
und  ihren  Anh&ngem,  besteht  darin,  dass  sie  (umgekehrt)  das  Dssob 
einefi  Herkommens  zu  Gunsten  der  p.  s.  m.  legitimirten  Kioder 
l&ugnen;  allein  hierauf  kann  es  nicht  ankommen,  da  feststeht,  dass  äe 
gemeingiltige  Gesetzgebung  des  Reiches  für  das  Sacoessiooseckt 
der  p.  s.  m.  Legitimirten  ist 
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nur  so  yiel,  das  seit  dem  XVI.  Jahrhiyiderte  einzelne  reichs- 
ständische Familien  dnrch  hausgesetzliche  Bestimmungen  auch 
die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  von  der  Re- 
giemngsnachfolge  auszuschliessen  strebten,  und  dass  die  recht- 
liche Giltigkeit  derartiger  hansgesetzlicher  und  insbesondere 
fideicommissarischer  Bestimmungen  zufolge  der  den  Reichs- 
Btanden  in  dieser  Hinsicht  beigelegten  Autonomie  niemals  be- 
anstandet worden  ist. 

m.  Gemeinrechtlich  hatten  aber  die  reichsständischen 
Famflien  auch  in  Bezug  auf  Legitimation  unehelicher  Kinder 
durch  nachfolgende  Ehe  kein  anderes  Recht,  als  der  ritter- 
liche AdeP),  und  daher  erklärt  sich,  warum  in  den  Rechts- 
qoellen  und  in  der  Literatur  vor  dem  XVni.  Jahrhunderte  die 
Frage  nach  dem  Successionsrechte  der  durch  nachfolgende 
Ehe  legitimirten  Kinder  reichsständischer  Herren  von  der 
Frage  nach  deren  Successionsrechte  in  adelige  Stamm-,  Lehen- 
und  FamilienfideicommisRgüter  überhw>t  nicht  unterschieden 


•)  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  67,  meint  zwar,  es 
lasse  sich  durch  kein  Beispiel  nachweisen,  dass  die  Grandsätze  des  römischen 
und  canonischen  Rechtes  tlber  die  legitimatio  p.  s.  m.  bei  dem  hohen  and 
reichsunmittelbaren  Adel  Eingang  gefunden,  und  bei  diesem  das 
zweifellose  Utere  deutsche  Recht  verdr&ngt  hätten.  Allein  auf  das 
Dasein  solcher  Beispiele,  da  ohnehin  nachfolgende  Ehen  in  reichsstän- 
dischen Familien  sehr  selten  vorkamen,  kann  es  nicht  ankommen,  da 
das  römische  und  canonische  Recht,  um  im  PrivatfÜrstenrechte  zur  Anwen- 
dung zu  kommen,  nicht  erst  des  Beweises  ihrer  speciellen  Reception  odei; 
ihres  Gebrauches  in  ybrgekommenen  Fällen  durch  den  hohen  oder 
leichsiunmittelbaren  Adel  bedürfen,  sondern,  wenn  ihre  Grandsätze  ausge- 
schlossen werden  sollen,  der  Beweis  eines  entgegenstehenden  Her- 
kommens geführt  werden  muss.  Von  diesem  gilt  aber  auch  hier,  was 
T.  Selch  ow,  Rechtsfälle,  Lemgo,  1792.  p.  192.  sehr  gut  in  Bezug  auf  das 
angebliche  gemeine  Herkommen  in  Missheirathssachen  gesagt  hat,  dass 
selbst  die  Üebereinstimmung  der  Hausgesetze  oder  Praxis  von  „vierzig 
ftirstlichen  Häusern  dem  Einundvierzigsten  noch  keine  Verbind- 
lichkeit auflegen  könne."  —  Legibus,  nan  exempUs  judicandum  est,  — 
Sodann  ist  das  ältere  deutsche  Recht  schon  seit  dem  XHI.  Jahrhunderte 
nichts  weniger  als  unzweifelhaft  für  den  Ausschluss  der  p.  s.  m. 
Legitimirten,  wie  sich  ün  §.  234.  zeigen  wird.  Endlich  ist  es  mit  Beispielen 
eine  gar  ndssliche  Sache,  da  deren  Aufzeichnung  und  Bekanntwerden 
(sowohl  der  für,  als  gegen  eine  Behauptung  sprechenden)  durchaus  Sache 
des  Zufalls  und  überall  nur  Unvollständigkeit  anzutreffen  ist 
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wurde'')  and  anch  hßjit  zu  Tage  gemeinrechtlich  nicht  nnter- 
schieden  werden  kann^  sondern  in  Ermangelung  neaerer  ge- 
meinrechtlicher Normen  ganz  nach  gleichen  Grondsätzen  äit> 
schieden  werden  muss^). 

§.  234. 

2)  Die  Quellengescliichte  in  Bezug  auf  die  Legitima- 
tion durch  nachfolgende  Ehe. 

I.  Unstreitig  wurde  nach  den  älteren  deutschen  Rechten 
bis  zum  XIU.  Jahrhunderte,  den  durch  nachfolgende  Ehe 
legitimirten,  unehelich  geborenen  Kindern  weder  im  Ällod  noch 
im  Lehen  das  Successionsrecht  wirklich  in  der  Ehe  geborener 
Kinder  beigelegt^). 

U.  Desgldchen  schliesst  eine  aus  der  Mitte  oder  zweitei 
Hälfte  des  XU.  Jahrhunderts  stammende  Stelle  des  seit  dem 
XV.  Jahrhunderte  auch  in  Deutschland  als  subsidiäre  Beehts- 
quelle  recipirten  lombardischen  Lehnrechts,  die  unehelichen 
Kinder  (naturales)  ^  aiA  wenn  sie  nachher  legitimirt  werden, 
von  der  Lehen  folge  aus,  und  zwar  ihrem  Wortlaute  nach, 
ohne  einen  Unterschied  zwischen  der  Legitimation  durch  Re- 
script  oder  durch  nachfolgende  Ehe  zu  machen^). 


'')  Dies  zeigt  sich  recht  deutlich  aus  der  Uterärgeschichtlichen  üeber- 
Bicht  bei' Pütt  er,  Missheirathen,  p.  492,  519. 

^)  Diejenigep,  welche  die  p<  s.  m.  Legitimirten  überhaupt  als  daiA 
das  gemeine  deutsche  Hecht  von  der  adeligen  Lehen-,  Stammguta-  oid 
Familienfideicommissfolge  ausgeschlossen  betrachten,  müssen  allerdings  dia 
auch  consequent  in  Bezug  auf  die  Regierungsnachfolge  thun;  diejenigen 
aber,  welche  in  ersterer  Hinsi(:ht  der  entgegengesetzten  Meinung  den  Yomf 
geben,  haben  keinen  Grund,  in  Bezug  &ui  reichsstän'dische  Famiüa 
eine  andere  Rechtsansicht  als» gemeinrechtlich  begründet  anzunefasien. 

*)  Vergl.  meine  deut.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  ISbS,  Thl.  n«  §.  87.  oad 
§.  89e.  —  Mit  Unrecht  beruft  man  sich  jedoch  zum  Beweise  des  älterm 
deutschen  Rechts  auf  den  Sachsenspiegel,  I,  36,  37;  z.  B.  H.A. 
Zachariae,  a.  a.  0.  §.  67.  Nr.  3.  —  Allein  diese  beiden  Stellen  handda 
durchaus  nicht  von  der  Legitimation  unehelicher  Kinder,  sondern  der 
Sachsenspiegel  I,  36.  behandelt  nur  die  Frage  nach  der  rechtzeitiges 
Geburt  einefi  in  der  Ehe  gebomen  Kindes  nach  römischen  Grundsätzen; 
der  Sachsenspiegel  I,  37.  handelt  aber  theils  von  der  Nichtigkeit 
der  Ehe  nach  den  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  (JL  un,  de  Tc^piu  virs.), 
theils  davon,  dass  die  im  Ehebruche  erzeugten  Kinder  (nach  cap.  6.  I. 
qui  filii  sint  leg.)  durch  nachfolgende  Ehe  nicht  legitimirt  werden  köonea. 

s)  Es  ist  dies  das  'berühmte  Gap.  Naturales  n.  Feud.  26.  §.  10. 
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m.  Die  Ansicht  des  älteren  deutschen  Rechts  wurde  aber 
Selon  sehr  frühzeitig,  und  schon  lange  vorher,  ehe  von  einer 
Reeeption    der    römischen    justinianischen    Rechtsbflcher    in 

(siehe  den  Text,  oben  §.  232.  Note  3).  —  Erst  in  der  neuesten  Zeit  hat 
Di  eck,  in  der  Revisionsgegenschrift  in   der   Bentinck'schen  Sache, 
Halle  1844,  S.  209,  und  sodann  in  einer  ausführlichen  besonderen,  nach 
seinem  Tode  von  Michaelis  in  s.  Yotum,  Heft  4.  1848,  herausgegebenen 
Abhandlung  behauptet,  dass  das  Cap.  Naturales  sich  gar  nicht  auf  ^e 
Mantelkinder  beziehe,  sondern  Ton  Kindern  aus   einer  lombardischen 
Missheirath  (Verbindung  eines  freien  Mannes  mit  einer  anciüa  aldia)  handle, 
und  dass  tiaher  der  Ldber  ^eadorum  gar  keine  Bestimmung  über  das 
Sucoessionsrecht  der  Legitimati   p.  s.  m.  enthalte.    Die  Argumentationen 
in  der  zuletzt  genannten  Abhandlung,  die  zun&chst  gegen  meine  Bemer- 
kungen gegen  Dieck  in  der  dritten  Ausgabe  dieses  Lehrbuchs  gerichtet 
sind,  können  nur  denjenigen  blenden,   der  das  lombardische  Recht  nicht 
oder  nur  oberflächlich  kennt    Es  kommt  aber  hier  in  Betracht:  a)  dass 
Dieck  das  Zusammenleben  eines  freien  Mannes  mit  einer  Frau  aus  dem 
nicht  fOr  Tollfrei  geachteten  Stande  der  Aldionen  ohne  ammus  conjvgalis, 
also  den.  Concubinat,  welcher  nach   dem  lombardischen  Kechte  zwar 
keine  strafbare  Verbindung  war,  aber  durchaus  nicht  als  Ehe  galt, 
ganz  gegen  die   Quellen  als  unstandesmässige  Ehe  oder  Missheirath 
au&sst;  b)  dass  auch  das  canonische  Recht  diese  Verbindung  mit  solchen 
oder  anderen  unfreien  Frauen  gerade  so  als  Concubinat  verdammte,  wie 
ein  Znsammenleben  mit  einer  freien  Frau  ohne  Ehe;  (Causa  32.  Qu.  2. 
eil.    „Ancillam»  thoro  abjicere  et  uxdrem  certae  ingenuitatis  accipere, 
non  duplicatioconjugii,  sed    profectus   est  honestatis*' ;  Tergl.  mit 
Causa  32.  q.  4.  c.  15.);.  c)  dass  das  Wort  fyNcUurales**  aus  der  römischen 
Sprache  in  die  Lombarda  und  in  den  Über  Feudorum  übergegangen  ist, 
und  von  den  lateinschreibenden  Lombarden  sicher   nur  zur  Bezeichnung 
von  Kindern  gebraucht  wurde,  welche  sich  mit  dem  römischen  Concubinen- 
kinde  in  gleicher  oder  ähnlic herrechtlicher  Stellung  befanden;  d)  dass 
ans  der  Vergleichung  dier  Lomharda  mit  dem  ebenfalls  hauptsächlich  in 
der  Lombardei  gesammelten  und  gelehrten  canonischen  Rechte  (Causa  32, 
Qn.  2.  c.  15.  „Naturales  autem  dicuntur  ingenuarum  concubinarum  filii") 
feststeht,  dass  ebensowohl  die  Söhne  freier  als   unfreier  Concubinen 
^cOwrales^^  hiessen;  e)  dass  endlich  die  Glossatoren,  welche  unmittelbar 
nach    der   Compilation   des  liber  feudorum  über   denselben  Vorlesungen 
hielten  und  |ihn  glo^sirten,  die  also  Zeitgenossen   seines  Textes  und 
ebenfalls  Lombarden  waren,  doch  wohl  sicher  wissen  mussten,  was  ,yNakh- 
raletf'^  ün  Sinne  des  lombardischen  Rechtes  sind,  und  f)  dass  diese  Glossa- 
toren und  alle  ihre  Nachfolger  unter  „iVo^t/ra^^*  stets  alle  unehelichen 
Kinder,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Mutter  frei  oder  unfrei  war,  begriffen 
haben.  —  Dass  übrigens  aber  das  Cap.  Naturales  als  ein  blasser  Lehentext 
dnrehaas  nicht  massgebend  für  Successionen  in  Allodien  «sein  könnte, 
bedarf  als  selbstverständlich  keiner  Ausfuhrung. 
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Deutschland  die  Rede  war,  durch  das  canoniscbe  Recht 
durchbrochen,  welches  fttr  alle  Stände  ohne  Unterschied 
gleiche  Giltigkeit  beansprucht,  da  die  Kirche  hinsichtlich  ihr» 
Vorschriften  niemals  einem  Standesunterschiede  unter  den 
Klassen  der  Freien  einen  Einfluss  gestattete.  Das  canonisehe 
Recht  stellt  nämlich;  von  dem  favor  matrimonü  ausgehend,  die 
durch  nachfolgende  kirchliche  Schliessung  der  Ehe  legitimiiteft 
Kinder  den  in  der  Ehe  geborenen,  und  zwar  ohne  alle  Unter- 
scheidung von  AUodial-  oder  Lehenfolge,  von  römischrechtiieber 
(bürgerlicher)  oder  nach  deutschem  Stammgutssysteme  zu  be 
urtheilender  Erbschaft,  vollkommen  gleich  3). 

IV.  Diese  Grundsätze  des  canonischen  Rechts  waren  aber 
nach  dem  Zeugnisse  des  Schwabenspiegels  c.  377  in 
Deutschland  schon  im  XIII.  Jahrhundert  vollständig  dnrchge- 
drungen^).    Indem  sonach  der  Schwabenspiegel  mit  aiif- 


3)  Vergl.  Decretai.  Gregor.  IX.  Tit  qui  filü  sint  legitim.  (4, 17).  -  Dm 
canoniscbe  Kecht  behandelt  in  diesem  Titel  die  L^timation  Yorzngsvetse 
mit  Rücksicht  auf  die  Saccessionsrechte.  Dass  hierbei  grösstentheüs  t<hi 
keiner  gemeinen,  nach  römischem  Rechte  vererbenden,  sondern  Ton  adeÜ^er 
Stammguts-  und  Landesfolge  die  Rede  ist,  ergibt  sich  nicht  nor  ans  dai 
bereits  oben  (§.  232.  Note  7.)  angeführten  Cap.  13.  h.  t  und  aus  Cap.  I 
eod.,  sondern  auch  sehr  deutlich  aus  Cap.  1.  eod.  Hier  wird  nämhcl 
darüber  Beschwerde  geführt,  dass  der  Vatersbruder  (Patruus)  seine  Kithte, 
die  nur  p.  s.  m.  legitimirt  ist,  exherediren  will.  W&re  von  römischer,  respi 
bürgerlicher  Erbfolge  die  Rede,  so  wäre  diese  Beschwerde  sinnlos,  da  ^t 
Kichte  nach  röm.  Rechte  kein  Notherbenrecht  am  Onkel  hat,  also  sich  oie 
über  „exheredare",  was  hier  ganz  überflüssig  wäre,  beschweren  könnte. 
Die  Bedeutung  dieses  „exheredare**  als  Ausschliessen  von  der  Stanm^te- 
folge  und  seine  Beziehung  zur  germanischen  Stammgutsfolge  ergibt  skh 
aber  klar  aus  der  Lombarda,  Leg.  Luitprandi  VI,  51.  —  Siehe  meine 
deut  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Tbl.  D,  §.  113.  VII. 

*)  Siehe  oben  Note  1.  —  Um  die  Bedeutung  des  canonischen  Bedites 
in  dieser  Lehre  richtig  zu  würdigen,  muss  man  sich  daran  erinnern,  ds^ 
die  Frage  nach  der  Legitimität  eines  Kindes  ein  Präjuilicialpankt  fnr 
die  Erbschaft  war,  den  nur  das  geistliche  Gericht  entscheiden  konnte, 
und  dessen  Ausspruch  sodann  der  weltliche  Richter  hinsidiüich  der  £ib- 
schaftsfrage  zu  Grunde  legen  musste,  wie  dies  der  Schwabenspiegel 
c.  377.  (siehe  Note  5)  ausdrücklich  sagt,  der  hier  buchstäblich  mit  cap^  5. 
7.  9.  X.  qui  filii  sint  legitimi  (4,  17)  übereinstimmt.  (VergL  audiSchva- 
benspiegel  [Lassberg]  c.  40.).  —  Es  ist  daher  eine  ganz  onriditige 
Ansicht,  wenn  man  behauptet,  dass  nur  die  geistlichen  Gerichte  für  die 
Successionsfahigkeit  der  Mantelkinder  gesprochen  hätten,  oder  glaubt,  dm 
die    weltlichen  Gerichte   nach  der  mittelalterlichen  Vorstellung   rechtticb 
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drficklicher  Bezugnahme  auf  das  canonische  Recht  die  Znlas- 
svng  der  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  zur  Erb- 
folge „in  Lehen  und  Allod'^  ausspricht^),  hat  er  ihre 
Zulassung  zu  jeder  Art  von  Erbfolge ,  auch  in  Land  und 
Licute,  oder  eine  LaJidesherrschaft,  ausgesprochen,  da  das  mit- 
telalterliche Recht  keinen  stärkeren  als  diesen  Ausdruck  kennt, 
um  zu  bezeichnen,  dass  ein  Kind  seine  Eltern  oder  sonstige 
Verwandten  in  aller  und  jeder  Beziehung  erben  soll. 

V.  Diese  Lehre  des  canonischen  Rechts  erhielt  in 
Deutschland  durch  die  Reception  des  römischen  Rechts  eine 
neue  Stütze,  da  auch  dieses  die  durch  nachfolgende  Ehe  legi- 
timirten Kinder  den  in  der  Ehe  erzeugten  vollkommen  gleich 
stellt. 

VL  Seit  dem  Siege  des  canonischen  Rechts  in  der  Legiti- 
mationslehre verstand  die  deutsche  Praxis  den  lombardischen 
LfChentext  nur  noch  von  den  durch  Reskript  legitimirten 
Kindern^).  Sie  hatte  auch  zu  einer  solchen  einschränken- 
den Auslegung  vollen  Orund,  da  das  canonische  Recht  die 
Legitimität  der  vor  Eingehung  der  förmlichen  Ehe  geborenen 
Kinder  durchaus  nicht  als  eine  rückwärts  auf  deren  Geburt 


hatten  für  befugt  gelten  können,  gegen  das  canonische  Recht  bei  ihrer 
Slteren  Praxis  zu  bleiben. 

*)  Schwaben  Spiegel  (Lassberg)  c  877.  „Hat  ein  man  ein  frowe 
ze  ledeclichen  dingen,  unt  hat  kint  bi  ir  vil  oder  lützel.  vnde  nimet  er  si 
darnach  ze  rehter  6  (Ehe),  swaz  si  kinde  sampt  hetten  zvn  6,  6.  (»  zuvor, 
ehe  aU)  daz  si  einander  ze  6  (Ehe)  nemen.  div  sint  elly  {aüe)  sampt  rehte 
€  kint  (Ehekinder)  vnd  erbeut  eigen  ynd  lehen  yon  vater  Tude  von 
muter  vnde  tou  andren  iren  fründen  (Freunden,  Verwandten)^  alse  wol 
alse  div  kint  die  si  darnach  gewinuent.  so  si  einander  ze  ö  (Ehe)  genomen 
haut,  wii  man  in  dez  vor  weltlichen  (gerihte)  nüt  gelovben.  so  suln 
si  ir  elich  reht  vor  geistlichen  gerihte  behalten,  vnd  soln  dez  brieve 
mde  ingesigel  nemen.  so  behabent  si  ir  reht  vor  allem  weltlichen  gerihte 
mit  rehte." 

*)  Selbst  Fütter,  welcher  vorzüglich  aus  Rücksicht  auf  die  hier 
häufige  TJnstandesmässigkeit  der  Ehe  das  Successionsrecht  der  p.  s.  m. 
legitimirten  Kinder  in  den  reichsständischen  Häusern  bestreitet,  nennet  in 
8.  priuL  lin.  §.  27.  die  Einschränkung  der  Bestimmung  in  U.  F.  26.  §.  10. 
auf  die  per  reacriptum  Legitimirten  und  die  Zulassung  der  p.  s.  m.  Legi- 
timirten zur  Lehnfolge  eine  y^interpretatio  perantiqua  et  fere  usuaUs",  mit 
spedeller  Beziehung  auf  einen  durch  ein  Beichshojäraths-Conclusum  vom 
^.  Dec  1715  zu  Gunsten  der  Letzteren  entschiedenen  Fall. 
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ZU  beziehende  Bechtsfiktion,  sondeni  als  eine  imman^itei 
wesentliche  Wirkung  der  Ehe  anffasste  ^,  daher  aach  mit  Ab- 
sicht von  dem  römischen  Erfordernisse  der  Legitimation,  dtsB 
anch  das  zn  legitimirende  Kind  einwillige,  Umgang  nimmt  und 
eben  desshalb  auch  in  seinen  gesetzliehen  Texten  niemals 
bei  nachfolgender  Ehe  von  Legitimation  der  YorebdicheD 
Kinder  spricht,  anch  diese  niemals  als  ^yleg%timati^\  sond^a 
nnr  allein  als  yjlegüimi^^  bezeichnet 

VU.  Auf  der  anderen  Seite  sträubte  sich  das  Interesse  der 
Agnaten  gegen  die  Anerkennang  der  römischen  nnd  canom' 
sehen  Grundsätze,  nnd  suchte  man  deren  Anwendung,  da  man 
sie  in  Bezug  auf  die  rein  bürgerliche  Erbschaft  nicht  rer- 
hindern  konnte ,  wenigstens '  in  Bezug  auf  adelige  Lehoi, 
Stammgttter  und  FamUienfideicommisse^  durch  die  Behauptni^ 
anszuschliessen,  dass  sie  in  solchen  Beziehungen  darnm  nicht 
anzuwenden  wären,  weil  dem  römischen  Rechte  solche  Guts- 
yerhältnisse  völlig  fremd  gewesen  wären  ^).  Daher  entspann 
sich  der  bis  in  die  neueste  Zeit  fortgesetzte  Streit  über 
die  Successionsfähigkeit   der  Legitimirten   in   adelige  Ldten, 


^  Gap.  6.  X.  qni  iilii  sint  legitimi  (4,  17.)  „Tanta  est  vis  matrimomi, 
ut  qui  antea  sunt  geaiti,  post  contractum  matrimonimn  legitimi  habeaa- 
tor/'  —  Die  Kirche  bedurfte  hier  keiner  Rechts fiktion,  und  woOte 
keine  solche,  sie  schnitt  vielmehr  nur  die  tlntersuchuug  darüber  al,  ob  die 
bisherige  Verbindung  ein  Concubinat  war  (was  das  römische  Recht  als 
nothwendig  Toraussetzte,  weil  es  sonst  keine  2^i^ma<u>  p.  s.  hl  znüsst). 
oder  ob  bisher  Gewissensehe  bestand.  Gap.  9.  X.  *eod.  „Si  qui  autea 
de  dandestino  matrimonio,  postmodnm  ab  ecclesia  comprobato,  genenti 
fuerint,  eos  legitimo's  judices  filios  et  haeredes."  —  Es  ist  ein  grosser 
und  schon  von  Weber,  Handbuch  des  Lehnrechts,  Bd.  DI.  S.  2G0.  nA 
Recht  scharf  gerügter  Irrthum,  wenn  man  glaubt,  das  canonisdie  Beekt 
habe  in  der  Lehre  von  der  Legüimaüo  p.  s.  ul  nur  das  römische  Bedit 
copirt:  es  finden  sich  sehr  wesentliche  Unterscheidungen  zwischen  beidsD 
Rechten,  wie  hier  gezeigt  wird. 

;)  Wenn  man  (wie  z.  B.  J.  Held,  System  des  Yerf.-Rechts,  Bd.  IL 
(1857)  S.  227.  Note  1)  behauptet,  der  favor  malrimonü  könne  immer  mir 
priTatrechtliche- Wirkung  haben  und  jedenfalls  nicht  den  politisch  » 
wichtigen  Zweifel  an  der  Echtheit  der  Geburt  beseitigen,  so  ist  Ersteres 
nichts  Anderes,  als  ^^petUio  prindpü,  und  das  Obwalten  des  letztgedadita 
Zweifels  eine  weitere  seibstst&ndige  thatsächlidie  Frage,  welche  nach  Ltge 
des  Falles  ebensowohl  andi  bezüglich  der  wfthrend  der  Ehe  erseogta 
Kinder  angeregt  werden  kann. 
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ätammgtiter  und  Famili^fideicommisse  Dach  gemeinem 
Keehte,  wobei  sieh  aber  nicht  verkennep  lässt,  dass  die  An- 
ncht  der  Jüristenfaknltäten  und  die  Praxis  der  obersten  Reichs- 
gerichte sich  entschieden  für  die  Snccessionsf ähigkeit  der  dnrch 
DJuMoIgende  Ehe  legitimirten  Eibder  erklärt  hat,  und  der  Be- 
freis  eines  besonderen,  gegentheiligen,  fttr  die  reichs- 
slftndischen  Familien  gemeinrechtlich  giltigen  Standes- 
rechtes in  dieser  Hinsicht  nicht  geflihrt  werden  kann^). 

§.  235. 

3)    Praktisches  Recht   in  Bezug   auf  die  Legitimation 

durch  nachfolgendje  Elie.. 

I.  Wo  keine  besonderen  Hans-  und  Landesgesetze,  Fa- 
milienverträge  oder  Familienfideicommissstiftungen  entgegen- 
stehen ^)y  muss  auch  bei  den  jetzt  souveraineü  Familien  als 
gemeingiltiges  Eecht  die  Successionsfähigkeit  der  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  betrachtet  werden,  da  in 
der  Erwerbung  der  Souverainetät  an  sieh  keine  Veränderung 
des  früheren  Familienrechts  enthalten  ist. 

II.  Das  einfache,  wenn  auch  ausdrückliche  Erfordern  einer 
ehelichen  Abstammung  in  den  Familienfideicommissstif- 
tungen kann,  aber  an  sich  allein  nicht  für  eine  hausgesetzliche 


')  Siehe  Patter,  Missheirathen,  492,  519;  prim.  lin.  §.27.  — Göritz, 
z.  Lehre  Ton  der  Erbfolgefähigkeit  der  vorehelichen  Kinder  in  Lehen  und 
Stammgüter,  in  d.  Zeitschrift  f.  deut.  Recht,  Bd.  YII,  1843,  S.  319  u.  f. 
333.  —  Unbestreitbar  ist  die  unbeschränkte  Successionsfähigkeit .  der 
HanteUdnder  in  Bezug  auf  den  Bürgerstand  und  den  nicht  reichsständischen 
Adel  bis  auf  die  Gegenwart  als  gemeines  Recht  anerkannt  geblieben, 
und  diese  Theorie  sovohl  in  ältere  als  neuere  Lehngesetzgebnngen  aus- 
dracküch  als  die  richtige  aufgenommen  worden.  Weber,  Handbuch  des 
Lehnrechts  III,  S.  253  u.  f.  —  Umsomehr  müsste  also  das  Gegentheil,  wenn 
es  als  gemeines  Recht  der  reichsständischen  Familien  gelten  sollte, 
ans  besondeten  Rechtsquellen  nachgewiesen  werden,  was  aber,  wie 
gezeigt  wurde,  nicht  möglich  ist 

4)  In  dem  Österreichischen  Pactum  successorium  von  1703  (E. 
Leopold  L)  wurden  die  Mantelkinder  ausdrücklich  von  der  Succession 
ausgeschlossen.  „In  omne  aevum  yalituram  legem  dictamus  u^  in  .  .  .  . 
Kostris  Regnis  et  provindis  hereditariis  successio  Marium  sanguinis  nostri 
per  Uneam  maacuünam  ex  legitime  matrimonio  progenitorum, 
non  legitimatorum,  omnibus  feminis  .  .  .  preferatur/' 
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Anordnung  des  Ansschlosses  der  dorch  nachfolgende  Ehe  kp- 
timirten  Kinder  von  der  Saccession  erachtet  werden^ ,  sofeni 
nicht  ans  anderen  Umständen  besonders  erhellt,  dass  wirkfieh 
die  Absicht  bei  der  AufstelloDg  einer  solchen  Vorsdmft  tof 
den  AusschlasB  solcher  legitimirten  Kinder  gerichtet  gewe- 
sen sei^). 

III.  In  jenen  deutschen  fiegentenhäusem«,  in  welchen  nm- 
mehr  die  Thronsuccessionsrechte  ausdrttcklich  nach  Hans-  oder 
Verfassungsgesetzen  durch  Abstammung  aus  einer  mit  Zustiii- 
mung  des  Hauptes  der  Familie  eingegangenen  Ehe  bedingt 
sind,  kann  die  Streitfrage  über  die  Successionsfähigkeit  der 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  keine  weitere 
praktische  Bedeutung  haben  ^). 

§.  236. 

Adoption  *). 

I.  Zur  Keichszeit  bestand  kein  gemeinyerbindliches  Reicb- 
gesetz,  welches  einem  Herrn  aus  reichsständischem  Hause  die 


*)  Darüber,  dass  gemeinrechtlich  das  Wort  „ehelich^'  sowohl 
die  in  der  Ehe  erzeugten,  als  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirtes 
Kinder  begreift,  kann  nach  der  vollen  rechtlichen  Gleichstellung  beider  ik 
legüimi  im  römischen  und  canonischen  Rechte  durchaus  kein  g^grOsdeter 
Zweifel  bleiben.  Auch  die  G.  B.  KarTs  IV.,  cap.  YII,  %,  2,  velche  m 
Nachfolge  in  die  EurfÜrstenthümer  ,JiUum  legiümum^'  beruft,  ist  in  kmm 
anderen  Sinne  aufizufassen.  Hätte  hierunter  etwas  anderes  versiandei 
werden  wollen,  als  nach  des  Reiches  gemeinen  Rechten  danmter 
zu  yerstehen  ist,  so  hätte  dies  nothwendig  hier  besonders  gesagt  and  let- 
Yorgehoben  werden  müssen.  —  Die  Analogie,  welche  Gerber  in  saieB 
sog.  Votum  über  den  gräfl.  Aldenburg-Bentinck'schen  Sacoessoita- 
streit  V.  privatrechtl.  Standpunkte,  Berlin  1854,  hierg^en  voi}  den  Adop- 
tivkindern  hat  hernehmen  wollen,  die  auch  legüimi^  aber  doch  oKit 
eheliche  Nachkommen  des  AdoptiTvaters  seien,  ist  selbst  nicht  eiiattl 
für  das  bürgerliche  Recht  stichhaltig. 

3)  Viel  zu  weit  geht  in  dieser  Beziehung  G.  F.  Rheinwald,  ^ 
Erbfolgeunfahigkeit  der  Mantelkinder  aus  Gründen  der  Aidenbarg- 
Bentinck'schen  FamiUenstatuten  etc.  Frankf.  a.  M.  1850. 

^)  Dies  ist  auch  der  Grund,  warum  die  neueren  Hausgesetze  garnx^ 
mehr  von  den  Mantelkindem  sprechen. 

«)  Moser,  Staatsr.  XXU,  399  u.  f.  —  Dessen FamiL-Staatsr.  II,8BG 
u.  f.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  29.  —  Klub  er,  öffentl.  R.  §.  24&.  - 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  233.  ~  Weiss,  System  §.  240.  —  EA. 
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Adoption  nntenagt  hätte.  Jedoch  galt  bei  den  allodialen 
Stamm-  nnd  Familienfideicommissbesitznngen  der  Gnmdsaiz 
mim  aelbetverstilndlich ,  dass  kein  Adoptirter  zur  Suocession 
kommen  konnte,  so  lange  noch  Gebllttaerben  vorhanden  waren ; 
aad  ebenso  waren  nach  allgemeinen  lehenrechflichen  Grund- 
sifctien  die  Adoptirten  yon  der  Lehenfolge  selbst  dann  ansge- 
seUoflsen,  wenn  keine  geborenen  Lehenfolger  vorhanden  waren, 
sofern  nicht  der  Lehensherr  in  diesem  Falle  dem  Adoptirten 
eine  nene  Belehnnng  ertheilte ').  Ueberhanpt  war  die  Adoption 
m  den  reichsständischen  Häusern  wenig  in  Gebrauch,  da  man 
flifiii  zum  Behufe  der  Vorsorge  flir  den  Fall  des  Anssterbens 
der  Familie  lieber  der  Erbverträge  bediente. 

n.  Ein  Landesherr,  welcher  der  letzte  seines  Stammes 
imd  durch  keine  Landstände  beschränkt  war,  konnte  zwar 
nnbezweifelt  einen  Nachfolger  in  die  Regierung  seiner  allodialen 
Herrschaften  adoptiren ;  jedoch  war  die  Zustimmung  des  Kaisers 
nothwendig,  so  weit  es  sich  um  den  Uebergang  von  Titeln  und 
Wtbden  handelte,  die  nur  vom  Kaiser  verliehen  werden  konn- 
ten ').  Es  finden  sich  Beispiele,  dass  die  Kaiser  bei  Erhebung 
in  den  Beichsfürsten-  oder  Beichsgrafenstand  dem  Neuerhobe- 
nen sofort  das  Recht  beilegten,  dass  er  selbst  im  Falle  kin- 
derlosen Ablebens,  oder  dass  der  letzte  seines  Stammes  einen 
Nachfolger  adoptiren  nnd  die  verliehenen  Titel  und  Rechte  auf 
diesen  versenden  dürfe  ^);  auch  findet  sich  ein  Beispiel,  dass 


Zaehariae,  deut.  Staatsr.  3.  Aufl.  §.  66.  —  J.  Held,  System  dei  YerL" 
Bedits,  Bd.  H  (1857),  S.  224. 

<)  n.  Feud.  26.  §.  8.  ,,AdoptivuB  filios  in  feudo  non  succedif 

^  Moser,  Familienstaatsr.  n,  892  n.  f. 

«)  Moser,  Staatsr.  XXn,  405;  Familienstaatsr.  n,  S.  '889,  898.  — 
Eine  solche  kaiserliche  Erlaubniss  za  adoptiren  enthielt  das  Bantz au* sehe 
Qrafendiplom  t.  16.  Nor.  1650.  (abgedruckt  als  Beilage  B.  in  der  Schrift: 
Kano,  Qfni  zn  Rantzan-Breitenbnrg,  Vorläufige  Widerlegong  etc. 
einiger  falsdien  Nachrichten,  die  Grafschaft  Rantz  an  betr.,  Heidelbg.  1840.) 
—  Diesem  Rantz an*schen  Grafendiplome  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  das 
Aldenbnrgische  Grafendiplom  t.  15.  Jnli  1653  nachgebildet  (s.  meine 
Schrift:  üeber  hohen  Adel,  §.  84,  S.  192.  Note  *) ;  und  über  dessen  £rkl&- 
nmg  ebendas.  §.  85.  §.  100).  Es  ist  ToUst&ndig  abgedruckt  in  J.  G.  v. 
Meiern,  R^ensb.  Beichstagshandlungen  v.  1553—1654,  S.  904  u.  f.; 
ft.  auch  Moser,  Staatsr.  XXH  S.  346  u.  f. 

ZSpfl,  Staalgreoht.  ft.  Anil.  I.  42 
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die  Adoption  gewählt  wurde,  um  eine  voraiisBicIiflieh  Imge 
andauernde  vormundBehaftliche  Regierung  zu  vermeiden^). 

in.  Heut  zu  Tage  ist  die  Adoption  in  den  souyeraiiien 
deutsehen  Begentenhäusem  ungebräuehlich.  Abgesehen  hier- 
Yon  ist  in  denselben  ein  Recht,  durch  Adoption  Familien-  und 
Regierungsnachfolgerecht  zu  ttbertragen,  überhaupt  nur  in  den 
Umfange  und  unter  denselben  Voraussetzungen  anzuerk^snen, 
wie  von  dem  Adoptirenden  ein  Erbvertrag  mit  gleicher  Wir- 
kung geschlossen  werden  könnte^),  und  auch  dies  nur,  in  so 
fem  der  Adoption  nicht  die  besonderen  Haus-  oder  Staate- 
gesetze entgegen  stehen.  Bei  Constitutionen  -  monarchisdier 
Staatsform  kann  daher  eine  Adoption  nur  mit  landstandischer 
Zustimmung,  also  nur  kraft  eines  hinzukommenden  fönnliehen 
Verfassungsgesetzes,  Thronfolgerechte  begründen'). 

IV.  Wo  zur  QUtigkeit  der  Ehen  der  Mitglieder  des  regi^ 
renden  Hauses  die  Einwilligung  des  Familienhauptes  erforder- 
lich ist,  muss  dieselbe  wegen  Gleichheit  des  Grundes  auch  bei 
den  Adoptionen  derselben  ftir  nothwendig  geachtet  werden. 

V.  In  mehreren  neueren  Hausgesetzen  souyerainer  deut- 
scher Familien  ist  den  Mitgliedern  derselben  die  Adoption 
durchaus  untersagt^). 

§.  237. 
Volljährigkeit  und  Volljährigkeitserklärung. 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  bestand  keine  allge- 
meine reichsgesetzliche  Norm  hinsichtlich  des  Eintrittes 
der  Volljährigkeit  und  beziehungsweise  Regierungsfähigkeit  bei 
den  Mitgliedern  der  reichsständischen  Familien.  Es  galt  daher 


5)  In  dieser  Weise  adoptirte  Kurfürst  Friedrich  der  Siegreidie  toi 
der  Pfalz  den  unmündigen  Kurprinzen  Philipp,  Sohn  seines  Bnidm 
Ludwig.  Moser,  Famil.-Staatsr.  ü,  S.  889.  und  dessen  deut.  Slaattr. 
Bd.  XVIT,  S.  321 ;  Bd.  XIX.  S.  84. 

«)  Yergl.  über  die  Thronfolge  aus  Erbvertrfigen,  unten  §.  25&. 

7)  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechtes,  Bd.  II  (1857),  S.  234. 

«)  K.  bayer.  Famil.-Statut,  v.  1819.  Tit  DE,  §.  5.  „Keinem  Mitgßede 
des  königlichen  Hauses  ist  eine  Adoption  gestattet'^  —  Ebenso  im  kgL 
sächsischen  Hausgesetze  y.  30.  Dec.  1837,  §.  13;  S.-Coburg-Gotha, 
Hausges.  1855,  Art.  97.  (fügt  bei):  „  .  .  .  eine  gleichwohl  vorgenommene 
wäre  nichtig." 
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als  gememrechtlieh  die  rönusch-rechtliche  Bestimmimg  des  Ein- 
trittes der  VoQjährigkeit  mit  dem  25.  Jahre  ^). 

n.  In  den  Ländern  des  sächsischen  Rechtes  trat  anch 
in  den  reichsständischen  Hänsem,  insofern  keine  besonderen 
haasgesetzlichen  Normen  bestanden ,  die  Yol^ährigkeit  mit 
dem  vollendeten  21.  Jahre  ein^). 

lU.  Ftlr  die  Erbprinzen  in  den  knrfbrstlichen  Hänsem 
(8og.  Kurprinzen)  war  darch  die  goldene  Balle  das  acht- 
zehnte Jahr  als  VoUjährigkeitstermin  festgesetzt  worden^). 

IV.  Auch  gegenwärtig  besteht  keine  Oleichmässigkeit  hin- 
siehtlich  der  Volljährigkeit  in  den  dentschen  souverainen  Hän- 
sero.  Die  ehemals  kurfürstlichen  Häuser  haben  den  in  der 
goldenen  Bulle  fUr  die  Erbprinzen  festgestellten  Termin  bei- 
behalten; derselbe  ist  auch  nunmehr  in  mehreren  anderen  re- 
gierenden Häusern  angenpmmen  worden  4).  Die  Volljährigkeit 
der  übrigen  Prinzen  eines  solchen  Hauses  ist  mitunter  auf 
einen  späteren  Termin  (das  21.  Jahr)  gesetzt^). 


*)  Moser,  Staatsr.  XVIU,  S.  383  u.  f.  419  u.  f.  —  DesBen  per- 
sönliches Staatsr.  I,  559  u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.,  §.  80. 

«)  Siehe  §.  213.  Note  4.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  77. 

^  Aurea  Bulla  Caroli  IV.,  a.  1356.  Cap.  VII,  §.4.  „  .  .  legitünam 
aetatem  .  .  .  quam  in  Principe  Electore  decem  et  oeto  annos  completos 
censeri  volumus.''  —  Es  war  dies  der  allgemeine  Vol^ährigkeitstermin 
nach  dem  älteren  süddeutschen  Rechte.  Schwabenspiegel  (Lassberg) 
c  51.  „Als  ein  man  kumt  hinz  ach tz eben  iam,  so  hat  (er)  sine  yoUe 
tage,  wil  er  so  mag  er  vormnnt  haben,  wil  er.  er  mag  sin  wol  och  enbem. 
aber  kunic  Karle  hat  gesetzet  er  snl  pfieger  han  vnz  fiunf  zweinzec  iam.'* 

*)  Bayern,  Verf.-Urk.  1818,  Tit.  ü,  §.  7.  „Die  VolJijährigkeit  der 
Prinzen  und  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  tritt  mit  dem  zurück- 
gelegten 18.  Jahre  ein."  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  8.  „Der  König 
wird  volüährig,  sobald  er  das  18.  Jahr  zurückgelegt  hat"  —  Ebenso: 
Preussen,  V.-ü.  1850.  Art  54.  —  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  13.  — 
Wartemberg,  V.-U.  1819,  §.  9.  —  Baden,  Apanagengesetz  v.  21.  Juli 
1839,  Reg.-Bl.  24;  §.  5.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831.  §.  5.  —  Braun- 
Bchweig,  neue  Ldschftsord.  1832.  §.  15.  (12.).  —  Oldenburg,  rev. 
Staatsgmndges.  1852.  §.  19.  —  Das  21.  Jahr  fordern:  S. -Meiningen, 
Grdges.  1829.  Art  4.  —  S.- Alten  bürg,  Grundges.  1831,  §.  15.  — 
8.-Coburg-Gotha,  Verf.-Ü.  1852.  §.  11.  und  Hausges.  1855.  §.  86.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  1849.  §.  52.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1850.  §.  90.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  16.  —  Reuss,  j.  L., 
V.-ü.  1862.  §.  48. 

B)  So  z.  B.   K.  Sachsen,  Hausges.    1837.   §.  61.   —   Hannover, 
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y.  Eine  VoUjährigkeitserklänmg  (venia  aetatis)  mindo^ 
jähriger  Mitglieder  reichsständischer  Familien  mnsste  nr 
Beichszeit  bei  dem  Kaiser  nachgesucht  werden.  Ans  (Uesen 
Grande  hielt  man  anch  die  kaiserliche  Confinnation  von  bans- 
gesetzlichen  Bestimmungen,  wodurch  der  VoUjährigkeitstetniia 
kürzer,  als  im  gemeinen  (römischen)  Rechte  bestimmt  w&dßä 
wollte,  für  nothwendig.  Heut  zu  Tage  muss  es  als  ein  Bedift 
des  Souyerains  als  Haupt  des  Hauses  betrachtet  werden,  den 
Prinzen  und  Prinzessinnen  desselben  eine  VoUjährigkmt^ 
erklärung  zu  ertheilen  und  zwar  auch  sogar  dem  Erbprhuen 
zum  Behufe  des  Regierungsantrittes,  sofern  nicht  eine  sos- 
drttckliche  Bestimmung  der  Landesverfassungsurkunde  e&t> 
gegensteht,  wonach  die  Zustimmung  der  Landstände  oder 
Agnaten  einzuholen  wäre®),  oder  nach  dem  Gkiste  der  Verfas- 
sung  jede  Volljährigkeitserklärung  des  Thronfolgers  an  sidi 
als  ausgeschlossen  zu  erachten  ist^). 


Haasges.,  Gap.  5,  §.  2.  —  Baden,  Apanagenges,  y.  21.  Juli  1839,  Beg.-BL 
24;  §.  6.  —  Im  würtemberg.  HauBges.  1828.  Art  15.  ist  die  Yolfi&hrig- 
keit  der  königlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen  (ausser  dem  Thronfolger) 
auf  das  21.  Jahr,  die  der  ührigen  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Haoses  auf 
das  22.  Jahr  festgesetzt.  —  In  den  Grundgesetzen,  welche  dieVoI^ähiigkeii 
des  regierenden  Herrn  auf  21  Jahre  bestimmen,  (Note  4.)  wird  regel- 
mässig ausdracklich  derselbe  Termin  fOr  die  Yoiyährigkeit  der  Qiniga 
Mitglieder  des  Hauses  festgesetzt 

6)  Besondere  Bestimmungen  über  die  Vollj&hrigkeitserkliruBg 
enthalten:  S.- Altenburg,  Grdges.  1831,  §.  15.  a  linea  2 and 3:  J)m 
Prinzen  des  Hauses  kann  der  regierende  Herzog,  auf  Ansuchen  ihm 
bisherigen  oder  hierzu  besonders  bestellten  Vormunds,  die 
Grossj&hrigkeit  ertheilen,  wenn  sie  wenigstens  das  18.  Jahr  ihres  Lebeoi 
erfüllt  haben.  Der  Herzog  selbst  kann  von  dem  an  Jahren  ältesten 
Herrn  des  sächsischen  Gesammthauses  aller  Linien,  nach  zuzock- 
gelegtem  18.  Lebensjahre  unter  Zustimmung  der  bisherigen  Yormu ndl- 
Schaft  und  Regentschaft  f&r  gros^ährig  erklärt  werden.^  —  Faak 
wörtlich  übereinstimmt:  S. -Meiningen,  Grdges.  1829,  Art  4.  —  S. -Co- 
burg-Gotha, Hausges.  1855,  §.  87.  „Den  Prinzen  und  PrinzessiDiiai 
des  herzogl.  Hauses  kann  der  Herzog  auf  Ansuchen  ihres  Vaters  oder 
Vormundes  die  Rechte  der  Vol^ährigkeit  ertheilen,  wenn  sie  werngstem 
das  18.  Jahr  ihres  Alters  erftlllt  haben.*' 

• 

^  Dies  darf  als  Regel  bei  allen  jenen  neueren  VerfassungsurkuadeB 
angenommen  werden,  welche  einen  kurzen  VolJijährigkeitstermin  (18  Jahre) 
festsetzen  und  specielle  Vorschriften  über  die  bis  zu  diesem  Ternmie  eia- 
tretende  Regierungsvormundschaft  enthalten. 
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§.  238. 

Vormundscliaft. 

L   Regierungsvormundschafit  im  Falle  der  Minder- 
jährigkeit des  Thronfolgers*). 

1)  Geschichtliches. 

I.  Die  y ormandBchaftliche  Landesregiemng  (Regiernngs- 
vormnndschaft,  Regentschaft)  bei  Minderjährigkeit  des 
Thronfolgers,  welcher  selbstverständlich  der  Fall  gleich  steht, 
wenn  bei  eintretender  Thronerledignng  die  Geburt  eines  Nach- 
folgers erwartet  wird^),  gebtihrte  nach  den  Grundsätzen  des 
älteren  deutschen  Rechts  von  Rechtswegen  dem  nächsten  gross- 
jährigen successionsberechtigten  Agnaten,  und  zwar  als  ein  jtu 
quaesitumy  gleichsam  als  eine  ihm  ebenfalls  erbrechtlich  zustehende 
Befiigniss^).  Doch  gelangte  dieser  Grundsatz  nur  in  Bezug  auf  die 
kurfürstlichen  Häuser  zu  einer  ausdrücklichen  reichsgesetzlichen 
Sanktion,    welche    aber  hier   unverkennbar  kein   besonderes 


*)  Pütter,  prim.  lin.  §.  74  u.  f.  —  Moser,  Staatsr.,  Bd.  XVn.  XVm. 

—  Dessen  persönliches  Staatsrecht  I,  S.  288  u.  f.  —  Leist,  Staatsrecht 
(2.  Aufl.)  §.  49.  >-  Gönner,  Staatsr.  §.  245.  —  Elüber,  öffentl.  R.  %  247. 

—  Kohl  er,  Handb.  §.  64  u.  f.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  249.  —  H.  A. 
Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  80  u.  f.  —  J.  Held,  System  des 
Verf.-Rechts,  Bd.  II  (1857),  S.  276  flg.  —  Vergl.  meine  Schrift:  die 
BegierungSTormundschaft  im  Verhältnisse  zur  Landesyer£Eissttng.  Heidelbg. 
1830.  —  Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  (2.  Aufl.  1857)  ThL  H,  S.  51  flg. 

—  W.  Th.  Kraut,  die  Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des  deut 
Redits.  Bd.  IQ,  die  Lehens-  und  Kegierungsvormnndschaft  enthaltend; 
Götüngen  1859.  —  R.  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  u.  Politik,  Thl.  I, 
(Tübingen  1860)  S.  144-206. 

*)  Uebrigens  erwähnen  diesen  Fall  nur  allein  die  (wieder  aussei*  Wir- 
kung gesetzte)  Verfassungsurkunde  v.  Mecklenburg-Schwerin  von 
1849.  §.  65,  und  der  b ad i sehe  Entwurf  eines  Regentschaftsgesetzes  von 
1862,  art  12,  ausdrücklich. 

*)  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  26.  „Swa  die  sune  ze  ir  iam 
(niht)  sint  chomen,  da  sol  der  eheste  bruder  sins  yater  swert  nemen,  ze 
tot  leibe,  und  er  ist  der  chinde  voget,  biz  daz  si  zir  iam  choment'*—  Ueber 
den  Begriff  von  Todleib  als  Jieredüas,  reüquiae,  siehe  meine  deutsche 
Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  1858.  ThL  JI.  §.  119,  Note  13,  S.  815. 
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Recht  Ar  dieselben  begründen,  als  vielmehr  nur  das  gemdoe 
alte  Herkommen  für  dieselben  sicher  stellen  wollte^). 

n.  In  vielen,  insbesondere  in  den  kleineren  reidisstäih 
dischen  Häusern  fangen  aber  allmählig,  jedoch  unter  häufigem 
Widerstreite  der  Agnaten,  die  Grundsätze  des  römischen  Vor- 
mundschaftsrechts in  der  Art  und  Weise  ein,  wie  dieselbeo 
ttberhaupt  in  Deutschland  recijpirt  worden  waren,  so  dass  man 
häufig  die  Regierungsvormundschaft  des  nächsten  Agnaten  ner 
noch  als  eine  tutela  legitima  betrachtete  und  ihren  Eintritt  auf 
den  Fall  beschränkte,  wenn  der  Vater  nicht  durch  testamoi- 
tarische  Anordnung  {tutela  testamentaria)  oder  etwa  auch,  nach 
den  Grundsätzen  des  deutschen  Privatrechts,  durch  einen  Ver- 
trag (tutela  pactüia)  Vorsorge  getroffen  hatte.  Wo  die  r5iiu- 
schen  Grundsätze  eingedrungen  waren,  liess  man  auch  die 
Mutter  und  die  Grossmutter  vor  den  Agnaten  zur  Ueber- 
nähme  der  vormundschaftlichen  Regierung. 

ni.  Auch  legten  sich  die  obersten  Reichsgerichte 
als  die  unmittelbaren  Organe  der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit 
ttber  die  reichsständischen  Familien  in  Ermangelung  testamefi- 
tarischer  oder  gesetzlicher  Vormünder  die  Befugniss  bei, 
subsidiär  eine  tutela  dativa  anzuordnen. 

IV.  Mitunter  findet  sich  auch  eine  Mitwirkung  der  Land- 
stände  bei  der  Anordnung  und  Führung  der  vormundschaA- 
lichen  Regierung. 

V.  Der  Kampf  des  alten  deutschen  und  des  römisciien 
Rechts  in  dieser  Lehre  hatte  zur  Folge,  dass  sich  nicht  selten 
in  einer  und  derselben  Familie  eine  verschiedenartige  Behand- 
lung der  einzelnen  Vormundschaftsfälle  zeigt  ^). 


^)  Aurea  Bulla,  cap.  7.  §.  4.  „Si  priucipem  electorem  sea  ^is 
primogemtum  aut  filium  seniorem  laicum  mori  et  heredes  masculo  Ic^tinos. 
laicos,  defectum  aetatis  patientes,  relinquere  conüngeret;  tunc  frater  senior 
ejusdem  primogeniti  tutor  eorum  et  adminlstrator  existat,  donec  senior  ex 
hls  legitimam  aetatem  attigerit"  etc. 

*)  Vergl.  Moser,  badisches  Staatsr.  §.  43. 
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§.  239. 

2)     Praktisches   Recht   in  Bezug   auf  die  Regierungs- 
vormundschaft .hinsichtlich  der  Delationsgrlinde  bei 
Minderjährigkeit  des  Thronfolgers. 

In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  keine  Bestim- 
mungen über  die  Begierungsvormundschaft  bei  Minderjährigkeit 
des    Thronfolgerd   dnrch    neue  Verfassungsgesetze   eingeführt 
worden  sind,  verbleibt  es  bei  dem  bisherigen  Familienherkom- 
men, je  nachdem  dieses  sich  an  die  Grundsätze  des  älteren 
deutschen  Bechts  und  der  goldenen  Bulle  oder  an  die  römische 
Lehre  angeschlossen  hat.  Aber  auch  die  neueren  Verfassungs- 
gesetze enthalten  keine  ganz  gleichförmigen  Grundsätze  über 
die  Delationsgrttnde  der  Begierungsvormundschaft.    Unverkenn- 
bar liegt  zwar  den  meisten  neueren  Yerfassungsgesetzen  der 
deutsehen  Staaten  die  Ansicht  zu  Grunde,  dass  der  nächste 
Buccessions-     und     regierungsfähige,     volljährige 
Agnat  geborner  Begierungsverweser  sei:  jedoch  fin- 
den sich  dabei  sehr  verschiedenartige  Modifikationen,  die  theils 
auf  einem  Anordnungsrechte  des  Begierungsvorgängers,  theUs 
auf  einer  Einwirkung  der  Landstände  beruhen,  welchen  man 
besonders  in  der  neueren  Zeit  in  mehreren  Staaten  grösseren 
Einfluss  gewähren   zu  mtlssen  geglaubt  hat.     Hiernach    sind 
folgende  Systeme  zu  unterscheiden: 

L  Nur  in  wenigen  neueren  Verfassungsurkunden  (Wttr- 
temberg,  K.  Sachsen  und  Preussen  und  im  badischen 
Entwarf  eines  Begentschaftsgesetzes)  hat  man  an  dem  Grund- 
sätze des  alten  deutschen  Bechts  und  der  goldnen  Bulle 
(§.  238)  streng  festgehalten,  dass  der  nächste  volljährige 
Agnat  ein  festes  Becht  auf  die  Führung  der  Begentschaft 
hat,  welches  ihm  durch  keine  Disposition  des  Begierungsvor- 
fahrers  entzogen  werden  kann.  In  diesen  Staaten  kann  nur 
in  Ermangelung  eines  solchen  befähigten  Agnaten  die  Begent- 
schaft in  anderer  Weise  geordnet  werden  *). 


*)  Wurtemberg,  V.-U.  1819.  §.  12.  —  K.  Sachgen,  V.-U.  1831. 
5.9.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  56.  —  Badischer  Entwurf  eines 
Begentschaftsgesetzes  ▼.  1862  art.  2. 
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n.  Nach  anderen  VerfasBongsürkiinden  ist  dan  8ov 
yerain  das  Recht  beigelegt,  unter  den  yollJährigeB 
Prinzen  des  Hauses  den  Reichsverweser  für  die  Zeit  der 
Minderjährigkeit  seines  Nachfolgers  zu  wählen;  in  Ermange- 
lung einer  solchen  Ernennung  fällt  aber  die  ReichsYerwesung 
dem  nächsten  volljährigen  Agnaten  kraft  Gesetzes  sq^ 

m.  In  einigen  Staaten  ist  der  Souverain  bei  der  Amuri- 
nung  einer  Regentschaft  ftbr  die  Dauer  der  Minderjährigkeit 
seines  Nachfolgers  an  die  Zustimmung  der  LandsÜlode  ge- 
bunden '). 

IV.  Nach  einigen  Verfassungsurkunden  wird  auch  die 
Mutter,  nach  anderen  auch  die  Grossmutter  des  minder- 
jährigen Thronerben  von  väterlicher  Seite,  sofern  sie  sieh 
nicht  meder  verheirathet  haben,  und  die  Ehe  nicht  etwa  dureh 
Scheidung  getrennt  worden  war^),  zur  Regentschaft  während 
der  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  gesetzlich  berufes: 
jedoch  in  einigen  Staaten  nur  dann,  wenn  kein  regienmgi- 


t)  Eine  Verordnung  über  die  B^gentschaft  zv  machen,  erklireii  det 
Souverain  fttr  berechtigt:  Bayern,  V.-Ü.1818,  Tit.  n,  §w  10.  —  S.-A1- 
tenburg,  V.-ü.  1831,  §.  16.  —  Braunschveig,  L.  0. 1832,  §.  17.  la  la 

—  HannoTer,  V.-ü.  1840.  %.  18.  19.  —  S.-Coburg-Goth»,  V.-ü. 
1852.  §.  13.  —  Ohne  Einschrftukung  erlaubt  dem  Souverain  die  AnoidBaBg: 
Waldeck,  V.-U.  1852.  §.  20.  —  Alle  diese  Ver&ssungsnrkonden  rofea 
ftbereinstimmend  bei  Ermangelung  einer  solchen  Anordnung  sofort  dei 
nächsten  Agnaten  gesetzlich  zur  Begentschaft,  mit  Ausnahme  der 
V.-ü.  V.  Altenburg,  Coburg-Gotha  und  Waldeck,  welche  zunidtit 
die  Mutter  rufen  (s.  Note  6).  ^  Die  hannover.  Verf.-Ürk.  1840,  §-  ^^ 
verstattet  sogar  depi  Könige,  wenn  er  Gründe  hat,  von  dem  adaeo 
Agnaten  eingeräumten  Vorzuge  bei  der  Anordnung  der  B^^entsdiift 
abzugehen,  einen  nicht  regierenden  Prinzen  aus  den  souverunei 
deutschen  FOrstenhäusem,  welcher  das  25.  Jahr  zurdckgel^  bat,  zm 
Begenten  zu  ernennen.  —  Aehnliche  Bestimmungen  enthält:  Braaa- 
schweig,  n.  L.  0.  §.  17. 

>)  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art  21.  —  Gobnrg-Gotha,  V.-ü. 
1852.  §.  13.  —  Beuss,  j.  L.  V.-ü.  1852.  §.  46. 

4)  Die  wiedervermählte  Mutter  oder  Grossmutter  schlieaaeii  au: 
Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  19.  —Anhalt-Bernburg,  V.-ü.  18öa §. $L 

—  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852.  art  22.  §.  1.  —  Beuss,  j.  K,  V.-ü. 
1852.  §.  47.  -  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  13.  —  Badischer 
Entwurf  emes  Begentschaftsgesetzes  v.  1862.  art  2.  —  Ausachlnsa  durch 
Ehescheidung  erwähnen  nur  Hannover,  V.-ü,  1840.  §.  19.  a.  K,  oni 
der  Badische  Entvnirf  v.  1862.  art  2. 
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flUiiger  Agnat  yorhanden  ist^);  in  anderen  Staaten  ist  die 
Mutter  sogar  mit  Vorzug  Yor  den  Agnaten  zarFflhmng  der 
B^entBchaft  berechtigt  erklärt  <^). 

Y.  Es  findet  sich  anch  die  Bestimmung ,  dass  in  Er- 
mangelang von  Agnaten  die  Gemahlin  des  minderjUirigen 
SonverainSy  wenn  sie  bereits  das  25.  Jahr  vollendet  hat,  nnd 
%WBT  mit  Vorzug  yor  der  leiblichen  Mutter  und  der  Gross- 
mutier  yon  väterlicher  Seite,  zur  Regentschaft  berufen  isf). 

VI.  In  einer  Verfassungsurkunde  wird  die  Gemahlin  des 
SoQverains  nicht  nur  mit  Vorzug  vor  der  leiblichen  Mutter 
und  Grossmutter,  sondern  sogar  mit  Vorzug  vor  den 
IlliBtIichen  Agnaten  zur  Regentschaft  gerufen^). 

Vn.  Ist  der  Prinz,  welchem  als  nächsten,  thronfolge- 
berechtigten Agnaten  die  Regentschaft  zufällt,  selbst  noch 
minderjährig  oder  regierungsunfähig,  so  geht  sie  an  denjenigen 
▼ollj&hrigen  Agnaten  ttber,  welcher  nach  ihm  der  nächste 
ist').  Als  volljährig  muss  der  Agnat  betrachtet  werden, 
weMxn  er  das  zur  Selbstftlhrung  der  Regierung  vorgeschriebene 


<)  So  in  Bayern,  nnr  die  Matter.  Y.-U.  1818,  T.  n,  §.  13;  in  Wür- 
temberg.  Matter  and  Grossmatter  von  vikterlicher  Seite.  Y.-U.  1819. 
§^  12;  ebenso  Hannover,  Y.-ü.  1840,  §.  19.  alinea2;  Braunschweig, 
L.  O.  1882,  §.  18;  Oldenburg,  rer.  V.-ü.  1852,  art  22,  §.  2.  —  Ba- 
dlacher Entwoif  Y.  1862.  art  2. 

•)  S.-Altcnbarg,  V.-U.  1831,  §.  16;  Anhalt-Bernbarg,  V.-ü. 
186a  i  W;  Reass,  j.  L.,  V.-ü.  1852.  §.  47;  Cobarg-Gotha,  V.-ü. 
1862,  §.  13;  Karbessen,  V.-ü.  1831.  §.  7.  —  Die  Grossmutter  ist  nach 
diesen  Gesetzen  nicht  gerufen;  nor  die  wal deck.  V.-U.  1852,  §.  20.  ruft 
die  leibliche  Ifutter,  und  nach  ihr  die  väterliche  Grossmutter  mit 
Vor  zag  vor  dem  nächsten  Agnaten. 

"O  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  19.  a  linea  2.  —  Der  badische  £nt- 
wmf  vmi  1862.  art.  2.  beruft  die  Gattin,  Mutter  und  Grossmutter  des 
Grossherzogs  nach  den  Agnaten,  aber  vor  den  cognatischen 
Thronfolgern  zur  Regentschaft. 

s)  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.  20.  —  üeber  die  Zweckmässigkeit  des 
Ansschlusses  der  Weiber  von  der  Regentschaft  überhaupt,  siehe  R.  v. 
Mo  hl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I  (Tabingen,  1860X 
8.  164.  186. 

•)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  U,  §.  10.  a  linea  3.  —  Hannover, 
V.-ü.  1840.  $.  19.  —  Badischer  Entwurf  von  1862.  art.  8:  „Bei  Min- 
derjährigkeit oder  Abwesenheit  des  zur  Regentschaft  berufenen 
Thronfolgers  ftllt  bis  zu  dessen  Vol^ährigkeit  oder  Rückkehr  die  R^gen^ 
Schaft  an  den  nächstfolgenden  Berechtigten.'* 
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Alter  (§.  237)  erreicht  hat^<^).  An  andere  Erfordemigse,  ab 
geistige  und  körperliche  Regienmgsfähigkeit  nnd  VcUjähiigkeit 
ist  die  Fähigkeit  eines  Prinzen,  die  Regentschaft  zu  fiber- 
nehmen, gemeinrechtlich  nicht  gekntipft.  Mitunter  ist  aber 
anch  noch  die  Eigenschaft  als  Oberhaupt  eines  anderen  Staates 
ein  Hindemiss  ^0;  eine  Verfassung  schliesst  auch  den  Agnats 
der  nicht  protestantischen  Glaubens  ist,  von  der  Regentsdiaft 
aus  ^^). 

VIII.  Vorschriften  ftlr  den  Fall,  dass  die  Regentschaft  bei 
dem  Uebergange  der  Krone  an  die  weibliche  Linie  nothwen- 
dig  wird,  finden  sich  nur  in  der  Verfassungsnrkunde  Yon  Han- 
nover und  in  dem  badischen  Entwürfe  eines  Regentschafis- 
gesetzes  von  1862  ^5). 

IX.  In  einigen  Verfassungsurkunden  finden  sich  anek 
besondere  aber  ebenfalls  sehr  verschiedenartige  BestimmongeB 
ftir  den  Fall,  dass  kein  zur  Regentschaft  befähigtes  Miigüed 
des  regierenden  Hauses  vorhanden  und  auch  von  dem  Regie- 
rungsvorgäuger  keine  Vorsorge  ftir  die  Führung  der  Regent- 
schaft Namens  des  minderjährigen  Thronfolgers  getroffen  wor- 
den ist.  Es  lassen  sich  hier  vier  Systeme  unterscheiden: 
1)  Die  Regentschaft  geht  kraft  Gesetzes  an  den  ersten  Kron- 


«)  Ausdrücklich  erkl&rt  dies  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  19. 

")  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852.  art.  25.  §.  2.  —  Dasselbe  gilt  ih 
selbstverständlich  in  jenen  Staaten,  deren  Grundgesetze  überhaapt  die 
Unverträglichkeit  der  Regierung  mit  der  Krone  eines  anderen  Staates  tos- 
sprechen  (siehe  §.  249).  —  Gemeinrechtlich  ist  dies  nicht  Die  VeiC-Üii 
des  Egr.  Sachsen  v.  1831.  §.  13.  erkennt  überdies  ausdrücklich  an,  dass 
der  Regierungsverweser  Oberhaupt  eines  auswärtigen  Staates  sein  köone. 
(Siehe  §.  243.  Note  9.) 

«)  S. -Co bürg- Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  20.  „Der  Statthalter  soirieder 
Reichsverweser  muss  protestantischen  Glaubens  sein." 

")  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  19.  a  linea  3  u.  4.  „Ist  die  Thionfoige 
auf  die  weibliche  Linie  übergegangen,  so  gebührt  die  Regentschaft  für  die 
dazu  nach  Erlöschung  des  Mannsstammes  zuerst  berufene  (mindeijähri^) 
Königin,  dem  Gemahle  derselben,  falls  dieser  das  21.  Jahr  vollendet kit 
sodann  ihrer  leiblichen  Mutter  und  endlich  ihrer  Grossmutter  von  väter- 
licher Seite.  Zu  der  Regentschaft  über  den  Sohn  oder  die  Tochter  ms 
regierenden  Königin  (Erbtochter)  ist  zunächst  die  Gemahlin,  oder  der 
Gemahl  nach  den  obigen  Bestimmungen,  und  nach  dieser  die  Gross- 
mutter der  mütterlichen  Seite  berufen."  —  Badischer  Entwoif 
von  1862.  art  2;  siehe  oben  Note  7. 
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beamten  tlber^^);  oder  2)  an  den  ältesten  regierenden 
Herrn  des  in  mehreren  Linien  regierenden  Gesammthau- 
8  e  8  ^  ^) ;  oder  3)  die  Ernennung  des  Begenten  geschieht  unter 
Yermitteliing  der  deutschen  Bundesyersammlnng^^);  oder 
4)  der  Regent  wird  durch  die  Landstände  erwählt,  theils 
mit,  theils  ohne  ausdrückliche  Beschränkung  der  Wahl  auf 
Tolljährige  Prinzen  aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
Fürstenhäusern  *^). 

X.  Die  Regentschaft  des  nächsten  Agnaten,  der  Gemahlin, 
der  Matter  und  Grossmutter,  sowie  der  übrigen  etwa  durch 
das  Gesetz  bestimmt  bezeichneten,  nicht  erst  durch  eine  Wahl, 
wie  in  den  Fällen  IX,  3  und  4,  zu  ermittelnden  Personen  tritt 
kraft  Gesetzes  ein^^). 


«)  Bayern,  V.-U.  1818.  Tit  H,  §.  10.  „In  Ermangelung  derselben 
(geeigneter  Agnaten  oder  einer  verwittweten  Königin)  Übernimmt  sie  (die 
Regentschaft)  jener  Kronbeamte,  welchen  der  letzte  Monarch  hierzu 
ernennt,  und  wenn  von  demselben  keine  solche  Bestimmung  getroffen  ist, 
so  geht  sie  an  den  ersten  Kronbeamten  über,  welchem  kein  gesetzliches 
Hindemiss  entgegensteht/* 

«)  S. -Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  16,  ruft  in  Ermangelung  von  einer 
Mutter  oder  Agnaten  im  herzoglichen  Hause  „den  ältesten  regierenden 
Herrn  im  Gesammthause  Sachsen,  gothaer  Linie." 

w)  Nach  der  hannover.  Verf.-Urk.  1840,  §.  21,  soll  die  deutsche 
Bundesversammlung  von  den  vereinigten  Ministem  und  allgemeinen 
Ständen  um  die  Benennung  dreier  Bundesfürsten  ersucht  werden, 
welche  einen  Prinzen  aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
souverainen  Fürstenhäusern,  der  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat, 
zum  Regenten  ernennen." 

'T)  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  19.  „Wäre  keine  der  Personen, 
welche  das  Gesetz  zur  Vormundschaft  beruft;,  vorhanden  oder  schlügen  diese 
die  Vormundschaft  aus,  so  wählt  die  Ständeversammlung  auf  den 
Vorschlag  des  Staatsministeriums  den  Vormund  aus  den  vol^jährigca 
nicht-regierenden  Prinzen  der  zum  deutschen  Bunde  gehö- 
rigen Fürstenhäuser."  —  Preussen,  V.-U.  1850,  art  57.  „Ist  kein 
volljähriger  Agnat  vorhanden  und  nicht  bereits  vorher  gesetzliche  Vorsorgo 
för  diesen  FaU  getroffen,  so  hat  das  Staatsministcrium  die  Kammern  zu 
berufen,  welche  in  vereinigter  Sitzung  einen  Regenten  erwählen.  Bis 
zum  Antritte  der  Regentschaft  von  Seiten  desselben  fährt  das  Staatsmini- 
sterinm  die  Regierung. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852,  art.  23.— 
Ebenso  der  badis che  Entwurf  des  Regentschaftsgesetzes  v.  1862.  art  4. 
—  Auch  die  preussische  V.-ü.  v.  1850,  art.  56,  kann,  der  ungenauen 
Redaction  dieses  Artikels  ungeachtet,  nicht  anders  verstanden  werden. 


668  §•  2^-  Einrichtong  einer  RegentschAft  durch  den  Sonrenün  aelbit 

§.  240. 

n.    Einrichtung  einer  Regentschaft  bei  Verhinderung 
des  Souverains  an  der  Selbstregierung. 

1)   Durch  den  Souverain  selbst«     Stellvertretung. 

Mitregentschaft. 

Die  Einrichtung  einer  Regentschaft  kann  auch  noch  ans 
anderen  Orflnden  nothwendig  werden,  als  wegen  der  Minder- 
jährigkeit des  Souverains.  Man  pflegt  die  hierher  gehörigen 
FäUe  heut  zu  Tage  gewöhnlich  unter  der  Bezeichnung  als 
Verhinderung  des  Souverains  an  der  Selbstregiemng  zi 
begreifen.  Die  Anordnung  der  Regentschaft  kann  in  diesen 
Fällen  theils  durch  den  Souverain  selbst  geschehen ,  tbok 
muss  sie  fffr  denselben  bewirkt  werden. 

I.  Das  Erstere  ist  der  Fall,  wenn  der  Souverain  dordi 
eine  voraussichtliche  längere  Abwesenheit  ausserhalb  dei 
Landes,  oder  durch  an^dere  dieser  gleich  zu  achtende 
Thatumstände,  an  der  Führung  der  Regierung  behindert 
wird^).  Es  ist  nämlich  als  selbstverständlich  zu  betrachten, 
und  Überdies  in  vielen  deutschen  Verfassongsurkunden  ist  po- 
sitiv ausgesprochen,  dass  der  Sitz  der  Landesregierung 
nicht  ausserhalb  der  Landesgränzen  verlegt  wer- 
den darf^,  so  wie  auch,  dass  der  Ffirst  seinen  wesenHicben 
Aufenthalt  im  Lande  zu  nehmen  hat^. 

*)  So  z.  B.  wird  in  England,  wenn  eine  Königin  regiert,  aoch  die 
Niederkunft  derselben  hierher  gerechnet,  und  der  Gemahl  denelbei 
unter  Zustimmung  des  Parlaments  für  einen  bestimmten  Zeitraum  als  R^nt 
ernannt.  Die  deutschen  Yerfassungsurkunden  behandeln  diesen  Fall  oidit 
besonders :  doch  darf  hier  sicher  die  Analogie  der  Abwesenheit  ansseilislb 
des  Landes  als  massgebend  betrachtet  werden. 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  6.  „Der  Sitz  der  Regierun« 
kann  in  keinem  Falle  ausserhalb  des  Königreichs  verlegt  irerdeuLT  — 
üebereinstimmt:  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  art  14.  §.  1.  —  Kur- 
hessen,  V.-ü.  1852.  §.  9.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852.  §.13.  —  Coburg- 
Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  5.  —  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  „DerSte 
der  Landesregierung  kann,  dringende  Nothfälle  ausgenommeB, 
nicht  ausser  Landes  verlegt  werden.'*  —  üebereinstimmt:  Hannover. 
V.-ü.  1840.  §.  15.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  18Ö. 
§.  56.  (Als  solche  Nothfälle  bezeichnen  einige  dieser  Gesetze  namentJiA 
Krieg  und  Aufruhr.) 

3)  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  art  14,  §.  2;  Coburg-Goth», 
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n.  In  solchem  Falle  der  Abwesenheit  oder  vorübergehen- 
len  Verhinderung  gebflhrt  dem  Soaverain  selbst  das  Recht, 
»ine  Stellvertretung  in  der  Regierung,  und  zwar  in  der 
Weise,  welche  ihm  im  einzelnen  Falle  die  geeignetste  zu  sein 
seheint,  anzuordnen^)  und  zwar  ohne  Mitwirkung  der  Land- 
itande^),  sofern  nicht  die  Verfassungsurkunde  fllr  diesen  Fall 
besondere  Vorschriften  enthält^). 

ni.  Anstatt  der  Anordnung  einer  Stellvertretung  ist  mit- 
nnter  die  Erklärung  des  nächsten  Thronfolgeberechtig- 
ten'^  oder  auch  der  Gemahlin  des  Souverains  als  Hitre- 
gen ten  beliebt  worden^). 


Y.-U.  1862,  §.  13;  Waldeck,  V.-ü.  1862,  §.  13.  —  AusnahmsMe  zeichnet 
ans:  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  4,  8,  9.  —  K.  Sachsen,  V.-ü. 
1831,  §.  5,  fordert  Zustimmong  der  Stände,  wenn  der  König  seinen  we- 
sentlichen Aufenthalt  ausserhalb  Landes  nehmen  will. 

^)  üeber  die  Einrichtung  der  Stellvertretung  bei  Abwesenheit  des  Sou- 
fendns,  TeigL  R  ▼.  Mo  hl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  L 
(Tübingen  1860),  S.  156.  170. 

<9  Das  Becht  des  Souverains,  in  dem  Falle  der  Verhinderung  selbst 
eine  Stellvertretung  oder  Regentschaft  anzuordnen,  erkennen  an:  Bayern, 
V.-ü.  1818,  Tit.  n,  §.11;  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  9;  Hannover, 
V.-ü.  1840,  §.  16:  „Vom  Könige  hängt  es  ab,  ob  er  (im  Falle  der  Abwe- 
senheit) die  Stellvertretung  einem  Ministerrathe,  oder  einer  Person 
übertragen  wiU.  Im  letzteren  Falle  gelten  hinsichtlich  der  persönlichen 
Erfordernisse  des  SteUvertreters  die  Bestimmungen  des  2.  Absatzes  des 
J.  18."  (Siehe  oben  §.  239,  Note  2.)  —  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852, 
art.  16.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  U.  —  Badischer  Entwurf  des 
Begentschaftsgesetzes  von  1862,  art.  11. 

<)  Nach  der  würtemberg.  V.-ü.  1819  steht  die  Regentschaft  ohne 
Unterschied  der  Fälle  stets  dem  nächsten  vomährigen  Agnaten  zu.  — 
Zustimmung  der  Landstände  zu  der  von  dem  Souverain  für  den  Fall 
seiner  Abwesenheit  zu  treffenden  Anordnung  einer  Regentschaft  fordert: 
Reuss,  j.  L.  V.-ü.  1852,  §.  46. 

7)  So  z.  B.  im  Königreich  Sachsen  (1830),  in  Kurhessen  (1831). 

*)  Vergl.  über  die  Ernennung  der  Herzogin  Friederike  von  Anhalt- 
Bern  bürg,  den  B.-B.  vom  25.  Okt  1855,  Prot.  §.  289. 


670  §•  241.  Anordnung  einer  Regentschaft  för  den  regierenden  FOnteo. 

« 

§.  241. 

2)  Anordnung  einer  Regentschaft  für  den  regierenden 

Fürsten. 

a)   Geschichtliches  ^). 

I.  Hinsichtlich  der  Frage^  ob  eine  Begentschaft  (Mbei 
sogen.  Administration)  fttr  den  regierenden  Herrn  unter 
Verhältnissen  anzuordnen  sei,  unter  welchen  er  selbst  (wie 
z.  B.  im  Falle  von  Geisteskrankheit)  nicht  fähig  ist,  eine  SteO- 
Vertretung  einzurichten,  gebührte  nach  dem  zur  Reichszdt 
giltigen  Rechte  die  Entscheidung  den  fürstlichen  Agnaten^ 
welche  zu  diesem  Behufe  als  Familienrath  zusammen  traten  ^> 

n.  Auch  findet  man  nicht  selten,  dass  durch  yäterliehe 
Anordnungen  nach  Analogie  der  testamentarischen  Anordnung 
einer  Tutel  über  Minderjährige  eine  Regentschaft  fllr  den 
Nachfolger  angeordnet  wurde,  wenn  sich  Grttnde  der  BeUs- 
demng  desselben  an  der  Selbstf&hrung  der  Regierung  schon 
bei  dem  Leben  des  Vorgängers  äusserten. 

JH.  Desgleichen  konnte  auch  durch  die  obersten  Beicha- 
gerichte  eine  Regentschaft  (Adminisration)  der  Landes- 
regierung angeordnet  werden,  in  welchem  Falle  das  betreffende 
Dekret  bestimmte,  me  weit  die  Befugnisse  des  Administratora 
reichen  sollten^).  Auch  stand  den  obersten  Reicbsgeriehten 
die  Cognition  zu,  wenn  sich  die  Literessenten  nicht  Aber  die 
Noth wendigkeit  der  Administration  vereinigen  konnten. 

IV.  Nach  Umständen,  wenn  nämlich  eine  vollständige 
Suspension  von  der  Landesregierung  gegen  den  Willendes 
regierenden  Herrn  eintreten  sollte,  sollte  sogar  ein  Reichs- 
schluss  der  Anordnung  der  Administration  vorangehen^). 

^)  Die  geschichtlichen  Belege  siehe  besonders  in  den  oben  §.  238  ao- 
gefiihrten  Schriften  von  J.  J.  Moser. 

*)  Dies  Recht  der  fürstlichen  Agnaten  konnte  omsoweniger  beansteodei 
werden f  als  ihnen  sogar  die  Befagniss  zukam,  einen  Unfähigen  von  der 
Regierung  ganz  auszuschliessen.    Siehe  unten  §.  279. 

')  Mitunter  bezog  sich  die  Administration  nur  auf  die  Verwaitaii;  der 
Kinkünfte  (wie  eine  Sequestration),  so  dass  im  Uebrigen  der  Landesherr 
befähigt  blieb,  alle  anderen  Rcgieningshandlungen,  welche  keine  Verkauf 
über  die  Einkünfte  enthielten,  vorzunehmen. 

«)  Siehe  oben  §.  91,  Note  4. 
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§.  242. 

b)  Praktisches  Recht  bezüglich   der  Anordnung  einer 
Regentschaft  für  den  regierenden  Fürsten. 

I.  Auch  heut  zn  Tage  mnss  es  noch  gemeinrechtlich  als 
Bin  Recht  der  ftlrstlichen  Agnaten  betrachtet  werden,  im  Falle 
der  Behinderang  des  Souverains  als  FamUienrath  znsammen- 
rotreten  und  über  die  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  allein 
in  beschliessen  ^) ,  sofern  nicht  ein  neueres  Verfassangsgesetz' 
darüber  Bestimmungen  enthält,  wonach  hierbei  die  Mitwirkung 
der  Landstände  erfordert  wird^). 

n.  Im  Allgemeinen  muss  dabei  die  Analogie  der  Grund- 
sätze über  die  Regentschaft  bei  der  Mindeijährigkeit  des 
Thronfolgers  als  massgebend  betrachtet  werden,  so  dass  also, 
wenn  die  Nothwendigkeit  des  Eintritts  einer  Regentschaft  ftlr 
den  Souverain  von  den  Agnaten  anerkannt  worden  ist,  die- 
jenige Person,  welche  nach  der  Verfassung  des  Staates  oder 
dem  Herkommen  des  Hauses  zur  Führung  der  Begierungsvor- 
mundschaft  ftlr  den  minderjährigen  Fürsten  berufen  ist  (§.  239), 
auch  für  berufen  zur  Führung  der  Regentschaft  für  den  be- 
hinderten Souverain  betrachtet  werden  muss.  Nur  wenige 
Verfassnngsurkunden  rufen  flir  den  Fall  der  Behinderung 
des  Souverains  dessen  Gemahlin,  mit  Vorzug  vor  den  übri- 
gen berechtigten  Mitgliedern  des  Hauses,  zur  Regentschaft, 
ond  meistens  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  ein  noch 
minderjähriger  Erbprinz  aus  derselben  Ehe  vorhanden  ist, 
ond  nur  flir  die  Dauer  von  dessen  Minderjährigkeit^). 

in.  Dieselbe  Analogie  der  Grundsätze  über  die  Regent- 
schaft bei  Minderjährigkeit  des  Thronerben  muss  auch  Platz 
greifen    hinsichtlich  der  Frage,  ob  der  Regierungsvorgänger 

*)  Der  Grund  hiervon  ist  derselbe,  wie  im  §.  241,  Note  2,  angegeben 
wurde,  indem  auch  heut  zu  Tage  noch  das  Recht  der  Agnaten,  einen  ab- 
^lut  Unfiüiigen  gänzlich  auszuschliessen ,  als  gemeinrechtlich  anerkannt 
wird.    Siehe  unten  §.  279. 

*)  Vergl.  über  die  zur  Mitwirkung  zu  berufenden  Personen,  R.  v,  Mohl, 
Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  18G0),  S.  174  flg. 

')  Reuss,  j.  L.  V.-ü.  1852,  §.  49;  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  7; 
8.  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  17.  —  Unbedingt  ruft  die  Gemahlin 
^fno  loco  nur:  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  20. 
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befugt  ist,  für  den  yoranssichtlich  an  der  Regiemng  behift- 
derten  Nachfolger  eine  Regentschaft  anzuordnen. 

IV.  Die  meisten  neueren  Haus-  und  Yerfassiiiiss- 
gesetze  stellen  den  Fall  der  Behinderung  an  derFlIhraBg 
der  Regierung  dem  Falle  der  Minderjährigkeit  ausdrttcUid! 
und  wenigstens  in  so  weit  gleich  ^  dass  sie  auch  in  ersterao 
Falle  die  Nothwendigkeit  der  Anordnung  einer  Begentsehaft 
ausdrücklich  aussprechen. 

V.  Oewöhnlich  ist  auch  in  den  neueren  Verfassungsgetzci 
das  Recht  des  Souverains  ausdrücklich  anerkannt,  tb  im 
Fall  Anordnungen  zu  treffen,  dass  sich  schon  iriUnrend  sdiier 
Regierung  bei  dem  Thronfolger  eine  solche  Cteistes- oder 
Eörperbeschaffenheit  zeigt,  welche  diesem  die  dereinstige  eigene 
Führung  der  Regierung  unmöglich  machen  würde,  jedoeh  ist 
mitunter  dabei  die  Mitwirkung  der  Landstände  d.  h.  die  Er- 
richtung eines  Gesetzes  vorgeschrieben*). 

VI.  In  Ermangelung  solcher  Vorsorge  ist  ausser  der 
Beschlussfassung  durch  die  Agnaten  mehrfach  auch  die  Zu- 
stimmung der  Landstände  yorgeschrieben ,  oder  sogar  soeh 
diesen  allein ,  wo  Agnaten  fehlen ,  die  Entscheidung  über  die 
Nothwendigkeit  der  Anordnung  einer  Regentschaft  uod  die 
Ernennung  des  Regenten  zugewiesen  worden^). 

<)  So  z.  B.  in  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  13;  K.  Sachsen,V.-ü. 
1831,  §.  10;  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  7  und  9;  Oldenburg,  rcfid 
V.-ü.  1852,  art.  21;  Eeuss,  j.  L.  V.-ü.  1862,  §.  46;  Cobarg-6otk»t 
V.-ü.  1852,  §.  15;  Badischer  Entwurf  eines  BegentschaftogesetseB,  188S, 
art.  5.  —  Nicht  erfordert  ist  hierbei  die  ständische  Mtwirfcung:  H»b- 
nover,  V.-ü.  1840,  §.  18. 

B)  Zustimmung  der  Stände  zur  Uebernahme  der  Regentschaft  dord 
den  nächsten  Tollj ährigen  Agnaten,  von  welchem  also  auch  dff 
Antrag  auszugehen  hat,  verlangen:  Bayern,  V.-ü.  1818,  TIt  n,  1. 11« 
—  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  56.  (Ist  kein  voUjähriger  Agnat  voriiaiite. 
so  hat  nach  der  preuss.  V.-ü.  §.  57,  das  Staatsministerium  den  Ab- 
trag  an  die  Kammern  zu  bringen.  Siehe  oben  §.  239,  Note  17.)  —  Ena 
Beschluss  durch  eine  Versammlung  (Familienrath)  der  YoliljtinigcB 
Agnaten,  welcher  jedoch  der  zunächst  zur  Regentschaft  bemfene  igtt^ 
nicht  beizuwohnen  hat,  nebst  Zustimmung  der  Stände  verlangen:  Wflr- 
temberg,  V.-ü.  1819,  §.  13,  a  linea  2;  K.  Sachsen,  V.-ü.  1881,  J.  U; 
Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  20;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art.  14; 
Coburg. Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  16.  —  Nach  der  kurhessischea  Vö^ 
&88ung  von  1831,  §.  8,  liegt  die  nothwendige  Einleitung  zur  Regent- 
schaft dem  Gesammtstaatsministerium  ob.  —  Nach  dem  badischeo  Kit- 
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yn.  Eine  positive  Aufzählung  der  Grttnde,  aus  welchen 
iine  Reg^itschaft  für  den  regierenden  Herrn  anzuordnen  sei, 
and  sich  schon  in  der  Beichsgesetzgebnng  nicht  Doch  hielt 
luin  ZOT  Reichszeit  die  Analogie  der  GrAnde,  welche  nach  ge- 
amem  (römischen)  Rechte  die  Anordnung  einer  Curatel  über 
irossjährige  Personen  bewirken  konnten,  ftlr  massgebend.  Auch 
lie  neueren  Verfassungsurkunden  haben  es  grösstentheils  ver- 
oieden,  solche  Gründe  aufzuzählen^),  oder  haben  sich  doch 
mr  auf  einige  wenige  Andeutungen  beschränkt  und  vielmehr 
lie  Entscheidung  in  das  Ermessen  der  Agnaten  und  beziehungs- 
ireise  der  Landstähde  verstellt '') ,  was  bei  der  Eigenthümlich- 
i'Atj  welche  jeder  eiazelne  Fall  darzubieten  pflegt,  nur  als 
Evreckmässig  erkannt  werden  kann. 

Vm.  Die  Verfassungsgesetze,  welche  von  der  Regentschaft 
bndehi,  gehen  sämmtlich  von  der  Unterstellung  aus  und  heben 
mitanter  sogar  ausdrücklich  hervor,  dass  die  Regentschaft  nur 
ron  einer  einzigen  Person  geführt  werden  darf^);  jedoch 
ist  dem  Regenten  in  einigen  dieser  Gesetze  ein  Regentschafts* 

vmf  eines  Regentschaftsgegetzes  von  1862,  art  6,  soU  der  Antrag  an  die 
Bttnde  Tom  Staatsministerium  „auf  Anregung  und  keinesfalls  ohne 
Anhörung  des  Familienrathes*'  ausgehen,  und  von  den  Tereinigten 
Kimmem  darüber  entschieden  werden.  Nach  art.  7  dieses  Entwurfes  soll 
dis  Staatsministerium  wegen  des  Antrags  auf  Einsetzung  einer  Regentschaft 
nidit  Terantwortlich  sein  und  bis  zur  Entscheidung  der  Stande  darüber 
iii^t  entlassen  werden  können.  —  Die  preuss.  Verfassung  y.  1850  nennt 
den  Familien  rat h  nicht,  setzt  aber  unverkennbar  die  Berathung  des  als 
Begent  eintretenden  nächsten  Agnaten  mit  dem  Familienrathe  als  selbstrer- 
it&ndlich  voraus.  Nur  so  viel  l&sst  sich  aus  der  Fassung  des  art  56  der 
preuss.  Verfassung  ableiten,  dass  der  nächste  Agnat  durch  die  abweichende 
Heinung  des  Familienrathes  nicht  gehindert  sein  würde,  den  Antrag  auf 
finrichtong  der  Regentschaft  an  die  Stände  zu  bringen. 

•)  So  z.  B.  die  bayer.  V.-U.  1818;  Würtemberg,  V.-U.  v.  1819; 
K.  Sachsen,  V.-U.  1831;  Kurhessen,  V.-U.  v.  1831;  Preussen,  V.-U. 
iteO;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852;  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852;  Waldeck, 
V.-Ü.  V.  1862;  Badischer  Entwurf  v.  1862. 

^  So  spricht  z.  B.  die  hannover.  V.-U.  1840,  §.  17  und  §.  20,  nnr 
von  einon  solchen  „geistigen  Zustande'*  welcher  den  König  zur 
^^fthnmg  der  Regierung  unfähig  macht  —  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852, 
i  15:  „. . .  eine  solche  Beschaffenheit  des  Geistes  oder  Körpers,  dass 
derselbe  (Thronfolger)  nicht  im  Stande  wäre,  die  Regierung  gehörig  su 
fthren'*  etc. 

»)  So  z.  B.  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  19. 

26pfi,gtMt8i«oht.  ft.  Anfl.  I.  43 
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rath  beigeordnet;  Aber  dessen  Einrichtang  aber  kme  Glei^ 
förmigkeit  besteht^).  Selten  ist  den  Ständen  eine  Mitwirkong 
bei  der  Besetzung  des  fiegentschaftsrathes  gestattet  ^^). 

§.  242a. 

3)  Anfang  der  Regentschaft. 

I.  Wo  eine  bestimmte,  nicht  erst  durch  Wahl  zu  eraai- 
nende  Person  durch  das  Haus-  oder  Verfassungsgesetz  oder  dju 
Herkommen  zur  Regentschaft  berufen  ist  (§.  239),  fällt  ihr  diese 
kraft  Gesetzes  oder  ipso  jure  zu,  und  ist  dieselbe  gemeii' 
rechtlich  sofort  befugt,  zu'  regieren,  so  wie  die  Successico 
des  minderjährigen  Thronfolgers  eintritt  oder  die  dauernde  B^ 
hinderung  des  Souverains  durch  den  Familienrath  anerkannt 
ist  ^).  Ist  die  zur  Regentschaft  berufene  Person  überdies  der 
nächste  Agnat,  so  kommt  noch  besonders  der  Grund  hinzv? 
dass  nach  den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Rechtes  die 
Vormundschaft  desselben  selbst  wie  eine  Art  von  (interimiäii' 
scher)  Erbfolge,  oder  doch  als  ein  eben  so  wie  eine  Erbschaft 


»)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H.  §.  19:  „Das  Gesammtmiiusi 
bildet  den  Regentschaftsrath,  und  der  Reichsrent'eser  ist  Terbondeo.  ii 
aUen  wichtigen  Angelegenheiten  das  Gutachten  desselben  zu  erholefl."  - 
Eben  so:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  14.  41.  —  Nach  der  V.-ü.  Ar 
Wartemberg,  1819,.  §.  15.  45,  bildet  das  Geheimerathscoüegium  deo &- 
gentschaftsrath.  —  Sachsen- Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  17:  n^»^"; 
mundschaft  steht  ein  aas  mindestens  drei  Mitgliedern  bestehendes 
rium  als  Regentschaftsrath  zur  Seite,  welchen  dieselbe  in  allen 
angelegenheiten  zu  Rathe  zu  ziehen  hat  Wenn  in  dieser  fieziehnng 
dem  verstorbenen  Landesherm  keine  Anordnung  getroffen  ist,  so  tritt 
bisherige  Ministerium  in  den  Regentschaftsrath  ein.^*  —  Reuss,  j.  L  V. 
1852,  §.  49:  „Der  Regentschaft  steht  auf  Grund  der  Hausgesetie  «in 
gentschaftsrath  zur  Seite.'* 

»)  Kurhessen,  V.-Ü.  1831,  §.  8:  „In  allen  Fällen  steht  derRegwfr 
Schaft  ein  Rath  von  vier  Mitgliedern  zur  Seite ,  welche  zugleich  Miflis** 
oder  Geheime  Räthe  sein  können ,  und  wenigstens  zur  Hälfte  mit  B^äaa^ 
mung  der  Landstände  zu  wählen  sind."  —  üeber  die  Bedenken  gege»  ^ 
Zweckmässigkeit  solcher  Collegialbehörden  vergl.  R.  v.  Mo  hl,  Stttttr^ 
Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860)  S.  164. 

*)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  15.  —  Kurhessen,  V.-Ü.  ^^^ 
9.  8.  —  Daher  spricht  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  n,  §.  16.  w« ** 
„nach"  dem  Antritte  der  Regentschaft  vom  Regenten  in  der  zu  benriew* 
Ständeversammlung  zu  leistenden  Eide. 
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anfallendes  Recht  betrachtet  wurde ^.  Analog  ist  auch  der 
dnrch  Vorsorge  des  Regiernngsvorgängers  ernannte  Begierungs- 
Yormond  gemeinrechtlich  befugt,  sofort  die  Regentschaft  an- 
zutreten, so  me  der  Successionsfall  oder  ein  anderer  besonders 
vorgesehener  Fall  eintritt. 

II.  Aber  auch  da,  wo  nach  einer  neueren  Verfassungsnr- 
kunde  die  Zustimmung  der  Stände  zur  Einrichtung  der  Regent- 
schaft, beziehungsweise  zur  Feststellung  des  sie  nöthig  machen- 
den Thatumstandes  erforderlich  ist  (§.  239  VI),  hat  die  durch 
das  Verfassungsgesetz  berufene  Person  (§.  239)  sofort,  wie  das 
Bedttrfniss  eintritt,  die  Regierung  zu  übernehmen^)  imd  (pro- 
yisorisch)  unter  Verantwortlichkeit  des  bisherigen  Staatsmi- 
nisteriums  zu  führen,  bis  die  Erklärung  der  schleunigst  zu 
berufenden  Ständeversammlung  und  die  etwa  vor  derselben 
vorzunehmende  Eidesleistung  des  Regenten  erfolgen  kann^). 

in.  In  Ermangelung  einer  gesetzlich  zur  Regentschaft 
berufenen  Person  —  also  nur  im  Noth falle  —  hat  das  bis- 
herige Staatsministerium  diese  provisorische  Regierung  selbst 
zu  führen^).  Dasselbe  gilt,  wo  nach  singulärer  Vorschrift  der 
Verfassung  der  Anfang  der  regentschaftlichen  Regierung  bis 
nach  der  Eidesleistung  des  Regenten  hinausgeschoben  ist^). 

rV.  Der  Regent  hat  regelmässig  bei  dem  Antritte  seiner 


«)  Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  26;  siehe  oben  §.  238,  Note  3.  — 
Daher  spricht  der  Sachsenspiegel,  U.  33,  vom  „anersterben"  der 
YormundschafL  —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  1858, 
Thl.  2,  §.  93,  in,  S.  682. 

5)  Freu  SS.  V.-ü.  1850,  §.  56.  Schon  die  hier  vorgeschriebene  £inbe* 
n}fung  der  Ständeversammlung  zur  Gonstatirung  des  Bedürfnisses  einer 
Bei^entschaft,  ist  ein  Begierungsakt  des  nächsten,  von  der  Verfassung  als 
Regent  berufenen  Agnaten. 

4)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  58.  —  Uebrigens 
versteht  sich  diese  fortdauernde  Verantwortlichkeit  des  bisherigen  Staats- 
ministeriums  in  jeder  constitutionellen  Monarchie  von  selbst 

5)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  57.  — 
Aach  dies  darf  als  selbstverständlich  in  jeder  constitutionellen  Monarchie 
betrachtet  werden.  —  Viel  weiter  geht  der  badische  Entwurf  des  Be- 
gentschaftsgesetzes  v.  1862,  art.  6  u.  7,  wonach  in  jedem  Falle  das 
Staatsministerium  provisorisch  die  Regierung  von  der  Berufung  des  Fa* 
milienrathes  an  bis  ziun  Beschlüsse  der  Standeversammlung  führen  soll. 

«)  So  in  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  22. 

43» 
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Begiemng,  wie  der  Sonverain  beim  Regiernngsantritte ,  ei&ai 
Eid  zu  schwören  oder  eine  feierliche  Yersicherang  zu  geben, 
worin  er^  wie  ein  Thronfolger,  die  Beobachtung  nnd  Aufredii- 
haltnng  der  Verfassung  gelobt^);  mitunter  ist  in  diesen  Sd 
auch  das  Versprechen  aufgenommen,  dem  minderjährigen  Soi- 
verain  bei  dessen  Volljährigkeit  die  Regierung  getreu  zu  über- 
geben *). 

V.  In  mehreren  Verfassungsnrkunden  ist  ausdrticklich  Tor- 
geschrieben,  dass  auch  der  Regent,  wie  der  Sonyerain  (§.  240) 
seinen  wesentlichen  Aufenthalt  innerhalb  des  Staatsgebietes 
haben  soll®). 

§.  243. 

4)  Rechtsverhältnisse  während  der  Regentschaft. 

I.  Mag  die  Regentschaft  wegen  Minderjährigkeit  oder 
wegen  Behinderung  des  Souverains  für  denselben  angeord- 
net worden  sein,  so  hat  der  Regierungsverweser,  jetzt  vorzugs- 
weise „Regenf  genannt  —  da  der  monarchische  Staat  in 
keinem  Augenblicke  ohne  ein  regierungsfähiges  Oberhaupt 
bestehen  kann  —  die  volle  politische  Stellvertretung 
des  minderjährigen  oder  an  der  Führung  der  Regierung  be- 
hinderten Souverains.  Als  Repräsentant  desselben  hat  er 
somit  auch  während  der  Dauer  dieser  Stellvertretung  gegen- 
über dem  Volke  und  anderen  Staaten  die  vollen  Rechte 
und  Pflichten  und  überhaupt  die  gesammte  rechtliehe  md 
politische  Stellung  eines  wirklichen  Souverains,  jedoch 
mit  der  Beschränkung  im  Titel,  wodurch  auf  das  Verhältnis 
der  Stellvertretung  hingewiesen  wird.    Der  Regent  hat  daher 

')  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  H,  §.  16;  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  14;  Kurhesßen,  V.-ü.  1831,  §.  8;  Braunschweig,  n.  L.-0.  1838; 
§.  20;  Hannover,V.-ü.,  1840,  §.22;  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  58;  Wal- 
deck, Y.-U.  1852,  §.  V;  Baden,  Entwarf  des  Regentschaftsgesetzes  toi 
1862,  art  a 

«)  Dieser  Beisatz  findet  sich  nur  ia  B  ay  ern ,  Y.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  16. 

B)  Unbedingt  fordern  wesentlichen  Aufenthalt  des  B^eningsverwesera 
im  Lande:  Schwarzbarg- Sondershausen,  Y.-ü.  1849,  §.  66;  Oldefi- 
barg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  25,  §.  2;  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.30. 
—  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  13:  „Der  Regieruhgsrerweser  hat,  inso- 
fern er  nicht  ein  auswärtiger  Kegent  (SouYwain)  ist,  seinen  w^ 
gentlichen  Wohnsitz  im  Lande  zu  nehmen." 


§.  244.  Rechtsverhältnisse  nach  beendigter  Regentschaft.  679 

IV.  Die  Yerfassmigsiurkundeii  schreiben  insgemein  ans- 
Irficklich  vor,  dass  alle  Verfügungen  des  Regenten  ,,im  Na- 
men''  des  Sonverains^  an  dessen  Stelle  er  regiert,  erlassen 
nrerden  sollen  ^^):  die  bayerische  Verfassnngsnrknnde  enthält 
Boeh  die  besondere  Vorschrift,  dass  auch  die  Münzen  mit 
dem  Bildnisse  des  dorch  den  Regenten  vertretenen  Sonverains 
geprägt  werden  sollen  ^^). 

V.  Im  Verbältniss  zn  den  Landständen  kommt  dem  Re- 
genten der  Charakter  der  Unverantwortlichkeit,  wie 
jedem  regierenden  Fttrsteni  zn  ^^). 

§.  244. 

5)  Beendigung  der  Regentschaft.  Rechtsverhältnisse 

nach  derselben. 

L  Die  Regentschaft  endigt,  wenn  sie  wegen  Minderjährig- 
keit des  Sonverains  eintrat,  mit  der  Volljährigkeit  desselben; 
ausserdem  mit  dem  Wegfalle  des  Grundes  seiner  Behinderung 
an  der  eigenen  Führung  der  Regierung^),  worüber  unter  Um- 
ständen ein  Beschluss  des  Familienrathes  und  der  Landstände 
Dothwendig  werden  kann^). 

II.  Ueber  das  Rechtsverhältniss  des  Regenten  zu  dem 
dorch  ihn  vertretenen  Souverain  nach  Beendigung  der  Re- 
gentschafty  namentlich  bei  erlangter  Volljährigkeit  des  minder- 
jährigen Thronerben,  finden  sich  in  den  neueren  Verfassungs- 
nrkunden  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen.  Zur  Zeit  des 
Reiches  betrachtete  man  hinsichtlich  der  Beurtheilnng  der  Ver- 
bindlichkeit der  Handlungen  des  Regierungsverwesers  für  den 
grossjährig  gewordenen  Thronerben  nicht  selten  die  Qrundsätze 
des  gemeinen   römischen  Rechtes   über  die  Vormundschaften 


*^  Siehe  die  oben  in  Note  4  u.  5  angeführten  YerfasBungsurkanden. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  II,  §.  15. 

^)  Aasdrücküch  ist  dies  aber  nur  gesagt  in:  S.-C  ob  arg- Gotha, 
V.-Ü.  1852,  §.  21. 

*)  Bayern,  V.-Ü.  1818,  Tit.  ü,  §.  21;  Würtemberg,  V.-Ü.  1819, 
%  17;  Hannover,  V.-Ü.  1840,  §.  24;  Oldenburg,  rev.  V.-Ü.  1852, 
art.26. 

*)  Dies  schreibt  vor:  Hannover,  V.-Ü.  1840,  §.  24;  Oldenburg, 
V.-Ü.  1852,  art  26;  Coburg-Gotha,  V.-Ü.  1852,  §.  18. 
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als  massgebend,  nnd  dies  konnte  anch  bei  kleineren  landes- 
herrlichen Hänsern,  wo  die  Regienmgsvormnndscluift  siek 
wenig  von  einer  bürgerlichen  Vormnndschaft  nntersehied,  ins- 
besondere ans  dem  Grande  flir  zulässig  gelten,  weil  damab  h 
den  obersten  Reichsgerichten  eine  Instanz  bestand ,  vat  iri- 
eher  Aber  die  Verbindlichkeit  der  Handinngen  des  Regienings- 
yerwesers  nnd  seine  etwaige  Haftung  nnd  Verantwortliciikdt 
gegenüber  von  dem  bisherigen  Pupillen  gestritten  und  aaeh 
Restitution  gegen  verletzende  Handlungen  des  Regieroogay«' 
mundes  ertheilt  werden  konnte.  Allein  schon  bei  den  gii^Bie- 
ren ,  namentlich  bei  den  kurfürstlichen  Häusern,  mnsate  die 
Anwendung  der  gemeinen  oAei  römisch  rechtlichen  Grundsätze 
in  dieser  Beziehung  mindestens  als  unzulänglich  erschrineo, 
und  zwar  schon  desshalb,  weil  nach  der  goldenen  Bulle  der 
Regierungsverweser  in  den  kurfürstlichen  Staaten  nicht  wie  em 
blosser  Administrator  oder  Vormund  im  civilrechtlichen  Sinne, 
son  Lern  als  ein  selbstberechtigter  regierender  Herr  wüh 
rend  der  Dauer  seiner  Regentschaft  betrachtet  werden  sollte'). 
HL  Diese  AufPassung  der  Stellung  des  Regenten  zn  den 
bevormundeten  Souverain  ist  jetzt,  wegen  Gleichheit  des 
Grundes,  als  die  gemeinrechtliche  zu  erachten.  Es  muss  daher 
als  Princip  betrachtet  werden,  dass  der  volljährig  gewordene 
Thronerbe  oder  der  zu  eigener  Führung  der  Regierung  geistig 
wie  körperlich  wieder  befähigte  Souverain  alle  Regienngs- 
handlungen  des  Regenten  so  anerkennen  muss ,  wie  &  die 
eines  jeden  anderen  legitimen  Regierungsvorgängers  aneikeD- 
nen  mflsste^). 

IV.  Kein  neueres  Verfassungsgesetz  behandelt  den  FsH, 
welche  Rechtsfolge  eintreten  solle,  wenn  der  Regent  etwa  seine 
Gewalt  benutzen  wollte,  den  Souverain  von  der  Regiemng  ganz 
zu  verdrängen,  indem  man  unverkennbar  davon  ausgingi  dass 
ein  solches  Beginnen  nach  den  über  die  Einrichtung  der  Re- 
gentschaft angenommenen  Grundsätzen  gar  nicht  denkbar  sei 

V.  Von  einer  in  integrum  restitutio  des  volljährig  gewor- 
denen oder  wieder  genesenen  Souverains  gegen  die  Regierongs- 
handlungen  des  Regenten  kann  heut  zu  Tage  bei  dem  Mangel 


3)  Aurea  Bulla,  a.  1356,  cap.  VII,  §.  4,  siehe  oben  §.  243,  Kote 3), 
«)  Siehe  unten  §.  266. 
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einer  za  ihrer  ErÜieilang  eompetenten  gerichtlichen  Instanz 
sieht  mehr  die  Rede  sein.  WoU  aber  sind  jene  Regienings- 
handlnngen  des  Regenten  als  ipso  jure  nichtig  zn  betrachten, 
^reiche  der  Regent  in  verfassungswidriger  Weise  oder  gegen 
ein  aosdrttckliches  Verbot  der  Verfassnngsnrknnde  vorgenom- 
Baen  haben  sollte.  Wenn  solche  Regiemngshandlnngen  des 
Regenten  etwa  den  in  der  Bnndesgesetzgebnng  anfgestellten 
Gmndsätzen  Aber  die  Aufrechthaltang  des  monarchischen  Prin- 
eips  oder  über  andere  bnndesmässige  Yerpflichtangen  zuwider 
sein  soUten,  so  wtirde  dadurch  auch  ein  Einschreiten  der  Bun- 
desTersammlung  begründet  werden  ^). 

V}.  Im  Uebrigen  steht  dem  zur  eigenen  Regierung  gelang- 
ten Souverain  jederzeit  frei,  die  ihm  missfälligen  Einrichtungen 
des  Regenten  auf  dem  landesverfassungsmässigen  Wege,  also 
nach  Lage  des  FaUes  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  mit 
Zustimmung  der  Landstände  zu  beseitigen  oder  durch  neue 
yerfasBungsmässige  Anordnungen  zu  ersetzen. 

VII.  Eine  Rechnungsablage  des  Regenten  während  der 
Regentschaft  oder  bei  Beendigung  derselben  findet  heut  zu 
Tage,  wo  dieselbe  einen  durchaus  anderen  Charakter  als  die 
btlrgerliche  Vormundschaft  angenommen  hat,  wenigstens  in 
jenen  Staaten ,  in  welchen  Landstände  und  diesen  verantwort- 
liche Ministerien  bestehen,  selbstverständlich  nicht  mehr  statt. 

§.  245. 

Privatrechtliche  Vormundschaft. 

a)    lieber  die  Person  und  das  Privatvermögen  des 
minderjährigen  oder  behinderten  Souverains. 

I.  Der  Sache  nach  verschieden  von  der  Regierungsvor- 
mnndschaft  (Regentschaft)  ist  die  Vormundschaft  Aber  die 
Person  und  das  Privatvermögen  eines  minderjährigen  oder  an 
der  Ftthrung  der  Regierung  durch  geistige  oder  körperliche 
Krankheit  oder  Schwäche  behinderten  Souverains.  Zur  Reichs- 
zeit, wurde  die  Nothwendigkeit  einer  Vormundschaft  in  dieser 
Beziehung,  so  wie  die  Delation  derselben  und  der  Umfang  der 
TCHrmundschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  gemeinrechtlich  auch 


s)  Wiener  Schlussakte  t.  15.  Mai  1820,  art  57.  58. 
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in  den  reichBständischen  Hänsem  im  Allgemeine  naeh  den 
Grundsätzen  des  gemeinen  Beichsrechtes  behandelt.  Dalier 
konnte  anch  der  Begieningsvormnnd  recht  wohl  zngleieh  Vor* 
mand  des  minderjährigen  oder  an  der  Begiemng  behinderten 
Landesherm  in  privatrechtlichem  Sinne  sein.  Dies  alles  ist 
auch  in  den  regierenden  deutschen  Ftirstenhänsem  noch  ab 
gemeines  Recht  zu  betrachten. 

IL  Die  neueren  Verfassungsurkunden  und  Haasgesetie 
gebrauchen  zum  Theil  das  Wort  Vormundschaft  als  Gegen- 
satz zu  Kegentschaft  oder  Begierungsverwesung.  Sie  be- 
handeln regelmässig  auch  nur  die  Vormundschaft  über  da 
minderjährigen  Thronfolger.  Ueber  den  FaD,  wenn  eine 
cura  peraonalis  über  den  Souverain  wegen  Geistesschwäche  und 
dergl.  nothwendig  werden  sollte,  enthalten  sie  meistens  keine 
Bestimmungen  ^)  y  und  müssen  daher  in  solchem  Falle  die  ftr 
die  Vormundschaft  über  den  minderjährigen  Souverain  aufge- 
stellten Grundsätze  zur  analogen  Anwendung  gebracht  werden. 

m.  Die  neueren  Haus-  und  Verfassungsgesetze  legen  ins- 
besondere nicht  selten  das  Becht  der  Erziehung  des  min- 
derjährigen Souverains,  sofern  nicht  von  dem  Vater  darüber 
eine  Bestimmung  getroffen  worden  ist^  ausdrücklich  der  Mat- 
ter oder  auch  der  Grossmutter  von  väterlicher  Seite  bei, 
jedoch  in  allen  Fällen  unter  der  Oberaufsicht  des  Begi^mngs- 
verwesers  ^). 

rv.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  untersagen  dem 
EegieruDgsverweser  auch  zugleich  die  (privatrechtliche)  Vor- 
mundschaft über  den  minderjährigen  Souverain  zu  führen^). 

^)  Nur  die  hannover.  Y.-U.  1840,  §.  25  a  linea  3,  hat  darüber  eme 
Bestimmung.    Siehe  unten  Note  3. 

»)  Nur  die  Mutter  nennt  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  a  — 
Die  Mutter  und  Grossmutter  von  väterlicher  Seite  nennen:  Würtem- 
berg,  V.-U.  1819,  §.  16;  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  15;  und  k.  aächs. 
Hausgesetz  1837,  §.  65  u.  f.;  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  25;  Olden- 
burg, rev.  V,-ü.  1852,  art.  28. 

3)  Oldenburg,  rev.  Y.-U.  1852,  art.  27.  „Der  Regent,  mit  Ansnahne 
der  Mutter  und  Grossmutter,  kann  die  Vormundschaft  über  den 
minderjährigen  Grossherzog  nicht  führen."  — üebereinstimmt:  Wal  deck, 
V.-U.  1852,  §.  25.  —  Beschränkter  ist  die  Bestimmung  in  Hannover, 
V.-U.  1840,  §.  25,  a  linea  3.  „Die  Aufsicht  über  die  Person  des  dnrcii 
Geisteskrankheit  an  der  Regierung  verhinderten  Königs,  und  die 
Borge  flu*  denselben,  darf  derRegent  nicht  übernehmen.^  —  Für 
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V.  Andere  Verfassangsnrkunden  legen  dagegen  ansdrttck- 
lieh  dem  Regenten  ausser  der  Regentschaft  auch  die  Vor- 
mundschaft bei,  bald  mit,  bald  ohne  Einschränkung  auf  den 
Fall  9  dass  der  rorhergehende  Landesfttrst  keine  Bestimmung 
ftber  die  Erziehung  des  mindeijährigen  Thronfolgers  getroffen 
hat «). 

Vn.  Mitunter  ist  dem  Regierungsyerweser  das  Recht  bei- 
gelegt, wenn  keine  väterliche  Bestimmung  getroffen  worden 
and  auch  keine  Mutter  (Wittwe  des  letzten  Souverains)  vor- 
handen ist,  die  privatrechtliche  Vormundschaft  über  den  min- 
derjährigen Souverain  unter  Vernehmung  des  Regentschafts- 
rathes^)  oder  des  Familienrathes  ^)  anzuordnen  oder  selbst  zu 
ttbemehmen  ^). 

§.  246. 

b)  Vormundschaften   über  die  übrigen  Mitglieder 

der  regierenden  Häuser. 

L  Die  Vormundschaften  in  Betreff  der  übrigen  Mitglieder 
regierender  Häuser  wurden  zur  Reichszeit  insgemein  nach  den 
Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  behandelt.  Dabei  ist  es 
auch  heut  zu  Tage  verblieben  und  sprechen  daher  die  neuerei^ 
Verfassongsurkunden  von  diesen  Vormundschaften  gar  nicht, 
da  sie  dieselben  als  dem  Gebiete  des  Privatrechis  angehörig 
betrachten. 

IL  Die  neueren  Hausgesetze  haben  darüber  folgende  Be- 
stimmungen: 1)  Die  Prinzen  des  königlichen  Hauses  können 
fttr  die  Verwaltung  des  Vermögens  und  die  Erziehung  ihrer 

diesen  Fall  begtimmte  auch  schon  das  hannover.  Haosges.  v.  1836,  cap.  VI, 
§.  2,  dass  der  Familienrath,  mit  Aasschlass  des  Regenten,  zu 
entscheiden  habe,  ob  diese  Aufsicht  und  Sorge  für  die  Person  des  ver- 
hinderten Königs  der  Mutter,  der  Grossmutter,  oder  einem  der  im  König- 
reiche wohnenden  Geschwister  des  Königs,  oder  welchem  anderen  Mitgliede 
des  Hauses  zu  übertragen  sei. 

4)  Mit  dieser  Einschränkung  geschieht  dies  in  Braunschweig, 
B.  L.-0.  1832,  §.  22;  ohne  dieselbe:  Altenburg,  Y.-U.  1831,  §.  16; 
Coburg. Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  14. 

B)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit  9,  §.  4;  K.  Sachsen,  Hausges. 
T.  1837,  §.  68. 

«)  Oldenburg,  re?.  V.-ü.  1852,  Art  28,  §.  2. 

^  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  20,  a  linea  1:  „  . .  .jedoch  mit  Beirath 
der  vereinigten  Minister.** 
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mmderjährigen  Kinder  Vormflnder  ernennen:  diese  rnttaen 
aber  von  dem  Sonverain  bestätigt  werden 0-  2)  Wenn  der 
Vater  entweder  selbst  keine  Yormttnder  ernannt  bat,  od»  die 
ernannten  die  königliche  Genehmigung  nicht  erhalten  haben, 
so  kommt  ihre  Bestellung  dem  Souverain  zu^).  3)  Die  den 
Yormfindem  anvertraute  Erziehung  der  Prinzen  und  Prinzessiih 
nen  des  Hauses  unterliegt  der  Aufsicht  des  Souverains  ^.  4)  Die 
Vormttnder  leisten  den  Eid  in  die  Hände  des  Souverains,  oder 
in  dessen  Auftrag,  in  die  des  Ministers  des  Hauses^).  5)  Ib 
Ansehung  der  Vermögensverwaltung  haben  die  Vormflnder  die 
Landesgesetzgebung  zu  beobachtend^).  6)  Bei  Handlungen  der 
Vormflnder,  welche  nach  dem  Landesrechte  der  Bestätigung 
der  Gerichte  bedttrfen,  ist  die  Bestätigung  des  Souverains 
oder  die  der  obersten  Landesbehörde  in  Vormundschaftssachen 
erfordert^).  7)  Der  Vormund  ist  zur  jährlichen  Rechnungsab- 
lage  bei  der  hausgesetzlich  oder  vom  Souverain  bestimmten 
Behörde  verpflichtet^).    8)  Der  Souverain  hat  das  Recht,  ia 


*)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit  IX,  §.  6;  Würtemberg, 
1828,  Art.  12;  Hannover,  Hausges.  1836,  Gap.  VII,  §.  2;  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  69;  Coburg-Gotha,  Hausges.  1865,  §.  88. 

*)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX.  §.  7;  Würtemberg,  Hansges. 
1828,  Art  12;  Hannover,  Hausges.  1836,  Gap.  YH,  §.  2;  K.  Sachsei, 
Hausges.  1837,  §.  70.  (Ebendas.  §.  71,  wird  noch  ausdrQcküch  beigefugt, 
dass  es  einer  gerichtlichen  Bestätigung  der  vom  Könige  emanntpi 
VormOnder  nicht  bedürfe.)  —  Co  bürg- Gotha,  Hausges.  1855,  §.  ^: 
„  . . .  Wird  diese  Bestätigung  versagt,  oder  hat  der  Vater  in  FaUeii,  da  ein 
Vonnund  ndthig  ist,  die  Ernennung  eines  solchen  unterlassen,  so  ist  der 
Herzog  Vormund,  oder  ernennt  einen  solchen.  Die  Bestellnig 
des  Vormundes  erfolgt  in  allen  Fällen  durch  das  zuständige  Gericht 

s)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  8;  Würtemberg;  UauEges. 
1828,  Art  14;  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  VH,  §.  1;  E.  Sachsei, 
Hausges.  1837,  §.  72. 

«)  Würtemberg,  Hausges.  Art  12;  Hannover,  Hausges.  1836, 
Cap.  Vn,  §.  3. 

s).  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  9;  K  Sachsen,  Haosget. 
1837,  §.  73. 

•)  Ersteres  schreibt  vor:  Bayern,  Hansges.  1819,  Tit  IX,  §.  9;  LefcK- 
teres:  Würtemberg,  Hausges.  1828,  Art  13;  jedoch  ist  in  wichtigem 
Fällen  Bericht  an  den  König  zu  erstatten.  Nach  dem  k.  Sachs.  Hansges. 
1837,  §.74,  ist  dem  Könige  vorbehalten,  die  Behörde  zu  bestimmen,  van 
welcher  der  Vormund  Dekrete  oder  Genehmigung  einzuholen  hat 

0  Würtemberg,  Hausges.  1828,  Art  13.  (Bedmungsablage  vor  der 
höchsten  Landesbehörde  in  Vormundschaftssachen);  Hannover, 
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▼orkommenden  FUlen  auch  VennögeBS-Cturatelii  anzuordnen, 
£bBs  solche  nicht  testamentarisch  eingesetat  sind.  Bei  der 
'WsiA  der  Gnratoren  soUen  die  nächsten  Erben  stets  znerst 
berücksichtigt  werden^).  9)  Eine  sehr  singulare  Bestimmung 
enthält  das  bayerische  Hausgesetz  von  1819  Tit.  IX, 
§.  5.  Hiemach  verbleiben  die  königlichen  Prinzessinnen 
imter  der  Curatel  des  Monarchen  oder  des  Reichsverwesers 
bis  zn  ihrer  Vermählung  ohne  Unterschied;  ob  sie  bei  der  yer- 
wittweten  Königin  sich  befindeui  oder  ein  besonderes  Haus  fttr 
sie  gebildet  worden  ist 

§.  247. 

Thronfolge. 

I.    Erbfolge  nach  Geblütsrecht  ^). 

a)   Geschichtliclies  *). 

Das  System  der  Erbfolge,  welches  gegenwärtig  in  den 
dentschen  regierenden  Häusern  hinsichtlich  der  Thronfolge 
gilty  hat  sich  nur  aUmählig  entwickelt.  Es  hängt  dies  damit 
zusammen;  dass  eine  reichsständische  Familie  in  der  älteren 
Zeit  die  Länder ;  in  welchen  sie  regierte,  aus  sehr  verschiede- 
nen Bechtstiteln  besass.    « 

I.  Hinsichüich  der  allodialen  Herrschaften,  in  welchen 
der  Landesherr  zugleich  als  Grundherr  erschien,  war  die  Erb- 
lichkeit zu  keiner  Zeit  bezweifelt  worden.  Sie  richtete  sich 
ganz  nach  den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Rechts  tiber 


Cap.  TII,  §.  3.  (^i  dem  Ministerium  oder  der  von  demselben  ernannten 
Behörde).  —  E.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  74,  (bei  der  vom  Könige  zu 
bestimmenden  Behörde).  , 

<)  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  YIII,  §.  2. 

«)  Moser,  Staatsr.  Xn,  Cap.  60  u.  f.,  S.  337  u.  f.  —  Dessen  Fa- 
mOienstaatsr.  I,  Cap.  I.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  11  u.  f.  Dessen  Er- 
örterungen I,  Nr.  n.  IX.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  233  u.  f.  —  Leist, 
Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  30  u.  f.  —  KlQber,  öffentl.  R.,  §.  242  u.  f.  —  Mau- 
renbrecher, §.231  u.  f. —Weiss,  Staatsr.,  §.  238u.  f.  —  H.  A.Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  64  u.  f.  — J.  Held,  System  des  Yerf-Rechts, 
Bd.  n,  (1867),  S.  202  flg. 

«)  Vergl.  meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  ü,  §.  51,  52.  — 
H.  J.  F.  Schulze,  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen  Fürsten- 
häusern. Leipzig,  1851.  —  J.  Held,  a  a.  0.  H,  148  flg. 
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■ 

die  Vererbnng  des  echten  Eigenthams^  d.  h.  an  anbewe^dia 
Sachen,  insbesondere  der  adeligen  Stammgütar.  Hierbei  er- 
kannte man  von  jeher  den  Vorzug  des  Mannsstammes 
vor  dem  Weibstamme,  im  Uebrigen  aber  die  Th  eil  bar  keil 
des  Allodes  unter  die  gleich  nahen  Erbberechtigten  an. 

U.  In  den  reichslehenbaren  Territorien,  wdche  da 
Charakter  von  Amtsbezirken  (Ftlrstenamt)  hatten,  bemfdita 
sich  die  Kaiser  bis  in  das  XUI.  Jahrhundert,  die  Erblichkeit 
oder  mindestens  doch  die  Theilbarkeit  principiell  auao- 
schliessen,  vermochten  aber  auf  die  Dauer  diesen  Grondsatz 
nicht  aufrecht  zu  erhalten^). 

m.  In  der  älteren  Zeit  betrachtete  man  durch  die  Tbei- 
Inng  der  Lehen  das  gegenseitige  Snccessionsrecht  der  TheSen- 
den  und  ihrer  Stämme  als  völlig  aufgehoben  (sog.  Todthei- 
lungen):  später  suchte  man  zur  Bewahrung  desselben  die 
lehensherrliche  Genehmigung  der  Theilnngen  nach  (sog.  Motb- 
schierungen)  und  führte  zu  diesem  Behufe  insbesondere 
Belehnungen  zur  gesammten  Hand  ein^). 

IV.  Eine  positive  reichsgrundgesetzliche  Bestimmung  über 
Untheilbarkeit  findet  sich  nur  in  Bezug  auf  die  knrfärstlichen 
Häuser  in  der  goldenen  Bulle  K.  EarTs  IV.,  und  zwar 
nach  dem  Wortlaute  dieses  Gesetze»  sowohl  in  Bezug  aaf  die 
Knrstimme  als  die  Regierung  der  Kurländer.  Beide  soD- 
ten  nach  der  Bestimmung  dieses  Gesetzes  stets  nur  von  einem 
Mitgliede  des  Hauses  nach  Primogeniturordnnng  geftlurt 
werden  ^). 

^)  Sachsenspiegel  m,  53.  §.  3:  ,,Maii  ne  mut  ok  nen  gerkfate 
delen."  —  Sachs.  Lehnr.  c.  20,  §.  5.  Schwabensp.  (Lassbeig)  al21, 
§.  6:  „Wen  (man)  mag  dehein  (Icein)  filrstenamt  mit  rehte  zwein  maxmea 
nivt  gelien,  ir  dewedere  (keiner  von  ihnen)  mag  mit  rehte  nivt  daTon  em 
furste  gesin.  noch  eiil  forste  geheizzen.  also  mag  man  marcgra&chaft.  noch 
graYeschafib.  Swer  din  theilend,  so  hant  si  ir  namen  verlorn."  —  Schwab. 
Lehr.  (Lassberg),  c  41.  —  I.  Feud.  13:  „In  feudo  comitatos  vel  marcluae, 
vel  aliarum  dignitatom  non  est  successio  ...sedhodiehoc  usurpatam 
est."  —  Constit  Friderici  I,  a.  1158  (in  11.  Feud.  55.  §.  2)  „Praeeerai 
ducatus,  marchia,  comitatus,  de  cetero  non  diyidantur."  — 

*)  üeber  Todtheilung  und  Muthschierung,  yergl.  Weber,  Handb.  des 
Lehnr.  HI,  421  u.  f.  —  Meine  deut.  Bechtsgeschichte*3.  Aufl.  1858,  ThL  II, 
§.119,  S.  815. 

^)  Aurea  Bulla,  a.  1356,  cap.  YU,  §.  2.  „Stätuimus,  et  imperiaii 
autoritate  praesenti  lege  perpetuis  temporibus  valitura  decermmus,  ut  post- 
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V.  Landeflbesirke^  welche  ein  Reiehflftbrst  yon  einem  an- 
deren oder  einer  fremden  Krone  zu  Letien  hatte,  wurden  nach 
den  gemeinen  lehenrechtlichen  Grundsätzen  vererbt^  sofern 
nicht  die  Lehenbriefe  etwas  Besonderes  festsetzten. 

VI.  Seit  dem  XIV.  und  noch  mehi^  seit  dem  XV.  u.  XVI. 
Jahrhundert    trat  bei  vielen^   besonders    bei   den    grösseren 
reiehsständischen  Häusern  das  Interesse  hervor,  zur  Erhaltung 
des  Glanzes  und  der  politischen  Bedeutung  des  Hauses  ihre 
Besitzungen  zu   einem  untrennbaren  Ganzen  hinsichtlich  der 
Vererhang,  wenn  auch  noch  nicht  zu  einem  eigentlichen  Staats- 
körper,  zu  verbinden.    Dieser  Zweck  wurde  durch  Familien* 
vertrage  und  Testamente  zu  erreichen  gesucht,  wodurch  den 
an  sich  verschiedenen  Besitzungen  der  Charakter  eines  untheil- 
baren  Familienfideicommisses,  wenigstens  fUr  so  lange,  als  eine 
gewisse  Linie  des  Hauses  bltlhte,  beigelegt  wurde.    In  Folge 
hiervon  wurde  die  Einführung  der  Primogenitur  immer  häufiger. 
Uebrigens  ersieht  man  aus  den  die  Einführung  der  Primogeni- 
tur betreffenden  Urkunden  sehr  deutlich ,  wie  auch  in  dieser 
Lehre  das  römische  Recht  bereits  eingedrungen  war,  da  man 
nicht    nur  zur   Einführung    derselben,  wegen   der  darin  lie- 
genden Schmälemng  und  theilweisen  Umgehung  der  Pflicht- 
theilsrechte  der  sog.  nachgebomen  Söhne  die  kaiserliche  Con- 
firmation  ftir  erforderlich  hielt,  sondern  auch  in  den  fürstlichen 
Testamenten,  namentlich  im  XVI.  und  XVU.  Jahrhundert,  der 


qoam  üdem  Prindpes  Electores  Seculares,  yel  eomm  quUibet  esse  desierit, 
jus,  ¥0x  et  potestas  Electionis  hujusmodi  ad  filium  suum  primogeni- 
tum,  similiter  laicum,  libere  et  sine  contradictione  cujuspiam  devolvatar/* 
§.  8.  „Si  vero  priinogenitus  hi^jus  modi,  absque  heredibus  mascolis  legiti- 
mis  laids  ab  hac  luce  migraret,  yirtute  praesentis  imperialis  edicti,  jus,  vox 
et  potestas  Electionis  praedictae  ad  seniorem  fratrem  laicum,  per 
veram  paternalem  lineam  descendentem,  et  ddnceps  ad  illius 
primogenitum  laicum  devolvatur.*'  §.  4.  „Et  talis  successio  in  primo- 
genitis  et  beredibus  Prindpum  eorundem  in  jure,  voce,  et  potestate  prae- 
missis,  perpetuis  temporibus  observetur/*  Siebe  nodi  ebendas.  cap.  XXV. 
§.  2,  3,  4;  abgedruckt  hier  unten  §.  250,  Note  6  u.  7.  —  Für  das  £rzbaus 
Oesterreicb  war  die  Primogemiur  schon  durch  das  (angebliche) Privile- 
gium des  K.  Friedrich  L,  a.  1156  eingeführt  worden.  Vergl.  meine 
deut  R.-Gesch.  3.  Aufl.,  Tbl.  n,  S.  490  flg.  (voUständig  abgedruckt  in 
Pertz,  Monum.  Genn.  Leg.  T.  ü,  99). 
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Erstgeborne  häufig  als  herea  ex  asse  anfgeÜASSt  und  Imeiduiet 

werde  •). 

§.  248. 

b)   Praktisches  Recht. 

1)   Allgemeiner  Charakter  der  Thronfolge, 

I.  Alle  Thronfolge  nach  Gebltttsrecht,  sie  mag  aid 
Gesetz I  Herkommen,  Hansverträgen  oder  einer  Familienfidei' 
commissstiftang  beruhen,  hat  im  Allgemeinen  denselben  Grood- 
charakter,  welcher  aller  deutschen  adeligen  Stammguts-,  Lehen- 
und  Familienfideicommissfolge  ttbereinstimmend  zukommt^).  Ak 
eine  eigentliche  ,,Folge''  im  Sinne  des  deutschen  Rechts^ 
ist  die  Thronfolge  kein  Fortsetzen  der  BechtspersSn- 
lichkeit  des  Vorgängers  und  kein  Eintreten  in  dieselbe 
kraft  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willens- 
bestimmung des  Verstorbenen,  wie  dies  im  Begriffe  des 
römischen  keree  liegt  —  also  keine  succesrio  ex  beru^ieio  de- 
functi  —  sondern  sie  ist  ein  Einrücken  in  den  durch  das 
Ableben  des  Vorgängers  eröffneten  Ei-onbesitz  aus  einea 
Bechtsgrunde,  welcher  bereits  vorher  bestand,  zum  Behufe 
der  Ausübung  des  eigenen  Bechts  an  dem  Gegenstände 
der  Folge,  d.  h.  hier,  an  der  Begierung. 

n.  Die  Thronfolge  ist  daher  auch  Singular-Suecei- 


•)  Yergl.  z.  B.  Testament  E.  Ferd.  IL,  1621,  bei  Moser,  Staatsr.  XD, 
p.  414  u.  f.  „ . . .  so  instituiren,  nennen  und  setzen  Wir  zu  Unserem  ia- 
widersprechlichen  rechten  natürlichen  Universalerben  und  Erb- 
nehmer  yorgedachten  Unseren  freundlichen,  geliebten  Sohn  Ferdinaid 
Ernst,  dass  er  nemblich  alle  Unsere  zugehörige  Erbkönigreich,  firzheisog^ 
XL  Fflrstenthum  etc.  etc.  als  der  erst-  und  älteste  gebohrene  etc.  aUeti 
inhaben,  regieren,  herrschen  und  genüssen  .  .  .  solle.''  —  Testameat  doi 
Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg,  20.  März  1688,  (bei 
Höfler,  fr&nkische  Studien  im  DL  Bd.  des  Archivs  der  k.  k.  Alcad.  der 
WisB.  für  Kunde  d.  Österreich.  GeschichtsqueUen.)  „Fünftens;  gleichwie  iA 
mein  Churprinz  und  Sohn  Friedrich  Haeres  ex  osm  sein  mugt**  et& 

«)  Ph.  Knipschildt,  de  fideicom.  famil.  nobil.  Ulm,  (Edit  2)  1651. 
M eurer  von  der  Succession  in  Lehn-  und  Stammgüter  unter  dem  hohen 
und  dem  niederen  deutschen  Adel.  Leipzig  1781.  —  G.  v.  Salza  u.  Lich- 
tenau, die  Lehre  von  Familien-,  Stamm-  und  GeschlechtsfideicoimniiseB, 
Leipzig  1838. 

*)  Yergl.  meine  deutsche  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  ü,  §.  117,  Y, 
S.  801. 
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B  i  o  n  in  dem  Sinne,  wie  dies  die  deutsche  adelige  Stammgnts-; 
Lehen-  nnd  Fideicommissfolge  ttberbaupt  ist').  Dass  die 
Grmndsätze  der  römischen  Universalsnccession ,  welche  in  der 
Reichszeit  mitunter,  aber  stets  sehr  unpassend,  eingemischt 
uvurden,  auf  die  Thronfolge  durchaus  unanwendbar  sind,  wird 
heut  zu  Tage  unbestritten  anerkannt. 

ni.  Alle  Thronfolge  nach  Gebltttsrecht  ist  nurDescen- 
dentenfolge,  d.h.  es  werden  überhaupt  nur  Descenden- 
ten  des  ersten  Erwerbers  der  Krone  zur  Thronfolge  ge- 
rafen.  Seitenverwandte  (GoUateralen)  des  letzten  Besitzers 
der  Krone  haben  daher  als  solche  kein  Thronfolgerecht, 
sondern  nur  insofern,  als  sie  zugleich  jene  Eigenschaft  als 
Descendenten  des  ersten  Erwerbers  besitzen.  Ganz  dasselbe 
gilt  Ton  den  Ascendenten  des  letzten  Besitzers^). 

rv.  Allgemein  ist  in  den  deutschen  regierenden  Häusern 
der  Vorzug  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme 
anerkannt^).  Man  pflegt  das  auf  diesem  Grundsätze  beruhende 
^rstem  als  „Thronfolge  nach  dem  salischen  Gesetz^^ 
za  bezeichnen,  weil  derselbe  in  diesem  alten  fränkischen 
Volksrechte  ftlr  die  Stanmigutsfolge  überhaupt  ausgespro- 
chen ist*). 

»)  Eben  das.  Thl.  H.  §.  117,  Vn.  S.  802. 

4)  Eine  Ascendentenfolge  könnte  heut  zu  Tage  bei  der  Thronfolge 
überliaupt  möglicherweise  nur  da  in  Frage  kommen,  wenn  bei  dem  £r- 
lÖBcben  des  Mannsstammes  die  weibliche  Succession  eintritt  und  die  noch 
lebende  Mutter  oder  Grossmutter  des  letzten  Souverains  zugleich  ein  ge- 
borenes Mitglied  desselben  Hauses  wäre.  Die  sämmtUchen  neueren 
Haus-  und  Yerfassungsgesetze  nehmen  auf  diesen,  an  sich  sehr  singul&ren 
Fall  keine  Rücksicht  und  r&umen  einer  weiblichen  Verwandten  wegen  der 
xnftülig  in  ihrer  Person  concurrirendeh  Ascendenteneigenschaft  durchaus 
keinen  Vorzug  vor  den  übrigen  Frauen  oder  Cognaten  ein.  — ■  üeber  den 
froher  zwischen  Koch,  Danz,  Gönner,  Klüpfel  und  Majer  über  die 
weibliche  Ascendentenfolge  in  Lehen  geführten  Streit,  s.  Weber,  Handb. 
d.  Leimrechts  III.  S.  350  u.  f. 

i^)  Vergl.  H.  A.  Zachariae,  das  Successionsrecht  im  Gesammthause 
Braun  schweig- Lüneburg  und  der  ausschliessliche  Anspruch  Hau- 
noverB  auf  das  in  Erledigung  kommende  Herzogthum  Braunschweig. 
Leipzig,  1862,  S.  13.  24  flg. 

•)  Lex  Salica  (emend.),  Tit.  62,  §.  6:  „De  terra  vero  salica 
nulla  portio  mulieri  veniat,  sed  ad  virilem  sexum  tota  terrae  hereditas 
perveniat'*  ~  Siehe  meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  II,  §.33, 
n,  S.  403  und  §.  114,  I,  S.  781. 
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V.  Wie  jede  gennanisehe  Immobiliarerbfolge  und  insbe- 
sondere  die  adelige  Stammgutsfolge,  hat  anch  die  Thronfolge, 
nnd  zwar  für  die  agnatischen  Thronerben  männlichen  6e- 
schlechts  ohne  Ausnahme,  die  beiden  Hanptwirknngen  der  alt- 
dentschen  erblichen  Oewere  beibehalten,  nämlich:  1)  die 
Wart  (das  Wartrecht)  nnd  2)  den  Fall  (das  Anfalls- 
recht,  Saidne) '). 

VI.  Unter  dem  Wartrechte ^)  wird  hier  das  verstanden, 
dass  der  Thronerbe  eben  ans  dem  Ornnde,  weil  er  nicht  ix 
beneßcio  ultimi  defuncti  süccedirt,  ein  festes  Saccessionsrecht 
in  die  Krone  haif  welches  ihm  durch  keine  einseitige  Yerfb- 
gung  des  Vorgängers  entzogen  werden  kann^);    daher  denn 


7)  Ebendas.,  Thl.  II,  §.  118,  S.  808  fl. 

s)  Im  Sachsensp.  IQ.  84,  §.  3  heisst  dieses  Becht  „Wardnnge^ 
und  ein  Erbe,  der  es  hat:  „der  des  gutes  wardende  ist*^  VergL  Barn- 
berger  Stadtr.  aus  dem  XIY.  Jahrhunderte,  §.  296.  304.  in  meiner  Aus- 
gabe, Heidelberg  1839;  Urkundenbuch,  S.  85.  87. 

9)  Dieses  Wartrecht  ist  dasselbe  feste,  Tom  ersten  Erwerber 
abgeleitete  jedem  Descendenten  desselben  als  solchen  zuständige  Redit 
welches  man  im  Lehnrechte- als  ^'t««  succedendi  bezeichnet,  d.  h.  das  Sue- 
cessionsre.cht  an  sich,  ohne  dessen  Zuständigkeit  man  nicht  Ton  der 
B uc ce 6 sions Ordnung,    d.  h.  zur  Ausübung  desselben  in  bestimmter 
Beihenfolge,  gerufen  werden  kann.  (lieber  den  früher  zwischen  P os s e 
und  Bunde  geftüirten  Streit  über  den  Unterschied  yon  Successionsreeht 
und  Successionsordüung,  s.  Weber,  Handb.  d.  Lehnrechts,  111,  S.  380iLf. 
—  Dabei  sprachen  die  Publidsten  und  unter  dem  Einflüsse  der  Doctrin 
auch  viele  hausgesetzliche  Bestimmungen  aus  den  beiden  letzten  Jahrhim- 
derten  von  einem  condomirdum  (eventtude)  oder  Civilbesitze  (d.  h.  ide- 
alen Gesammtbesitze)  der  fürstlichen  Familie  als  Grund  des  jus  succedendi 
(des  Wartrechtes).    Pütt  er,'  prim.  lin.  §.  31.  —  Beispiele  s.  bei  Moser, 
badisches  Staatsr.  §.  82.  —  Allein  die  Auffassung  des  Wartrechtes  als  Aos- 
fiuss  eines  (angeblichen  germanischen,  auf  einem  Solidarprindp  beraheudee 
eventuellen)  condominiumy  wie  dies  von  Pütt  er,  B.  W.  Pfeiffer  (s.  untes 
§.  251,  Note  1)  u.  A.  geschieht,  ist  durchaus  geschichtswidrig;  denn  dts 
in  der  romanisirenden  Feudistenschule  der  letzten  Jahrhunderte  aufgebrachte 
sogenannte  eventuelle,  d.  h.  Erbrecht  bewirkende  GesammteigeB* 
thum  ist  eben  -nichts  anderes,  als  das  Wartrecht  selbst,  dessen  juiistisciie 
Natur  man  verkannte,  und  daher,  anstatt  es  als  das  historische  Prindp  der 
deutschen  Descendentenfolge, d.h.  als dasWesen  desGeblütsrechts 
der  rechten  Erben  zu  begreifen,  nach  einem  ebenso  überflüssigen  als  £il- 
schen,  angeblich  höherem  Principe  haschte,  als  dessen  Wirkung  ea  erscheinen 
sollte.  Eine  solche  Darstellung  ist  aber  eben  so  unrichtig  und  nichtssagend, 
als  wenn  man  bei  der  römischen  hereditas  für  das  Suitätsprincip  noch 
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auch  bei  der  Thronfolge  keine  Enterbung  im  Sinne  des 
römischen  Civilrechtes  Platz  greifen  kann^®). 

VII.  Das  Anfallsrecht  änssert  sich  darin,  dass  die 
Krone  an  den  Thronerben  übergeht,  ohne  dass  es  von  seiner 
Seite  irgend  einer  Antretung  der  Erbschaft  im  römischen  Sinne 
[aditio  hereditatis  oder  agnitio  bonorum  possessionis)  bedarf**), 
M)  dass  er  also  den  Kronbesitz  des  Regiemngsvorgängers  ohne 
die  Unterbrechung  fortsetzt.  Dies  ist  der  Sinn  der  Parömie : 
„der  König  stirbt  nicht"*^). 

sin  höheres  Princip  in  einem  angeblichen  condomimum  der  aui  mit  dem 
oaterfamilias  suchen  wollte,  was  übrigens  auch  sogar  schon  im  römischen 
Rechte,  freilich  ohne  alle  praktische  Bedeutung,  versucht  worden  ist.  Yergl. 
L  11,  Dig.  de  liberis  et  posthumis  (28,  2).  —  Nicht  zu  verwechseln  mit 
üiesem  im  alten  deutschen  Rechte  begründeten  Wartrechte  der  rechten 
Erben  ist  die  im  neueren  Lehnrechte  aufgekommene  Anwartschaft, 
velche  dem  Anwärter  nur  ein  persönliches  Recht  gegen  den  sie  er- 
theflenden  Lehensherm,  aber  kein  dingliches  Recht  am  Lehen  selbst 
gibt    Siehe  unten  §.  256,  Note  2. 

*)  Eine  Enterbung  (exheredatio)  in  dem  Sinne,  welcher  im  römischen 
Rechte  damit  verbunden  wird,  war  dem  deutschen  Rechte  von  jeher  unbe- 
kannt. Sie  kann  daher  auch  jetzt  nie  da  Platz  greifen,  wo  nach  rein 
deutschen  Rechtsgrundsätzen  geerbt  wird.  Meine  deut.  R- Gesch., 
3.  Aufl.  1858,  Thl.  II,  §.  113,  VII ;  §.  115 ;  §.  121.  —  Dagegen  galten 
im  deutschen  Rechte  grobe  Verbrechen  gegen  den  Erblasser  begangen,  als 
Ünwürdigkeitsgründe,  welche  den  Erben  ipso  jure  von  der  Erbfolge 
ausschlössen.  Sachsenspiegel  III,  84,  §.  3.  —  Dies  galt  auch  nach 
derL. Bajuvariorum  Tit.  II,  c  10,  hinsichtlich  der  Regierungsnachfolge: 
,.S]  quis  filius  Ducis  tam  superbus  aut  stultus  fuerit,  ut  patrem  suum  de- 
honestare  voluerit  per  consilium  malignorum ,  vel  ■  per  fortiam ,  et  regnum 
ejus  aufferre  ab  eo  . . .  sciat  se  ille  tilius  contra  legem  fecisse ,  et  de  here- 
ditate  patris  sui  esse  dejectum.^*  —  Dasselbe  verordnete  reichsgesetzlich 
der  Mainzer  Landfrieden  K.  Friedrich's  L,  a.  1235,  c.  11.  —  Die 
neaeren  Verfassungsurkunden  enthalten  hierüber  gar  keine  Bestimmung,  da 
man  den  Eintritt  eines  solchen  Falles  nicht  für  möglich  hält. 

")  Daher  noch  die  Ausdrücke:  „Erbfall"  und  „Todesfall."  —  Vergl.  die 
Bubrik  im  Bamberg  er  Stadtrechte,  Tit.  XXIV.  „von  erbvellen."  —  Der 
Fall,  oder  die  saisine,  welche  noch  der  Code  Napoleon  a.  724  unter 
diesem  Namen  den  Geblütserben  (heriticrs)  beilegt,  ist  nichts  Anderes,  als 
die  Gewer  des  Vermögens,  welche  von  dem  Erblasser  unmittelbar  bei  dem 
Todesfalle  an  den  (Intestat-)  Erben  übergeht. 

**)  Diese  publicistische  Parömie  entspricht  der  gemeinen  deutsch-  und 
französischrechtlichen  Parömie:  „der  Tode  erbt  den  Lebendigen:  le  mort 
«aisü  le  vif.''  Meine  deutsche  R.-Gesch.  3.  Aufl.,  1858,  Thl.  H,  §.  117, 
Note  3  u.  f. 
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§.  249. 

2)    Fähigkeit  zur  Thronfolge. 

Unvereinbarhchkeiten  mit  der  Eigenschaft  eines 

Souverains. 

I.  Eine  positive  reichsgrnndgesetzliche  Vorschrift  über  die 
Erfordernisse  der  Successionsfähigkeit  bestand  znr  ReichsBät 
nnr  in  der  goldenen  Bulle  bezüglich  der  korftirstlichen  Hanser. 
Hiemach  war  zur  Successionsfähigkeit  nichts  weiter  Torge- 
schrieben,  als  1)  legitime  Abstammnngy  2)  weltlicher 
Stand  und  3)  physische  und  geistige  Tüchtigkeit  zur 
Führung  der  Regierung^). 

n.  Dieselben  Eigenschaften  wurden  im  Allgemeinen  anch, 
als  in  der  Natur  der  Sache  liegend ,  bei  den  übrigen  reichs- 
ständischen Häusern  für  die  Successionsfähigkeit  erfordert^) 
und  sind  daher  auch  heut  zu  Tage  noch  als  die  gemeinrecht- 
lichen Erfordernisse  derselben  zu  betrachten. 

UI.  Sowohl  in  älteren  als  in  neueren  Hansgesetzen  mid 
Verfassungsurkunden  wurden  partikularrechtlich  £e 
Erfordernisse   der  Successionsfähigkeit   vermehrt,    durch  d» 


*)  Aurea  Bulla,  cap.  YII,  §.  2.  . . .  filiom  snom  primogenitnm,  le- 
gi timum,  laicam  (siehe  oben  §.  247,  Note  5).  —  Vei^l.  eben  das.  Capt 
XXV,  §.  3.  (Siehe  diesen  Text  unten  §.  250,  Note  6). 

*)  Nur  in  Bezag  auf  den  geistlichen  Stand  schwankte  die  Praxis,  ob 
derselbe  ein  allgemeiner  Ausschliessungsgrnnd  Yon  der  Regiemngsnachfolge 
sei,  oder  ob  derselbe  nur  bei  lehn  baren  Ländern  (wegen  IL  Fead.  ^ 
§.  5,  und  Sachs.  Lehnr.  c.  2)  in  Betracht  komme;  auch  bei  den  letzteren 
war  dies  bestritten,  da  schon  das  schwäbische  Lehnr.  (Lassbeig)  c.  i 
die  Lehnföhigkeit  der  „Pfaffen  von  Rittersart''  anerkennt  Pfttter,  pran. 
lin.  §.  21.  —  Uebrigens  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  gerade  ein  h«ip(- 
sächlicher  Grund,  wesshalb  der  hohe  nnd  niedere  Adel  seine  nachgeboresea 
Söhne  so  häafig  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  liess ,  und  sie  dazn  be- 
sonders in  Testamenten  u.  dergl.  aufforderte,  darin  lag,  dass  sie  darin  etne 
standesmässige  Versorgung  finden,  und  eben  desshalb  bei  der  Erbfolge  m 
die  väterlichen  Besitzungen  von  der  Concurrenz  mit  den  weltlichen  Sdfanes 
ausscheiden   sollten.     Daher  bestimmten   mitunter  Hausgesetze,  dass  die 
Söhne  geistlichen  Standes  erst  in  Ermangelung  von  Erben  weltlichen  Staa- 
des  zur  Succession  kommen,  sodann  aber  wieder  in  den  Laienstand  ixaHdk- 
treten  sollten,  u.  dergl.,  was  bei  protestantischen  Häusern  ohnehin  kriae 
Schwierigkeiten  hatte,  und  bei'  Katholiken  mit  päpstlicher  Dispensation  eben- 
falls zu  bewirken  war.    Vergl.  Weber,  Handb.  des  Lehnrecfats.  Bd.  Hit 
S.  322  u.  f. 
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ErfoFdemiss  der  Gebart  ans  ebenbürtiger,  haasgesetzmässiger, 
mit  Zastimmung  des  Sonverains  geschlossener  £he^). 

IV.  Eine  Vorschrift  über  die  confessionelle  Religionseigen- 
äehaft  des  Sonverains  findet  sich  nnr  in  der  würtember- 
gisch  6 n  Verfassung  und  hinsichtlich  der  Religionseigenschaft 
des  Regiernngsverwesers  oder  Statthalters  in  der  Verfassungs- 
nrknnde  für  S.-Cobnrg-Gotha*). 

V.  Mitunter  ist  auch  die  Unvereinbarlichkeit  der 
Erbfolge  in  eine  Krone  mit  dem  Besitze  -  eines  anderen 
Thrones  durch.  Haus-  oder  Landes  Verfassungsgesetze  ausge- 
sprochen worden.  Uebrigens  finden  sich  hierbei  Verschieden- 
heiten, je  nachdem  diese  Unvereinbarlichkeit  unbedingt^) 
oder  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  eintreten  soll ^). 

3)  Siehe  oben  §.  217.  219.  226. 

*)  Wttrtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  5.  „Der  König  bekennt  sich  zu  einer 
der  christlichen  Kirchen.^*  —  S.-Coburg- Gotha,  V.-U.  1852,  §.  20.  „Der 
Statthalter,  so  wie  der  Regierungsverweser  muss  protestantischen 
GJaabena  sein/^  —  Haus  vertrage,  welche  den  Landesnachfolger  zu  einer 
bestimmten  Confession  verpflichteten,  wurden  zur  Reichszeit  für  un- 
verbindlich gehalten.  Gönner,  Staatsr.  §.  22,  Note  v;  dessen  Jurist 
Abhandl.  Thl.  I,  Nr.  1.  —  Dagegen  wurde  die  testamentarische  Einsetzung 
eines  Prinzen,  der  nicht  schon  an  sich  ein  festes  Successionsrecht  (Wart- 
racht) hatte,  unter  der  Bedingung,  dass  er  eine  gewisse  Confession  annehme, 
köneswegs  für  eine  conditio  turpis  angesehen.  Yergl.  das  Codicill  der 
Markgrätin  Sibylla  Augusta  von  Baden-Baden,  a.  1733,  bei  Moser, 
FamiL-Staatsr.  I.  965.  -  Thibaut,  System  des  Pand.-R.  §.  954,  Note  y. 

^)  Unbedingt  schliesst  den  Souverain  eines  anderen  Staates  von 
der  Thronfolge  aus:  Baden,  Deklaration  des  Grossherzogs  Karl  v.  4.  Oct. 
1817,  als  Grundlage  des  Hausgesetzes  §.3,  Nr.  4  e;  „...niemals  aber 
diese  Landesnachfolge  auf  einen  Herrn  fallen  könne,  der  schon  einen  an- 
deren Staat  besitzt,  oder  zu  dessen  Regierung  unmittelbar  berufen  ist:  in- 
dem entweder  ein  solcher  weiblicher  Descendent,  wenn  ihn  die  Erbfolge 
trifft,  der  Regierung  seines  eigenen  Stammlandes  feierlich  entsagen 
muss,  oder  aber  die  Nachfolge  in  dem  Grossherzogthume  Baden  nach 
obigen  Erbfolgegrundsätzen  an  den  nächsten  nicht  regierenden  Herrn 
ftbeigeht." 

*)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  II,  §.  6.  „Sollte  die  bayerische  Krone 
mudi  Erlöschung  des  Mannsstammes  an  den  Regenten  einer  grösseren 
Monarchie  gelangen,  welcher  seine  Residenz  im  Königreiche  Bayern 
nicht*  nehmen  könnte  oder  würde,  so  soll  dieselbe  an  den  zweit  gebore- 
nen Prinzen  dieses  Hauses  übergehen,  und  in  dessen  Linie  sodann  die- 
selbe Erbfolge  eintreten,  wie  sie  oben  verzeichnet  ist  Kommt  aber  die 
Krone  an  die  Gemahlin  eines  auswärtigen  grösseren  Monarchen,  so 
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VI.  Als  nnvereinbar  mit  der  Stellimg  als  Souveram  eines 
dentschen  Staates  sollte  anch,  schon  der  Natar  der  Sache 
nach,  die  Uebemahme  eines  Hof-,  Militär-  oder  Civilstaats- 
dienstes  in  einem  anderen  Staate  betrachtet  werden.  Jedoch 
sagen  dies  nnr  sehr  wenige  Verfassnngsnrkonden  ansdrftti- 
lich*^,  nnd  findet  sich  daher  anch,  dass  in  einigen  kleinereii 
Staaten  die  Bekleidung  einer  hohen  militärischen  Charge  durch 
den  Souverain  in  einem  anderen  Bundesstaate  nicht  beanstan- 
det  wird^).     Dasselbe   gilt  von    der  Einnahme   eines  Sitzes 


wird  sie  zwar  Königin,  sie  muss  jedoch  einen  yicekönig,'der  aeiie 
Residenz  in  der  Hauptstadt  des  Königreichs  zu  nehmen  hat,  ernennen,  and 
die  Krone  geht  nach  ihrem  Ahleben  an  ihren  zweitgeborenen  Prinzec 
über/'  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852,  Art  15.  „Der  Grossherzog  kuo 
nicht  zu  gleicher  Zeit  Oberhaupt  eines  ausserdeutschen  Staates  sein, 
noch  in  Dienstesp fliehten  irgend  eines  anderen  Staates  stehen.  Die 
Regierung  kann  ohne  Zustimmung  des  allgemeinen  Landtags  nicht  mit  der 
Regierung  eines  anderen  deutschen  Staates  in  einer  Person  veremi^ 
werden."  —  S.-Coburg-Gotha  V.-ü.  1852,  §.  19.  „Die  Staatsregienm? 
kann ,  ausgenommen  in  dem  §.  9  vorgesehenen  Falle ,  (dass  nämlich  zur 
Zeit  eines  Erbfalles  ausser  dem  Könige  von  England  oder  ausser  dem  eof- 
lischen  Thronfolger  ein  snccessionsfkhiger  Nachkomme  aus  der  Spedalliiiie 
des  Prinzen  Albert  nicht  vorhanden  sei)  auf  den  Inhaber  eines  ausser- 
deutschen Thrones  nicht  gelangen.  Wenn  ein  Herzog  einen  aussodeot- 
sehen  Thron  besteigt,  so  wird  dafür  angenommen ,  dass  er  daraof  Verncbt 
geleistet  habe,  über  die  Herzogthümer  zu  regieren.'*  —  Schwarzbnrg- 
Sondershausen,  V.-Ü.  1849,  §.  50:  „Ist  er  (der  nächsle  üironerte) 
bereits  Oberhaupt  eines  anderen  Staates,  so  muss  er  auf  Verlangen  des 
Landtags  entweder  auf  diese  oder  auf  die  ihm  angefEdlnne  Regieroiigs- 
folge  verzichten."  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  Art  55:  „Ohne  Einwilli- 
gung beider  Kammern  kann  der  König  nicht  zugleich  Herrscher  fits- 
der  Reiche  sein." 

0  Ausdrückliche  Bestimmungen  finden  sich  nur  in:  Oldenburg,  rt. 
V.-ü.  1852,  Art.  15.  (Unbedingtes  Verbot;  siehe  Note  6).  —  Kur  mit  Zo- 
stimmung  der  Landstände  gestattet,  in:  Schwarzburg-Sondersr 
hausen,  V.-U.  1849,  §.  56  a.  £.  —  Die  Rheinbundsakte,  Art  7. 
enthielt  dari\ber  folgende  Bestimmung :  ,  J^es  princes  devront  n^cessairemot 
^tre  independans  de  toute  Puissance  Strang ^re  ä  la  conf<Meration,  et  oe 
pourront  cons^uemment  prendre  du  Service  d'aucun  genre  que  dans  les 
£tats  conf^der^s  ou  alliös  ä.  la  conf§d^ration.  Ceux  qui,  ^tantd^<o 
Service  d*autres  Puissances,  voudront  y  rester,  seront  tenos  de  faire  passer 
leurs  Principautös  sur  la  tSte  d'un  de  lenrs  Enfans." 

^)  So  z.  B.  in  Nassau,  in  den  herzoglich  s&cbsi sehen  und  da 
förstlich  reussischen  H&uflem. 
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im  Parlamente    eines    auswärtigen    Staates    als    Prinz    von 
Geblüt  ^). 

YU.  Auch  hat  sich  seit  der  Stiftung  des  Rheinbundes  und 
des  deutschen  Bundes  unter  den  Bundesgliedem  die  Ansicht 
festgestellt,  dass  ein  deutscher  SouTcrain  als  solcher,  d.  h. 
wegen  seines  Staates  oder  wegen  einzelner  Bestandtheile 
seines  Staatsgebietes  weder  Vasall  eines  anderen  souverainen 
Pttrsten^^),  noch  auch  eines  seiner  eigenen  Unterthanen  sein 
kann  ^^);  wohl  aber  findet  sich  ein  Beispiel,  dass  ein  deutscher 
SouYerain  als  Inhaber  einer  im  Gebiete  eines  anderen  Bun- 
desfürsten gelegenen  Standesherrschaft  den  Lehen  verband 
fortsetzt  »2). 

§.  250. 

Von  der  geistigen  oder  köi'perlichen  Unfähigkeit   des 
Thronerben  zur  Führung  der  Regierung  und  deren* 

Rechtsfolgen  insbesondere. 

I.  Schon  nach  den  Grundsätzen  des  alten  deutschen  Rechts 
über  die  Immobiliarerbfolge  überhaupt  wurden  Personen, 
welche  an  solcher  körperlichen  Missbildung  und  UnvoUkom- 
menheit  litteu,  dass  denselben  der  Gebrauch  der  Geisteskräfte 
unmöglich  war,  sowie  auch  solche,  deren  Geschlecht  Zweifel- 
haft war,  von  der  Erbfolge  in  das  AUod  und  Lehen  ausge- 
schlossen^); diejenigen  aber,  welche  nur  an  einzelnen  körper- 


^)  So  z.  B.  in  Hanno? er,  als  Mitglied  des  englischen  Königshauses. 

^0)  Dieser  Grundsatz  lag  den  Abstimmungen  der  Majorität  in  der 
Streitfrage  zwischen  Kurhessen  und  Wal  deck,  di&  von  ersterem  be- 
hauptete Lehensherrlichkeit  über  das  Fürstenthum  Waldeck  betreffend, 
reap.  dem  B.-B.  yom  20.  Januar  1848  zu  Grunde.  Siehe  unten  §.  259 
und  §.  444. 

**)  Beispiele  von  deutschen  Reichsständen,  die  Vasallen  ihrer  eigenen 
Unterthanen  waren,  siehe  in  Kl  über,  Abhandlungen  I,  S.  19,  N.  3.  — 
J.  C.  Kau,  progr.  de  superiori  inferioris  vasallo.  Lips.  1801. 

«)  Nach  der  Augsb.  Allg.  Zeitung  v.  27.  April  1862,  Nr.  117 ,  S.  1933 
leistet  der  Herzog  von  Braunschweig  dem  König  von  Preussen  den 
Lehenseid  wegen  der  in  Preussisch-Schlesien  belegenen  Standesherrschaft 
Oels. 

*)  Sachsenspiegel,  I,  a.  4.:  „Uppe  altvile  (Ztmtter)  unde  uppe 
dverge  ne  irstirft  weder  len  noch  erve,  noch  uppe  kropelkint ...  De  mesel- 
geke  (meiselsüchüge,  d.  h.  aussätzige)  man  ne  untveit  weder  len  noch  ervc.^* 
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liehen  Mängeln  litten,  wie  Stamme,  Blinde,  Lahme  (Hand-  oder 
Fasslose),  Hess  man  dagegen  nnbedenklieh  zor  Erbfolge  im 
Ali  od;  die  Erbfolge  im  Lehen  aber,  wobei  aach  das  In- 
teresse des  Lehensherm  wegen  Leistang  der  Lehendienste  in 
Frage  kam,  wurde  ihnen  nach  sächsischem  Rechte  abgespro- 
chen^); nach  dem  als  gemeines  Recht  geltenden  lombardi- 
schen Lehenrechte  war  aber  dies  nicht  nor  bestritten,  sondern 
es  findet  sich  namentlich  in  einer  aas  jüngerer  Zeit  stammoi- 
den  and  daher  das  praktische  gemeine  Recht  darlegenden 
Stelle  (IL  Fend.  36)  mit  Verwerfung  der  gegentheiligen  Mei- 
nung die  Ansicht  als  die  richtige  vorgetragen,  dass  solche  ein- 
zelne körperliche  Mängel  von  der  Lehenfolge  nicht  ai»- 
schliessen  ^).  Ueberdies  war  allgemein  anerkannt,  dass  eine 
hieraus  abgeleitete  Lehensunfähigkeit  nur  eine  respektire 
d.  h.  das  Interesse  des  Lehensherm  allein  berührende  sd, 
dass  daher  nur  dieser  befugt  war,  einen  damit  behafteteo 
Mann  von  der  Lehenfolge  auszuschliessen,  und  dass  daher 
die  Agnaten  durchaus  kein  Recht  hatten,  ihn  zu  verdiiLngeii, 
wenn  ihn  der  Lehensherr  znlassen  wollte^). 

n.  In  Bezug  auf  die  Regierungsnachfoige  machten  sich  m 
den  reichsständischen  Häusern  alsbald  staatsrechtliche  Rück- 
sichten u.  Erwägungen  geltend  ^),  da  man  sehr  wohl  einsah,  dass 


*)  Sachsensp.  I,  a.  4:  „Wirt  ok  ein  kint  geboren  stnni  oder  huide- 
los  oder  yotelos,  oder  blint,  dat  is  wol  erve  to  landrechte  und  nidit 
lenerve." 

')  I.  Feud.  6.  ,,Mutu8  feudum  retinere  non  potest;  scilicet ,  qui  naflo- 
modo  loquitur."  Dagegen  ü.  Feud.  36.  „Mutns  et  surdos,  coecus,  dandus, 
Tel  aliter  imperfectus,  etiam  si  sie  natns  fuerit,  totam  feudum  patenum 
retinebit.  Obertus  es  Gerardus,  et  molti  alii.  Qoidam  tarnen  dicimt,  eui, 
qui  talis  natus  est,  feudum  retinere  non  posse,  quia  ipsum  serYirenon 
valet" 

«)  Vergl.  Weber,  Handb.  d.  Lehnrechts,  Bd.  m,  S.  332  o.  f. 

B)  Die  besonderen  Erfordernisse  körperlicher  Tüchtigkeit,  weidie  der 
Schwaben  Spiegel  (Lassberg)  c.  122  von  dem  zu  wählenden  Kaiser 
forderte  (siehe  oben  §.  82,  Note  2),  wurden  übrigens  niemals  als  mass- 
gebend für  die  Erbfolge  in  den  Fürstenhäusern  betrachtet  Dass  den  ftr 
die  letzteren  massgebenden  Grundsätzen  seit  dem  XIV.  Jahrhunderte 
nicht  mehr  die  einseitige  Rücksicht  auf  die  Fähigkeit  zur  Leistung  der 
Lehndienste  zu  Grunde  lag,  zeigt  deutlich  der  Lihalt  der  Goldenen 
Bulle,  Cap.  XXV,  §.  3,  (siehe  Note  6).  Vergl.  StruT,  Jurispiud.  hecoici, 
Tom.  VII,  (1753)  p.  454, 
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nicht  nur  das  öffentliehe  Wohl,  sondern  das  Interesse  der  regie- 
raiden  Familien  selbst  das  fortwährende  Bestehen  einer  geord- 
neten und  kräftigen  Regierung  erbeische.  Daher  sprach  schon 
die  goldene  Bulle  (cap.  XXV.  §.'  3)  in  Bezug  auf  die  kurfürst- 
lichen Häuser  den  Grundsatz  aus,  dass  die  Regierung  an 
kernen  Prinzen  vererben  könne,  welcher  an  einer  Geistes- 
störung oder  Geistesschwäche  leide,  oder  sonst  mit 
einem  solchen  wesentlichen  (körperlichen)  Mangel  be- 
haftet sei,  welcher  ihm  das  Regieren  von  Land  und  Leuten 
nnmöglich  mache  ^). 

in.  Eine  Aufzählung  der  einzelnen  körperlichen 
Mängel  y  welche  eine  Unfähigkeit  zur  Regierung  begründen 
solle,  wurde  in  der  goldenen  Bulle  nicht  gegeben,  in  der  rich- 
tigen Erwägung,  dass  hier  das  Meiste  von  den  besonderen 
Umständen  des  einzelnen  Falles  abhänge.  Unverkennbar  lag 
aber  hiemach  der  Bestimmung  der  goldenen  Bulle  eine  Unter- 
scheidung der  vollständigen,  jetzt  sog.  absolutenUn  fähig- 
keit  zur  Regierung  und  anderer  geringerer  Mängel  (der 
später  unpassend  sog.  relativen  Unfähigkeit)  zu  Grunde, 
und  nur  für  den  ersteren  Fall  sanktionirte  sie  den  Ausschluss 
eines  Kurprinzen^). 

IV.  In  den  ttbrigen  reichsständischen  Häusern  betrachtete 
man,  obschon  die  goldene  Bulle  nicht  die  Bedeutung  eines  auch 
für  sie  geltenden  Reichsgesetzes  hatte,  nichts  desto  weniger 
die  analoge  Anwendbarkeit  der  in  diesem  Gesetze  aufgestellten 
Grundsätze,  als  durch  die  Natur  der  Sache  gerechtfertigt  ^). 

V.  Diesen  Grundsätzen  schloss  sich  auch  die  Praxis  der  ober- 


*)  Aurea  Bulla,  cap.  XXY,  §.  2:  „Decernimus  igitur  .  .  quod  ex 
nunc  .  .  .  perpetais  futuris  temporibus  insignes  et  magnifici  Principatas 
(sc  Electorum)  .  .  .  scindi,  dividi  seu  qnavis  conditione  dismembrari  non 
debeant,  sed  ut  potios  in  sua  perfecta  integritate  perpetuo  maneant^^  (§.  3.) 
fj^rimogenitus  filius  succedat  in  eis,  sibiqne  soli  jus  et  dominium  competat, 
nisiforsitanmente  captus,  fatuus,  seu  alterius  famosi  ac  notabilis 
defectuB  existeret  propter  quem  non  deberet  seu  possit  hominibus 
prineipari.** 

^  Aurea  Bulla,  cap.  XXY,  §.  4:  „In  quo  casu  inhibita  sibi  suc- 
cessione  secundo  genitum,  se  fuerit  in  ea  progenie,  seu  alium  seniorem 
firatrem,  seu  consanguineum  laicum,  qui  paterno  stipiti  in  descendenti  recta 
ÜBea  proximior  fuerit,  volumus  successurum.'' 

«)  Moser,  Familien-Staatsr.  I,  S.  20,  §.  13. 
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Bten  Reichsgerichte  an  ^).  Demnach  wurde  zur  Bdchszät  ab 
gemeines  ßeichsrecht  anerkannt,  dass  eine  bei  dem  Ao- 
falle  der  Regierung  vorhandene  Geistesstörung  oder  Getsles- 
schwäche  oder  wesentlicher  körperlicher  Mangel  den  EibpriiaeD 
von  der  Regiemngsnachfolge  von  Rechtswegen  aosschliesst  und 
die  Regierung  an  den  nächsten  befähigten  Agnaten  vererbt,  dass 
dagegen  bei  voraussichtlich  vorübergehender  Unfähigkeit  des 
Thronfolgers  eine  Regierungsvormundschaft  anzuordnen  ist, 
einzelne  körperliche  Mängel  und  Schwächen  aber  kein  Binder- 
niss  der  Thronfolge  und  der  Selbstregierung  sind^^). 

VI.  Dies  muss  auch  heut  zu  Tage  noch  als  GrondB&ts 
des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts  anerkannt  werden,  da 
die  Auflösung  des  Reiches  und  die  Erwerbung  der  Sonvenüne- 
tät  in  dieser  Beziehung  keine*  Veränderung  in  dem  bis  dahin 
gültigen  Rechte  bewirkt  hat '  ^). 

VU.  In  mehreren  neueren  Verfassungsgesetzen  wird  da- 
gegen sogar  ein  geistiges  Leiden  nicht  mehr  als  ein  Gnind 
des  Ausschlusses  des  Thronerben  von  der  Regiemngsnachfolge 
betrachtet,  sondern  es  tritt,  wie  bei  dem  Falle  der  Minder- 
jährigkeit, nur  eine  Regentschaft  ein^^.    Diese  Bestimmimg 


•)  Die  Praxis  des  Reichshofrathes,  an  welchem  gewöhnlich  dergleichen 
Sachen  zur  Verhandlung  kamen,  zeigt  das  berühmte  Reichshofratitsgatich- 
ten  vom  7.  Juli  1729,  den  geisteskranken  Herzog  Maria  GonzagafOB 
Guastalla  betr.;  abgedruckt  in:  Merkwürdige  Reichshofrathsgutachten, 
Fraukf.  1795,  Bd.  III,  S.  213  u.  f.  —  Siehe  auch  Pfeffinger,  Vitriar. 
illustr.  Tit  III,  p.  759,  765,  Note  e.  --  Dass  die  Zustimmung  des  Geistes- 
kranken zu  seinem  Ausschlüsse  von  der  Thronfolge  nicht  erfordert  wirl 
versteht  sich  von  selbst.  —  Pfeffinger,  J.  c  p.  766,  Note  f.  „Quod 
enim  leges  excludunt,  ejus  consensu  opus  haud  est,  ut  pro  exduso  habestor.*' 

*<>)  Moser,  Familienstaatsr.  I,  S,  21.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  22.  - 
Gönner,  Staatsr.  §.  234.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.35.  —  Viel  üa- 
richtiges  findet  sich  in:  H.  B.  Oppenheim,  staatsrechtl.  Betrachtanga 
über  Regierungsfähigkeit  und  Regentschaft  Stuttgart  1844.  (Auch  in  den 
constitutionellen  Jahrbüchern.) 

«»)  Klüber,  öffentl.  R.  §.  245.  — Schmalz,  Staatsr.  §.  257.  — Mäo- 
renbrecher,  Staatsr.  §.233.  — Weiss,  Staatsr.  §.  240.— H.  A.  Zacht- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  70.  —  Vergl.  auch  K.  Tabor,  die  körperiichc 
Thronfolgefähigkeit  in  den  deutschen  Bundesstaaten,  in  d.  Zeitsdir.  f.  deaL 
R.  1844,  Bd.  IX,  S.  23a 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  9.  11.  —  Würtemberg,  V.-U. 
1819,  §.  11  u.  f.  —  Grossherz.  Hessen,  V.-ü,  1820,   §.  5  a.  K  - 
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«mpfahl  sich  durch  die  Rücksicht  darauf,  dass  in  vielen  Fällen 
sehr  schwer  mit  Sicherheit  darüber  zu  urtheilen  ist,  ob  ein 
kankhafter  Zustand ,  insbesondere  ein  geistiges  Leiden,  als 
«in  Yorttbergehendes  und  heilbares,  oder  als  ein  unheilbares, 
oder  was  als  ein  wesentlicher  oder  minder  wesentlicher  Mangel 
za  betrachten  sei,  sowie  auch  durch  die  Erwägung,  dass  unter 
Umständen  auch  Verwickelungen  in  Bezug  auf  die  Thronfolge 
entstehen  könnten,  wenn  nach  dem  Ausschlüsse  des  leidenden 
Thronerben  demselben  noch  eine  successionsfähige  Descendenz 
geboren  werden  sollte  ^^). 

YIII.  In  jenen  Fällen,  wo  der  Ausschluss  des  Thronerben 
wegen  geistiger  oder  wesentlicher  körperlicher  Leiden  und 
Mängel  rechtlich  begründet  ist,  steht  es  dem  nächsten  zur 
Thronfolge  berufenen  Agnaten  selbstverständlich  frei,  anstatt 
der  sofortigen  Geltendmachung  seines  Successionsrechtes  die 
Regierung  vorerst  in  der  Eigenschaft  als  Regent  (Regierungs- 
verweser) zu  übernehmen,  die  Thronbesteigung  alsSouverain 
aber  bis  zu  dem  Zeitpunkte  auszusetzen,  wo  dieselbe  durch 
die  Interessen  des  Staates  unaufschieblich  geboten  wird^^). 


Karhessen,  V.-ü.  1831,  §,  7.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  9  u.  f.  — 
Hannover,  V.-U.  1840,  §.  18.  —  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  §.  20. 
—  Schwarzbnrg-Sondershausen,  V.-U.  1849,  §.  53.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850,  Art.  56.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  12;  gleich- 
lautend im  Hausgesetze  t.  1855,  §.  11. 

")  Der  b  ad  i sc  he  Entwurf  des  Regentschaftsgesetzes  von  1862  be- 
trachtet ebenfalls  den  Eintritt  einer  Regentschaft  als  die  Regel,  erklärt  es 
aber  im  Art.  5  für  milässig,  dass  „nach  Beschaffenheit  des  Falles  durch  ein 
Gesetz  bestimmt  werde,  dass  der  präsumtive  Thronfolger  von  d(3r 
Thronfolge  ausgeschlossen  sein  soU.'^  —  Ueber  das  Rcchtsverhält- 
nias  der  eventuellen  Descendenz  eines  als  regierungsunfähig  ausge- 
schlossenen Prinzen,  siehe  unten  §.  279. a  IV. 

**)  Moser,  Familienstaatsr.  I,  S.  21.  —  Struv,  Jurisprud.  heroica, 
T.  Vn.  p.  454.  —  In  dieser  Weise  ist  in  Baden  bei  dem  Ableben  des 
Grossherzogs  Leopold  verfahren  worden.  Der  Grossheraog  Friedrich 
übernahm  die  Regierung  am  24.  April  1852  anstatt  seines  kranken  Bruders 
Ludwig  (t  1858)  als  Regent,  und  nahm  erst  durch  Patent  vom  5.  Sept. 
1866  den  grossherzogl.  Titel  an. 
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§.  251. 

Erbfolgeordnung  im  Mannsstamme. 

Agnatisch  -  linealische     Primogenitur^). 

I.  In  denjenigen  reichsständischen  Hänsern,  in  welchen 
nicht,  wie  bei  den  knrfllrstlichen,  die  Primogeniturordnnng  oder 
sonst  eine  specielle  Snccessionsordnnng,  wie  Majorat,  S^orat 
oder  Minorat  eingeführt  war  ^),  betrachtete  man  insgemein  jene 
Successionsordnung  als  die  gemeinrechtliche,  weldie 
im  lombardischen  Lehnrechte  für  die  Lehenfolge  ?or- 
geschrieben  war,  da  man  diese  selbst  nur  als  eine  Nachbü- 
dnng  nnd  Aasbildung  der  adeligen  Stammgntsfolge  anffasste^. 

IL  Als  Princip  galt  hierbei  die  Grandansicht,  dass  Ton 
dem  letzten  Thronbesitzer  die  Eröfihung  des  Kronbesitzes  (der 
Fall  oder  Anfall,  §.  248)  ausgeht,  also  das  Verhältniss  m 
diesem  das  Einrücken  in  den  Kronbesitz  bestimmt^). 

III.  Man  unterschied  daher  zwei  Klassen  oder  ordiMn: 
1)  In  der  ersten  Klasse  snccedirten  die  Descendentendes 
letzten  Thronbesitzers  ganz  in  derselben  Weise,  wie  die 
erste  Klasse  der  Intestaterben  (die  Klasse  der  Descendenten 
des  Erblassers)  nach  römischem  Rechte  succedirtj   die  sncces- 


*)  G.  Ch.  Hofacker,  Comment  de  originibus  et  fiitis  saccesämiia  ex 
juris  primog^turae.  Götting.  1771,  —  B.  W.  Pfeiffer,  über  die  Ord- 
nung der  Regierungsnachfolge  in  den  deutschen  Staaten.  Kassel  1826u  — 
H.  J.  F.  Schulze,  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen  Ffirstoi- 
häusern.  Leipzig,  1851.  * 

*)  Siehe  oben  §.  247.  —  Alle  diese  besonderen  Succesaionsarten  haben 
den  Zweck,  Theilungen  zu  verhüten.  Majorat  ist  im  Allgemeinen  jede 
Successionsart,  wobei  das  Alter  einen  Vorzug  gibt :  im  engeren  Sinne  heisst 
M%jorat  die  Successionsart,  wobei  zuerst  auf  Gradesnähe  gesehen  wird, 
und  nur  unter  gleich  Nahen  das  Alter  den  Vorzug  gibt  Primogenitur 
ist  vorhanden,  wo  ohne  Rücksicht  auf  Gradesnähe  der  Vorzug  der  Liniea 
und  in  den  Liiiien  durch  Erstgeburt  bestimmt  wird.  Bei  Seniorat  snoce- 
dirt  jedesmal  der  Aelteste,  bei  Minorat  der  Jüngste  der  ganzen  Familie 
ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  der  Linien. 

')  Hinsichtlich  der  lehn  baren  Territorien  konnte  dies  ansichkehieB 
Anstand  haben:  aber  auch  hinsichtlich  der  allodialen  Territorien  biete 
man  sich  an  die  Analogie  der  Lehentexte.  Pütter,  print  lin.  §.  11 
und  36. 

*)  Pütter,  prim.  lin.  §.  14. 
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BioDsfahigen  Descendenten  ersten  Orades  theilten  also  nach 
Köpfen  9  die  Entfernteren  snecedirten  in  stirpes,  nnd  zwar  mit 
sog.  Repräsentationsrechte,  d.  h.  mit  Heraaftreten  an  die  Stelle 
ihres  vorverstorbenen  parens  in  infinitum'^).  2)  In  der  zweiten 
Klasse  snecedirten  die  Collateralen  des  letzten  Besitzers, 
welche  zugleich  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  waren, 
daher  denn  auch  in  Bezng  auf  Brüder  und  Bmderskinder  die 
volle  Geburt  keinen  Vorzug  vor  der  halben  Geburt  begründen 
konnte.  Dabei  war,  wie  im  gemeinen  Lehenrechte,  fortwäh- 
rend streitig,  ob  diese  Klasse  nach  rein  römischen  Grundsätzen 
(sog.  Gradualsystem)^)  oder  nur  allein  mit  Rücksicht  auf 
die  Nähe  der  Linien  (nach  sog.  reinen  Linealsystem)^) 


^  Dieses  sog.  Repräsentationsrecht  war  dem  arsprünglichen  deutschen 
Rechte  sowohl  in  der  Klasse  der  Descendenten  als  der  Collateralen  fremd 
nnd  war  noch  im  14.  Jahrhunderte  nicht  allgemein  in  der  Praxis  der  deut- 
schen Gerichte  anerkannt.  Yergl.  meine  deut  R.- Gesch.,  8.  Aufl.  1858, 
ThL  n,  §.  113,  X,  S.  770  u.  §.  117,  X,  S.  805. 

^)  Das  römische  oder  Graduüsystem  vertheidigten  noch  Schi  her,  de 
aatara  success.  feud.  §.  3;  Meyer,  gemeinrechtliche  Erbfolgeordnung  in 
Stamnüehen.  1805.  —  Mit  Beschränkung  auf  allodiale  Territorien 
▼ertheidigte  es  auch  Moser,  Famil.-Staat8r.  I,  S.  727,  Nr.  6.  —  Ebenso 
Maarenbrecher,  Staatsr.  §.  238.  —  Man  berief  sich  auf  II.  Feud.  11, 
§.  1:  „Bis  (filiis)  vero  deficientibus  vocantur  primo  fratres  cum  fratrum 
praemortuorum  filiis ,  deinde  agnati  ulteriores''  und  II.  Feud.  27.  „  ...  ad 
agnatnm  proximiorem  feudum  pertinebit,  eodem  prorsus  observando,  quan- 
tum  ad  ordinem  gradus,  qui  continetur  in  legibus."  Die  ent- 
gegenstehende Stelle  n.  Feud.  50.  suchte  man  durch  (willktthrliche)  ein- 
schränkende Interpretation  zu  entfernen.  —  Heut  zu  Tage  hat  das  reine 
Gradualsystem  in  Bezug  auf  Lehen  keine  Yertheidiger  mehr. 

')  Das  reine  LineaJsystem  stützt  sich  auf  II.  Feud.  50:  „Si  ille,  qui 
feudum  habet,  decesserit  nullo  filio  relicto:  anadomnes,  Tel  ad  quos 
perreniat,  quaeritur?  Respondeo,  ad  solos  et  ad  omnes,  qui  existalinea 
sunt,  ex  qua  iste  fuit."  Diese  Stelle  enthält  das  neuere  gemeine  lom- 
bardische Recht  und  derogirt  somit  den  älteren  Texten  11.  Feud.  11  u.  37. 
Das  reine  Linealsystem  yertheidigten  u.  A.  Preuschen,  rechtl.  AusfOhrung, 
dass  die  Lehnsfolge  der  Seitenverwandten  nach  den  Stämmen  etc.  zu  be- 
ortheilen  sei.  Frkft.  1752  (auch  in  Zepernick,  Samml.  auserles.  Abhandl. 
a.  d.  Lehnr.  Bd.  IE,  Nr.  11).  —  Pütt  er,  Erörterungen  Bd.  I,  Nr.  VI. 
Dessen  Rechtsfälle,  Bd.  I,  S.  90  u.  f.  —  Biener,  Diss.  de  success.  feudor. 
Lips.  1782,  Cap.  IV.  —  Posse,  über  Erbfolgerecht  u.  Erbfolgeordnung, 
Rostock  1796,  S.  163  u.  f.  —  Derselbe:  über  Erbfolge  in  Lehen  oder 
Stammgüter.  Rostock  1800.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  235.  —  Leist,  Staatsr. 
§.  36.  —  Schmalz,  Staatsr.   §.  274.  275.  —  Siehe  besonders:   Unter- 
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oder  mit  Rttcksicht  auf  Nähe  der  LiiiieB  und  dea  Grades  ra- 
gleich  (nach  sog.  gemischtem  oder  Goalitionssystem 
oder  Linealgradnalsystem)^)  succedire. 

IV.   Nach  dem   geschichtlichen  Entwickelmigsgange 
des  Snccessionsrechts  in  den  dentschen  Fürstenhäusern^)  ist 

suchungen  über  die  Natur  der  NacMolge  der  Seitenverwandten  in  dem 
herzogl.  Hause  Sachsen  überhaupt,  und  in  dem  herzogl.  sachsen-go- 
thaischen  Gesammthause  insbesondere.    Coburg  1822. 

^)  Das  Linealgradualsystem  verbindet  die  Texte  IL  Feud.  11,37 
u.  50  und  glaubt  dieselben  durch  einander  gegenseitig  ergänzen  zu  müSKo. 
Allein  dies  steht  mit  dem  Geiste  sänmitlicher  Texte  in  Widersprach,  deren 
jeder  sich  als  etwas  in  sich  yollkommen  Abgeschlossenes  darstellt.  Audi 
ist  ein  solcher  gekünstelter  Yereinigungsversuch  schon  darum  nach  her- 
meneutischen  Regeln  unstatthaft,  weil  der  Ldher  feudorum.  kein  Gesetsbndi, 
selbst  nicht  einmal  eine  aus  einem  Gusse  hervorgegangene  und  mit  der  Ab- 
sicht, ein  harmonisches  Ganze  zu  bilden,  verfasste  Compilation,  wie  Jnsti- 
nian's  Pandekten  oder  Codex,  sondern  ein  nur  allmählig  und  planlos  aiB 
verschiedenen,  sich  gegenseitig  durchaus  nicht  berücksichtigenden  Oiigiaal- 
aufsätzen  zusamomengeschobenes  Rechtsbuch  ist,  und  das  Lehnrecht  in  seiner 
lebendigen  Fortbildung  durch  die  Doktrin  und  Praxis  in  verschiedeoiet 
Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  zeigt.  YergL  meine  deut  R-Geai^ 
3.  Aufl.,  Thl.  I,  §.  29,  S.  120  flg.  —  Das  Lineal-Gradualsystem  vertheidig- 
ten  Puffendorf,  Observ.  Jur.  Tom.  III,  Nr.  136.  —  G.  L.  Böhmer, 
princ.  jur.  feud.  §.  144,  442.  —  Gramer,  Opuscul.  Supplem.  p.  4,  p.  278 
u,  f.  __  Moser,  Familienstaatsr.  I,  S.  727,  Nr.  8.  —  Siehe  besonders  für 
die  Linealgradualerbfolge:  Danz,  Versuch  einer  historischen  fintwickeloBf: 
der  gemeinrechtlichen  Erbfolgeart  in  Lehen.  Stuttgart  1793.  —  Weber, 
Handb.  d.  Lehnr.  in,  486  u.  f.  —  Eichhorn,  Einl.  in  d.  deat.  Prif.-R, 
§.  356.  —  Pfeiffer,  in  der  oben  Note  1  angeführten  Schrift  —  J.  Held, 
System  des  Verf.-Rechts,  Bd.  U,  (1857),  S.  251. 

0)  Das  reine  Linealsystem  ist  die  streng  logische  Entwickelnng  des 
Grundsatzes,  dass  die  Lehenfolge  wesentlich  eine  Descendenten folge 
des  ersten  Erwerbers  ist  (§.  248).  Zu  diesem  Systeme,  welches  keine  Rück- 
sicht auf  die  Gradesnähe  zum  letzten  Besitzer  nimmt,  musste  nothwendig 
die  EntWickelung  des  Lehnrechtes  führen.  Denn  anfanglich  erbtoi  die 
Collateralen  des  kinderlosen  Lehnbesitzers  gar  nicht,  weder  nach  lombv- 
dischem,  noch  nach  deutschem  Rechte.  (Schwabenspiegel,  Lassberg. 
Lehnr.  c.  42.  „Es  erbet  niemand  Lehn,  denn  der  Vater  auf  den  Sohn.**) 
Als  man  aber  diesen  Collateralen  wegen  der  Investitur  des  ersten  Er- 
werbers das  Wart-  und  Anfalls  recht  der  Descendenten  (dasduk- 
rakteristische  Recht  der  sog.  rechten  Erben)  beigel^  hatte,  d.  b.  sie 
als  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  zur  Lehnfolge  rief,  so  war  koB 
Grund  mehr  vorhanden,  hinsichtlich  ihrer  eine  andere  Erb  folge- Ord- 
nung, wie  in  der  eigentlichen  Descendentenklasse ,  gelten,  d.  h.  die  £&t- 
femteren  im  Grade  durch  den  Näheren  ausschliessen  zu  lassen,  resp.  flunes 
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Aas  reine  Linealsystem  fUr  das  richtigere  zn  erachten  ^%  Das- 
selbe wnrde  auch  von  dem  Reichskammergerichte  seinen  Ent- 
Bcfaeidnngen  zn  ßmDde  gelegt'^)  nnd  ist  anch  in  einem 
aeaeren  Falle  bei  der  Snccession  der  Seitenlinien  znr  Anwen- 
dmig  gebracht  worden  ^^).  Hiernach  snccediren  die  in  der 
nächsten  Parentel  {linea)  stehenden  Personen  nicht  nur  mit  Vor- 
zog vor  den  entfernteren  Parentelen  (solz),  sondern  anch  mit 
sog.  Repräsentationsrechte,  d.  h.  mit  Heranftreten  der  im  Grade 


das  Bepr&sentationsrecht  zu  yerweigem,  welches  man  als  Eigenthümlichkeit 
der  rdmischen  Descendenten folge  kennen  gelernt  und  mit  dem  römi- 
schen Hechte  recipirt  hatte;  und  dies  ist  es,  was  ü.  Feud.  50  ausspricht. 
Man  kann  daher  auch  nicht  gegen  das  reine  Lineal-System  mit  Grund 
einwenden,  dass  schon  im  älteren  deutschen  Rechte,  nach  dem  Grundsatze, 
je  näher  dem  Sippe,  desto  näher  dem  Erhe,  die  Gradesnähe 
bei  der  Erbfolge  der  Seitenverwandten  berücksichtigt  worden  sei,  denn  dies 
war  kein  eigenthümlicher  Grundsatz  der  deutschen  Collateralen- 
folge,  Bondem  ursprünglich  allgemeiner  Grundsatz,  auch  bei  der  Des- 
cendenten folge,  da  selbst  bei  dieser  das  alte  deutsche  Recht  kein 
Bepräsentationsrecht  kannte.  (Siehe  Note  5.)  Gerade  bei  der  Descenden- 
tenfolge  ist  aber  dieser  altdeutsche  Grundsatz  notorisch  durch  das  römische 
Recht  beseitigt  worden,  und  kann  daher  auch  nicht  mehr  bei  jener  schein- 
baren Art  von  Collateralenfolge  gelten,  wo  die  CoUateralen  des  letzten  Be- 
sitzers nicht  als  solche,  sondern  in  der  Eigenschaft  als  Descendenten 
(nSmlich  des  ersten  Erwerbers)  erben. 

^y  Hiermit  stimmen  überein:  Weiss,  Staatsr.  §.  241.  —  H.  A.  Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  71.  —  B.  W.  Pfeiffer,  1.  c.  §.  44,  46  will 
diese  Grundsätze  nur  für  die  Lehnfolge,  die  auf  „gesammter  Hand*'  be- 
mht,  anerkennen.  Dabei  ist  aber  übersehen,  dass  die  Belehnung  zur  ge- 
sammien  Hand  nur  ein  künstliches  Mittel  war,  den  CoUateralen  die 
Rechte  „rechter  Erben"  d.  h.  die  Rechte,  wie  sie  Descendenten 
haben  würden,  zu  geben,  so  lange  ein  Geblütsrecht  der  CoUateralen, 
als  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  zu  snccediren,  noch  nicht  an- 
erkannt war. 

^*)  So  z.  B.  in  dem  rheingräflich  Dhaun' sehen  Snccessionsfalle;  das 
ürtheil  des  Reichskammergerichts  v.  20.  Dec.  1764,  siehe  bei  Pütt  er,  prim. 
lin.  §.  d6,  Note  c.  . 

«9)  Erbtheilung  der  sächs.  ernestinischen  Häuser  v.  15.  Nov. 
1826,  nach  dem  Aussterben  von  Sachs en-Gotha,  11.  Febr.  1825. —  Für 
Sachsen-Meiningen  wurde  damals  ein  Grades -Vorzug  beansprucht; 
(siehe  kurze  Nachrichten,  die  Erbfolgeordnung  in  dem  herzoglichen  Hause 
Sachsen  betr.  Meiningen  1822),  was  mehrfache  Streitschriften  (siehe* die 
coborgiflche  Schrift  oben  Note  7,  u.  A.  auch  tou  Eichhorn  u.  Schmalz, 
1826)  zur  Folge  hatte.  Die  Sache  wurde  durch  die  angeflihrte  Erbtheilung 
auf  Grundlage  des  reinen  Linealsystems  verglichen. 
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Entfernteren  {amnes)  an  die  Stelle   des    verstorbenen   parmi 
gerade  so^  wie  in  der  Klasse  der  Descendenten  ^'). 

V.  Hent  zn  Tage  ist  in  allen  regierenden  Farnüien,  mei- 
stens durchgreifend,  die  agnatiseh-linealische  Primo- 
genitnrordnnng  eingeführt,  d.  h.  das  reine  Linealsystem, 
mit  Beifttgnng  des  Vorzugs  der  Erstgeburt,  so  daa 
sich  sowohl  der  Vorzug  der  Hauptlinien  unter  sich,  als  Aa 
Nebenlinien  in  denselben  lediglich  durch  die  Erstgeburt  be- 
stimmt ^^). 

VI.  In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  die  Piimo- 
genitnrordnung  nur  fttr  die  jeweils  regierende  Hauptlinie  em- 
geftlhrt  ist^^),  muss  auch  gegenwärtig  noch  bei  dem  Abgange 
der  regierenden  Hauptlinie  die  Lineal  folge  als  die  gemdn- 
rechtliche  Successionsart  ftlr  die  unter  der  Hauptlinie  begriffe- 
nen Speciallinien  betrachtet  werden,  sofern  nicht  besondere 
Familienverträge,  Observanzen  oder  Gesetze  entgegenstehen  ^ 

§.  252. 

Weibliche  Thronfolge. 
1)  Statthaftigkeit  derselben  überhaupt. 

I.  In  der  älteren  Zeit,  insbesondere  so  lange  und  so  weit 
die  Landesregierung  noch  mehr  oder  minder  den  Charakter 
eines  Amtes  (Ftirst.enamtes)  trugO^  war  der  Weibastamm 


«)  Vergl.  den  Text  von  H.  Feud.  50,  oben  Note  7. 

")  Bayern,  V.-U.  1848,  Tit  ü,  §.  2.  —  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  i 
resp.  Declaration  v.  4.  Octob.  1817,  §.  2.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  5. —S.-Meininge n- Hildburg- 
hausen,  V.-ü.  1829,  §.  3.  —  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  3.  — K.  Stcb- 
sen,  V.-ü.  1831,  §.  6.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  13.  —  Brauii- 
schweig,  L.-0.1832,  §.  14.— Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  12.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art  17,  §.  1.  — Reuss,  j.  Linie,  V.-U.  1852,  §.  45. 
—  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  15.  —  Schwarzburg-Sondersh^  V.-ü. 
1849,  §.  50.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  art  53.  —  S.-Coburg-Gotha, 
V.-ü.  1852,  §.  6  und  Hausgeß.  1855,  art  5,  8. 

*B)  So  z.  B.  die  herzogl.  sächsischen  H&user;  s.  oben  Note  12. 

«)  S.-Meiningen-Hildburghau8en,  V.-ü.  1829,  art  3.  —Anhalt- 
Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  88. 

«)  Siehe  oben  §.  247,  H. 
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Too    der  Nachfolge  in  die  Regierung  selbBtverBtftndlieh  ganz 
auBgeschlossen. 

n.  Da  aber  die  meisten  alten  Volksrechte,  anch  die  Lex 
Salica^  richtig  veratanden  ^X  sowie  auch  der  Sachsen-  und 
Schwabenspiegel  nur  einen  mehr  oder  minder  beschränkten 
Yorzng  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme  bei  der 
Erbfolge  in  die  allodialen  Erb-  oder  Stammgttter  kannten '),  so 
konnte  sich  alsbald  in  Bezug  auf  die  allodialen  Herrschaf- 
ten,  in  welchen  überhaupt  die  Landesregierung  nicht  als  ein 
FQrstenamt,  sondern  mehr  als  ein  Ausfluss  oder  eine  Pertinenz 
des  echten  Eigenthums ,  ähnlich  wie  die  jetzt  sog.  Grundherr- 
aehaft,  betrachtet  wurdet,  die  Ansicht  bilden,  dass  hierin 
subsidiär,  d.  h.  nach  Abgang  des  Mannsstanmies ,  allerdings 
der  Weibsstamm  suocessionsfähig  sei. 

in.  Diese  Ansicht  mnsste  um  so  mehr  Verbreitung  durch 
den  EinfluBS  des  römischen  Rechtes  gewinnen,  da  dieses  die 
Franen  den  Männern  im  Erbrechte  sogar  gleichstellt  Man 
glaubte  sonach  dadurch,  dass  man  an  dem  Vorzuge  des 
Mannsstammes  festhielt,  dem  alten  deutschen  Bechte  alle  mög- 
liche Rücksicht  getragen  zu  haben,  und  daher  wurde  in  der 
späteren  Zeit  des  Reichs  bei  den  allodialen  Ländern  all- 
gemein die  subsidiäre  Regierungsnachfolge  des  Weibsstam- 
mes  präsumirt,  sofern  sie  nicht  durch  Hausgesetze  oder 
Erbverträge  ausdrücklich  ausgeschlossen  war^). 

IV.  Ausserdem  war  aber  der  Weibsstamm  der  reichsstän- 
dischen  Häuser  zur  Reichszeit  nur  noch  successionsf  ähig  bei 
Weiberlehen  und  sog.  gemeinen (d.  h.  nach  gemeinem  Civil- 
rechte  yererblichen)  Erblehen*). 


«)  Siehe  oben  §.  248,  lY. 

s)  Yeigl.  hierüber  meine  deut  R.-6esch.  3.  Aufl.  1858,  Tbl.  II,  §.  lU 
und  117. 

*)  Darauf  deuten  sehr  bestimmt  aucb  die  feststebenden  urkundlicben 
Bezeichnungen  solcher  freien  Herrschaften  als  proprium,  dominium^  domamum 
0.  dergl.  —  üeber  die  Entwickelnng  der  Landesherrschafit  aus  der  Grund- 
berrschaft,  siehe  meine  AitertbOmer  des  deut  Reichs  und  Rechts,  Bd.  I, 
(1860),  §.  19  flg. 

•)  Lndolf,  de  jure  fem.  iUust  P.  EL,  c.  1,  §.  VII,  XI. 

>)  So  warz.B.dasErzherzogthumOesterreich  schon  durch  da8(angeb- 
iicbe)  Priirilegium  E.  Friedrich's  L,  a.  1166.  (Pertz,  Mon.  Germ.  Leg.  n, 

ZSpfl,  Stutireeht.  ft.  Anfl.  I.  45 
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V.  In  Bezug  auf  die  ttbrigen  lehn  baren  Temtorien 
aber  der  Weibsstamm  bis  znr  Aaflösong  des  Reiches  als  sne- 
cessionsnnf  ähig  ansgeschlossen ''). 

VL  Hent  zu  Tage  mnss  der  Weibsstamm  in  den  regioen- 
den  Fttrstenhänsem  gemeinrechtlich  als  subsidiär  thron- 
folgeberechtigt  nach  völligem  Abgange  des  Mannsstaaunes 
betrachtet  werden,  weil  nunmehr  alle  deutschen  Kronen  allo- 
dial  sind^).  Die  meisten  neueren  Verfassungsurkunden 
erkennen  daher  auch  die  Statthaftigkeit  der  subsidiären  wdb- 
lichen  (cognatischen)  Thronfolge  ausdrtlcklich  an'). 

VII.  Nur  in  wenigen  Verfassungsurkunden  ist  der 
Weibsstamm  von  der  Thronfolge  ausdrücklich  ausgeschlofisen 
worden  *®). 


p.  99)  als  Weiberlehen  verliehen.  „Et  si  .  .  .  Dax  Austriae  sine  berede 
filio  decederet,  idem  ducatos  ad  seniorem  filiam,  quam  reliqueiit,  de- 
▼olvatur." 

^  Dies  zufolge  der  gemeinen  lehenrechtlichen  Gnindsfttse,  wonacb  die 
Lehen  regelmässig  nur  im  Mannsstamme  yererben.  L  Fead.  8.  pr. 

^)  Mehr  als  ein  subsid&res  Thronfolgereclit  nach  dem  Abgange 
des  Mannsstammes  kann  dem  Weibsstamme  nicht  beigelegt  werden.  TeigL 
J.  Held,  System  des  Yerf-Rechts ,  Bd.  n  (1857),  S.  265,  and  besonden 
die  oben  §.  248,  Note  5,  angeftOirte  Schrift  von  H.  A.  Zachariae,  das 
Snccessionsrecht  im  Gesammthaase  Brannschweig-Lünebarg  etc. 
Leipzig  1862. 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  5.  —  Baden,  V.-ü.  1819,  §.  4. 
resp.  Declaration  v.  4.  Octob.  1817,  §.  3.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.7. 

—  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  5.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  $.  7. 

—  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  12.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  15.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849,  §.  50. 

««)  Oldenburg,  V.-U.  1852,  art.  17,  §.  2.  „Die  weibliche  Eii>fo]ge 
bleibt  auch  nach  Abgang  des  Mannsstammes  ausgeschlossen.^'  —  üeberei&- 
stimmt:  Eurhessen,  .V.-U.  ,1831,  §.  3.  —  Mehrere  VerfassungBiirkimden, 
wie  z.  B.  die  preussiscbe  V.-U.  v.  1850,  schweigen  ganz  über  die  weib- 
liche Thronfolge ;  namentlich  ist  dies  der  Fall  in  solchen  Staaten ,  welche 
von  Speciallinien  eines  Gesammthauses  regiert  werden,  wie  die  grossh.  nnd 
herzogl.  sächsischen,  reussischen  und  anhaltischen  Häuser,  oder 
wo  Erbverträge  mit  anderen  souverainen  H&nsem  für  den  Abgang  des 
Mannsstammes  bestehen. 
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§.  253. 
2)  Grundsätze  über  die  weibliche  Thronfolgeordnung  ^). 

I.  Die  Grundsätze»  welche  man  znr  Reichszeit  hinsichtlich 
der  Snccessionsordnong  bei  Begieningsnachfolge  des  Weibs- 
stammes als  gemeinrechtlich  massgebend  betrachtete,  beruhten 
in  Ermangelung  aDgemeiner  Vorschriften  der  Reichsgesetze  auf 
Analogie  der  bei  der  Successionsordnung  des  Mannsstammes 
geltenden  Regeln ,  und,  sofern  es  sich  um  Weiberlehen  han- 
delte, auf  den  Vorschriften  des  gemeinen  Lehnrechts. 

n.  Dieselben  Grundsätze  sind  auch  jetzt  noch  als  gemein- 
rechtlich giltig  in  den  regierenden  Häusern  zu  betrachten 
und  sind  überdies  grösstentheits  durch  die  neueren  Verfas- 
sungsgesetze ausdriicklich  anerkannt  worden.  Es  gelten  daher 
bei  der  Thronfolge  des  Weibsstammes  im  Allgemeinen  diesel- 
ben Grundsätze,  welche  fUr  die  Succession  des  Mannsstammes 
in  der  betreffenden  Familie  gelten,  sofern  nicht  durch  beson- 
dere Vorschriften  eine  Ausnahme  begründet  ist^).  Der  Grund 
hiervon  liegt  darin,  dass  bei  dem  Eintritte  der  weiblichen  Erb- 
folge die  von  der  Successionsordnung  gerufenen  Frauen  und 
deren  Descendenz  so  zu  betrachten  sind,  als  wenn  erstere 
Männer  und  letztere  eine  agnatische  Descendenz  wären, 
weil  sie  in  solchem  Falle  auch  wirklich  ein  Recht  der  Män- 
ner und  Agnaten  in  Anspruch  zu  nehmen  und  auszuüben 
befugt  sind^). 


0  Moser,  Staatsr.  XYI,  267  u.  f.;  Familienstaatsr.  I,  839  u.  f.  — 
Pütter,  prim.  liiL  §.  54  u.  f.;  Erörterungen  Bd.  I,  Nr.  VII.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  238.  ~  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  39.  —  Schmalz,  Staatsr. 
§.  278.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  236.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  241.* 
—  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  73.  ~  Schott,  über  die 
Natur  der  weiblichen  Erbfolge  etc.  Tübingen  1809. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  II,  §.  5.  „  .  .  .  geht  die  Thronfolge  auf 
die  weibliche  Nachkommenschaft  nach  eben  der  Erbfolgeordnung, 
die  für  den  Mannsstamm  festgesetzt  ist,  über/*  —  Brannschweig,  neue 
L.-0.  1832,  §.  14.  „Erlischt  der  Mannsstamm  des  fllrstlichen  Gesammt- 
hanses,  so  geht  die  Regierung  auf  die  weibliche  Linie  nach  gleichen 
Grundsätzen  über.'' 

')  Genau  so  drückt  sich  aus:  bayer.  V.-U.  1818,  Tit  II,  §.  5.  „...so 
dass  die  zur  Zeit  des'  Ablebens  des  letztregierenden   Königs  lebenden 

45* 
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in.  Es  geht  daher  gemeinrechtlich,  d.  h.  insofern 
nicht  ein  giltiges  Haas-  oder  Verfassnngsgeseiz  etwi^  an* 
deres  verordnet,  die  dem  letzten  Eronbesitzer  nächste  weib- 
liche Verwandte,  also  jedenfalls  die  Tochter  desselben,  die 
sog.  Erbtochter  (und  unter  mehreren  Töchtern  die  Erst- 
geborne) und  deren  Descendenz  den  übrigen  Frauen  des 
Hauses  und  deren  Descendenz,  namentlich  also  den  het&AB  m 
früheren  Successionsfällen  übergangenen  Frauen  in  den  Seiten- 
linien, den  sog.  Regredienterbinnen  und  deren  Descen- 
denz, vor'*).  Ob  die  Regredienterbinnen  etwa  keine  Erb- 
Tcrzichte  geleistet  hatten,  oder  ob  ihren  Erb  verziehten  der 
Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls  beigeftigt  ist,  kann  in 
Bezug  auf  die  Thronfolge  nicht  in  Betracht  kommen  ^). 


bayerischen  Prinzessinnen  oder  Abkömmlinge  derselben,  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechts,  eben  so  als  wären  sie  Prinzen  des  ar- 
sprünglichen  Mannsstammes  des  bayerischen  Hanses  nach  den 
Erstgeburtsrechte  und  der  Linealerbfolge-Ordnung  zur  Thronfolge  benxfes 
werden." 

*)  Darüber,  dass  die  Erbtochter  den  Regredienterbinnen  in  de 
Thronfolge  vorgeht,  ist  man  heut  za  Tage  allgemein  einverstandea. 
Tergl.  die  oben  Note  1  angeführten  Schriften.  Zur  Zeit  des  Reichs  wurde 
jedoch  bei  Gelegenheit  mehrerer  Succ«ssionsfalle  sehr  heftig  darüber  gf- 
stritten:  am  Meisten  bei  dem  Erlöschen  des  habsburgischen  Maass- 
stammes  in  Karl  VT.,  1740,  als  Bayern  aus  dem  Grunde  der  R^rcdkoi' 
erbschaft  Ansprüche  auf  die  österreichischen  Erblande  erhob.  —  Die 
vollständige  Uebersicht  der  Literatur  über  diese  Streitfrage  und  der  Gitnde 
für  und  gegen,  siehe  in  Falk,  Eranien  z.  deut.  Rechte,  Bd.  I,  (1828) S. 63 
u.  f.  —  Vergl.  auch  Weber,  Handb.  des  Lehnrechts  III,  S.  316  u.  t 

^)  Der  Grund  hiervon  Hegt  dann,  dass  die  Frauen,  so  lange  det 
Mannsstamm  blüht,  an  den  bei  der  heutigen  Thronfolge  in  Frage  kommefi- 
den  Ländern  überhaupt  (de  jure)  kein  mit  demselben  concarrirea- 
des  Successionsrecht  haben,  also  der  Verzicht  von  Haus  aus  gegeo- 
*s tandslos  und  der  dabei  etwa  gemachte  Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls 
eben  desshalb  bedeutungslos  ist.  —  Ganz  anders  konnte  sich  ab^ 
im  einzelnen  Falle  die  Sache  zur  Reichszeit  gestalten,  wenn  es  sidi 
um  Besitzungen  handelte,  auf  welche  die  Frauen  zu  der  Zeit,  als  sie  va-- 
zichteten  und  den  Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls  machten,  wirklich  ein  lait 
dem  Mannsstamme  (ihren  Brüdern)  concurrirendes  Recht  hattea. 
z.  B.  bei  reinen  Allodien,  hinsichtlich  deren  kein  Vorzug  des  Maaitf- 
stanunes  eingeführt  war,  oder  bei  /eudis  femimms  promiaQuigy  oder  raA 
gemeinem  Civilrechte  vererblichen  Erblehn,  wo  Männer  und  Frauen  unter 
einander  zur  Succession  gerufen  waren.  (YeigL  auch  Maurenbrecker. 
Staatsr.  §.  236,  Note  d.)    Aus  derartigen  Rücksichten  erklärt  sich  redit 
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IV.  Ist  keine  Erbtochter  oder  deren  Descendenz  vorhan- 
ien,  so  gelten  gemeinrechtlich  hinsichtlich  der  Frauen  in 
len  Seitenlinien  und  ihrer  Descendenz  mit  Rtlcksicht  darauf, 
ib  Primogenitnrordnnng  angeordnet  ist  oder  nicht,  dieselben 
tegeln,  wie  bei  der  Snccession  agnatischer  GoUateralen  ^). 

V.  Der  Grundsatz,  dass  es  keine  Regredienterb- 
(chaft  gibt,  ist  auch  in  allen  neueren  Verfassungsgesetzen, 
reiche  diese  Frage  besonders  behandeln,  ausdrücklich  aner- 
kannt worden;  hinsichtlich  der  Frage  aber,  welche  Frau  als 
Ue  dem  letztregierenden  Fürsten  nächste  zu  betrachten 
lei,  finden  sich  zwei  verschiedene  Systeme  in  den  neueren 
V^erfassnngsurkunden  aufgestellt.  Es  ist  nämlich  entweder 
I)  ohne  alle  Abweichung  genau  die  linealische  Primogeni- 
inrordnung,  wie  bei  der  Thronfolge  des  Mannsstammes 
vorgeschrieben^);  oder  2)  es  soll  der  Weibsstamm  nach  Li- 
neal-Gradualsystem  succediren,  was  durch  die  Formel 
ausgedrückt  wird:    „nach  Nähe  der  Verwandtschaft  mit 

dem  letztregierenden  Herrn"®),  und  wobei  für  den  Fall  der 

-._._.  ^ 

wohl,  warum  bei  dem  Reichskammer^erichte  in  mehreren  FäUen  für  die 
Regredienterb innen  in  der  Weise  gesprochen  wurde,  dass  sie  als 
Miterbinnen  neben  der  Erb tochter  erklärt  wurden,  d.  h.  ihre  früher 
rerzichteten  Erbantheile  nunmehr  herausgegeben  erhielten,  so  z.  B.  in 
dem  kammergerichtlichen  Urtheile  in  der  gräfl.  Sulz*schen  Successions- 
sache  v.  15.  Juli  1701,  bei  Moser,  Familien-Staatsr.  I,  S.  904,  während 
in  anderen  Fällen,  z.  B.  in  der  Hessen- Hanau 'sehen  Sache  Tom 
Beichskammergerichte  für  die  Erbtochter  gesprochen  wurde.  Siehe  unten 
Note  27. 

<)  Wo  also  in  Ermangelung  einer  Primogenitur-Ordnung  Erbthei- 
lung  zulässig  ist,  wird  der  Weibsstamm  in  den  Seitenlinien,  wie  der 
Mannsstamm,  gemeinrechtlich  nach  reinem  Linealsysteme  gerufen. 

0  Dies  thut  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  U,  §.  5.—  ßraunschweig, 
n.  L-O.  1832,  §.  14. 

*)  Diese  Fassung,  die  allerdings  etwas  undeutlich  ist  und  daher 
auch  missyerstanden  werden  kann,  als  ob  dadurch  etwa  nur  allein  ein 
Vorzug  des  Grades  der  Verwandtschaft  mit  dem  letztregierenden  Herrn 
babe  angeordnet  werden  wollen,  findet  sich  in.sämmtlichen,  unten  in  Note 
9  und  10  verzeichneten  Yerfassungsurkunden.  Allein  die  Ansicht,  dass 
Uerdurch  sowohl  der  Vorzug  der  Linie  als  des  Grades  (ein  Linealgra- 
doalsystem)  habe  angeordnet  werden  wollen,  muss  darum  als  die  richtige 
betrachtet  werden:  1)  weil  überhaupt  der  Vorzug  der  Nähe  der  Linien 
auch  bei  dem  Hannsstamme  unbedingt  berücksichtigt  wird,  und  im  Zweifel 
^  die  Succession  des  Weibsstammes  dieselben  Grundsätze  gelten  müssen, 
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Qleichheit  des  Grades  in  zweifacher  Weise  Voraozge 
getroffen  ist,  nämlich  entweder  so,  dass  sodann  auf  das 
Alter  der  Linien,  und  wenn  anch  dieses  gleich  ist,  auf  das 
Alter  der  Person  Rücksicht  genommen  vnrd*);  oder  so, 
dass  bei  gleicher  Gradesnähe  sofort  das  Alter  der  Persoi 
den  Vorzng  bestimmt >^).  Ganz  vom  gemeinen  deolsdia 
Fflrstenrechte  abweichende  Bestimmungen  enthält  die  tob  den 
Grossherzoge  Karl  von  Baden  für  die  weiblidie  Thronfiolgt 
in  diesem  grossherzoglichen  Hause  (einseitig)  ansgegangoie 
Deklaration  v.  4.  Oktober  1817,  welche  als  die  ,,Grondlage 
des  Hansgesetzes''  in  der  badischen  VerfassnngBarkmide  von 
1819  §.  4  für  einen  wesentlichen  Bestandthefl  der  Y&üasatg 
erklärt  worden  ist^^). 


wie  bei  der  Thronfolge  des  Mannsstammes :  2)  weil  sonst  leicht  der  FiH 
eintreten  könnte,  namentlich  da,  wo  bei  Gleichheit  des  Grades  sogar  iu 
Alter  der  Person  berücksichtigt  werden  soll,  dass  sogar  eine  direkte  De- 
scendentin  des  letztregierenden  Herrn  (also  aus  seiner  eig^ien  Linie) 
z.  B.  seine  eigene  Enkelin  oder  doch  eine  Descendentin  ans  der  lim 
aus  der  er  selbst  stammt  (ex  qua  iste  foit  11.  Feud.  50)  z.  B.  die  Tochier 
oder  Enkelin  von  seinem  Bruder  durch  eine  Yatersschwester  (Tante)  au- 
geschlossen  werden  würde ;  und  sicher  lag  nicht  in  der  Absicht,  die  Frwaa 
aas  der  letztregierenden  Linie,  d.  h.  die  Erbtochter  und  deren  DeeeeadeiL 
den  Frauen  aus  den  entfernteren  Seitenlinien  nachzusetzen,  oder  in  Goih 
'  currenz  mit  denselben  zurückzudrängen  und  somit  ein  System  der  Ekfafoige 
einzuführen,  welches  sogar  den  im  römischen  Rechte  begründeten  Chaiater 
der  Descendentenklasse  und  der  Klasse  der  Brüder  und  Bruderskinder  enten 
Grades,  als  Klassen  der  n&chsten  Verwandten,  zerstören  wftide. 
3)  W&re  in  der  Absicht  des  Gesetzes  gewesen,  die  Frauen,  an  wdche  der 
erste  Anfall  der  Krone  geschehen  soll,  lediglich  durch  die  Gradesnihe 
bestimmen  zu  lassen,  so  hätte  nicht  gesagt  werden  dürfen:  „Nähe  der 
Verwandt  Schaft 'S  sondern  es  hätte  gesagt  werden  müssen:  „Nähe  des 
Grades  der  Verwandtschaft.'* 

•)  So  bestimmt  im  K  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  7.  --  Hannofer, 
V.-ü.  1840,  §.  12.  — Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.5a 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  7.—  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1830. 
§.  5.  —.Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  15. 

^*)  Hiemach  soll  die  weibliche  Thronfolge  nach  drei  Linien  stattfindea: 
1)  die  der  Töchter  des  weiland  Erbprinzen  Carl  Ludwig,  2)  die  des 
Markgrafen,  nachher  Grossherzogs  Ludwig  (von  welchem  aber  keine  sl^ 
cessionsfähige  weibÜche  Nachkonunenschaft  Torhanden  ist)  und  3)  die  der 
Prinzessinnen  aus  der  jetzt  regierenden  Linie  (der  früheren  Grafen  to> 
Hochberg)  abermals  nach  drei  Linien,  durchgehend  mit  Erstgebnrti- 
recht  in  den  Linien. 
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VI.  In  einigen  Verfassungen  ist  ansdrtteUich  bestiiomty 
die  weibliche  Thronfolge  nur  dann  bei  dem  Abgange  des 

BtaniuMtanunes  eintreten  soll,  wenn  auch  keine  Erbverbrü- 
derten  vorhanden  sind^^).   Wo  diese  Bestimmung  aufgenom- 
men ist,  findet  sonach  bei  der  weiblichen  Succession  der  we- 
senäiche  Unterschied  von  der   agnatischen  Thronfolge  statt, 
die  successionsfähigen  Frauen   und   deren  Descendenz 
auch  Anfallsrecht,  d.  h.  das  Secht  haben,  dass  an  sie 
die  Krone,  wenn  sie  ihnen  anfällt,  ipso  jure  übergeht  ^^) :  aber 
sie   haben  keine  Wart,  d.  h.  sie  haben  kein  so  festes  Suc- 
eessionsrecht,    dass  ihnen  nicht  dasselbe  durch  Erbverträge, 
i^elche  der  Mannsstanmi  oder  der  letzte  agnatische  Thronbe- 
sitzer  mit  anderen  regierenden  deutschen  Fürstenhäusern  schlie- 
Ben  würde,   entzogen  werden  könnte.  .Wo  die  Verfassungs- 
vrknnde  aber  nicht  ausdrücklich  den  für  subsidiär  nach  Abgang 
des     Mannsstammes    thronfolgeberechtigt     erklärten    Weibs- 
stamm>  des  regierenden  Hauses  für  ausgeschlossen  durch  das 
Dasein  von  Erb  verbrüderten  erklärt,  muss  angenommen 
werden,  dass   demselben  auch  ebensowohl  wie  dem  Manns- 
stamme ein  Wa  rt  recht  an  der  Krone  zustehe,  und  also  auch 
der  Mannsstamm  oder  der  letzte  agnatische  Kronbesitzer  keine 
Erbverträge  zum  Zwecke  des  Ausschlusses  des  Weibsstammes 
von  der  Thronfolge  schliessen  darf  ^^). 

VII.  Fällt  die  Krone  durch  Erbfolge  an  eine  Frau,  so  ist 
sie  auch  befugt,  selbst  die  Regierung  anzutreten  und  zu 
fuhren  und  zwar  sowohl  nach  gemeinem  Rechte  ^^),  als  nach 


^)  Ausdrücklich  ist  dies  bestimmt  in:  Bayern,  Y.-U.  1818,  Tit.  II, 
$.  5.  —  Grossherzogthom  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  5.  —  E.  Sachsen, 
V--Ü.  1831,  §.  7. 

«3)  Yergl.  oben  §.  248. 

*^)  Gegen  diese  Darstellung  polemisirt:  J.  Held,  System  des  Yerf.- 
Bechtes,  Bd.  H,  (1857)  S.  267.  —  Siehe  auch  unten  §.  2&5,  lY,  Y. 

")  üebrigens  war  dies  zur  Reichszeit  in  Bezug  auf  die  lehnbaren 
Territorien  bestritten  wegen  H.  Feud.  17,  pr.  „Non.enim  patet  locus  feminae 
in  feudi  successione,  donec  masculus  supperest  ex  eo,  qui  primus  de  hoc 
fendo  iuerit  investitus.*^  Demnach  zogen  viele  sogar  den  Sohn  seiner 
Mutter  yor.  So  z.  B.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  UI,  S.  283  u.  f.  —  Allein 
wenn  man  diese  Worte  in  dem  ganzen  Zusammenhange  der  Stelle,  deren 
Schlnss  sie  bildet,  aufiGasst,  so  ergibt  sich,  dass  daselbst  nur  von  dem  Falle 
gehandelt  wird,  wo  die  Mutter  des  mcuculus  bereits  vor  verstorben  war. 
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der  ausdrücklichen  Erklärung  aller  diesen  Fall  behandehdeD 
jetzt  geltenden  Verfassongsorkunden  ^^).  Eine  Thronfolgei 
welche  nur  ratione  transmissionis  eine  weibliche  wäre^  so  daaa 
mit  Ueberspringong  der  zunächst  berufenen  Fran,  od^  der 
Frauen  ttberhaupt,  der  nächste  männliche  Descendent  in 
der  weiblichen  Linie  zur  Thronfolge  berufen  wäre,  findet  sieh 
gegenwärtig  in  keinem  deutschen  Haus-  oder  VerfassimgQge' 
setze ^^),  ausser  in  der  badischen  Deklaration  vom  4.  OkL 
1817^®).  Nach  der  bayerischen  Verfassungsurkunde  msss 
jedoch  die  Thronerbin,  wenn  sie  die  Gemahlin  eines  auswäiti- 
ge9  grösseren  Monarchen  ist,  einen  Vicektfnig  aufsteDea, 
welcher  seine  Residenz  in  der  Hauptstadt  von  Bayom  n 
nehmen  hat^^). 

Vni.  Stehen  bei  dem  Anfalle  einer  Krone  an  den  Weibs- 
stamm  ein  Mann  und  eine  Frau  in  gleichen  Verhältnissen, 
so  hat  gemeinrechtlich  das  männliche  Gfeschleeht  den 


« 


Büennit  stimmt  aach  überein  11.  Fend.  30.  Auch  steht  durcfaaas  IL  Fead. 
51,  §.  3  nicht  entgegen,  da  diese  Stelle  sogar  aosdrücklich  den  Tod  der 
Mutter  Yorausgesetzt,  and  nur  die  Frage  behandelt,  ob  der  nuucuhu  als 
solcher  den  mit  ihm  in  gleicher  VerwandtschaftsnShe  stehenden  Fnneo 
vorgehe  oder  nicht  —  Die  hier  als  die  richtigere  angefiihrte  Meinung 
wurde  besonders  vertheidigt  von  Gönner,  Arch.  fOr  Ges.  n.  Befonn  des 
Jurist  Studiums.  Bd.  II,  Hft  n,  Nr.  XY.  —  U ebereinstimmt:  H.  A.  Za- 
ch ariae,  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  73. 

««)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  n,  §.  5.—  Würtemberg,  V.-ü.  18ia 
§.  7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  5.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
§.  7. —  Braunschweig,  n.  L.-0. 1832,  §.  14  —  Hannover,  V.-ü.  184a 
§.  12.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  öO. 

*^  Nur  das  Landesgrundgesetz  von  Schwarzburg-Sonde rshan- 
sen  V.  1841,  §.  6  enthielt  die  Vorschrift,  dass  die  Begierung  nur  so  lange 
in  weiblicher  Hand  bleiben  solle,  „bis  ein  regierungs&higer  Prinz  diesdbe 
beanspruchen  kann,  welcher  selbst  alle  näheren  weiblichen  Verwandten  von 
der  Thronfolge  ausschliesst."  Durch  das  Verfassungsgesetz  v.  J.  18^,  §l  55. 
ist  aber  diese  Bestimmung  beseitigt  worden. 

^)  Die  badische  Declaration  v.  4.  October  1817,  §.  3,  mft  vm 
Weibsstamme  in  den  daselbst  aufführten  Linien  (siehe  oben  Note  11) 
nur  allein  die  „m&nnlichen,  ehelichen,  ebenbürtigen  Nachkommen 
der  Prinzessinnen.**  Auch  dieser  letztere  Beisatz  ist  bemerkenswertii,  da 
diese  Declaration  fOr  die  Succession  des  Mannstammes  die  Ebenburt 

« 

nicht  als  Bedingung  der  Successionsf&higkeit  vorschreibt 
»)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  n,  §.  6. 
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Vorzug  vor  dem  weiblidieii *®).  In  den  neueren  Verfag- 
flcmgsnrkuiden,  welche  aber  entweder  sofort  die  Primogenitor- 
<Mrdnnng  anch  bei  dem  Weibsstamme  anordnen,  oder  in  anderer 
Weise  durch  Anordnung  eines  Vorzugs  der  Linie  oder  des 
Grades  in  Verbindung  mit  der  Rttcksicht  auf  das  Alter  der 
Person  einer  Concurrenz  mehrerer  Thronerben  im  Weibsstamme 
vorbeugen^  ist  dagegen  meistens  ausdrücklich  erklärt  worden, 
dass  das  Oeschlecht  bei  dem  An  falle  der  Krone  keinen  Vor- 
zug gewähren  solle  ^^X 

IX.  Ist  die  Regierung  einmal  an  eine  Frau  oder  an  einen 
männlichen  Descendenten  im  Weibsstamme  ttbergegangen, 
und  steht  deren  weitere  Vererbung  in  Frage,  so  tritt  in  dem 
neuen  regierenden  Hause  sofort  der  Vorzug  des  männ- 
liehen  Geschlechts  vor  dem  weiblichen  sowohl  nach  gemei- 
nem Rechte  ^^),  als  nach  ausdrücklicher  übereinstimmender 
Verordnung  in  den  neueren  Verfassungsurknnden  sofort  wieder 
ein,  und  tritt  überhaupt  die  Successionsordnung,  welche  bisher 
fttr  den  Mannsstamm  galt,  wieder  in  volle  Wirksamkeit^^). 

X.  In  jenen  Staaten,  in  welchen  die  Vorschrift  besteht, 
dass  der  Fürst  nicht  zugleich  Staatsherrscher  eines  anderen 
Staates  sein  darf,  ist  mitunter  für  den  Fall,  dass  die  Erone 
dm'ch  die  weibliche  Succession  an  den  Souverain  oder  Erb- 
prinzen eines  grosseren  Staates  gelangen  würde,  vorgesehrieben, 
dass  dieselbe  sofort  an  den  zweitgebornen  Prinzen  über- 
gehen soll^). 


.  «>)  Dies  ist  der  wahre  Sinn  von  n.  Feud.  17,  30  und  51,  §.  3.  —  Die 
praktische  Entscheidung  enthält  namentlich  (während  in  II.  Feud.  51,  §.  3 
nur  über  das  Dasein  der  Streitfrage  referirt  wird)  II.  Feud.  17.  „Cumque 
inter  sapientes  saepe  super  hac  quaestione  sit  disputatum,  tandem  pro 
mascnlo  pronunciatum  est.^*  Yergl.  oben  Note  15. 

**)  Dies  ist  der  Fall  in  sämmtlichen  in  Note  16  angeführten  Verfas- 
songsnrkunden. 

**)  Hierflber  war  man  schon  zur  Reichszeit  einverstanden,  wegen 
n.  Feud.  17  u.  30. 

«•)  AusdrQcklich  so  bestimmt  in:  Bayern,  V.»ü.  1818,  Tit.  II,  §.5.  — 
Wttrtemberg,  V.-U.  1819,  §.  7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  5. 
—  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  7.  —  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  12.  — 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  75.  —  Seh  war  z  bürg- Sonde  rsh.,V..Ü.  1849, 
{.  50.  —  Auch  liegt  dies  implteite  in  der  brannschweig,  n.  L.-O.  1832, 

»•)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  II,  §.  6.  —  Siehe  oben  §.  249,  Note  5,  6. 
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XI.  Eine  mit  der  agnatischen  yermiBchte  weibliehe 
Thronfolge  (meoessio  profniscua)^  wie  sie  in  Ski^and  nd 
Spanien  besteht ^^),  nnd  in  Dänemark  dnrch  das  KOniga- 
gesetz  vom  14.  Novbr.  1665  hinter  E.  Friedrich  IIL  ange- 
ordnet war  ^%  d.  h.  eine  SnccessionBordnnng,  wonach  nnr  die 
Söhne  des  regierenden  Herrn  nnd  deren  männliche  Deaoon- 
denz  einen  Vorzug  vor  den  Töchtern  liaben,  die  Töehter  aber 
nnd  deren  Descendenz  die  Brüder  nnd  anderen  Agnaten  in  den 
Seitenlinien  auBSchliessen  ^^,  besteht  gegenwärtig  in  keinem  der 
jetzigen  Bundesstaaten. 

Xn.  Die  in  Bezug  auf  die  Thronfolge  in  dem  deatschen 
Bundeslande  Holstein  bei  bevorstehendem  Erlösdien  desTOO 
K.  Friedrich  HI.  von  Dänemark  abstammenden  Manns- 
stamme  durch  den  offenen  Brief  des  E.  Christian  VliL 


*)  In  Bezug  aaf  Spanien  yergL  meine  Schrift:  die  spaniscfae  Sse- 
ceasionsfrage.  Heidelb.  1839.  Von  dieser  Schrift  ist  in  Paris  (1899)  eine 
französche  nnd  spanische,  in  London  (1840)  eine  englische  Uä>enetnog 
erschienen. 

^)  D&nisches  Eönigsgesetz,  K.  Friedrich's  IIL,  v.  14.  Not. 
1665,  §.  XXI.  Sollte  es  sich  ereignen  .  .  .  dass  das  ganze  mann  liehe 
Geschlecht  von  der  Schwertseite,  d.  h.  Ton  K.  Friedrich* s  Stimen 
Christian  nnd  Georg  abstammend,  g&nzüch  aasgestorben  wftre,  so  adl 
die  Erbsaccession  in  der  Regierang  des  letzten  Königs  Sohnes- Töch- 
tern and  ihren  Linien  angehören,  wenn  es  solche  gibt;  wo  nicht,  dsna 
seinen  eigenen  Töchtern,  zuerst  der  Aeltesten  und  ihren  alnteigenden 
Linien,  hernach  den  Anderen  nnd  ihren  absteigenden  Linien,  einer  nadi 
der  anderen,  Linie  nach  Linie;  und  anter  denen,  welche  gleich  sind  in 
der  Linie,  wird  allezeit  zuerst  das  Geschlecht  und  dann  das  Aiter 
beachtet,  so  dass  die  Söhne  stets  den  Töchtern  vorgehen,  and  dann  die 
Aelteren  den  Jüngeren.**  (Abgedruckt  u.  A.  in  L.  Wien  barg,  das  di- 
nische  Königsgesetz,  Hamburg  1847,  S.  103). 

*^  In  Deutschland  besteht  eine  derartige  gemischte  Soocessioiiis- 
Ordnung  nur  bei  den  sog.  fuldischen  Lehen,  welche  aber  heat  zn  Ttfß 
nur  noch  bei  dem  nicht- regieren  den  Adel  Yorkommen.  Yeigl.  meine 
Schrift:  die  weibliche  Lehnerbfolge  in  fuldische  und  pfalz-fuldisehe 
Mannlehen  und  Burglehen.  Stuttgart  1852.  —  Noch  im  vorigen  Jahrhoa- 
derte  wurde  ein  berOhpiter  Rechtsstreit  zwischen  dem  Kurfürsten  Ton  der 
Pfalz  und  dem  Grafen  von  Hanau,  resp.  dessen  Tochter,  der  Erbpria- 
zessin  von  Darmstadt  wegen  der  Succession  in  die  fuldischen  Lekea 
zu  Otzberg  etc.  geführt  (Hanauischer  Successionsstreit)  und  ton 
Beichskammergerichte  in  po8sea$orio  fOr  die  £rbtochter  entschieden,  wosvif 
sich  die  Parteien  verglichen.  Yergl.  Ludolf,  de  jure  fem.  illostr.  Jens 
1734;  append.  docum.  P.  II,  Nr.  IV.  p.  218  u.  £ 
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Tom  8.  Juli  1846  angeregte  Streitigkeit^^)  hat  durch  das  Ion* 
doner  GonferenzprotokoU  vom  8.  Mai  1852,  worin  die  Erhal- 
tung der  dänischen  Gesammtmonarchie  anBgesprochen  wnrde  ^) 
und  durch  das  darauf  gebaute  dänische  Thronfolgegesetz  vom 
31.  Juli  1853  dahin  eine  thatsächliche  Beendigung  gefunden, 
daes  mit  Umgehung  der  zunächst  successionsberechtigten 
achleswig-holstein-sonderburg-augusten burgischen  Linie 
der  Prinz  Christian  aus  der  schleswig-holstein-sonderbnrg- 
glttcksbnrgiBchen  Linie  und  dessen  eheliche  Descendenz  von 
Mann  zu  Mann  zum  Thronerben  der  dänischen  Gtesammtmon- 
archie  erklärt  worden  ist^^).    Das  Gleiche  gilt  von  der  Erb- 


*)  Dieser  offene  Brief  findet  sich  in  G.  v.  Meyer,  Coip.  Jur. 
Confoed.  Gerat  3.  Aufl.  1859,  ThL  II,  S.  443. 

*")  An  der  Errichtung  des  londoner  Vertrags  t.  8.  Mai  1852  bethei- 
ligten sich  Oesterreich,  Grossbritannien,  Frankreich  und 
Schweden.  Am  19.  Juni  1852  wurde  derselbe  von  den  fünf  Grossm&ch- 
ten  und  Schweden  ratificirt. 

^)  Ueber  die  schleswig-holsteinische  Erbfolgefrage  vergl.  Uwe  Lorn- 
86 n,  die  UnionsTerfassung  Dänemarks  und  Schleswig-Holsteins.  Nach  des 
Yerfibssers  Tode  herausgegeben  von  Beseler,  Jena  1841.  —  Sa m wer, 
die  Staatserbfolge  der  Herzogthümer  Schleswig-Holstein  etc.  Hamburg  1844. 

—  Michelsen,  polemische  Erörterung  etc.  Leipz.  1844.  —  Verhandlungen 
der  d&n.  u.  holst.  St&ndeyersammlungen  des  J.  1844  über  die  Erbfolge  in 
den  Herzogthttmera  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg.  Schleswig  1845.  — 
Hftlschner,  die  Staatserbfolge  der  Herzogthümer.  Bonn  1846.  —  Die 
Tier  wichtigsten  Aktensttkcke  der  Schleswig.  Ständevers.  t.  1846,  herausge- 
geben von  Michelsen,  Jena  1847.  —  Falk  (und  acht  andere  Professoren 
za  Kiel)  Staats-  und  Erbrecht  des  Herzogthums  Schleswig;-  Kritii:  des  Com- 
missionsbedenkens  etc.  Hamburg  1846.  —  Falk  und  Dahlmann,  die 
histor.  Landesrechte  in  Schleswig  und  Holstein,  urkundlich.  Hamburg  1847. 

—  Falk,  Sammlung  der  wichtigsten  Urkunden,  welche  auf  das  Staatsrecht 
der  Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein  Bezug  haben.  Kiel  1847.  — 
EL  A.  Zachariae,  zur  schleswig-holsteinischen  Frage.  Göttingen  1847. — 
Bunsen,  Denkschrift  aber  die  ver&ssungsmässigen  Rechte  der  Herzog- 
thümer etc.  Berlin  1848.  —  Dagegen  u.  A.:  Dircking-Holmfeld,  Essai 
historique  sur  la  question  de  la  succession  du  royaume  de  Dannemark  etc. 
Copenhagne  1844.  —  C.  F.  Wagener,  über  die  unzertrennliche  Verbin- 
dung Schleswigs  mit  Dänemark  etc.  Kopenhagen  1848.  —  W.  Zimmer- 
mann, das  wahre  Rechtsverh&ltniss  der  Herzogthümer  Schleswig  u.  Hol- 
stein zu  einander,  zu  Deutschland  und  zu  D&nemark.  Hannover  1854.  — 
Eine  Uebersicht  der  Vorgänge  in  der  deutschen  Bundesversammlung  be- 
züglich der  Behandlung  der  schleswig-holstein.  Sache  s.  in  meinem  Vor- 
trage in  der  15.  Sitzung  der  ersten  badischen  Kammer,  28.  Sept.  1860, 
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folge  in  dem  deutschen  Bnndeelande  Lanenbnrg^  weleh» 
Herzogthum  —  früher  ein  fieichslehen^  in  welchem  nnr  die 
männlichen  Leibeslehenserben  zur  Succession  kommen 
konnten  —  die  Krone  Dänemark  im  Jahre  1815  dnrch  Yer- 
iatlSkge  erworben  hatte ^^),  worauf  Bezug  nehmend,  in  dem  offe- 
nen Briefe  des  K.  Christian  VIII.  vom  8.  Juli  1846  auch  die 
Erbfolge  nach  Massgabe  des  dänischen  Eönigsgesetzes 
ftlr  giltig  erklärt  worden  war^^). 


(vollständig  abgedmckt  in  der  karlsroher  Zeitung  v.  29.  Sept.  1850).  — 
lieber  die  SaccessionsansprQche  des  preussischen  Königshaasee  an  die 
Herzogthümer  Schleswig-Holstein  als  abstammend  von  der  Prinzessin  Eli- 
sabeth von  Dänemark,  Gemahlin  des  Kurfürsten  Joachim  I.  von  Bran- 
denburg, s.  £.  Helwig,  die  Erbansprüche  etc.  Lemgo  u.  Detmold  1846. 

'*)  Preussen  hatte  durch  Tausch-  und  Gessions vertrag  d.  d.  29.  Mai 
1815,  Art.  rV.  (wörtlich  aufgenommen  in  der  W.  C.  A.  v.  9.  Juni  1815, 
art  XXIX.)  von  Hannover  das  Herzogthum  Lauenburg  in  der  Absicht 
erworben,  es  an  D&nemark  gegen  das  diesem  von  Schweden  (g^gea 
Norwegen  nach  dem  kieler  Frieden  vom  14.  Januar  1814)  erworbene 
Vorpommern  und  Rügen  auszutauschen.  Hannover  cedirte  das  Herzog- 
thum an  Preussen  „pour  Stre  poss^d^  en  toute  propri^t6  et 
souverainet^  par  lui  et  ses  successeurs."  Preussen  cedirte  dasselbe 
hierauf  an  Dänemark  durch  Staatsvertrag  vom  4.  Juni  1815  (Art  HL) 
„&  perp^tuit^,  pour  Stre  possöd^  par  S.  M.  en  toute  souverainet^ 
et  propriöt^".  Die  feierliche  Uebergabe  geschah  am  26.  Juli  1816  zu 
Ratzeburg.  In  der  ersten  Sitzung  der  deutschen  B.-V.  v.  5.  Nov.  1816, 
liess  der  E.  v.  Dänemark  erklären:  „S.  M.  betrachten  Lauenbarg  fort- 
während als  ein  deutsches  Herzogthum.** 

^)  Rechtsverwahrungen  wegen  behaupteter  Ansprüche  auf  die  Succes- 
sion im  Herzogthume  Lauenburg  hatten  an  der  Bundesversammlung 
schon  in  der  ersten  Sitzung  der  deut.  B.-Y.  5.  Nov.  1816  das  Gesammthans 
Anhalt  und  beide  Mecklenburg  erhoben  (G.  v.  Meyer,  Corp.  Con- 
foed.  Genn.,  3.  Aufl.,  1859,  Tbl.  H,  S.  17).  Nach  dem  Erscheinen  des  offenen 
Briefes  erneuerten  sie  dieselben  in  der  28.  u.  29.  Sitzung  der  B.-Y.  am  17. 
u- 24. Sept.  1846,  Prot  §.  272  u.  288  (v.  Meyer,  a.a.  0.  S.  446).  Weitere 
Erklärungen  von  Anhalt,  siehe  in  den  Protokollen  der  B.-y.,  21.  Sitz., 
12.  Aug.  1852,  §.  233,  und  26.  Sitzung,  9.  Dec  1852,  §.  296.  —  Sodann 
gaben  auch  K.  Sachsen  (1.  Sitzung  der  B.-V.  14.  Jan.  1847,  Prot.  §.  13, 
(G.  V.  Meyer,  a.a.  0.  IL,  447)  und  19.  Sitzung,  29.  Juli  1852,  Prot.  §.  197) 
die  grossherzogl.  und  herzogl.  sächsischen  Häuser  in  der  10.  Sitzung 
der  B.-V.  v.  15.  April  1847,  §.  100,  eine  Rechtsverwahrung  wegen  ihrer 
Successionsansprüche  zu  Protokoll.  (G.  v.  Meyer,  a.a.  0.,  ThL  H,  452). 
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§.  254. 
n.   Testamentarische  Thronfolge^). 

I.  Eine  testamentarische  VerfUgnng  über  das  Territorium 
nnd  die  Regierungsnachfolge  in  demselben  war  znr  Reichszeit 
möglich  nnd  statthaft,  wenn  das  Territorium  allodial  und 
keine  Person  im  Manns-  oder  Weibsstamme  yorhanden  war, 
welche  auf  dasselbe  aus  einem  Familienfideicommissyerbande 
oder  wegen  herkömmlicher  Stammgutseigenschaft  desselben  ein 
festes  Successionsrecht  (Wartrecht)  hatte.  Unstreitig  konnte 
daher  der  erste  Erwerber  eines  solchen  allodialen  Territoriums 
oder  der  letzte  des  successionsberechtigten  Stammes  darüber 
testamentarisch  frei  verfligen^. 

II.  Bei  lehnbaren  Territorien  war  überdies  eine  testamen- 
tarische Verfügung,  wodurch  dieselben  an  Personen  gebracht 
werden  sollteu,  die  nicht  in  der  ersten  Investitur  begriffen 
waren,  nur  statthaft,  wenn  das  Lehen  entweder  mit  dem  Rechte, 
darüber  zu  testiren,  verliehen  war^),  oder  der  Lehensherr  (bei 
Reichslehen  der  Kaiser)  besonders  seine  Einwilligung  dazu 
ertheilte  ^). 

*)  Moser,  Staatsr.  XVIL,  S.  1  u.  f.  —  Dessen  Famllien-Staatsr.  I, 

5.  964u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  241.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  4^. 
—  Manrenbrecher,  Staatsr.  §.  241.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  246.  — 
H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I.,  §.  74.  n.  —  J.  Held,  System 
des  Verf.-Ilechts,  Bd.  II,  (1857),  S.  259. 

«)  Pütter,  prim.  lin.  §.  60.  —  S.  F.  Willenberg,  de  jure  Ultimi 
gentis  suae,  Jena  1735.  4.  —  Die  Frage,  wie  weit  die  Befugniss  eines  Sou- 
▼erains,  aber  die  Krone  zu  testiren,  gehen  könne,  wurde  besonders  erör- 
tert bei  Gelegenheit  der  Testamente  des  E.  Karls  11.  von  Spanien  v.  1699 

6.  Febr.  und  1700,  2.  Okt.,  welche  den  spanischen  Successionskrieg  zur 
Folge  hatten.  Yergl.  Buddeus,  de  testamentis  summor.  imperantium, 
Bpeciatim  Caroli  II,  Ilispaniae  regis.  Hai.  1701. 

')  Dies  war  z.  B.  der  Fall  bei  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h.  (Angebliches)  Privilegium 
Frider.  I.  Imp.  a.  1156,  bei  Pertz,  Mon.  Germ.  Leg.  T.  I,  p.  99.  „Dux 
austriae  donandi  et  deputandi  teiTas  suas  cuicumque  voluerit,  habere  debet 
potestatem  liberam,  si  quod  absit,  sine  heredibus  liberis  decederet,  nee  in 
hoc  per  imperium  uUo  modo  debet  impediri."  Bestätigt  wurde  dieses  Vorrecht 
▼on  Karl  V.  1530,  in  den  erneuerten  österr.  Privilegien.  Moser,  Familien- 
staatsr.  I,  964. 

*)  Bei  den  grösseren  Reichslehen  war  nach  Analogie  der  Ertheilung 
von  Anwartschaften  auch  die  Zustimmimg  des  Reichstags  nothwendig. 
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III.  Testamentarische  Verordniuigeii  eines  regierendoi 
Herrn,  wodurch  er  Anordnungen  über  die  Erbfolgeordnniig 
unter  seinen  Descendenten  oder  anderen  successionsbareditig- 
ten  Familiengliedern  treffen  wollte,  z.  B.  PrimogeniturordniiiigeD, 
Vormnndschaftsbestellungen  u.  s.  w.  wurden  als  einseitig 
erlassene  Hausgesetze  betrachtet^).  Ihre  Yerbindliclikdt 
war  daher  theils  von  erlangter  kaiserlicher  Confirmation,  tlieik 
von  der  Einwilligung  der  Familienglieder,  die  bereits  Wartredil 
oder  andere  erworbene  Rechte  hatten,  theils  yon  der  Familien- 
observanz,  namentlich  davon  abhängig,  welchen  Einfluss  die- 
selbe dem  römischen  Rechte  gestattete^). 

lY.  Ob  die  Beobachtung  der  römischen  Testamentsfor- 
men  bei  Testamenten  der  regierenden  reichsständiBchen 
Herren  erforderlich  sei,  war  streitig  ^) ;  sicher  ist,  dass  dieselben 
selbst  Yon  den  mächtigsten  Reichsständen  beobachtet  zu  w^- 
den  pflegten^),  dass  sie  aber  bei  wirklich  souverainen  Hetren 
nicht  fbr  nothwendig  erachtet  wurden^). 

V.  Durch  die  Erwerbung  der  Souverainetät  ist,  an  sich 
betrachtet,  an  den  Grundsätzen,  welche  zur  Reichszeit  hinsieht- 
lieh  des  testamentarischen  Yeritlgungsrechtes  über  die  R^e- 
rungsnachfolge  in  allodialen  Territorien  bestanden,  nichts  ge- 
ändert worden.  Yielmehr  müssen  sogar  die  Beschränkungen, 
welche  früher  in  der  Lehenseigenschaft  vieler  Territorien  be- 
gründet waren,  als  weggefallen  betrachtet  werden.  Uebrigens 
kann  unter  den    gegenwärtigen  Yerhältnissen   überhaupt  nur 

«)  Siehe  oben  §.  214,  238,  247. 

>)  üeber  die  Erbfolge  ans  Testamenten,  welche  unter  den  GeblfitaeiheB 
desshalb  Bestmunongen  trafen,  siehe  besonders:  Moser,  Staatsr.  2LV1, 471 
tt.  f.    Dessen  Familienstaatsr.  I,  953  u.  f. 

7)  Für  die  Nothwendigkeit  der  Beobachtung  der  römischen  Formen  bei 
Testamenten  der  Beichst&nde  erklärten  sich  auch  Moser,  Gramer, 
y.  Selchow  und  Bodmann  n.  A.  —  Leist,  Staatsr.  §.  42,  Nr.  3. — 
Ptttter,  prim.  lin.  §.  79.  —  Dagegen  Schrader,  Buddeus  u.  A.  (Siehe 
oben  Note  2).  —  Die  nichtregierenden  Mitglieder  reichsstftndiflclier 
Häuser  hatten  unbestritten  die  römischen  Testamentsformen  zu  beobachten. 

*)  So  z.  B.  zeigt  das  von  Höfler  im  XL  Bde.  d.  Archivs  z.  Konde 
Österreich.  GesclL-Quellen  mitgetheilte  Testament  des  Churfürsten  Fried- 
rich Wilhelm  zu  Brandenburg  ?.  26.  März  1688  die  Unterschrift  yod 
7  churftlrstlichen  Käthen  als  Zeugen. 

»)  Ausser  Buddeus  (siehe  Note  2);  vergl.  Potter,  Erörterangen  I, 
S.  186  u.  f. 
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noch  Ton  emem  Rechte  des  FUraten,  mit  welchem  die  regie- 
rende Familie  ansstirbt,  über  die  Krone  testamentariflch  sa 
▼erftagen,  die  Bede  sein.  In  den  neueren  VerfagBangsurknnden 
gesdiieht  aber  anch  von  einem  Bolchen  Rechte  keine  Erwäh- 
nniftg^,    nnd   mnss   dicfles   daher    fllr  die   constitationell 
monarchischen  Staaten,  in  welchen  die  Thronfolge  jetzt 
nicht  mehr,-  wenn  es  anch  früher  der  Fall  gewesen  wäre,  auf 
einem  reinen  Patrimonialprincipe  and  anf  der  Hansverfas- 
anng  aDein,  sondern  anch  anf  Verfassungsgesetzen  be- 
mlit,  als  stillschweigend  ausgeschlossen  betrachtet  werden^®). 
VI.  Jedenfalls  kann  keine  deutsche  Krone  an   einen  aus- 
wärtigen nicht  yerbttndeten  Fürsten  ohne  einheUige  Zustimmung 
der  Bnndesyersammlnng   durch  irgend  eine   testamentarische 
y^rftlgang  eines  Bnndesgliedes  gebracht  werden^'). 

§.  255. 

III.    Vertragsmässige  Thronfolge*). 

I.  So  weit  die  Territorien  allodial  waren,  wurde  zur 
Zeit  der  Reichsverbindung  die  Zulässigkeit  einer  Verftlgung 
über  die  Regiemngsnachfolge  durch  Erbyerträge,  sowie 
auch  die  wechselseitige  Einräumung  eines  Erbfolgerechts 
durch  Verträge  unter  reichsständischen  Häusern  (sog.  Erb- 
yerbrüderungen,  pacta  confratemitatis)  nicht  bezweifelt  Bei 
lehnbaren  Ländern  war  die  Wirksamkeit  der  Erbyerträge  und 
Erbyerbrflderungen  bedingt  durch  die  Einwilligung  des  Lehens- 
herm'))  also  bei  Reichslehen  des  Kaisers^). 

^)  Wo  die  Succession  lediglich  auf  der  Hausyerfassung  beruhte,  hatten 
die  Landat&Dde,  wenn  solche  überhaupt  vorhanden  waren,  auch  zur  Reichs- 
aeit  nicht  bei  der  testamentarischen  Verfügung  mitzuwirken. 

")  Arg.  W.  S.-A.  art  6.  —  Siehe  oben  §.  140. 

0  Moser,  Staatsr.  XYII,  9  u.  f.  —  Dessen,  Famiüenstaatsr.  I,  969 
n.  £  —  Pfltter,  prim.  lin.  §.  59.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  240.  —  Leist, 
Sfaatsr.  (2  Aufl.)  §.  41.  —  Klüber,  öffentL  R.,  ft.  242,  Note  e.  —  Mau- 
renbrecher, Staatsr.  §.  289.  —  Weiss,  Staatsrecht  244.  —  H.  A.  Za- 
ch ariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  74,  I.  — J.Held,  System  des  Yerfassungs- 
Bechta,  Bd.  II  (1857),  S.  258  flg.  —  Yergl.  überhaupt:  Beseler,  die 
Lehre  von  den  Erbverträgen.  II  Bde.  Göttingen  1835,  37. 

<)  Moser,  Famiüenstaatsr.  I,  1022. 

*)  Als  eine  allgemeine  kaiserliche  Bestätigung  der  Alteren  Erb- 
Terbrüderungen  über  Reichslehen  betrachtete  man  die  Bestimmung  in 
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IL  Nach  der  deutschrechüichen  Onmdidee  deg  EibTer 
trags,  d«S8  derselbe  ein  Rechtsgeschäft  sei,  wodurch  sidi  der 
jenige,  der  keinen  rechten  Erben  (Leibeserben)  hat,  d&ea 
solchen  (gleichsam  künstlich)  ^schafft  ^)y  hatte  sich  das  Bedi^ 
dnrch  Erb  vertrage  Über  ein  Territorium  zn  verftgen,  znnlUtet 
ab  das  Recht  des  letzten  Besitzers  ansgebildet,  mit  wet 
chem  die  regierende  Familie  in  ihrem  snccessionsbereehtigtn 
Stamme  eriosch.  Doch  konnte  anch  die  Znlässigkeit  Ton  Eib- 
vertragen  oder  Erbverbrtideningen,  welche  der  erste  Erwer- 
ber eines  Territoriums  für  den  Fall  des  Erlöschens  adner 
Descendenz  schloss,  nicht  bezweifelt  werden.  Desgieichen 
konnten  auch  Erbyerbrttderangen  dnrch  die  ZnstJmmnng  nod 
Mitwirkung  der  sämmtlichen  successionsberechtigten  lOtglieder 
des  Hauses,  wie  diese  zur  Errichtung  von  HausyertrSgen  er- 
forderlich war,  zu  Stande  kommen. 

III.  Mitunter  dienten  die  Erbcrerbrüderungen  auch  dazu, 
bei  Theilungen  das  gegenseitige  Successionsrecht  -bei  dem  Aus- 
sterben einer  der  abgetheilten  Linien  zu  erhalten,  da  nach 
dem  älteren  Rechte  eine  vollständig  durchgeführte  Theilungi 
(sog.  Todtbeilung)^),  bei  den  Allodien  das  feste  Sacces- 
sionsrecht  (das  Wartrecht)  und  bei  lehnbaren  Territorien  sogar 
das  gesammte  gegenseitige  Successionsrecht  aufhob^). 

IV.  Ausser  diesem  Falle  finden  sich  Erbverbrtldeningen 
besonders  bei  solchen  Häusern,  in  welchen,  (wie  bei  den 
Lehen  regelmässig)  der  Weibsstamm  kein  Successionsrecfat 
oder  darauf  vollständig  verzichtet  hatte.  Daher  findet  man, 
dass  bei  Errichtung  von  Erbverbrüderungen  regelmässig  nur 

der  W.  K.  Leopold*8  I,  1658)  Art  VI:  ,,Wie  wir  deui  andi  die 
vor  diesem  anter  Urnen  (den  Keichsständen)  den  BeJchs-cimsiilutiömlm 
gem&ss  gemachte  wiiones  gleichergestalt,  zuvörderst  aber  die  nnter  Kur- 
fürsten, Fürsten  und  St&nden  ausrichteten  Erbverbradeningen  hiennit 
confirmiren  und  approbiren."  In  der  W.-K.  KarrsYI.  1711  (und  seitdem) 
Art  I,  §.  9,  versprach  der  Kaiser,  er  werde  solche  unümet,  Erbverbrü- 
derungen  etc.  auf  gebührendes  Ansuchen,  ohne  Weigenmg  und  Auf- 
enthalt in  bestandiger  Form  confirmiren.    Vergl.  Moser,  a.  a.  O.  h  1017. 

«)  Meine  deutsche  R-Geschichte,  3.  Aufl.  1858,  ThL  II,  §.  11^  121. 
—  Der  Erbyertrag  vertrat  daher  im  alten  deutschen  Rechte  oft  die  Stelle 
der  Adoption. 

B)  Siehe  oben  §.  247,  m. 

*)  lieber  dieParoemie:  „Theilung  bricht  Folge*'  8.  meine  deat 
R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl,  ü,  §.  119,  VI. 
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die  Agnaten  mitwirkten'').  In  jenen  Familien ,  in  welchen 
aiicli  ein  festes  Snecessionsrecht  des  Weibsstammes  anerkannt 
war,  hatte  man  kein  Bedürfnisse  Erbverbrüderungen  einzugehen, 
weil  hier  das  Aussterben  der  sueeessionsfähigen  Descendenz 
nicht  wohl  zn  befürchten  war.  Uebrigens  hätte  hier  die  Er- 
richtung einer  ErbyerbrUderung  mit  einem  anderen  reichsstän- 
diBchen  Hanse  nicht  ohne  Einwilligung  des  Weibsstammes 
▼on  den  Agnaten  giltig  geschehen,  d.  h.  dessen  Ausschluss  durch 
die  Erbverbrfiderten  rechtlich  begründet  werden  können^). 

y.  Durch  den  Erbyertrag  erhielt  der  Vertragserbe  (sowie 
bei  Erbyerbrttderungen  das  erbyerbrüderte  Haus)  das  feste, 
onentziehbare  und  ipso  jure  wirkende  Nachfolgerecht,  wie  ein 
agnatischer  Gebltttserbe.  Daher  konnte  sich  in  einigen  reichs- 
ständischen  Häusern  die  Ansicht  bilden,  dass  die  Erbyerbrüder- 
ten  (gleichsam  als  fingirte  Agnaten)  dem  Weibsstamme  yor- 
gehen,  als  man  anfing,  auch  diesen  für  successionsfähig  zu 
betrachten  ^). 

VI.  Eine  Einwilligung  der  Landstände  war  bei  der 
Errichtung  yon  Erbyerträgen  oder  Erbyerbrttderungen  unter 
reichsständischen  Häusern  gemeinrechtlich  nicht  nothwendig^^). 

Vn.  An  diesen  Grundsätzen  ist  durch  die  Auflösung 
des  deutschen  Beichs  und  die  Stiftung  des  Rheinbundes 
nichts  yerändert  worden.  Es  müssen  daher  auch  heut  zu  Tage 
noch  die  zur  Reichszeit  giltig  zu  Stande  gekommenen  Erbyer- 
brttderungen als  fortwährend  rechtsbeständig  betrachtetwerden^^). 

7)  Moser,  a.  a.  0.  I,  1016. 

")  Deutlich  ei*gibt  sich  dies  ans  dem  (angeblichen)  Privilegium  des 
K.Friedrich  L  a.  1156,  für  Oesterreich:  (s.  oben  §.  254,  Note  3),  wonach 
der  Herzog  nur  in  Ermangelung  von  jykeredänu  Uberia^*  d.  h.  Leibeserben 
männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  fiber  die  Erbfolge  in  das  Herzog- 
thum  in  beliebiger  Weise,  also  auch  durch  Erbvertrag  sollte  verfagen  dür- 
fen. —  Siehe  auch  oben  §.  253,  VI. 

•)  Dies  bestimmt  z.  B.  die  bayerische  Y.-ü.  1818,  Tit.  II,  §.  5.  Der 
Weibsstamm  behiüt  daher  das  subsidiäre  Thronfolgerecht,  und  geht  ihm 
nur  der  Mannsstamm  des  erbverbrttderten  Hauses  vor.  üeber  die  ver- 
schiedenen Auslegungen  dieser  Stelle  vergl.  v.  Dresch,  Abhandlungen. 
Mfinchen,  1830,  S.  219  u.  f.  —  Siehe  auch  oben  §.  253,  VI. 

«»)  Moser,  Famil.-Staatsr.  I,  1022. 

**)  Das  Stillschweigen  neuerer  Yerfassungsurkunden  über  bereits  be- 
stehende Erbverbrüderungen  kann  selbstverständlich  den  erworbenen  Rech- 
ten keinen  Abbruch  thun. 

ZSpn,  Btaaterecht  5.  Aufl.  I.  46 
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ym.  Die  Frage  aber,  ob  ein  jetzt  soaveraines  deutsches 
Haus  noch  heut  zu  Tage  für  berechtigt  zu  halten  sei,  Erbver- 
brüderungen mit  anderen  souvarainen  deutschen  Häusern  ein- 
zugehen, oder  ob  dazu  wenigstens  die  Zustimmung  der  Land- 
stände erforderlich  sei,  ist  verschieden  zu  beantworten,  je 
nachdem  entweder  überhaupt  keine  neuere,  auf  das  Prindp 
der  constitutionellen  Monarchie  gegründete  landständische  Ver- 
fassung eingeführt  worden  ist^^),  oder  die  neuere  landstän- 
dische  Verfassung  die  im  Reichsrechte  begründete  Befhgniss 
der  Agnaten  des  regierenden  .Hauses,  solche  Erb  Verbrüderungen 
einzugehen,  anerkennt,  ohne  den  Landständen  eine  Befugnisa 
zur  Mitwirkung  ausdrücklich  einzuräamen,  d.  h.  ohne  eine  B  e- 
schränkung  des  bisher  uneingeschränkten  Rechtes  ein- 
zuführen ^^) ,  oder  je  nachdem  in  der  neueren  landständischen 
auf  dem  Principe  der  constitutionellen  Monarchie  beruhendeB 
Verfassung  die  Verfügung  über  die  Krone  durch  Erbvertrag 
eben  sowohl,  wie  durch  Testament,  mit  Stillschweigen  über- 
gangen und  nur  allein  das  Geblütserbrecht  der  jetzt 
regierenden  Familie  als  verfassungsmässig  begründet  anet- 
kannt^^),  oder  endlich  sogar  ausdrücklich  f&r  den  Fall  des 
Erlöschens  des  jetzt  regierenden  Hauses  im  Mannsstamme  eine 
Vereinbarung  über  die  sodann  eintretende  Thronfolge  mit  den 


^*)  Hier  ist  von  selbst  einleuchtend,  warum  es  bei  den  GnmdB&tBen 
des  älteren  Beichsrechtes  sein  Bewenden  haben  muss. 

*»)  Dies  ist  der  Fall  in:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  n,  §.  5.  —  GrossL 
Hessen,  V.-U.  1820,  §.  5.  —  K.  Sachse^,  1831,  §.  7.  —  Dass  hier,  so 
kurz  sich  auch  diese  Yerfassungsurkunden,  von  welchen  die  beiden  letzteren 
der  bayerischen  Y.-ü.  in  diesem  Punkte  nachgebildet  sind,  ausdrücken, 
nicht  blos  fortdauernde  Erbyerbrdderungen ,  sondern  auch  neu  Ton  den 
Agnaten  zu  errichtende  gemeint  sind,  ergibt  sich  daraus,  dass  in 
Bayern  keine  solche Erbverbrüderung  im  J.  1818  bestand,  und  auch  jetzt 
noch,  so  yiel  bekannt,  keine  besteht,  üeber  den  Streit,  ob  in  Bayern  die 
Zustimmung  des  Weibsstammes  und  der  Landstände  erforderlich  sei,  vergL 
V.  Dresch,  Abhandl.  1830,  S.  221  u.  f.  —  Pötzl,  bayer.  Staatsvert-K. 
1847,  S.  194.  —  Die  kurhess.  V.-ü.  v.  1831,  §.  4.  spricht  dag^en  nur 
von  fortdauernder  Erbverbrüderung.  —  In  den  übrigen  deutschen  Yer&s- 
sungsurkunden  geschieht  keine  Erwähnung  von  den  Erbverbrüderungen. 

^*)  Hier  muss  analog  dasselbe  gelten,  was  oben  §.  254  in  Bezug  auf 
das  Stillschweigen  der  neueren  Constitutionen  monarchischen  VerflBSsiingen 
über  die  testamentarische  Thronfolge  gesagt  worden  ist 
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Landständen  yorgeschrieben  worden  ist^^).  In  den  ersten 
beiden  Fällen  mass  die  Statthaftigkeit  einer  Erbyerbrüderung 
in  Gemässheit  der  zur  Reichszeit  bereits  bestandenen  Grund- 
sätze bejaht,  in  den  beiden  letzteren  Fällen  aber  verneint 
werden. 

IX.  Die  Errichtung  einer  Erbverbrüderung  eines  souve- 
rainen  deutschen  Hauses  mit  einem  früher  ebenfalls  reichs- 
ständischen, aber  jetzt  standesherrlichen  Hause  ist  durch  kein 
Bundesgesetz  untersagt:  es  wird  aber  voraussichtlich  bei  der 
wesentlichen  Verschiedenheit  des  Verhältnisses,  in  welchem 
die  regierenden  und  die  standesherrlichen  Familien  zu  ihren 
Territorien  stehen,  ein  solcher  Fall  nicht  eintreten^®). 

X.  Ein  auswärtiges  regierendes  Haus  aber,  welches  nicht 
Bundesglied  ist,  würde  durch  Erbvertrag  ebensowenig  als  durch 
Testament  ohne  einhellige  Zustimmung  sämmtlicher  Bundes- 
glieder in  der  Bundesversammlung  zur  Thronfolge  in  einem 
deutschen  Bundeslande  gelangen  können  ^^). 

§.  256. 

IV.  Von  der  Regierungsnachfolge  aus  Sammtbe- 
lehnungen,  Eventualbelehnungen,  Lehensanwartschaften 

und  der  Lehensheiylichkeit^). 

1)  Aelteres  Recht. 

L  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  konnte  in  Bezug  auf 
die  lehenbaren  Territorien  ein  Successionsrecht  sowohl  durch 
Sammtbelehnungen  {investitura  Hmultaneaj  Simultanbe- 
lehnung,    Belehnnng    zur    gesammten   Hand)    als   durch 


«)  Wie  z.  B.  in  der  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  §.  18. 

**)  Unter  den  wenigen  Yerfassungsurkunden,  welche  überhaupt  von  der 
Erbverbrüderung  sprechen  (s.  Note  13)  bestimmt  nur  die  bay  er.  V.-ü.  1818, 
Tit  n,  §.  5,  dasB  die  Erbverbrüderung  mit  einem  anderen  fürstlichen 
Hanse  aus  dem  „deutschen  Bund^*  geschlossen  werden  müsse. 

«^  Auch  hier  gelten  analog  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  der  testa- 
mentarischen Erbfolge.    Siehe  §.  254. 

«)  Leist,  Staats]:.  (2.  Aufl.),  §.  43,  44.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  242. 
—  Weiss,  Staatsr.  §.245.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  240.  — 
H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  74.  —  J.  Held,  System  des 
Tert-Eechts,  Bd.  H  (1857),  S.  258. 
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Eventnalbelehnangen  {investitura  eventualis  oder  exspecta- 
tiva  feudi  qualificatd)  und  Lehensversprecben  (exspectaüoa  feudi 
Simplex,  einfache  Lehensanwartschaften  oder  Lehens- 
exspektanzen)  erworben  werden ^) ;  auch  wurde  der  Heim- 
fall des  lebenbaren  Territoriums  an  den  Lehensherm  durch 
das  Aussterben  der  vasallitischen  Familie  oder  durch  Yerwir- 
kung,  oder  ans  anderen  im  Lehenvertrage  besonders  bezeich- 
neten Gründen,  als  eine  Art  der  Succession  (sog.  Folge  des 
Herrn)  betrachtet. 

U.  Hinsichtlich  der  Ertheilung  von  Eventualbe- 
lehnungen  und  Anwartschaften  an  Reichslehen  war 
aber  der  Kaiser  in  der  letzteren  Zeit  ebenso,  wie  bei  der 
Wiederyerleihung  heimgef9.11ener  Beichslehen  überhaupt, 
an  die  Zustimmung  der  Reichsstände,  insbesondere  des  kur- 
fürstlichen CoUegiums  und  nach  Umständen  auch  des  Fürsten- 
rathes  und  des  CoUegiums  der  Reichsstädte  gebunden'). 

<)  lieber  die  Begriffe  von  Sammtbelehnung,  Eventualbelelinang  und 
Lebensanwartschaft,  s.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  IV,  S.  78  u.  f.  —  Zu 
bemerken  ist,  dass  nach  dem  in  der  Feudisten-Schule  seit  den  letzten  drd 
Jahrhunderten  festgestellten  Sprachgebrauche  unter  einfacher  Lehens- 
anwartschaft  nur  ein  einfaches  Lehenversprechen  (Geding  am 
Lehen)  ohne  dazu  gekommene  Eventualbelehnung ,  verstanden  wird,  wel- 
ches nach  gemeinem  Lehenrechte  nur  ein  persönliches  Recht  gegen  den 
versprechenden  Lehensherm  und  höchstens  noch  gegen  dessen  Erben  im 
römisch-civilrechlichen  Sinne  begründet,  w&hrend  in  den  Rechtsbüchem  des 
Xm.  Jahrhunderts  nur  dann  von  Wart  und  Anevelle  (Anüülsiecht)  ge- 
sprochen wird,  wo  Jemand  bereits  durch  Belehnung  ein  festes  (sog.  ding- 
liches) Hecht  der  Folge  hat  -^  Siehe  oben  §.  248,  Note  9. 

s)  Ueber  die  allm&hlig  immer  grössere  Beschränkung  des  Kaisers  veigL 
die  W.-E.  Karrs  V.  (1519)  art  24,  §.  1.  Hiemach  sollten  die  grösseren 
Reichslehen  nicht  wieder  verliehen,  sondern  zu  Reichsdomänen  gemadit 
werden.  Ferdinand  IL  musste  in  der  W.-K  (1619),  art  28  versprechen, 
auf  die  grösseren  Reichslehen  keine  Anwartschaft  ertheilen  zu  vollen. 
In  der  W.-E.  Ferdinand's  IV.  (1653)  wurde  bestimmt,  dass  der  Eftiaer 
ohne  die  Einwilligung  der  Kurfürsten  die  grösseren  Reichslehen  nicht 
wiederverleihen,  noch  Anwartschaften  daraufgeben  soUe.  Seit 
der  perpetuirlichen  W.-K.  (1711)  lautete  die  betreffende  Stelle  (veigl 
W.-K.  Franz'  IL  1792),  art.  XI,  §.  10:  „Wenn  auch  in's  kOni^ 
Lehen  dem  Reiche  durch  Todesfälle  oder  Yerwirkung  anheim  üaUen  sollten, 
so  etwas  Merkliches  ertragen,  als  KurfÜrstenthOmer,  FOrstenthümer, 
Graf-  und  Herrschaften,  Städte  und  dergl,  die  sollen ^und  wollen  Wir,  die 
Kücfürstenthamer  ohne  des  kurfürtlichen  coüegü,  die  Fttrstenthflmer,  Graf- 
und  Herrschaften,  Städte  u.  dergl.  aber,  ohne  der  kurfilrstlichen,  f&rstliclie&. 
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HL  Die  RechtsbeBtändigkeit  einer  solchen  Belebnnng  war 
[und  ist)  selbstverständlich  nach  den  znr  Zeit  der  Verleihong 
^Itenden  Rechtsgrandsätzen  zu  benrtheilen  ^). 

IV.  War  demnach  die  Einwilligung  des  koritirstlichen  und 
t>eziehang8weise  der  anderen  reichsständischen  GoIIegien  er- 
theilt  worden,  so  begründete  bei  Reichslehen  schon  die  er- 
theilte  kaiserliche  (einfache)  Lehensanwartschaft  ebensowohl 
ein  festes,  aach  von  den  nachfolgenden  Kaisern  anzuerkennen- 
ßea  Snccessionsrecht,  als  wenn  eine  förmliche  Eventnalbe- 
Lefanang  (die  regelmässig  aber  nicht  fehlte)  dazn  gekomm^ 


§.  257. 
2)  Neueres  Recht. 

a)  Regierungsnachfolge  aus  kaiserlichen  Lehensanwart- 
schaften und  Eventualbelehnungen  ^). 

L  In  Bezug  auf  jene  Staaten,  welche  dem  Rheinbunde 
beigetreten  waren,  muss  die  rechtliche  Fortdauer  der  durch 
kaiserliche  Lehensanwartschaften  und  Eyentualbe- 
lehnungen  unter  denselben  begründeten  Successionsrechte 
unbedingt  behauptet  werden,  weil  dieselben  sich  gegenseitig 
den   Fortbestand    aller   bereits    begründeten   „eventuellen 


anch  (wenn  es  nämlich  eine  Reichsstadt  hetrifft)  Btädtischer  coUegiorum 
Yorwiflsen  und  Consens,  ferner  Niemanden  leihen,  auch  Niemand 
eine  £xpektanz  oder  Anwartang  darauf  gehen*';  (§.  11)  „Sondern 
zur  Unterhaltung  des  Reiches,  Unser  und  Unser  nachkommenden  Kö- 
nige und  Kaiser  behalten,  einziehen  und  inkorporiren'*;  (§.  12)  „Doch  Uns, 
Yon  wegen  unserer  Erblande  und  sonst  männiglich  an  seinen  Rechten 
and  Freiheiten,  auch  den  von  Unsem  Vorfahren  am  Reiche  den  Ständen 
propter  bene  merita  ertheilten  und  den  damaligen  Reichsconsti- 
tutionen  gemässen  Anwartungen  auf  künftig  sich  erledigende 
Reichslehen  an  ihrer  Kraft  und  Bindlichkeit  unschädlich/' 

«)  W.-K.  Franz*  IL  (1792)  art.  XI,  §.  12.  (Siehe  Note  3.) 
5)  Es  ergibt  sich  dies  aus  der  W.-K. Franz'  n. (1792) art XI,  §.10— 
12.  (Siehe  Note  3.)    Bei  den  Lehen,  die  nicht  Reichslehen  waren,  Hess 
rieh  das  Gleiche  nicht  behaupten.    (Siehe  Note  2.) 

*)  Eine  (jedoch  nicht  ganz  genaue)  Uebersicht  der  verschiedenen  Mei- 
nungen der  Schriftsteller  findet  sich  in  Helwing,  die  Erbansprüche  des 
k.  prenssischen  Bauses  an  die  Herzogthfimer  Schleswig-Holstein.  Lemgo 
und  Detmold  1846,  S.  209  u.  f. 
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Saccessionsrechte'^  gegenseitig  in  der  Rheinbundsakte 
ohne  alle  EinBcbränkong  zugestanden  haben  ^). 

IL  In  Bezug  auf  die  übrigen  deutschen  Begierongen  unter 
sich  und  deren  Verhältniss  zu  den  ehemaligen  Kheinbnnds- 
gliedem,  sowie  dieser  zu  jenen,  muss'  aber  die  Frage ,  ob  ans 
kaiserlichen  Anwartschaften  und  Eventualbelehnungen  heut  o 
Tage  noch  Successionsrechte  abgeleitet  werden  können,  mit 
folgender  Unterscheidung  beantwortet  werden.  A)  Eine  Be- 
Aigniss  der  Eventualbelehnten  oder  Anwärter,  die  jetst  regi^ 
rende,  souveraine,  daJs  Territorium  in  Folge  der  Auflösung  des 
Reichs  als  Allod  besitzende  Familie  in  der  Verffi gang  Ober 
dasselbe  auf  den  Fall  des  Erlöschens  ihres  Mannsstammes  in 
irgend  einer  Weise  zu  beschränken,  kann  heut  zn  Tage 
nicht  anerkannt  werden.  Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dass 
jede  Eventualbelehnung,  (welcher  eine  kaiserliche  reidis- 
constitutionsmässig  ertheilte  Anwartschaft  gleichsteht)  wenn  sie 
gleich  für  den  Eventualbelehnten  ein  festes  Successionsrecht 
(sog.  dingliches  Recht)  am  Lehngute  im  Verhältnisse  zum 
Lehensherrn  und  zu  dritten  Personen  begründete,  dies  doch 
nur  auf  den  Fall  und  in  der  Voraussetzung  that,  dass  das 
Lehen  dem  Lehensherrn  eröffnet  werde.  Ein  solcher 
Eröffnungsfall  ist  aber  nunmehr  undenkbar :  vielmehr  li^ 
es  in  dem  Begriffe  der  Allodifikation,  dass  das  jetzt  re- 
gierende, souveraine  Haus  keine  Rücksichten  auf  etwaige 
Eventualbelehnte  oder  Anwärter  zu  nehmen  hat,  wenn  es  etwa 
die  Successionsfähigkeit  seines  Weibsstammes  emzuflihTen, 
oder  ftlr  den  Fall  seines  Erlöschens  eine  Erbverbrttdemng  mit 
einem  anderen  regierenden  Hause  einzugehen  beabsichtigen 
sollte.  Hierftir  spricht  auch  ganz  entscheidend,  dass  die  in 
der  ersten  Investitur  begriffenen  Personen  (der  sog.  Haupt- 
vasall und  dessen  Descendenz)  nach  lehenrechtlichen  Grund- 
sätzen schon  während  des  Bestehens  des  Lehenverban- 
des mit  den  Eventualbelehnten  oder  Anwärtern  in  gar  keiner 


<)  Rheinbundsakte,  art  34.  (Siehe  oben  §.  107,  Note  li.)  -  £s 
möchte  aber  wohl  diese  Frage  in  Bezug  auf  die  ehemaligen  Rhembands- 
Staaten  unter  einander  kaum  eine  praktische  Bedeutung  haben;  weiugsteDS 
scheinen  zur  Zeit  keine  solchen  kaiserlichen  Anwartschaften  oder  Eventual- 
belehnungen des  einen  rheinbOndischen  Fürstenhauses  auf  die  Territoriea 
des  anderen  bekannt  zu  sein. 
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reclitlicheii  Beziehung  standen,  also  anf  das  denselben  yon 
dem  Lehensberrn  eingeräumte  eventuelle  Successionsrecht 
in  keiner  Weise  Rücksicht  zu  nehmen  hatten,  weil  die  Even- 
taalbelehnten  nicht  mit  ihnen  in  derselben  Inyestitur  begrif- 
fen  Bind,  sondern  deren   eventuelles  Recht  nur   in  einer 
Töllig  neuen  (zweiten)  Investitur  wurzelt.     B)  Dagegen 
mnss  das  Successionsrecht  der  Eventualbelehnten  als  fortwäh- 
rend  begründet  anerkannt  werden,  wo  sich  der  Hauptvasall 
oder  dessen  Descendenz  rechtsgiltig  durch  besonderen  Vertrag 
zur  Anerkennung  desselben  verpflichtet  haben  sollte^),  sowie 
anch  in  dem  Falle,  wenn  das  jetzt  regierende  souveraine  Haus 
in  den  nach  seiner  Haus-  oder  Landesverfassung  regierungs- 
fähigen Stämmen  erlöschen  würde,  ohne  eine  Verfügung  über 
die  Krone  getroffen  zu  haben,  so  dass  also  diese  als  vakant 
erscheinen  würde.    In  diesen  Fällen,    muss   die  reichsconsti- 
tationsmässige  Verleihung  der  Ahwartschaft  oder  Eventualbe- 
lehnung  den  Übrigen  deutschen  Staaten  gegenüber  fortwährend 
als  ein  wirksamer  Rechtstitel  der  Staatssuccession  betrachtet 
werden,  da  unter  diesen  Voraussetzungen  der  Anspruch  des 
Ei^entualbelehnten  nicht  nur  mit  keinem  anderen  durch  ältere 
oder  neuere  Reehtstitel  besser  begründeten  Rechte  im  Wider- 
spruche steht,  sondern   in  der    früheren  reichscoUegialischen 
Zustimmung  auch  bereits  die  Einwilligung  der  anderen  deut- 
schen Staaten  zu  seiner  Besitzergreifung  des  Landes  auf  den 
Fall  des  Erlöschens  der  Descendenz  des  Hauptvasallen  wirk- 
lich enthalten  ist. 

§.  258. 

b)   Regierungsnaclifolge   aus  kaiserlichen  Sammt- 

belehnungen^). 

I.    Successionsansprüche,    welche    sich    auf  kaiserliche 


')  Darin  allein,  dass  der  Hauptvasall  in  eine  Eventnalbelehnung  ein- 
fach einwilligte,  kann  aber  noch  keineswegs  eine  Beschränkung 
desselben  oder  seiner  Descendenz  in  der  fraglichen  Beziehung  abgeleitet 
werden,  da  seine  Einwilligung  an  sich  für  das  rechtliche  Entstehen  der 
Eyentualbelelmung  ganz  gleichgiltig  (sv/perfluum)  war. 

*)  J.£.Larj!en,  von  dem  Institute  der  Gesammtbelehnnng  und  dessen 
Anwendung  auf  das  Herzogthum  Holstein.  A.  d.  Dänischen  übersetzt  von 
£d.  Lehmann.    Copenhagen  1848. 
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Sanimtbelehnungen  stutzen^  mflasen  Midi  lieifc  n  Ttge 
noch  als  ohne  Einschränknng  wiriuam  sn  Becht  beslebcnd 
anerkannt  werden,  sofern  sie  nicht  schon  zur  Bdcfandt  nadi 
lehenrechtlichen  Grundsätzen  wieder  verwirkt  worden  waran. 

n.  Der  Grund  hiervon  liegt  in  dem  Wesen  der  Sanmit^ 
belehnung  selbst,  welches  darin  besteht,  dass  entweder  PersoncB 
zur  Erhaltung  des  ihnen  an  sich  nach  Geblfltsrecht  ah  Gd- 
lateralen  bereits  zuständigen  Successionsrechts ,  oder  zur  Er- 
werbung eines  diesem  analogen  Snccessionsreehts  (gldehsaB 
als  fingirte  Agnaten)  in  die  Investitur  des  Hauptvasallen 
(prima  investüura)  und  deren  Erneuerungen  (renovaiio  moe^i- 
turae)  aufgenommen  wurden^),  so  dass  also  die  Samoitbe- 
lehnten  von  Haus  aus  vollkommen  denselben  Recfatstitei  für 
ihr  Suecessionsrecht  im  Lehen  hatten,  wie  der  Hanptvasall  und 
dessen  Descendenz*  selbst 

ni.  Daher  kann  auch  die  Allodifik&tion  des  Teni- 
toriums,  welche  mit  der  Erlöschung  des  Reichsverbandes  ein- 
getreten ist,  nichts  an  dem  Verhältnisse  der  Descendenz  des 
Hauptvasallen  zu  den  Sammtbelehnten  ändern,  und  zwar  um 
so  weniger,  wo  die  Sammtbelehnnng,  wie  in  den  meisten  Fäl- 
len, nur  zur  Erhaltung  des  an  sich  begründeten  GebMtsredils 
bei  vorkommender  Theilung  des  Lehens  diente'),  ^ber  audi 
in  jenen  (seltenen)  Fällen,  in  welchen  die  Sammtbelehnung 
als  Erwerbsgrund  der  Lehenfolge  nach  dem  Abgange  der 
lehenfähigen  Descendenz  des  Hauptvasallen  erscheint,  k<Hinte 
die  mit  der  Auflösung  des  Reichs  ipso  jure  eingetretene  Allodi- 
fikation  keine  Aendemng  in  den.  Successionsverhältnissen  zum 
Nachtheile    der    Sammtbelehnten    bewirken,    beziehungsweise 


*)  Im  ersteren  Falle  nannte  man  die  Simultanbelehnten  „geborne 
Sammtbelehnte'* ;  im  zweiten  Falle  hiessen  sie  ,,präsentirte  Sammtbe- 
lehnte^S  weil  sie  nur  auf  Vorschlag  des  HauptYSsallen  mitbelehnt  wmdeiL 

')  Gemeinrechtlich  war  die  Sammtbelehnung  auch  bei  Reichslehen  nicht 
mehr  nothwendig  zur  Erhaltung  (cangervaiio)  des  Sucoesaionsredites. 
seitdem  man  dieselben  überhaupt  als  erblich  betrachtete ;  wohl  aber  mnsste 
sie  bei  Belehnnngsemeuerungen  nachgesucht  werden,  wo  dies  besonders 
hergebracht  war.  Reichshofrathsordnung  E.  Ferdinand*s  DL 
1654.  Tit.  in,  §.  12:  „In  welchen  Geschlechten  und  in  deigenigen  Beid^ 
ELreisen,  da  die  gimulUmea  investüura  hergebracht  und  im  Gebrauche,  dabei 
solle  solche  auch  gehalten  und  derselben  nachgelebht  werden.^'  —  Dieser 
Gebrauch  bestand  vorzugsweise  in  denL&ndem  des  sftchsischen  Rechts. 
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icht  der  Descendeoz  des  HaaptvaeaOen  das  Recht  erwachBen, 
lie  Succession  der  Sammtbelehnten  darch  einseitige  Disposi- 
loo  ttber  die  Erbfolge  in  dem  Territorinm  zn  alteriren,  weil 
ine  solche  Sammtbelehnang  überhaupt  nicht  ohne  Ein- 
rilligung  des  Hanptvasallen  ertheilt  werden  konnte, 
ind  dieselbe  daher  zugleich  auch  den  Charakter  eines  Erb- 
rertrags  hat. 

lY.  Darin  allein,  dass  die  Sammtbelehnten  etwa  zur 
ELeichszeit  nur  unterlassen  haben,  bei  vorgekommenen  Her- 
renfällen  und  Lehenfällen  die  Erneuerung  derSammt- 
belehnung  nachzusuchen,  kann  aber  keineswegs  ein  aus- 
reichender Grund  gefunden  werden,  um  ihr  Successionsrecht 
als  erloschen  zu  erklären,  da  überhaupt  eine  solche  Unterlas- 
Biing  Yor  dem  wirklichen  Anfalle  des  Lehens  den  Verlust  des 
Saecessionsrechts  nicht  unmittelbar  und  unbedingt  zur  Folge 
hatte y  sondern  nur  dem  Lehensherrn,  nicht  aber  dem 
Hanptvasallen  oder  dessen  Descendenz,  aus  solcher  Unterlas- 
sung ein  Recht  erwuchs,  die  Sammtbelehnten  von  der  Lehen- 
folge anszuschliessen ,  daher  denn  auch  ihr  Lehenfolgerecht 
nnbezweifelt  foi^bestand,  wenn  der  Lehensherr  von  diesem 
Rechte  keinen  Gebrauch  machte^). 

§.  259. 
c)  Regienrngsnachfolge  wegen  Lehensherrlichkeit. 

L  Wenn  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches,  wegen 
Wegfalls  des  Lehensherm,  d.  h.  des  Kaisers  und  Reichs,  in 
Bezug  auf  die  Reichs  leben  die  unmittelbare  Wirkung  haben 
musste,  dass  dieselben  fortan  von  den  souverain  gewordenen 
Reichsständen  als  Allodien  besessen  werden,  so  liegt  doch  eine 
gleiche  Nothwendigkeit  keineswegs   in  der  Natur  der  Sache 


«)  n.  Fend.  55.  —  Weber,  Handb.  des  Lehnrechts  IV,  S.  210  u.  t 
714  u.  f.  —  Nur  mit  dieser  nach  Lehnrecht  Belbstverst&ndJichen  Beschr&n- 
kung  sind  Gönner,  Staatsr.  §.235;  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  36, U.A. 
zu  verstehen,  wenn  sie  kurzweg  erw&hnen,  dass  durch  Vernachlässigung 
der  bei  Theilungen  allenfalls  nöthigen  gesammten  Hand  das  Successions- 
recht der  Sammtbelehnten  verloren  gehen  könne. 
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hioBichtlich  jener  Territorien,  welche  ein  Beichsstand  von  dem 
anderen  zu  Lehen  trng^). 

n.  Von  jeher  war  nach  allgemeinen  lehenrechtlichen 
Grundsätzen  anerkannt,  dass  Souverainetät  und  Lehenyerhand 
sich  nicht  absolut  ausschliessen,  und  eine  sonveraine  Krone 
nicht  minder,  als  die  deutsch-staatsrechtliche  Landeshohät, 
sehr  wohl  als  Lehen  von  einem  anderen  Souverain,  der  in 
dieser  Beziehung  als  Suzerain  bezeichnet  wurde,  verliehen 
und  abhängig  sein  konnte^). 

in.  Nach  diesen  allgemeinen  Grundsätzen  mfisste  dah^ 
angenommen  werden,  dass  die  zur  Reichszeit  bestandene 
Lehenyerbindung  eines  deutschen  Fürstenhauses  gegen  ein  an- 
deres, und  daher  auch  das  Successionsrecht  desselben  ab 
Lehensherm  in  das  lehnbare  Territorium  bei  eintretendem 
Heimfalle,  der  Auflösung  des  Reichs  ungeachtet,  fortbestehe. 
Da  jedoch  unzweifelhaft  sowohl  bei  der  Stiftung  des  Rhein- 
bundes, als  auch  bei  der  Stiftung  des  deutschen  Bandes  von 
der  Ansicht  ausgegangen  wurde,  dass  die  fernere  Ausfibnng 
lehenherrlicher  Rechte  eines  Bundesgliedes  über  das  Staats- 
gebiet eines  Anderen  oder  dessen  Theile  ^)  mit  der  politischen 
Stellung,  in  welche  dieselben  fortan  zu  einander  traten,  unver- 
einbar sei,  und  daher  auch  noch  gegenwärtig  von  der  deut- 
schen Bundesversammlung  fttr  unstatthaft  geachtet  wird^),  so 
kann  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  hiermit  auch  das  Succes- 
sionsrecht, die  sog.  Folge  des  Herrn  oder  das  Heim- 


0  Das  Gegentheil  behauptete:  Wippermann:  Steht  die  Gra&chaft 
zu  Waldeck  unter  hessischer* Lehnsherrlichkeit?  Halle  1847.  —  Siehe 
aber  dagegen:  Aisberg,  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  die 
Grafschaft  Wal  deck  unter  hessischer  Lehnsherrlichkeit  stehe?  Ku- 
sel,  1848. 

*)  So  z.  B.  war  früher  Dänemark  ein  deutsches,  Neapel  ein  päpst- 
liches Lehen  u.  s.  w.  Siehe  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  I,  21  u.  L 

3)  Ueber  den  hiervon  wesentlich  verschiedenen  Fall,  wenn  der  Gegeo- 
stand  der  Lehensverbindung  nur  eine  Standesherrschaft  ist,  welche 
im  Staatsgebiete  eines  Lehensherm  liegt,  der  niemals  Mitglied  des  Rhön- 
bundes  war,  siehe  oben  §.  249,  VII,  bei  Note  12. 

4)  Vergl.  den  in  der  Streitsache  zwischen  Kurhessen  und  Wal  deck 
ergangenen  Bundesbeschluss  vom  20.  Januar  1848,  Prot.  §.  48.  und  die 
demselben  vorangegangenen  Abstinunungen.  Siehe  oben  §.  249,  YQ  and 
unten  §.  444. 
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fallsrecbty  hinweggefallen  sei,  welches  in  der  LebeiiBherrlich- 
keit  für  den  Fall  liegt,  dass  die  yasallitische  Familie  in  den 
nauäk  dem  Lehnvertrage  snccessionsberechtigten  Linien  aus- 
stirbt. 

lY.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  muss  verschieden  aus- 
fallen,  je   nachdem    die   ehemalige  Lehensherrlichkeit   eines 
Bundesgliedes  tlber  das  Staatsgebiet  eines  Anderen  oder  dessen 
Theile  dermal  nur  als  zur  Zeit  unwirksam  oder  als  völlig  erlo- 
sehen  zu  erachten  ist,  was  nach  den  im  einzelnen  Falle  obwal- 
tenden Verhältnissen  ermessen  werden  muss.   Aus  dieser  Rttck- 
sicht  bat  auch  die  Bundesversammlung  in  dem  einen  Falle,  in 
welchem  sie  die  UnStatthaftigkeit  der  Ausübung  lehensberrlicber 
Rechte  eines  Bundesgliedes  über  das  Staatsgebiet  eines  An- 
deren bereits  ausgesprochen  hat,  die  „Offenhaltung  wegen 
der  Frage  des  Heimfallsrechtes''  beschlossen,  d.h.  die 
Beschlussfassung  hierfiber  auf  so   lange   ausgesetzt,   bis   ein 
praktisches  Bedttrfniss  eine  Entscheidung  im  gegebenen  Falle 
nothwendig  machen  wird  ^). 

§.  260. 

V.   Vorsorge   bei    dem   Mangel   von    Snccessions- 
berechtigten. 

Sollte  in  einem  deutschen  Staate  der  Fall  eintreten,  dass 
eine  Thronerledigung  wegen  Mangels  von  Successionsberech- 
tagten  zu  befttrchten  steht  und  nach  der  Verfassung  des  Lan- 
des auch  nicht  durch  Erbverbriiderung  oder  Testament  des 
letzten  Thronbesitzers  ein  anderes  Ftlrstenhaus  zur  liegierung 
berufen  werden  darf,  so  ist  von  diesem  durch  Vereinbarung 
mit  den  Landständen  Vorsorge  für  die  Thronfolge  zu  treffen  ^). 
Sollte  dies  durch  Umstände  unmöglich  geworden  sein,  so 
mtlsste  die  Einleitung  zur  Wiederbesetzung  des  Thrones  von 
der  Bundesversammlung  in  die  Hand  genommen  werden,  da 
es  sich  hier  offenbar  um  eine  fUr  den  Bund  in  seiner  Ge- 
sammtheit  höchst  wichtige  Sache  handeln  würde.    Das  Wahl- 


>)  Yergl.  den  in  Note  4  angefeuerten  Bondesbeschlass  v.  20.  Jan.  1848. 
*)  Aufidracklich  so  bestimmt  in  Knrhessen,  Y.-U.  1831,  §.  4.  — 
Oldenburg,  rev.  Y.-U.  1852,  art.  18. 
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recht  zam  Behnfe  der  Berafhog  einer  neaen  Dynastie  auf  deo 
erledigten  Thron  wfirde  aber  in  solchem  Falle  der  Volksver- 
tretnng  des  betreffenden  Landes  nicht  bestritten  werden  kOnnen^. 

§.  261. 

Von  der  Versorgung   der  nachgebomen  Prinzen. 
Apanagen.   Paragien.   Secundogenituren  *). 

I.  Wo  Primogenitnr  eingeführt  nnd  eben  dadnrch  die 
Theilung  des  Landes  unter  die  Söhne  ausgeschlossen  wurde, 
betrachtete  man  schon  znr  Reichszeit  die  sog.  nachgebomen 
Söhne,  d.  h.  alle  übrigen  ausser  dem  Erstgebornen ,  für  be- 
rechtigt, eine  Versorgung  zu  beanspruchen,  welche  auch  asf 
ihre  Descendenz  bis  zu  deren  Erlöschen  vererbte.  Bestand 
diese  Versorgung  in  der  Zuweisung  von  Gütern  oder  Herr- 
schaften, welche  die  Nachgebomen  unter  der  Landeshohdl  des 
Erstgebornen  besassen  und  .vererbten,  so  hiess  sie  PcaragiMim ; 
bestand  sie  in  einer  Rente,  so  wurde  sie  Apanagium  (Apanage) 
genannt  ^). 

II.  Heut  zu  Tage  sind  besonders  die  Apanagen  in  Ge- 
branch, doch  finden  sich  in  einigen  Staaten  auch  noch  Para- 
gien; als  eine  Unterart  der  Apanagen  sind  die  sog.  Secundo- 
genituren zu  betrachten  ^).  Auch  bestehen  mitunter  besondere 
fideicommissarische  Stiftungen  zu  Gunsten  des  an  Jahren  Ute- 
sten  Mitgliedes  (Senior)  des  regierenden  Hauses^). 


«)  y.  Dresch,  Abhandlungen.  München,  1830.  S.  226.  —  Klüber, 
öffenü.  R.,  §.  247,  V. 

1)  Moser, Staatsr.  XIY.  —  Dessen  Familienstaatsrecht  1,460  a.  f.  — 
Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  38. —Gönner,  Staatsr.,  §.  237. —  Klüber, 
öffentl.  R.,  §.  250  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  238.  —  Weiss, 
Staatsr.  §.  243.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  94. 

*)  üeber  Faragium  s.  Web  er,  Handb.  d.  Lehnr.  HI,  417  iu  f.  —  Deber 
Aparuigium  ebendas.  lY,  3  u.  f.  —  In  den  Paragien  hatte  mitunter  der 
Besitzer  eine  beschränkte  Regierungsgewalt  (sog.  Paragia  in^proprid) ;  ihre 
Stellung  war  derjenigen  der  jetzigen  Standesherrschaften  ähnlich. 

3)  E.  Sachsen,  Hausgesetz  y.  1837,  §.  42.  „  .  .  .  (Es)  besteht  «ne 
durch  ausdrückliche  Verträge  gegründete,  auf  der  Staatskasse  ruhende  Se- 
cundogenitur  für  die  nachgebome  Descendenz  der  Stifterin.  (§.  43.)  Sie 
begreift  eine  aus  der  Staatskasse  zu  zahlende  Jahresrente  von  85,000  Hün. 

4)  So  z.  B.  die  oldislebener  Senioratsstiftong ,  im  coburg-gothai- 
sehen  Hausgesetz  1855,  §.  72,  73. 
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IIL  Die  GrösBe  der  Apanagen  wurde  zur  Reichszeit  nur 
nach  billigem  Ermessen  bestimmt,  welches  Princip  schon 
die  goldene  Bulle  aufstellte  und  wobei  man  sowohl  auf  den 
Ertrag  des  Domänengutes  als  des  eigentlichen  Patrimoniums 
der  Familie  y  nach  Abzug  der  Begiemngsunkosten ,  Rttcksicht 
nahm  ^).  Daher  hielt  man  auch  bei  Vermehrung  der  Einkünfte 
des  Erstgebornen  Anträge  auf  Vermehrung  der  Apanagen  fOr 
begründet  ^). 

IV.  Die  Grundsätze  vom  römischen  Pflichttheile  kamen 
hierbei  so  wenig  in  Anwendung,  als  die  von  einer  auf  das 
Nothdttrftige  beschränkten  Alimentationspflicht). 

V.  Wo  nicht  von  Alters  her  Paragien  oder  besondere  Fi- 
deicommissstiftungen  bestehen,  oder  wo  die  Domänen  des 
regierenden  Hauses  nicht  ausreichen,  muss  das  Land  subsidiär 
zur  Bestreitung  der  Apanagen  beitragen ;  •  auch  liegt  die  Ver- 
pflichtung  zu   deren  Leistung  ganz    der  Staatskasse  ob,  wo 


^)  Anrea  Bulla,  cap.  25,  §.  5:  „Qoi  (primogenitus)  tarnen  apud  alios 
firatres  et  sorores  8e  dementem  et  pium  exhibebit  continuo,  juxta  datam 
ribi  a  Deo  gratiam  et  snum  bene  placitum  et  ipsius  patrimonii  facul- 
täte 8,  divisione,  scissione  seu  dimembratione  Principatus  et  pertinentiarum 
ejus  sibi  modis  omnibus  interdicta."  —  Ganz  in  diesem  Geiste  bestimmt  das 
B.-coburg-gothai8che  Hausges.  18&Ö,  §.  112:  ,,Die  Apanagen,  Susten- 
tationsgelder,  Mitgaben  und  Witthume  sind  aus  dem  Abwurf  des  Domft- 
nengutes  zu  bestreiten/* 

6)  P Otter,  comm.  de  augendo  apanagio,  auctis  reditibus  primogeniti. 
Jena  1746  und  in  dessen  Sylloge  comm.  jus  priv.  princ.  illustr.  p.  49.  — 
Dessen  prim.  lin.,  §.  46.  —  Kurhessen,  Hausges.  1817,  §.  11:  „Der 
Souverain  kann  die  Apanagen  nach  Befinden,  besonders  bei  einem  wesent- 
lichen und  bedeutenden  Zuwachs  von  Gebiet  vermehren,  in  keinem 
Falle  aber  vermindern."  —  S.-Coburg- Gotha,  Hausges.  1855,  §.  105: 
„Sofern  künftig  für  das  herzogliehe  Speciaihaus  nach  den  Grundsätzen  der 
B&chsischen  Hausverfassung  durch  Abgangs-/  Mittellehnschafts-,  An- 
wartungs-  oder  Erbverbrüderungsrecht  ein  neuer  Anfall  an  Land  und  Leu- 
ten und  Dom&nen  sich  ereignet,  so  tritt  eine  Erhöhung  der  Apanagen 
in  dem  nfimlichen  Verhältnisse  ein,  in  welchem  sich  das  Einkommen 
des  Herzogs  aus  den  Domänen  vermehrt"  Yergl.  Hannover,  Haus- 
gesetz 1836,  cap.  X,  §.  3;  siehe  unten  Note  9. 

7)  Pütter,  prim.  lin.,  §.  42,  43.  —  Bei  den  früher  häufigen  Streitig- 
keiten in  den  reichsständischen  Familien  über  die  Grösse  der  Apanagen 
bezog  man  sich  mitunter  auf  die  unpassende  Analogie  von  1.  Feud.  6. 
(,Jiuto8  feudum  retinere  non  potest  .  .  .  quo  ei  ablato,  si  se  exhibere  non 
valeat,  tantum  d  relinqui  debet,  unde  se  sustinere  possit") 
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keine  Domänen  vorhanden  oder  yOUig  mit  dem  Staategate  yer- 
schmolzen  worden  sind  ^).  In  solchen  Fällen  ist  da^  wo  Land- 
stände bestehen,  die  landständische  Bewilligung  im  einzetnoi 
Falle  y  sowie  auch  zu  einer  bleibenden  normalen  Bestinmiiuig 
der  Grösse  der  Apanagen  und  ähnlicher  Bezttge  erforderlieh*). 

VI.  «In  den  neueren  Hausgesetzen  sind  die  Apanagen, 
welche  die  Staatskasse  zu  bestreiten  hat,  in  verschiedener 
Weise  bestimmt  worden  ^^).  Mitunter  ist  ausdrücklieh  festge- 
setzt, dass  sie  nicht  in  liegenden  Gütern  bestehen,  sonden 
nur  in  Geldrenten  angewiesen  werden  können  ^0*  Nebendn- 
künfte,  welche  von  Militär-  oder  anderen  Chargen  oder  ans 
besonderen  Titeln ,  bezogen  werden ,  dürfen  in  die  Apanage 
nicht  eingerechnet  werden  *^). 

VII.  Nach  gemeinem  Rechte  haben  die  Söhne  des  re- 
gierenden Herrn,  den  Erbprinzen  inbegriffen,  kein  Recht  auf 
eine  Apanage,  so  lange  der  Vater  lebt,  sondern  es  hat  dieser 
von  seinen  Einkünften  denselben  die  nöthigen  Mittel  zum  stao- 
desmässigen  Unterhalt  zu  gewähren.  Wenn  daher  bei  dem 
Aussterben  der  erstgebomen  Linie  ein  bisher  apanagirter  Prios 
zur  Thronfolge  gerufen  wird,  so  geht  sein  bisheriger  Antheil 
an  der  Apanage  nicht  auf  seine  Söhne  über,  sondern  wäcbsi 
den  übrigen  Apanageberechtigten  zu.  Erst  wenn  der  regie- 
rende Herr  stirbt  und  der  Erbprinz  ihm  in  der  Regierung  folgti 
beginnt  somit  der  Anspruch  der  übrigen  Söhne  auf  eine  Apanage. 
Ob  diese  Apanage  von   dem    zur  Regierung   gelangten  Erb- 


«)  So  z.  B.  in  Bayern,  Hansges.  1819,  Tit  VI,  §.  1  n.  f. 

«)  So  z.  B.  Hannover,  Hausgez.  1836,  cap.  X,  §.  3:  „Der  Betni; 
dieser  Renten  (Staatsapanagen)  kann  mit  Zustimmung  der  allgemeines 
Stände  vermehrt  werden.  Eine  Yermindernng  derselben  findet  oidit 
statt,  es  sei  denn,  dass  eine  nnabwendliche  Landesnoth  ein  Anderes  erfor- 
derte.** 

«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  11.  ~  Würtemberg,  Hansges.  1828, 
Abschn.  VH.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X.  —  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  Abschn.  V.  —  Baden,  Apanagenges,  v.  21.  Juli  1839, 
§.  1  flg.  _  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  18&5,  Abschn.  Vül. 

«»)  Bayern,  Hausges,  1819,  Tit  VI,  §.  1.  —  Würtemberg,  Hans- 
ges. 1828,  §.  23.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.X,  §.  3.  — K.  Sach- 
sen, Hausges.  1837,  §.  16.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  12. 

«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  1.  —  Hannover,  HMSg» 
1836,  cap.  X,  §.  9. 
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-      .  IS  seinen  Einkünften  zu  bestreiten  ist,  oder  ob  dessen 

ipanageberechtigte  Brüder  durch  ihre  Goneurrenz  die 

der  übrigen  Apanagirten  schmälern,  hängt  von  den 

flgen  des  Hansgesetzes  ab.  Im  Zweifel  muss  Ersteres 

_  aen  werden. 

.  Die  neueren  Haus-  und  Apanagengesetze  gewähren 
.     meistens    auch    dem   Erbprinzen   und   den   übrigen 
Jes  Souverains  schon  bei  dessen  Leben  von  dem  Tage 
Ujährigkeit,  oder  von  einem  anderen  (späteren)  Zeit- 
beziehungsweise von  der  Begründung  eines  eigenen 
tes  an,  jährliche  Renten  aus  der  Staatskasse  zum  Be- 
res   Unterhaltes,   theils   auch   unter  dem  Namen  von 
en,  theils.  unter  dem  Namen   von   Sustentationen 
ahrgeldern,   Deputaten,    oder  auch  ohne   solche 
mung,  und  bestimmen  zugleich  ausdrücklich,  von  wel- 
Zeitpunkte    an    die    Prinzen    befugt    sind,    sich    zu 
an  ^^). 

L  Das  Recht,  eine  Apanage  zu  beziehen,  tritt  ftlr  die 

adenten  nachgeborner  Prinzen  bei  dem  Tode  ihres  Vaters 

-   ofem  nicht  die  Haus-  oder  Apanagengesetze  ihnen  schon 

'  :  selbstständige  Renten  unter  dem  ^amen  von  Apanagen 

*   Sustentationen  anweisen.     Solche  Renten    fallen  wieder 

eg,  sowie  die  Prinzen  in  den  Genuss  der  Apanage  ein- 

X.  Die  apanagirten  Prinzen  haben  von  ihrer  Apanage  den 
erhalt    ihres  Hauses,    die   Aui^steuer    ihrer  TOchter,   die 


«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  1—5.   —  Würtemberg, 

:  jsges.  1828,  §.  30  u.  f.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X.  §.  10 

L  —  K.  Sachsen,   Hausges.  1837,  §.  19  u.  f.  —  Baden,  Apanagen- 

.  .etz  1839,  §.  1  u.  f.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  98  u.  f. 

Die  Bezeichnung  der  von  der  Staatskasse  für  den  Unterhalt  des  Erb- 

inzen  und  der  anderen  Söhne  des  Souvendns  bei  dem  Leben  desselben 

.  zahlenden  Renten  als  Apanagen  ist  ganz  unpassend  und  im  Vergleich 

it  dem  älteren  Rechte  unrichtig.     Das  Recht,  sich  selbstständig  zu 

jkbliren  ist  für  die  Prinzen  meistens  (ohne  Rücksicht  auf  den  etwaigen 

."Oberen  Vol\jährigkeitstennin)  in  den  angeführten  Gesetzen  auf  21  Jahre 

estgesetzt 

•♦)  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  36,  38.  —  Hannover,  Haus- 
gesetz 1836,  cap.  X,  §.  22  u.  f.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  8  u.  f. 
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Etoblimng  und  Versoignng  ihrer  Söhne  und  die  WitfhttiDer  in 
ihrer  Linie  zn  bestreiteh  ^^). 

XI.  Ist  die  Apanage  ein  für  allemal  für  gewisse  Linien 
des  regierenden  Hanses  festgesetzt , .  so  wächst  in  d^n  Falk 
des  Abganges  einzelner  Zweige  derselben  der  eröffnete  An- 
theil  der  Apanage  mit  den  darauf  haftenden  Lasten  des  WA 
thoms,  des  Unterhaltes  und  der  Ausstener  der  Prinz^ssinDai 
den  übrigen  Zweigen  der  Linie  zn  ^^).  Eine  (letztwillige)  De- 
position über  die  Apanage  steht  keinem  Apanagirten,  aelbit 
nicht  in  seiner  Linie,  zu^^). 

Xn.  Meistens  ist  das  Recht ,  eine  Apanage,  Snstentatum 
n.  dergl.  zn  beziehen,  dnrch  Abstammung  ans  einer  haIlBge8et^ 
massigen,  ebenbürtigen,  mit  Bewilligung  des  SouveraiDS  ein- 
gegangenen Ehe  und,  sofern  die  Apanage  mit  der  Etabliron; 
zusammenhängt,  durch  Eingehung  emer  solchen  Ehe  bedingt  >^); 
auch  müssen  diese  Renten  regelmässig  im  Lande  verzehrt 
werden,  und  ist  der  längere  Aufenthalt  ausser  Landes  mit  Zsr 
rückhaltung,  nach  Umständen  auch  mit  (theilweisem)  Verlaste 
der  Apanagen  bedroht  ^^). 

XIII.  Mitunter  sind  Apanagen  oder  Sustentationen  in  der 
Art  privilegirt,  dass  sie  ganz  oder  zu  einem  bestimmten  Heile 
keiner  Beschlagnahme  zn  Gunsten  Ton  Gläubigem  onterwoite 
sind  20). 


»)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  6,  Absatz  1.  —  Würtem- 
berg,  Hausges.  1828,  §.  26.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  8» 
17  u.  f.  —  Baden,  Apanagengesetz  1839,  §.  12,  a  linea  3.  —  8.-CobQrg- 
Gotha,  Hausges.  1855,  §.  101. 

")  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  6,  Absatz  2.  —  HannoTer, 
Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  20.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  29,  3a 

^7)  Nur  mit  specieller  Erlaubniss  des  Königs  gestattet  eine  solche  Dis- 
position: Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VHI,  §.  6. 

^)  Siehe  oben  §.  217,  Note  6.  —  Vergl.  auch  Baden,  ApanagengeaeU 
1839,  §.  11. 

4«)  Siehe  oben  §.  216,  Note  7.  —  Würtemberg,  Haasgesetz  1828, 
§.  24. —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  6.  —  K  Sachsen,  Hans- 
gesetz  1837,  §.  17.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  13. 

*o)  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  25.—  Hannover,  Hausgeeeti 
1836,  cap.  X,  §.  7.  —  E.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  la  —  Baden, 
Apanagenges.  1839,  §.  14. 
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§.  262. 

Versorgung  der  Prinzessinnen.  Aussteuer.  Erbverzichte. 
Witthümer  der  Gemahlinnen  der  Prinzen^). 

I.  So  lange  die  Prinzessinnen  nnverheirathet  sind;  mnss 
fär  ihren  standesmässigen  Unterhalt  gesorgt  werden.  Diese 
Sorge  liegt  gemeinrechtlich  dem  Sonverain  während  seines 
Lebens  in  Bezug  auf  seine  Töchter  und  den  Prinzen  des 
Haases  für  ihre  weibliche  Descendenz  ob,  nnd  ist  von  dem 
Ersteren  aus  seinen  Einkünften  resp.  aus  der  Civilliste,  wo 
eine  solche  besteht,  zu  bestreiten,  sofern  nicht  durch  Haus-  oder 
Apanagengesetze  der  Staatskasse  eine  Verpflichtung  zur  Lei- 
stung bestimmter  Summen  als  Sustentation  für  die  Töchter 
auferlegt  ist^).  Die  nachgebornen  Prinzen  haben  aber  die 
Sustentation  ihrer  Töchter  aus  ihren  Apanagen  zu  besifeiten  ^), 
sofern  nicht  mit  den  Ständen  desshalb  eine  andere  Verein- 
barung getroffen  worden  ist. 

U.  Nach  dem  Ableben  des  Souverains  geht  die  Verbind- 
lichkeit, für  den  standesmässigen  Unterhalt  von  dessen  hinter- 
bliebenen  Prinzessinnen-Töchtern  zu  sorgen,  auf  den  Nachfolger 
in  der  Regierung  über^).  Die  neueren  Haus-  und  Apanagen- 
gesetze pflegen  auch  fUr  diesen  Fall  den  Töchtern  fienten 
(Apanagen)  aus  der  Staatskasse  zu  bestimmen,  die  zum  Theile 
danach  verschieden  sind,  je  nachdem  die  Prinzessinnen-Töchter 
bei  der  verwittweten  Gemahlin  verbleiben,  oder  sich  selbst- 
ständig etabliren,  d.  h.  ein  eigenes  Haus  bilden^),  wozu  sie 
mit  der  Erreichung  eines  gewissen  Alters  für  befugt  erklärt 
werden  *). 


«)  Moser,  Staatsr.  XXÜ,  281  u.  f.  —  DesBen  Famil.-StaÄtsr.  H,  837, 

«)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit.  VI,  §.  8.  —  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  44.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  15  u.  f.  — 
K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  32  u.  f.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges. 
1865,  §.  107. 

»)  Siehe  §.  261,  X. 

4)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  9. 

«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  10.  —  Vergl.  -Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  44.  —  E.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  33,  34.  —  S.-Co- 
burg-Gotha, Hausges.  1855,  §.  107. 

•)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  9,  a  linea  2:  „Ohne  besondere 
Gründe  kann  aber,  sobald  die  Prinzessin  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat, 

ZSpfl,  SUatttrecht.  5.  Aufl.   I.  47 
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ni.  Bei  der  Verheirathung  gebührte  schon  nach  dem 
älteren  Bechte  den  PrinzesBinnen  eine  Mitgabe  oder  Ansstener, 
sog.  Abfertigung,  Ausfertigung,  Abfindung'),  welche 
von  dem  Landesherm  aus  seinen  Einkünften  bestritten  wurde  ^); 
bei  Unzulänglichkeit  der  Domänenemkünfte  wurden  sdion 
frühzeitig  Beisteuern  von  dem  Lande  zu  diesem  Zwecke  erho- 
ben, sog.  Fräulein-Steuern  oder  Prinzessinnen-Stenem^). 
In  den  neueren  Haus-  und  Apanagengesetzen  sind  bestimnite 
Summen  ausgesetzt,  welche  bei  der  Verheirathung  der  Prin- 
zessinnen als  einmalige  Totalabfindung  von  der  Staats- 
kasse  zu  bezahlen  sind^^).  Töchter  apanagirter  Prinzen  haben 
aber  aus  der  Staatskasse  nur  dann  eine  Aussteuer  zu  fordern, 
wenn  eine  solche  in  den  partikulären  Haus-  oder  Apanagen- 
gesetzen  begründet  istM). 


derselben  die  Bestellung  eines  eigenen  Hauses  nicht  yerweigert  werden.**  — 
Baden,  Apanagenges.  1839,  §.6.  „  . . .  nach  dem  zurückgelegten  21.  Jahre.* 

7)  Moser,  Staatsr.  XX,  129  u.  f.,  190  u.  f. 

8)  Vergl.  Moser,  badisches  Staatsr.  S.  63—66. 

»)  Meine  dent  K-Gesch.  Tbl.  U,    3.  Aufl.  1868,   §.  54,  K.  16w  - 
Moser,  Staatsr,  XX,  129,  176  u.  f. 

w)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  11:  „Für  jede  Prinzessin  ans 
der  k.  Hauptlinie  ist  bei  ihrer  Vermählung  zur  Aussteuer  und  Total- 
abfindung ein  Beitrag  von  100,000  fl.  festgesetzt*'  —  Die  gleiche  Somae 
bestimmt  fOr  Töchter  des  Königs  als  Mitgabe  ans  der  Staatskasse: 
Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.49;  für  die  Enkelinnen  desadben  (§.50) 
40,000  fl.  —  Nach  dem  hannover.  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  29  eihUt 
eine  Tochter  des  Königs  als  Mitgift  50,000  Rthlr.  in  Golde;  eine  £ii- 
kelin  desselben  20,000  Rthlr.  in  Golde  aus  der  Staatskasse;  nach  dem 
k.  Sachs.  Hausges.  1837,  §.  35,  erhält  jede  Prinzessin  aus  der  k.  Haopt- 
linie  (Tochter  des  Königs  oder  Kronprinzen)  zur  Aassteuer  and 
völligen  Abfindung  50,000  Thlr.  —  (Von  Baden,  s.  Note  11.)  —  S.-Co- 
bürg -Gotha,  Hausges.  1855,  §.  109:  „Die  Töchter  des  Herzogs  eiiiahen 
bei  ihrer  Vermählung  eine  Mitgabe  yon  20,000  fl.  rheinisch."  —  Baden, 
Apanagenges.  1839,  §.  19:  „Die  Mitgabe  und  Ausstattung  (siehe  Note  11) 
erschöpft  alles,  was  eine  Prinzessin  für  sich  und  ihre  Nachkommeii  ins 
zum  Aussterben  des  grossh.  Mannsstammes  an  das  Domanial-  and  andoc 
Fideicommissvermögen,  so  wie  an  den  Staat  zu  fordern  bereditigt  isL  Ins- 
besondere kann  eine  Prinzessin,  wenn  sie  sich  zum  zweitenmale  vennihH, 
keine  neue  Mitgabe  oder  Ausfertigung  verlangen/'  Letzteres  bestimmt  acii 
ausdrücklich  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  31,  a  linea  2. 

")  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  51:  „Die  Töchter  des  Kron- 
prinzen erhalten  bei  ihrer  Vermählung  eine  Mitgabe  von  80,000  fl.  Ver- 
lieren aber  solche  Töchter  ihren  Vater  als  Kronprinzen  vor  ihrer  Vermib- 
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IV.  Bei  der  Verheiratbung  der  Prinzessinnen^^  ist 
sioch  meistens  die  Ausstellung  von  Erbv  er  ziehten  bezüglich 
der  Thronfolge  und  des  damit  etwa  verbundenen  Hausfidei- 
sommisses  in  Uebung  geblieben,  obschon  durch  diese  nichts 
veeiter  anerkannt  wird,  als  was  sich  nach  der  dermaligen  Ver- 
rassung  von  selbst  versteht^'),  daher  auch,  wenn  etwa 
ein  solcher  Erbverzicht  bei  der  Verheiratbung  unterblieben 
wsLTe,  die  Prinzessin  nichts  desto  weniger  für  verzichtet  ge- 
achtet wird^*). 

V.  Wittwen  apanagirter  Prinzen  (einschlflssig  der  Wittwe 
eines  Erbprinzen)  haben  nur  dann  einen  Anspruch  auf  eine 
als  Witthum  von  der  Staatskasse  zu  zahlende  Beute,  wenn 


InBg,  80  werden  de  den  fibrigen  Enkelinnen  des  Königs  gleichgestellt  und 
erhalten  eine  Mitgabe  von  40,000  fl.  (§.  52).  Die  übrigen  Prinzessinnen 
des  k.  Hauses  erhalten  eine  Mitgabe  von  30,000  fl."  —  Aehnliche  Bestim- 
mungen enthält  das  hannoversche  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  29,  30; 
sodann  weiter  §.  31:  „Die  Mitgift  verbleibt  der  Prinzessin  auch  nach  Auf- 
hebung der  Ehe  und  geht  mit  ihr  in  eine  zweite  Ehe  Ober;  sie  vererbt 
nach  ihrem  Tode  auf  ihre  Descendenz  .  .  .  Wenn  die  Mitgift  bei  kinder- 
loser Ehe  nach  den  Bedingungen  des  Ehevertrags  zurückfällt,  so  fiJlt  sie 
der  Staatskasse  anheim."  —  Nach  dem  k.  sächs.  Hausges.  1837,  §.  35, 
erhält  jede  Prinzessin  aus  der  Nebenlinie  zur  Aussteuer  und  völligen  Ab- 
findung 20,000  Thlr.  aus  der  Staatskasse.  —  Baden,  Apanagenges.  1839, 
§.  16:  „Zur  Mitgabe  empfängt  jede  Prinzessin,  Tochter  eines  Grossherzogs, 
wenn  sie  sich  mit  Einwilligung  des  Orossherzogs  standesmftssig  vermählt, 
40,000  fl.;  jede  andere  Prinzessin  des  grossh.  Hauses  in  gleichem  Falle 
25,000  fl.  (§.  17).  Behufs  ihrer  standesm&ssigen  Ausstattung  werden  nebst- 
dem  jeder  Prinzessin,  Tochter  eines  Orossherzogs  15,000  fl.;  einer  jeden 
anderen  Prinzessin  des  grossh.  Hauses  10,000  fl.  entrichtet. 

*>)  Im  XV,  XL  XYI.  Jidirhunderte  liess  man  die  Prinzessinnen  mitunter 
schon  bei  erreichtem  12.  Jahre  auf  aUe  Ansprüche  verzichten,  mit  Ausnahme 
ihrer  Aossteoer,  so  z.  B.  in  Baden.  —  Moser,  bad.  Staatsr.  S.  66  u.  f. 
—  AehnMcfh  bestimmt  das  hannover'sche  Hausges.  1836^  cap.  IV,  §.  6: 
„Die  Prinzessinnen  des  Hanses  haben  nach  vollendetem  16.  Jahre  und 
jedenfalls  vor  ihrer  Vermählung  Yerzichtsurkunden  auszustellen,  in  wel- 
chen sie  fltr  sich  und  ihre  Erben  der  Staats succession  bis  auf  den 
ledigen  An£eJl  entsagen,  nicht  minder  erklären,  dass  sie  f^  sich  und  ihre 
Eiben  in  Hinsicht  auf  Privaterbschaft  einMehreres  nicht  in  Ansprach 
nehmen,  als  ihnen  dieses  Hausgesetz  ausdrücklich  zuspricht 

«*)  Siehe  oben  §.  253  Note  5,  Moser,  FamiL-Staatsr.  I,  747  u.  f 
**)  Andrüeklich  erklärt  dies:   Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  Y,  §.  a, 
a  Hnea  2;  übereinstimmt:  K  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  15.  —  Han- 
nover, Hausges.  Gap.  IV,  §.  6.  (s.  Note  12). 
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dieser  in  der  Haus-  und  Apanagengesetzgebung  ausdrllcUicli 
begründet  ist^^). 

§.  263. 
Sonderung  der  Staats-  und  Privatverlassenschaft*). 

I.  Die  Sondemng  der  Staats-  nnd  Privatverlassenscbafi 
pflegte  znr  Reicbszeit  nicht  selten  grosse  Schwierigkeiten  zu 
veranlassen,  da  überhaupt  das  Staats-  und  Familieneigenthnm 
hänfig  nicht  wohl  zu  unterscheiden  war,  indem  viele  Gebiete 
nicht  geschlossen  {territoria  non  clausa)  waren,  auch  die  regie- 
rende Familie  selbst  einzelne  Landestheile,  Güter  u.  dergl.  aus 
sehr  verschiedenen  Rechtstiteln  und  mit  verschiedenen  Befug- 
nissen besass. 

II.  Am  Wichtigsten  war  der  Fall,  wenn  der  Maonsstamm 
ganz  oder  in  einer  Speciallinie  ausstarb.  Hier  war  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen,  1)  ob  und  welche  Landestheüe  und 
Güter  lehn  bar  waren,  und  2)  ob  und  welche  allodialen  Lian- 
destheile  und  Güter  etwa  in  einem  Haus-Fideicommissver- 
bande  begriffen  waren. 

in.  In  ersterer  Beziehung  brachte  man  die  gemeinredit- 
lichen  Grundsätze  über  die  Sonderung  des  Allodes  vom  Leheo 
zur  Anwendung^);  in  letzterer  Beziehung  unterschied  man^  ob 
der  Fideicommissverband  nur  innerhalb  der  im  Mannsstamme 


tt)  Solche  Bestimmungen  enthalten:  Würtemberg,  Haosgea.  1828, 
§.  56  u.  f.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  21  u.  f.  —  Hannover, 
Haosges.  1836,  Cap.  X,  §.  36:  „Jede  andere  Wittwe  des  Haoses  (ausser 
einer  yerwittweten  Königin  und  Kronprinzessin)  bezieht  ihr  Witthum  ans 
ihrem  Eingebrachten  und  dem  Privatrermögen  ihres  Gemahls.  Ausserdem 
steht  ihr  der  Genuss  der  Hälfte  der  Apanagen  ihrer  leiblichen  Kinder  zu. 
so  lange  diese  mindeijahrig  sind.  Insofern  diese  Einkünfte  nicht  ausreichen, 
tritt  die  im  cap.  VH,  §.  135,  des  Staatsgrundgesetzes  gegebene  Bestim- 
mung ein."* 

«)  Moser,  Staatsr.  XV,  282  u.  f.,  XVI,  60  u.  f.  ^  Dessen  peisonL 
Staater.  I,  532  u.  £  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  40.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  239.  —  Klüber,  öffenti.  R,  §.  243,  335,  339  u.  f.  —  Mau- 
renbrecher, Staatsr.  §.  237. —  Weiss,  Staatsr.,  §.  265. —H.A.  Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  75.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts,  Bd.  H, 
(1857),  S.  212.  —  Posse,  über  die  Sonderung  reichsständischer  Staats-  u. 
Privatverlassenschaft.  Göttingen  1790. 

•)  Vergl.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  IV,  663  u.  f 
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len  SpeciaUinie,  oder  ob  er  za  Gunsten  des  Gesammt- 

ind  der  Erbverbrüderten  bestand.  In  jenem  Falle  fielen 

nehr  von  dem  Fideicommissverbande  befreiten  Landes- 

ier  Guter,  wie  namentlich  die  Domänen,  den  Allodial- 

a,  wogegen  dieselben  im  zweiten  Falle  dorch  die  nun- 

>erufenen   anderen  Speciallinien    des  Hauses  oder  die 

'jrttderten  ausgeschlossen  waren. 

.  In  allen  Fällen  erschien  der  Staatssuccessor  als  Vin- 

it,  er  mochte  die  Lehenqualität  oder  die  Fideicommiss- 

t  eines  Landestheiles  oder  der  Domänen  behaupten,  und 

Ol  daher  die  Beweislast  gegen  die  Allodialerben  ob. 

.  Im  Allgemeinen   sprach    man  den  Allodialerben  den 

n  beweglichen  Nachlass^),    mit  Einschluss   des   Haus- 

ickes  u.  s.  w.  zu,  sofern  nicht  eine  weiter  wirkende  Haus- 

ommisseigenschaft  desselben  erweislich  war;  desgleichen 

den  Ueberschuss  der  Kammereinkflnfte,  indem  man  hier 

Grundsätze  von  den  Rechten  des  Erben  eineq  Usufructuars 

analogen  Anwendung  brachte. 

VI.  Heut  zu  Tage,   wo  die  Staatsgebiete  durchaus  ge- 
>8sene  sind  und  die  Regelung  des  Staatshaushaltes  schon 
.-st  überall   eine   feste  Bestimmung   des   Staatseigenthums 
iwendig  gemacht  hat,  und  dasselbe  daher  nicht  leicht  mehr 
nischt  mit  dem  Privateigenthume  des  regierenden  Hauses, 
/ohl  in  seiner  Gesammtheit  als  bezüglich  seiner  einzelnen 
glieder,  einschlüssig  des  Souverains,  angetroffen  wird,  wer- 
u  an  sich   nicht  leicht  Schwierigkeiten  in  Bezug   auf  die 
heidung  der  sog.  Staatsverlassenschaft  und  der  Privatver* 
ssenschaft  des  Souverains  oder  anderer  Mitglieder  des  regle* 
nden  Hauses  entstehen  können,  mit  Ausnahme  des  Falles, 
ass  in  einem  Staate  die  Scheidung  der  Domänen  des  regle- 
anden  Hauses  und  des  Staatsgutes  zu  der  Zeit  noch  nicht 
ollständig  erfolgt  sein  würde,  wo  der  regierungsfähige  Stamm 
erlöschen  sollte.    In  diesem  Falle  müssen  aiich  gegenwärtig 
joch  die  zur  Reichszeit  giltigen  Grundsätze  als  die  geltenden 
betrachtet  werden,  d.  h.  es  kann  von  Gütern,  die  an  sich  im 
Privateigenthume    sein   können,    die   Eigenschaft   als  Staats- 
eigenthum  nicht  weiter  angenommen  werden,  als  dieselbe  ent- 
weder gesetzlich  bestimmt  oder  sonst  erweislich  ist. 

')  VergL  auch  Pütt  er,  prim.  lin.  §.  57. 
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Vn.  Alg  allgemeiner  leitender  Grundsatz  ist  anerkanul, 
dass  alles  dasjenige,  was  von  dem  verstorbenen  Sonverain  ans 
Staatsmitteln  nnd  ans  Rücksicht  auf  den  Staat,  d«  h.  in  der 
Absicht,  dass  es  dem  Staate  erworben  sein  solle,  gleiehviel  ob 
ans  Staats-  oder  privatrechtlichen  Titeln  erwoiben  wnrde,  th 
Staatseigenthnm  zn  betrachten  ist,  dagegen  aber  idles  V^bö- 
gen  als  Privatvermögen  des  Sonverains  (sog.  Schatullgnt) 
nnd  daher  anch  als  Theil  seiner  Privatverlassenschaft  zu  be- 
trachten ist,  was  der  Sonverain  vor  der  Gelangnng  znm  Thnne 
bereits  besessen  hat,  sowie  was  der  Sonverain  mit  diesem  Ver- 
mögen oder  sonst  ans  Privatmitteln,  beziehnngsweise  ans  Er- 
sparnissen ans  den  seiner  freien  VerfUgang  nnterstellt^i  Renten 
nnd  Einkünften  oder  aus  Privatrechtstiteln  nnd  ohne  Absidit 
der  Erwerbung  ftr  den  Staat  angeschafft  bat  nnd  von  um 
nicht  ausdrücklich  dem  Staatsvermögen  einverleibt  worden  ist^ 

VnL  Nicht  minder  muss  auch  die.  Unterscheidung  von 
hausfideieomiQissarischem  Vermögen  (auch  sog.  H  ans  alle- 
dinm)  als  fortwirkend  betrachtet  werden,  wo  dergleiebes 
Stiftungen  bestehen,  nnd  ist  dies  daher  ebenfalls  nicht  der 
Privatverlassenschaft  des  Souverains  zuznz&hlen,  so  lange  eiu 
regiemngsf&higer  Stamm  vorhanden  ist^). 


^)  In  dieser  Weise  ist  der  Unterschied  von  Staatßgot  il  Priratrennög^ 
des  Soayerains  bestimmt  in:  Bayern,  Hauqges.  1819,  Tit  VJLU,  §.  1.  — 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  2.  —Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  Xi 
§.  3.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  55,  57.  —  S.-Goburg-Gotht. 
Hausges.  1855, §.  79.  —  Das  k.  hannoverische  Hausges.  a.  a.  0.  enthift 
(a  linea  2)  noch  die  besondere  Bestimmung:  y,Beim  Ableben  des  Königs 
wird  der  Betrag  der  cap.  YH,  §.  125  des  Staatsgrundgesetzes  Ukr  den  Ub- 
terhalt  des  Königs  und  der  k.  Familie  jährlich  ausgesetzten  Kapital-  und 
Grundrenten,  vom  Anfange  des  Jahres  bis  zum  Todestage  gez&hlt,  zu  der 
k.  Privat^Eibschaft  gerechnet,  jedoch  nach  Abzug  der  bis  zu  diesem  Zeit- 
punkte zu  berechnenden,  laut  §.  130  dessielben  E[apitels  auf  der  Kioado- 
tation  rahenden  Verbindlichkeiten/' 

•)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  YHI,  §.  1.  —  Hannover,  Hausg«. 
1836,  cap.  XI,  §.  3,  cap.  XH,  §.  2,  3.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges. 
1855,  §.  69,  71. 
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§.  264. 

A^on   der   Erbfolge  in    das   Privatvennögen   der  Mit- 
glieder  des  regierenden  Hauses. 

I.  Zar  Beichszeit  galten  fUr  die  Erbfolge  in  das  Privat- 
vermögen  der  Mitglieder  reichsständLscher  Häuser  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Givilrechts.  Es  konnte  daher  der  Erblasser 
darüber  testamentarisch  verfilgen,  musste  aber  in  diesem  Falle 
seine  letztwillige  Verfügung  sowohl  der  Form^  als  dem  Inhalte 
nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes  gemäss  einrichten, 
siißo  auch  die  Notherben  gehörig  einsetzen  oder  enterben,  und 
umgekehrt  waren  diese  befugt,  ihre  Pflichttheilsrechte  geltend 
zu  machen.  Auch  ein  regierender  Landesherr  durfte  sich  nicht 
üb^  die  Beobachtung  dieser  Vorschriftien  des  gemeinen  Rechtes 
hinwegsetzen,  da  die  Landeshoheit  wesentlich  von  einer  vollen 
Sonyerainetät  verschieden  war ').  In  Ermangelung  einer  rechts- 
beständigen Verftigung  ttber  die  Privatverlassenschaft  trat  die 
Intestaterbfolge  des  gemeinen  Rechtes  ein.  Die  Erben  durften 
sich,  wie  bei  jeder  anderen  Privaterbschaft,  der  gesetzlichen 
Bechtswohlthaten  bei  der  Erbschaftsantretung  (beneßeium  inven- 
tarii  u.  s.  w.)  bedienen,  um  sich  vor  den  Nachtheilen  der  Er- 
werbung einer  tiberschuldeten  Erbschaft  zu  bewahren^). 

n.  Diese  Grundsätze  sind  in  Bezug  auf  die  Mitglieder 
eines  souverainen  Hauses,  abgesehen  vom  regierenden  Herrn, 
noch  heut  zu  Tage  durchaus  praktisch^),  sofern  ihnen  nicht 
ein  Hausgesetz  eine  völlig  freie  Verftigung  gestattet^). 


0  Siehe  oben  §.  254. 

*)  Mos^r,  persönl.  Staatsr.  U,  588  u.  f 

3)  Ausdrücklich  hestimmt  in:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VIII,  §.  5: 
,J>ie  übrigen  Glieder  des  k.  Hauses  (ausser  dem  Könige)  sind  bei  Dispo- 
sitionen über  ihr  Privatvermögen  an  die  Beobachtung  der  bürgerlichen  Ge- 
setze gehalten,  nach  welchen  auch  die  Erbfolge  in  dasselbe  bestimmt  wird.'* 
—  Uebereinstimmen :  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  65.  —  K.  Sach- 
sen, Hausges.  1837,  §.  59. 

^)  Dies  thut  das  hannover'sche  Hausges.  1836,  cap.  XI,  §.  5:  „Die 
Mitglieder  des  k.  Hauses  haben  freie  Verfügung  über  ihr  Privatvermögen, 
insofern  sie  nicht  in  Absicht  ihres  Erbvermögens  durch  besondere  Familien- 
fideicommisse  beschränkt  sind.  Insofern  sie  nicht  disponirt  haben,  kommen 
die  Landesgesetze  bei  der  Vererbung  in  Anwendung/* 
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ni.  In  Bezug  anf  die  Privatverlassenschaft  der  regierea- 
den  Herren  mass  dagegen  in  Folge  ihrer  nonmehrigen  Son- 
yerainetät  als  gemeingiltiger  Grandsatz  anerkannt  werdea, 
dass  dieselben  nicht  mehr  an  die  Vorschriften  d^  gemeine 
Civilrechts,  weder  in  Bezug  auf  die  Form  noch  auf  den  lahak 
der  letztwilligen  VerftiguDgen  ttber  ihren  Privatnachlaas  gebun- 
den sind,  also  auch  dieselben  von  Notherben  weder  wegen 
unförmlicher  Enterbung  oder  Uebergehung  angefochten,  noeh 
auch  Ergänzungen  des  Pflichttheils  verlangt  werden  können  ^), 
sofern  nicht  eine  besondere  hausgesetzliche  Bestimmung  den 
Souverain  zur  Beobachtung  der  civilrechtlichen  Vorschiiftai 
oder  eines  Theiles  derselben  verpflichtet^). 

IV.  Auch  finden  sich  in  den  neueren  Hausgesetzen  einige 
eigenthttmliche  Bestimmungen,  indem  entweder  1)  die  Intestat- 
erbfolge überhaupt  nur  bewegliches  Vermögen  begreifen  kann^) 
und  die  Prinzessinnen  auch  von  dieser  Intestaterbfolge  in  das 
bewegliche  Privatvermögen  des  Souverains  und  des  Manns- 
stammes überhaupt,  so  lange  letzterer  blüht,  ganz  ausgeschlos- 


s)  Die  ünbesclir&nktheit  des  Souverains  bezüglich  der  letztwilligen  Yer- 
fttgongen  Ober  sein  Privatvennögen  vnrde  von  jeher  ans  dem  Begriffe  der 
Souverainet&t  abgeleitet.  Yergl.  Hugo-Grotins,  de  Jure  B.  et  P.  L.  IL 
cap.  VII,  §.  X,  XI,  XXV.  —  Vergl.  auch  L.  31.  Dig.  de  leg.  (1.  3.)  yJMm- 
ceps  legibus  solutus  esV^  —  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Hansges. 
1819,  Tit  Vm,  §.  2:  „Der  Monarch  ist  in  seiner  Disposition  an  die  Vor- 
Schriften  des  bürgerlichen  Rechtes  nicht  gebunden."  —  üebereinsthmnte: 
Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  XI,  §.  1.  —  K.  Sachsen,  Hausgeeets 
1837,  §.  58. 

•)  So  K.  B.  S.-Coburg-6otha,  Hausges.  1855,  §.  80:  „üeber  sein 
Privatvermögen  kann  der  Herzog  unter  Lebenden  und  auf  den  TodesfiJ] 
verfügen:  er  ist  bei  letztwilligen  Verfilgungen  sowohl  hinsichtlich  der  Form, 
als  des  Inhalts  an  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  gebunden; 
indessen  finden  die  Bestimmungen  über  das  Recht  der  Notherben  und 
der  fa leidischen  Quart  keine  Anwendung  auf  das  Testament  des  Her- 
sogs. Der  Herzog  kann  weder  ein  testamerdum  principi  otHaJtwn^  nodi  ein 
testamentum  müUis  errichten." 

7)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  HI,  §.  1,  a  linea  2:  „Auch  alle  neue  Er- 
werbungen aus  Privattiteln,  an  unbeweglichen  Gütern,  sie  mögen  in  der 
Haupt-  oder  Nebenlinie  geschehen,  wenn  der  erste  Erwerber 
w&hrend  seines  Lebens  nicht  darüber  verfügt  hat,  kommen  ia 
den  Erbgang  des  Mannsstammes  und  werden  als  der  Gesammtmasse 
(d.  h.  der  Staatsverlassenschaft)  einverleibt  angesehen.'*  —  VeigL 
Gesetz  v.  9.  M&rz  1828,  das  Staatsgut  betreffend. 
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aen  werden^),  oder  2)  ttberhanpt  gar  keine  Intestaterbfolge 
(^wreder  der  Söhne  noch  der  Töchter)  des  Souverains  eintreten 
kLann,  weil  jene  Bestandtheile  des  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Privatvermögens,  über  welche  der  Souverain  nicht  unter 
Lebenden  oder  von  Todes  wegen  verfügt  hat,  kraft  aus- 
drfieklicher  gesetzlicher  Bestimmung  ohne  Weiteres  (ipso  jure) 
&ls  vereidigt  mit  dem  Hausfideicommiss  oder  Hausallo- 
dium  betrachtet  und  nur  mit  diesem  vererbt  werden^). 

§.  265. 

Regierungsantritt.^). 

L  Schon  zur  Reichszeit  erkannte  man  es  als  gemeinrecht- 
lichen Grundsatz  an,  dass  die  Regierung  unmittelbar  (ipso  jure) 
mit.  dem  Anfalle  der  Succession  an  den  Nachfolger  übergeht 
und  dieser  sofort  befugt  ist,  alle  Regierungshandlungen  vorzu- 
nehmen^). Der  neue  Landesherr  pflegte  seinen  Regierungs- 
antritt durch  Patente  im  Lande  bekannt  zu  machen,  und  von 
seinen  Unterthanen  und  Dienern  eine  förmliche  Huldigung  zu 
verlangen,  dagegen  aber  die  Landesgrundverfassung  zu  be- 
stätigen und  besondere  Reversalen  hierüber  zu  ertheilen^). 


")  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  Y,  §.3:  „Die  Prinzessinnen  sind  nicht 
nur  von  der  Regieningsnachfolge,  sondern  auch  von  der  Intestaterb- 
folge alles  beweglichen  Vermögens  des  Mannsstammes,  sowohl  in 
der  Eanptlinie  als  in  den  Nebenlinien  ausgeschlossen,  so  lange  noch  männ- 
liche Sprossen  im  k.  Hause  vorhanden  sind.'*  Yergl.  ebendaselbst, 
Tit.  Vm,  §,  3. 

^)  So  bestimmt  in  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  XI,  §.  1.  —  S.-Co- 
burg -Gotha,  Hausges.  1855,  §.  81.  —  Dasselbe  bestimmt  das  k.  Sachs. 
Hausges.  1837,  §.  56  hinsichtlich  jenes  Privat- Vermögens,  welches  der  König 
schon  vor  der  Thronbesteigung  bereits  besessen  hat  Hinsichtlich  jenes 
Vermögens,  welches  der  König  erst  während  seiner  Regierung  aus  irgend 
einem  Privatrechtstitel  erwirbt,  steht  ihm  sogar  nur  eine  Verfügung  unter 
Lebenden  zu.    Ebendas.  §.  57. 

0  Moser,  Staatsr.  XVIII,  471  u.  f.  —  Dessen  persönl.  Staatsr. 
Tbl.  II,  1  u,  f.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  47.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  243. 
—  Weiss,  Staatsr.  §.  248.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.), 
I,  §.  79, 

<)  Siehe  oben  §.  248.  VH. 

3)  Vergl.  auch  Ickstadt,  vindiciae  potestatis  territorialis  adversns 
d^itulationum  compactatorum  et  litterarum  reversalium  abusus.  Monachii, 
1795  (in  opnsc.) 
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IL  Aach  heut  zu  Tage  sind  diese  Gnindsäize  noch  als  die 
gemeinrechtlichen  zu  betrachten. 

m.  Nach  einigen  Verfasanngsorkonden  hat  der  SonTenia 
bei  dem  Regierungsantritte  in  vorgeschriebener  FomiHchkeit 
zu  schwören,  oder  eidlich  in  einem  Patente  zu  varsiehen, 
dass  er  nach  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Landes 
gemäss  regieren  werde  ^);  in  anderen  Verfassungsurkiiiidea 
wird  eine  gleiche  Zusicherung  vom  Souverain  in  einer  U^ 
künde  bei  seinem  landesherrlichen  Worte  ^)  ertheilt.  Naeh 
anderen  Verfassungsurkunden  soll  die  allgemeine  Landeshaldh 
gung  oder  Huldigung  der  Landstände  erst  nach  solcher  Zu- 
sicherung des  Souyerains  stattfinden^). 

IV.  In  einigen  der  neuesten  Verfassungsurkunden  ist  so- 
gar ausgesprochen,  dass  der  neue  Souverain  nur  erst  von  dem 
Augenblicke  an  zur  Ausübung  der  Regierung  berechtigt  sei, 
wo  derselbe  die  Verfassung  in  bestimmter  Förmlichkeit  be- 
schworen hat''). 


^)  Persönliche  Eidesleistung  des  Königs  in  einer  feieilichen 
lung  der  Staatsminister,  der  Mitglieder  des  Staatsrathes  und  einer  D^ata- 
tion  der  Stände,  wenn  sie  zur  Zeit  versammelt  sind,  schreibt  vor: 
Bayern,  Y.-ü.  1818,  Tit.  X,  §.  1;  eidliche  GelÖbniss  in  Gegenwart 
der  vereinigten  Kammern:  Preussen,  V.-U.  1850,  art  54;  eidliche  Za- 
Sicherung  in  Patent:  Oldenburg,  rev.  Staatsgrundges.  1852,  art  197.  — 
S.-Coburg.Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  157.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  17. 

5)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  10.  — Grossh.  Hessen,  V.-ü.  ISMi, 
§.  106.  —  K  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  138.  —  S.-Altenburg,  V.-ü.  183t 
§.  266.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  4.  —  Hannover,  G^ 
vom  5.  Sept  1848,  §.2.  —  Weimar,  revid.  Gnindges.  von  1850,  §.  67.  — 
Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  6.  —  Schwarzburg-SondersL.,  CSee.  vtm 
2.  Aug.  1852,  §.  13,  (statt  §.  55  der  V.-ü.  v.  1849).  —  Reuss,  j.  L.,  V.^. 
1852,  §.  103. 

•)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  10.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept 
1848,  §.  2.  —  Weimar,  revid.  Grundges.  1850,  §.  68.  —  Karhessen, 
V.-ü.  1831,  §.  6.  -  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  art.  198.  —  Waldeck, 
V.-ü.  1852,  §.  18. 

^)  Am  Ausführlichsten  bestimmte  dies:  Schwarzburg-Sondersh. 
V.-ü.  1849,  §.  55,  a  linea  3:  „Vor  der  Ablegung  des  obigen  Eides  ist  der 
Fürst  zur  Ausübung  der  Regierung  nicht  befugt  In  der  Zwischenzeit 
werden  die  verfassungsmässigen  Rechte  desselben  von  dem  Ministerinm  mit 
Verantwortlichkeit  ausgeübt  Diese  Bestimmungen  kommen  auch  bei  den 
Eintritte  einer  Regentschaft  zur  Anwendung.*'  Diese  Sätze,  wonach  eis 
förmliches  nUerregmun  eintreten  konnte,  sind  aber  durch  Ges.  v.  2.  An|^ 
1852,  §.  13  aufgehoben  worden.  —  Dagegen  bestimmt  noch:  Oldenbarg, 


§.  266.  Verbindlichkeit  des  Thronfolgen.  747 

V.  Welche.  Bestiminiuig  aber  auch  eine  VerfaBsangsurkimde 
über  den  Regiemngsantritt  des  Thronfolgers  nnd  den  Anfang 
seiBer  Regierang  aufgenommen  haben  mag,  so  tritt  doch  mit  dem 
Ableben  des  Beg.-Vorgängers  niemals  in  Bezng  auf  einen 
Theil  des  Staatsgebietes  eine  posse&eio  vcLcua  ein  nnd  können 
überhaupt  bei  dem  durchaus  verschiedenen  rechtlichen  Charak- 
ter der  Staatssuccession  Yon  einer  bürgerlichen  Erbfolge  die 
ciyilistischen  Grundsätze  ttber  eine  hereditaa  jaeens  keine  An- 
weBdnng  finden^). 

§.  266. 

Verbindlichkeit  des  Thronfolgers  aus  den  Regierungs- 
und Privathandlungen  des  Vorgängers^). 

I.  Schon  in  sehr  früher  Zeit  findet  man  in  den  Rechts- 


revid.  Y.-ü.  1852,  art  97,  §.  3:  „Bis  zur  Erlassung  eines  solchen  Patents 
wird  die  Staatsverwaltung  von  dem  bei  der  Regieningserledigong  vorhan- 
denen StaatsBÜnisterium  unter  verfassungsmässiger  Verantwortlichkeit  wahr- 
genommen/* —  Eine  gleichlautende  Bestimmung,  aber  nur  in  Bezug  auf 
den  Fall,  dass  eine  Regentschaft  eingerichtet  wird,  hat  die  preuss. 
V.-ü.  1850,  art  58,  a  linea  2.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  159: 
,3evor  die  über  das  eidliche  Angelöbniss  auf  die  Verfassung  ausgestellte 
Urkunde  an  den  gemeinschaftlichen  Landtag  abgegeben  worden  ist,  kann 
der  Herzog,  beziehentlich  der  Statthalter,  oder  der  Regierungsverweser  keine 
Regierungshandlung  vornehmen.    In  der  Zwischenzeit  gehen  die  nothwen- 
digen  Regierungshandlungen  von  dem  Staatsministerium  aus.    In  welcher 
Form  dies  geschehen  soll,  wird  durch  Gesetz  bestimmt"  —  Nach  §.  158 
dieses  Staatsgrundgesetzes  tritt  der  gemeinschaftliche  Landtag,  wenn  der 
Herzog  stirbt,  oder  wenn  die  Regierung  des  Statthalters  oder  des  Regie- 
rungsverwesers endigt,  spätestens  am  4.  Tage  darauf,  ohne  Berufung  in 
Gotha  zusammen,  falls  derselbe  nicht  gerade  einberufen  ist,  um  den  von 
Seiten  des  Regienmgsnachfolgers,  des  Statthalters  oder  Regierungsverwesers 
zu  leistenden  verfassungsmässigen  Eid  entgegen  zu  nehmen. 

^)  Das  Gegentheü  behauptete  Hannover  in  dem  Antrage  gegen 
Schaumburg- Lippe,  das  Steinhuder  Meer  betr^  Prot  der  B.-V.  vom 
13.  Aug.  1861,  §.  92,  S.  134.  —  Vergl.  aber  dagegen:  die  Erklärung  von 
Schaumburg-Lippe,  Prot  d.  B.-V.1862,  25. Sitz.,  §.211,  S.  344  flg.— 
J.  J.  Mos  er,  deut  Staatsr.  Bd.  XVHI,  S.  471  fl.  u^dessen  persönl.  Staatsr., 
Thl.  n,  S.  1  fl.  —  Gönner,  deut  Staatsr.,  §.  243.  —  Leist,  Lehrb.,  2.  Aufl., 
{.  47.  ~  Maurenbrecher,  Grundsätze  183^,  §.  242,  S.  466.  —  Weiss, 
System  1843,  S.  436.  —  H.  A.  Zachariae,  deut  Staats-  u.  Bundesrecht, 
2.  Aufl.  Thl.  I,  (1853),  §.  65,  S.  304.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-K, 
Bd.  II,  (1857)  S.  203.  —  Vergl.  oben  §.  248,  VH. 

0  Moser,  persönl.  Staatsr.  II,  211  u.  f.  —  Patter,  prim.  lin.,  §.  64. 
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qneUen  den  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  der  Thronfolge 
zur  Anerkennung  der  Kegierungshandlungen  des  Voi^mgen 
verpflichtet  sei^). 

IL  Insbesondere  ist  dieser  Grundsatz  wiederholt  im  canoni- 
schen  Rechte  ausgesprochen  ^) ;  nicht  miniler  fand  er  zur  Bdchs- 
zeit  officielle  Anerkennung^). 

in.  Hauptsächlich  kam  der  Umfang,  in  welchem  dieser 
Grundsatz  anzuwenden  sei,  hinsichtlich  der  von  dem  Yoi^Dger 
Contrahirten  Schulden  in  Frage,  oder  hinsichtlich  der  dm 
Lande  (und  bei  geistlichen  Territorien,  der  Kirche)  nachtheDi- 
gen  Handlungen  des  Vorgängers.  Die  Schwierigkeiten  lagen 
zum  grossen  Theile  darin,  dass  damals  überhaupt  in  yielen 

—  A.  J.  SchnaubQrt,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ihm  nnd  seÜMB 
Yorfiahren  gegebenen  (xesetze  gebunden.  A.d.  Latein,  von  Hagemeister. 
Rostock,  1795.  —  v.  Kamptz,  Erörterung  der  Verbindlichkeit  des  wdtr 
liehen  Reichsfürsten  a.  d.  Handlungen  s.  Vorfahren.  Neustrelitz,  1800.  — 
W.  J.  Behr,  Erörterung,  in  wiefern  ist  der  Regent  eines  Staates  an  dk 
Handlungen  seines  Regierungsvorfehrers  gebunden.  Bamberg,  1818L  — 
T.  £b er z,  Versuch  -über  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  eines  Regenteo 
f.  8.  Regierungsnachfolger.  Landsh.  1819.  —  Gönner,  Staatsr.,  §.244- 
Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  48.  —  Kluber,  öffentl.  R.,  §.  252.  —  Mio- 
renbrecher,  Staatsr.,  §.243.  -Weiss,  Staatsr.,  §.250.  —  ILS-Ztchi- 
riae,  vierzig  Bücher  vom  Staate.  I,  92.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr. 
(2.  Aufl.),  I,  §.  76.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-R.,  Bd.  II,  (1857)  8,219. 

*)  L.  Bajuvar.  II,  c.  8:  „Si  quis  hominem  per  jnssionem  r^vvl 
ducis  sui  occiderit,  non  requiratur  ei,  nee  faidosus  sit,  quia  jossio  donnni 
Bui  fnit,  et  non  potuit  contradicere  jussionem.  Sed  dux  defendat  eiun  et 
filios  ^us  pro  eo.  Et  si  dux  ille  mortuus  fuerit,  alius  dux,  qoi  in  loco  ejns 
Buccedit,  defendat  eum.'' 

»)  Cap.  1,  X,  de  Solution.  (3.  23).  Alexander  HI.  a.  1170:  „Sicut  filins 
debita  patris  solvere  tenetur,  ita  praelatus  sui  praedecessor is,  pro 
Ecclesiae  necessitate  contracta."  —  Cap.  3  de  sentent  etrejndk. 
in  VI,  (2.  14.)  Innocentius  IV.  a.  1250:  „Cum  tarn  supradicti  avi  donatio, 
quam  locomm  adquisitio  praemissorum  fuerint  nomine  regni  iacue, 
memoratus  rex  (der  Thronfolger)  donationem  servare  higosmodi 
tenebatur.'* 

*)  Schreiben  des  E.  Franz  H.  an  die  Kurfürsten  wegen  der  preussi- 
sehen  Occupationen  in  Franken  v.  7.  Sept.  17%  in  H&berlin's  Staatsr 
archiv,  Heft  IX,  Nr.  1:  „Man  überlässt  hierbei  einem  Jeden,  die  ireitaos- 
sehenden  Folgen  zu  berechnen,  welche  nothwendig  in  ganz  DeutsdüaiMi 
entstehen  würden,  wenn  je  die  Meinung  vorherrschend  werden  sollte«  dasi 
der  Nachfolger  in  der  Regierung  an  die  Handlungen  seiner  Vorfahren, 
die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  regierende  Fürsten  vorgenom- 
men haben,  der  B^gel  nach  nicht  gebunden  sei.'' 
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"Territorien  keine  scharfe  Scheidung  des  Staatshanshaltes  nnd 
der  landesherrlichen  Hofhaltnng  bestand.  Uebrigens  war  man 
über  das  Princip,  ans  welchem  die  Verbindlichkeit  des  Thron- 
fblgers znr  Anerkennnung  der  Regierangshandlungen  des  Vor- 
gängers abzuleiten  sei,  theils  Überhaupt  nicht  im  Klaren,  theils 
^^urden  darüber  sehr  abweichende  Meinungen  aufgestellt. 

IV.  In  reinen  Patrimonialstaaten  wollte  man  den  Rechts- 
gmnd  dieser  Verpflichtung  in  der  Eigenschaft  des  Thronfolgers 
als  Univeralsuccessors  erkennen^). 

V.  Wo  aber  der  Nachfolger  —  was  selbst  bei  patrimo- 
nialen  Ländern  vorkommen  konnte,  wenn  dieselben  lehnbar, 
oder  in  einem  familienfideicommissarischen  Verbände  begriffen 
^vraren  —  nur  als  Singularsuccessor  in  die  Krone  eintrat, 
^e  dies  namentlich  heut  zu  Tage  bei  aller  deutschen  Thron- 
folge der  Fall  ist,  fand  man  sich  dadurch  in  Verlegenheit  ver- 
setzt, dass  man  insgemein  das  Wesen  der  Singularsuc- 
cession  darin  zu  finden  glaubte,  dass  der  Singularsuc- 
cessor keine  Verfügungen  des  Vorbesitzers  über 
den  Gegenstand  der  Succession  anzuerkennen  verpflichtet  sei  ^). 
Da  man  jedoch  sehr  wohl  fühlte,  dass  mit  der  Herübemahme 
eines  solchen  Grundsatzes  ein  geordnetes  Staatsleben  nicht 
bestehen  könne,  so  bezog  man  sich  meistentheils  auf  die 
Ewigkeit  des  Staates,  d.  h.  darauf,  dass  der  ewige  Staat 
durch  jeden  Regenten  als  sein  Organ  spreche^).  Eben  hier- 
durch gründete  man  aber  bewusst  oder  unbewusst,  die  Ver- 
bindlichkeit des  Thronfolgers  aus  den  Regierungshandlungen 
des  Vorgängers  auf  das  Princip  einer  angeblichen  Staats- 
sonverainetät  neben  der  Fürstensouverainetät,  also  auf 
eine  an  sich  unhaltbare  Hypothese^). 


B)  Vergl.  Hugo  Grotius,  de  Jur.  Belli  et  Pacis,  Lib.  II,  c.  14, 
§.  10  u.  f. 

•)  Vergl.  (M.  Hof  man)  Versuch,  in  wie  weit  ist  der  ßuccessor  eingitr 
laris  ex  pacto  et  ^ovidentia  majorum  zur  Anerkennung  der  Verträge  und 
Handlungen  der  Vorfahren  verpflichtet?  1797.  —  K.  Th.  Wedekind, 
können  die  deutschen  StammgutsgrundsÄtze  einen  Begierungsnachfolger  be- 
freien, die  Regentenhandlungen  seines  Vorfahrers  zu  vertreten,  mithin  die 
erweislichen  und  rechtlichen  Schulden  desselben  zu  bezahlen  ?  Frankf.  1802. 

T)  Dies  thut  schon  Baldus  (t  1400)  Consil.  Lib.  I,  cons.  27,  Lib.  H, 
cons.  159,  Nr.  4  und  nach  ihm  fast  alle  Neueren. 

*)  Vergl.  hierüber  oben  §.  54.  —  Selbst  wenn  man  die  sog.  Staats- 
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VI.  Das  richtige  Princip  und  zn^ieh  dasEriterivm, 
wonach  sich  ttber  die  Verbindlichkeit  oder  Unverbiiidlidikeit 
der  Handlangen  des  RegiernngSTorgängers  im  einzdnen  FdDe 
mit  Sicherheit  entscheiden  lässt,  liegt  aber  eben  in  dem  We- 
sen  der  Singularsnccession  selbst,  wenn  dasselbe  nur 
richtig  anfgefasst  wird.  Der  Charakter  der  SingDlarsnccesnoB 
besteht  nämlich  nicht  darin ,  dass  der  Nachfolge  Hberbanpt 
keinerlei  Verfligang  des  Vorbesitzers  ttber  den  Gegeostud 
der  Snccession  anzuerkennen  schuldig  ist,  sondern  darin,  das 
der  Singnlarsnccessor  nur  anzuerkennen  braucht,  abersnch 
alles  anerkennen  muss,  was  der  Vorgänger  inn^halb  des 
ihm  recht-  und  gesetzmässig  zustehenden  Kreises 
von  Befugnissen  über  den  Suecessionsgegenstand  verilgt 
hat»). 

VII.  Hieraus  allein  schon  ergiebt  sich  als  logische  mid 
praktische  Folgerung,  dass  der  Thronfolger  verpflichtet  ist, 
alle  Regentenhandlungen  als  giltig  und  rechtsbeständig  aozo- 
erkennefi,  welche  von  dem  Vorgänger  innerhalb  derGres- 
zen  seiner  verfassungsmässigen  Befugnisse  nndis 


souverainetät  einschränkend  auf  das  zurückfuhrt,  was  oben  §w  57  £e 
Staatspersönlichkeit  genannt  worden  ist,  so  wäre  hiermit  noch  nidiis 
erklärt,  weil  immer  noch  die  Frage  zu  lösen  bliebe,  aus  welchem  Gnmde 
durch  die  Staatspersönlichkeit  die  Fortdauer  der  rechtlichen  QSü^ 
keit  der  Regiemngshandlungen  des  Vorgängers  und  ihre  VeibindUdikal 
für  den  Nadifolger  yermittelt  and  erhalten  werde. 

^)  So  z.  B.  nniss  auch  schon  nach  Civürecht  der  Käufer  als  S]ng1I]|^ 
successor  des  Verkäufers  die  Hypotheken  anerkennen,  welche  dieser  als 
bisheriger  Eigenthümcr  auf  das  Grundstück  gelegt  hatte;  ebenso  muss  matk 
Lehnrecht  jeder  Lehnfolger,  wenn  er  gleichwohl  nur  Singularsnccessor  des 
bisherigen  Vasallen  ist,  die  Schulden  anerkennen,  die  derselbe  jonemadr 
lieh  z«r  Erhaltung  des  Lehens  hatte  machen  müssen  u.  s.  w.  —  Das  iitere 
deutsche  Recht  ging  sogar  noch  viel  weiter,  indem  es  ungeachtet  flu  & 
Uni?ersalBQOcession  Töllig  unbekannt  war,  doch  die  Erben  derMoUia 
und  mitnnter  insbesondere  die  Söhne  als  solche  zur  Haftung  ftr  die 
Schulden,  sogar  flQjr  die  rechtswidrigen  Handlangen  des  Vaten  m- 
pflichtete,  mit  welcher  Rechtsanschauung  ofienbsr  auch  das  oben  Note  3 
angeführte  Gap.  1,  X,  de  sohitionibus,  so  wie  auch  zum  Theile  die  beboile 
Vorschrift  in  TL,  Fead.  45,  zusammenhängt,  wonach  der  Sohn  nur  dam  in 
des  Vaters  Lehen  folgen  konnte,  wenn  er  zugleich  auch  dessen  ADodttl- 
verlassenschaft  (heredäcu)  annahm.  —  VergL  meine  deut  R.-6esdL  &  Aai 

Tbl.  n,  §.  102,  IX,  §.  117,  vn. 
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gehöriger  Form  Torgenommen  worden  sind'^X  ^^^  ^^  ^^^^ 
umgekehrt  auch  keine  Kegiertmgshandlung  des  Vorgängers  als 
reefatebetändig  ananierkennen  schnldig  ist,  welche  mit  den 
Grundgesetzen  des  Staates  oder  der  Hausverfassang 
im  Widerspruche  steht  ^^). 

VUI.  Selbstverständlich  kann  daher  anch  der  Thronfolger 
jede  Begentenhandlung  des  Vorgängers  umstossen,  welche  die- 
ser selbst  als  nngiltig  nnd  verfassungswidrig  anzufechten  be- 
rechtigt gewesen  wäre  ^^). 

IX.  Ganz  in  diesem  Smne  haben  mehrere  deutsche  Ver- 
fassangsurkunden  den  Grundsatz  der  Verbindlichkeit  der 
Regierungshandlungen  des  Vorgängers  für  den  Thronfolger 
aasgesprochen  ^^). 


^)  Maarenbrecher,  in  der  Schrift:  die  deutschen  regierenden 
Fürsten  etc.,  1839,  suchte  dasselbe  Princip  und  Kriterium  dadurch  auszu- 
drücken, dass  er  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  empfahl,  ob  durch  die  Re- 
gierungshandlung des  Vorgängers  „erworbene  Rechte*^  begründet 
worden  seien. 

^*)  So  einfEich  sich  dieses  Princip  ausspricht,  so  schwierig  kann  dessen 
Durchführung  im  einzelnen  Falle  werden ,  da  nicht  selten  gerade  über  die 
Vorfrage  nach  der  Haus-  oder  Landesverfassung  Zweifel  entstehen  kön- 
nen, wie  weit  der  Kreis  der  verfassungsmässigen  Befugnisse  des  Yor- 
gangers,  besonders  bei  repräsentativer  Verfassung,  gehe. 

**)  Beispiele  von  Fällen,  in  welchen  ein  Souverain  seine  eigenen 
Regierungshandlungen  und  sogar  Zusicherungen,  eine  Regierungsmassregel 
seines  Vorgängers  nicht  umstossen  zu  wollen,  für  ungiltig  erklären  kann, 
enthält  schon  das  canonische  Recht  Vergl.  cap.  18,  X,  de  jure  jnrando 
(2.  24).  Innocentius  III,  a.  1205.  (Der  König  von  Arragonien  hatte 
eidlich  zugesagt,  die  Münzen  seines  Vaters  innerhalb  gewisser  Zeit  nicht 
zu  verrufen,  es  fand  sich  aber,  dass  dieselben  gefälscht  worden  waren  und 
dem  Volke  dadurch  grosse  Beschwerde  erwuchs);  cap.  33,  X,  eod.  Hono- 
rius  lU.  a.  1220.  „  .  .  .  quod  .  .  .  Hungariae  Rex  illustris  alienationes 
qnasdam  fecerit  in  praejudicium  regni  sui*'  etc.  —  G^nz  Überein- 
stimmend erklärt  auch  der  Schwaben  Spiegel  (Lassberg)  c.  308,  I,  375, 
V,  den  nachfolgenden  Bischof  für  befugt,  nachtheilige  Veräussemngen  oder 
Tausch  (Wed&sel)  von  Dienstleuten  oder  Gütern  der  Kirche  umzustossen. 

^)  Zuerst  geschah  dies  in  der  V.-U.  von  S.-Altenburg,  1832,  §.  14: 
„Die  Regentenhandlungen  des  Voriahrers  sind  von  dem  Landesnachfolger 
anzuerkennen  und  zu  vertreten,  insofern  sie  ohne  Ueberschreitung  der  ver- 
fassungsmässigen und  hausgesetzlichen  Befugnisse  unternommen  worden.^^ 
—  Aehnlich  bestimmt  jetzt:  Schwarz  bürg- Sondershausen,  V.-U. 
I8tö,  §.  51:  „Die  rechtmässigen  Regierungshandlungen  des  VorMren  ver- 
pflichten den  Nachfolger."  —  Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850,  §.  89: 
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X.  Da  die  RegieruDgsbeftigniss  eines  Soareraiiis  besll^di 
der  Behandlang  der  einzelnen  Fälle  (im  Qegensatze  der 
Gesetzgebung)  der  Natar  der  Sache  nach  auf  seine  Le- 
bensdauer beschränkt  ist,  so  müssen  alle  Verflig;nngeD ,  wo- 
durch er  seinem  Nachfolger  in  der  Behandlung  künftiger 
einzelner  Fälle  vorgreifen,  beziehungsweise  in  d^aen 
künftige  Regierung  eingreifen  würde,  an  sich  als  nngilt^ 
und  jfür  diesen  Letzteren  unverbindlich  betrachtet  werden.  Der 
Nachfolger  ist  daher  auch  nicht  schuldig,  von  dem  Vor^biger 
gegebene  Versprechen  einer  Anstellung  im  Staats- 
dienste'^), oder  einfache  Lehenversprechen  (Lehenexspektan- 
zen)  zu  erfllllen,  sondern  es  sind  diese  nur  als  rein  persön- 
liche Zusagen  des  Vorgängers  zu  betrachten*^). 

XL  Nur  die  von  dem  Regierungsvorgänger  ertheilten 
förmlichen  Eventualbelehnungen  oder  sog.  qnalificir- 
ten  Lehenexspektanzen  machen  gemeinrechtlich  von  dieser 
Regel  eine  Ausnahme  *^).   Neuere  Gesetze  sprechen  aber  (sehr 

„Alle  rechtsgiltigen  Rcgcntenhandlungen  und  Cresetze  sind  von  dem  Be* 
gieningsnachfolger  unbedingt  anzuerkennen  und  zu  vertreten.'* 

**)  Ein  solches  Versprechen  könnte  schon  gegen  den  versprechen- 
den Souverain  kein  Klagerecht  begründen,  da  es  immer  unter  der  seOxt- 
verständlichen  (stillschweigenden)  Voraussetzung  ertheilt  zu  betrachten  ist 
dasB  der  Souverain  zur  Zeit  der  Eröffiiung  der  fraglichen  AmtsteUe  es 
noch  dem  Staatsinteresse  angemessen  findet,  sie  dem  betretenden  Snbj^te 
zu  übertragen.  Ausdrücklich  verbieten  die  Ertheilung  von  Anwartsdiafteo 
auf  Staatsämter:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  m,  §.  5.  —  Orossh.  Hessen, 
V.-ü.  1820,  §.  48. 

")  lieber  die  Verbindlichkeit  der  vom  Vorgänger  ertheilten  em&dien 
Lehenexspektanzen  für  den  Thronfolger  war  von  jeher  viel  Streit.  Veifl 
6.  L.  Böhmer,  diss.  de  obligatione  successoris  ex  exspectativa  feodafi 
antecessoris.  1749.  (E^jusd.  Elect.  J.  F.  T.  U.  Nr.  VI.)  —  (F.  v.  Hof  mann) 
Von  der  Verbindlichkeit  des  Landes-  und  Lehennachfolgera  an  die  vom 
Vorfahren  ertheilte  Anwartschaft  und  Eventualbelehnung.  1778.  —  St  ru- 
hen, rechtl.  Bedenken,  I,  Nr.  115.  —  Runde,  Beitr.  ü,  Nr.  4  u.  5.  — 
Unter  den  Neueren  halten  die  Lehensanwartschaften  für  unverlnndlidi  for 
den  Nachfolger:  Pätz,  Lehnr.  §.  132.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  244.  — 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  243,  Note  g  und  in  der  Schrift:  die  deat 
regierenden  Fürsten.  S.  145  u.  152.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  250.  —  A.  IL 
ist  a  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  77,  Note  5.  —  üebcr  die 
besonderen  Grundsätze  bei  kaiserlichen  Lehensanwartschaftoii,  sidie 
oben  §.  257. 

*^)  Nach  dem  älteren  deutschen  Lehnrechte  Sachsenspiegel,  Lehn- 
recht (Homeyer),  art  11,  §.  1,  und  dem  ditereren  lombardischen  Lehn- 
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z^weckmässig)  auch  diesen  alle  verbindende  Kraft  bezttglicli 
des  Nachfolgers  in  der  Regierung  ab  ^^). 

Xn.  Die  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  der  Nachfolger  an 
die  Begiernngshandlnngen  des  Vorgängers  gebunden  sei, 
konnte  nicht  nur  zur  ßeichszeit  Gegenstand  gerichtlicher  Ver- 
bandlnng  vor  den  ßeichsgerichten  werden,  sondern  sie  kann 
dies  auch  heut  zu  Tage  noch  unter  Umständen  vor  den  Lan- 
desgerichten werden,  sofern  nämlich  eine  Verpflichtung  des 
Fiskus  in  Frage  steht.  In  anderen  Beziehungen  sind  die 
etwa  entstehenden  Meinungsverschiedenheiten  durch  Verhand- 
lung mit  den  Landständen  zur  Erledigung  zu  bringen;  auch 
kann  unter  Umständen  ein  Einschreiten  der  Bundesversamm- 
lang  begründet  sein,  sofern  z.  B.  der  Regierungsvorgänger 
Bewilligungen  gemacht,  oder  Einrichtungen  getroffen  hätte, 
w^elche  nicht  mit  den  Grundsätzen  der  Bundesverfassung  über- 
einstimmen ^^). 

rechte,  I.  Feud.  9,  war  der  Nachfolger  auch  nicht  an  die  Tom  Vorgänger 
ertheilte  Eyentualhelehnung  gebunden.  Der  Grund  hiervon  lag  aber 
nur  darin,  dass  man  jede  zu  einer  Zeit,  wo  das  Gut  noch  in  der  Gewere 
eines  berechtigten  Vasallen '  (also  possessio  nondum  vacua)  war,  ertheilte 
Investitur  für  nichtig  hielt.  Yergl.  I.  Feud.  9.  —  Schwabenspiegel, 
Lehn  recht  (Lassberg)  cap.  19.  —  Später  wurde  diese  Ansicht  aufge- 
geben und  die  bedingte  Investitur  nach  Analogie  der  bedingten  Schen- 
kung (vergL  cap.  3,  de  sentent.  et  re  judic.  in  VI.  2,  14)  für  rechtlich 
znl&Bsig  erachtet,  jedoch  nur  bei  Lehen,  die  von  weltlichen  Lehens- 
herren releviren,  während  man  bei  den  von  geistlichen  Lehensherren 
relevirenden  Lehevdas  ältere  Recht  beibehielt.  (I.  Feud.  9  vergl.  mit  II. 
Feud.  26  „Moribus  receptum  est''  etc.  u.  n.  Feud.  35).  Der  Grund,  warum 
man  seitdem  den  Nachfolger  des  weltlichen  Lehensherm  für  verpflichtet 
betrachtete,  die  von  dem  Vorgänger  ertheilten  Eventualbelehnungen  anzu- 
erkennen, lag  aber  nicht  etwa  darin,  wie  Viele  irrthümÜch  glauben,  dass 
man  hier  Begriffe  der  römischen  Universalsuccession  eingemischt 
hätte,  sondern  darin,  dass  man  die  Ertheilung  einer  bedingten  Investitur 
nunmehr  für  einen  rechtsbeständigen  (legitimen)  Dispositionsakt  des 
weltlichen  Vorgängers  betrachtete,  daher  ihn  auch  der  Singularsuccessor 
anerkennen  musste;  während  man  im  Interesse  der  Kirche  die  Dispositions- 
befngniss  der  Bischöfe  über  die  Eirchengüter  in  möglichst  engen  Schranken 
hielt.  —  Vergl.  meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  n,  §.  53,  Note  23. 
—  Ausdrücklich  erkennt  die  Verbindlichkeit  der  Eventualbeleh- 
nungen ftür  den  Nachfolger  an:  Badisches  Lehnedikt  1807,  §.  20. 

*0  Z.  B.  Bayern,  Lehnedikt,  1808,  §.  41,  und  V.-ü.  von  1818, 
Tit  ni,  §.  5. 

^»)  Siehe  oben  §.  152. 

ZSpfl,  StaaUrecht.   6.  Aufl.   I.  48 


754        §•  267.  Gerichtsstand  der  Mitglieder  soayerainer  FanulieiL 

XTTT.  Die  Prlyathandlangen  des  Vorgängers  Imt  der 
Thronfolger  der  Natur  der  Sache  nach  nnr  dann  und  in  sowd 
anzuerkennen,  als  er  Erbe  des  Ersteren  im  civilistischen 
Sinne  geworden  ist.  Die  Privatverlassenschaft  des  Vorgängen 
anzutreten,  ist  der  Thronfolger,  wenn  er  auch  nach  eiviUstisdi^ 
Grundsätzen  dazu  berufen  wäre,  niemals  verpflichtet,  selbst 
nicht  der  Sohn  ^^).  Die  eigenthttmlichen  Grundsätze  des  lom- 
bardischen  Lehnrechts  (II.  Feud.  45)  finden  hier  durchaus  keine 
analoge  Anwendung  ^^).  Auch  die  Verfügungen  des  Regie- 
rungsvorgängers über  das  Familien-,  Domänen-  oder  Eammo'- 
gut  ist  der  Thronfolger  nicht  weiter  anzuerkennen  schuldig^ 
als  dies  ein  jeder  Stammguts-  oder  Familienfideicommiss-Nad)* 
folger  bezüglich  der  Handlungen  seines  Vorgängers  zu  thon 
verpflichtet  ist^*). 

§.  267. 

Von  dem  Gerichtsstande  der  MitgKeder  souverainer 

Familien. 

1)    Ueberhaupt. 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  hatten  die  sämmtlicben 
Mitglieder  reichsständischer  Familien  ihren  Gerichtsstand  in 
Civil-  und  Griminalsachen  vor  den  höchsten  Reichsgerichten, 
jedoch  in  der  Art,  dass  bei  Civilsachen  regelmässig  zuvor  die 
ihnen  reichsgesetzlich  zugebilligten  Austräge  als  erste  Instanz 
angegangen  werden  mussten  *). 

U.  Bei  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches,  sowie  bei 
der  Stiftung  des  Rheinbundes  und  des  deutschen  Bundes  wor- 
den über  den  Gerichtsstand  der  Mitglieder  der  souverainen 
Familien  keine  allgemeinen  Normen  aufgestellt,  sondern  es 
blieb  den  Souverainen  überlassen,  im  Wege  der  partikulären 


*^)  Ausdrücklich  hatte  dies  ausgesprochen:  Y.-ü.  von  Schwarz  bar;* 
Sondershausen  von  1841,  §.  28.  —  In  der  neuen  V.-ü.  von  1849  ist 
dieser  Satz  als  selbstverständlich  hinweggeblieben. 

*o)  Lei  st,  Staatsr.  §.  42.  —  v.  Kamptz,  Versuch  über  das  lombar- 
dische  Lehnsgesetz,  n.  Feud.  45.  Göttingen,  1794. 

*<)  Gönner,  Staatsr.  §.  244,  V.  B.  —  Maurenbrecher,  deatscbes 
Staatsr.  §.  244. 

*)  Siehe  oben  §.  99,  100,  101,  216. 
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Landes-  oder  HausgesetzgebuDg  die  erforderlichen  Einrichtungen 
zu  treffen. 

ni.  In  reinen  Civilsachen  nehmen  heut  zu  Tage  die 
Mitglieder  regierender  Häuser,  sofern  nicht  ein  Hausgesetz  eine 
besondere  Ausnahme  begründet  und  dem  regierenden  Fürsten 
selbst  die  Entscheidung  yorbehält,  ßecht  vor  den  Landesgerichten. 
Doch  hatte  die  regierende  Familie  bisher  in  Givilsachen  ge- 
wöhnlich einen  privilegirten  Gerichtsstand^);  in  mehreren 
Staaten  ist  aber  auch  dieser  aufgegeben  worden,  und  nehmen 
nnnmehr  die  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  in  rein  bür- 
gerlichen Elagsachen  Recht  vor  den  gewöhnlichen  Landes- 
gerichten im  ordentlichen  Instanzenzuge  ^). 

*)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  X,  §.  1:  „Real-  u.  vermischte 
Klagen  gegen  ein  Glied  des  k.  Hauses  werden  bei  den  einschlägigen 
k.  Appellationsgerichten  angebracht  (§.  2.)  Ueber  alle  andere  persönliche 
gerichtliche  Angelegenheiten  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hauses 
verfügt  und  entscheidet  der  König'^  —  (nach  vorgängiger  Instruktion  des 
Prozesses  durch  die  Präsidenten  des  OberappeUätionsgerichtes  und  des 
Appellationsgerichtes  der  Residenzstadt  und  erstattetem  gemeinschaftlichen 
Gutachten  der  beiden  Staatsministerien  des  Hauses  und  der  Justiz  in  erster 
und  zugleich  letzter  Instanz.)*'  —  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  64: 
„In  bürgerlichen  Rechtssachen  ist  fUr  Personal-  und  Realklagen 
gegen  die  Mitglieder  des  k.  Hauses  die  oberste  Justizstelle  des  Königreichs 
(das  k.  Obertribunal)  deren  Gerichtsstand.  Von  dem  Ausspruche  desselben 
ist  die  Appellation  in  der  nämlichen  Form  gestattet,  wie  die  gewöhnliche 
Bevisionsnachweisung  bei  dem  Obergerichte  stattfindet,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  nooa  vorgetragen  werden  können,  und  dass  es  auf  die  bei 
dem  Revisionsverfahren  erforderliche  Summe  nicht  ankommt*'  —  Hanno- 
ver, Hausges.  1836,  IX,  §.1:  „In  bürgerlichen  Rechtssachen  haben 
bei  Real-  und  Personalklagen  die  Mitglieder  des  k.  Hauses  ihren 
ordentlichen  Gerichtsstand  in  erster  Instanz  bei  der  betreffenden  Justiz- 
kanzlei, in  zweiter  und  letzter  bei  dem  Oberappellationsgerichte  des  König- 
reichs." —  Vergl.  K  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  75:  „Ueber  den  Gerichts- 
stand der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  enthält  das  Gesetz 
Über  privilegirte  Gerichtsstände  Bestimmungen."  (Eine  besondere  Vorschrift 
f&r  die  Behandlung  von  Civilstreitigkeiten  der  Prinzen  und  Prinzessinnen 
unter  sich  enthält  ebendas.  §.  77.)  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges. 
1855,  §.  114:  „Für  die  Mitglieder  des  herzogl.  Hauses  sind  die  Justiz-Gol- 
iegien  zu  Coburg  und  Gotha  die  zuständigen  Gerichtshöfe  für  alle  Civil- 
rechtsstreitigkeiten." 

3)  So  z.  B.  Baden,  Ges.  v.  15.  Febr.  1851,  die  Aufhebung  der  be- 
freiten Gerichtsstände  betr.  (Reg.-Bl.  Nr.  XIH.)  „  .  .  .  jedoch  bleibt  es  in 
Bezug  auf  den  Grerichtsstand   der  Mitglieder   der   grossherzogl.   Familie, 

48  ♦ 
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IV,  Von  einem  Gerichtsstande  der  regierenden  Ftoteo 
in  Verbrechenssachen  kann  nach  dem  Begriffe  der  SoaTeraine- 
tat  keine  Rede  sein.  Der  Gerichtsstand  der  n ich t -regiereih 
den  Mitglieder  eines  regierenden  Hanses  in  Ciiminalsachen 
wird  duFch  die  Landes-  oder  Hansgesetzgebung  bestinmit^). 

V.  Die  neueren  Hansgesetze  gehen  Yon  der  Gmndansidit 
ans,  dass  die  Gerichtsbarkeit  ttber  die  Mitglieder  des  regieren- 
den Hauses  dem  Souverain  als  Haupt  des  Hanses  und  ab 
Ansfluss  seiner  Familiengewalt  zustehe.  Sie  legen  daher  dem 
Souverain  das  Recht  bei,  in  streitigen  persönlichen  und  Fami- 
lienangelegenheiten   der  Mitglieder   des    Hauses    (soweit  sie 


ihre  hfl rgerlichen  Recht sstreitigkeiten  mit  dritte nPersonea 
abgerechnet,  hei  den  hisherigen  Bechten.^^ 

*)  Ausdrückliche  Bestimmungen  hierüber  enthalten:  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  67:  „Sollte  der  Fall  eintreten,  dass  ein  Mitglied  des 
k.  Hauses  sich   eines  wirklichen   Verbrechens    oder  Vergehens   schuldig 
machte,  so  wird  der  König  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Fa- 
milien rat  h,  unter  Beiziehung  der  beiden  Vorstände  ded  Obertiihiuak 
als  obersten  k.  Gerichtshof  constituiren,  damit  Ton  danselbea 
nach  gepflogener  Untersuchung  und  auf  den  Vortrag  des  Jastizministers, 
nach  den  rechtlichen  Verhältnissen  des  Falles    ein  Erkenntniss   geMt 
werde.    Letzteres  wird  sodann  dem  Könige  vorgelegt ,  und  falls  keine  Be- 
gnadigung erfolgt,  dessen  Vollziehung  angeordnet/'  —  Hannover,  Hibs- 
gesetz  1836,  Gap.  IK,  §.  3:  „In  Fällen,  welche  für  das  peinliche  Veilüiren 
geeignet  sind,  föUt,  insofern  sie  Mitglieder  des  Hauses  persönlich  betrefo 
und»  keine  königliche  Abolition  dazwischen  tritt,  die  Untersuchung  eineiB 
Familienrathe  anheim,  welcher  zu  dem  Ende  aus  demjenigen  volljähriga 
Prinzen  des  Hauses,  bei  welchen  kein  rechtliches  Hindemiss  obwaltet  und 
den  stimmführenden  Mitgliedern  des  Ministerii  gebildet  wird,  um  als  ober- 
Bter  Gerichtshof  nach  den  Landesgesetzen  zu  untersuchen  und  zn  er- 
kennen.   Wenn  das  in  Untersuchung  befindliche  Mitglied  es  verlangt,  wird 
der  Familienrath  durch  Mitglieder  aus  den  höchsten  Landesgerichten  ver- 
stärkt. Der  König  leitet  die  Untersuchung  persönlich  oder  durch  Vollmacht; 
ihm  bleibt  das  Recht  der  Bestätigung  des  Urtheils  und  der  B^nadignsg.'' 
—  Nach  dem  k.  sächsischen  Hausges.  von  1837,  §.  77,  hat  in  solchem 
Falle  „das  Appellationsgericht  zu  Dresden  die  Untersuchung  zu  führen, 
nach  Schluss  der  Akten  und  geführter  Vertheidigung  aber  das  Oberappel- 
lationsgericht das  Erkenntniss  zu  verab&ssen,  welches  dem  Könige  zor  Ge- 
nehmigung und  Bestätigung  durch  den  Justizminister  vorzulegen  ist   Der 
König  entscheidet  dann  in  letzter  Instanz  wobei  §.  52  d^  V.-U.  (dss 
B^padigungsrecht  betreffend)  in  Anwendung  zu  bringen  ist"—  Das  bajer. 
Hausges.  v.  1819  behandelt  diesen  Fall  nicht  ausdrücklich;   derselbe  ist 
jedoch  unverkennbar  unter  Tit  X,  §.  4,  mitbegriffen  (siehe  unten  Note  5). 
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nicht  einige  der  ersteren  den  Gerichten  zuweisen)  selbst  zn 
entscheiden;  nachdem  die  Sache  vorher  in  besonders  vorge- 
schriebener Weise  instmirt  worden  ist.  Dabei  ist  regelmässig 
ein  Familienrath  eingerichtet,  dessen  Zuziehung  bald  in 
das  Ermessen  des  Souverains  verstellt,  bald  als  eine  Nothwen- 
digkeit  erklärt  ist,  und  deßsen  Erkenntnisse  der  Bestätigung 
des  Souverains  unterliegen^). 

VI.  Besondere  Bestimmungen  finden  sich  mitunter  hinsicht- 
lich der  Vormundschaften  ^)  und  ttber  Ablegung  von  Eiden  und 
Zeugnissen  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses''). 

§.   268. 

2)  Gerichtsstand   der  Mitglieder  regierender  Familien 
in  Ehestreitigkeiten  insbesondere*). 

I.  Ehestreitigkeiten  der  Mitglieder  reichsständischer  Häuser 
wurden  zur  Reichszeit  als  causae  fori  mixti  behandelt,  d.  h.  als 
solche,  welche  theils  vor  das  geistliche,  theils  vor  das  welt- 
liche Forum  gehörten^).  Vor  der  Reformation  stand  bereits 
80  viel  fest,  dass  dieselben  nur  in  soweit  vor  die  höchsten 
Reichsgerichte  gehörten,  als  es  sich  um  die  civilistischen 
Wirkungen  der  Ehescheidung  oder  Nichtigkeitserklärung  einer 


5)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  X,  §.  4:  ,,Dem  König  bleibt  es  vor- 
behalten, zu  Entscheidung  wichtiger  Fälle  in  persönlichen  Angelegen- 
heiten der  Glieder  des  k.  Hauses  einen  Familienrath  zu  berufen.  Derselbe 
besteht  aus  dem  Könige,  dem  Kronprinzen,  denjenigen  Prinzen  des  k.  Hau- 
ses, welche  das  21.  Jahr  erreicht  haben,  den  Kronbeamten  und  Ministem.** 
(§.  8.)  „Der  Familienrath  erkennt  in  der  ihm  beigelegten  Eigenschaft  nach 
den  rechtlichen  Verhältnissen  des  Falles.  Die  Bestätigung  bleibt  dem  Kö- 
nige vorbehalten.*'  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  Würtemberg, 
Hausges.  §.  66.  —  Yergl.  die  übrigen  hier  einschlägigen  Bestimmungen  des 
wOrtembergischen,  hannoverschen  u.  k.  sächsichen  Hausges. 
oben  in  Note  3  u.  4. 

«)  Siehe  oben  §.  245,  246. 

')  Z.  B.  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  X,  §.  3:  „Die  Deposition  bei 
Zeugschaften  ist  von  den  k.  Familiengliedern  bei  fürstlichen  Treuen  und 
Glauben  durch  einen  Präsidenten  des  Oberappellationsgerichtes  zu  erholen 
und  dem  einschlägigen  Gerichte  mitzutheilen.**  —  K.  Sachsen  Hausgesetz 
1837,  §.  78. 

*)  Siehe  hierüber  besonders  Moser,  Familienstaatsr.  H,  S.  395  u.  f. 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  U.  S.  438,  §.  44. 
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Ehe,  wie  Alimeiitation  der  Ehefrau ,  Restitation  oder  Veiiiist 
der  dos  oder  der  donatio  propter  nuptias  u.  s.  w.  bandeke'). 
Die  kircheDrechtlichen  Fragen  gehörten  dagegen  Tor  das  /orvm 
ecclesiasticwn  (das  bischöfliche  Gericht)  and  wurden  desshalb 
ancb,  wie  alle  Ehesachen,  jederzeit  von  dem  Beiebskan- 
mergerichte  als  Präjndizialsachen  .dorthin  yerwi^en^).  Hieibd 
ist  es  auch  hinsichtlich  der  katholischen  Reichsstände  bis  zv 
Auflösung  des  Reichs  ^)  nnd  auch  heut  zu  Tage  noch  binsidil' 
lieb  der  katholischen  Mitglieder  regierender  Häuser  Ter- 
blieben  ®). 

II.  In  den  protestantischen  Häusern  machte  sieh  der 
Mangel  eines  allgemein  competenten  geistlichen  Forum  alsbald 
sehr  fliblbar,  und  waren  auch  die  Meinungen  der  Publicisten  sebr 
getheilt.  Während  Einige  für  die  protestantischen  Beichsstände 
in  Ebestreitigkeiten  volle  Souverainetät  behaupteten,  d.  h.  einem 
protestantischen  Landesberrn  das  Recht  beilegten,  selbit 
seine  eigene  Ehe  zu  scheiden''),  so  wollten  Andere  dem 
Kaiser,  da  er  doch  die  oberste  Quelle  aller  Gerichtsbarkeic 
sei,  die  Gerichtsbarkeit  in  den  Ehestreitigkeiten  der  protestSD- 
tischen  Reichsstände  beilegen,  jedoch  meistens  mit  der  Be^ 
schränkung,  dass  er  eine  Commission  aus  anderen  protestui- 
tischen  Reichsständen  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  der 


5)  Moser,  a.  a.  0.  S.  438  u.  f.,  §.  45. 

4)  Ycrgl.  z.  B.  in  der  Isenburgischen  Sache  das  Erkenntnis  dn 
R.  K.  G.  V.  28.  Sept  1615  bei  J.  Ch.  Ton  üffenbach,  de  ConsiL  C«ä 
Imp.  aul.  1700,  pag.  84  seq.  —  Siehe  über  den  Isenburgischen  Fall 
meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  90  a.  f: 
S.  101  u.  f. 

B)  Es  ist  aus  der  Reichszeit  nur  ein  einziger  FaU  bekannt,  irom 
Kaiser  eine  fürstliche  Ehe  aus  kaiserlicher  Machtvollkommenkeit  trennte, 
nämlich  als  E.  Ludwig  d.  Bayer  die  Ehe  des  Erzherzogs  Heinrich 
von  Oesterreich  mit  der  Margaretha  Maultasch  auflöste,  nnd  diese 
seinem  Sohne,  Ludwig  dem  Brandenburger,  vermählte,  worüber  aber 
eine  grosse  Aufregung  am  päpstlichen  Hofe  und  in  ganz  Dentschlud 
entstand. 

6)  Ausdrücklich  erklärt  das  würtembergische  Hausges.  1828, §. ^ 
a  linea  2:  „Bei  fürstlichen  Personen  nicht  evangelischer  Confession  werien 
zugleich  die  Grundsätze  ihrer  Kirche  berücksichtigt  werden." 

0  Beispiele  bei  Moser,  a.  a.  0.  3%  u.  f.  —  Ludolf,  de  jure  fem. 
iüustr.  P,  I,  §.  XX,  Note  a.  —  Dagegen  s.  Moser,  a.  a.  O.  S.  09a./. 
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Sache  zn  emennen  habe^).    Im  Allgemeinen  war  man  zuletzt 
darin  einverstanden,  dass  f&r  den  einzelnen  Fall  eine  entschei- 
dende Behörde  niedergesetzt  werden  m  fl  s  s  e ,  wenn  nicht  haus- 
gesetzlich ein  gewisses  Consistorium  ein  flir  allemal  in  solcher 
Eigenschaft  anerkannt  worden  sei.   Die  Niedersetzung  der  enir 
scheidenden  Behörde  wurde  aber  in  verschiedener  Weise  be- 
wirkt, indem  bald  die  Parteien  sich  compromissarisch  Über  ein 
gewisses  Gericht  (Consistorium)  einigten^),  bsQd  der  Landes- 
herr sein  eigenes  Consistorium   oder  ein  anderes ,  oder  eine 
theologische  und  juristische  Fakultät  mit  der  Fällung  des  Ur- 
theils  beauftragte,  oder  einzelne  Personen  (meistens  Consisto- 
rialräthe  und  Herren  von  Adel)  in  vorkommendem  Falle  dazu 
ernannte,  oder  es  wurde  von  Seite  des  Kaisers  oder  der  ober- 
sten Reichsgerichte   darauf  gedrungen,   dass  auf  eine  solche 
Weise  eine  Instanz  zur  Entscheidung  eines  vorliegenden  Falles 
ernannt  werde  ^^). 

III.  Unter  den  neueren  Hausgesetzen  enthalten  nur 
das  würtembergische,  hannoversche  und  k.  säch- 
sische Hansgesetz  ausdrückliche  Bestimmungen  über  den 
•Gerichtsstand  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  in  Ehe- 
scheidungssachen *^). 


*)  üffenbach,  de  consiJ.  imp.  aul.  p.  84.  —  Siehe  dagegen  Moser, 
a.  a.  0.  S.  440.  —  Luther  selbst  wollte  bekanntlich  alle  geistliche  Ge- 
richtsbarkeit in  Ehesachen  abgeschafft  wissen:  von  Ehesachen  Tom.  VI. 
Wittenberg,  Fol.  2*57:  „Ich  wehre  mich  fest,  rufe  und  schreie,  man  soll 
solche  Sachen  der  weltlichen  Obrigkeit  lassen."  etc.  Siehe  Ludolf,  de  jure 
fem.  iUustr.  P.  I,  §.  XX,  note  e,  p.  35. 

°)  Dies  geschah  noch  in  neuerer  Zeit  bei  der  Trennung  der  Ehe  des 
Prinzen  Gustav  von  Wasa  und  der  Prinzessin  Louise  von  Baden 
(1844);  auf  das  Ersuchen  beider  Theile  wurde  von  dem  Grossherzoge  Leo- 
pold von  Baden  als  erwählten  Schiedsrichter  ein  evangelisches  ConsistOi- 
rium  niedergesetzt  und  dessen  UrtheiJe  behufs  der  Vollziehung  die  Geneh- 
migung ertheilt 

«)  Moser,  a.  a.  0.  S.  443  u.  f.  —  Ludolf,  a.  a.  0.  P.  I,  §.  XX 
p.  34.  —  Dabei  sorgte  man  in  gleicher  Weise  auch  für  weitere  Instanzen, 
wenn  Rechtsmittel  gegen  den  Ausspruch  gebraucht  werden  wollten.  —  Mo- 
ser, a.  a.  0.  445. 

")  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  65:  „Würden  bei  einem  Mit- 
gliede  des  k.  Hauses  Ehezwistigkeiten  entstehen,  so  sind  dieselben  von  dem 
einen  oder  andern  Theile  an  den  König  zu  bringen,  welcher  sie  beizu- 
l^en  Buchen,  auch  nach  Befund  der  Umstände  ein  eigenes  Consistorium 
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Dreizehnter  Absclinitt. 

Vm  dei  Rechtei  des  SMYerains  oder  dei  H^lieitsrechteB 

im  hüp 


§.  269. 
Von  den  Rechten  des  Souverains  im  Allgemeineu. 

Oberste  Eintlieilung.     Wesentliche   und   ausserw^ent- 

liehe  Hoheitsrechte  (Regalien). 

L  Obgleich  die  Staatsgewalt  als  das  Herrscberrecht  des 
Souverains  ihrem  Begriffe  nach  nntheilbar  ist  (§.*  51),  so 
äussert  sie  sich  doch  theils  in  verschiedener  Weise,  theils  in 
verschiedenen  Beziehungen  thätig.  In  diesem  Sinne  kann 
man  daher  anch  von  einzelnen  in  der  Staatsgewalt  liegen- 
den Befugnissen  sprechen,  welche  (im  weiteren  Sinne) 
Hoheitsrechte,  politische  Gewalten,  jura  majegtatiea 
oder  regalia  genannt  werden*). 

U.  Das  philosophische  Recht  keimt  anch  keine  an- 
deren Hoheitsrechte   als  nur    absolut-wesentliche  (sog. 


in  Beziehung  auf  die  Trennung  der  Ehe  niedersetzen  und  dessen  Auasprndi 
zur  Bichtschnur  der  dabei  betheiligten  Ehegatten  bestätigen  wird.*- 
(Vergl.  auch  oben  Note  6.)  —  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  IX,  §.  2: 
„Eheliche  Zwistigkeiten  im  k.  Hause  wird  der  König  beizulegen  soehen, 
oder  erforderlichen  Falls  zur  Untersuchung  einer  eigenen  ehegerichtlichen 
Behörde  stellen,  deren  Urtheil  dem  Könige  zur  Bestätigung  Yorzulegoi 
ist/*  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  77,  a.  £:  „Zur  Entscheidung  toq 
Eheirrungen  wird  der  König  in  vorkommenden  Fällen  jedesmal  ein  be- 
sonderes,  dem  Erforderniss  entsprechend  bestalltes  Gericht 
niedersetzen/' 

0  l^iese  Ausdrücke  werden  bei  den  älteren  Schriftsteilem  meistens  ak 
gleichbedeutend  gebraucht,  so  z.  B.  bezeichnen  sie  die  Kirchenhoheit 
als  potestaa  civilis  oder  imperium  civile ,  oder  als  jus  majestaticum ,  drca 
Sacra  u.  s.  w.  —  Hier  werden  mit  den  Bezeichnungen  ,JM[ajestätsrechte. 
politische  Grewalten  und  Hoheitsrechte"  verschiedene  Arten  der  Rechte 
des  Souverains  bezeiehnet  (siehe  unten  §.  270,  Y.)-  Der  Ausdruck  „r^oüatf" 
wird  fortan  nur  regelmässig  in  der  hier  unten  (Nr.  HL)  angegebenen 
engeren  Bedeutung  gebraucht. 


§.  270.  Eintheilnng  der  wesentlichen  Hoheitsrechte.  761 

regaUa  essentialia  y  immanentia,  sive  majora)y  d.  h.  Dur  solche 
Befngnisse  des  Souverains,  welche  ihm  schon  vermöge  des 
Begriffes  als  Staatsherrscher  in  Bezog  auf  den  Staat  zu- 
kommen und  daher  auch  schon  im  Begriffe  der  Staats- 
gewalt selbst  liegen  und  durch  logische  Entwickelung  der- 
selben anerkannt  werden. 

in.  Das  positive  Recht  pflegt  aber  meistens  der  Staats- 
gewalt auch  noch  einige  besondere  Rechte  aus  besonderen 
positiven  (historischen)  Titeln  beizulegen.  Diese  sind  entweder 
solche  Rechte,  welche  das  Vorhandensein  eigenthttmlicher 
Verhältnisse  oder  Zustände  im  Staate  voraussetzen,  sodann 
aber  ebenfalls  dem  Staatsherrscher  zufolge  des  Begriffes  der 
Staatsgewalt  unmittelbar  beigelegt  werden  müssen,  und  die 
man  desshalb  als  relativ-wesentliche  Hoheitsrechte  be- 
zeichnet^): oder  es  sind  solche  Rechte,  welche  an  sich  be- 
trachtet für  Privatrechte  zu  achten  wären,  aber  in  einem 
Staate  aus  Rücksicht  auf  den  materiellen  Nutzen,  welchen 
sie  gewähren,  der  Staatsgewalt  ausschliesslich  beigelegt 
worden  sind.  Diese  Rechte  werden  sodann  zufällige  Hoheits- 
rechte (regalia  non  essentialia,  accidentialia,  minora^  utUia)  auch 
Regalien  schlechthin  oder  im  engeren  Sinne  genannt. 

§.  270. 
Von    der  Eintheilung   der  wesentlichen  Hoheitsrechte. 

I.  lieber  die  Eintheilung  der  wesentlichen  Hoheits- 
rechte (§.  269)  herrscht  eine  grosse  Verschiedenheit  der  An- 
sichten. 

II.  Die  älteste  Eintheilung  ist  die  rem  formale  Einthei- 
lung der  Staatsgewalt  in  gesetzgebende,  richterliche 
und  vollziehende  Gewalt,  die  sog.  Trias  politica  des 
Aristoteles,  welche  auch  noch  Montesquieu  und  Filan- 
gieri  beibehalten  haben.  Die  Unzulänglichkeit  dieser  Ein- 
theilung war  Ursache,  dass  man  immer  mehr  Gewalten  und 
Hoheitsrechte  erschuf,  ohne  über  das  Princip  der  Unterschei- 
dung derselben  im  Reinen  zu  sein.  Die  französischen  Schrift- 
steller   seit  der  Restauration  und    der   Einftlhrung   der    con- 


«)  Siehe  unten  §.  273,  B. 
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stitationenen  Monarchie  in  Frankreich,  wie  z.  B.  Benjamin 
Gonstant,  ftlgten  der  gesetzgebenden,  richterlichen  nnd  voll- 
ziehenden Gewalt  meistens  noch  eine  vierte  Gewalt  (sog.  pom- 
voir  TÖyal)  bei,  welche  sie  nicht  nnr  von  der  vollziehenden  Ge- 
walt {^pouvoir  administratif,  ministeriel)  unterscheiden,  sondern 
überdies  als  über  dieser  und  den  drei  erstgenannten  Gewalten 
stehend  nnd  dieselben  beherrschend  (daher  anch  sog.  pouvoir 
modSrateur)  darstellen^).  In  neuerer  Zeit  wird  gewöhnlich  als 
eine  ftlnfte  Gewalt  noch  eine  Sepräsentativ-Gewalt  (pov- 
voir  reprhentatif)  hinzugesetzt,  worunter  man  das  Eecht  der 
Krone  begreift,  den  Staat  gegen  Aussen  zu  vertreten. 

m.  In  Deutschland  schloss  man  sich  theils  mehr  oder 
minder  dem  Systeme  der  französischen  Publicisten  an,  theils 
betrat  man,  wie  Schlözer,  Pölitz  u.  A.,  einen  umgekdir- 
ten  Weg  und  machte  den  Versuch,  die  Zahl  der  zn  unter- 
scheidenden Hoheitsrechte  einzuschränken  und  unterschied  nur 
eine  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt,  ohne 
jedoch  darum  im  Principe  klarer  zu  werden,  oder  diesen  Ver- 
such consequent  darchzufübren ,  indem  man  sodann  meist 
zu  Subdivisionen  der  vollziehenden  Gewalt  schritt  nnd  letztere 
auf  verschiedene  Weise  in  richterliche  und  vollziehende  Gewah 
im  engeren  Sinne,  in  strafende,  öberaufsehende,  repräsentative 
Gewalt,  Cameralgewalt  u.  s.  w.  zerlegte.  Noch  andere  haben 
sich,  wi6  Krug,  darauf  beschränkt,  der  Trias  poUtica  des 
Aristoteles  noch  eine  vierte  Gewalt,  die  oberaufsehende, 
beizufügen. 

IV.  Dagegen  trat  schon  früh  bei  den  vorzugsweise  der 
praktischen  Bichtung  huldigenden  deutschen  Publicisten, 
wie  namentlich  bei  Moser,  Pütter,  Leist  nnd  Gönner, 
eine  materielle  Auffassung  d.  h.  die  Bücksicht  auf  die 
möglichen  Objekte  (Materien)  der  Hoheitsrechte  als  vorherr- 
schend hervor,  ohne  dass  jedoch  das  Verhältniss  dieses  Ge- 
sichtspunktes zur  aristotelischen  Lehre,  d.  b.  zur  formalen 
Eintheilung  überhaupt,  mit  der  gehörigen  Schärfe  hervorgehoben 
und  entwickelt  worden  wäre. 


*)  Hiervon  wird  unten  bei  DarsteUung  des  monarchischen  Prindpfi  nnd 
der  60g.  fürstlichen  Prärogative  in  der  constitutioneDen  Monardiie 
besonders  (gehandelt 
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V.  Nach  der  dreifachen  Rficksicht  auf  das  Subjekt, 
die  Objekte  und  die  Thätigkeitsformen  der  Staatsgewalt 
sind  jedoch  drei  Klassen  der  wesentlichen  Hoheitsrechte  zu 
unterscheiden,  welche  am  geeignetsten  I.  als  Majestätsrechte 
(Jura  majestaticd)^  U.  als  materielle  Hoheitsrechte  oder 
Hoheitsrechte  im  engeren  Sinne  {jura  subUmia)  und  UI.  als 
formelle  Hoheitsrechte  oder  als  politische  Gewalten 
(potestates  poUttcae)  bezeichnet  werden. 

§.  271. 
I.  Von  den  Majestätsrechten. 

I.  Die  Majestätsrechte,  als  erste  Klasse  der  Befug- 
nisse aufgefasst,  welche  in  der  Souverainetät  liegen,  sind  die- 
jenigen Rechte,  welche  als  persönliche  Prädikate  des 
herrschenden  Subjektes  unmittelbar  wegen  seiner  Innehabung 
der  Staatsgewalt  erscheinen. 

II.  Entsprechend  dem  rechtlichen  Charakter  der  Staats- 
gewalt (§.  51)  ergeben  sich  als  Majestätsrechte  des  Souverains 
1)  die  Unverantwortlichkeit*),  2)  die  Heiligkeit^)  und 
3)  die  höchste  äussere  Würde  (Ehre)  oder  die  Majestät 
im  eigentlichen  (engeren)  Sinne  ^). 


1)  Durch  das  Prädikat  der  Unverantwortlichkeit  unterscheidet 
sich  der  Souverain  wesentlich  von  dem  Präsidenten  einer  Republik. 

^)  Die  Heiligkeit  der  Person  des  Souverains  äussert  sich  praktisch 
darin,  dass  Angriffe  auf  dieselbe  besonders  hoch,  als  Hochverrath  oder 
Majestätsbeleidigung  bestraft  werden.  Mitunter  pflegt  man  auch  die 
Heiligkeit  des  Souverains  als  Unverletzlichkeit  zu  bezeichnen. 
Mehrere  deutsche  Yerfassnngsurktmden  enthalten  in  Bezug  auf  den  Souve- 
rain  ausdrücklich  die  Bestimmung:  „Seine  Person  ist  heilig  und  unverletz- 
lich." Z.  B.  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  U,  §.  1.  —  Baden,  V.-U.  1819, 
§.  5.  ~  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  4.  —  Grossherz.  Hessen,  V.-U. 
1820,  §.  4.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  4  u.  s.  w, 

')  Der  Majestätstitel  wird  übrigens  nur  von  Kaisern  und  Kö- 
nigen wirklich  geführt.  Bei  anderen  Monarchen,  welche  königliche 
Ehren  haben,  wie  die  Grossherzoge  und  Kurfürsten  des  ehemaligen  deut- 
schen Reiches,  ist  der  Titel  königliche  Hoheit  gebräuchlich;  bei  an- 
deren regierenden  Fürsten  das  Prädikat  Hoheit  oder  Durchlaucht 
Vergl.  oben  §.  120.  —  Ausdrücklich  spricht  von  „beleidigter  Majestät*^ 
des  Grossherzogs,  das  Strafgesetzbuch  für  das  Grossherzogthum  Hessen, 
1841,  art  150. 
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m.  Als  mit  dem  Begriffe  der  Sonverainetät  zugleich  ge- 
geben, werden  diese  persönlichen  Attribute  jedem  Staatsherr- 
scher  beigelegt,  welcher  Art  auch  die  Beherrschungsfomi  des 
Staates  sein  mag.  Sie  kommen  daher  in  einer  Demokratie 
nicht  minder  dem  souverainen  Volke  zu,  als  dem  Herrscher  in 
einer  Monarchie^). 

IV.  Die  Eigenthümlichkeit  der  vorgenannten  Majestats- 
rechte  besteht  darin,  dass  sie  nicht,  wie  die  flbrigen  Hoheits- 
rechte, in  den  Formen  der  Gesetzgebung  und  Vollziehnsg 
ausgeübt  werden,  sondern  nur  als  höchst  persönliche  Qaalifica- 
tionen  des  herrschenden  Subjekts  in  demselben  (wie  die  Ur- 
rechte im  Individuum)  verletzt,  d.  h.  strafbare  Angriffe  anf 
dieselben  unternommen  werden  können^). 

§.  272. 

n.  Von  den  materiellen  Hoheitsrecliten. 

a)  Deren  Eintheilung.  Innere  und  äussere  Hoheitsrechte. 

I.  Nimmt  man  bei  der  Eintheilung  der  Rechte  der  Staats- 
gewalt auf  die  Gegenstände  (Objekte,  Materien)  Rficksicbt, 
in  Bezug  auf  welche  sie  thätig  wird,  so  kann  und  muss  man 
so  viele  Hoheitsrechte  unterscheiden,  als  es  Gregenstände, 
d.  h.  Verhältnisse  im  Staate  und  im  Volksleben  gibt,  welche 
politische  Bedeutung  haben  können,  und  hiermit  ist  der  Be- 
griff der  materiellen  Hoheits rechte  als  der  Hoheits- 
rechte in  gegenständlicher  Beziebungvon  selbst  gegeben. 

n.  Jene  Verhältnisse  können  aber  auf  zwei  grosse  Klassen 
gebracht  werden,  nämlich:  1)  Rechtsverhältnisse  des  inneren 
Staatslebens  d.  h.  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Staats- 
herrscher und  den  Unterthanen,  und  2)  Rechtsverhältnisse 


*)  Bei  der  Demc^atie  ist  es  schon  physisch  unmöglich,  den  SouTersin 
(das  souveraine  Yolk)  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Auch  ist  die  Idee  der 
Msgestät  historisch  von  der  römischen  Republik  (Majestas  populi  RomamJ 
auf  die  Monarchie  übergegangen.  (Yergl.  die  Lex  Camelia  und  die  La 
JuUa  Majeetatis.) 

^)  Daher  hat  auch  der  Souverain  nicht  sowohl  die  M^estät«  dieün- 
Verantwortlichkeit  und  Unverletzlichkeit  >  wie  er  z.  B.  die  Gerichtsbarkeit 
u.  dergL  hat,  sondern  er  ist  und  heisst  die  Msgest&t,  er  ist  heilig  oder 
unverletzlich  und  unverantwortlich. 
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deB  äosseren  Staatslebens ,  d.  h.  Rechtsverhältnissse  zwischen 
der  Staatsregiernng  und  auswärtigen  Staaten.  Dem-, 
nach  theilen  sich  die  materiellen  Hoheitsrechte  natnrgemäss 
in  innere  und  in  äussere  Hoheitsrechte. 

§.  273. 
b)   üebersicht  der  inneren  Hoheitsrechte. 

I.  Die  inneren  Hoheitsrechte  (Jura  sublimia  interna)  sind 
entweder  absolut  oder  relativ  wesentliche,  je  nachdem 
die  politischen  Verhältnisse,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  in 
keinem  Staate  fehlen  können  oder  nur  zufällig  (historisch)  in 
gewissen  Staaten  vorkommen  (§.  269). 

n.  Die  absolut  wesentlichen  Hoheitsrechte  zerfallen 
sodann  wieder  in  ursprüngliche  (primäre)  oder  abgelei- 
tete (secundäre)  Hoheitsrechte,  je  nachdem  sie  mit  dem  Be- 
griffe und  dem  Zwecke  des  Staates  unmittelbar  gegeben 
sind,  oder  nur  mittelbar  aus  dem  Staatszwecke  fliessen,  und 
sich  selbst  als  Mittel  ftlr  die  praktische  Ausübung  der  ur- 
sprünglichen wesentlichen  Hoheitsrechte  darstellen. 
A)  Als  absolut  wesentliche  Hoheitsrechte  sind  zu  er- 
achten, und  zwar: 
L  als  ursprüngliche    absolut  wesentliche  Hoheits- 
rechte : 

1)  Die  Gebietshoheit  (Jus  sublime  in  territorium,  unpas- 
send auch  von  Vielen  das  Obereigenthum  des  Staates 
genannt),  als  Inbegriff  der  Befugnisse  der  Staatsgewalt 
über  das  Staatsgebiet. 

2)  Die  Justizhoheit  oder  nach  älterem  Sprachgebrauche 
Gerichtsbarkeit  (Jurisdictio),  auch  häujSg  sog.  richter- 
liche   Gewalt^),   als    Inbegriff  der  Hoheitsrechte   des 

*)  Im  positiven  deutschen  Staatsrechte  bezeichnete  man  zur  Beichszeit 
die  Justizhoheit  (Justizgewalt)  des  Kaisers  und  der  Landesherren  durch- 
gängig als  Gerichtsbarkeit  (jurisdictio)^  siehe  ob^n  §.  84,  103;  die 
philosophische  Schule  brachte  dagegen  die  Bezeichntmg  „richterliche 
Gewalt"  in  Uebung.  Der  Streit  darüber,  ob  diese  letztere  Bezeichnung 
überhaupt  eine  richtige  sei,  weil,  wie  z.  B.  von  Rotteck,  Yemunftrecht  II, 
p.  205,  dagegen  geltend  machte,  dass  Richten  nur  eine  Denkfunktion 
sei,  oder  ob  dieselbe  unter  die  materiellen  oder  unter  die  formalen 
Hoheitsrechte   (die   oigentlichen    politischen    Gewalten)   zu  rechnen, 
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Staatsherrschers  hinsichtlich  der  Gründimg,  Erhaltung  und 
Handhabung  eines  gemeinen  Rechtsznstandes  (jus  eont- 
mune)  durch  eine  wohlgeordnete  Rechtspflege  mit  der 
Unterabtheilung  in  Ciyiljustizhoheit  und  CriminaU 
Justizhoheit,  einschlüssig  der  sog.  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  ^). 
3)  Die  Polizeihoheit  {jus  poKtiae)  als  die  Befugniss  der 
Staatsgewalt,  Gutes  schaffend,  befördernd  und  fiber- 
wachend und  Nachtheiliges  verhütend,  ftir  allseitige 
Entwickelung  der  nationalen  Kräfte  und  Befriedigung  der 
Yolksmässigen  Bedttrfiiisse  zu  wirken,  mit  der  Unt^nb- 
theilung  in  die  beiden  Hauptklassen:  1)  Sicberheits- 
oder  Rechts-Polizei  und  2)  Gultur-Polizei,  letztere 
mit  vielfachen  Unterarten,  nach  der  Verschiedenheit  der 
hierher  gehörigen  Gegenstände^). 


oder  ob  sie  als  eine  selbstständige  politische  Gewalt,  oder  als  eine  Funk- 
tion der  vollziehenden  Gewalt  aofzufassen,  oder  ob  sie  unter  der  Gerichts- 
barkeit begriffen  und  gleichbedeutend  mit  Jnstizhoheit,  oder  ob  sie  von 
derselben  zu  unterscheiden  und ,  was  wohl  das  Richtigste  ist ,  auf  den  Be- 
griff der  Bechtsprechung  zu  beschränken  sei,  darf  als  ein  reiner 
Schulstreit  (und  zum  Theile  Wortstreit)  filglich  hier  bei  Seite  gelassai 
werden.  Praktische  Bedeutung  hat  nur  allein  die  Frage,  ob  die  eigentlidie 
Rechtsprechung,  nämlich  die  richterliche  Entscheidung  der  einzehien 
Fälle  in  Justizsachen,  ein  persönliches  Recht  des  Sonverains  sei, 
d.  h.  ob  der  Souverain  ein  Selbstentscheidungsrecht  in  Justiz- 
sachen habe;  und  diese  Frage  ist  nach  der  Verschiedenheit  der  Staats- 
formen  (ob  autokratische  oder  beschränkte,  insbesondere  constitntioneUe 
Monarchie,  oder  Republik),  und  zum  Theile  selbst  nach  einzelnen  Yer&s- 
sungsurkunden  und.  Hausgesetzen  auch  verschieden  zu  beantworten.  Sidie 
oben  §,  267,  V,  §.  268  n.  u.  unten  §.  276,  I,  3. 

*)  Der  reinen  Theorie  nach  möchte  die  sog.  freiwillige  Gerichts- 
barkeit, als  eine  beurkundende  und  vorsorgliche  Thätigkeit  der  Staatsge- 
walt zur  Verhütung  künftiger  Rechtsstreitigkeiten,  wohl  richtiger  ihre  Stel- 
lung unter  der  Polizeihoheit  finden.  Allein  im  praktischen  dentscheii 
Staatsrechte  ist  dieselbe,  wie  auch  der  Name  anzeigt,  stets  als  ein  Ausfloss 
der  Justizhoheit  des  Staates  betrachtet  und  auch  von  jeher  die  hebie  von 
der  Vormundschaft  und  dergl.  Instituten,  worin  sich  die  Vorsorge  der 
Staatsgewalt  über  schutzbedürftige  Individuen  in  rechtlicher  Bedehimg 
äussert,  als  Theü  des  Civilrechts  von  der  deutschen  Rechtswissenschaft  be- 
handelt worden. 

3)  Hierher  gehören  als  Unterarten  die  mitunter  als  besondere  Hoheits- 
rechte aufeefuhrten  sog.  Erziehungs-  und  ünterrichtshoheit-,  Bei^-,  Forst-, 
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4)   Die  Privilegienhoheity  als  die  Befiigniss  der  Staats- 
gewalt,  besondere  Rechtszustände  (jura  singularia)  ftir 
gewisse  Personen  und  Sachen  oder  ganze  Klassen   der- 
selben zn  gründen^). 
II.  Die  abgeleiteten  absolnt-wesentliichen  Hoheits- 
rechte sind: 

1^  Die  Finanzhoheit  oder  anch  sog:  Fiskalhoheit  als 
die  Befngniss  der  Staatsgewalt  zur  Erwerbung,  Erhaltung 
nnd  Verwaltung  eines  öffentlichen  Vermögens  und  über- 
haupt zur  Geltendmachung  der  Vermögensrechte  des 
Staates  als  Mittel  flir  die  Bedürfnisse  des  Staates,  wovon 
eine  Unterart,  das  Nothrecht  (jus  eminens)^  auch  sog. 
Machtvollkommenheit  des  Staates  ist. 

2)  Die  Landesdiensthoheit  mit  den  Unterarten  Militär- 
hoheit, Aemterhoheit  und  Recht  der  gemeinen 
Landfolge. 

B)  Als  relativ  wesentliche  Hoheitsrechte  kommen  in  den 
deutschen  Staaten  vor: 

1)  die  Lehenshoheit, 

2)  die  Kirchenhoheit  und 

3)  in  den  constitutionellenMonarchieen  die  fürstliche 
Prärogative. 

§.  274. 

c)  Uebersicht  der  äusseren  Hoheitsrechte. 

Auch  hinsichtlich  der  ä  u  s  s  e  r  e  n  Hoheitsrechte  kann  man 
solche  unterscheiden,  deren  Zuständigkeit  unmittelbar  aus  dem 
Begriffe  des  Staates  und  der  Staatsgewalt  selbst  fliesst,  und 
solche,  welche  einem  Staate  gegen  andere  Staaten  nur  in 
Folge  specieller  (historischer)  Titel  zustehen.  Zu  den  er  stö- 
ren gehören: 

1)  das  Gesandtschaftsrecht  (jus  legationum); 

2)  das  Becht  der  Bündnisse  und  Staatsverträge  jeder 
Art  (jus  foederum)]  und 

Jagd-,  Wasser-,  Brücken-,  Deich-  and  Strassenbauhoheit,  Feuerpolizeilioheit, 
InduBtrieconcessionshoheit,  das  sog.  Münzregal  u.  s.  w. 

*)  Hierher  gehören  auch  das  Becht  der  Begnadigung,  der  Standes- 
erhdhung,  Ordens-,  Titel-  und  Würden-  oder  sonstigen  Dekorationsver- 
leihungen  etc. 
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3)  dasRttstnngs-  und  Eriegsrecht  (jus  arniorum  et  bdS) 
als  die  Befdgniss  znr  Selbstveitheidigang  und  Selbsthilfe 
mit  bewaffneter  Macht;  sowie 

4)  ttberhanpt  alle  Befugnisse,  welche  einem  souverainen  Staate 
nach  dem  allgemeinen  Völkerrechte  in  den  möglichen 
Terkehrbeziehnngen  zu  den  anderen  Staaten  zostehai. 

Auf  besonderen  historischen  Titeln  beruhende  Staatsberedh 
tigungen  gegen  auswärtige  Staaten  sind: 

1)  die  sog.  Staatsservituten; 

2)  die  Lehensherrlichkeit  (auzeratneti) •  eines  Staates 
über  einen  anderen;  und 

3)  die  Schirmherrlichkeit  oder  das  Protektorat 
Diese  beiden  letzteren  Arten  der  Staatsberechtigungen  haben 

gegenwärtig  in  den  deutschen  Bundesstaaten  keine  praktisdie 
Bedeutung  ^). 

§.  275. 

ni.  Von  den   formellen  Hoheitsrechten  oder  den  po- 
litischen Gewalten.     Gesetzgebende   und  vollziehende 

Gewalt. 

I.  Mit  den  materiellen  Hoheitsrechten  sind  jene  Grundver- 
hältnisse  des  öffentlichen  Lebens  angegeben,  auf  welche  die 
Staatsgewalt  ihrem  Begriffe  nach  einwirken  muss.  Die  Art 
und  Weise  aber,  d.  h.  die  Form,  in  welcher  die  Staatsgewalt 
auf  diese  Grundverhältnisse  einwirken  kann,  ist  der  Natur  der 
Sache  nach  und  wesentlich  nur  eine  zweifache:  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung.  Es  gibt  daher  auch  in  Wesen- 
heit nur  zwei  formelle  Hoheitsrechte  oder  politische  Ge- 
walten, nämlich  die  gesetzgebende  und  die  voll- 
ziehende Gewalt  (pouvoir  ligUtatif  et  pouvoir  adfnini^tr(Uijy 

U.  Ueberdies  kann  der  Natur  der  Sache  nach  diese  zwei- 
fache Thätigkeitder  Staatsgewalt  in  der  Form  der  Gesetzgebung 

0  Ueber  die  Nichtanerkennung  eines  Lehensverbandes  eines  dentschai 
Bundesstaates  gegen  einen  anderen  Staat,  s.  oben  §.  259.  --  Ein  Protek- 
toratsverhältniss  bestand  über  .einen  Theil  der  deutschen  Staaten  wählend 
der  Rheinbundszeit  Rheinbundsakte,,  y.  12.  Juli  1806,  artXJI:  JSa 
Majest^  r£nipereur  des  Fran^ais  sera  prodamä  Protecteur  de  ia  Con- 
fiM^ration;  et  en  cette  qualit^,  au  ddc^s  de  chaque  Prince-Primat,  il  ea 
nommera  le  successeur." 
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und  VoUziehang  nnr  bei  den  inneren  Hoheitsreehten  (§.273) 
stattfinden  ^) ;  bei  den  äusseren  Hoheitsrechten  kann 
über  die  Staatsgewalt  nur  allein  in  einer  Fonn^  nämlich  nnr 
als  vollziehende  Gewalt^  thätig  sein,  da  kein  Staat  der 
gesetzgebenden  Gewalt  eines  anderen  Staates  eine  Ein- 
wirkung auf  sich  gestatten  könnte ^  ohne  eben  hierdurch  seine 
Soaverainetät  aufzugeben. 

§.  276. 

Die     Thätigkeitsformen     der    vollziehenden     Gewalt. 
Oberaufsichts-,  Verordnungs-,  Entscheidungs-  und 
Staatsvertretungsrecht  (Repräsentativgewalt). 

I.  Die  Staatsverwaltung  oder  die  vollziehende 
Gewalt  äussert  ihre  Thätigkeit  in  den  Beziehungen  des  in- 
neren und  äusseren  Staatslebens  nach  Verschiedenheit  der 
Fälle  in  mehrfachen  Formen:  nämlich 

1)  entweder  beobachtend  oder  beaufsichtigend, 
indem  die  Eenntnissnahme  von  den  Bedtlrfnissen  und  Vor- 
gängen in  den  einzelnen  Kreisen  des  Staatslebens  die  Be- 
dingung alles  positiven  Wirkens  und  Eingreifens  der  Staats- 
gev^alt  überhaupt  ist.  In  dieser  Richtung  ihrer  Thätigkeit 
aafgefasst,  wird  die  vollziehende  Gewalt  als  Becht  der  Ober- 
^nfsiGht,  jus supremae  inspectionis,  auch  als  oberaufsehende 
Gewalt  bezeichnet^). 


*)  Jedes  materielle  innere  Hoheitsrecht  kann  daher  definirt  werden 
als  das  Recht  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung  in  Bezug  auf  das  Ob- 
jekt desselben,  z.  B.  die  Jnstizhoheit  als  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung und  Vollziehung  in  Justizsachen  u.  s.  w.  Uebrigens  muss 
selbst  hier  nicht  immer  nothwendig  die  doppelte  Thätigkeit  der  Staats- 
gewalt stattfinden;  so  z.  B.  können  Privileg'ien,  welche  nur  für  gewisse 
einzelne  Fälle  zu  wirken  bestimmt  sind,  wie  z.  B.  Moratorien,  Erfindungs- 
patente, Privilegien  gegen  Nachdruck,  von  dem  Souverain  als  Inhaber  der 
vollziehenden  Gewalt  einseitig  (ohne  Mitwirkung  der  Landstände)  ertheilt 
vrerden,  sofern  die  Verfassung  nicht  ausdrücklich  die  £rtheilung  derselben 
nur  allein  im  Wege  der  Gesetzgebung  gestattet 

4)  Der  Streit  darüber,  ob  die  sog.  oberaufsehende  Gewalt  nicht 
etwa  vielmehr  als  eine  besondere,  der  vollziehenden  coordinirte  Gewalt 
aufgegeben  werden  solle,  ist  jedenfalls  ganz  unfruchtbar,  da  die  Staats- 
gewalt doch  in  keinem  Falle  in  anderer  Weise  als  durch  die  Organe  der 
vollziehenden  Gewalt  Aufsicht  üben  kann. 

Z  9  p  f  1 ,  Staatsrecht.   6.  Aafl.  I.  49 
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2)  Von  der  vollziehenden  Gewalt  gehen  anch  alle  An- 
Ordnungen  oder  Verfügungen  aoB,  welche  nothweadig 
sind,  nm  den  Vollzug  der  Gesetze  zu  sichern  und  denBedito- 
zustand,  die  öffentliche  Ordnung  und  Wohlfahrt  unter  den 
Drange  der  wechselnden  Erscheinungen  des  StaatBlebens  n 
erhalten  und  zu  fördern.  Diese  Thätigkeit  der  yoÜEieheDdeo 
Gewalt  pflegt  man  das  Verordnungsrecht  zu  nennen^. 

3)  In  der  vollziehenden  Gewalt  liegt  femer  das  Ent- 
scheidungsrecht über  die  Subsumtion  der  einzelnen  F^e 
unter  die  Gesetze  und  andere  feststehende  aUgemeine  Grund- 
sätze. Sonach  ist  nicht  nur  die  Entscheidung  in  Administrativ- 
und  Polizeisachen  sondern  auch  die  Rechtsprechung  in 
Justizsachen')  oder  die  sog.  richterliche  Gewalt^}  an 
sich  betrachtet  und  nach  dem  geschichtlichen  Entwiekdimes- 
gange  des  Staatslebens  ursprünglich  eine  Thätigkeitsform  der 
vollziehenden  Gewalt^).  Daher  wird  auch  noch  heut  zu  Tsge 
in  allen  Monarchien,  absoluten  wie  constitutionellen,  die  Ge- 
richtsbarkeit oder  Rechtshandhabung  als  von  der  Krone  aus- 
gehend betrachtet*),  wenngleich  aus  Rücksicht  auf  die  Sidier- 
stellung  der  individuellen  Freiheit  die  Rechtsprechung  in 
Justizsachen  durch  die  Verfassung  den  Verwaltungs-  und  Po- 
lizeibehörden, sowie  der  persönlichen  Einwirkung  des  Souve- 
rains  entzogen  und  an  besondere  hiervon  unabhängig  erkllrte 
Behörden,  die  Gerichte,  verwiesen  worden  ist 

4)  Der  vollziehenden  Gewalt  liegt  endlich  die  Voll- 
streckung oder  Vollziehung  im   engeren   buchstäblichen 


s)  Von  dem  unterschiede  zwischen  Gesetz  und  Verordnang  iriri 
unten  §.  438  besonders  gehandelt 

s)  Siehe  über  den  Begriff  von  Justizsachen  unten  §.  450. 

«)  Siehe  oben  §.  273  Note  1. 

>)  Aus  der  Geschichte  der  StaatenbUdung  ergibt  sich  deutlich,  dassM 
patriarchaliBchen  und  verwandten  Zuständen  Könige  und  andere  Obdg- 
keiten  gerade  darum  eingesetzt  wurden,  um  Richter  zu  haben.  So  wurde 
auch,  nicht  nur  nach  mittelalterlicher  Ansicht  (Sachsenspiegel  IIL  82, 
§L  2),  sondern  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  der  deutsche  König  oder 
Kaiser  als  oberster  gekomer  Richter  bezeichnet,  siehe  oben  §.  84«  10,3. 
Unverkennbar  wird  in  jeder  Autokratie  das  Recht  des  IKichtens  von  dem 
Snlyekte  der  vollziehenden  Gewalt  als  Bestandtheil  derselben  in  Anspm^ 
genommen.  Davon,  wie  dieses  Recht  des  Richtens  von  den  römischen  tat- 
peratoren  ausgeübt  wurde,  enth&lt  das  Corpus  juris  massenhaft  Zeognissa 

«)  Siehe  unten  §.  448. 
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Sinne  ob,  d.  h.  sie  hat  die  erforderlichen  nnd  gesetzmSssigen 
Zwangsmittel  zur  Anwendung  zn  bringen,  8ofem  nicht  den 
Oesetzen,  richterlichen  Urtheilen  nnd  ihren  eigenen  Anord* 
nnngen  Gehorsam  geleistet  wird. 

II.  In  Bezug  anf  die  Verhältnisse  des  äusseren  Staats- 
lebens äussert  sich  die  vollziehende  Gewalt  als  das  Recht  der 
StaatsTertretung,  wofür  in  der  neueren  Zeit  der  Ausdruck 
yyBepräsentatiygewalt'^  üblich  geworden  ist 


Vierzehnter  Abschnitt 

Vm  der  Bemdigug  der  S«iTenuietät 

§.  277. 

Von   der  Beendigung  und   dem  Verluste   der  Souve- 

rainetät  im  Allgemeinen« 

Die  möglichen  Beendigungsarten  der  Souverainetät  sind 
in  den  deutseben  monarchischen  Staaten  ^  abgesehen  von  dem 
Tode  des  Staatsherrschers,  fremder  Eroberung  und  frei- 
"williger  Abtretung  des  Landes  an  einen  anderen  Soure- 
rain^:  1)  die  Thronentsagung  des  bisherigen  Souverains; 

2)  die  Entsetzung  desselben  von  der  Regierung  durch  einen 
Besehluss  der  Agnaten  wegen  absoluter  Regierungs- 
anfähigkeit  oder   Missbrauches    der   Staatsgewalt; 

3)  die  Entthronung  durch  eine  Revolution. 

§.  278. 
I.   Von  der  Thronentsagung  insbesondere. 

I.  Durch  die  Thronentsagung  (Abdankung,  abdicaUOf 
Ttsignatio)  als  freiwillige  Verzichtleistung  des  bisheri- 
gen Souverains  auf  die  fernere  Regierung  wird  die  Thronfolge 
ganz  in  gleicher  Weise,  wie  durch  das  Ableben  des  Souverains, 
eröffnet  (sog.  anticipirte  Thronfolge). 


9  Die  Gnmdsfttze  des  deatscheu  Buidesrechtes  Ober  die  AbCretang  von 
Bandesl&ndem  an  andere  Sonveraine,  s.  oben  §.  117. 
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II.  Die  Thronentsagang  steht  ansschliesqlich  in  dem  freien 
EntschluBse  des  Souverains.  Einer  Einwilligung  der  Agnaten 
oder  der  Landesverlretung  bedarf  es  dazn  nieht^). 

in.  Die  Thronentsagung  schliesst  den  resignirenden  Mon- 
archen regehnässig  fbr  alle  Zukunft  von  der  Regierung  aus^, 
sofern  nicht  bei  derselben  ein  besonderer  Vorbehalt  der  Wie- 
derflbemahme  in  einem  bestimmten  Falle  gemacht  worden  ist  ^. 

lY.  Will  der  Souverain  einer  erblichen  Monarchie  nicht 
nur  für  seine  Person,  sondern  Air  die  ganze  FamUie  der  Krone 
entsagen,  so  ist  dazn  die  Zustimmung  aller  derjenigen  Fami- 
lienglieder  erforderlich,  welche  bereits  erworbene  Rechte  auf 
die  .Thronfolge  haben  ^). 

y.  Regelmässig  behält  der  resignirende  Souverain  die  bis- 
her geführten  Titel ;  in  jedem'  Falle  aber  die  Eigenschaft  eines 
Mitgliedes  des  regierenden  Hauses  und  alle  hiervon  ab- 
hängigen Rechte. 

§.  279. 

n.   Von  der  Entsetzung   des  Souverains  von  der  Re- 
gierung durch  Beschluss  der  Agnaten  wegen  Unfähig- 
keit oder  wegen  Missbrauches  der  Staatsgewalt^). 

1)  Allgemeine  Grundsätze. 

I.  Nach  Analogie  der  Grundsätze  über  den  Ausschluss  ab- 
solut Unfähiger  von  der  Thronfolge  hat  man  es  von  jeher  in 

<)  Kl  ab  er,  öffentl.  Recht,  §.  256,  hat  das  Gegentheil  ans  dem  Grunde 
behauptet,  i^eil  daB  Regieren  eine  vertragsmässig  vom  Sonverain  über- 
nommene Pflicht  sei.  Allein  diese  Behauptung  beruht,  abgesehen  von 
der  im  deutschen  Staatsrecht  unzulässigen  Einmischung  der  Rousseau- 
sehen  Staatsvertragstheorie ,  auf  einer  unrichtigen  Vorstellung  von  der 
Herrscherpflicht  Diese  besteht  nur  darin,  verfassungsmässig  zu 
regieren,  und  ist  der  Natur  der  Sache  nach  an  die  Voraussetzung  geknOiift, 
dass  der  zur  Regierung  Berufene  von  seiner  Berechtigung  (xebraoch 
machen  will.  —  Vergl.  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  147,  §.  247.  — 
Weiss,  Staatsr.  §.  266.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.,  2.  Aufl.,  §.  84,  L 
—  J.  Held,  System  des  Veil-Rechts,  Bd.  n,  S.  295  flg. 

*)  „In  dubio  ad  jura  renunciata  non  datur  regressus."  Vergl.  U.  Feod.  84. 

')  Ein  seltenes  Beispiel  der  Wiederabernahme  der  Regierung  nach  der 
Resignation  findet  sich  in  Spanien,  unter  E.  Philipp  V.  1724. 

*)  Hugo.Grotius,  de  Jure  B.  et  P.  Lib.  ü.  cap.  VE,  §.  26. 

«)  Moser,  persönl.  Staatsr.  I,  666  u.  f.  ~-  Elüber,  öffentl.  Recht, 
§.  247,  Note  b,  IV,  und  §.  255.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.,  §.  147.  ^ 
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dem  deutschen  Staatsrechte  als  ein  Recht  der  ftirstlichen 
Agnaten  betrachtet,  die  Entsetzung  des  regierenden  Herrn 
^on  der  Landesregierung  durch  einen  Familienbeschluss  aus- 
zusprechen, wenn  sich  eine  absolute  Unfähigkeit  desselben 
nadi  der  Uebemahme  der  Begiemng  zeigen  sollte,  so  wie  auch 
in  den  Fällen  einer  eintretenden  geringeren  sog.  relati- 
T^en  Unfähigkeit,  die  Einrichtung  einer  Regierungsvor- 
ui  und  Schaft  zu  veranlassen^). 

n.  Insbesondere  wurde  von  jeher  der  Miss  brauch  der 
Staatsgewalt  als  eine  Thatsache  betrachtet,  wodurch  sich 
entweder  eine  absolute  oder  relative  RegierungsuDfähigkeit 
kundgibt  Zu  dieser  Auffassung  musste  man  um  so  mehr  ge- 
langen, als  es  kein  Recht  der  Bestrafung  eines  Souverains  gibt^). 

III.  Wie  gross  und  welcher  Art  aber  der  Missbrauch  der 
Regierungsgewalt  sein  mttsse,  damit  die  Agnaten  sich  fttr 
rechtlich  befugt  halten  können,  eine  förmliche  Entsetzung 
des  regierenden  Herrn  von  der  Regierung  auszusprechen, 
und  somit  denselben  fbr  absolut  regierungsunfähig  zu  er- 
klären, lässt  sich  im  Allgemeinen  nicht  näher  bezeichnen, 
als  dass  hierzu  eine  solche  fortgesetzte  Handlungsweise 
des  Fürsten  vorausgesetzt  wird,  welche  unzweifelhaft  erkennen 
lässt,  dass  er  sich  nicht .  zu  einer  ordnungsmässigen  Regierung 


Weiss,  Staatsr.  §.  266.  —  Zachariae,  deut  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  84,  TL. 
—  Yergl.  F.  E.  von  Strombeck,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste 
Staatsgewalt  dem  Zwecke  des  Staatsverbandes  entgegenhandelt?  Brannschw. 
1830.  (4.  Anfl.  1832).  —  Vergl.  die  Bemerkungen  hierüber  von  K  H.  Jür- 
gens, in  der  Schrift:  aber  die  Nothwendigkeit  durchgreifender  Beformen 
bei  der  gegenwärtigen  Lage  Deutschlands.  Braunschw.  1831.  —  Meine 
Schrift:  die  Eröffiiiung  der  legitimen  Thronfolge  als  rechtliche  Folge  des 
Missbrauches  der  Staatsgewalt  Heidelberg  u.  Leipzig,  1833. 

*)  Siehe  oben  §.  240  u.  f.  —  In  neuerer  Zeit  haben  mitunter  Souve- 
raine  bei  vorgerflckten  Jahren  den  Thronfolger  als  Mitregenten  erkl&rt, 
und  diesem  die  wesentlichsten  Kegierungsgeschäfte  abertragen.  Welche 
R^entenhandlungen  hiemach  der  bisherige  Souverain  noch  selbst  Yomeh- 
men  kann,  h&ngt  von  den  bei  der  Einrichtung  derMitregentsch af t  ge- 
machten Vorbehalten  ab. 

')  Siehe  oben  §.  267,  IV.  —  Viele  wollen  in  dem  Missbrauche  der 
Staatsgewalt  einen  stillschweigenden  Verzicht  des  Fürsten  jauf  (?er- 
fiEUKungsmftssiges)  Regierungsrecht  sehen.  Es  ist  dies  aber  eme  jener  eben 
so  unrichtigen  als  unnöthigen  Fiktionen  im  Staatsrechte,  welche  überall 
mehr  verwirren  als  erkl&ren. 
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verpflichtet  betrachtet ,  nnd  wodurch  er  sich  zugleich  fibo*  die 
gesetzlichen  Schranken  hinwegsetzt,  welche  die  Unabhängigkeit 
der  Gerichte,  die  Landstände  und  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister  in  einem  wohlgeordneten  Staate  gegen  ftrstiiche  Wni' 
ktthr  bilden  soUen,  so  dass  also  der  Fttrst  die  Garantien  der 
bürgerlichen  Freiheit  nnd  des  Rechtszastandes  im  Staate  ohne 
weitere  Möglichkeit  einer  verfassungsmässigen  YertfaeidigiiDg 
vernichtet  hat. 

IV.  Das  Recht  der  fürstlichen  Agnaten,  unter  solchen 
Verhältnissen  bis  zur  förmlichen  Entsetzung  dea  regie- 
renden Herrn  vorzuschreiten,  kann  als  ein  fundamental- 
herkömmliches  in  Deutschland  bezeichnet  werden.  Ei 
findet  sich  schon  in  dem  ältesten  Hausgesetze  anerkannt, 
welches  bis  jetzt  in  Europa  bekannt  geworden  ist,  nämlieh  in 
dem  Hausgesetze  des  Kaisers  Ludwig  des  Frommen  vom 
Jahre  817^).  Mit  Berufung  auf  dieselben  Grundsätze  wurde 
im  Jahre  1606  von  den  Agnaten  des  Hauses  Oesterreich  sogar 
die  Absetzung  des  Kaisers  Rudolph  II.  ausgesprochen,  und 
der  Erzherzog  (nachher  Kaiser)  Matthias  zum  regierenden 
Fürsten  erklärt^).    Das  neueste  durch  die  Anerkennung  des 

*)  Divisio  imperii  Ladovid  Imp.  inter  filios  suos  a.  817,  c  10,  bei 
Pertz.  Mon.  Genn.  Tom.  Leg.  I,  p.  199:  ,ßi  autem .  .  .  erenerit,  ut  aliqnit 
illoram  (sc.  filiortun)  ...  aut  divisor  aut  oppressor  ecdesiamm  et  panpe- 
nun  extiteiit,  aut  tyrannidem,  in  qua  onmis  cnidelitas  consistit,  exer- 
cuerit,  pruno  secreto  secundum  Domini  praeceptum  per  fideles  l^atos  sesKl 
bis  et  ter  de  sua  ementadone  commoneatnr,  ut  si  bis  renisos  faerit,  licoes- 
situs  a  firatre  coram  altero  fratre  patemo  et  fratenio  amore  moneatnr  et 
castigetur.  £t  si  banc  salubrem  admonitionem  penitus  spreverit,  com- 
muni  omnium  sententia  (Familienbescbluss  der  Agnaten)  quid  de  illo 
agendum  sit,  decematur,  ut  quem  salubris  ammonitio  a  nefandis  actUms 
revocare  non  potuit,  imperialis  potentia  communis  que  omni  am  sei- 
tentia  co^rceaf 

')  Vergl.  die  Urkunde  bei  Dumont  T.  Y.  p.  2,  p.  68:  „Cun  renmi 
praesentium  deplorato  statu  .  ,  .  constat,  S.  G.  Majestatem,  Dominum  et 
fratrem  nostmm  observandum  ex  quadam  animi  indispositione  et  in- 
firmitate,.  quae  sua  periculosa  intervalla  habet,  in  gubemaüoDe 
regnorum  .  .  .  minus  sufficientem  et  idoneum  esse,  ita  ut  üsa  Deo 
sibi  commissis,  eo  quo  par  est  modo  prae  esse  nequeat . . .  Nos  Matbiajs, 
Maximilianus,  etc.  etc.  fratres  et  patrueles  ingenti  dolore  per- 
moti  .  .  .  nullum  aliud  remedium  praesentius  esse  comperimos,  quua 
ut.. .  hactenus  laudabili  a  majoribus  nostris  conseryata  consne- 
tudine . . .  Gaput  nobis  et  Golumen  domus  nostrae.. .  religamos,  etc. 
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dentschen  Bandes  sanktionirte  Beispiel  bildet  die  nnter 
Bemfong  auf  das  deutsche  Herkommen  verfügte  Absetzung  des 
Herzogs  Karl  von  Brannschweig  durch  die  Agnaten  die^ 
868  fürstlichen  Hauses^). 

y.  Die  neueren  Verfassungen  der  deutschen  Staaten 
schweigen  durchgängig  über  die  Rechtsfolgen  des  hier  voraus- 
gesetzten groben  Missbrauches  der  Staatsgewalt ,  wohl  haupt- 
sächlich aus  dem  Grunde,  weil  sie  davon  ausgehen,  dass  durch 
ihre  Einftihrung  ein  solcher  Fall  an  sich  unmöglich  gemacht 
worden  sei.  Wo  aber  eine  Verfassungsurkunde  überhaupt  die 
absolute  Unfähigkeit  nicht  mehr  als  Grund  des  Aus- 
schlusses von  der  Thronfolge  gelten  lässt,  oder  ausdrück- 
lich fUr  jede  Art  der  später  eintretenden  Unfähigkeit 
nur  die  Anordnung  einer  Regentschaft  gestattet^),  müssen  die 
Agnaten  nunmehr  auch  auf  die  Ergreifung  dieses  Auskunfts- 
mittels  für  beschränkt  erachtet  werden,  wenn  sie  die  Entfernung 
des  regierenden  Herrn  von  der  Regierung  wegen  Missbranches 
der  Staatsgewalt  ftbr  nothwendig  erachten. 


•)  Beschluss  der  Bundes-Yers.  v.  2.  Decbr.  1890:  „wegen  der 
bedenklichen  Verhältnisse  in  der  Begierung  des  Herzogthums  Braunschweig 
beider  auffallenden  Denk-  und  Handlungsweise  des  Herzogs  Karl 
V.  Braunschweig'^  bei  v. Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.  S.  221 : 
„Seine  Durchlaucht  der  Herzog  Wilhelm  von  Braunschweig-Oels  wird 
ersucht,  die  Regierung  des  Herzogthums  Braunschweig  bis  auf  Weiteres  zu 
fCkhren,  und  Alles,  was  zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  und  der 
gesetzlichen  Ordnung  im  Herzogthume  erforderlich  sein  möchte,  allen£all8 
unter  Beihilfe  des  Bundes  vorzukehren*'  .  .  .  Femer  wurde  „den  berechtig- 
ten Agnaten  Sr.  Durchlaucht  des  Herzogs  Karl  anheim  gegeben,  die  nöthige 
definitive  Anordnung  fUr  die  Zukunft  in  Gemässheit  der  herzoglich-braun- 
Bchweigischen  Hausgesetze  und  des  in  deutschen  und  anderen  souverainen 
Häusern  üblichen  Herkommens  zu  berathen  und  zu  bewirken.'*  — 
Die  hierauf  von  den  Agnaten  getroffene  definitive  Anordnung  siehe  eben- 
daselbst S.  221  flg. 

7)  Siehe  oben  §.  242  nud  250. 
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§.  279  a. 

2)  Von  dem  Einflüsse  der  Entsetzung  eines  Souverains 
und   des   Ausschlusses   eines  Erbprinzen    wegen    Un- 
fähigkeit auf  das  Successionsrecht  seiner  nachher 

erzeugten  Descendenz  ^). 

L  Ist  ein  Sonverain  wegen  der  im  §.  279  beschriebenen 
Fälle  der  Eegierungsunf  ähigkeit  rechtsgiltig  von  der  Regierang 
entsetzt  worden,  so  geht  die  Krone,  wie  bei  der  Thronent- 
sagung (§.  278)  durch  anticipirte  Thronfolge  an  den  nächsten 
snccessionsfähigen  Agnaten,  also  selbstverständlich  und  un- 
zweifelhaft auf  die  Descendenz  des  abgesetzten  Fürsten  Aber, 
wenn  eine  solche  vorhanden  ist. 

U.  Hatte  aber  der  abgesetzte  Sonverain  zur  Zeit  der  Ent- 
setzung keine  snccessionsfähigen  Descendenten ,  so  dass  also 
die  Krone  an  den  nächsten  Gollateralen  übergegangen,  d.  h. 
dieser  als  wirklicher  Thronfolger  und  nicht  bloss  als  Begie- 
rungsverweser (Regent)  eingetreten  ist,  so  bleibt  Letzterer  an 
der  Regierung,  wenn  auch  dem  abgesetzten  Fürsten  nachher 
noch  eine  successionsfähige  Descendenz  geboren  wird.  Es 
kann  daher  auch  diese  spätere  Descendenz  des  abgesetzten 
Fürsten  auch  bei  erlangter  Grossjährigkeit  von  dem  nunmehri- 
gen Sonverain  nicht  die  Niederlegung  der  Regierung  zu  ihren 
Gunsten  begehren,  wie  dies  bei  blosser  Regentschaft  der  Fall 
sein  würde  2). 

III.  Folgerichtig  vererbt  sodann  auch  die  Krone  auf  die 
Descendenz  des  als  Sonverain  eingetretenen  Gollateralen  und 
kann  gegen  diese  von  der  eventuellen  Descendenz  des  abge- 
setzten Ftlrsten  kein  Vorzugsrecht  beansprucht  werden,  weQ 
nach  dem  legitimen  Uebergange  der  Krone  auf  den  CoUatmi- 

*)  Die  nachstehende  AusfOhrong,  welche  sich  dem  Sinne  nach  übereio- 
Btimmend  schon  in  der  dritten  Ausgabe  dieses  Lehrbuches  als  §.  92,  X, 
fand,  ist  nur  durch  ein  Redaktionsversel^en  bei  der  ToUständigen  Ümftn- 
derung  des  Systems  in  der  vierten  Auflage  hinv^ggeblieben. 

*)  Sehr  richtig  wurde  von  Hannover  in  der  18.  Sitzung  der  R-Y. 
vom  11.  Mai  1831,  Prot  §.  120,  S.  489  gesagt:  „Wer  die  Pr&misse  ein- 
räumt —  (dass  n&mlich  in  einem  solchen  Fall  die  Souverainetät,  und  nicht 
blos  die  Regentschaft,  an  den  nächsten  Agnaten  übergegangen  ist)  —  der 
muss  auch  die  daraus  nothwendig  hervorgehende  Folge  zugestehen.'' 
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len  nuDmehr  dieser  und  s e i n e  Descendenz  in  die  rechtliche 
Stellung  einer  Unea  primogenita  eingetreten  ist,  und  überhaupt 
kein  Fall,  d.  h.  keine  Throner(5£fnung ^)  fernerhin  mehr  von 
dem  abgesetzten  Fürsten,  sondern  nur  noch  von  dem  nun- 
mehrigen Souverain  ausgehen  kann,  und  überhaupt  nach  den 
Grundsätzen  der  Linealfolgeordnung,  von  welcher  die  Primo- 
geniturordnung  ebenso,  wie  die  Linealgradualfolge  eine  Unter- 
art ist^),  die  Krone  in  jener  Linie  bis  zu  deren  Erlöschen 
bleibt,  aufweiche  sie  nun  einmal  aus  irgend  einem  recht- 
lichen Grunde  gekommen  ist^). 

IV.  Wegen  völliger  Gleichheit  des  Grundes  müssen  auch 
dieselben  Grundsätze  hinsichtlich  der  eventuellen  Descendenz 
eines  Erbprinzen  als  massgebend  betrachtet  werden,  welcher  zur 
Zeit  seines  Ausschlusses  von  der  angefallenen  Thronfolge  noch 
kinderlos  war  ^).  Daher  findet  sich  auch  weder  in  der  goldenen 
Bulle  E.  Karl's  IV.  cap.  25,  §.  4^),  noch  in  einem  späteren 
Haus-  oder  Verfassungsgesetze  ein  Vorbehalt,  wonach  die  even- 
tuelle Descendenz  eines  ausgeschlossenen  Erbprinzen  einen  Vor- 
zug vor  der  neu  in  die  Regierung  getretenen  Linie  oder  die 
Abtretung  der  Regierung  von  derselben  verlangen  dürfte. 

V.  Nach  dem  Aussterben  oder  sonstigem  Wegfall  der  De- 
scendenz des  in  die  Regierung  eingetretenen  Gognaten  ist  aber 
die  eventuelle  snccessionsfähige  Descendenz  eines  abgesetzten 
Fürsten  oder  eines  als  unfähig  ausgeschlossenen  Erbprinzen  aller- 
dings beAigt,  den  Vorzug  vor  den  übrigen  Seitenlinien  zu  ver- 
langen, weil  ihr  in  diesem  Falle  rechtlich  nichts  weiter  im 
Wege  steht,  ihre  Eigenschaft  als  erstgeborene  Linie  im  Ver- 
hältniss  zu  diesen  übrigen  Linien  wieder  geltend  zu  machen. 


»)  Siehe  oben  §.  248,  V,  VH;  §.  251,  U, 

*)  Siehe  oben  §.  251. 

^  Yergl.  die  oben  in  §.  251,  Note  7,  angef&hrte  Bestimmung  in  II.  Feud. 
50:  „  .  .  .  (pervenit)  ...  ad  solos  et  ad  omnes,  qui  ex  ista  lineasunt, 
ex  qaa  iste  (der  letzte  Inhaber)  fiiit".  —  Struv,  Jurisprudentia  heroica, 
T.  vn,  S.  470,  S.  11.  —  Vergl.  auch  die  übereinstimmende  Erklärung  von 
Hannover  in  der  XVm.  Sitzung  der  B.-V.  vom  11.  Mai  1831,  Prot.  §.  120, 
8.  492.  —  Siehe  auch  H.  A.  Zachariae,  deut  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  84, 
Note  11,  u.  dessen:  Das  Successionsrecht  im  Oesammthause  Braunschweig- 
Lünebnrg  etc.  Leipzig,  1862,  S.  176  flg. 

•)  Siehe  oben  §.  250,  V. 

7)  Siehe  oben  §.  250,  Note  7. 
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§.  280. 
in.     Von  der  Revolution*). 

I.  Unter  Beyolation  versteht  man  den  gewaltsamen 
Umsturz  einer  Verfassung  dureh  das  Volk,  d.  h.  durch  eine 
mächtige  Partei  in  demselben^). 

n.  Die  Frage,  ob  das  Volk  unter  gewissen  Voraos- 
setzungen  zur  Revolution  befugt  sein  könne,  ist  keine  staats- 
rechtliche Frage,  d.  h.  keine  Frage,  welche  in  einem 
Staate  nach  staatsrechtlichen  Grundsätzen  entschie- 
den werden  kann ,  Weil  jeder  Staat  auf  die  Voraussetzung  ge- 
baut ist,  dass  er  ein  solcher  Zustand  sei,  in  welchem  die  £e- 
volution  nicht  denkbar  ist,  und  weil  die  Bevolution  der  direkte 
Gegensatz  und  das  Ende  des  bisher  bestehenden  Staats- 
Zustandes  ist. 

ni.  Mit  der  Vernichtung  der  bisher  bestandenen  Verfas- 
sung ist  nämlich  immer  zugleich  die  Giltigkeit  der  ihre  Auf- 
rechthaltung bezweckenden  Strafgesetze  vernichtet,  und  dies  ist 
der  Grund,  warum  jede  gelungene  Revolution  straflos  ijst 
Eben  darum  kann  aber  auch  der  Ausdruck  „Revolution" 
nur  da  gebraucht  werden,  wo  der  Umsturz  der  Verfassung 
wirklich  gelungen  ist  Ein  Versuch  einer  Revolution, 
der  von  der  bestehenden  Staatsgewalt  unterdrückt  und  be- 
zwungen werden  konnte,  ist  dagegen  vor  dem  positivenGe- 
setze  nothwendig immer  ein  selbstständiges  Verbrechen, 
nämlich  Hochverrath. 

rV.  Fflr  das  praktische  und  das  positive  Recht  ist  da- 
her eine  vollendete  Revolution  lediglich  eine  thatsäcb- 
liehe  Frage,  nie  aber  eine  Rechtsfrage. 

*)  VergL  J.  W.  Neumair  von  Ramsla,  vom  Aufstand  der  Untern 
wider  ihre  Begenten  und  Oberen,  sonderbarer  Tractat.  Jena,  1633.  — 
F.  Murhard,  über  Widerstand,  Empörung  und  Zwangsübung  der  Staats- 
bürger gegen  die  bestehende  Staatsgewalt,  etc.  Braunschweig,  1832.  — 
E.  S.  Zachariae,  40  Bücher  vom  Staate  (Umarbeitung),  Bd.  m, 
S.  76  u.  £ 

*)  Nie  macht  das  ganze  Volk  eine  Revolution:  immer  ist  es  eine 
übermächtige,  oft  sogar  der  Zahl  nach  geringere,  aber  thätige 
Partei,  welche  sich  den  Namen  des  Volkes  anmasslich  beilegt 


Nachtrag. 


(Während  des  Druckes  erschienene  Schriften  und  Aktenstücke). 


Bei  der  Literatur  des  allgemeinen  Staatsrechts  S.  99  nach  Zeile  9 
von  unten  ist  einzuschalten: 

Babus,  L.  Dr.,  Das  monarchische  Prindp.    Eine  wissenschaft- 
liche Untersuchung,  zugleich  ein  Beitrag  zur  Begründung  des 
Staatsrechts  und  der  Politik.    Nürnberg  1862. 
W  a  i  t  z ,  6.,  Grundzüge  der  Politik,  nebst  einzelnen  Ausführungen, 
Kiel  1862. 
Auf  8.  354,   §.  146   in  Note  5,   Zeile  9  von  unten  (nach  den  Worten: 
„Protokoll  §.  50")  ist  beizufügen: 

„Desgleichen  in  der  34.  Sitzung  ▼.  16.  Octbr.  1862,  Protok.  §.  304, 
S.  515." 
£ben  da  selbst  Zeile  7  von  unten,  am  Schlüsse  des  Satzes,  ist  beizu- 
fügen: 

„Desgleichen  bezüglich  des  Antrages  mehrerer  Staatsregierungen 
auf  die  Einrichtung  einer  Delegirten-Yersammlung, 
zunächst  zur  Berathung  der  Gesetzentwürfe  über  Civilprozess 
und  Obligationenrecht,  in  der  32.  Sitzung  v.  14.  Aug.  1862, 
Protok.  §.  273,  S.  481." 
Auf  S.  382,  §.  153,  YIH,  Zeile  25,  ist  beizufügen: 

„In  der  32.  Sitzung  der  Bundesversammlung  v.  14.  Aug.  1862, 
Protok.  §.  274,  S.  484,  wurde  von  Oesterreich,  Bayern,  Königr. 
Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  Eurhessen,  Grossh.  Hessen, 
S.-Meiningen  und  Nassau  der  Antrag  gestellt,  die  in  letzter 
Zeit  unterbrochenen  Verhandlungen  bezüglich  der  Errichtung 


/ 
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